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Kanrad Mayrar.') 


—— A: 


1846 ist mit einer Münchener Inauguralabhandlung über 
das Wesen des ältesten Adels der deutschen Stämme als ein 
23 Jühriger derjenige Forseher hervorgetreten, der, in stolzer 
Abgeschiedenheit und ohne die Erfolge des Tages arbeitend, 
dennoch immer mehr unserer ganzen Disziplin ein neues Ziel 
gegeben hat, Konrad Maurer, der Bohn des ganz andere 
gearteten Germanisten und bayrischen Sitaatsmannes Qt. L. 
v. Maurer. — Jene Abhandlung über den ältesten Adel ist noch 
jetzt sehr wertvoll und vielleicht würden die gegenwärtigen 
Meinungsverschiedenheiten über Stündewesen durch eine 
gròBere Berücksichtigung des alten Buches gewinnen. Zu 
den bleibenden Ergebnissen rechne ich die Entdeckung von 
Mittelfreien, welche über den Gemeinfreien stehen, dann 
vor allem die scharfe Trennung des alten Volksadels und 
des jüngeren Dienstadels. Betont ist auch schon, daB der 
alte Volksadel seine Entstehung auf gôttliche Abstammung 
zurückführt; doeh hat Maurer (vgl. krit. Überschau II S. 438) 
nie daran gedacht, das irgendwie zur Erklärung der ständi- 
schen Abscheidung zu verwenden. Als Material dienen die 
kontinentalen leges barbarorum, dann aber vor allem das 


1) Von umfassenden Nekrologen sind mir folgende bekannt ge- 
worden. W. Golther in Zeitschrift für deutsche Philologie XXXV 
8.99. E. Hertsberg in Arkiv for nordisk filologi XIX S. 262f. 
K. Lehmann in Seeligers historischer Vierteljahrsschrift V 8. 589f. 
A. Taranger in Tidskrift for Retsvidenskab XVI S.1f. van Vleuten in 
kritischer Vierteljahrsschrift XLV S.1f. Zorn in Beilage zur Allgemeinen 
Zeitung 1902. 249. Das vollständigste Verzeichnis von Maurers Schriften 
het Vleuten geliefert. Es findet sich in krit. Vierteljahrsgchrift 
9.8. 0. S. 17f. und noch übersichtlicher in Tidskrift f. Retavb. 2.2.0. S. 17 f. 
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angelsächsische Recht; gerade mit dem angelsüchsischen Teil, 
dessen Ergebnisse auch in der Folgezeit festgehalten wur- 
den (krit. Überschau II 8. 403), geht der junge Gelehrte 
bereits weit über den Gesichtskreis der damaligen land- 
läufigen Germanistik hinaus. Die Richtung zum nordischen 
Recht ist bereits da und dort angedeutet, aber, bezeichnend 
genug für des Verfassers Wesen, der sein Leben lang ein 
bloß gelegentliches Ausblicken nach Verwandtem, Analogem 
verwarf, nicht weiter eingeschlagen. — Dieser ersten Arbeit, 
die schon so weit von einer Erstlingsarbeit absteht, folgte 
auf lange eine stille Vorbereitung nicht nur zu weiteren 
wissenschaftlichen Schöpfungen, sondern auch für den mittler- 
weile — 1847 in München — ungern übernommenen akade- 
mischen Lehrberuf. Das waren jene Jahre, wo Maurer die Zeit 
auskaufte in einer Weise, wie sie eben nur seiner kraftvollen 
Seele und seinem mächtigen Körper möglich war. Dann 
aber brechen in ganz außerordentlicher Fülle die Quellen 
der Erkenntnis hervor, welche sich schweigend gesammelt 
hatten. Jetzt verkündet Maurer — bei aller reifen Be- 
sonnenheit doch noch mit dem Feuer und der Kühnheit der 
Jugend — das Gesamtbild, welches er von der germanischen 
Welt geschaut. Von 1852 — 1857 hat dieser so kritische, 
vorsichtige und jedem vorschnellen Wort so abholde Geist 
doch mit einer Universalität gearbeitet, wie sie eben nur 
den Größten eignet. Das kontinentale Germanentum be- 
schäftigt ihn noch immer auf das lebhafteste. Der angel- 
sächsischen Geschichte gewinnt er Untersuchungen ab, die 
bis auf den heutigen Tag grundlegend geblieben sind. Vor 
allem aber erzählt er jetzt von den Vorzeiten unserer skan- 
dinavischen Brüder: hat er dabei naturgemäß nach der Art 
der Überlieferung am meisten von isländisch - norwegischen 
Dingen zu sagen, so vergleicht er doch auch immer wieder 
mit dem dänischen und schwedischen Material, das ja frei- 
lich überwiegend juristisch ist, aber über Rechtszustände 
nicht selten reichere, für unsern ackerbautreibenden Süden 
zutreffendere Antwort gibt, als das altnordische. Vor allem 
aber fesselt ihn nicht nur die gesetzliche Ordnung: allerdings 
hat der Münchener Meister sich stets den lebhaftesten Sinn 
für die verschlungenen Wege des Rechts bewahrt und es 
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war keine Täuschung über die eigene Begabung, wenn er 
sich als befähigt zur praktischen Jurisprudenz fühlte und es 
in trüben Tagen als ein Unglück empfand, kein Richter 
oder Verwaltungsbeamter geworden zu sein. Seine gewal- 
tige Lebensarbeit zeugt überall von dem kühlsten, strengsten 
juristischen Scharfsinn. Allein sein Blick richtet sich auf 
die ganze geistige Überlieferung, auf Glaubensvorstellungen 
und Sagen vor allem; mir will fast scheinen, daß das an- 
gestammte Theologenblut in ihm sich da am würmsten regte, 
wo er die schwer zu erfassenden, zerfließenden Gedanken über 
die letzten Dinge mit zarter und sicherer Hand festhielt, wo 
er — durchaus nicht immer als Freund — deren Kristalli- 
sierung zu Kultverband und Kirchentum verfolgte. — Dabei ist 
Maurer die Arbeit nicht so leicht geworden, wie uns heutzu- 
tage. Es würe ja eine unberechtigte Übertreibung, die der 
Grofe selber am wenigsten loben würde, wollte man ihn als den 
Begründer der skandinavischen Forschung bezeichnen; denn 
in Deutschland haben vor ihm Grimm und Wilda gearbeitet, 
und im Norden, wo sich ja früher als in Deutschland eine 
moderngermanische Kultur entwickelt hat, in Dinemark insbe- 
sondere ist Maurer nicht ohne große Vorgänger gewesen, und 
überall hat er sehr bedeutende gleichzeitige Arbeitsgenossen 
gefunden, deren Werke ihn, den gewissenhaften Kenner 
fremder Arbeit, ebenso gefórdert haben, wie er selber die 
andern bestimmte. Aber der Skandinavist der fünfziger 
Jahre arbeitete immerhin noch ohne die Grundlage, die 
seitdem gelegt ist; er mufte sich mit einem schlechtern 
Apparat, mit unendlich geringern sprachlichen, lexikalischen 
Behelfen begnügen.' — Die erste Frucht jener geseg- 
neten Reifezeit ist „Die Entstehung des isländischen Staats 
und seiner Verfassung 1852", als erstes Heft von Beitrügen 
zur germanischen Rechtsgeschichte gedacht, die dann in 
dieser Form nicht weiter erschienen sind. Das Buch — 
noch 1882 von Sigurdr Sigurdarson in das Isländische über- 
tragen — benutzt im reichsten Μαβ das vorhandene Material, 
Geschichtsquellen so gut wie Rechtsquellen. Was es lehrt, 


1) 7. B. die mühselige Ermittelung einer Wortbedeutung in Be- 
kehrung I S. 95f. N. 15. 
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ist für die islündische Verfassungsgeschiohte maßgebend ge- 
blieben und Maurer hat spüter nur wenig zurückzunehmen 
gehabt: so hielt Maurer stets (zuletzt krit. Vierteljahrsschrift 
XXXII 8.332—356), auch gegen die scharfsinnigen Be- 
denken des ihm persönlich befreundeten Viljalmr Finsen 
(besonders in „om den oprindelige ordning af nogle af de 
islanske Fristats Institutioner* 1888) an der erst allmählichen 
Ausbildung der islindischen Verfassung fest. Vielfach wer- 
den aber Gedankengünge eingeschlagen, die weit über den 
isländisch -norwegischen Kreis hinausführen: die Bonder- 
stellung der Behenkung im germanischen Recht und die 
Abhüngigkeit, welche die blofe Schenkung für den Be- 
schenkten begründet, hat Maurer lüngst erkannt (B. 73—81), 
bevor die Erkenntnis Gemeingut geworden. Was er aber 
(B. 21f.) hier über die Einziehung des Odal durch Haraldr 
Harfegri und über die heldar bemerkt, kónnte die ganze 
moderne Árbeit über Ständewesen in die rechten Bahnen 
lenken. — Maurer wollte dem „Freistaat“ die Geschichte 
der isländischen Kirchenverfassung nachfolgen lassen: unter 
der Hand wurde ihm 1855 und 1856 die Bekehrung des 
norwegischen Stammes zum Christentum daraus, das Werk, 
welches äußerlich sein umfassendstes geblieben ist. Nur 
zum kleinsten Teil wird diesmal die Rechtsgeschichte be- 
rührt; für diese kommt — neben Einzelbemerkungen — 
‚direkt wohl nur das, was da und dort über die moralische und 
religiöse Auffassung von Delikten gesagt ist, und dann der Ab- 
schnitt über den Zusammenhang des Rechtes mit der Eeli- 
gionsverfassung in Betracht. Weit überwiegend beschäftigt 
sich der Verfasser einesteils mit den äußern Bekehrungs- 
vorgängen, wobei er nirgends vor der eingehendsten Be- 
gründung aus der Profangeschichte des skandinavischen und 
englischen Nordens zurückscheut; die Forschungen sind denen 
P. A. Munchs gleichzeitig und haben neben dessen Geschichte 
einen sehr bedeutenden selbstündigen Wert behalten. Vor 
allem aber wird in exakter Systematik der religióse und 
moralische Zustand des Heidentums zur Zeit der Bekehrung 
und die Wandlungen, welche darin durch das Vikingertum 
und die Berührung mit der christlichen Welt herbeigeführt 
wurden, geschildert. Sehe ich recht, so haben gerade diese 
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Untersuchungen die Bekehrung zu einer Großtat der Historie 
gemaeht. Maurer geht freilieh noch von der Annahme aus, 
daB die nordische Mythologie, die Mythologie der Edda, 
urgermanisch ist, aber er ist es gewesen, welcher das Auge 
für jene eigentümhohe Mischkultur der Vikingerzeit äffnete 
und dadurch eine Auffassung ermôglichte, von der später 
noch die Rede sein soll. — Fast gleichzeitig mit der Be- 
kehrung aber sind zwei klaesische Abhandlungen geschrieben; 
die eme ist der durch Kemble's Buch the Saxons veranlaßte 
große Beitrag über angelsüchsische Rechteverhültnisse (krit. 
Überschau I 1854 8. 47— 120, II 1855 8. 30— 68, 8. 388—440, 
III 1856 S. 26—62), das andere die berühmte Darstellung 
des germanischen Beweisrechtes (krit. Überschau V 1857 
8. 180—259, S. 332—393). Die erstere Arbeit hat vor allem 
in unverrückbarer Weise die Grundlinien des angelsächsischen 
Stände- und Bodenrechts gezogen: wie fruchtbar ist z. B. 
die durch Ähnlichkeiten des schwedischen Rechts gestützte 
Erklärung von foleland, dann von edhel. Und wenn auch 
vielleicht die Ablehnung der Gesamtbürgschaft sich schließ- 
lich als unzutreffend erweisen mag, wenn vielleicht das 
bocland überhaupt einem ganz andern als dem germanischen 
Rechtskreis angehört, so ändert das nichts an dem Vollwert 
der Arbeit, welche das bescheidene Gewand des kritischen 
Referats, wie so oft bei Maurer, trägt. — Die Darstellung 
des Beweisrechts darf man unbedenklich als das Beste be- 
zeichnen, was über die Zusammenhänge des germanischen 
Prozesses überhaupt geschrieben wurde. Wohl hat spätere 
Forschung manches korrigiert: daß der Geschworenenbeweis 
nur dem nordgermanischen Recht eigen ist, hat sich als irrig 
herausgestellt; vielleicht ist auch die Bedeutung des Voreids 
für das ganze Beweissystem zu wenig betont. Aber das 
Ineinanderarbeiten der nordischen und der südlichen Quellen 
ist noch niemand in derselben Art gelungen, und wie treff- 
lich sind die allgemeinen Erwügungen, z. B. das S. 372 über 
die Bedeutung des Formalismus Gesagte. Nur daß Maurer 
die franzósisch-niederlündischen Quellen nur wenig in Betracht 
gezogen hat, hindert da und dort die Allgemeingültigkeit 
seiner Ergebnisse. — All das sind nur die schónsten Früchte 
jener ersten groBen Erntezeit des Meisters. Eine bedeutende 
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Zahl von kleineren Beiträgen, die hier nicht besprochen 
werden können, kommen außerdem noch daneben in Betracht. 

Das Jahr 1857 hat Maurer einen Herbstaufenthalt in 
Kopenhagen, der Sommer von 1858 die persönliche Kenntnis 
Islands gebracht — er durchquerte es, als ein überaus tüch- 
tiger Tourist, auf 14 — 16 stündigen Ritten. Nach der 
Rückkehr hat er die Lebensgefährtin gefunden, die es ver- 
stand, ihm in guten und in manchen schweren Tagen zur 
Seite zu gehen und die Schwermut von seiner einsamen 
Seele zu scheuchen. In seine wissenschaftliche Arbeitsweise 
machen nun diese Jahre einen deutlichen Einschnitt. Die 
Eindrücke, welche er auf dem klassischen Boden Islands 
empfangen, die jetzt vollkommene innere Selbständigkeit 
auch dem vielgestaltenden Vater gegenüber, welche ihm der 
eigene Hausstand brachte, mag zur Veränderung wenigstens 
stark mitgewirkt haben. Wiederum nämlich kommt jetzt 
die literarische Produktion zum Stillstand und weicht einer 
Sammlung zu ganz andern Schöpfungen. Zunächst hat Maurer 
allerdings noch einige Resultate seiner nordischen Reisen 
veröffentlicht. Hierher zählt die Ausgabe der ja nicht um- 
fassenden Gullporissaga 1858 und das wundervolle Buch: 
Isländische Volkssagen der Gegenwart 1860, das ebenso von 
strenger Systematik als von feinem psychologischen Ver- 
ständnis für die Mächte der Sagenwelt zeugt. Hierher ge- 
hört es weiter, daß er von nun ab den lebhaftesten Anteil 
an den Geschicken des modernen Islands nahm: im Ver- 
fassungsstreit der Insel mit dem dänischen Hauptland, der 
aus der gleichen Veranlassung wie die schleswig - holstein- 
schen Wirren sich ergab, hat er wiederholt für das erstere 
sich publizistisch eingesetzt, am ausführlichsten 1859 in 
Sybels historischer Zeitschrift I S. 449—492, II S. 1 —51. 
Und als endlich die Schwierigkeiten überwunden waren, hat 
ihn das zu dem feinen Aufsatz von 1874 ,Zum Jubelfest 
Islands“ gedrüngt. Diese Gelegenheitsarbeiten, übrigens mit 
der ganzen Gründlichkeit Maurers geschrieben — 1880 ge- 
sammelt unter dem Titel „Zur politischen Geschichte Islands“ 
— haben den Verfasser auf jenem weltentlegenen Eiland 
zum populáren Mann gemacht, von dem bis zum heutigen 
Tag jeder Bauer weiß. Auch das moderne islündische 
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Recht hat ihn auf das lebhafteste angezogen und so hat er 
an der Hand eines Buches von Jon Péturson in der kriti- 
schen Viertelj. VII (1865) 8. 160—240, S. 382—431, 8. 537 
bis 560 (dazu der Nachtrag in krit. Vierteljahrsschrift X XXV 
S. 251 Ε) einen umfassenden Abriß des modernen isländischen 
Kirchenrechts gegeben, welches namentlich durch die Fort- 
dauer der Eigenkirchen weit über die unmittelbar Beteiligten 
hinaus interessant ist. — Aber in der Hauptrichtung der 
Forschung, welche Maurer seit 1858 eingeschlagen, liegen 
diese Arbeiten nicht. Die besteht vielmehr darin, daß 
Maurer nunmehr in der schürfsten Weise die Grundlagen 
der Überlieferung selber kritisch prüft. Unkritisch ist Maurer 
nie gewesen von seinen ersten Abhandlungen an. Aber er 
hat zunüchst die Texte der Rechtsquellen so hingenommen, 
wie sie überliefert waren und hat der allgemeinen Meinung 
folgend (z. B. Freistaat 8. 96) die Saga, welche erst im 
13. Jahrhundert niedergeschrieben wurde, als verlüssige 
Quelle für die Ereignisse des 9., 10. und 11. Jahrhunderts 
gefaßt. Die Kritik, der der Fünfunddreifigjührige sich nun 
hingibt, hat ihn für lange Zeit zum Stillschweigen verpflichtet: 
1863 mit der Abhandlung über die Grágás, endgiltig aber 
erst mit der Fülle der Untersuchungen, die seit 1868 an 
das Licht kommen, zieht er die Ergebnisse. Soll ich den 
Gehalt dieser zweiten Arbeitsperiode gleich jetzt im all- 
gemeinen beschreiben, so bedeutet sie sachlich eine immer 
mehr fortschreitende Einschrünkung des Arbeitsfeldes. Die 
deutschen, aber auch die angelsüchsischen Probleme treten 
(außer im Hauptzehnt, der Wasserweihe und den gagnfestur) 
nun ganz zurück, so wenig Maurer je das persónliche Inter- 
esse und die genaueste Fühlung mit dieser Forschung verlor; 
die neue Ausgabe der angelsüchsischen Quellen z. B. hat 
er tatkräftig gefördert. Aber auch von den nördlichen 
Stoffen berühren ihn weit überwiegend die norwegisch- 
isländischen; Schweden und noch mehr das an wertvollen 
Überlieferungen so reiche Dänemark tritt zurück, obwohl 
überall die absolute Beherrschung der Quellen auch für diese 
Länder zu erkennen ist. Diese Verengung des Arbeitsge- 
biets bringt es dann ferner mit sich, daß den Arbeiten auch 
ein näheres Ziel gesetzt wird. So kühn vergleichende Unter- 
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suchungen wie den zweiten Band der Bekehrung oder das 
Beweiarecht hat Maurer spáter nur mehr ganz vereinzelt 
veröffentlicht. Vielmehr handelt es sich für Maurer jetst 
einmal um die mühsamste Bestimmung der Rechts- und der 
Gesehiehtsquellen; was er für die ereteren geleistet, wird für 
alle Zeit abschließend bleiben; die Kritik der Geschichts- 
quellen mag awar in Zukunft noch üher das hinausgehen, 
was unser Forscher für das richtige MaB ansah; aber den 
Grund hat er auch hier weithin gelegt. Ferner hat sich aus 
den quellenkritischen Untersuehungen eine Anzahl geschicht- 
licher, namentlich aber rechtsgeschichtlicher Fragen abgelóat 
und diese sind dann mit der größten Genauigkeit und Schärfe 
beantwortet. Zu einer zusammenfassenden Darstellung ist 
es nur noeh einmal — in seinem Island — gekommen. 

Es ist klar, daß die Arbeitsweise der spätern Jahre 
eine große Resignation in sich barg: nieht nur Verzicht auf 
äußeres Vorankommen in Zeiten, in denen so etwas dem 
treuen Familienvater für die Beinen sehr wünschenswert 
erscheinen mochte; denn nicht immer hat Maurer in den 
behaglichen Verhältnissen gelebt, welche ihn während der 
letzten Jahrzehnte umgaben. Und auch darauf sall kein 
Gewicht gelegt werden, daß er den wissenschaftlichen Tages- 
ruhm lange missen mußte — denn in Deutschland galt 
der Münchener Germanist noch da lange für einen Sonder- 
ling, als seine Größe im Norden bereits festetand. Sondern 
vor allem mochte es einer so schôpferischen Persönlichkeit 
schwer werden, jenen elementaren Forschungen zu entsagen, 
denen sie sieh früher hingegeben. Möglich war ao etwas nur 
einem Mann von seinem Seelenadel und seiner „wissen- 
schaftlichen Sittlichkeit und Rechtschaffenheit, welche das 
Studium um seiner selbst willen betreiben und dem Streben 
nach Wahrheit und Klarheit alle andern Rücksichten unter- 
ordnen^!) hieß. Vielleicht wäre mehr Freude auf seinem 
Leben gelegen, hätte er dem Gott in seiner Brust nicht so 
treu gehorcht. Andererseits mag in der spätern Methode 
ein inneres Bedürfnis zu seinem Recht gekommen sein, das 


1) Worte Maurers in seinem Nekrolog Albreehts (krit. Viertelj. 
XIX S. 188). 
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sith vielleicht stärker äußerte, seitdem der Einfluß des Vaters 
zurücktrat. Als junger Maan hat er, bewegt durch seinen 
Onkel, den berühmten Heidelberger Chemiker Gmelin, Natur- 
wissensehaft studieren wollen; der Vater hat ihn, der noch 
eine Zeitlang für Mineralogie Interesse hegte, davon abge- 
halten und ihn auf Jurisprudenz gewiesen, ganz ebenso wie er 
ihn später m den Lehrberuf setzte. Da mag es sein, daß die 
alte Neigung in eimer Forschung ihr besonderes Genüge fand, 
im welcher das Persönliche ganz zurücktritt, und in der es sich 
daram handek, Rechts- und Kulturschichten, das Anwachsen 
von Zusküren an einen Text, das Verschmelzen der Texte 
zu verfolgen, ähnlich wie der Geologe die Gesteinschichtung 
beobachtet. Umgekehrt hat Maurer keine sterke Neigung für 
persönliche und subjektive Geschichtsbetrachtung empfunden ; 
der Klsseiker einer solchen Denkweise, Carlyle, war ihm bei- 
spielsweise direkt unleidlich. Auch wird die Fremdartigkeit 
des Weges, den der Münchener Meister ging, für seinen 
schwermütigen Sinn oft etwas Beruhigendes gehabt haben; er 
sagte wiederholt zu den Seinen: „ioh kann betretene Pfade 
nécht gehen; das zieht mich nieht von meinem Jammer ab“. 

Die Reihe der kritischen Untersuchungen über Rechts- 
quellen eröffnet die große Abhandlung über Grágás in Ersch 
und Grubers Enzyklopädie Bd. 77 8.1—136. Maurer führt 
die Formen der Grägäs auf die legsag& zurück, wie er dem 
von jetzt ab überall die Abhängigkeit der altnordischen und 
schwedischen Rechtsquellen von dem Vortrag des Gesetz- 
sprechers betont. Soweit steht er im Gegensatz zu Finsen, 
der wie im isländischen Staat eine bewußte Schöpfung aus 
einem Guß, so in der Grägäs em Gesetzbuch sehen wollte, 
und ich denke, daB die Fachgenossen dem Deutschen recht 
gegeben haben. Auch der Gang der Gesetzgebung, der 
eigentitmaliche Unterschied zwischen Gesetz und authentischer 
Esterpretation (rétta leg) ist hier bereits behauptet, wie er 
dann wiederum gegen Finsen viel später (1887) in der 
Mürelroner Festschrift für Planck S. 119—149 genauer aus- 
geführt wird. Auf das eindringlichste ist Textgestaltung und 
Geschichte dieses umfassendsten altgermanischen Rechtsbuchs 
geschildert. — Die nächste Arbeit gilt dam den Gulapings- 
log; was schon in der kritischen Viertelj. X 1868 8. 363 
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angedeutet ist, wird in ,Entstehungszeit der alten Gula- 
pingsl.“ (Münchener Ak. Abh. phil. phil. Kl. XII. 3. 1871 
S. 97—170) vollkommen durchgeführt. Vor allem wird das 
verhältnismäßig geringe Alter des vorliegenden Textes nach- 
gewiesen; dann aber wird dem Verhültnis der beiden in- 
einander gearbeiteten Redaktionen nachgegangen und es 
gehórt fortan zu den grüBten Künsten Maurers, Widersprüche 
und Dunkelheiten dieser altertümlichsten nordischen Quelle 
aus mangelhafter Ausgleichung der beiden Redaktionen zu 
erkliren. — 1875 hat sich dann Maurer ausfübrlich über 
die Entstehung der Frostup.l ausgesprochen (Münch. Ak. 
Abh. ph. ph. Kl. XIII. 3. S. 1—85). Auch an den Ergeb- 
nissen dieser Untersuchung, deren entscheidendstes die An- 
nahme einer Revision unter Magnus Erlingson und der 
Entstehung des vorliegenden Textes um die Mitte des 
13.! Jahrhunderts ist, ist nicht viel geändert worden; ledig- 
lich das, was über die Zwischenredaktionen des 13. Jahr- 
hunderts und das Jahrzehnt der Endredaktion gelehrt wird, 
bedarf vielleicht unter dem Einfluß der neu gefundenen Tü- 
binger Fragmente der Korrektur. Maurer selber (N. historisk 
Tidskrift II Bd. 6) hat übrigens ausführlich zu diesem Fund 
Stellung genommen. — Im Zusammenhang mit den Studien 
über Gulap. l. und Frostup. l. stehen dann auch die beiden 
Abhandlungen über das sog. Christenrecht des Kónigs Sverrir 
.(Bartsch’s germanistische Studien I 8. 57—76 1872; Münchener 
Festgabe für Spengel 1877 8.1— 92): hier wird auf den 
verschlungensten Wegen erwiesen, daß jenes Rechtsbuch 
lediglich eine rohe private Kompilation aus Gulap. l. und 
Frostup. l. ist, geeignet, auf die Textgeschichte dieser beiden 
Quellen ein Licht zu werfen. Schlieflich hat Maurer unter 
dem Titel Gulapingsleg in der Enzyklopädie von Ersch und 
Gruber Bd.97 S. 1 — 74 die norwegischen Rechtsquellen 
überhaupt geschildert. Für Gulab. l und Frostup. l. auf 
dem bisherigen fußend und soweit im wesentlichen wieder- 
holend, bringt der hóchst genaue Artikel um so mehr Neues 
über die Fragmente der ostnorwegischen Provinzialrechte 
und über die Gesetzgebung des Kónig Magnus Lagabetir. — 
In dem letzten Jahrzehnt literarischer Tütigkeit hat Maurer 
dann noch zweimal die Gestaltung der Anfangsworte in den 
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nordischen Rechtsbüchern behandelt: „Die Eingangsformel 
der altnordischen Rechts- und Gesetzbücher“ (Münchener 
Sitzungsb. ph. ph. Kl. 1886 S. 317—358) und „das Bekennt- 
nis des christlichen Glaubens in den Gesetzbüchern aus der 
Zeit des Kónigs Magnus Lagabetir^ (Münchener Sitzungs- 
berichte 1892 8. 537—581): so klein das Objekt scheint 
und so unverhältnismäßig die mühselige Arbeit, so kann 
man gerade hier den Weitblick Maurers gut messen; 
denn nicht nur folgert er aus der Gestaltung des Ein- 
gangs auch für das norwegische Recht die abgelôste 
Existenz einer Thingordnung, ähnlich dem Ppingskapapattr 
der Grágás, sondern vor allem schlieBt er, da8 schon in der 
Heidenzeit an der Spitze des ganzen Rechtsbuchs religióse 
Vorschriften standen. Was dann daraus über das Ver- 
hültnis der norwegischen Christenrechte zu einem hypothe- 
tischen Einflu8 fremden Rechts zu folgern ist, hat Maurer 
selber in seiner groBen Besprechung (Nogle Bemærkninger 
til Norges Kirkehistorie [S. 15 des Separatabdr.] aus N. histo- 
risk Tidskrift 3 R. Bd. 3 1893) von A. Tarangers Buch 
dargelegt. — Den fruchtbaren 70 er Jahren gehórt dann auch 
noch die umfassende Untersuchung an, welche nach meiner 
Anschauung die hóchste kritische Leistung des Toten be- 
deutet: ich meine ,das ülteste Hofrecht des Nordens 1877“, 
Hier wird ein kurzes Recht des Hofgesindes geprüft, das 
in norwegischen, dünischen und schwedischen Texten vor- 
kommt und nun von Maurer als ursprünglich schwedische 
Quelle erwiesen wird. Das Ergebnis ist sehr wichtig, nament- 
lich für das noch lange nicht genug bearbeitete und die 
wichtigsten Aufschlüsse auch für das Stadtrecht bietende 
dänische Hofrecht. Die Art der Untersuchung aber gemahnt 
fast an die Technik eines verwegenen Bergsteigers. Nirgends 
scheinen die wenig individuellen Texte einen Anhalt zu 
bieten, sodaB man zu einer sichern Entscheidung empor- 
kommen könnte; und doch entdeckt das sichere Auge des 
Meisters überall wieder Besonderheiten sachlicher, nament- 
lich aber auch sprachlicher Art, an denen er sich forthilft. 
Nirgends gelingt dann auch die Ermittelung des Grundtextes 
der einzelnen Reihen und des diesen Grundtexten voran- 
gehenden Urtextes so sehr wie hier. — Die letzte Unter- 
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suchung greift bereits über den Kreis des norwegischen 
Rechts hinaus. Den schwedischen Quellen gilt dana auch 
eine vortreffliche Besprechung der großen Schlyterschen 
Ausgabe (krit. Viertelj. XIII 8. 51 — 89), in der wiederum 
die Stellung des lagman und seme Bedeutung für die Reokés- 
überlieferung betont wird. Gleich hier sei dann angeführt, 
daß auch für Norwegen die Existenz des Gesetzsprecheramtes 
erst angedeutet, dann in genauerer Untersuchung nachgewiesen 
wurde (zunüchst krit. Viertelj 1868 S. 374 — 381; dann 
Münchener Festgabe für Arndts 1875 8. 1—69). Für Dine- 
mark dagegen hat Maurer die Spuren einer lagsaga be- 
stritten (Münch. Sitzungsb. phil. phil. Kl. 1887 1 8. 363—398), 
hier vielleicht m semer Kritik etwas zu weit gehend. — Die 
letzte einer einzelnen Rechtsquelle gewidmete Arbeit gilt dem 
neugefundenen Fragment eines Textes von Sedermannalagen 
(Münch. Sitzungsb. ph. ph. KI. 1894 8. 427 —442). — Endlich aber 
hat Maurer seine Gesamtauffassung über alle skandinavischen 
Rechtsquellen gegeben im der Übersicht über die Geschichte der 
nordgermanischen Rechtsquellen in HoNzendorffs Enzyklopädie 
8.352— 385; namentlich die Partien &ber dänische Quellen und 
die spätere Gesetzgebung haben großen selbständigen Wert. — 

Maurers Kritik zog aber aufer den Rechtsquellen 
auch die sonstige literarische Überlieferung des Nordens 
in ihren Bereich. Man kann Maurer sohrittweis folgen, 
wie er gegen die Verlüssigkeit der Sagen und poetischen 
Quellen ungläubiger wird. Im Freistaat ist die Grágás 
der Saga gegenüber noch durchweg als die jüngere Quelle 
behandelt und in der Bekehrung werden die Königsssgen 
weithin wörtlich als Beleg angeführt. Aber bereits in 
der Abhandlung über Grágáe (8. 69) wird dae Verhältais 
verkehrt und nun sucht Maurer auf dem unsicher gewordenen 
Boden mühsam Fuß zu fassen. Er ist dabei nicht so weit ge- 
gangen, wie andere, wie Edwin Lassen z. B. (Sybels Zeit- 
schrift XX VIII 8. 61£), welcher der Saga die Glaubwürdig- 
keit überhaupt abspricht; noch ganz spät (kritische Viertelj. 
XXXI S. 232) hat Maurer die Nachrichten der Eigla als 
zeitlich bestimmbare betrachtet!); er hat in seinen beiden 


1) Ähnlich, aber nicht so bestimmt, bezüglich der Laxdela die 
Abhandlung über unechte Geburt S. 34. 
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letzten größern Untersuchungen direkt die Glaubwürdigkeit 
der Eyrbyggja und Eigla geprüft und bejaht (Münch. Sit- 
zungsb. 1895, S. 65—124; 1896, 8, 1 — 48), ein, wenn es 
richtig ist, für die Geschichte, besonders die Rechtsgeschichte, 
sehr bedeutsames Resultat. Allein jedenfalls schwindet ihm 
immer mehr das Zutrauen auf die Saga: die Niala, die zu- 
erst als sicherer Stützpunkt gebraucht wurde, verliert für ihn 
immer mehr die Verlássigkeit; er hat deren Kritik zum Gegen- 
stand von Seminarübungen gemacht und in seinem Nachlaß 
findet sich ein daraus entstandenes Konvolut. Die Glaub- 
würdigkeit der Hoensaporiss., welche man ja als klassisches 
Beispiel des Sagenstils ansehen kann, ist in einer prüchti- 
gen Abhandlung (Münch. Ak. Abh. phil.-phil. Kl. XII 2, S. 159 
bis 216. 187) zerpflückt. Aus dem Bestreben aber, ver- 
lässige Gewührsmünner zu finden, sind eine Reihe von 
Arbeiten entstanden, die wiederum einen Hóhepunkt seines 
Schaffens darstellen: zuerst die müchtige Arbeit über die Aus- 
drücke altnordische, altnorwegische und islündische Sprache 
(Münch. Ak. Abh. XI 1; 1868, S. 457— 706), wo unter 
einem viel weniger verheißenden Titel eine Geschichte 
der nordischen Prosa, namentlich der Königssage gegeben 
wird. Mag sein, daß Maurers Annahmen in einigen Punkten, 
namentlich in bezug auf die Zusammenstellung der Heims- 
kringla, durch die glänzende Schrift Storms (Snorre Sturlu- 
sons Historieskrivning 1873) erschüttert sind; weithin aber 
sind sie doch grundlegend geblieben. Als einzigen un- 
bedingt sichern Bericht betrachtet Maurer die Islen- 
dingabok des Ari frodi und deshalb versucht er nun Um- 
fang und Nachwirkung von deren verlorengegangener erster 
Redaktion zu ermitteln: in diesen Kreis gehört die 1871 
erschienene Untersuchung: „die Quellenzeugnisse über das 
erste Landrecht und über die Ordnung der Bezirksver- 
fassung des isländischen Freistaats“ (Münch. Ak. Abh. 
XII 1, 8. 1-- 101). nach meiner Meinung neben dem „älte- 
sten Hofrecht^ die groBartigste Probe Maurerscher Kunst, 
durch das Gewirr der Textreihen zu der ursprünglichen 
Überlieferung zu gelangen — dann die beiden vortreff- 
lichen Aufsätze über Ari frodi in der Germania XV 8. 291 
bis 321 und XXXVI 8. 61—96. Auch die bereits erwähnte 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXIV. Germ. Abt. II 
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Kritik der Hoensaporiss. ist eigentlich in diesen Zusammen- 
hang zu rechnen. — 

Durch die soeben besprochenen Abhandlungen geht 
dann freilich auch noch ein anderer Grundzug; verwachsen 
mit der Frage nach der Zuverlüssigkeit der Nachrichten ist 
die andere, wo dieselben entstanden sind, wie weit die Is- 
lünder, wie weit die Norweger sich an der altnordischen 
Literatur beteiligt haben. Dieses zweite Problem interessiert 
Maurer dann aber nicht nur nach der historischen Seite hin, 
sondern er betrachtet dasselbe auch in seiner Anwendung 
auf die mythologische Überlieferung: so fragt er nun, wie 
weit die ganze Gesittung des Nordens eine urgermani- 
sche ist, wie weit es sich um jüngere Schichten handelt, 
welche wesentlich in den norwegischen Kolonien und unter 
Berührung mit südlichen Einflüssen entstanden sind. Auch 
hier kommt jetzt der Kritizismus zu seinem Rechte gegen- 
über dem Vertrauen auf die Ursprünglichkeit der Quellen, 
das Maurer noch in der ,Bekehrung" an den Tag legte, wenn 
auch schon dort, wie schon gesagt, seine Ausführungen über 
die Mischzustände der Vikingerzeit vielfach den Keim des 
Spütern in sich tragen. Vieles von dem, was in der groBen 
Abhandlung ,Über die Ausdrücke altnordische, altnorwe- 
gische und altislándische Sprache" steht, ist aus diesem 
Gesichtspunkt geschrieben. Dann gehört eine Abhandlung 
in der Zeitschrift für deutsche Philologie (I S. 25 —89, 1869) 
hierher, der Form nach eine Rezension des ersten Bands von 
Rudolf Keysers nachgelassenen Werken; übrigens wird da 
bereits den überschwänglichen Vorstellungen von einer unver- 
änderten mündlichen Sagentradition gegenüber die schärfste 
Kritik geübt. In die gleiche Reihe zählt die für die 
Eddafrage sehr wichtige Erörterung über Islands und Nor- 
wegens Verkehr mit dem Süden vom IX.— XIII. Jahr- 
hundert (Zeitschrift für deutsche Philologie II (1870) S. 440 
bis 468). Schließlich werden z. T. sehr umfassende Unter- 
suchungen mythologisierenden Werken aus dem Ende der alt- 
isländischen Literatur oder Apogryphen, welche erst in der 
neuislündischen Renaissance des 17. und 18. Jahrhunderts 
entstanden sind, gewidmet: ich meine den prachtvollen 
Bericht über die Skidarimur (Münch. Ak. Abh. XII 1 (1871), 
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B. 169 —239, dann die Aufsätze über isländische Apogryphen 
in Germ. XIII 8. 59f., XX 8. 207f., und über die Huldarsage 
(Münch. Ak. Abh. XX 2. Abt., 1895, 8. 277—321). — Zu 
einer abschließenden Darstellung dieses Gedankenkreises ist 
Maurer nicht gekommen; aber wie sehr damit jener jetzt auch 
durch die nordische Archüologie gefórderten Richtung in 
der Mythologie der Weg gebahnt war, welche in die Edda- 
gedichte starke christliche und klassische Elemente ein- 
gesprengt sieht, ist klar. Maurer hat so Bugges gewaltige 
Studien erst möglich gemacht, und es ist kein Wunder, 
daB er, sehr zum Árger eines deutschen Philologen, welcher 
sich in sehr unmanierlicher, von den vornehmen Lebens- 
formen Maurers arg verschiedenen Weise Luft machte, 
zu diesen Forschungen freundliche Stellung genommen hat 
(Münch. Sitzungsber. 1879, II 8. 290—308; dann auch die 
spüter zu besprechende Wasserweihe). — 

Über all diese kritischen Arbeiten hinaus hat aber 
Maurer auch noch Zeit gefunden zu einer grofen Zahl kon- 
struktiver Darstellungen auf dem Gebiete der Rechtsge- 
schichte; dieselben beziehen sich weniger auf Privatrecht, 
als auf die öffentlichen Materien. Privatrechtlich ist die glanz- 
volle Untersuchung über Vormundschaftsrecht (krit. Viertelj. II 
B. 75—122) und über eheliches Güterrecht (ebd. X 8. 383f.), 
ferner über die Berechnung der Verwandtschaft nach altnorw. 
Recht (Münch. Sitzungsb. 1877 8. 235 — 253), letzeres eine 
wichtige Vorarbeit für Sickers großes Werk. Dann kann 
man auch die Schilderung der nordischen Schuldknecht- 
schaft hierherzühlen (Münch. Sitzungsber. 1874, 8. 1— 47) 
und noch zuletzt het Maurer Bemerkungen über die Lehre 
vom tak veróffentlicht (Tidskrift f. Retsvidenskab I S. 308 
bis 321), in denen namentlich die feinen Ausführungen 
über heimildartak hervortreten. — Prozefrechtliches berührt 
der Aufsatz vom (Gottesurteil im Norden, wonach zwar 
auch dem nordischen Recht das Gottesurteil eignet, aber 
nicht die aus dem Süden eingeführte Eisenprobe und 
Wasserprobe (Germ. XIX 1874, 8. 139 — 149), eine 
Annahme, die schon im Beweisrecht angedeutet wurde. 
Weiter kann man hier die durch Bv. Grundtvigs Cabinets- 
stück veranla&ten Bemerkungen über vapnatak (Germ. XVI 
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S. 317 — 333) anführen, dann zwei Besprechungen über 
Amiras Vollstreckungsverfahren (krit. Viertelj XVI 8. 82 
bis 108) und Hertzbergs Grundtraekkene (krit. Viertelj. 
XVIII 8. 32 — 77), von denen namentlich die letzte 
tief in die ProzeBgeschichte, in die Lehre von den Privat- 
gerichten und vom Beweisurteil eingreift. Die Abhandlung 
über das Verdachtszeugnis des altnorwegischen Rechts (Sit- 
zungsber. 1883, 8. 548 — 592), welche gegen Hertzberg eine 
Herübernahme des südlichen Synodalverfahrens leugnet, was 
allerdings vielleicht im Hinblick auf das dänische und 
schwedische Recht nicht ohne Bedenken ist, führt Gedanken- 
gänge aus, welche bereits früher (krit. Überschau V 8. 386, 
N. 4) angeschlagen sind. Auch die schon erwähnte spätere 
Arbeit über die Eyrbyggja (Sitzungsber. 1896, 8. 1 — 48) 
spricht von zwei sehr wichtigen prozessualen Problemen, 
davon, wie in Island der altnorwegische Reinigungseid vor 
dem kvidr zurückwich und wie auch hier Spuren einer ehe- 
mals umfassenderen Privatgerichtsbarkeit begegnen. — Ganz 
ausgezeichnet sind die Beiträge zum Ständerecht. Am An- 
fang steht eine Erörterung über die Einziehung der nor- 
wegischen Odalsgüter durch König Haraldr harfagri (Germ. 
XIV 8. 27 — 40): sie sieht — ohne zu den kühnen 
Aufstellungen des Freistaats S. 21 ff, welche aber noch 
in der isländischen Übersetzung S. 15 beibehalten und so von 
Maurer keineswegs aufgegeben sind, zurückzukehren — 
nunmehr in den Vorgängen eine Zwangsanleihe, für deren 
Betrag die Bauerngüter haften und welche hinterher erlassen 
worden ist. Offenbar damit hängt es zusammen, wenn in 
der höchst gründlichen Arbeit über „die norwegischen heldar“ 
(Sitzungsber. 1889, S. 169—206) die ursprüngliche Richtung 
der Erklärung nicht mehr eingeschlagen und der heldr ein- 
fach gemäß der Legaldefinition des spütern Rechts als der 
Stammgutsbesitzer gefaBt wird. Zwischen beiden Betrach- 
tungen entstand der Nachweis einer national-norwegischen 
Sippezählung (Sitzungsber. 1877, 8. 235—253), dann der durch- 
schlagende Akademievortrag über die Freigelassenen nach alt- 
norwegischem Recht (Sitzungsber. 1878, I 8. 21—88), welcher 
überhaupt erst den Blick für den Gegensatz der vollstün- 
digen und unvollstándigen germanischen Freilassung óffnete, 
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endlich die Bemerkungen über die unechte Geburt nach 
altnordischem Recht (Bitzungsber. 1883, S. 1— 86), wo aus 
dem Verhältnis des ältern norwegischen und jüngern islün- 
dischen Rechts ein älterer Rechtszustand der annähern- 
den Gleiehstellung zwischen ehelichen und unehelichen 
Söhnen dem Vater gegenüber vermutet wird. Einen 
Nachtrag dazu bilden die Ausführungen über Konkubinat 
in „zwei Rechtsfälle in der Eigla“ (Sitzungsber. 1895, 
8. 72f). — Die staatliche Amterorganisation berührt 
der kleine — für die Erklärung ähnlicher südlicher 
Àmter (Asega) viel zu wenig benutzte — Aufsatz zur Ur- 
geschichte der Godenwürde (Zeitschrift für deutsche Philo- 
logie IV 8. 125— 130), wo das Vorkommen eines Priester- 
stands unter den Häuptlingen der großen Dingverbände auch 
für Norwegen und Dänemark wahrscheinlich gemacht wird. 
Offenbar war das eine Vorarbeit zu dem im nächsten Jahr 
erschienenen Werk: Island von seiner ersten Entdeckung bis 
zum Untergang des Freistaats 1874. Eine Festgabe zum 
1000. Bestand der isländischen Bevölkerung schildert diese 
Schrift die Verfassung und das geistige Leben während der Zeit 
der Republik. Gewiß ist sie überaus wertvoll, aber man spürt 
recht deutlich, daß Maurer eine solche Art von rekapitulieren- 
der und nicht bis in das letzte motivierender Darstellung kaum 
mehr recht zusagte. Die Partien, die er bis dahin literarisch 
noch nicht behandelt hatte, die Verwandtschaft z. B., interessie- 
ren ihn mehr und kommen zu eingehenderer Darstellung als 
die eigentliche Staatsverfassung. Fast gleichzeitig ist dann 
auch die reizvolle Geschichte der Entdeckung Ostgrönlands 
erschienen, welche den ersten Band (B. 201—288) des Werkes 
über die zweite deutsche Nordpolexpedition schmückt. Das 
Gelungenste in der Schilderung staatlichen Ämter- und Be- 
hördenwesens bedeutet, wie mir scheint, die feine, auch für 
Wergeldswesen wichtige Abhandlung über die ärmenn (Sit- 
zungsber. 1879, I 8.49 — 138) und der Artikel Gulaping 
bei Ersch und Gruber 96, 8. 377—418), der sehr genau die 
allmähliche Entstehung der vier großen Thingverbände und 
hinwieder deren Zersplitterung in Legmannsbezirke verfolgt. — 
Die letzte Arbeitengruppe betrifft das Kirchenrecht, welches 
aus schon berührten Gründen dem innersten Interesse Maurers 
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vielleicht am nüohsten stand. Maurer hatte sich schon 
wiederholt anderwürts mit der Einführung des Zehnten, und 
der ültern, ganz eigenartigen, vielleicht ursprünglich heid- 
nischen Form beschäftigt, in welcher die kirchlichen Auf- 
wendungen finanziell gedeckt werden. Nun stellt er 1874 
(Ak. Abh. XIII I S. 113 — 301) jenen eigentümlichen 
Kapitalzehnt der nordgermanischen Quellen dar: den Aus- 
gang sieht er freilich in dem Hauptzehnt, der gelegent- 
lich der Kirchweihe gegeben wird (vgl. aber auch nogle 
Bemerkninger til Norges kirkehistorie, Sep.- Abdr., 8. 28), 
wie ja selbst der Entdecker des Totenteils die Gleichung 
zwischen Hauptzehnt und  Totenteil noch nicht direkt 
zieht. Dieser Abhandlung folgt der minutióse Nachweis, 
daß die angebliche Schenkung Norwegens an den heiligen 
Olaf sich nur auf eine Fälschung gründet (Ak. Abh. XIV 2. 
1878, 8.65 —157), dann der Aufsatz über die altnorwegischen, 
isländischen gagnfestur (Sitzungsber. 1881, 8. 225 — 268), 
der für Maurers Art überaus bezeichnend ist; selbst das 
kleinste wird hier bis auf den Grund behandelt und fruchtbar 
gemacht, wie denn in der Tat das unscheinbare Problem voll 
Bedeutung für die Beeinflussung des nordischen Kirchenrechts 
dureh andere Elemente ist Auch die glünzende ,Wasser- 
weihe^ (Ak. Abh., Bd. XV 1880) zählt soweit hierher, als 
auf die altgermanische Annahme des Kinds der nach Maurer 
vermutlich dem Christentum entlehnte Ritus der Wasser- 
weihe angewandt wird. Zum Schluß mag auf sehr inhalts- 
reiche Besprechungen zweier Arbeiten von A. Taranger hin- 
gewiesen werden: krit. Viertelj XXXI 8. 222—237, dann 
die schon ófters erwühnten nogle Bemærkninger aus N. hist, 
Tidskrift III 2, 1893. 

Im Bisherigen sind die Hóhen im literarischen Wirken 
Maurers angegeben. Vollstándig beechrieben ist dasselbe damit 
aber noch lange nicht; eine Menge der feinsten kleinen Auf- 
sätze, Beiträge, Rezensionen ist an den verschiedensten Orten 
zerstreut. Alles trägt den Stempel ausgereifter Vollendung, wie 
denn Maurer seine Arbeiten oft jahrelang liegen ließ, bevor 
er sie der Öffentlichkeit übergab. Das Riesenhafte dieser 
schriftstellerischen Leistung ist den Zeitgenossen wohl selten 
zum vollen Bewußtsein gekommen, weil Maurer bezeichnend 
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genug die unpersónliche Form der Rezension oder der 
(Münchener) akademischen Abhandlung bevorzugte. — 

Zu alledem kam noch eine Lehrtütigkeit von seltener 
Intensitàt. Maurer hat während der ersten beiden Dezennien, 
in denen er Professor war, die gewöhnlichen germanistischen 
Vorlesungen gehalten. Hörer aus der damaligen Zeit spre- 
chen mit Bewunderung von der geistreichen, weitsichtigen 
und durchgearbeiteten Darstellung. Seit Ende der 60 er Jahre 
aber hat sich Maurer auf Vortrüge über das nordgermanische 
und zwar vorwiegend das islündische und norwegische Recht 
beschränkt. Wer das Glück genoß, hier sein Schüler zu 
sein, wird der Zeiten sein Leben lang voller Dankbarkeit 
gedenken. Für jeden Vortrag hat sich der Gewissenhafte 
auf das gründlichste gesammelt Er hat immer wieder 
das Heft von neuem angelegt, so daß sich für manche 
nordische Materien 4 — 5 Entwürfe finden. Noch in den 
letzten Jahren ging ihm auf eine Kollegstunde ein halber 
Tag Vorarbeit. Die ganze mühsame Vorbereitung trat dann 
aber im Vortrag weiter gar nicht hervor. Der floß vollkommen 
frei, in wundervoller Klarheit und Herrschaft über die 
Sprache dahin. Die groBe Leistung in diesen Vortrügen, in 
welchen Maurer wiederholt erst zu einer abschließenden 
Einheit seiner Detailuntersuchungen gelangte, wird man 
ermessen kónnen, wenn es gelingen sollte, die vorhandenen 
Hefte nachträglich herauszugeben. Trotz all dieser Vor- 
züge des Lehrers sind die Vorlesungen über nordische Rechts- 
geschichte naturgemäB nur schwach besucht worden — von 
Hórern freilich, die dann zum grofen Teil selber wieder 
in Deutschland oder Skandinavien Lehrer wurden. Gerade 
deshalb ist nichts für des Toten Art so bezeichnend, wie 
seine Sorgfalt als Dozent. — | 

Eine zum hóchsten gespannte sittliche Energie ist es, 
was das Schaffen Maurers bestimmt hat. Und wie er ge- 
arbeitet hat, so hat er auch gelebt. — Außerlich angesehen 
sind seine Tage einfach verstrichen. Geboren am 29. April 1823 
in Frankenthal in der Pfalz, am Münchener Gymnasium ein 
Schüler des bedeutenden Philologen Spengel, auf der Univer- 
sität hauptsächlich bestimmt wieder von Spengel — Maurer 
wat j& philologisch auf das gründlichste geschult — dann von 
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Albrecht, vor allem von Freiherrn von Richthofen und Jakob 
Grimm, ist er 1847 in München auferordentlicher, 1855 
ebenda ordentlicher Professor geworden. Die Reise nach 
Kopenhagen im Herbst 1857, im Sommer 1858 die Island- 
fahrt, in der ersten Hälfte des Jahres 1876 ein Besuch von 
Norwegen, um an der Universität Christiania Vorlesungen zu 
halten, das sind die wichtigsten äußern Ereignisse seines 
Gelehrtenlebens, welches er still verbrachte, eingesponnen in 
seine mächtige Büchersammlung, abgewandt dem geselligen 
Treiben, einer reizenden Gastfreundschaft zugeneigt. Was 
für andere eine Rolle spielt, Titel und ähnliche Dinge, 
war ihm eine verhaßte Lächerlichkeit, die er nur deshalb 
nicht ablehnte, weil ihm alles theatralisch aussehende Getue 
widerstrebte. Rufe sind ihm in Deutschland nicht geworden, 
überhaupt nur einmal einer nach Christiania gelegentlich 
jenes Besuchs: er stand eben der Arbeit des Tages zu 
fern und für seine Individualität hat es wohl auch keine 
Lehrstühle gegeben: er selber hat es an der eigenen Person 
erfahren, daß in der Zukunft, wie er in einem Gutachten für 
Christiania empfahl, besondere rechtsgeschichtliche Profes- 
suren errichtet werden müssen. — Aber das innere Leben 
des Meisters weist denselben Zug der Gròfe auf, wie sein 
Schaffen, dieselbe tragische Größe; denn Maurer ist die Zeit 
nicht leicht geworden, sondern eine schwere Bürde, welche 
er mit heldenmäßiger Kraft trug. Der Sohn eines leicht- 
beweglichen Vaters aus oberrheinischem Geblüt und einer 
früh verstorbenen, überaus ernsten Mutter niederrheinischer 
Art, hat er von der Mutter einen schweren Sinn geerbt und 
die überstarke Arbeit, die auch er nur mit Überspannung 
seiner großen Körperkraft leisten konnte, hat seinen melan- 
cholischen Hang gestärkt. Dazu kam dann seine Auffassung 
vom Leben: er ist unter den bedeutenden Männern des letzten 
Jahrhunderts wohl einer derjenigen gewesen, welche ‘am 
meisten in mächtigem Idealismus die ganze Person hinter 
das Gebot der Pflicht und des Rechtes zurücktreten ließen. 
Maurer, der stets eine starke Neigung zum ererbten 
Kalvinismus behielt, dessen kirchliches Ideal die schottische 
reformierte Kirche war, trug all das in sich, was in der 
Geschichte die Gläubigen des religiösen Determinismus 
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jeweils zu den heldenhaftesten Mánnern gemacht hat: ich 
meine jenen pessimistischen Glauben an ewige Mächte, vor 
denen das Verlangen des einzelnen als etwas Wesenloses 
in sich zerfállt und darum jenen Independentismus von allem 
GenuB, mit dem wir andern uns das Leben behaglich machen, 
jene Unabhángigkeit, die schlieBlich in eigentümlicher Dialek- 
tik gerade solche Naturen zu wahrhafter Selbständigkeit adelt. 
Hertzberg hat in seinem geistvollen Nachruf (Arkiv fer 
nordisk filologi XIX S. 264f.) den Toten als einen Un- 
gläubigen bezeichnet. Das war er nach meinem Wissen nicht, 
sondern wie durch die , Bekehrung des norwegischen Stammes“ 
ein bewuftes Christentum durchblickt und wie in seinen Brie- 
fen oft ein sehr lebhaftes religiöses Empfinden sich äußert, so 
ist ihm die Gottheit stets, auch in seinem letzten harten 
Jahre, nahe gewesen. Aber wie er unerbittlich war gegen jedes 
lässige Kompromiß zwischen Wahrheit und Leben, so war er 
voll Unglauben an jede kirchliche und konfessionelle Vergröbe- 
rung der göttlichen Wahrheit und er widerstand bis zur Härte 
da, wo ihm dieser Konfessionalismus gegenübertrat. — Seine 
Art hat Maurer zum treuesten Freund gemacht: wie wir 
es ihm danken, daß Aloys Brinz, ein anderer Gewaltiger aus 
jener klassischen Münchener Zeit, Jurist wurde und werden 
konnte, und wie er, der stille Schwermütige, an dem genial- 
feurigen, vulkanischen Algäuer mit der innigsten Liebe hing, 
so hat er vielen andern seine werktätige Neigung geschenkt, 
die ganz frei von jedem eiteln Werben um Anerkennung 
war, hat wohl auch den Freunden zulieb ein feines Erbteil 
pfälzischen Humors spielen lassen, das, glaube ich, seiner 
eigenen inneren Seele nicht leuchtete. In seiner Art 
lag dann eine ebenso überschwängliche Güte gegen den 
Bedürftigen als eine rücksichtslose Schärfe gegen jenen 
gemeinen Sinn, der zu eigenem Nutzen auf weiche Stim- 
mungen anderer spekuliert. — So war er auch ein innig 
liebender Hausvater, der manches sehr, sehr Schwere ge- 
treulich mit den Seinen getragen hat; aber hier äußerte 
sich naturgemäß sein Abscheu vor bloßer Gemächlichkeit auf 
Kosten von Pflicht und Wahrheit noch mehr als den Freunden 
gegenüber: und mancher Tag wäre ihm und seinen Teuern 
leichter und leuchtender verstrichen, hätte er weniger 
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geglaubt, daB es der Pflicht gegenüber auf Behagen 
von niemand ankommt. — Vielleicht löst sich von hier 
aus auch jenes eigentümliche Verhältnis zu seinem Beruf, 
das den Freunden dieser geheimnisvollen Natur wohl das 
größte Rätsel, ihm aber eine schwere lebenslange Last 
gewesen ist. Gegen seinen Willen — vielleicht weil er 
ahnen mochte, daß seiner abgeschiedenen, schwermütigen 
und gewissenhaften Art die Wissenschaft eine unendlich herbe, 
vielverlangende Herrin sein mußte — und unter Umständen, 
die seiner Lebensanschauung sehr widerstrebten, ist er Pro- 
fessor geworden; der kennt diese stolze Natur schlecht, der 
meint, daß ihn äußere Rücksichten, Geld und Ehre auch nur 
einen Tag in der ungeliebten Laufbahn festgehalten hätten. 
Aber der Vater ist es gewesen, der ihm jenen Beruf zu- 
dachte und hier hat vielleicht neben der Furcht, den poli- 
tisch angefeindeten Vater öffentlich in das Unrecht zu setzen 
auch des Sohnes Respekt vor dem elterlichen Willen und 
seine Mißachtung eigener Wünsche noch in einer Zeit ge- 
wirkt, in der sonst viel unreifere Jünglinge kurz entschlossen 
das eigene Ich über die bisherige häusliche Macht setzen. 
Und als dann allmählich jener väterliche Einfluß zurücktrat, 
da war sein Leben schon bestimmt und er unter Leiden und 
Kämpfen ein großer Gelehrter geworden. — Sein Volk endlich 
hat er auf das innigste geliebt und erwies das in verständnis- 
voller Beschäftigung mit Sage und Gebrauch; darum empfand 
er stets Freude am Verkehr mit den aufrechten Bauern Alt- 
bayerns; mag sein, daß dabei auch der Tropfen Bauernblut 
mitspielt, der von den Großeltern seines Vaters her in ihm 
floB. Aber das staatliche Kleid, das seit 1866 sein Volk 
angelegt, freute ihn nicht: es war nach seiner Meinung zu 
viel Willkür und Unrecht eingewoben, und er ist wohl einer 
der wenigen Deutschen seiner Geisteshöhe gewesen, der für 
die wunderbare Macht von Bismarcks Persönlichkeit un- 
empfänglich blieb. Auch hier stand ihm das, was er das 
Gesetz meinte, über der Person. In einer Zeit, wo eben 
schließlich die besten Volkskräfte der Politik dienstbar ge- 
worden sind, brachte auch diese Gesinnung viel Entsagung 
und Vereinsamung mit sich. Und doch hat Maurer vielleicht 
für die germanische Zukunft unbewußt mehr gearbeitet als 
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die meisten seiner Zeitgenossen. Tritt einmal das ein, wo- 
von das künftige Geschick des Germanentums politisch 
abhängt, die Vereinigung der Skandinaven und der Deut- 
schen, so hat er vor andern mit kostbarem Gestein an der 
Brücke gebaut. 

Als er — am 16. September 1903 — auf der Toten- 
bahre gebettet war, da lag auf dem herrlichen Haupt mit 
seinen edlen Zügen, mit dem langen, schneeweißen Bart- 
haar ein mächtiger Frieden, wie wenn ein großer Held in 
schwerer Not den Sieg errungen hat und nun ruht. 


Würzburg. Ernst Mayer. 


1. 
Das Urteil im altnorwegischen Recht. 


Von 
Herrn Assessor Dr. F. Boden 


in Hamburg. 


8 1. Die Rechtskraft der Lógmannsurteile. 


Die altnorwegischen Rechtsquellen lassen hinsichtlich 
des Zustandekommens, der Form und der Wirkung des 
gerichtlichen Urteils eine Reihe Eigentümlichkeiten erkennen, 
die bei der Altertümlichkeit der altnorwegischen Gerichts- 
verfassung für die Auffassung des altgermanischen Urteils 
überhaupt von nicht unerheblicher Bedeutung sein dürften. 
In Norwegen wurde die Rechtspflege nach den Rechts- 
büchern bekanntlich teils durch Privatgerichte, d. h. Gerichte, 
die von den Parteien selbst zur Aburteilung des einzelnen 
Falles eingesetzt waren, teils durch die Versammlung der 
sämtlichen Thinggenossen ausgeübt, und zwar durch die 
letztere in den unteren Instanzen ohne irgend welche weitere 
Organisation; nur in der obersten Instanz war aus der 
Gesamtheit der Thinggenossen eine bestimmte Anzahl aus- 
gewühlt, die das Gericht bildete. Die Privatgerichte ent- 
sprechen einer Zeit, in der die Gesamtheit die Rechtspflege 
noch nicht zu ihren Aufgaben rechnete. Die Thinggerichte, 
bei denen noch die Gesamtheit der Thinggenossen als Gericht 
fungiert, lassen darauf schließen, daß die organisierende Hand 
des Gesetzgebers oder des Rechtskundigen sie noch nicht 
angetastet hat, was notwendig geschehen muB, wenn sie zur 
Losung komplizierterer Aufgaben fühig werden sollen. Beide 
Arten von Gerichten haben deshalb die Vermutung eines 
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hohen Alters für. ich, Diese Gerichte sind nun allerdings 
bereits kurz. 1ixeh Emanation der Gesetze des Königs Magnus 
des Gesetzesbeäserers, wie sich aus den Urkunden ergibt, in 
der Presis-bis auf geringe Spuren verschwunden, und an 
ihrer Siedle erscheint in der Regel der Einzelurteiler in 
Gestalt des Lögmanns, der entweder selbständig oder unter 
dem Beirat weiterer, beliebig von ihm zugezogener Leute 

„das Urteil fällt. Statt des Lögmanns oder neben ihm 
Dl erscheinen aber auch oft sonstige Beamte oder Personen 


"in amtlicher Stellung oder von solchen Ernannte als Urteiler, 


nicht selten auch eine größere Anzahl von denselben. Wir 
beschäftigen uns zunächst mit einer sehr bedeutsamen Eigen- 
tümlichkeit der Urteile dieser Zeit, um sodann die sehr zahl- 
reichen Eigentümlichkeiten der Urteile der früheren Zeit ins 
Auge zu fassen. 

Die fragliche Eigentümlichkeit besteht nun darin, daß 
die Urteile keine materielle Rechtskraft kennen; sie kónnen 
jederzeit ohne weiteres durch ein neues Urteil wieder auf- 
gehoben werden, und die unterlegene Partei kann durch 
Produktion neuer Beweismittel die Aufhebung eines früheren 
Urteils jederzeit erzwingen, ohne an eine Frist oder Form 
gebunden zu sein. Den Mangel der Rechtskraft ohne spezielle 
Unterscheidung der spáteren Lógmannsurteile und der älteren 
Privat- und Thinggerichtsurteile hat schon Brandt, Forelæs- 
ninger Bd. II, 8. 387/9 behauptet. Er führt aus, das Urteil 
sei endgültig nur in dem Sinne gewesen, daf es habe aus- 
geführt und befolgt werden müssen; es habe aber nichts im 
Wege gestanden, die Sache von neuem zur Aburteilung zu 
bringen. Der Begriff der res judicata sei dem alten Prozeß 
fremd gewesen. Auf neue Beweismittel hin sei das Urteil 
abgeündert. Zweifelhaft sei, ob die Sache auch ohne neue 
Beweismittel habe erneuert werden kónnen. Im folgenden 
soll der genaue Beweis für den Mangel der Rechtskraft 
zunüchst für die spütere Zeit erbracht werden. Die Belege 
dafür bietet eine nicht unerhebliche Anzahl von Urkunden. 
Einige werden zugleich auch ergeben, daB die Erneuerung 
der Sache auch ohne neue Beweismittel móglich war, was 
Brandt für zweifelhaft erklürt hat. Als Beispiel für den 
Mangel der Rechtskraft im allgemeinen diene zunüchst das 
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Urteil des Lögmanns von Oslo vom 6. Mai 1349 (D. N.IV.346). 
Es handelt sich um ein Grundstück, das früher dem Beklagten 
durch Urteil zugesprochen ist. Nun weist aber der Klüger 
durch Zeugen nach, daß der Beklagte das Land der Ehe- 
frau des jetzigen Klägers übereignet hat. Daraufhin erklärt 
der Lógmann das frühere Urteil durch ein neues Urteil für 
nichtig!) und spricht das Grundstück dem Kläger zu. Sollte 
etwa die Übereignung nach dem ersten Prozeß stattgefunden 
haben und darauf Wert gelegt werden, so darf man annehmen, 
daß dieser Umstand in dem Urteil ausdrücklich hervorgehoben 
wäre; nach der Fassung des Urteils ist es aber eben ganz 
gleichgültig, wann die Übereignung stattgefunden hat. Eine 
sofortige Abänderung des eben gefällten Urteils auf Grund 
neuer Beweismittel enthält ein vom Lögmann in Vik im 
Verein mit sechs von ihm hinzugezogenen Urteilern am 
15. Dezember 1339 (D. N. V. 132) gefälltes Urteil. Die durch 
Zeugen erhürtete Behauptung des Klügers, daf ihm das 
streitige Grundstück von dem Vater des Beklagten über- 
lassen sei, wird von dem Beklagten durch den Nachweis 
eliminiert, daB sein Vater ihm bereits vorher seinen gesamten 
Grundbesitz übertragen habe. Daraufhin wird dem Beklagten 
alles Land zugesprochen, das er als Eigentum seines Vaters 
nachzuweisen imstande ist. Nunmehr behauptet der Kläger 
aber, daß ihm auch ein Lósungsrecht an dem streitigen 
Lande eingeriumt sei, und zwar sowohl dem Vater des 
Beklagten wie dem Beklagten selbst gegenüber. Auf diese 
Behauptung hin wird das bereits fertige Urteil dahin ab- 
geändert, daß der Kläger diese von ihm aufgestellte Be- 
hauptung in einem weiteren Termin beweisen und dann das 
streitige Land bekommen solle.) Beweiskräftig sind auch 


1) deyddi ek pæn dom ok ængan gerde mædr bessom minum 
dome. — ?)...... tede....Sigurder borleifs son .... bref.... pet.. 
sua vatar at porleifer gaf Sigurdi syni sinum sua mykla iord i Heidi 
sem han ate ok afhende ser fyr en Gudbrander kæyfti fyr nemda 
iord i Heidi. dœmde ba Jon logmadr fyrnemdom Sigurdi sua mykla 
iord i Heidi sem han geter vatat at fader hans ate i Heidi, sagdes pa 
Gudbrander hafua logskila vato at boralder logmader skildi honom 
lausn a Heidi huat er han vildi af porleifui æder af Sigurdi. doemde 
pa Jon logmader at Gudbrander skall leida pesse logskila vato a 
Skædiofe a bokodyrsdag nesta er kemer. 

1 * 
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die Fälle, in denen von einer Partei ein früheres Ur- 
teil produziert und trotzdem eine neue Unsersuchung des 
materiellen Rechtsverhültnisses vorgenommen wird, wenn- 
gleich diese nachher zur Bestätigung des früheren Urteils 
führt. Diese Fülle sind in gleichem Μαβο dafür beweisend, 
daß das Urteil nicht die Bedeutung hatte, das Rechtsver- 
hältnis mit formeller Kraft festzustellen; denn wenn einmal 
trotz des früheren Urteils eine neue Untersuchung für zulüssig 
galt, so konnte dieselbe natürlich ebensogut zur Aufhebung 
wie zur Bestütigung des früheren Urteils führen. Ein Bei- 
spiel bietet das von sechs Urteilern gefällte Erkenntnis vom 
13. Januar 1349 (D. N. IV. 343). Der Beklagte ist zur 
Herausgabe eines Grundstückes verurteilt, hat aber dem 
Urteil keine Folge geleistet. Das Gericht fragt den Be- 
klagten zunüchst, ob er weitere Beweismittel in Aussicht 
habe, und erst als er diese Frage verneint, wiederholt es 
das frühere Urteil!) Nach der D. N. IV. 74 abgedruckten 
Urkunde lehnen es zwei vom König als Urteiler bestellte 
Lögmänner nur deshalb vorläufig ab, in einem Streit um 
eine Fischereigerechtigkeit ein neues Urteil abzugeben, weil 
es an den erforderlichen Prozeßvollmachten fehlt, und sprechen 
sich dahin aus, daß die Parteien vorläufig dem alten Urteil 
nachleben sollen. Das frühere Urteil wird also als rechts- 
beständig behandelt, trotzdem aber die Möglichkeit seiner 
Abänderung anerkannt. Auch das Urteil des Lögmanns in 
Throndheim vom 24. November 1337 (D. N. VII. 193) stützt 
sich nicht einfach auf das schon früher in derselben Sache 
ergangene Urteil, sondern nimmt eine selbständige Unter- 
suchung der Sachlage vor, die allerdings zur Bestätigung 
des früheren Urteils führt. In diese Kategorie gehören 
auch zwei Urteile, aus denen sich ergibt, daß das frühere 
Urteil nicht etwa auch nur so lange unabänderlich war, als 
keine neuen Beweismittel produziert wurden. In dem Urteil 
vom 7. Februar 1387 (D. N. III. 474) erklärt der Bischof 
von Oslo, der auf Grund eines Kompromisses der Parteien 
als Richter fungiert, nachdem der Kläger eine zu seinen 


D LL... kuaddum ver ba Hakon ok krafdum en han ventest 
nokot mæira prof ba en fyr. 
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Gunsten lautende Verkaufsurkunde vorgewiesen hat, daB er 
sich mit einem zu Gunsten des Beklagten ergangenen früheren 
Urteil, das aber jünger ist als die klügerische Verkaufs- 
urkunde, nicht begnügen kónne, worauf der Beklagte weitere 
Beweismittel vorführt, die ihm auch hier schließlich zum 
Siege verhelfen.!) Diese Urkunde zeigt, daß der neue 
Richter, trotzdem keinerlei neue Beweismittel von der Gegen- 
seite produziert sind, dem alten Urteil keinerlei materielle 
Rechtskraft beimißt. Übrigens sind die bischöflichen Urteile, 
soweit sie sich auf das Landesrecht stützen, was zum Bei- 
spiel der Fall ist in dem in dem Schreiben des Bischofs 
von Bergen an den Erzbischof vom 8. Juni 1328 erwähnten 
Urteil (D. N. VIIL 83), beweiskräftig, auch wenn kein Kom- 
promiß vorliegt; denn in diesem Falle ist das Verfahren 
und das zur Anwendung kommende Recht im bischöflichen 
Gericht genau das nämliche, wie im Gericht des Lögmanns. 
In dem gedachten Schreiben (D. N. VIII. 83) nun berichtet der 
Bischof, daß bereits ein früheres bischöfliches Urteil in der frag- 
lichen Sache ergangen, dem aber seitens der Verurteilten nicht 
nachgelebt sei, daB er sodann auf Anrufen der gegnerischen 
Partei sich die Beweismittel habe vorführen lassen, dieselben 
genau geprüft habe und zu dem Schluß gekommen wäre, 
daß das frühere Urteil zu Recht erlassen sei, worauf er das- 
selbe bestätigt habe.?) Dieses Urteil zeigt deutlich, daß 
die Produktion neuer Beweismittel nicht die Voraussetzung 
der Wiederaufnahme der Sache war. Es sind augenschein- 
lich dieselben Beweismittel, die dem früheren Richter bereits 
vorgelegen haben, und doch unterwirft der Bischof die Sache 
einer nochmaligen Prüfung. 


Des weiteren finden sich nun eine nicht unerhebliche 
Anzahl Urteile, in denen die Abänderung auf Grund neuer 
Beweismittel gleich in Aussicht genommen ist, und zwar 


1) .... Anunder tede ber j mot bref... at biscopr Haluarder . ... 
pa mylnu demde undan kirkiunne ok till hans. En mad pui at os 
neghde ei at pui brefue. Iæiddi Anunder fram tuæggia manna 
vithni ....... — 31) tokom ver vitni ok jnnuirdleght prof ok fannz 
oss at herra Narwe biskup hafde reetlegha æftir landzloghum ok 
paatturuleghre skynsemd or dem(t) ...... ok bui stadfestum ver 
hans dom ok framferd med varo opno brefe ...... 


6 Dr. Boden, 


durchgängig in einer Fassung, die die Vermutung ausschließt, 
daß es sich hier um einen auf besonderen Gründen beruhen- 
den, notwendigen Vorbehalt handelt, der eine etwaige spütere 
Abänderung des ergangenen Urteils erst môglich machte; 
es handelt sich nach dem Zusammenhang vielmehr durchaus 
um die an keinerlei besondere Voraussetzungen geknüpfte 
Hervorhebung von etwas Selbstverständlichem. Urteile, in 
denen sich ein solcher Vorbehalt findet, sind zum Beispiel 
das Urteil des Lógmanns von Oslo vom 28. Januar 1302 
(D. N. I. 93). Die Beklagte erhält ein Grundstück von be- 
stimmter Gròfe zugesprochen, das ihr Vater ihr als Mitgift 
mitgegeben hat. Dem nicht erschienenen Klüger wird jedoch 
der Beweis offen gehalten, daß ihrem Vater nicht so viel von 
dem Land gehörte.!) In dem Urteil vom 13. April 1396 (D. N. 
VI. 348) spricht der Lógmann in Tunsberg dem Kläger das 
streitige Land zu, bis sich ein anderer besserer Beweis findet. 
(till pes annet prof fins framare.) Dieser kurze Vorbehalt 
nach der langen Aufzáhlung aller selbstverstündlichen Rechte 
der obsiegenden Partei kann auch nur etwas Selbstverständ- 
liches enthalten. In dem Urteil vom 27. Oktober 1369 
spricht der Propst zu Romerike (D. N. VII. 189) dem 
Kläger das streitige Land zu, bis es der Beklagten gelingt, 
es nach Gesetz und Recht vom Klüger zu erstreiten. (till 
hon geter bett med laghum af honom sooth.) Dieser ganz 
allgemeine Vorbehalt eines neuen Prozesses kann desgleichen 
nur etwas Selbstverständliches besagen. Da der Kläger 
vollen Beweis erbracht hat und die Beklagte irgend welchen 
Beweis weder erbracht noch in Aussicht gestellt hat, so 
gewührte der ProzeBverlauf auch keinerlei Anhalt, einen 
andern Vorbehalt zu machen als den, der eben bei jedem 
Prozeß selbstverständlich war. Laut Urkunde vom 30. April 
1504 (D. N. VIII. 466) werden die Grenzen zwischen zwei 
Grundstücken festgesetzt; auch hier findet sich, ohne daB ein 
besonderer Anhalt dazu gegeben wäre, der Vorbehalt: wenn 
nicht etwas anderes als wahrer erfunden wird auf Grund 
einer Urkunde oder man Zeugen findet. (om ey andet sandere 


1).... ba sagda ek en logrettv menn domdv Botilldi VI. avra 
bol i Gerstodvm vtan pat geti provat med skilrikvm vitnum at borgardr 
atte minna i jordinæ. 
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fins entten med breff eller fynder vittne.) Besonders typisch 
sind die Fälle, in denen einer der Parteien, regelmäßig dem 
Beklagten, aus besonderen Gründen ausdrücklich ewiges 
Schweigen auferlegt wird, und in denen dann doch wieder 
zu Gunsten des Odalsprozesses eine Ausnahme gemacht 
wird. Solche Fälle sind die Urteile vom 13. März 1313 
und vom 5. April 1313 (D. N. V. 57 und II. 116). In beiden 
Füllen sind bereits mehrere Urteile voraufgegangen, die von 
der unterlegenen Partei nicht beachtet sind; in beiden Fällen 
sind die Urteiler vom Kónig eigens mit der Erledigung der 
obschwebenden Streitigkeiten beauftragt und haben kraft 
dieses Auftrages schon eine größere Machtvollkommenheit 
als ein gewôhnlicher Urteiler. Das alles macht es erklär- 
lich, wenn sie im Gegensatz zu sonstigen Urteilen ihr Urteil 
als ein endgültiges angesehen wissen wollen. In dem ersteren 
Falle (D. N. V. 57) lautet auch der kónigliche Auftrag aus- 
drücklich auf ein endgültiges Urteil. Charakteristisch ist 
nun aber, daß die Urteiler in diesen Fällen, wo sie beson- 
deren Anlaß haben, das Urteil für ein in jeder Beziehung 
endgültiges zu erklären, doch noch einen Vorbehalt zu 
Gunsten der Klage auf Grund Odalsrechtes machen.!) Aus 
der ausdrücklichen, durch besondere Gründe gerechtfertigten 
Auferlegung ewigen Schweigens ergibt sich schon, daß regel- 
mäßig eine Wiederaufnahme der Sache statthaft war; aus 
der Ausnahme aber, die auch hier noch gemacht wird, er- 
kennt man, wie schwer man sich dazu entschloB, einem 
Urteil die Bedeutung einer schlechthin endgültigen Erledigung 
einer streitigen Sache zu verleihen. Von Interesse ist schließ- 
lich noch das Urteil einer vom König ernannten Richter- 
kommission vom 23. Juli 1373 (D. N. III. 384), das sich 
allerdings in formeller Weise auf ein früher ergangenes 
Urteil stützt, aber nur, weil dieses Urteil vom Kónig bestátigt 
ist; es wird aber auch hier zugleich die Möglichkeit in Er- 
wügung gezogen, daB der Kônig selbst sich mit der Sache 
nochmals beschäftigt und zu einem andern Resultat gelangt, 
und die Entscheidung geht dahin, daß das frühere Urteil 


1) ,Wir gebieten dem Aslak ewiges Schweigen in dieser Sache, 
außer er klage im OdalsprozeB“ (biodom Aslake æuelega pogn um 
betta mal nema han scke med odalls brigdum). 
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bestehen bleiben soll, bis der Kónig selbst es aufhebt oder 
ausdrücklich zu diesem Zwecke Bevollmächtigte bestellt. 
Also auch hier ist es nicht die Rechtskraft des ergangenen 
Urteils, sondern das Gewicht der kóniglichen Bestütigung, 
was für die Urteilerkommission maßgebend ist; und es wird 
auch hier die Móglichkeit der jederzeitigen Abünderung des 
ergangenen Urteils in abstrakto vorausgesetzt. 


Die angeführten Quellenbelege lassen keinen Zweifel 
darüber, daß das Urteil in jener Zeit nicht die Kraft hatte, 
formelles Recht unter den Parteien zu schaffen. Der Partei 
erwuchs nicht wie im rómischen und modernen Recht aus 
dem Urteil ein selbstándiger Anspruch; die früher ergangene 
Entscheidung ist im neuen Verfahren ein Beweismittel, nicht 
aber eine selbständige Grundlage des streitigen Anspruchs 
und materiellrechtlich ändert sich das Rechtsverhältnis unter 
den Parteien durch ein ergangenes Urteil in keiner Weise. 
Die endgültige Feststellung des Rechtsverhältnisses, die nach 
unserer Auffassung einen der Zwecke des Urteils bildet, 
gehórte nach der derzeitigen Rechtsauffassung somit nicht 
zum Zweck des Urteils. Diese Eigentümlichkeit der Rechts- 
sprechung jener Zeit, wie sie in den Lógmannsurteilen uns 
entgegentritt, bedeutet einen tiefgreifenden Unterschied 
zwischen jener und unserer Zeit. Im übrigen aber muten 
die Lógmannsurteile durchaus modern an und weitere der- 
artig tiefgreifende Unterschiede finden sich in ihnen nicht 
mehr. 


$ 2. Die Urteile der Privat- und Thinggerichte 
in den Urkunden und Rechtsbüchern. 


Erheblich größer werden nun aber die Differenzen, wenn 
wir weiter zurückgehend die Urteile der Privatgerichte und 
die Thingurteile ins Auge fassen. In den Urkunden finden 
wir davon nur sehr geringe Spuren. In der Urkunde vom 
6. Márz 1308 (D. N. I. 116) wird von zwei Lógmünnern fest- 
gestellt, daß der Beklagte auf wiederholte Ladung vor den 
Lógmann nicht erschienen, und daf er deshalb durch ein 
Zwôlfmännerurteil dem Kläger zu einer Entschädigung für 
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seine Mühen und Kosten verurteilt sei.!) Man darf annehmen, 
daB mit dem Zwölfmännerurteil das Urteil eines alten Privat- 
gerichts gemeint ist, weil die Zahl zwólf für die Privatgerichte 
typisch ist, wenngleich auch andere Zahlen vorkommen 
(vgl. $ 3); charakteristisch dafür ist es auch, daf die Namen 
der Urteiler nicht genannt sind. In der D. N. II. 4 ab- 
gedruckten Urkunde aus der Zeit von 1202—1220 referiert 
der Bischof die Geschichte einer Kirche, die von Olaf dem 
Heiligen geschenkt sein soll Man habe die Leute, die die 
Schenkung bestritten hätten, zum Thing geladen, woselbst 
sie nicht erschienen seien; darauf habe man die Zeugen vor- 
geführt, ein Zwölfergericht eingesetzt und das Urteil fällen 
lassen. Der Lögmann habe darauf erklärt, daß alles in 
Ordnung sei, und es sei kein Gegenbeweis angetreten.?) Wir 
haben hier wieder einen Fall der Kontumaz, in dem das 
Zwölfergericht Anwendung findet. Es ist bemerkenswert, 
daß nach der Fällung des Urteils des Zwölfergerichts der 
Lögmann noch die Entscheidung abgibt, daß die Sache in 
Ordnung sei, und daß erst nach der Füllung des Urteils 
und nach Abgabe der Erklärung des Lögmanns festgestellt 
wird, daß kein Gegenbeweis angetreten sei. Ein dritter 
Fall, in dem es sich um ein Privatgericht handelt, ist die 
Urkunde vom 28. April 1321 (D. N. III. 122). Es handelt 
sich um einen Odalsprozeß, und zwar wie sich aus D. N. III. 
124, der Fortsetzung des Prozesses, ergibt, um einen Odals- 
prozeB im Bezirk des Gulathings. Der Klüger ernennt zu- 
nächst sechs Urteiler und, nachdem dann festgestellt ist, daß 
der Beklagte nicht erschienen ist, weitere sechs.) Vor dem 


1) ....- En sakar pess at Biorn hafde mykit rexstr ok made 
um betta mal ok Oddr villdi ældri til koma oppt loglæga stæfndr. 
pa for nu a XII manna domr millim be&ira ok dœmdez Birni firir 
rextr sin ok kostnad .... priar mærkr ...... — 3) gerdo peir prim 
till a alpinghi vatta stæfnu till vazsens ok komo besser j stæfnu 
dagh rettan en æighi hinir leto peir pa læida stæfnu vithni sin .... 
Ok sætto pæir tollf manna dom æftir ok twa hayringia ok leto 
deme karle ok hononge ok huærium manne logh en ser handa værk 
sin oll. ok sagde sua loghmader at pa var allt retlegha ok engi komo 
anduitui j mote. — ?) ..... a ben haat at fyst menfdi Ommundr VI. 
menn skilrika j doom ok krafde umbodesmans Æilifs ok suna hans at 
setia halfan doom vidr sik; ok af pui at huarke var per /Eilifr synir 
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so gebildeten Gericht nimmt dann der Klüger die erforder- 
lichen ProzeBhandlungen im engsten Anschlu8 an den Wort- 
laut des Gesetzes vor. Darauf schätzen die Urteiler den 
Wert des Grundstücks und der vom Klüger vorgelegten 
Zahlungsmittel. Am 24. Juni 1321 (D. N. III. 122) gelangt 
dann der Prozeß vor den Lógmann, vor dem nunmehr beide 
Parteien erscheinen. Der Kläger legt die Urkunde über die 
Verhandlung vor dem Zwólfergericht vor, und da die Be- 
klagten keine Beweismittel dagegen haben, entscheidet der 
Lógmann zu Gunsten des Klägers. Bemerkenswert ist, daB 
bei diesem Verfahren Urteiler und Schätzungsleute durch- 
einander geworfen sind. Daß die zwölf Urteiler, vor denen 
die Verhandlung stattfindet, ein Urteil abgeben, wird nicht 
erwähnt; dafür übernehmen sie die nach den Rechtsbüchern 
von der Funktion der Urteiler gänzlich getrennte Funktion 
der Schützungsleute. Dieser Umstand kann als ein Zeichen 
dafür gelten, daß die Privatgerichte schon damals nicht mehr 
recht lebendig im Volke waren, was ja auch zu ihrem spàr- 
lichen Vorkommen in den Urkunden durchaus stimmt. Zu 
bemerken ist ferner noch, daB wiederum die Namen der 
Urteiler nicht genannt sind, und daß die Urkunde nicht von 
den zwölf Urteilern, sondern von zwei Unbeteiligten aus- 
gestellt ist. Über die Wirksamkeit der Thinggerichte gibt 
uns eine vom Lógmann in Oslo mit sechs Ratsmannen am 
28. April 1321 (D. N. V. 65) ausgestellte Urkunde Auskunft. 
Der Kläger beschwert sich darüber, daß die Beklagten das 
Urteil des Lógmanns gebrochen hátten; der Lógmann weist 
sie an, da die Sache in der Hundertschaft (i heradi im 
Gegensatz zur Stadt) geschehen, den Proze8 nach Hundert- 
schaftsrecht zu führen, den Beklagten zum Thing zu laden 
uud von dort aus mit der Unterstützung der Thingmannen 
die Zwangsvollstreckung vorzunehmen. Diese Urkunde zeigt, 
daf die Benutzung des Things für die Zwecke der Zwangs- 
vollstreckung in jener Zeit (1321) noch üblich war, 
wührend wir von Urteilen der Thinggenossen in den Ur- 
kunden keinerlei Spuren mehr finden. 


hans eda beirra umbodes madr, ba setti Ommundr fullan tolf manna 
doom skilrikan ...... 
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Erheblich reichhaltiger ist die Ausbeute, die sich aus 
den Rechtsbüchern gewinnen läßt. Es kommen hier im 
wesentlichen dieselben Stellen der Gul. und Fr. in Frage, 
die überhaupt die Grundlage für unsere Kenntnis des alt- 
norwegischen Rechtsganges bilden und die als solche auch 
literarisch schon mehrfach verwertet sind. Wir referieren 
hier die Bestimmungen, die für das vorliegende Thema von 
Wichtigkeit sind unter Hervorhebung der Gesichtspunkte, 
unter denen sie demnüchst ins Auge zu fassen sein werden. 
Àm ausführlichsten beschüftigt sich Gul. 266 mit den Ur- 
teilen sowohl der Privat- wie der Thinggerichte. Es handelt 
sich hier um die Einlósung von Stammgut. Kläger und Be- 
klagter besetzen gemeinsam das Gericht, das vor der Haus- 
tür des Beklagten stattfindet. "Vor dem Gericht führt zu- 
nächst der Kläger nach Aufzählung der Vorfahren, auf die 
er sein Odalsrecht stützt, seine Zeugen vor, und zwar zu- 
nächst das forsagnarvitni, sodann das kvóduvitni und schlieB- 
lich das ódalsvitni, letzteres bestehend aus drei Hauptzeugen 
(ärofar) und zwei Eideshelfern (er vitni peirra sanni) Nach 
jeder Zeugenproduktion ergeht ein Urteil des Privatgerichts, 
das das produzierte Beweismittel als genügend anerkennt, 
und das die Voraussetzung für die Produktion der weiteren 
Beweismittel ist. Zum Schluß heißt es: Wenn das Odals- 
zeugnis richtig erbracht ist, so sprechen die Urteiler ihm 
das Land zu.*) Damit ist aber der Prozef keineswegs be- 
endigt, sondern nun beginnt erst die Erwiderung des Be- 
klagten, der nun seinerseits Gegenzeugen zu benennen und 
dieselben in einem zweiten Termin vorzuführen hat. Er 
soll, um mit seiner Verteidigung Erfolg zu haben, je einen 
Zeugen und einen Eideshelfer mehr als der Kläger produ- 
zeren. Im zweiten Termin ergeht jedoch kein Urteil. Davon 
ist erst wieder die Rede in einem dritten Termin, dem sogen. 
skiladómr, in dem die endgültige Entscheidung erfolgt. Falls 


1) bá skal scekjandi leida vitni sin, pau fyrst er at forsögn hafde 
hann; ef bau metazt at fullu, bá skal hann framfoera bau nest, er hann 
hanum heimstefndi. Ef bau berazt hanum at fulln, bá skal hann 
framfcera kvöduvitni sin 6dalborna menn tvá. N er kvöduvitni boret 
ok sókn hans rétt, bá skal hann framfcera ódalvitni sin ..... Nt er 
hanom ódalvitni boret, ok dœma dœmendr hanum jörd. 
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in diesem Termin keine Einigung erzielt wird, so heißt es, 
sollen die Urteiler beider Seiten eine Wettsumme hinter- 
legen!), und es soll der ProzeB weiter an das Viertelthing 
gehen. Wird auf dem Viertelthing keine Einigung erzielt, 
so geht der ProzeB weiter an das Volksthing. Von dem 
Volksthing findet dann ein weiterer Instanzenzug an die auf 
dem Gulathing tagende Lögretta nur in dem Fall statt, daß 
mindestens ein Viertel der Volksthingleute den Standpunkt 
der unterlegenen Partei teilt und dies dadurch dokumentiert, 
da8 es mit derselben zusammen das Thing νοτ]ᾶβί, wührend 
es andernfalls bei dem Urteil des Volksthings sein Bewenden 
haben soll?) Das referierte Kapitel zeigt in gleicher Weise 
wie die Urkunden, daß das Urteil im altaorwegischen Recht 
der nachtrüglichen Abünderung in einer Weise ausgesetzt ist, 
die sich aufs entschiedenste von unseren modernen Begriffen 
von der Unabänderlichkeit eines gefällten Urteils abhebt. 
Dem Klüger soll das Land auf Grund seiner Beweismittel 
zugesprochen werden, ohne daB der Beklagte auch nur 
irgendwie gehört ist. Sollten dann seine Beweismittel besser 
sein, so soll das dem Klüger günstige Urteil wieder kassiert 
werden. Weiter ist auffällig die häufige Anwendung des 
Urteils im Laufe des Prozesses an Stellen, wo keinerlei 
Streit zwischen den Parteien vorliegt, und wo es deshalb 
nach unseren Begriffen überflüssig sein würde. Außerdem 
aber gibt die Stelle noch eine große Anzahl Rätsel auf. Es 
ist nicht gesagt und auch nicht ohne weiteres von selbst 
klar, aus was für Urteilern die in den drei verschiedenen 
Terminen fungierenden Gerichte zusammengesetzt sind, ob 
es in allen drei Fällen dieselben Urteiler sind, oder ob das 
erste und zweite Gericht aus verschiedenen Urteilern besteht 
und das dritte eine Kombination des ersten und zweiten ist. 
Diese Frage ist präjudiziell für die weitere Frage, was es 


1) bá kalla menn skiladóm, er peir skulu annattveggja vedja æda 
af lata af είπα mäli. En ef peir vilja hafa XII pegna dóm VI af 
hvárs tveggja hendi, bá skulu peir reida aura II hverr beirra, pà eru 
aurar XII — ©?) bá skal hion af pingi ganga er skjóta vill, ok afla 
ser lids. En ef hann fær af fylkispingi fjórdung biugmanna, pà má 
hann skoti orka. En ef hann minna lid fer, bá verdr hann at pola 
dóm fylkismanna. 
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für Urteiler sind, die im dritten Gericht gegeneinander 
stimmen, ob die des ersten und zweiten Gerichts oder die 
vom Kläger und Beklagten ernannten. Auffallend ist dabei, 
daB eine Gerichtsspaltung nur im Falle der Stimmengleich- 
heit eintritt, so daß es also scheinen könnte, als gelte hier 
abweichend von sonstigen germanischen Rechten das Prinzip 
der Majorität. Das Prinzip der Majorität scheint auch auf 
dem Volksthing gegolten zu haben. Während vom Viertel- 
thing die Berufung ans Volksthing immer zulässig sein soll, 
wenn keine Einstimmigkeit auf dem Viertelthing erzielt ist, 
soll die Berufung an das Gulathing nur zulässig sein, wenn 
ein Viertel der Thinggenossen dem Beschwerdeführer beitritt, 
während er sich sonst bei dem Urteil des Volksthings be- 
ruhigen soll. Es wird also mindestens vorausgesetzt, daß 
ein Urteil auf dem Volksthing zustande kommen kann, auch 
wenn ein Viertel der Thinggenossen abweichender An- 
schauung ist. Vor der genaueren Prüfung dieser Schwierig- 
keiten sollen jedoch erst die weiteren Stellen referiert 
werden, die sich mit den Urteilen der Privat- oder Thing- 
gerichte beschäftigen, da es erforderlich sein wird, alle diese 
Stellen zusammenzuhalten, um für die einzelne zu einem 
Resultat zu gelangen. 

In der Gul. findet sich noch eine weitere Stelle, die 
in ähnlicher, nur etwas kürzerer Weise wie Gul. 266 über 
den Instanzenzug berichtet. Es ist das Gul. 35. Das 
Kapitel beschäftigt sich mit dem Verfahren in liquiden 
Schuldsachen, das sofort ans Thing ging, wührend in illi- 
quiden nach der älteren Redaktion der Gul. zunüchst ein 
Privatgericht eingesetzt wurde. Der Kläger hat den Be- 
klagten zunüchst zur krafa heimzuladen und sodann die krafa 
vorzunehmen. Auf die krafa hin kann der Beklagte erklüren, 
daB er das Recht nicht kenne, und daf er das als Recht 
gelten lassen wolle, was die Thingmänner als solches be- 
zeichneten. Dadurch befreit er sich von den sonst eintreten- 
den Prozefistrafen; im übrigen bleibt das Verfahren dasselbe; 
der Kläger hat ihn zum Thing zu laden und dort seine 
Zeugen vorzuführen. Die Stelle führt dann fort: ,Dann 
haben die Thingleute darüber zu urteilen und ihm sein Geld 
zuzusprechen; wenn sie nicht darüber urteilen wollen, so 
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verfallen sie in eine Bufe von 15 Mark, wenn er ein Urteil 
von ihnen fordert.“!) Sodann folgen dieselben Bestimmungen 
für den Fall der mangelnden Einstimmigkeit, wie wir sie 
schon im Gul. 266 angetroffen haben, in etwas kürzerer 
Fassung. Die Bestimmungen dieses Kapitels sind vermutlich 
nicht alle gleichen Alters. Man wird Hertzberg, Grund- 
traekkerne i den ældste norske Proces (Kristiania 1874) 
S. 96, in der Annahme beitreten dürfen, daß die Rücksicht 
auf die mangelnde Rechtskenntnis des Beklagten eine in 
spüterer Zeit erfolgte Neuerung ist, da diese Bestimmung 
in keiner Weise der sonstigen Rechtsauffassung der älteren 
Zeit entspricht. Möglich ist es allerdings, daß sie bereits 
vor der schriftlichen Fixierung der uns jetzt vorliegenden 
Redaktion des Rechtsbuchs eingeschaltet ist. Von Interesse 
ist im übrigen noch aus dem in Rede stehenden Kapitel die 
Tatsache, daß immer nur von einem Urteil zu Gunsten des 
Klägers die Rede ist, ja daß es nach Vorführung der klä- 
gerischen Zeugen geradezu heißt: „Sie sprechen dem Kläger 
das Geld zu“, ohne daß noch die Möglichkeit in Rechnung 
gezogen würde, daß das klägerische Zeugenmaterial nicht 
genügt hätte und also ein abweisendes Erkenntnis hätte er- 
gehen müssen. 

Das Gegenstück zu Gul. 35, die Verfolgung der illiquiden 
Schuldsachen, enthält Gul. 37. Die Besetzung des Privat- 
gerichts wird hier in derselben Weise beschrieben, wie im 
Gul. 266. Vor dem Privatgericht sind sodann die Zeugen 
für die heimstefna und für die kvada vorzuführen. Sodann 
hat das Privatgericht dem Beklagten einen Eid zuzuerkennen, 
wie ihn das Gesetz vorschreibt. Erhebt sich ein Urteiler, 
ehe sie einig geworden sind, so ist die Sache dessen ver- 
loren, der ihn ernannt hat?) Nach der jüngeren Redaktion 
der Gul. füllt das Privatgericht fort und der Beklagte hat 
auf die kvada hin sofort den Eid zu geloben. Für unser 
Thema ist aus dem Kapitel von Wichtigkeit, daB wir die 


!) pa eigu pingmenn um at doma, ok dœma hanum fé sítt. En 
ef beir vilja ekki um dema, bi eru peir sekir XV mörcum, ef hinn 
krefr bá dóms. — ?) En ef madr rís upp ór dómi, ok gengr í brott 
fyrr en peir sé sáttir allir á pat mál, pá skal sá dómflogi er hann 
hafdi í sínum dómi ok máli. 
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Vorschrift, die den Prozessverlust für den Fall androht, daB 
sich ein Urteiler erhebt — eine Vorschrift, die sich sonst 
nur für das dritte Gericht, den skiladómr, vorfindet — hier 
auch in einem Verfahren antreffen, in dem überhaupt nur 
ein Gericht in Funktion tritt. 


Von größerer Ergiebigkeit ist noch Gul. 269, wo das 
Verfahren geschildert wird, wenn der Beklagte in Odals- 
sachen ein Privatgericht versprochen hat, dies Versprechen 
aber nicht hält. Dann soll der Kläger seine Urteilsseite 
besetzen und seine Beweismittel vorführen; der Beklagte 
aber soll keinerlei Beweismittel vorführen kónnen, und es 
soll dasselbe auch gelten, wenn der Beklagte nur einen 
Teil der von ihm zu ernennenden Urteiler ernennt. Nach 
Vorführung der Beweismittel sollen die Urteiler dem Kläger 
das Land zusprechen, dann soll er auf dem Thing den 
ganzen Prozeßverlauf durch Zeugen vortragen lassen, worauf 
ihm auch die Thingleute das Land zusprechen. Wichtig ist 
zunüchst, daB der Klüger nicht wie in D. N. IIT. 122 und 
wie in F. L. X. 12 die dem Beklagten zustehenden Urteiler 
mit ernennt, sondern seine Zeugen dem nur zur Hälfte be- 
setzten Gericht vorführt. Zu bemerken ist ferner auch hier 
wieder, daß es als etwas Selbstverständliches erscheint, daß 
das Urteil zu Gunsten des Klägers gesprochen wird. Schließ- 
lich ist es noch von Bedeutung, daß der Kläger das von 
seinen Urteilern gefällte Urteil nicht auf dem Thing einfach 
benutzen kann, sondern daß er auf dem Thing den ganzen 
Prozeßverlauf durch Zeugen erhärten muß. Also auch hier 
hat das Urteil nicht die Bedeutung, die Sache zu erledigen 
und ein neues Rechtsverhältnis unter den Parteien, einen 
neuen Klaggrund für den Kläger zu schaffen. 


Von der Frostupingsbök kommen hauptsächlich Buch X 
Kap. 11—15 in Frage. Die vorhergehenden Kapitel ent- 
halten die Vorschriften über Ladung und kvada. In Kapitel 11 
wird dann gesagt, daß auf die Ladung hin die Mitwirkung 
bei der Besetzung des Privatgerichts versprochen und sodann 
Termin anberaumt werden soll. In dem Termin soll jede 
der Parteien bis Mittag warten, und wenn dann die andere 
Partei nicht erscheint, soll die erschienene das Gericht mit 
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sechs Urteilern von jeder Seite besetzen.!) Kapitel 12 be- 
ginnt mit dem Falle der Versäumnis des Klágers. Wenn der 
Klüger nicht erscheint, so hat er seine Sache verloren; dann 
soll der Beklagte seine Zeugen vorführen und den Klüger 
gerichtsflüchtig machen. Wenn aber der Beklagte nicht 
kommt, dann soll der Klüger ebenfalls seine Zeugen vorführen 
und wenn sie genügen, sollen die Urteiler ihm den Streit- 
gegenstand zusprechen. Dann soll jedoch noch ein zweiter 
Termin stattfinden, der die Verurteilung des Beklagten zu 
einer endgültigen macht, wenn er wieder nicht erscheint. 
Erscheint er aber, so hat er die Móglichkeit, seine Zeugen 
auch noch im zweiten Gericht vorzuführen. Es soll dann 
‘aber noch ein dritter Termin stattfinden. Zu bemerken ist 
aus diesem Kapitel, daß ebenso wie im Gul. 266 ein Urteil 
ergeht, das dem Kläger den Streitgegenstand zuspricht, das 
aber ohne weiteres als nichtig behandelt wird, wenn der 
Gegner im zweiten Termin erscheint. Im dritten Gericht, 
von dem Kapitel 14 handelt, soll jeder seine Urteiler bei 
sich hahen, und dann sollen die Urteiler einer jeden Partei 
getrennt von einander sitzen. Nach Kapitel 15 sollen dann 
ebenso wie nach Gul. 266 die Urteiler der beiden Seiten 
gegen einander wetten. Erhebt sich aber ein Urteiler einer 
Seite, so hat die Partei, der er angehórt, den ProzeB ver- 
loren.?) In dem dritten Gericht sitzen nach der deutlichen 


?) Nu skulu peir fara til dóms sekjandi ok verjandi, ok bida 
hverr til middags; en ef eigi kemr annarrtveggja, bá skal bó dóm setja 
saman, ok VI menn af hvärstveggja hendi: En ef ödrum beirra brestr 
einhverr er { dómi skylldi sitja, bá er beim fallin sókn. Der Sinn 
des letzten Satzes ist zweideutig. Er besagt entweder: ,wenn aber 
einer Partei ein Urteiler fehlt, da ist ihre Sache verloren* oder 
„wenn aber der anderen Partei, d. h. der erschienenen, ein Urteiler 
fehlt, so ist ihre Sache verloren“. Einen sachlichen Unterschied von 
Erheblichkeit begründet es nicht, ob man sich für die eine oder die 
andere Auslegung entscheidet. Ist die erstere Auslegung vorzuziehen, 
so springt die Darstellung in dem letzten Satz von dem Fall der Kon- 
tumaz wieder ab, was bei der Darstellungsart unserer Rechtsbücher 
durchaus nicht auffallend sein dürfte, und beschäftigt sich mit einem 
der Kontumaz verwandten Falle. — *) En ef madr ris ór dómi annars- 
tveggja, bá er dómr ünytr. Nu eru XI i ödrum stad en f ödrum XII, 
pa skulu peir fera vitni sítt fram, er XII eru saman. 
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Bestimmung des Kap. 15. 24 Urteiler. Die Entscheidung 
der Wette erfolgt sodann durch das Volksthing. Über das 
Volksthing erfahren wir in Kap. 30 weiteres. Ein Urteil, 
das niemand brechen soll, liegt nur vor, wenn alle Thing- 
genossen einig geworden sind; dabei soll eine abweichende 
Anschauung bestimmter naher Verwandter nicht in Frage 
kommen. Ein weiterer Instanzenzug wird aber ganz wie 
im Gulathingsrecht nur gestattet, wenn ein Viertel der Thing- 
genossen oder mehr abweichender Ansicht ist; dann soll die 
Sache ans Zweivölkerthing gehen. Von dort soll im Falle 
der Uneinigkeit der Instanzenzug weiter an das Viervölker- 
thing und von dort im gleichen Falle an das Achtvólkerthing 
gehen. Daß nach Fr. schon in der zweiten Instanz die ab- 
weichende Ansicht eines Viertels der Thinggenossen er- 
forderlich ist, nach Gul. aber erst in der dritten, erklürt sich 
daraus, daß das Frostuthingsrecht kein Bezirks- oder Viertel- 
thing kennt, so daß der Instanzenzug vom skiladómr sofort 
an das Volksthing führt. Was in dem ganzen in der Fr. 
vorgeschriebenen Verfahren bemerkenswert ist, ist die auf- 
fallend starke Berücksichtigung des Kontumazialverfahrens. 
Der Fal der Kontumaz ist hier derartig in erster Linie 
berücksichtigt, da8 das gewóhnliche kontradiktorische Ver- 
fahren fast ganz aus dem Spiel bleibt und sich aus den 
etwas krausen Bestimmungen kaum rekonstruieren läßt. 
Aus der Fr. ist sodann noch Kap. XII. 8 zu erwühnen. 
Es handelt sich hier um den Odalsprozef. Wie nach Gul. 
haben auch hier Kláger und Beklagter ihre Zeugen in zwei 
verschiedenen Terminen vorzuführen. Die Stelle beschäftigt 
sich sodann mit dem Fall, daß der Prozeß zunächst gegen 
einen Püchter gerichtet ist, der seinerseits eventuell den 
Eigentümer zu benennen und zur Stelle zu schaffen hat. 
Nachdem der Beklagte im zweiten Termin seine Zeugen 
produziert hat, soll der Klüger dem Beklagten, wenn die 
Urteiler alle einig gewesen sind, eine angemessene Frist 
zur Herbeischaffung des Eigentümers bestimmen. Will dann 
auf eine abermalige an den Püchter gerichtete Aufforderung 
der Eigentümer selbst die Mitwirkung bei der Besetzung 
des Privatgerichts versprechen, so scheidet der Püchter aus 
dem Prozeß aus. Will er es nicht, so hat der Pächter das 
Zeitschrift für Rechtageschichte. XXIV. Germ. Abt. 2 
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Versprechen zu leisten. Desgleichen scheidet der Pächter 
aus, wenn der Eigentümer nunmehr selbst die Urteiler für 
das Privatgericht ernennt; andernfalls aber hat der Pächter 
die Urteiler zu ernennen. Vor diesen Urteilern aber hat er 
lediglich die Zeugen dafür vorzuführen, daB er den Eigen- 
tümer zum Privatgericht geladen hat; dann scheidet er auf 
alle Fälle endgültig aus dem Prozeß aus. Der Kläger aber 
hat nunmehr einen weiteren Termin anzuberaumen und bis 
Mittag auf den Eigentümer zu warten. Erscheint er bis 
dahin nicht, so hat er einen dritten Termin, einen vedjad- 
ardómr anzuberaumen. Es wird bemerkt, daß jeder in 
diesem Termin zwólf Urteiler haben soll. Kommt dann der 
Beklagte abermals nicht, dann sollen die Urteiler des Klägers 
zu einer Wette auffordern und dann Zeugen dafür benennen, 
daB der Klüger das streitige Land erstritten hat. Wie man 
sieht, beschäftigt sich die Stelle in der Hauptsache auch 
mit dem Fall der Kontumaz und zwar der Kontumaz des 
von dem verklagten Püchter als rechten Beklagten benannten 
Eigentümers. Es ergibt sich aus der Stelle, daß zwei 
Termine zwischen dem Kläger und dem Pächter, und drei 
weitere Termine zwischen dem Kläger und dem Eigentümer 
stattfinden sollen. Die Voraussetzung der letzteren drei 
Termine ist jedoch, daß sich in den ersten beiden Terminen 
„die Urteiler alle einig geworden sind“. Heißt das: zu 
Gunsten des Klägers oder des Beklagten oder eines von 
beiden? Sind sie zu Gunsten des Beklagten einig geworden, 
so ist es dem Pächter bereits geglückt, den Angriff des 
Klägers abzuwehren, und es bedarf nicht mehr der Ladung 
des Eigentümers zur Verteidigung seines Landes. Diese 
hat vielmehr nur dann einen Sinn, wenn das Land ohne 
Dazwischenkunft des Eigentümers für ihn verloren wäre; 
der fragliche Satz kann also nur die Bedeutung haben, daß 
die Urteiler zu Gunsten des Klägers einig geworden sind. 
Es ist bemerkenswert, daß es als natürlich angesehen wird, 
daß das Einigwerden und das daraus entspringende Urteil 
zu Gunsten des Klägers ausfällt. Daß man bei der Kon- 
tumaz des Eigentümers drei Termine braucht, um zum Ziele 
zu kommen, während Fr. X. 12 nur zwei Termine vorsieht, 
dürfte sich daraus erklären, daß im ersten dieser drei 
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Termine noch der Pächter als formelle Gegenpartei auftritt, 
wenngleich derselbe keinerlei Rechtshandlung gegen den 
Kläger mehr vornimmt, und daß außerdem die Formalitäten 
nicht nur zu Gunsten des Klägers wirken, sondern auch den 
Pächter gegen den Eigentümer decken sollen. Damit steht 
auch die weitere Komplikation im Zusammenhang, daß die 
Urteiler des Klägers eine Wette anzubieten haben. Es sind 
einmal beklagtische Urteiler, vom Pächter ernannt, vor- 
handen; sie können allerdings nicht zu Gunsten des Be- 
klagten erkennen, weil der Eigentümer contumax und der 
Pächter aus dem Prozeß ausgeschieden ist; aber formell 
soll doch ihre Anwesenheit berücksichtigt werden. Be- 
merkenswert ist schließlich noch, daß wir hier wieder ein 
mit 24 Urteilern besetztes Gericht vor uns haben. 


83. Anzahl und Ernennung der Urteiler. 


Suchen wir nun aus der Zusammenstellung der refe- 
rierten Quellenstellen ein Bild von den Eigentümlichkeiten 
des altnorwegischen Urteils zu gewinnen, so dürfen wir wohl 
von der Annahme ausgehen, daß die Qualität des Urteils 
im engsten Zusammenhang mit der Qualität der Urteiler 
steht, und deshalb zunächst die Urteiler einer näheren Unter- 
suchung unterziehen. Da fällt nun zunächst die wechselnde 
Anzahl derselben ins Auge. Als Grundzahl erscheint wohl 
die Zahl Zwölf, die überhaupt eine besondere Rolle spielte 
und sozusagen die heilige Zahl der Germanen war. Aber 
diese Grundzahl findet sich doch in den Privatgerichten in 
auffallend mannigfacher Weise variiert. Ein Gericht von 
zwölf Urteilern finden wir zunächst in Gul. 266 sowie in der 
darauf beruhenden Stelle des N.L. VI.8. Ferner ist das 
Fr. X. 11 erwähnte Gericht mit zwölf Urteilern besetzt, und 
in Fr. X. 13 ist von dem Bruch eines Zwölfmännerurteils 
in einer Weise die Rede, als wenn ein solches als das 
Regelmäßige anzusehen wäre. Mit zwölf Urteilern sind auch 
die sämtlichen in den Urkunden erwähnten Privatgerichte 
besetzt. Sechs Urteiler hingegen genügen zur Zuerkennung 
des klägerischen Anspruchs nach Gul. 269; denn hier soll 
nur die vom Kläger ernannte Hälfte des nach Gul. 266 
aus zwölf Urteilern zusammengesetzten Gerichts das Urteil 
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sprechen. Ein Gericht mit 24 Urteilern finden wir F. L. X. 15 
und Fr. ΧΠ. 8. In Fr. X. 15 findet diese Anzahl ihre Er- 
klärung dadurch, daB dieses Gericht als aus zwei andern 
zusammengesetzt angesehen werden muß, in Fr. XIL 8 ist 
jedoch diese Erklärung, wie wir noch sehen werden, nicht 
wohl angängig. Ein Gericht mit 36 Urteilern finden wir in 
der ältesten Erzählung, die wir überhaupt über einen nor- 
wegischen Prozeß besitzen, in der Egilssaga Skallagrims- 
sonar cap. 56 8. 155 (in der Ausgabe der Islendniga sögur 4). 
Hier entsteht die Zahl 36 dadurch, daB aus jeder der im 
Gulathing vertretenen Völkerschaften zwölf Urteiler genommen 
werden; also auch hier ist die Zahl Zwólf die Grundlage, 
auf dieser Grundlage ist aber das erkennende Gericht in 
durchaus eigentümlicher Weise aufgebaut. Weshalb das an 
der gedachten Stelle erwühnte Gericht als Privatgericht auf- 
gefaßt werden muß, wenngleich es am Orte des Gulathings 
tagt, werden wir sogleich Gelegenheit finden, nüher auszu- 
führen. Zum Vergleiche mit den norwegischen Privat- 
gerichten lassen sich auch noch die islündischen Thing- 
gerichte heranziehen. Da in Norwegen noch zur Zeit 
unserer Rechtsbücher die Mehrzahl der Thinggerichte keine 
bestimmte Urteileranzahl aufweist, so darf man wohl an- 
nehmen, daf hinsichtlich der Anzahl der Urteiler die nor- 
wegischen Privatgerichte den nüchsten Anknüpfungspunkt 
für die islándischen Thinggerichte abgegeben haben. Auf 
den islündischen Frühjahrsthingen war die Zahl der Urteiler 
nun 36, indem jeder der drei zu dem Thing gehórigen 
Goden zwólf Urteiler ernannte. Auf dem Allthing betrug 
die Urteileranzahl nach Konrad Maurer gleichfalls 36, nach 
Finsen &ber nur 9!) Ich halte in diesem Punkte die 
von Finsen angeführten Gründe für die stürkeren. Der 
Hauptgrund für Maurers Anschauung, daß das übergeordnete 


1) vgl. Finsen in Aarboger for nordisk Oldkyndighed og Historie 
1849 8. 163 und 1878 S. 174 und Maurer, die Entstehung des Is- 
ländischen Staats und seiner Verfassung, München 1878 S. 177— 178 
und Quellenzeugnisse fiber das erste Landrecht und die Ordnung der 
Bezirksverfassung auf Island in den Abhandlungen der Münchener 
Akademie der Wissenschaften, philol.-philos. Kl, Bd. XII, Abt. I, 
8. 80—81 und S. 100— 101. 
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Gericht nicht weniger zahlreich hätte besetzt sein können 
als das untergeordnete, steht mit der hier zu behandelnden 
Funktion der Urteiler überhaupt im engsten Zusammenhang 
und wird ein gut Teil seines Gewichtes verlieren, wenn 
die Resultate der vorliegenden Abhandlung richtig sind. 
Sprechen aber überwiegende Gründe dafür, daß in den 
Viertelgerichten auf dem Allthing nur neun Urteiler saßen 
und ist weiter anzunehmen, daß die isländischen Thing- 
gerichte mit den norwegischen Privatgerichten im nahen Zu- 
sammenhang stehen, so ergibt sich damit eine weitere 
Variation in der Urteileranzahl der norwegischen Privat- 
gerichte, bezw. der Gerichte, die auf sie zurückgehen. Noch 
andere Zahlen finden wir in den allerdings nur einen kleinen 
Wirkungskreis besitzenden isländischen Privatgerichten; hier 
begnügt man sich, anscheinend wegen der geringeren Be- 
deutung dieser Gerichte, zum Teil mit der Hälfte der 
Normalzahl Zwölf, so z. B. im Wiesengericht (Kgb. II S. 85) 
und im Gemeindegericht (breppadómr Kgb. II 8.175). Aus 
dem Angeführten ergibt sich für die Zahl der Urteiler der 
Privatgerichte etwa folgende Auffassung: Zwölf galt als 
Normalzahl der Urteiler, wie es überhaupt Normalzahl war. 
Das spricht sich darin aus, daß alle uns überlieferten Privat- 
gerichte in irgend welcher Weise auf die Zahl zwólf zurück- 
gehen, und daß in Fr. X. 13 das Urteil des Privatgerichts 
geradezu als Zwölfmännerurteil bezeichnet wird (En hvar 
er madr rÿfr XII manna dóm). Es war aber gleichgültig, in 
welcher Weise diese Zahl der Anzahl der Urteiler zu 
grunde gelegt wurde, ob ale Zahl des fertigen Gerichts wie 
nach Gul. und zum Teil nach Fr., oder als Zahl der das 
Gericht bildenden Bestandteile, d. h. der beiden Gerichts- 
seiten, oder der aus je einem Bezirk oder der von je einem 
Goden zu ernennenden Urteiler. Man war also nicht gleich- 
gültig gegen die Zahl als solche, aber man hielt es für 
gleichgültig, was bei der Zusammensetzung des Gerichts als 
grundlegende Einheit angenommen wurde. Da nun die 
Zahl zwölf höchstwahrscheinlich zugleich eine rituelle Be- 
deutung hatte und das religióse Moment im germanischen 
Recht in mancherlei Beziehung eine nicht unerhebliche 
Rolle spielte, so darf man wohl die Vermutung wagen, daß 
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es lediglich religióse Momente waren, die für die Fixierung 
der Anzahl der Urteiler maßgebend waren, daß man hin- 
gegen nicht daran dachte, durch eine möglichst gleichmäßige 
Besetzung der Gerichte eine Garantie für eine gleichmäßige 
Qualitàt der Urteile zu schaffen. DaB aber gerade dieses 
letztere Moment im altnorwegischen Recht so ganz entfällt, 
bildet entschieden ein Unterscheidungsmoment zwischen jener 
Zeit und der Jetstzeit, da man heutzutage gerade die gleich- 
mäßige Besetzung als einen für die zweckentsprechende 
Funktion der Gerichte recht erheblichen Faktor anzusehen 
gewohnt ist, 

Erheblich wichtiger allerdings erscheinen uns die Garan- 
tien, die sich aus der Art der Besetzung der Gerichte er- 
geben; in unsern modernen Gesetzen sind mit der größten 
Sorgfalt die Personen bezeichnet, die das einzelne er- 
kennende Gericht zusammensetzen, ist genau die Zeit an- 
gegeben, zu der es geschehen muß, und das Verfahren vor- 
geschrieben, das dabei einzuhalten ist. Der Zweck dieser 
Mafregeln ist die Erzielung mòglichster Unparteilichkeit 
des erkennenden Gerichts. Wir werden nunmehr ins Auge 
zu fassen haben, ob wir im altnorwegischen Recht ent- 
sprechende Verhältnisse vorfinden, und ob man hier also einen 
gleichen Wert auf die Unparteilichkeit des Gerichts legte. 
Da finden wir zunächst eine nicht unerhebliche Differenz 
hinsichtlich der Besetzung des Privatgerichts im Falle der 
Kontumaz. Wenn der Beklagte die Mitwirkung bei Be- 
setzung des Privatgerichts versprochen hat, sein Versprechen 
aber nicht oder nur unvollkommen hält, dann soll nach 
Gul. 269 die klügerische Gerichtsseite zur Fállung des Ur- 
teils genügen, nach F. X. 11 hingegen soll der Klüger noch 
weitere sechs Urteiler an Stelle des Beklagten erneunen. 
Man kónnte nun vielleicht an eine Differenz der beiden 
Thingverbünde denken; allein wir haben in den Urkunden 
einen Fall (D. N. III. 122) gefunden, der gerade im Gebiet 
des Gulathings spielt, und in dem das Verfahren genau das 
in F. L. X. 11 vorgeschriebene ist. Nun liegt allerdings das 
Gesetzbuch des Kónigs Magnus des Gesetzesbesserers da- 
zwischen; dasselbe enthält aber keinerlei Bestimmungen 
über den vorliegenden Fall, und da wir die moderne Theorie 
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über die gesetzliche Regelung einer ganzen Materie wohl 
kaum auf jene Zeiten übertragen kónnen, so werden wir 
davon auszugehen haben, daf man in dem fraglichen Falle 
das von alters her übliche Recht habe zur Anwendung 
bringen wollen. Dann aber ergibt sich, daB man für ein 
und denselben Fall der Kontumaz des Beklagten ein 
prinzipiell grundverschiedenes Verfahren bei der Besetzung 
des Gerichts zur Anwendung brachte, daß man also in 
diesem Punkte ein streng durchgeführtes Prinzip nicht be- 
obachtete. 

Weiteres Material gewührt uns die Behandlung des viel 
umstrittenen skiladómr, den wir hier aber lediglich hin- 
sichtlich seiner Zusammensetzung und Funktion ins Auge 
zu fassen haben. Die drei hier interessierenden Fülle, in 
denen er erwühnt wird, sind Gul. 266, Fr. X. 11—15, und 
Fr. XIL 8. Wir beginnen mit Gul. 266. Hertzberg, Grund- 
traekkerne i den ældste norske proces (Kristiania 1874), 
8. 23 nimmt an, daß das erste und zweite Gericht in Gul. 266 
aus je zwölf Urteilern bestanden hätte und daß das dritte 
Gericht eine Kombination des ersten und zweiten Gerichts 
gewesen sei, sodaB in dem dritten Gericht die Urteiler des 
ersten und die des zweiten Gerichts gegeneinander zu 
wetten gehabt hätten. Er stützt diese Auffassung ins- 
besondere auf die parallele Stelle in der Fr. (X. 15), wo das 
dritte Gericht aus zweimal zwölf Urteilern zusammen- 
gesetzt ist Daß im Gul. 266 das dritte Gericht mit nur 
zwölf Urteilern besetzt ist, sucht er dadurch zu erklären, 
daß die Parteien aus den ersten beiden Gerichten je sechs 
Urteiler für das dritte Gericht ausgewühlt hütten. Maurer 
hingegen spricht sich in der Kritischen Vierteljahrsschrift 
bei Gelegenheit der Besprechung des genannten Hertzberg- 
schen Buches (Bd. 18 S. 46) dahin aus, daß im skiladómr 
jene zwólf Urteiler gesessen zu haben schienen, die auch 
das erste und das zweite Gericht gebildet hätten. Danach 
nimmt er also an, daB in allen drei Gerichten ein Wechsel 
der Urteiler nicht stattfand. Es scheint mir, daB über- 
wiegende Gründe für die Ansicht Maurers sprechen. Zu- 
nächst würe es wohl nicht unerwühnt geblieben, wenn der 
zweite Termin mit der Besetzung eines neuen Gerichts be- 
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gonnen hätte, und der dritte Termin mit einer Auswahl aus 
den Urteilern der beiden ersten Gerichte. Zweitens würe 
es doch ein wenig zweckmäßiges Verfahren, jeder Hälfte 
des endgültig urteilenden Gerichts nur einen Teil des Pro- 
zesses vorzuführen. Wichtiger jedoch ist es, daB die Aus- 
drucksweise der Quellen unmittelbar auf die hier vertretene 
Auffassung hindeutet. Die Worte: ,En ef peir vilja hafa 
XII pegna dom. VI. af hvärstveggja hendi,“ die sich beim 
dritten Gericht vorfinden, lassen sich doch wohl nur dahin 
verstehen, daß die beiden Parteien eben das Zwölfergericht 
schon von vornherein, d. h. zum ersten Termin haben haben 
wollen, um das es sich auch hier noch handelt. Ferner aber 
kann sich der Ausdruck „sechs von Seiten einer jeden der 
beiden Parteien“ nicht auf Urteiler beziehen, die in je 
einem zu Gunsten einer jeden der Parteien urteilenden Ge- 
richt gesessen haben, sondern nur auf Urteiler, die von 
oder eventuell für eine Partei in das Gericht ernannt sind, 

Ziehen wir die Fr. zum Vergleich heran, so liegt Fr. X. 15 
“ die Sache insofern erheblich anders, als das erste Gericht 
infolge der Kontumaz des Beklagten lediglich vom Kläger 
besetzt ist. Da muß natürlich, um das Gleichgewicht wieder- 
herzustellen, im zweiten Gericht der Beklagte gleichfalls 
zwölf Urteiler ernennen. Daß man keinerlei Versuche macht, 
das dritte Gericht wieder auf die Zahl Zwölf zurückzuführen, 
. erklärt sich aus der schon oben gedachten Gleichgültigkeit 
gegenüber der Anzahl der Urteiler. Man konnte aber auch 
hier das erste und das zweite Gericht als die beiden Seiten 
des dritten Gerichts auffassen, weil das erste lediglich vom 
Kláger und das zweite lediglich vom Beklagten ernannt war, 
und also die Gegensütze der Ernennung mit den Gegen- 
sützen der beiden Gerichte zusammenfielen. Daß aber ein 
Vierundzwanzigergericht nicht notwendig aus der Zusammen- 
setzung zweier Zwölfergerichte entstand, ergibt sich aus 
F. L. XII. 8. Hier sitzen im letzten Gericht zweifellos 
24 Urteiler. Im vorletzten wird nur der -Kläger als er- 
schienen angenommen. Nur im drittletzten Gericht kann 
also eine Urteilerernennung seitens beider Parteien erfolgt 
sein, was sich überdies auch daraus ergibt, daB nach aus- 
drücklicher Bestimmung der Beklagte nach der Urteiler- 
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ernennung im drittletzten Termin aus dem ProzeB aus- 
scheidet. Da nun nicht anzunehmem ist, daB im ersten 
Termin eines neuen Verfabrens der Beklagte allein Urteiler 
ernennt, da aber im zweiten Termin eine Urteilerernennung 
von seiner Seite nicht mehr móglich ist, so wird man mit 
logischer Notwendigkeit zu der Annahme gedrängt, daß gleich 
im ersten d. h. im drittletzten Termin je zwólf Urteiler von 
jeder Partei ernannt werden. Darf man eine Vermutung aus- 
sprechen, warum hier zwólf Urteiler von jeder Partei er- 
nannt werden sollen, so lieBe sich vielleicht folgendes sagen. 
In Fr. XII. 8 wird symbolisch der Fall angedeutet, daB die 
beklagtischen Urteiler abweichender Ansicht sind, indem 
ihnen die klügerischen Urteiler eine Wette anbieten. Das 
Urteil stützt sich also der Form nach lediglich auf die vom 
Kläger ernannten Urteiler. Nun legt aber anscheinend 
gerade die Fr. Wert darauf, daB jedes Urteil mindestens 
ein Zwólfmünnerurteil war (cf. X. 13), wührend nach Gul. 269 
jede Gerichtsseite, auch wenn sie schwächer besetzt war, 
ein vollgewichtiges Urteil fällen konnte. Das dürfte es er- 
klären, weshalb man hier in der Fr. ein auf beiden Seiten mit 
zwölf, im ganzen also mit 24 Urteilern besetztes Gericht 
zur Anwendung brachte. Es ergibt sich aber für F.L.X.15 
aus der Analogie von F. L. XII. 8, daß auch in F. L. X. 15 
die zweimal zwölf Urteiler nicht sowohl als Urteiler der 
beiden ersten Gerichte, als vielmehr als vom Kläger und 
vom Beklagten ernannte Urteiler aufzufassen sind. Daraus 
ergibt sich aber weiter, daB aus F. L. X. 15 sich keinerlei 
Konsequenzen zu Gunsten der Ansicht Hertzbergs ziehen 
lassen. 

Der wichtigste Einwand gegen Hertzbergs Ansicht 
scheint mir jedoch zu sein, daß sich aus derselben gar nicht 
erklären läßt, warum die beiden Gerichtsseiten gegen ein- 
ander stimmen. Das Moment, nach dem sie ihre Entschei- 
dung zu treffen haben, ist in Gul. 266 klar und deutlich 
angegeben. Wenn der Beklagte mehr Zeugen für sich hat, 
8ο soll zu seinen Gunsten entschieden werden, im andern 
Falle aber zu Gunsten des Klügers. Diese Vorschrift ist 
einfach und leicht zu befolgen. Was soll nun gerade die 
Urteiler des ersten Gerichts veranlassen, durchaus zu Gunsten 
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des Klügers zu stimmen, und die des zweiten, durchaus zu 
Gunsten des Beklagten? Nach Hertzbergs Auffassung haben 
sie allerdings nur die Zeugen einer Partei gesehen; aber 
wenn sie nicht trotzdem auch die Zeugen der andern Partei 
berücksichtigen, so steht für sie eine Wettsumme von 2 Ór 
und eine Strafe von 3 Ór auf dem Spiele das dürfte immer- 
hin ein genügender Ansporn sein, auch die Zeugen der Gegen- 
seite in Rechnung zu ziehen. Gerade wo für die Urteiler 
ein nicht unerheblieher Verlust im Falle eines falschen Ur- 
teils in Frage kommt, werden erheblichere Gründe für eine 
Meinungsverschiedenheit vorhanden gewesen sein müssen. 
Wird man doch jedenfalls davon ausgehen dürfen, daB eine 
solehe Meinungsverschiedenheit wirklich praktisch war, und 
daB der Verfasser des Rechtsbuches sich nicht mit imaginüren 
Möglichkeiten befaBte. Eine Erklärung für die Meinungs- 
verschiedenheit gewinnen wir aber sehr leicht, wenn wir 
annehmen, daß jede der beiden Gerichtsseiten von einer 
andern Partei ernannt war. Die Partei hatte es in der 
Hand, nur die ihr günstigen Urteiler in das Gericht zu 
bringen. Es ist in Gul 37 und 266 und in Fr. X. 14 
lediglich verboten, die nüchsten Verwandten in das Gericht 
zu ernennen; im übrigen hatte jede Partei volle Freiheit, 
ihre Parteigänger zu Urteilern zu machen. Daß aber der 
Einzelne tatsächlich genug Anhänger besaß, und daB diese 
regelmäßig auch bereit waren, mit ihm durch dick und 
dünn zu gehen, das zeigen zahlreiche Berichte isländischer 
Sagen; diese beziehen sich allerdings größtenteils zunächst 
auf isländische Verhältnisse, aber gerade in diesem Punkte 
liegt keinerlei Anlaß vor, einen Unterschied zwischen islän- 
dischen und norwegischen Verhältnissen anzunehmen; außer- 
dem lassen die Sagen in diesem Punkte aber auch über 
norwegische Verhältnisse keinen Zweifel, wie es sich aus 
einem gleich zu erwähnenden Falle ergeben wird. Nehmen 
wir nun an, daß auf jeder Seite ausgesprochene Anhänger 
einer der beiden Parteien saßen, so haben wir einen völlig 
ausreichenden Grund für eine Meinungsverschiedenheit 
zwischen den beiden Gerichtsseiten. Andrerseits liefert 
Gul. 266 eben gerade einen Beleg dafür, daß man mit er- 
heblichen Meinungsverschiedenheiten unter den Urteilern zu 
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rechnen hatte, selbst wenn es galt, einfache und klare 
Rechtsvorschriften zur Anwendung zu bringen, und zwar 
Meinungsverschiedenheiten, die lediglich auf der verschie- 
denen Stellung der Urteiler zu den Parteien beruhten. 
Erweist sich danach die Ansicht, daB alle drei Gerichte 
mit denselben Urteilern besetzt waren, als die begründetere, 
so hat doch auch diese Ansicht mit einer Schwierigkeit zu 
kämpfen. Man pflegt anzunehmen, daß ursprünglich im 
germanischen Recht zum Zustandekommen eines Urteils 
Einstimmigkeit erforderlich gewesen sei. Im skiladömr 
bedarf es nun aber nach Gul. 266 nicht der Einstimmigkeit, 
sondern es genügt einfache Majorität. Es wäre auffallend, 
wenn in diesen mutmaßlich uralten Privatgerichten eine 
wirkliche Abweichung von dem wahrscheinlich gleichfalls 
uralten Prinzip der Einstimmigkeit zu Gunsten des Majoritäts- 
prinzips vorliegen sollte. Dieses auffallende Resultat wird 
nun vermieden, wenn man jede der beiden Gerichtsseiten 
als etwas Selbständiges ansieht. Es ist an sich schon 
nicht wahrscheinlich, daß die beiden Gerichtsseiten, die aus 
den Anhängern zweier mit einander verfeindeter Parteien 
bestanden, mit einander in eine Beratung eingetreten wären, 
zumal die Prozesse damals noch viel mehr als heutzutage 
mit Einsetzung der ganzen Persönlichkeit geführt wurden 
und infolgedessen eine viel tiefer gehende Feindschaft 
zwischen den Parteien und entsprechend auch zwischen den 
Anhängern der Parteien hervorriefen. Es wäre demnach 
anzunehmen, daß jede Gerichtsseite ihr eigenes Urteil ab- 
gab. Ergab sich dann auf einer Seite keine Einstimmigkeit, 
so kam auf dieser Seite ein Urteil nicht zustande, und die 
Folge war, daß das Urteil der Gegenseite als das einzig 
vorhandene durchschlug. Dieses Resultat wird dadurch im 
hohen Grade wahrscheinlich gemacht, daß in mehreren 
Fällen nur die eine Seite des Gerichts zum Urteil kommt 
und dieses Urteil dann doch als vollwirksam behandelt wird. 
Dieser Fall liegt zunächst ganz deutlich in Gul. 269 vor, 
wo der Beklagte zwar die Mitwirkung bei der Besetzung 
des Privatgerichts versprochen, sein Versprechen aber nicht 
erfüllt hat. In diesem Falle urteilen lediglich die vom 
Kläger eingesetzten Urteiler über dessen Anspruch, und ihr 
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Urteil gilt als genügend. In äbnlicher Weise urteilen auch 
in Fr. XII. 8 lediglich die zwólf vom Klüger eingesetzten 
Urteiler; daß hier die vom beklagtischen Pächter eingesetzten 
nicht mit urteilen, ergibt sich daraus, daB die klügerischen 
Urteiler ihnen eine Wette über die Richtigkeit ihres Urteils 
anbieten sollen, was doch wohl kaum móglich würe, wenn 
sie sich ihrem Urteil angeschlossen hütten; daB sie sich aber 
auch nicht im entgegengesetzten Sinne ausgesprochen haben, 
ergibt sich daraus, daß das Angebot der Wette nur als 
Formsache behandelt wird. Verwandt liegt die Sache auch 
in Fr. X. 11 und 12, insofern es auch hier lediglich vom 
Klüger ernannte Urteiler sind, die über den klägerischen 
Anspruch entscheiden, wenngleich hier die Hälfte der Ur- 
teiler an Stelle der fehlenden beklagtischen Urteiler ernannt 
ist. Nun nimmt allerdings Hertzberg, Grundtraekkerne 8. 19 
an, daß der Beklagte schon vor dem Termin sechs Urteiler 
ernannt habe, die sich eingefunden hätten, ohne daß der 
Beklagte selbst erschienen würe, und die dann von dem 
Klàger in das Gericht eingesetzt würen. Er ist zu dieser 
Auffassung wohl hauptsächlich durch den Schlußsatz in 
Fr. Χ. 11 veranlaßt. Wir haben oben im $ 2 Seite 16 in 
der Anmerkung bereits zwei verschiedene Möglichkeiten der 
Auslegung dieses Schlußsatzes angegeben; wenn nur eine 
der beiden als zulässig anzusehen ist, so ist damit eine Be- 
. nutzung der Stelle zu Gunsten der Ansicht Hertzbergs aus- 
geschlossen. Im übrigen aber sprechen doch auch man- 
cherlei Gründe gegen die Ansicht Hertzbergs. Wenn die 
Urteiler schon vor dem Termin zu ernennen waren, so 
konnte diese Ernennung nur ein streng formeller Akt sein, 
ein solcher aber wäre sicherlich nicht unerwähnt geblieben, 
zumal es auch wohl schwerlich zu vermeiden gewesen wäre, 
die Gegenpartei bei der Ernennung zuzuziehen, wenn sie, 
wie Hertzberg es annimmt, nachher in der Lage sein sollte, 
auf Grund dieser Ernennung ihrerseits das Gericht zu be- 
setzen. Sodann aber war es doch sicherlich ein äußerst 
seltener Fall, daß die Partei selbst nicht erschien, wohl 
aber die von ihr ernannten Urteiler; wenn der Beklagte 
Veranlassung zu haben glaubte, selbst nicht zu erscheinen, 
so hatte er regelmäßig auch wohl keinen Anlaß, seine 
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Urteiler zum Termin zu entsenden. Schlieflich dürfte doch 
auch die Analogie von Gul. 269 in Rechnung zu ziehen 
sein; noch mehr aber die Analogie der im D. N. III. 122 
abgedruckten Urkunde; hier ist der Vorgang durchaus den 
Vorsehriften von Fr. X. 11 entsprechend; und hier sind 
offenbar die zweiten sechs Urteiler, die der Kläger in das 
Gericht ernennt, nicht vom Beklagten vorher ausgewühlt. 
Ein weiterer Anhaltspunkt für die. Selbständigkeit der beiden 
Urteilsseiten dürfte es sein, wenn in Gul. 37 die von einer 
Partei ernannte Urteilsseite geradezu als sein Gericht (sínn 
dómr) bezeichnet wird. Schließlich aber gewährt Gul. 37 
auch noch einen andern Anhaltspunkt. Fast an allen Stellen, 
wo vom Privatgericht ausführlicher die Rede ist (Gul. 37 
und 266 und Fr. X. 15), wird gesagt, daß, wenn sich auch 
nur ein Urteiler einer Seite erhebt, seine Partei als unter- 
legen gilt. Soweit sich diese Vorschrift für das dritte Ge- 
richt findet, ließe sie sich vielleicht aus dem Gegensatz der 
beiden ersten Gerichte oder aber daraus erklären, daß nun 
das der andern Partei günstige Urteil die Majorität erlangt 
hätte. Diese Erklärungen passen also vielleicht auf Gul. 266 
und Fr. X. 15, nicht aber auf Gul. 37. Hier ist von vorn- 
herein nur von einem Gericht die Rede; der dort behan- 
delte Prozeß verträgt auch schlechterdings nicht eine Ver- 
handlung in drei verschiedenen Terminen. Und doch findet 
sich auch hier dasselbe Verbot für die Urteiler, sich nicht 
von ihren Plätzen zu erheben, und auch dieselbe Androhung 
des Prozeßverlustes, die sich hier ganz unzweifelhaft nur 
auf die Partei beziehen kann, die den Urteiler ernannt hat. 
Erklären läßt sich diese Vorschrift nur aus einer weitgehenden 
Selbständigkeit einer jeden Urteilsseite. Wäre das Privat- 
gericht als ein Ganzes aufgefaßt, so würde durch das Auf- 
stehen eines Urteilers ein weiteres Funktionieren des ganzen 
Gerichts unmöglich gemacht; in der Tat wird aber nur die 
eine Gerichtsseite lahm gelegt, und die Folge ist, daß die 
Partei, die diese Gerichtsseite ernannt hat, unterliegt, weil 
es ihr an der nötigen Vertretung im Privatgericht fehlt. 
Man wird annehmen dürfen, daß das völlig gleich geartete 
Verbot in Gul. 266 und Fr. X. 15 auch aus denselben Mo- 
tiven wie in Gul. 37 entsprungen ist. Damit haben wir 
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zugleich einen weiteren Anhaltspunkt dafür gefunden, daß 
es sowohl in Gul. 266 wie in Fr. X. 15 der Gegensatz der 
Ernennung, und nicht der des ersten und zweiten Gerichts 
ist, der in der Wette zum Ausdruck kommt. Und wenn es 
in Fr. X. 15 heißt: En ef madr ris dr dómi annarstveggja. 
ρά er dómr ünytr, so bedeutet dómr demnach auch hier 
nicht sowohl das erste oder zweite Gericht, als vielmehr die 
Gerichtsseite des dritten Gerichts. 

Die Annahme der Selbständigkeit der beiden Gerichts- 
seiten löst aber auch noch eine weitere Schwierigkeit, mit 
der die hier vertretene Ansicht sich auseinanderzusetzen hat. 
Wenn die drei Gerichte identisch sind, so versteht man zu- 
nächst nicht recht, wie in Gul. 266 dieselben Urteiler im 
ersten Termin dem Kläger das umstrittene Land zusprechen 
und im dritten Termin über diesen Punkt sich in der leb- 
haftesten Meinungsverschiedenheit befinden können. Warum, 
so könnte man fragen, weigern sich denn nicht gleich im 
ersten Termin die beklagtischen Urteiler, zu dem dem Kläger 
günstigen Votum ihre Zustimmung zu geben? Die Erklärung 
dürfte darin zu finden sein, daß die Fällung des dem Kläger 
günstigen Urteils entweder allein oder doch in erster Linie 
den klägerischen Urteilern oblag. Der Vorgang bei der 
Fällung des Urteils des Privatgerichts ist für uns allerdings 
ziemlich in Dunkel gehüllt, und die Schwierigkeiten sind 
. für uns besonders erhebliche, weil wir von den uns ge- 
läufigen Anschauungen, die uns nur zu leicht als allgemein 
maßgebliche erscheinen, möglichst absehen müssen. Sollte 
nun die Annahme, daß nur die klägerischen Urteiler bei der 
Urteilsfällung im ersten Gericht mitwirkten, als zu weit ge- 
gangen und zu wenig begründet erscheinen, so kann man 
sich doch den Vorgang etwa derartig vorstellen: die Fällung 
des Urteils war höchstwahrscheinlich wie alle Prozeßhand- 
lungen ein streng formaler Akt; dafür spricht einmal die 
Analogie der sonstigen Prozeßhandlungen und sodann die 
Analogie des isländischen Rechts, wo in jedem Gericht 
einer der Urteiler eigens zum Aufsagen des Urteils be- 
stellt wird und auch für das Aufsagen des Urteils ein 
Formular gegeben wird. Der eigentlich maßgebende Akt 
bei der Fällung des Urteils war demnach Sache eines 
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Einzelnen. Nun ist es aber durchaus wahrscheinlich, daß 
dieser formelle Akt nur durch einen andern formellen Akt 
in seiner Wirksamkeit beeintrüchtigt werden konnte. War 
aber das Aufsagen des Urteils zu Gunsten des Klügers Sache 
eines der von ihm ernannten Urteiler, wofür wir eine gleich 
zu erwühnende Analogie im isländischen Recht vorfinden, 
80 war umgekehrt das Aufsagen eines Urteils zu Gunsten 
des Beklagten Sache eines der vom Beklagten ernannten 
Urteiler. Zu einem solchen Akt waren jedoch die letzteren 
am Ende des ersten Termins noch gar nicht in der Lage, 
weil der Beklagte noch gar nicht zum Wort gekommen war 
und es demnach an jeder Grundlage für ein dem Beklagten 
günstiges Urteil fehlte. Die beklagtischen Urteiler waren 
also nicht in der Lage, dem von einem klügerischen Ur- 
teiler aufgesagten Urteil ihrerseits ein Urteil entgegenzu- 
setzen, und es mufte deshalb bei dem zu Gunsten des 
Kligers aufgesagten Urteil sein Bewenden haben. 

So zeigt uns die Verfassung der altnorwegischen Privat- 
gerichte, daB man sich eventuell nicht scheute, ein lediglich 
vom Kläger nach Maßgabe seiner Interessen besetztes Ge- 
richt zur Entscheidung des Prozeßes zu verwenden, und daß 
man irgend welche Ggrantien für die Unparteilichkeit des 
Gerichts, abgesehen von dem AusschluB der nüchsten Ver- 
wandten, nicht für erforderlich hielt. Die gewonnenen 
Resultate werden bestätigt durch die Beschreibung des 
sehon oben gedachten Prozefes in der Eigla. Die hier 
in Frage kommenden Worte lauten: Enn fyrir innar { hrin- 
ginum sätu dómendr tólf ór Firdafylki, ok tólf ór Sygnafylki, 
tólf ór Hórdafylki. per prennar tylftir manna skyldu par 
doma um mél manna. Arinbjörn red poi, hverir dómendr 
vóru ór Firdafylki. Enn bôrdr af Aurlandi, hverir ór Sogni 
vóru. Véru beir allir einslids. Diese Worte lassen sich 
bei unbefangener Auffassung nur dahin verstehen, daB das 
ganze Gericht von Egil, bezw. seinen Anbüngern besetzt 
war. Arinbjörn und pórdr waren Anhänger des Egil, die 
ihm zu seiner Unterstützung zum Thing gefolgt waren. Die 
netürlichste Auffassung der obigen Worte aber ist die, daß 
Arinbjórn die Ernennung der Urteiler aus dem Firdafylk 
und pórdr diejenige der Urteiler aus Sogn in ihrer Eigen- 
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schaft als Freunde des Egil besorgten; für die Annahme, 
daß sie etwa zufällig kraft ihrer amtlichen Stellung zur Er- 
nennung der Urteiler berufen waren, fehlt es doch an jedem 
Anhaltspunkt. Daß der Gegner etwa ein Drittel der Urteiler, 
nämlich die aus dem Hördafylk ernannte, ist natürlich ganz 
unwahrscheinlich. Die Auffassung, daß Egil alle zu er- 
nennen hatte, wird noch verstärkt durch die Bemerkung: 
„Sie gehörten alle zu derselben Partei“, was auf die Urteiler 
zu beziehen doch wohl am nächsten liegen dürfte. So er- 
scheint denn in diesem ältesten uns überlieferten Prozeß 
ein Gericht, das lediglich vom Kläger und zwar, wie aus- 
drücklich bemerkt ist, mit seinen Anhängern besetzt ist. 
Damit erhalten unsere obigen Resultate eine Bestätigung 
darin, daß man nicht eine unparteiische Ernennung des 
Gerichts für die notwendige Vorbedingung einer ersprieß- 
lichen Wirksamkeit desselben erachtete, und daß jede 
Partei das Gericht möglichst mit ihren Anhängern zu be- 
setzen bestrebt war. Es ergibt sich übrigens aus dem Ge- 
sagten auch, wieso wir im Vorhergehenden berechtigt waren, 
das in der Eigla erwähnte Gericht als Privatgericht anzu- 
sprechen. 

Eine weitere Bestätigung obiger Resultate gewährt 
aber auch noch das isländische Recht. Das isländische 
Recht steht mutmaßlich den Urzuständen ferner als das 
‚norwegische Recht, wie ja auch seine Überlieferung eine 
jüngere ist. Die überaus klare, streng logische Aus- 
drucksweise der sämtlichen Handschriften des isländischen 
Rechtsbuches weist auf lange juristische Schulung, auf be- 
wußte Ausgestaltung des überlieferten Rechts hin, wozu 
auch die vielfache Beschäftigung der Sagen mit juristischen 
Stoffen durchaus stimmt. Das isländische Recht macht zum 
großen Teil einen modernen Eindruck, und man geht wohl 
nicht fehl, wenn man viele modern klingende Sätze des is- 
ländischen Rechts als spätere Abänderungen des einst mit 
dem Stammlande gemeinsamen Rechts ansieht. Um so mehr 
Bedeutung gewinnt es, wenn sich auch im isländischen Recht 
Vorschriften finden, die der modernen Anschauung durch- 
aus zuwiderlaufen, dahingegen zu der Rechtsauffassung 
stimmen, die wir für das norwegische Recht zu begründen 
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versuchten. Wir wiesen schon oben darauf hin, daß für 
das Aufsagen des Urteils eigens ein Urteiler bestimmt wird. 
Genauer, es kommen zwei Urteiler für diesen Akt in Be- 
tracht, nämlich die beiden, die für die beiden Parteien das 
Referat (reifing) gehabt haben. Jede Partei hat nämlich 
in dem Gericht einen Referenten, und zwar wird der ihr 
Referent, der sich dazu bereit erklürt; falls sich keiner bereit 
erklärt, haben die Urteiler bei Strafe der Landesverweisung 
darum zu losen (Kgb. 8. 70). Das Urteil hat nun der- 
jenige Referent aufzusagen, dessen Partei den Prozeß 
gewonnen hat (S. 75) Wenn aber keine Einstimmigkeit 
unter den Urteilern erzielt wird und infolgedessen Gerichts- 
spaltung eintritt, so erscheint der Referent zugleich als 
Wortführer der Gerichtsseite, die für seine Partei gestimmt 
hat, ohne daB irgendwie die Môglichkeit in Rechnung ge- 
zogen würe, daB er der andern Gerichtsseite beigestimmt 
hätte (Kgb. 8. 75 —77). Das Rechtsbuch hält also den 
Fall für ausgeschlossen, daß, wenn überhaupt jemand 
zu Gunsten einer Partei stimmen sollte, nicht auch ihr 
Referent für sie stimmte. Schon daß die Übernahme des 
Referats als eine Art Gefülligkeit behandelt wird, mutet 
uns sonderbar an, noch sonderbarer entschieden aber die 
Auffassung, daß derjenige, der sich der Partei am meisten 
gefällig erweist, auch selbstverständlich mit demjenigen 
identisch sein muß, der die für sie günstigste Rechtsauffassung 
vertritt. Die Auffassung, daß in der Übernahme des Refe- 
rats ein Akt besonderer Gefälligkeit liegt, spricht sich auch 
darin aus, daß in der Bandamannasaga (edd. Andreas Hensler, 
Berlin 1897), 8. 40, Öfeigr dem Referenten eine ganz er- 
heblich höhere Bestechungssumme in Aussicht stellt, als den 
übrigen Urteilern. In den Bestimmungen der Grägäs liegt 
zunächst insofern eine Parallele zu dem altnorwegischen 
Privatgericht, als auch in jener die Aufsagung des Urteils 
verschiedenen Personen obliegt, je nachdem es zu Gunsten 
der einen oder der andern Partei lautet. Sodann aber 
stoßen wir auch hier wieder auf die Auffassung, daß die 
Urteiler in einer Weise, die uns ziemlich fremd anmutet, 
von persönlichen Beziehungen zu den Parteien in ihrem 
Urteil abhängig gedacht sind, und daß diese Abhängigkeit 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXIV. Germ. Abt. 
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von der Rechtsordnung sozusagen offiziell anerkannt wird; 
man fürchtete anscheinend gar nicht, daß eine solche Ab- 
hüngigkeit für die Rechtspflege schädliche Folgen haben 
kónnte. Daf diese Abhüngigkeit die Urteiler aber zur 
Entscheidung schwieriger Rechtsfragen völlig ungeeignet 
machte, hätte auch in jener Zeit kaum verborgen bleiben 
können. Daß man sie trotzdem fast völlig ignorierte, daß 
man fast gar keinen Wert darauf legte, auf welche Art ein 
Gericht zusammengesetzt war, gewährt einen Anhaltspunkt 
dafür, daß man die Entscheidung schwieriger Rechtsfragen 
nicht als Aufgabe der Gerichte betrachtete. 


$4. Die Einstimmigkeit der Urteiler. 


Nach der herrschenden Anschauung gilt die Einstimmig- 
keit der Urteiler für das urgermanische Recht als not- 
wendiges Erfordernis für das Zustandekommen eines Urteils. 
Im norwegischen Recht stößt diese Ansicht auf einige 
Schwierigkeiten. Wie diese Schwierigkeiten für die Privat- 
gerichte durch die Annahme der Selbstündigkeit der beiden 
Gerichtsseiten zu heben seien, haben wir im vorigen Para- 
graphen dargelegt. Aber auch hinsichtlich der Thinggerichte 
stößt das Prinzip, wie schon oben angedeutet, auf Schwierig- 
keiten. Ziehen wir wieder das isländische Recht zur Ver- 
gleichung heran, so ist hier bei den gewóhnlichen Thing- 
. gerichten das Prinzip der Einstimmigkeit streng durchgeführt. 
Das füllt um so mehr ins Gewicht, als dem islándischen Recht 
das Prinzip der Majorität anderweitig auch sehr wohl be- 
kannt ist, z. B. im Fünfergericht, in der Lógretta (Kgb. 214 
vgl dazu Maurer, Die Rechtsrichtung in Island, in der 
Münchener Festgabe für J. W. Planck 1887), und im Wiesen- 
gerichte (Kgb. S. 86), und als ferner die isländischen Thing- 
gerichte mit einer fest bestimmten Anzahl von Urteilern 
besetzt waren, in ihnen also viel eher die Feststellung der 
Majorität móglich war als in den unorganisierten norwegi- 
schen Thinggerichten. Die Analogie der isländischen Ver- 
hältnisse spricht also dafür, daß auch in den norwegischen 
Thinggerichten nicht die Majorität entschied. Trotzdem ist 
aber, wie oben schon angedeutet, in Gul. 35 und 266 und 
Fr. X. 30 die Möglichkeit eines Volksthingsurteils voraus- 
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gesetzt, auch wenn nachher ein Viertel der Thinggenossen 
seiner abweisenden Meinung durch Verlassen des Things 
Ausdruck gibt. Wie läBt sich diese Stelle anders erklären, 
als durch das Walten des Majoritütsprinzips? Wir greifen 
zurück auf unsere obige Behauptung, daß das Wesentliche 
des Urteils das Aufsagen der Urteilsformel war. Wie der 
ganze Prozeß sich in strengen Formen bewegte, so auch 
höchstwahrscheinlich die Verkündung des Urteils. Auch im 
Thinggericht mußte also wie im Privatgericht ein einzelner 
tätig werden, um den Formalakt der Urteilsaufsagung zu 
vollziehen. Das isländische Recht schreibt einen solchen 
Formalakt der Urteilsaufsagung auch ausdrücklich vor. 
Wenn nun aber im isländischen Gericht weiter vorge- 
schrieben ist, daß die übrigen Urteiler in formeller Weise 
ihre Zustimmung erklären sollen, so hat ein solcher Formal- 
akt für die unorganisierten norwegischen Thinggerichte, die 
von einer wahrscheinlich recht erheblichen, der Zahl nach 
ganz unbestimmten Menschenmenge gebildet wurden, sehr 
wenig Wahrscheinlichkeit für sich, und die Vorschrift des 
isländischen Rechts ließe sich als eine auf logische Gründe 
gestützte, gewohnheitsrechtliche oder gesetzliche Neuerung 
ganz gut erklären. Jedenfalls aber liegt auch im isländischen 
Recht noch der Schwerpunkt nicht, wie im modernen Ge- 
richt, in der Beratung, sondern in der Vornahme von Formal- 
akten seitens einzelner Urteiler, und als der wichtigste 
Formalakt tritt auch hier noch deutlich das Aufsagen des 
Urteils hervor. Über die Person derer, denen es nach ur- 
germanischer Rechtsanschauung zustand, auf dem Thing das 
Wort zum Aufsagen des Urteils zu ergreifen, dürfte uns 
nun vielleicht die bekannte Stelle in Kap. XI der Germania 
des Tacitus Aufklärung geben, wo über die germanische 
Volksversammlung berichtet wird: Rex vel princeps, prout 
aetas cuique, prout nobilitas, prout decus bellorum, prout 
facundia est, audiuntur. Demnach war es also, wie die 
Stelle auch allgemein verstanden wird, lediglich Sache ein- 
zelner, auf dem Thing das Wort zu ergreifen, und es liegt 
kein Grund vor, von diesem Grundsatz eine Ausnahme für 
den Fall anzunehmen, daf das Thing als Gerichtsversamm- 
lung fungierte. Hatten aber nur einzelne das Recht, das 
3* 
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Wort zu ergreifen, so konnte auch von einer namentlichen 
Abstimmung, wie sie in Island bestand, nicht die Rede sein. 
Nehmen wir nun an, daß die von Tacitus mitgeteilten ur- 
germanischen Grundsütze im norwegischen Recht noch leben- 
dig waren, so bietet sich uns eine Erklärung der fraglichen 
Stellen. Bei der Füllung des Urteils traten nur einzelne 
Thinggenossen in Tütigkeit, wührend die grofe Masse sich 
passiv dabei verhielt; die Füllung des Urteile bestand im 
Aufsagen der Urteilsformel. "Vielleicht versicherte sich im 
einzelnen Falle der dazu Berufene vorher erst der Zu- 
stimmung der übrigen Thinggenossen, vielleicht verließ er 
sich auch lediglich auf seine Rechtskenntnis oder auf sein 
Ansehen. Jedenfalls blieb seine Tätigkeit vor der Urteils- 
aufsagung latent, und von formeller Bedeutung war lediglich 
diese selbst. War diese dann innerhalb der durch Recht 
oder Sitte gezogenen Kompetenz erfolgt, so lag jedenfalls 
ein Urteil vor, bei dem sich die Parteien beruhigen konnten, 
wie das unsere Stelle trotz nachher hervortretender Meinungs- 
verschiedenheiten voraussetzt. Und dieses Urteil war dann 
anfechtbar, wenn sich auf formellem Wege feststellen ließ, 
entweder daß nicht alle mit dem Urteil einverstanden waren, 
oder aber daß ein bestimmter Teil der Thinggenossen eine 
abweichende Meinung vertrat. Diese formelle Feststellung 
erfolgte dann eben dadurch, daß die unterlegene Partei ihre 
Anhänger sammelte und mit ihnen das Thing verließ. Es 
scheint übrigens, daß nicht diese Formalität des Verlassen 
des Things als charakteristisch für das Volksthing hervor- 
gehoben werden soll, sondern nur die große Anzahl der 
Thinggenossen, die sich der unterlegenen Partei anschlossen. 
Es ist deshalb anzunehmen, daß für das Bezirksthing, wo 
jeder Mangel an Einstimmigkeit genügte, um den Instanzen- 
zug zu rechtfertigen, dieselbe Formalität galt, um eine 
Meinungsverschiedenheit zu konstatieren.!) 


1) Eine andere Bedeutung legt Hertsberg der Förmlichkeit des 
sich Fortbegebens bei, indem er (Grundtrekkerne 8. 177) annimmt, 
daß auf diese Weise die für das Urteil erforderliche Einstimmigkeit 
erzielt wurde. Allein das würde bedeuten, daß der Sieg der Mehrheit 
geradezu von der Gefülligkeit der Minderheit abhüngig war. Wollte 
die Minderheit den Sieg der Mehrheit hindern, so brauchte sie sich 
nur einfach ganz [passiv zu verhalten, und es konnte von dem Zu- 
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Es läßt sich nun aber auch eine Vermutung darüber 
aufstellen, wer in den norwegischen Thinggerichten die zur 
Aufsage des Urteils Berufenen waren. Wir dürfen wohl 
davon ausgehen, daß die Entwicklung der Thinggerichte in 
den verschiedenen nordgermanischen Rechten keine vüllig 
verschiedenen Wege eingeschlagen hat, sondern daB sie bis 
zu einem ziemlich hohen Grade parallel gelaufen ist. Nun 
sehen wir im altschwedischen Recht schon früh die urteilende 
Thinggemeinde durch den Einzelurteiler ersetzt, der sein 
Urteil vor versammelter Thinggemeinde fällt. Dieser Einzel- 
urteiler heißt in Schweden laghmann und bezw. herapshóf- 
pingi. Das Amt des dem schwedischen laghmann ent- 
sprechenden norwegischen lógmadr läßt sich nach Maurers 
Untersuchungen (Das Alter des Gesetzessprecheramtes in 
Norwegen in der Münchener Festgabe für Arndt 1875) 
auch in Norwegen ziemlich weit zurückverfolgen, ohne daß 
der lógmadr als Urteiler eine ühnliche offizielle Stellung 
eingenommen hätte wie in Schweden; auch erscheint der 
ligmadr auf dem Thing in Norwegen meist in der Mehr- 
zahl, wührend es in Schweden für jedes Volkland nur einen 
gab. Geht man nun davon aus, daß seine Stellung in Nor- 
wegen und in Schweden möglichst ähnlich war, so gelangt 
man zu der Vermutung, da8 die norwegischen lógmenn auf 
dem Thing tatsüchlich eine ähnliche Funktion ausübten 
wie in Schweden, daß sie in Norwegen wie in Schweden 
berufen waren, das Urteil aufzusagen, und daB man dieses 
Verhältnis in den beiden Lündern nur rechtlich verschieden 
charakterisierte, indem man in Schweden den Formalakt 
der Urteilsaufsagung und in Norwegen die zur Gültigkeit 


standekommen eines Urteils nicht die Rede sein; es ist nicht recht er- 
findlich, was die Minderheit zu diesem ihrem Interesse schnurstracks zu- 
widerlaufenden Verhalten veranlassen sollte. Bestand eine dahingehende 
Rechtsvorschrift, so war das lediglich eine Umschreibung des Majoritäts- 
prinzips; dann hätte es schließlich aber doch näher gelegen, das 
Majoritätsprinzip unmittelbar anzuerkennen. War es aber die Furcht 
vor Waffengewalt, so war das ein Moment, das sicherlich von der 
gesetzgebenden Gewalt nicht zum Mittel für ihre Pläne benutzt wäre, 
wo diese das dringendste Interesse daran hatte, den Frieden auf dem 
Thing zu wahren, ein Interesse, das auch häufig genug in unseren 
Rechtsbüchern zu Tage tritt. 
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des Urteils erforderliche Anwesenheit der Thinggenossen als 
das Wesentliche ansah, wozu man in Norwegen um so mehr 
Veranlassung hatte, als hier mehrere lógmenn nebeneinander 
zur Urteilsaufsagung berufen waren.!) 

Sind die obigen Ausführungen richtig, so ergibt sich 
aus denselben, daß in den norwegischen Gerichten das 
Majoritütsprinzip noch in keiner Weise Platz gegriffen hatte. 
Allerdings ist es auch nicht das Prinzip der Einstimmigkeit, 
zu dem wir gelangt sind. Aber wenn das Prinzip der 
Majorität auf fortgeschrittenere, kompliziertere Verhältnisse 
schließen läßt als das Prinzip der Einstimmigkeit, so führt 
das für die norwegischen Thinggerichte angenommene Ver- 
fahren auf noch urwüchsigere Zustände zurück als das Prinzip 
der Einstimmigkeit, insofern es hier noch völlig an einer 
Abstimmung fehlt, und zwar deshalb, weil die Organisation 
zu mangelhaft ist, um eine Abstimmung zuzulassen. Die 
gewonnenen Resultate gestatten nun aber einen Schluß auf 
die Aufgaben, die von den norwegischen Gerichten zu lósen 
waren. Schon das Prinzip der Einstimmigkeit, wie es in 
Island bestand, läßt darauf schließen, daß man von den Ge- 
richten die Lösung komplizierterer Aufgaben nicht verlangte. 
Denn man würde sich nicht lange der Erkenntnis haben 
verschließen können, daß in komplizierteren juristischen 
. Fragen die Meinungen regelmäßig auseinander zu gehen 
pflegen. So hat man denn auch in den neu geschaffenen 
Institutionen, denen man schwierigere Aufgaben zudachte 
insbesondere im Fünfergericht und in der Lögretta, das 
Majoritätsprinzip zur Geltung gebracht. Noch weniger kann 
es sich aber um Lösung schwierigerer Aufgaben im norwegi- 
schen Thinggericht gehandelt haben, wenn man hier das Ur- 
teil eines einzelnen Mannes als das Urteil aller Thinggenossen 
auffassen und behandeln konnte, ohne daß eine Möglichkeit 


1) Aus dem dem norwegischen Recht noch näher verwandten 
isländischen Recht den lögsögumadr zum Vergleiche heranzuziehen 
dürfte sich deshalb nicht empfehlen, weil in Island die Versammlung 
der Thinggemeinde als Organ des Gemeinwesens gänzlich abhanden 
gekommen war, und sich deshalb auch die ursprüngliche Stellung des 
Gesetzessprechers als eines Organes der Versammlung aller Thing- 
genossen in nicht unerheblicher Weise verändert hatte. 
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gegeben war, dieses Urteil, wenn es allgemein mißfiel, inner- 
halb desselben Thinggerichts zu kassieren. Ein solcher Sach- 
verhalt war nur móglich, wenn man ursprünglich davon aus- 
ging, daß die zu entscheidenden Fragen regelmäßig so einfach 
seien, daß eine Meinungsverschiedenheit nicht in Frage komme, 
und daß das aufzusagende Urteil in erster Linie eine Bedeutung 
als Formalakt besitze. Wenn diese Bedeutung des Urteils 
als maßgebend galt, so erklärt es sich um so leichter, warum 
es als ein Urteil aller Thinggenossen, und nicht bloB des zur 
Aufsagung Berufenen angesehen wurde, da für den Formal- 
akt die passive Anwesenheit der Thinggenossen noch mehr 
ins Gewicht fiel als die aktive Tatigkeit der Urteilsaufsagung. 
Eine Bestätigung des Gesagten gewährt übrigens auch noch 
der Umstand, daß man auch in Norwegen andere Wege 
einschlug, nämlich Entscheidung nach dem Majoritàtsprinzip 
oder durch einen selbständigen, unabhängig von der Thing- 
versammlung dastehenden Einzelurteiler, sobald es sich um 
schwierigere Aufgaben handelte. Die Abwägung der Zeugen- 
aussagen gegeneinander erfolgt nach Gul. 266 und Fr. X. 15 
nach einem rein formellen Prinzip, nümlich einfach nach 
der Zahl. Dieses Prinzip stellte sich jedoch anscheinend 
sehr bald als ungenügend heraus, und so finden wir bereits 
in Fr. XIII. 24 das Majoritütsprinzip zur Anwendung ge- 
bracht in einer Bestimmung, die sich durch ihre Schluß- 
worte mit Deutlichkeit als Neuerung charakterisiert. Die 
Parteien sollen je sechs der tüchtigsten und ältesten Bauern 
aus dem Bezirk auswählen, die nach Majorität über den 
Wert der einander widersprechenden Zeugenaussagen ent- 
scheiden sollen. Den andern Weg, einen Einzelurteiler ent- 
scheiden zu lassen, finden wir in N. L. VI. 8 eingeschlagen; 
an die Stelle der Vorschrift, daß die Zahl entscheiden soll, 
ist die Bestimmung getreten, daß der lógmadr entscheiden 
soll, wessen Zeugnis mehr Glauben verdient. 


8 5. Die Rechtskraft des Urteils. 


Es ist oben auf Grund der Urkunden der Nachweis 
erbracht, daf die Lógmannsurteile der spüteren Zeit keine 
Rechtskraft besaßen. Es handelt sich hier um die Frage, 
wie es in diesem Punkte mit den Urteilern der Privat- und 
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Thinggerichte stand. "Wenn hier von der Rechtskraft eines 
Urteils die Rede ist, so handelt es sich stets nur um das, 
was man heutzutage die materielle Rechtskraft nennt. Die 
formelle Rechtskraft im Sinne des heutigen Prozefrechts, 
d. h. die Unanfechtbarkeit durch Rechtsmittel, spielt im 
altgermanischen ProzeB kaum eine Rolle, weil ein eigent- 
licher Instanzenzug entweder nicht vorhanden oder doch in 
einer von dem modernen Instanzenzug günzlich verschiedenen 
Weise geregelt war. Wenn also hier von Rechtskraft die 
Rede ist, so bedeutet das stets, daB das Urteil in formeller 
Weise materielles Recht machte. DaB ein Urteil formell 
Recht unter den Parteien macht, heißt erstens, daß es für 
die Zukunft als Grundlage des zwischen den Parteien be- 
stehenden Rechtsverhältnisses zu behandeln ist, ohne daß 
es möglich oder nötig wäre, auf das früher bestehende, das 
Urteil begründende Rechtsverhültnis zurückzukommen, und 
zweitens daß eine Abänderung des ergangenen Urteils, außer 
im ordentlichen Instanzenzuge, in der Regel ausgeschlossen 
ist. Die formelle Wirksamkeit des Urteils beruht auf Zweck- 
mäßigkeitsgründen und kann mit dem materiellen Recht 
leicht in Widerspruch treten, da es immerhin möglich ist, 
daß ein Urteil auf falschen oder ungenügenden Grundlagen 
beruht, oder sonst mit der wahren Rechtslage im Wider- 
spruch steht. Rechtssätze, die, aus Zweckmäßigkeitsgründen 
entspringend, dem Gerechtigkeitsideal an sich zuwider sind, 
haben nun nicht die Vermutung für sich, daß sie sich 
in verschiedenen Rechten unabhängig von einander gleich 
gestaltet haben; denn die Vermittlung zwischen Zweck- 
mäßigkeitsrücksichten und dem Gerechtigkeitsideale läßt sich 
in der Regel auf unendlich viel verschiedenen Wegen 
bewerkstelligen. Finden wir nun in einem Recht zu 
einer bestimmten Zeit einen derartigen Rechtssatz vor, zu 
einer früheren Zeit aber nicht, so besteht die Vermutung, 
daß er in einer noch früheren Zeit desgleichen nicht vor- 
handen gewesen ist. Denn andernfalls hätte die Ent- 
wicklung in dem fraglichen Rechtsgebiete eine Kurve be- 
schrieben, was sehr wenig wahrscheinlich ist, besonders 
wenn die wirtschaftliche und soziale Entwicklung eine 
stetige gewesen ist, wie es in Norwegen zweifellos der 
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Fall war. Nun besteht im modernen norwegischen Recht 
die formelle Wirksamkeit des Urteils wie in allen übrigen 
modernen Rechten, teils auf Grund der Einwirkung des 
Rómischen Rechts, teils auch, weil eben die modernen Be- 
dürfnisse einem derartigen Rechtsinstitut wie überall so 
&uch in Norwegen entgegen kamen. Fehlt nun ein der- 
artiges Rechtsinstitut im 14. Jahrhundert in Norwegen, so 
dürfen wir annehmen, daB es auch zu einer Zeit fehlte, 
die noch weiter von der Jetztzeit abliegt, und in der also 
auch die Verhültnisse noch weiter von den modernen ab- 
standen. 

Nun kommt aber auch noch hinzu, daß die Lögmanns- 
urteile des spüteren Mittelalters den modernen Urteilen in 
jeder Beziehung ungleich näher stehen als die Urteile der 
Privat- und Thinggerichte; wenn sie sich nun hinsichtlich 
der Rechtskraft von den modernen Urteilen noch unter- 
scheiden, so ist nicht anzunehmen, daB gerade in dieser Be- 
ziehung die Urteile der Privat- und Thinggerichte mit den 
modernen Urteilen übereinstimmen. Ferner aber waren die 
Lógmannsgerichte auch sclion viel besser darauf eingerichtet, 
schwierige Rechtsfragen in verständiger Weise zu ent- 
scheiden; und je mehr sie die Gewähr boten, daB ihre Ent- 
scheidungen wirklich juristischen Wert besaßen, um so näher 
lag es, dieselben auch mit formeller Kraft auszurüsten, wenn 
man dergleichen schon von früher her gewohnt war. 

Gelangen wir auf Grund dieser Erwügung zu dem 
Schluß, daß im ältesten norwegischen Recht eine Rechts- 
kraft der Urteile im modernen Sinne nicht bekannt war, so 
finden wir dieses Resultat auch durch verschiedene Quellen- 
stellen aus jener Zeit durchaus bestätigt. Wir haben oben 
im $ 2 bei Besprechung von Gul. 266 und Fr. X. 12 bereits 
darauf hingewiesen, daß hier im ersten Termin ein Urteil 
erlassen wird, das den Anspruch des Klügers im vollen 
Umfange anerkennt, da8 bei diesem Urteil aber gleich die 
Wiederaufhebung für den Fall, da8 der Beklagte bessere 
Beweismittel besitzt, in Aussicht genommen ist. Wir haben 
also hier den Fall, daß ein Urteil mit Rücksicht auf die 
materielle Rechtslage nachtrüglich wieder abgeündert wird, 
mithin keinerlei formelle Rechtswirksamkeit entfaltet, und 
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da die Abänderung von vornherein in Aussicht genommen 
ist, auch nicht entfalten soll. Das Urteil unterscheidet sich 
aufs deutlichste von einem Zwischenurteil im modernen 
Sinne. Für das Zwischenurteil ist es gerade charakteristisch, 
daB es für den Teil des Prozesses, über den es entscheidet, 
endgültig ist, und daß es nur insoweit ergeht, als die An- 
griffs- und Verteidigungsmittel hinsichtlich dieses . Teiles 
erschöpft sind. Das Urteil im ersten Termin des privat- 
gerichtlichen Verfahrens im altnorwegischen Recht ergeht 
aber, nachdem überhaupt nur erst eine Partei gehört ist, 
und hat keineswegs die Absicht, hinsichtlich eines Teiles 
des Prozesses endgültig zu sein, da es sich ja gar nicht 
über einen Teil des Prozesses, sondern gleich über das 
Ganze ausspricht. Das fragliche Urteil bildet auch in keiner 
Weise wie das moderne Zwischenurteil mit formeller Kraft 
die Grundlage für das weitere Verfahren. Es bedeutet 
lediglich einen prozessualen Einschnitt, insofern es ergeht, 
nachdem das klägerische Vorbringen beendigt ist. Von 
modernen Urteilen dürfte es vielleicht am meisten dem 
Versäumnisurteil ähneln, insofern auch dieses ohne Prüfung 
der materiellen Rechtslage der Aufhebung unterliegt. Allein 
das Versäumnisurteil soll doch in Rechtskraft übergehen, 
wenn kein Einspruch gegen dasselbe erhoben wird, und 
dieses Übergehen in Rechtskraft ist von vornherein beim 
- ErlaB des Urteils in Aussicht genommen; tritt die Rechts- 
kraft ein, so schafft das Versäumnisurteil wie jedes andere 
Urteil formelles Recht unter den Parteien. Eine solche Ab- 
sicht fehlt aber gänzlich bei dem hier in Rede stehenden 
Urteil. Bei diesem ist vielmehr in Aussicht genommen, 
daß im zweiten Termin auch der Beklagte Beweismittel 
produziert, und daß in einem dritten Termin zu entscheiden 
ist, wessen Beweismittel besser sind. Die Absicht des 
fraglichen Urteils geht also in keiner Weise dahin, unter 
den Parteien formelle Wahrheit zu schaffen. Ist aber bei 
diesem Urteil die Möglichkeit, in Rechtskraft überzugehen, 
durch die Sachlage regelmäßig ausgeschlossen, so darf man 
daraus den Schluß ziehen, daß auch solche Urteile nicht in 
Rechtskraft übergingen, bei denen es die Sachlage an sich 
zugelassen hätte, 
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Einen andersartigen Beleg dafür, daf die Urteile der 
Privatgerichte keine Rechtskraft besaßen, liefert Gul. 269. 
Hier ist die Sachlage, wie oben ausgeführt, die, daß der 
Kläger bei der Kontumaz des Beklagten ein Urteil des 
Privatgerichts erhalten hat und nun auf Grund dieses Ur- 
teils das Verfahren auf dem Thing fortsetzt. Das Auffallende 
ist nun, daB er auf dem Thing nicht einfach das Urteil 
des Privatgerichts nachweisen, sondern das ganze vor dem 
Privatgerichte stattgehabte Verfahren mit Zeugen belegen 
muß. Man darf auch wohl annehmen, daß der Entscheidung 
des Thinggerichtes der klägerische Anspruch in seinem 
vollen Umfange unterlag und nicht etwa nur die formelle 
Korrektheit der ProzeBführung. Zwar ist nur von rétt sókn 
die Rede; aber eine richtige Prozeßführung war eben nach 
altnorwegischem wie überhaupt altgermanischem Recht bei 
dem formellen Charakter der Beweismittel nur möglich, 
wenn der Anspruch materiell gerechtfertigt war. Wenn 
ein Zeuge versagte, so konnte eben von einer richtigen 
Prozeßführung nicht mehr die Rede sein. Man wird also 
annehmen dürfen, daß das Urteil des Privatgerichts in keiner 
Richtung als formell maßgebliche Grundlage des thing- 
gerichtlichen Verfahrens diente. Das Urteil hat demnach 
nicht formelles Recht unter den Parteien geschaffen, vielmehr 
unterliegt der Kognition des Thinggerichts wieder das ganze 
Rechtsverhältnis, auf das sich auch das Urteil des Privat- 
gerichts stützte, ohne daß dieses Rechtsverhältnis durch das 
Urteil des Privatgerichts ein materiell anderes geworden wäre. 

Wir besitzen sodann noch eine bisher nicht erwähnte 
Stelle des Frostuthingsbuchs (V. 47), die auch in das neuere 
Landrecht übergegangen ist (N. L. I. 6), die einen unmittel- 
baren Beleg für die mangelnde Rechtskraft hinsichtlich der 
Urteile der obersten Instanz, der Lögretta, bietet. In der 
fraglichen Stelle ist vorgeschrieben, daß, wenn man glaubt, 
daß das Urteil der Lögretta auf falschen Grundlagen be- 
ruhe, man es trotzdem nicht verletzen, dahingegen die Frei- 
heit haben soll, die Sache im nächsten Jahr abermals bei 
der Lögretta anhängig zu machen.!) Unterliegt man dann 


!) En ef annarrtveggja fryr 4 lüt sinn, bá er mal kemr heim { 
herad, ok kallar rangt vera uppboret fyrir lögrettumenn, bá skal pó 
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abermals, so verfällt eine ProzeBstrafe. Wenngleich nun 
diese Vorschrift vielleicht eine Neuerung enthält, da sie im 
Fr. in sehr äußerlicher Weise in eine völlig fremde Materie 
eingeschaltet ist und dementsprechend auch im N.L. in 
einem ganz andern Zusammenhang erscheint, wenngleich 
ferner die Möglichkeit vorläge, daß für die moderner 
organisierte Lögretta ein anderes Recht gegolten hätte als 
für die Privatgerichte und die Thinggerichte in ihrer ur- 
sprünglichen unorganisierten Form, so scheint doch das 
Hauptgewicht der Stelle auf der vorläufigen Unverletzlich- 
keit des Lögrettaurteils zu liegen, und die Möglichkeit der 
Abänderung erscheint mehr als etwas Selbstverständliches, 
Gewohntes, so daß die Stelle als Beispiel für den Mangel 
der Rechtskraft auch über das Gebiet der Lögretta hinaus 
Beweiskraft besitzen dürfte. 

Aus den angeführten Stellen in Verbindung mit dem, 
was sich aus den Urkunden für die etwas spätere Zeit er- 
geben hat, dürfte hervorgehen, daß ein ergangenes Urteil 
keine der Parteien hinderte, den Rechtsstreit aufs neue an- 
hängig zu machen, neue Angriffs- und Verteidigungsmittel 
vorzubringen und geltend zu machen, daß der Rechtsstreit 
vormals unrichtig entschieden sei. Wenn aber das Urteil 
materielle Rechtskraft nicht besaß, so ergibt sich daraus, 
daB ein die Klage abweisendes Urteil überhaupt keine 
praktische Bedeutung hatte. Das dem Klagantrag ent- 
sprechende Urteil hatte, auch wenn es nicht endgültig war, 
sondern jederzeit wieder abgeündert werden konnte, doch 
jedenfalls die praktische Bedeutung, daß man auf Grund 
desselben die Zwangsvollstreckung ins Werk setzen und 
sie jedenfalls so lange fortsetzen konnte, als nicht auf Grund 
einer Erneuerung der Verhandlung eine Abänderung des 
Urteils erzielt war. Für das negative, die Klage abweisende 
Urteil ergibt sich aber keine analoge praktische Verwert- 
barkeit. Der praktische Wert eines die Klage abweisenden 
Erkenntnisses beruht heutzutage darauf, daß die Klage nicht 
nochmals erhoben werden kann, und daß dem Kläger in 


eigi dómi bregda sektalaust; en hann má stefna hit πεδία ár eptir 
er mälit á vid hann til Frostupings, ok hafi bá mél sítt upp hvárrt- 
veggja. 
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diesem Falle die exceptio rei iudicatae entgegensteht. Einen 
weiteren praktischen Wert besitzt das die Klage abweisende 
Urteil nieht. Da dieser für das altnorwegische Recht wegen 
des Mangels der Rechtskraft in Wegfall kommt, so ergibt 
sich, daß das die Klage abweisende Urteil praktischen Wert 
überhaupt nicht haben konnte. Es enthält deshalb eine er- 
hebliche Bestätigung unserer obigen Ergebnisse, wenn wir 
finden, daß das altnorwegische Recht ein solches die Klage 
abweisendes Urteil, das nach dem Gesagten ohne praktischen 
Wert sein miifte, in der Tat überhaupt nicht zu kennen 
scheint. Wir wiesen oben (in & 2) schon wiederholt darauf 
hin, daß eigentlich nur Urteile zu Gunsten des Klägers er- 
gehen, und daß, wenn überhaupt ein Urteil ergeht, es selbet- 
verständlich zu sein scheint, daB es zu Gunsten des Klügers 
ergeht. So heift es in Gul. 35: nachdem der Klüger seine 
Zeugen vorgeführt hat, sollen die Thingmänner urteilen und 
ihm sein Geld zusprechen. Daß die Klage auch wegen 
Mangelhaftigkeit des klägerischen Beweises zur Abweisung 
gelangen könne, ist gar nicht in Aussicht genommen, obwohl 
doch die Môglichkeit, daB der klägerische Zeugenbeweis 
nicht genügte, nicht außer jeder Berechnung lag. Auch in 
Gul. 266 ist im ersten Termin nur davon die Rede, daß die 
‘ Urteiler den Klaganspruch zusprechen, obwohl es doch auch 
hier an den erforderlichen Grundlagen fehlen konnte. Das 
Gleiche gilt von Gul. 269. In Fr. X. 12 heift es, daB, wenn 
die klügerischen Zeugen genügen, die Urteiler urteilen sollen, 
daß der Kläger den Streitgegenstand erstritten habe. Für 
den entgegengesetzten Fall ist nichts vorgesehen. Es soll 
allerdings nicht verschwiegen werden, daß das isländische 
Recht hier auf einem andern Standpunkte steht, indem das- 
selbe Gragás Kgb. I S. 75 auch eines abweisenden Erkennt- 
nisses Erwühnung tut. Allein dem isländischen Recht ist im 
hóheren MaBe als irgend einem andern germanischen Recht 
ein Zug zu logischer Schürfe und systematischer Korrektheit 
eigen. Dieser Zug konnte wohl dahin führen, ein Urteil zu 
Gunsten des Beklagten vorzuschreiben, wenngleich dasselbe 
keinerlei praktische Bedeutung hatte. Außerdem hatte es 
insofern immerhin eine ideelle Bedeutung, als der Beklagte 
vermutlich ganz gern sah, wenn sein Sieg auch ausdrücklich 
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anerkannt wurde. Keinerlei Einwand ist aber daraus zu 
entnehmen, daß für die Thinggerichte in Gul. 266 ein Urteil 
nach beiden Seiten hin anerkannt ist; denn hier mußte ja 
auf alle Fálle ein Urteil über die hinterlegte Wettsumme 
ergehen. Eine sehr wichtige Bestütigung erhalten wir je- 
doch aus dem Bericht über den Prozeß des Königs Sigurd 
Jerusalemfahrer gegen Sigurd Hranason. Hier ist die Sach- 
lage die, da8 der Kónig Eysteinn als Vertreter des Beklagten 
mehrfach mit Erfolg Unzustündigkeit des Gerichts geltend 
gemacht hat; diese mehrfach mit Erfolg geltend gemachte 
Unzuständigkeit des Gerichts ermóglicht nachher die Ver- 
eitelung der ganzen Klage. Nun würde es doch nach 
modernen Begriffen am nächsten liegen, daß die verschie- 
denen unzustündigen Gerichte die angestellte Klage wegen 
Unzustándigkeit des Gerichts abwiesen, und daß der Beklagte 
das Seinige täte, um ein derartiges Urteil zu erhalten, und 
nótigenfalls die Urteiler dazu aufforderte. Es geschieht aber 
nichts dergleichen, sondern der Beklagte und Kónig Eysteinn 
begnügen sich damit, Zeugen dafür zu benennen, daf die 
Klage vereitelt ist. Der Beklagte, dessen Anwalt mit allen 
juristischen Spitzfindigkeiten bestens bekannt ist, hat somit 
mindestens keinerlei Interesse, ein abweisendes Urteil zu 
erhalten; wahrscheinlicher jedoch ist es, daß es ein solches 
Urteil überhaupt gar nicht gab. Letzteres wird noch wahr- 
‚scheinlicher durch den Schluß des ganzen Prozesses. Hier 
gehen allerdings die beiden Redaktionen, in denen uns der 
Prozeß überliefert ist, auseinander. Hulda, Hrokkinskinna 
und Morkinskinna, die die von Storm, Sigurd Ranessöns 
Proces, Kristiania 1877, als pingasaga bezeichnete Redaktion 
vertreten, erzählen den Vorgang unter sich übereinstimmend, 
&ber durchaus abweichend von der durch Eirspennill, Jofra- 
skinna, Gullinskinna und Codex Frisianus vertretenen Redak- 
tion, die Storm als bingapáttr bezeichnet. Als die ursprüng- 
lichere und zuverlüssigere Redaktion muß nach den Aus- 
führungen von Storm in der Nachschrift zu seiner Ausgabe 
des Prozesses die pingasaga angesehen werden, indem der 
bingapättr nur ein kürzerer Auszug aus der ausführlicheren 
pingasaga zu sein scheint. Die pingasaga nun berichtet 
(Storm 8. 21): nachdem der Ῥτοσθβ an drei, nach der Mor- 
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kinskinna vier Thingen.wegen Unzuständigkeit des Gerichts 
nicht hat zum Ziele kommen können, und nunmehr schließ- 
lich auf dem Frostuping, dessen Zustündigkeit nicht mehr 
angefochten werden kann, bis zum Urteil gelangt ist, führt 
der König Eysteinn seine Zeugen für die geltend gemachte 
Unzustündigkeit der drei ersten Gerichte vor, erklürt, nach 
solchen Formenfehlern könne eine Sache nicht nochmals 
wieder vorgebracht werden, und verbietet den Urteilern 
unter Zeugenaufruf ein Urteil in der Sache zu fällen (Hulda: 
pviat ek hygg pi log vera. ef svá mikil yrdi mismunr 
lôgkœnsku manna, at mél yrdi eytt 4 primr ligpingum ok 
váttar at nefndir, at badan af skyldi aldri verda uppreist 
Dess máls ok eigi dómendr skyldir at dœma pat sídan. 
Nefndi hann pà vitni at hann bannadi dómendum at doma 
betta mál) Darauf erklärt auch der gesetzkundige Jón 
mörnefr, die Ansicht des Königs Eysteinn sei richtig und 
die begangenen Formenfehler hinderten das Zustandekommen 
des Urteils (Hulda: En ek verd feginn at petta standi fyrir 
dóminum), womit auch König Sigurd die Sache als erledigt” 
ansieht und sich in großem Zorn vom Thing entfernt. Den 
Erklärungen des Königs Eysteinn und des Jón mörnefr ent- 
sprechend wird auch keinerlei Urteil gefällt. Nach dem 
Bericht des pingapàttr hingegen fordert König Eysteinn die 
Urteiler auf, den Beklagten schuldlos zu urteilen und so 
geschieht es auch (Nu kref ek lógrettu menn at doma 
Sigurd syknan sakarinnar ok svá var gert) Gehen wir 
davon aus, daß die Fassung der pingasaga die ursprüngliche 
ist, so erklärt sich die Abänderung des pingapättr ohne 
Schwierigkeiten daraus, daß der Verfasser ein Isländer war, 
und in Island, wie wir sahen, allerdings ein Urteil zu Gunsten 
des Beklagten bekannt war. Allerdings ist wohl anzunehmen, 
daß auch der Bericht der pingasaga von einem Isländer ver- 
faBt ist; allein es hinderte denselben ja nichts, seinen Be- 
richt im Widerspruch mit seinem vaterlündischen Recht zu 
gestalten, wenn derselbe in dieser Fassung der Wahrheit 
 entsprach, wührend gerade umgekehrt eine solche Fassung 
gar nicht zu erkláren würe, wenn sie nicht mit der Wahr- 
heit übereinstimmte. Entspricht nun aber die Fassung der 
pingasaga den wirklichen Ereignissen, so haben wir damit 
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den denkbar besten Beleg dafür, daB man in Norwegen 
klagabweisende Urteile nicht fällte, daB sich vielmehr, wenn 
der Klaganspruch nicht zugesprochen werden konnte, die 
Urteiler, statt die Klage abzuweisen, weigerten, überhaupt 
ein Urteil zu fällen. 

Die vorstehend begründete Anschauung von der mangeln- 
den Rechtskraft des Urteils wird nun allerdings vielleicht 
deshalb auf Widerspruch stoBen, weil es scheinen kónnte, 
als wenn sie im scharfen Gegensatz stinde zu der Annahme 
der streng formalen Natur des germanischen Prozefiver- 
fahrens, eine Annahme, die durch die Untersuchungen Siegels 
und Brunners für das deutsche und franzósische Recht 
genauer begründet ist, und die auch zweifellos für das 
skandinavische Recht ihre Richtigkeit hat. Diese Annahme 
wird nun aber auch durch die vorstehenden Ausführungen 
über die Rechtskraft des Urteils in keiner Weise berührt, 
sondern stimmt aufs beste zu ihnen. Im modernen Recht 
ruht der Schwerpunkt des prozessualen Formalismus auf 
dem Urteil Nun ist im ProzeB ohne einen gewissen 
Formalismus nicht wohl auszukommen; in irgend welcher 
Beziehung muß schließlich die Form für das materielle 
Recht ausschlaggebend werden. Aber das altgermanische 
Recht konnte der formellen Wirksamkeit des Urteils ent- 
raten, weil die einzelne Parteihandlung formelle Wirksam- 
keit besaß. Es ist aller Wahrscheinlichkeit nach urgermani- 
sches Prinzip!), jede prozessuale Handlung an strenge 
Formen zu binden und jeden Verstoß gegen diese Formen. 
mit materiellrechtlichen Nachteilen zu verbinden. Waren 
zum Teil religióse Momente für diese Formenstrenge die 
Veranlassung, so scheint auch nicht selten die Idee hervorzu- 
treten, daß diejenige Partei, die die Formen unrichtig hand- 
habte, sich als die geistig Schwächere erwiesen habe und 
deshalb als unterlegen anzusehen sei. 


1) Es ist allerdings auch nicht ganz selten behauptet worden, 
daB in vorhistorischer Zeit ein Prozeß ohne Formenzwaug existiert 
habe, neuerdings wieder von Otto v. Zallinger, Wesen und Ursprung 
des Formalismus im altdeutschen Prozeß. Wien 1898; die Gründe 
dieser übrigens interessanten Schrift sind aber doch kaum recht über- 
zeugend. 
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Die formelle Wirksamkeit der ProzeBfehler hatte nun 
in der Regel zweifellos die Bedeutung, daß nicht nur der 
Prozeß verloren ging, sondern daß auch niemals eine Wieder- 
aufnahme der Sache möglich war. Das zeigt z. B. auch der 
Prozeß des Sigurd Hranason, in dem schließlich der Kläger 
nicht durchdringen kann, weil er seine Klage zunächst bei 
verschiedenen unzuständigen Gerichten erhoben hat. Das 
beweist ferner auch die Analogie des isländischen Rechts 
in dem der endgültige Prozeßverlust auf Grund von Formen- 
fehlern in zahllosen Fällen in den Sagen berichtet wird. 
Aber der endgültige ProzeBverlust zeigt sich niemals ab- 
hüngig von dem Erlaß eines Urteils. Soweit der Kläger 
den Verstoß begangen hat, kann im norwegischen Recht 
von einem Urteil schon deshalb nicht die Rede sein, weil 
es nach dem oben Ausgeführten keine klagabweisenden Ur- 
teile gab. So liefert uns denn auch der oben gedachte 
Prozeß des Sigurd Hranason den besten Beleg dafür, daß 
die vom Kläger begangenen Prozeßfehler von Einfluß waren, 
auch ohne daß ein Urteil ergangen wäre. Aber auch wo 
beide Parteien für einen Formenfehler in Frage kamen, ist 
nicht davon die Rede, daß es eines Urteils bedürfe, um 
das Vorhandensein des Formenfehlers rechtswirksam festzu- 
stellen. In F. L. X. 15 ist vorgeschrieben, daß, wenn sich 
ein Urteiler erhebt, die Partei, die ihn ernannt hat, den 
Prozeß verloren haben soll. Zur Feststellung dieses Prozeß- 
fehlers ist aber kein Urteil, sondern lediglich Zeugenaufruf 
vorgeschrieben. Auch an den Stellen, wo der Prozeß- 
verlust für den Fall angedroht ist, daB eine Partei nach 
Ablehnung ihrer Verwandten oder anderweitig nicht ge-. 
nügend Urteiler zur Stelle hat (Gul. 37. Fr. X. 11), würde 
es der Verfasser des Rechtsbuches vermutlich nicht unter- 
lassen haben, den ErlaB eines Urteils auf Grund des Formen- 
fehlers zu erwühnen, wenn ein solches erforderlich war. 
Ein besonders interessanter Beleg findet sich noch im is- 
làndischen Recht. Es findet sich in der Grágás Kgb. I S. 55 
die Vorschrift, daß, wenn der Kläger vergessen hat, zur 
Anhórung seiner Eidesleistung und seines Klagevortrages 
aufzufordern, dieser Formenfehler nicht ohne weiteres den 
Prozefverlust nach sich ziehen soll. Es soll ihm gestattet 
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sein, das Versäumte nachzuholen und den Klagvortrag aufs 
neue zu beginnen, aber nur so lange, bis anderweitige 
prozessuale Handlungen (gógn) vorgenommen sind, d. h. also 
bis etwa ein Wahrspruch der Jury ergangen ist oder der 
Beklagte mit seiner Verteidigung begonnen hat. Also hier 
muß zwar ein weiterer Akt hinzutreten, um auf Grund des 
ProzeBfehlers den ProzeBverlust herbeizuführen; aber auch 
hier ist dieser weitere Akt nicht ein Urteil, sondern irgend 
ein sonstiger prozessualer Akt. 

Die angeführte Bestimmung ist aber zugleich ein Beleg 
dafür, daß nicht jeder Formenfehler unwiderruflich den 
Prozeßverlust herbeiführte. In demselben Kapitel (Kgb. S. 55) 
finden sich dafür noch weitere Beispiele; wenn der Klüger 
vor dem Klagvortrag den Kalumnieneid oder die Ladungs- 
zeugen den Zeugeneid nicht geleistet haben, so ist nach- 
trügliche Verbesserung des Fehlers nebst Wiederholung der 
fraglichen Prozeßhandlung gestattet; aber der Fehler darf 
nicht nochmals gemacht werden, sonst zieht er den ProzeB- 
verlust nach sich. Auch der Prozeß des Königs Sigurd 
gegen Sigurd Hranason liefert insofern einen Beleg, als 
Eysteinn sich nicht mit der Feststellung einer zweimaligen 
Unzuständigkeit begnügt, sondern, um noch ein drittes Mal 
Unzuständigkeit des Gerichts geltend machen zu können, 
sich selbst von dem Beklagten das Recht zur Prozeßführung 
übertragen läßt (Storm 8. 17: fà mér i hendr med hönd- 
sölum ok vitnum alt bít πιά] til varnar at svare fyrir Sigurdi 
konungi). Seine Absicht dabei kann lediglich sein, mög- 
lichst gehäufte Prozeßfehler des Klägers vorweisen zu 
können, und so finden wir denn auch bei der Schluß- 
verhandlung von ihm selbst wie von Jón mórnefr besonderes 
Gewicht darauf gelegt, daß dreimal derselbe Prozeßfehler 
vom Kläger begangen ist. Daß gerade die doppelte Wieder- 
holung als entscheidend gelten soll, braucht man darum 
wohl noch nicht anzunehmen. Aber jedenfalls hatte der 
Kónig Eysteinn die Empfindung, daf ein doppelt wieder- 
holter Prozeßfehler mit größerer Sicherheit die Klage ver- 
eiteln würde als ein einfacher oder einfach wiederholter. 
Die Beispiele lieBen sich noch vermehren, aber die ange- 
führten dürften genügen, um klarzulegen, daB auch insofern 
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zwischen der formellen Wirkung der Formenfehler im alt- 
norwegischen ProzeB und der formellen Wirkung des Urteils 
im modernen ProzeB ein Unterschied bestand als die Wir- 
kung der Formenfehler von vornherein keine so strenge 
und unbedingte war, wie die Wirkung des Urteils ist und 
sein muß, wenngleich dieselbe nachträglich ja auch eventuell 
durch Restitutionsklage wieder beseitigt werden kann. Auch 
diese Differenz führt wieder auf das zurück, was wir schon 
oben betonten, daß nämlich die formelle Kraft des Urteils 
und die formelle Kraft der Prozeßfehler etwas durchaus 
Verschiedenes und voneinander Unabhängiges ist. Aber 
das eine kann in gewisser Beziehung als Ersatz für das 
andere dienen. War ein Prozeß auf Grund eines Formen- 
fehlers erledigt, so war die Erledigung eine ebenso end- 
gültige wie heutzutage die durch rechtskrüftiges Urteil. 
Man konnte deshalb um so eher der formellen Wirkung 
des Urteils entraten, als man in der formellen Wirkung der 
Prozeßfehler einen teilweisen Ersatz dafür besaß. 


8 6. Zweck des altnorwegischen Urteils. 


Wir gelangten im vorigen Paragraphen zu dem Schluß, 
daß das norwegische Urteil nicht die Kraft hatte, das Recht 
in formeller Weise endgültig festzustellen. Die beiden vor- 
hergehenden Paragraphen führten ferner zu dem Ergebnis, 
daß die norwegischen Gerichte nach Zusammensetzung und 
Wirkungsart wenig geeignet waren und auch nicht dazu 
bestimmt schienen, schwierige Rechtsfragen zu lösen. Diese 
Ergebnisse zusammengenommen legen die Vermutung nahe, 
daß die Lösung von Rechtsfragen überhaupt gar nicht der 
Zweck der norwegischen Gerichte war. Diese Vermutung 
findet auch durch verschiedene andere Umstände noch eine 
Bestätigung. Zunächst muß es auffallen, daß in den islän- 
dischen Sagen, so oft dieselben auch von Prozessen erzählen, 
doch nicht ein einziges Mal die Entscheidung einer Rechts- 
frage durch das Gericht berichtet wird. Soweit die Ent- 
scheidung nicht als selbstverständlich hingestellt wird, soweit 
eine wirkliche Meinungsverschiedenbeit vorliegt, sind es 
durchweg die gesetzeskundigen Leute, insbesondere der Ge- 


setzessprecher, dem die Entscheidung obliegt. Nun wiesen 
45 
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wir schon darauf hin, daB das isländische Recht nach Zu- 
sammensetzung und Funktion der Gerichte auf einem fort- 
geschrittenern Standpunkt steht als das norwegische Recht; 
die isländischen Gerichte waren an sich erheblich besser 
geeignet, Rechtsfragen zu erledigen und, wie die Berück- 
sichtigung des klagabweisenden Urteils und die Bestim- 
mungen über den véfang zeigen, auch wohl dazu bestimmt. 
Wenn sie trotzdem dazu nicht benutzt wurden, so kann das 
nur dadurch veranlaBt sein, daß man von alters her nicht 
gewohnt war, sie dazu zu benutzen, und vielleicht auch 
dadurch, daß sie trotz aller Bemühungen der gesetzgebenden 
Gewalten tatsächlich doch immer noch nicht recht dazu ge- 
eignet waren. Wie gering tatsächlich ihre Qualifikation war, 
mag man z. B. aus der Erzählung der Bandamannasaga er- 
sehen; der Held der Erzählung, der alte Öfeigr, versucht 
in dem Prozeß seines Sohnes die Urteiler durch Bestechung 
zu einem seinem Sohne günstigen Urteil zu bestimmen; 
nebenbei sucht er aber auch das Gewissen der Urteiler 
durch einige geschickt gesetzte Worte zu beschwichtigen. 
Der juristische Bildungsgrad, den diese Worte bei den Ur- 
teilern voraussetzen, ist ein überaus geringer, und wenn man 
auch der Erzählung keinen unbedingten Glauben schenken 
will, so konnte überhaupt eine solche Erzählung nur ent- 
stehen, wenn man von den Urteilern in der Regel keinerlei 
selbständiges juristisches Denken zu erwarten gewohnt war. 
Aber für das altnorwegische Recht fehlt es auch nicht ganz 
an unmittelbaren Belegen, insofern in dem Prozeß des Sigurd 
Hranason verschiedentlich Anlaß zur Entscheidung von Rechts- 
fragen gegeben ist. Auch hier erfolgt die Entscheidung nicht 
durch das Gericht und nicht durch Urteil, sondern wie in 
Island durch einen angesehenen rechtskundigen Mann, den 
schon obengedachten Jón mörnefr; und nach Abgabe seiner 
Entscheidung kommt niemand etwa auf den Gedanken, daß 
von Rechts wegen eigentlich doch nicht seine Meinung, son- 
dern die des Gerichts maßgebend sei, und daß diese doch 
vielleicht von jener abweichen könne. 

Weiter ist es auffallend, daß in Rechtsbüchern wie in 
Urkunden der Fall der Kontumaz einen übermäßig großen 
Raum einnimmt. In den Gul. werden allerdings in Kap. 35, 37 
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und 266 kontradiktorische Verhandlungen geschildert. Auf 
266 folgen aber drei weitere Kapitel, in denen der Beklagte 
sich nicht auf den Prozeß eingelassen hat, und zwei davon 
behandeln Fülle echter Kontumaz (Kap. 268 und 269). Mit 
Kap. 35 liegt die Sache so, daB, wenn Hertzbergs Vermutung 
über die nicht gleichzeitige Entstehung des Kapitels richtig 
ist, der Fall der Kontumaz die Grundlage bildet, auf der 
sich der Fall der mangelnden Rechtskenntnis des Beklagten 
nachtrüglich aufgebaut hat. Diese Vermutung findet insofern 
noch eine Bestütigung, als der Beklagte, wie im Fall der 
Kontumaz, auf dem Thing gar nicht zu Worte kommt. In 
Fr. liegt die Sache nun aber so, daß in Fr. X. 11—15 wie 
in Fr. XII. 8 der Fall der Kontumaz durchaus in erster 
Linie berücksichtigt ist, und die über das contradiktorische 
Verfahren eingestreuten Bemerkungen meist ganz zusammen- 
hanglos und ziemlich unverstündlich erscheinen. Demnach 
müssen die Rechtsbücher das Kontumazialverfahren wohl 
für das Wichtigere erachtet haben. Noch deutlicher tritt 
diese Auffassung in den Urkunden hervor. In D. Ν. 1. 116 
wird das Urteil des Privatgerichts gerade wegen der hart- 
nückigen Kontumaz des Beklagten, der trotz wiederholter 
Ladung nicht vor dem Lógmann erschienen ist, zur An- 
wendung gebracht. In D. N. II. 4 wird gleichfalls der Kon- 
tumaz der Beklagten als eines selbstverstündlichen Begleit- 
umstandes des privatgerichtlichen Verfahrens gedacht. In 
D. N. III. 122 sind ebenfalls die Beklagten nicht erschienen. 
In D. N. V. 65 erscheint die Ladung zum Thing lediglich 
als Mittel, um die Zwangsvollstreckung gegen den wider- 
spenstigen Beklagten zu ermóglichen. Es kann danach nicht 
zweifelhaft sein, daß die Privat- und Thinggerichte zu dem 
Kontumazialverfahren in einer besonders nahen Beziehung 
standen. 

Diese Tatsache wird &ber auch ganz erklürlich, wenn 
man sich der aus dem altgermanischen Strafrecht bekannten, 
zweifellos urgermanischen Auffassung erinnert, daB jede 
Rechtsverletzung als eine vorsätzliche galt. Von dieser Auf- 
fassung aus bedurfte man der Gerichte nur, um den vor- 
sätzlich die Erfüllung seiner Verpflichtungen Weigernden 
durch die Machtmittel der Gesamtheit zu zwingen, und 
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das Verfahren hatte lediglich darin zu bestehen, die Weige- 
rung des Beklagten in môglichst formeller Weise festzu- 
stellen. Als sich die Gerichtsverfassung bildete, rechnete 
man vielleicht noch gar nicht mit dem Falle, daß die Wei- 
gerung des Beklagten zur Erfüllung des klügerischen An- 
spruchs auch auf einer verschiedenen rechtlichen Auffassung 
der beiden Parteien beruhen könne. Hatte sich nun aber 
das Verfahren einmal im engen Anschluf an jene Anschau- 
ung gebildet, so brauchte in demselben auch keine Änderung 
einzutreten, als man später die Möglichkeit eines Irrtums 
über das bestehende Recht in Erwägung zog; vielmehr war 
es durchaus möglich und naheliegend, den Gerichten ihre 
bisherige Funktion zu belassen und die Entscheidung von 
Rechtsfragen andern Organen zu übertragen. 

Wir sind uns heutzutage kaum noch bewußt, daß unsere 
Urteile eigentlich zwei verschiedene und voneinander un- 
abhängige Funktionen in sich vereinigen, nämlich die Funk- 
tion der Vorbereitung der Zwangsvollstreckung und die 
Funktion der Entscheidung von Rechtsfragen. Beide Funk- 
tionen erweisen sich auch insofern als getrennte, als tat- 
sächlich selten ein Urteil beide zugleich erfüllt. Der Be- 
klagte, der lediglich über eine Rechtsfrage Zweifel hat, wird 
erfüllen, wenn durch Urteil in entgültiger Weise die Rechts- 
frage gegen ihn entschieden ist, wohingegen es reiner Zufall 
ist, wenn ein Beklagter, der nicht leisten will oder kann, 
zugleich über die Rechtsfrage Zweifel hat. Man kann es 
nun eigentlich nicht verwunderlich finden, wenn in einer 
früheren Zeit die Funktionen, die das moderne Urteil in 
sich vereinigt, in getrennter Form erscheinen; denn es ist 
weder eine Forderung der Logik, daß, wenn ein Anspruch 
vollstreckbar werden soll, zunächst eine genaue Untersuchung 
und endgültige Feststellung, ob derselbe auch rechtlich be- 
gründet ist, ergeht, noch ist es eine Forderung der Logik, 
daß, wenn umgekehrt eine Untersuchung darüber statt- 
gefunden hat, nunmehr der Anspruch auch notwendig voll- 
streckbar wird. Wenn aber eine derartige Trennung der 
Funktionen des modernen Urteils an sich nicht unwahr- 
scheinlich ist, so dürften die obigen Ausführungen es wahr- 
scheinlich gemacht haben, daß gerade im altnorwegischen 


Das Urteil im altnorwegischen Recht. 55 


Recht eine solche Trennung gegeben ist, und daß dem ge- 
richtlichen Verfahren und dem Urteil nur die Funktion zu- 
kam, die Zwangsvollstreckung vorzubereiten, nicht aber die 
Rechtsfragen zu lôsen. 

Die Annahme einer Trennung dieser Funktionen ge- 
winnt nun noch an Wahrscheinlichkeit, wenn wir zwar, wie 
oben schon ausgeführt, niemals die Gerichte, wohl aber ganz 
bestimmte andere Organe mit der Entscheidung von Rechts- 
fragen beschäftigt sehen. Allerdings trugen diese nur zum 
Teil einen offiziellen Charakter. Neben dem  Gesetzes- 
sprecher, dem in Island von jeher und in Norwegen jeden- 
falls spüterhin die Entscheidung von Rechtsfragen oblag, 
waren auch alle sonstigen als rechtskundig bekannten und 
angesehenen Personen dazu berufen, auch ohne daß sie 
irgend eine offizielle Stellung einnahmen. So wird der Jón 
mórnefr im Prozeß des Sigurd Hranason nicht als lógmadr 
bezeichnet, und in Island werden in den Sagen gar nicht 
selten Entscheidungen rechtskundiger Privatleute als maf- 
geblich behandelt. Es scheint aber, daß über die Quali- 
fikation derjenigen, die Rechtsfragen zu lósen berufen waren, 
kaum jemals Zweifel herrschten, und daß es nur ganz be- 
stimmte Leute waren, die in dieser Weise tätig wurden. 
Man könnte sie darin in gewisser Weise mit unsern Sach- 
verstündigen vergleichen, insofern auch deren Qualifikation, 
ohne offiziell zu sein, doch regelmäßig notorisch ist und 
aufer Zweifel steht. Man hat nun in der Litteratur bislang 
angenommen, daß die Entscheidung der Rechtskundigen, 
órskurdr genannt, für die Urteiler nicht bindend war, und 
daB ihr Urteil auch rechtsgültig war, wenn es davon abwich. 
Diese Anschauung dürfte aber doch vielleicht Rechtsanschau- 
ungen als allgemeingültige ansehen, die nur ein Produkt 
und eine Eigentümlichkeit unserer Zeit sind. Geht aus dem 
oben Ausgeführten hervor, daB die norwegischen Gerichte 
weder geeignet noch bestimmt waren, Rechtefragen zu lósen, 
80 konnte es ihnen auch nicht gestattet sein, trotz eines von 
einer noterisch rechtskundigen Person abgegebenen Gut- 
achtens noch ihre eigene Meinung zu haben. Es müfte 
denn etwa der Fall so gelegen haben, daß einer der Ur- 
teiler dem Gutachter an Rechtskenntnis gleichstand. Dieser 
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Fall war nun schon vermutlich recht selten, weil nach allem, 
was uns berichtet wird, die rechtskundigen Personen sebr 
dünn gesät waren. Außerdem wäre dann aber auch der 
Hergang jedenfalls der gewesen, da8 der rechtskundige 
Urteiler seine Sachkenntnis nicht lediglich in seiner Eigen- 
schaft als Urteiler verwertete, sondern mit derselben offen 
hervortrat und ein Gutachten abgab, dann aber eben nicht 
mehr lediglich als Urteiler tátig war. Im übrigen würde 
man es aber wohl als eine Rechtsverletzung angesehen 
haben, wenn die Urteiler im Gegensatz zu einem Gutachten 
vorgingen, und würde die Urteiler, von denen man keinerlei 
besondere Rechtskenntnis voraussetzte, nicht mit der Ent- 
schuldigung gehört haben, daß sie ihrer innersten recht- 
lichen Überzeugung gefolgt seien, indem sie von der Ent- 
scheidung eines anerkannt rechtskundigen Mannes abwichen.!) 

Nun wird aber noch zu erörtern sein, in welcher Weise 
die Gerichte dazu dienten, die Zwangsvollstreckung?) vor- 
zubereiten, und inwiefern man ihrer dazu bedurfte. Es wird 
daran zu erinnern sein, in einem wie weiten Umfange das 
germanische Recht sich der Offentlichkeit als Fórmlichkeit 
bei Rechtshandlungen bediente. Der Zweck dieser Fórmlich- 
keit ist nicht oder wenigstens nicht in erster Linie Sicherung 
des Beweises; dazu war in der Regel die Zuziehung einzelner 
Zeugen erforderlich und genügend. Vielleicht war der 
Zweck überhaupt kein ganz einheitlicher; man wollte an- 
scheinend einerseits die Volksgenossen über ihre gegen- 
seitigen Rechtsverhültnisse auf dem Laufenden erhalten, 
sodann erblickte man in der Offentlichkeit die beste Garantie 


1) Als Beispiel, wie das Gericht zur Rechtsfrage stand, mag noch 
auf die Urkunde D. N. II. 4 Bezug genommen werden. Wie oben be- 
richtet, gibt hier der Lógmann nach dem Erkenntnis des Privatgerichts 
noch die Erklärung ab, daß das Verfahren richtig gewesen ist. Man 
hielt also das Urteil des Privatgerichts nicht für ausreichend, um die 
Richtigkeit des Verfahrens in maBgeblicher Weise festzustellen, und 
sah vielmehr als das hierfür zustündige Organ den rechtekundigen 
Lögmann an. — 3) Zwangsvollstreckung ist hier natürlich im weitesten 
Sinne zu verstehen, sodaß sie jede gewaltsame Rechtsdurchführung 
mit öffentlicher Hülfe bedeutet, und also sowohl das Verfahren gegen 
das Vermógen des Friedlosen wie auch überhaupt das Verfahren 
gegen die Person des Beklagten mit umfaßt. 
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gegen verwerfliche, lichtscheue Rechtshandlungen, und schlieB- 
lich schien eine móglichst zahlreiche Versammlung durch 
ihre Assistenz das Gewicht und die Tragweite der vorzu- 
nehmenden Rechtshandlungen zu erhóhen. Es ist auch sonst 
nicht ohne Beispiel, daß die Versammlung sich nicht mit 
der passiven Assistenz begnügte, sondern durch den Mund 
eines ihrer Mitglieder auch ihrerseits tätig wurde, wie es 
z. B. bei den schwedischen fastar üblich war (vgl. v. Amira, 
Nordgerm. Obligationenrecht Bd. I $ 40. Lehmann, Die alt- 
schwedischen Festiger in Abhandl. z. germ. insbes. nordischen 
Rechtsgeschichte 1888 8. 99 — 173 und darüber v. Amira, 
Gótt. gel. Anz. S. 271—274). In derselben Richtung werden 
wir nun auch die Wurzel der Privat- und Thinggerichte zu 
suchen haben. Auch sie sind eine Fórmlichkeit, die bei be- 
stimmten besonders weittragenden Rechtshandlungen anzu- 
wenden war. Daß die Fórmlichkeiten hier besonders ver- 
stärkt sind, erklärt sich daraus, daß, während sonst bei einer 
Rechtshandlung nur ein Wille in Frage kommt, hier die 
Rechtshandlung von vornherein darauf gerichtet ist, sich 
gegen einen entgegenstehenden Willen durchzusetzen. Es 
ist verständlich, daß man in einem solchen Falle die weitest- 
gehende Kontrolle durch die Offentlichkeit verlangte und 
diese Kontrolle auch in aktiver Weise im Urteil zum Aus- 
druck brachte. Aber das Urteil war nichtsdestoweniger eine 
Förmlichkeit wie jede andere Prozeßhandlung und wurde 
nur als Fórmlichkeit empfunden; es ging ihm keine wirkliche 
Beurteilung der Sache voraus und sollte es auch nicht. Was 
das Privatgericht speziell angeht, so führt dessen Urteil 
allerdings nicht unmittelbar zur Zwangsvollstreckung. Aber 
das privatgerichtliche Verfahren ist doch lediglich die Vor- 
bereitung des thinggerichtlichen und bereitet somit indirekt 
auch die Zwangsvollstreckung vor. Auch kann kaum ein 
Zweifel sein, daß das Privatgericht lediglich den Zweck hat, 
dem Thinggericht einen Teil seiner Arbeit abzunehmen. 
Mit den Aufgaben, die nach dem vorstehend Aus- 
geführten den Gerichten oblagen, steht nun die Stellung 
der Gerichte den Parteien gegenüber im engen Zusammen- 
hang. Es fehlt dem Gerichte durchaus die autoritative 
Stellung, die ihm heutzutage eigen ist, und die sich auch 
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bereits im spätmittelalterlichen norwegischen Beamtengericht 
vorfindet. Die Gerichte sind nicht den Parteien überge- 
ordnet, sondern nebengeordnet; sie erscheinen als ihre Ge- 
hilfen für die Zwecke der Zwangsvollstreckung. Deshalb 
fehlt ihnen auch jede Sitzungspolizei und jede prozefleitende 
Tütigkeit; letztere liegt lediglich in den Händen der Par- 
teien, erstere wird, soweit überhaupt dafür gesorgt ist. 
größtenteils von nichtrichterlichen Beamten wahrgenommen, 
Daf sie nur als Gehilfen der Partei angesehen wurden, 
spricht sich auch darin aus, daß die Verweigerung des Ur- 
teils als Privatangelegenheit behandelt wird, und dafür ledig- 
lich eine Buße an die Partei verfällt; auch besteht eine 
auffallende Ähnlichkeit in der Behandlung der Verweigerung 
des Urteils und der Verweigerung der Mitwirkung bei der 
Zwangsvollstreckung. Am meisten spricht sich aber die 
Eigenschaft der Urteiler als Gehilfen der Partei darin aus, 
daß der Partei aus dem fehlerhaften Verhalten der von 
ihr ernannten Urteiler Nachteile erwachsen, indem sie 
den Prozeß verliert, wenn sich einer ihrer Urteiler ohne 
genügenden Grund erhebt. Daß die Stellung der Richter 
nicht als obrigkeitliche aufgefaßt wurde, kann man auch 
daraus entnehmen, daß in Island die Goden, die doch alle 
obrigkeitliche Funktionen in sich vereinigten, niemals selbst 
als Richter fungierten, sondern lediglich das Richter- 
'ernennungsrecht besaßen; wäre die Stellung der Richter 
eine obrigkeitliche gewesen, so hätte es für sie doch sehr 
nahe gelegen, in den Gerichten ebenso den Vorsitz zu über- 
nehmen, wie sie es sogar in der Zwölferjury taten. 
Inwieweit übrigens wirklich die altnorwegische Auf- 
fassung der Urteiler als urgermanisch anzusehen ist, ist eine 
Frage, die im Rahmen dieser Arbeit nicht beantwortet 
werden kann. Daß die norwegische Gerichtsverfassung einen 
besonders altertümlichen Eindruck macht, wurde schon oben 
hervorgehoben; es gibt nun kein weiteres germanisches 
Recht, aus dem gleich altertümliche Verhältnisse uns in 
gleicher Ausführlichkeit erhalten wären; insonderheit in den 
südgermanischen Rechten ist der ursprüngliche Zustand 
größtenteils durch die fränkische Reichsgesetzgebung bis 
zur völligen Unkenntlichkeit verwischt. Wenn wir also in 
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andern germanischen Rechten wenig Anhaltspunkte für eine 
ursprüngliche der altnorwegischen ähnliche Auffassung finden, 
so ist damit der urgermanische Charakter der altnorwegi- 
schen Auffassung des Urteils noch nicht widerlegt. Andrer- 
seits ist zu beachten, daB eine spätere Entstehung der 
norwegischen Auffassung, nachdem einmal eine der modernen 
Anschauung vom Urteil nüher stehende Auffassung Geltung 
gehabt hatte, wenig Wahrscheinlichkeit für sich hat; denn 
die altnorwegische Auffassung paßte .eben nur für ein- 
fache Verhältnisse, und die Weiterentwicklung des wirt- 
schaftlichen Lebens führte, wie auch das Beispiel des nor- 
wegischen Rechts selbst zeigt, von jener Auffassung mit 
innerer Notwendigkeit ab. 


II. 


Einige Bemerkungen 
zur Geschichte des Bergregals. 


Von 


Herrn Professor Dr. Ad. Arndt 
in Königsberg i. Pr. 


I 


Die Frage, ob das Recht auf die Bergwerksmineralien 
im Mittelalter aus dem Eigentum an der Oberfláche oder 
vom Staate (Kaiser, Territorialherr) abgeleitet wurde oder 
ob diese Mineralien als herrenlos jedermanns Okkupation 
aus dem eigenen Rechte des Okkupanten freistanden, ist 
selbst heute noch von praktischer und ganz gewiB von 
wissenschaftlicher Bedeutung. So gab und gibt es Teile in 
Deutschland und in der Schweiz, wo sich absolut keine ge- 
setzlichen oder gewohnheitsmäßigen Normen über das Recht 
an den Bergwerksmineralien (Salz und Metalle) finden. 
Wenn sich nun dort solche Mineralien, z. B. Salz, zeigen, 
wie in Mecklenburg, Oldenburg, Bremen, in den Kantonen 
Luzern, Schwyz, Zug, Baselland, Glarus, St. Gallen usw., 
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wem ist oder war das Recht daran zuzusprechen? Die 
Praxis nahm und nimmt in Deutschland wie in der Schweiz 
an, daB in solchem Falle, soweit nicht der Gesetzgeber wie 
in Oldenburg eine abweichende Vorschrift mit Vorbedacht 
neuestens trifft, die Mineralien nicht zum Grundeigentum 
gehóren, noch frei zu jedermanns Okkupation aus des 
Okkupanten Recht stehen, sondern dem Regal, d.h. dem 
ausschließlichen Verfügungsrechte des Staates unterliegen 
(s. u. a. O. Huber, Schweizer Privatrecht III S. 643 ff). 
Diese Annahme gründet sich auf die Erwügung, daB ein 
abweichender Rechtszustand auch im Mittelalter nicht nach- 
weisbar ist. 

Über das Salz und die Salinen enthalten die deutschen 
Bergordnungen kaum Vorschriften; insbesondere ist nirgends 
ausgesprochen, daß sie zum Grundeigentum gehören oder 
der Bergbaufreiheit unterliegen. Als eines von vielen Bei- 
spielen führe ich die so berühmte Kursächsische Bergord- 
nung an, welche durch viele Jahrhunderte in großen Teilen 
Preußens und sonst bis zum 1. Oktober 1865 in Kraft ge- 
standen und als gemeines Recht gegolten hat. Beim 
Schweigen dieser Bergordnung über Salz gehörte Salz z. B. 
in der jetzigen Provinz Sachsen, in Anhalt usw. zum Grund- 
eigentum oder war es herrenlos? Die Antwort, die das 
Leben darauf erteilte, ist: es war Regal und nur Regal und 
. nicht der Bergbaufreiheit unterworfen. Es ist dies wohl 
auch kaum in der Wissenschaft oder Praxis streitig gewesen, 
wie u. a. das Herttwichsche Bergwörterbuch unter Salz 
und Salinen ausspricht, daß diese überall!) Regal gewesen 
und nirgends der Bergbaufreiheit unterlegen haben. Wenn 
Zycha seine Schrift „Das Recht des ältesten Bergbaues“ 
mit dem Satze schließt: „Der nicht freigegebene Bergbau 
bezog sich auf einzelne Mineralien, besonders Eisen; als 
gemeinrechtlich ist die Freigebung anzusehen“, so 


1) Eine Ausnahme hat sich, was allerdings sehr bestritten, in 
einzelnen Teilen Hannovers bezüglich der Solquellen, nicht des Stein- 
salzes, infolge englischer Einflüsse im 19. Jahrhundert ausgebildet. 
Daß Steinsalz und Salinen dem Regal, aber nicht der Bergbaufreiheit 
gemeinrechtlich unterliegen, s. Maurenbrecher I, 8. 295, Walter 
S. 169, Gengler I, S. 88, v. Gerber 8. 98, Laband, Zeitschr. f. Bergr. 
XX, 3, Weiß S. 878 u. a. m. 
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ist das Leben anderer Ansicht gewesen, wo nichts geschrieben 
steht, ist der Bergbau nicht freigegeben. Deshalb hat man 
in der Schweiz, in Mecklenburg, ferner beim Salzbergbau usw. 
angenommen (s. u. a. Huber |. c), daB, weil in vielen 
schweizer Kantonen, in Mecklenburg und beim Salzbergbau 
keine ausdrückliche Freigabe erklürt war, weil m. a. W. ge- 
setzliche oder gewohnheitsmäßige Vorschriften fehlten, der 
Bergbau insoweit nicht freigegeben war.!) 

Dem Cistercienser- Kloster Haina, dessen Rechtsnach- 
folger heute das dortige Landeshospital ist, hatte König 
Wilhelm von Holland i. J. 1252 die Verleihung erteilt, daB, 
wenn sie ,in suis prediis" Metalle reperire vel elaborare 
kónnen, sie diese usibus suis debeant retinere. Es ist in 
unseren Tagen ein Streit darüber entstanden, ob darin nur 
die Erlaubnis zu finden war, auf eigenem Grund und Boden 
Bergbau zu treiben, oder ob alle in dem ganzen zum Kloster 
gehórig gewesenen Areal vorkommenden Metalle, auch die 
von.dritten entdeckten und auf fremdem Eigentum befind- 
lichen, dem Kloster mitverliehen waren. Das Reichsgericht 
hat am 19. Oktober 1892 auf Grund einer groBen Zahl ihm 
vorgelegter anderer Urkunden angenommen, daß eine regal- 
herrliche Verleihung im letzteren Sinne vorgelegen habe. 

Im Grunde genommen handelte es sich in dem be- 
kannten sog. Millionenprozef zwischen dem preußischen 
Fiskus und dem Grafen Henckel über das Bergregal in der. 


1) Es ist niemals bezweifelt, daß, wenn der Regalherr (Staat) den 
Bergbau auf Mineralien in dem Sinne freigab, daß er jedermann, der 
solche gesucht und gefunden hat, einen Anspruch auf ein gewisses 
Feld verhieß, dem glücklichen Finder aus diesem Grunde ein Recht 
gegen den Regalherrn zustand. Trotzdem blieben Feldesreservationen, 
auch wo in dem angegebenen Sinne die Bergbaufreiheit erklürt war; 
zulässig (so die Praxis, gebilligt u. a. durch Plenarbeschluß des PreuB.. 
Ober-Tribunals). Auf solchen noch heute bestehenden Feldesreservationen 
beruht fast aller älterer fiskalischer Bergbau in Preußen (Staßfurt, Saar- 
brücken, Löderburg, Altenweddingen usw.) Was Zycha S. 172 über 
den Unterschied zwischen dem Finderrecht von der Schürf- und Berg- 
baufreiheit anführt, ist geradezu unverständlich. Das Finderrecht be-. 
steht eben darin, daß der Regalherr dem, der auf Schürfen und in: 
Ausübung der vom Regalherrn erklärten Bergbaufreiheit gefunden. 
hat, ein gewisses Feld zusichert (ut haec praerogativa alios excitet ad: 
laborem, wie es schon in der Kuttenberger Bergordnung heißt). 
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Herrschaft Beuthen um die gleiche Frage, zugleich um die 
nämliche Frage, welche den Mittelpunkt des Streits zwischen 
Zycha, v. Inama u. a. mit mir ausmacht, ob einst oder 
ob im Zweifel Bergwerksmineralien zum Grundeigentum 
gehórt haben oder nicht, ob es wahr ist, daB, wie Zycha 
u.a. meinen, die alten Verleihungen sich ursprünglich und 
im Zweifel nur auf den eigenen Grund und Boden des Be- 
liehenen erstrecken. Dies ist die Frage, die im Nachstehen- 
den geprüft werden soll. Ich habe es hier nicht mit der 
Frage zu tun, ob sich das Bergregal schon im Römischen 
Recht ausgebildet habe!) (was ich annehme, namentlich 
auch, weil es von Anfang an in ganz Europa, überall, wo 
Rómerherrschaft bestanden hat, gegolten hatte), auch nicht 
einmal darum, ob es schon in der Merowinger und Karo- 
linger Zeit galt, sondern nur, ob es zur Zeit der Berg- 
ordnungen und des Sachsen- wie Schwabenspiegels bestanden 
hat und zwar als dasjenige Recht am Bergbau, aus dem 
sich die übrigen bergrechtlichen Institutionen, Abgaben, 
Direktion, Bergbaufreiheit und Erstfinderrecht ableiten. 

Die Frage ist sehr von der Parteien Haß und Gunst 
verwirrt. Es ist klar, wie die Annahme eines Bergregals 
der Zeit, die unter der Einwirkung eines Adam Schmith 
stand, in tiefster Seele verhaft sein mufte — so ein Eingriff 
in das ,heilige Recht“ des Grundeigentums, noch zumal, 
wie man meinte, lediglich im fiskalischen Interesse! Selbst- 
redend war man geneigt, darin eine AnmaBung des Staates, 
einen Gewaltakt habsüchtiger Herrscher, unterstützt durch 
liebedienerische Juristen nach der Art des Bulgarus und 
Martinus zu finden. Ferner spielte sich im Mittelalter der 
Streit darüber, ob die Bergwerksmineralien Regal oder zum 
Grundeigentum gehórig waren, zwischen den Staufen und 
deutschen Bischófen (Trient, Trier), bezw. deutschen Kaisern 
und dem Kónige von Bóhmen (wegen Kuttenberg) ab. Was 


1) Hierüber hatte ich einst ein sehr reiches Material gesammelt, 
dies aber in meiner Schrift über das Bergregal nicht mit abdrucken 
lassen, weil es für das heutige Recht ohne Erheblichkeit schien. Das 
praktisch Entscheidende ist die Frage, ob Bergbaufreiheit und Erst- 
finderrecht eigene oder vom Regal abgeleitete Rechte waren und ob 
das mittelalterliche Bergrecht auf Grundeigentum oder Regal beruht. 
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war erklürlicher, daB man (Kommer, Grueter u. a.) auf den 
gewalttätigen Charakter Friedrich I. Barbarossa hinwies und 
das Recht in dem Streite dem Kaiser absprach? 

Nur eines soll hier vorweg genommen werden. Zychas 
Theorie geht dahin, daß sich das Bergregal aus der Berg- 
werkssteuer, die (8. 11) keine vertragsmäßig vereinbarte, 
sondern eine óffentlich-rechtliche gewesen sei, gebildet habe; 
dagegen (8. 12) bestreitet er nicht, daß in Böhmen die 
Bergwerkssteuer aus dem Eigentum an den Bergwerken 
abgeleitet war. Auf den übrigens geringen Zeitunterschied 
kann es nicht ankommen, denn die Urbure in der Kutten- 
berger Bergordnung ist noch genau die nämliche wie in der 
Iglauer, oder der Freiberger oder der Schemnitzer. Übrigens 
ist es von keiner Seite plausibel gemacht und niemals 
plausibel zu machen, wie aus einer óffentlich - rechtlichen 
Steuer, z.B. der Gebäudesteuer, sich im Handumdrehen un- 
merklich das Recht herausbilden konnte, das Objekt der 
Besteuerung zum Eigentum des Besteuernden zu machen, 
diesem die Macht zu geben, über dieses Objekt nach eignem 
Gutdünken zu befinden, es jedem Beliebigen zu übertragen, 
dem Besteuerten wieder fortzunehmen usw. Also weil der 
preußische Staat eine Gebäudesteuer erhebt, kann er da 
plötzlich sagen, die Gebäude gehören mir, ich kann sie 
geben, wem ich will, wer mir nur die Steuern zahlt? Kann 
er sagen, du benutzt das Gebäude nicht vorschriftsmäßig, 
folglich gehört es mir? Man sollte meinen, wenn jemandem 
eine zumal sehr hohe Abgabe (1 bis ![; des Bruttoertrages) 
zusteht, dann hätte er das Interesse, recht viel und recht 
hohe Abgaben zu erhalten, also daß möglichst viel Bier 
gebraut, Branntwein hergestellt, Gebäude aufgeführt werden 
usw. Es ist deshalb ganz unverständlich, wie der Abgaben- 
berechtigte das Brauen von Bier, das Brennen von Brannt- 
wein, die Errichtung von Gebäuden usw. stets von seiner 
besonderen Genehmigung abhängig machen und nur ganz 
gewissen Personen die Erlaubnis zu solchen Handlungen er- 
teilen sollte. Es ist weder von Zycha, noch von sonst 
wem, auch z. B. nicht von v. Inama-Sternegg, der den 
Satz Wirtschaftsgeschichte III, S. 145 aufstellt, daB sich das 
Regal ,aus einfachem Zehntrecht zu einem ausschlieBlichen 
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Verleihungsrechte ausgewachsen", der entfernteste Versuch 
unternommen worden, eine solche Ungeheuerlichkeit zu 
rechtfertigen, insbesondere zu erklären, wie daraus, daß 
jemand befugt gewesen, eine Steuer vom Bergbau zu er- 
heben, das Recht für ihn entstehen konnte, da8 aller Berg- 
bau nur auf seiner Verleihung beruhen darf. 


II. 


Wenn jemand nach zweitausend Jahren ein Buch dar- 
über schreibt, ob das Recht, eine ôffentliche Eisenbahn an- 
zulegen, aus dem Rechte des Oberflücheneigentums, oder 
aus der allgemeinen Gewerbefreiheit oder aus dem Rechte 
des Staats (Regal) in unseren Tagen hergeleitet wurde, 
kónnte er leicht dazu kommen, die unleugbare Tatsache 
abzustreiten, daß ôffentliche Eisenbahnen auch auf dem 
eigenen Grund und Boden nur vom Staate oder nur auf 
Grund staatlicher Verleihung (Privileg) angelegt werden 
dürfen. Er kónnte ja anführen, daB viele Eisenbahnen und 
Eisenbahnanteile (Aktien usw.) sich im Privatbesitz befunden 
haben, da8 die Eisenbahngesellschaften auch stets den Grund 
und Boden eigentümlich erworben und besessen, daß sie 
sich selbst ihre Lokomotiven beschafft haben usw. Und 
doch ist das Recht zur Anlegung von Eisenbahnen nicht 
mit dem Eigentum des Grund und Bodens verbunden ge- 
 wesen; der Staat hat es verliehen gegen die Eisenbahn- 
abgabe, gegen die Verpflichtung, die Postgüter unentgeltlich 
zu befördern, gegen Einräumung von Aufsichts- und Anfall- 
rechten usw. Selbstredend hat die mit dem Eisenbahn- 
privileg beliehene Gesellschaft den Grund und Boden, dessen 
sie für die Schienenwege und sonst benótigt war, erwerben 
müssen, sie wurde hinter zugleich Oberflächen- (Grund-) 
Eigentümerin. Sie konnte Tausende durch Aktien usw. am 
Unternehmen beteiligen. Der Besitz von Aktien durch 
Private, der Betrieb der Eisenbahn durch eine private Ge- 
sellschaft, das Eigentum der Gesellschaft am Bahnplanum — 
alles dies schlieBt nicht aus, daB das Recht zur Anlegung 
und zum Betriebe nicht aus dem eigenen Rechte der Ge- 
sellschaft noch aus ihrem Grundeigentume sondern vom 
Staate herrührte. 
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Die seit 700 Jahren (in veränderten Formen) bestehende 
Mansfeldische Gewerkschaft ist in mehr als 60000 Kuxe zer- 
legt. Tagtäglich werden solche gekauft und verkauft. Die 
Stadt Leipzig und die Universitát Leipzig besitzen allein 
Tausende davon, die Gewerkschaft besitzt ganze Rittergüter 
und Oberförstereien über ihrem Grubenareal, nicht über dem 
ganzen, aber doch einem größeren Teile desselben. Das 
Recht zum Bergbaubetriebe, zur Gewinnung von Kupfer, 
Silber und beibrechenden Metallen, das leitete und leitet 
sie nicht aus ihrem (hinterher und allmählich erworbenen) 
Oberflácheneigentum, sondern aus regalherrlicher Verleihung 
oder genauer aus regalherrlichen Verleihungen ab (da die 
Verleihungen früher bei jedem Regierungswechsel erneuert 
wurden). Nichts würe verkehrter als daraus, daB ein Privat- 
mann solche Kuxe besitzt oder besessen hat oder daf die 
Gewerkschaft zur Aufführung ihrer Halden, Niederlagen, 
Hütten, Arbeiterwohnungen, zur Gewinnung des Gruben- 
und Brennholzes usw. große Grundflüchen erworben hat und 
besitzt, den Satz aufzustellen, der Bergbau im Mansfeldischen 
beruhe nicht auf regalherrlicher Verleihung, sondern auf 
dem Oberflácheneigentum. 

Zweifellos beruhte die Hallesche Saline auf regal- 
herrlicher Verleihung. Kaiser Otto I. hatte bekanntlich die 
Erzbischôfe von Magdeburg mit den Salzquellen im Saal- 
tale bei Halle beliehen, von diesen leiteten die Pfánner ihre 
Berechtsame ab. Rechtsnachfolger der Erzbischôfe sind die 
Kurfürsten bezw. Könige Preußens geworden. Die Häuser, 
in denen die Sole gekocht wurde, die Pfannen, die dazu 
gebraucht wurden, die hat der Regalherr nicht angeschafft, 
die haben die Pfänner sich selbst kaufen, bauen müssen usw. 
Wie kann also aus dem Umstande, daß Siedehäuser (es gab 
deren in Halle 100) und Salzpfannen in Privatbesitz standen, 
hergeleitet werden, das Recht, Salz zu gewinnen, sei von 
jeher ein freies Recht jedes beliebigen Grundbesitzers ge- 
wesen? 

Hieraus erhellt ohne weiteres, daß eine wissenschaftliche 
Darstellung der Geschichte des Berg- und Salinenregals 
nicht so verfahren darf wie Böhlau, Waitz u. a., nämlich 
nicht so, daß man erzählt, der oder jener Privatmann (meist 
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war dies ein Kloster, Bistum) hat hier oder da einen Pfann- 
stall oder eine Pfanne besessen, sondern daB man die 
Geschichte der einzelnen Salinen darstellt. So ist es 
ganz gewiß und unstreitig, daß z. B. die uralte Saline 
Reichenhall als solche den Agilolfingern, den regalbesitzenden 
Herzógen, gehórt hat. (Ob sie diese mittelbar von den 
Rómischen Kaisern hatten, mag dahingestellt bleiben.) Die 
Saline wurde, dies konzediere ich v. Inama, Zycha u. Α., 
ursprünglich herrschaftlich betrieben, oder anders ausgedrückt, 
das nutzbare Eigentum daran stand keiner Genossenschaft 
zu. Also die Herzóge besaBen die Saline, etwa 100 Siede- 
hüuser, jedes mit mehreren Pfannen. Nun haben die Her- 
zöge diesem oder jenem Kloster so und so viel Pfannen, 
Siedehüuser, oft oder meist auch mit dem dazu gehórigen 
Oberflücheneigentum, dem lebenden und toten Inventar 
übertragen; das wird in den Widmungsbüchern von Juvavia 
und anderer geistlicher Stifter aufgeführt. Was folgt 
daraus gegen das Salinenregal? Oder was soll gegen das 
Salinenregal daraus folgen, daß die Agilolfinger Herzöge, 
die doch die Stellung von Souveränen und Regalherren 
hatten, im Jahre 740 „salinas quasdam“ in Halle (Hall in 
Tirol) einem Benediktiner-Kloster schenken (Urkunde 1 bei 
Böhlau) oder, daß der Agilolfinger Thassilo 777 dem Kloster 
in Kremsmünster zu Sulzbach eine Saline schenkt? 

Ebenso ist es ganz erklärlich, daß unbeschadet des 
regalherrlichen Ursprungs des Salzgewinnungsrechts Private 
in den Besitz von Pfannen und Siedehäusern schon zur Zeit 
der Agilolfinger gekommen sind. Als der herrschaftliche 
Betrieb aufhörte, war dies selbstverstündlich. Aber auch 
bei diesem ist es zu verstehen, daß der Herr das nutzbare 
Eigentum an dem einzelnen Siedehause gegen die Ver- 
pflichtung der Abgabe (11, so in Lüneburg) Arbeitern über- 
trug. So konnte dann der Private ein Siedehaus oder eine 
Pfanne besitzen, auch, wie Encomperaht u. A., (Urkunden 5, 
6, 7 bei Böhlau) solche einem Kloster verschenken. Ebenso 
konnte der Regalherr das, was den nutzbaren Inhalt seines 
Regals ausmachte, z. B. das Recht auf den dritten Teil des 
gewonnenen Salzes, einem Stift verschenken, verkaufen, ver- 
machen. 
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Wohl niemand hat die Geschichte der deutschen und 
zumal der süddeutschen Salinen so studiert wie der Münchener 
Akademiker Koch von Sternfeld, er behandelt die 
Salinen in ihrem Zusammenhange und hat auch nicht den 
mindesten Zweifel an der Regalitüt. 

Ganz erstaunlich ist aber die Art, wie der Wiener 
Akademiker von Inama-Sternegg die Regalfrage abtun 
zu kónnen glaubt. So sagt er 8.8. O. in den Abhandlungen 
der Wiener Akademie der Wissenschaften 1885 S. 576 gegen 
mich: ,Wohl hatte das Reich Salinen Bistümern überlassen, 
aber immerhin befanden sich auch grofe Salinen noch im 
eigentlichen Reichsgute und im Besitze jener Fürsten, welche 
die reale Territorialhoheit schon zu jener Zeit besaBen.^ Wie 
soll sich z. B. daraus, daB eine Münzstütte sich auf Reichs- 
gut befand, die Regalität der Münze widerlegen, und wenn 
Territorialherren, z. B. die Babenberger seit 1156, alle 
anderen Regalien mit der ganzen  Territorialhoheit in 
Österreich besaßen, warum sollen sie nicht auch wie das 
Zoll- und Münz-, so auch das Bergregal ausgeübt haben? 
Daraus folgt doch nicht, da8 nun das Recht, Zólle zu er- 
heben und Münzen zu schlagen, sich aus dem Grundeigen- 
tum herleitete. Noch wunderbarer ist, daB aus dem Besitze 
der Pommerschen, Schlesischen und Mecklenburger Herzóge 
an Salinen durch v. Inama-Sternegg das Bergregal wider- 
legt werden soll Weil diese Herzöge, mit Recht oder 
ohne Recht, alle Regalien ausübten, so besaßen sie auch 
das Salzregal. Wenn ein beliebiger Grundbesitzer aus 
eigenem Privatrechte eine Saline anlegt, das wäre eine 
Widerlegung des Salzregals. Mit genau demselben Rechte 
könnte man behaupten, niemals in Deutschland habe ein 
Zoll- oder ein Münzregal bestanden; denn der Pommern- 
herzog X oder der Herzog von Schlesien Y habe eine Zoll- 
stätte oder eine Münze ohne nachweisbare Verleihung gehabt. 
Gegen die Regaltheorie führt v.. Inama sodann die bekannte 
Tatsache an, daß Heinrich der Löwe, als der damalige 
kaiserliche Statthalter, die Saline Oldesloe zerstörte. Wenn 
das Recht, eine Saline anzulegen, nicht Regal gewesen, 
wenn es im Grundeigentum enthalten gewesen, mit welchem 


Rechte beschwerte sich Lüneburg über die Saline Oldesloe, 
5* 
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mit welchem Rechte konnte der Herzog von Lüneburg die 
Niederlegung der Saline Oldesloe vom Holsteiner Herzog 
fordern und mit welchem Scheine von Recht konnte der 
kaiserliche Statthalter die Oldesloer Saline von Grund aus 
zerstóren? 

Diese Widerlegungsversuche kónnen schwerlich als ge- 
glückt gelten. 

Bevor auf Einzelheiten eingegangen werden soll, mag 
noch eine allgemeine Betrachtung über Salinen gestattet 
sein. Jeder Mensch in und um Reichenhall, Lüneburg, 
Halle a. S., Werl usw. wußte, daß die Salzquelle nicht bloß 
an der Stelle war, wo sie zu Tage trat oder wo sie etwas 
unter der Oberfläche gefaßt wurde, sondern daß überall in 
der ganzen Gegend Salzwasser und ganz gewiß auch Stein- 
salz vorhanden war. Soviel Physik verstand man auch 
damals schon. Die Salinen waren überall fast ganz in den 
Händen der hohen Geistlichkeit, die aus dem Plinius und 
sonst, auch durch die Erfahrungen schon &us der Rómerzeit 
her, dies wuBten. Man lese nur bei v. Koch, wie man schon 
damals zwischen Sole und Steinsalzgewinnung in den Alpen- 
ländern abwechselte! In Lüneburg und Werl hatten die 
Regalherren diese Tatsache sich, wie ich glaube, rechts- 
widrig dadurch zu nützen gesucht, daß sie neben der von 
ihnen veräußerten, bezw. gegen hohe Abgaben verliehenen 
Saline (s. w.u.) eine neue anlegten, was natürlich den Un- 
willen der alten Saline erregte. Gesetzt nun, es sei jemals 
Salz oder Sole Zubehör zum Grundeigentum gewesen, so 
würe nichts wertloser gewesen, als ein Salzwerk; jeder 
Nachbar konnte es trocken legen, eine andere Saline an- 
legen usw. Schwer war solches nicht. v. Koch teilt z.B. 
mit, daß die größte deutsche Saline des Mittelalters, Lüne- 
burg, die ganz England versorgte, die große Bora, aus 
einem etwa 50 FuB tiefen Brunnen gespeist wurde. So 
tiefe Brunnen konnte sich jeder in Lüneburg anlegen. 
Hatte er das Recht dazu, so würde er dasselbe Einkommen 
erworben haben, wie die Saline Lüneburg, und das war 
damals weit, weit mehr als das ganze Herzogtum einbrachte, 
trotzdem man den dritten Teil des Salzes abgeben mußte. 
Als die Herzöge mit diesem dritten Teile oder genauer, mit 
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dem, was die Kaiser und ihre Vorgünger ihnen davon übrig 
gelassen hatten, ganze Städte erworben, ihre Kriege geführt, 
ihre Burgen gebaut und nichts an der Saline mehr besessen 
hatten, verfielen sie um 1240 auf die Idee, neben der alten 
eine neue Saline anzulegen. Nachdem ihnen von den ge- 
üngstigten Salinenbesitzern (das waren meist hohe geistliche 
Herren) der fünfte Teil des Bruttoertrages für die Zukunft 
zugesichert war (die sog. Chorusgüter), und sie auBerdem viel 
bares Geld erhalten hatten, versprachen sie 1273 für sich 
und ihre Nachfolger weder selbst noch durch Dritte eine 
andere Salzstätte im Fürstentum Lüneburg errichten zu lassen. 
Man muB sich ferner hierbei darüber klar werden, daB der 
Wert jeder Saline damals darin bestand, daf sie eine Art 
Monopol in einem gewissen Gebiete hatte. Salz war so viel 
vorhanden, daß die Saline Lüneburg allein ganz Deutschland 
hütte mit Salz versorgen kónnen. Darum finden sich schon 
hohe Zölle, um fremdes Salz abzuwehren, Einfuhrverbote 
von Salz; selbst die Durchfuhr von Salz war im Lüne- 
burgischen verboten. Die Anteile an der Saline Reichenhall 
wären absolut wertlos gewesen, wenn nicht festgestanden 
hätte, daß kein Grundeigentümer Salz auf seinem Boden, 
sei es aus Salzwasser oder Steinsalz, gewinnen durfte. Schon 
der Umstand, daß sich zwei Salinen in einen Absatz, den 
jede von ihnen zehnmal befriedigen konnte, teilen mußten, 
hätte genügt, um den Wert der Salinen auf ein Minimum 
herabzusetzen. Würde nicht von Anfang an die Salzge- 
winnung Regal gewesen sein, so hätten sich in und um 
Reichenhall, Lüneburg, Halle a. 8., usw. viele Salinen 
gebildet. Interessant ist dabei, daß im Mittelalter wie in der 
Römischen Zeit ,salina“ beides bedeutet, Solkocherei wie 
Steinsalzgewinnung jeder Art, „ubi sal paratur“, 
wie das Du Cange und der Umstand lehren, daß die Römer 
die Verurteilung ad salinas kennen, was doch nicht be- 
deuten soll das müßige Zusehen, wie Salzwasser kocht, 
sondern die Steinsalzgewinnung im bergmännischen Betriebe. 
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III. 


Zycha und v. Inama nehmen an, daf sich die Berg- 
werksverleihungen ursprünglich nur auf den eigenen Grund 
und Boden des Beliehenen erstreckt haben, daß zunächst 
der mit dem Bergregal Beliehene nur auf seinem ihm jure 
proprietario gehórigen Grundeigentum die Bergbaufreiheit 
erklärt habe und daß sich erst von da aus, also einem durch 
einen Grundherrn frei erklürten Berge, die allgemeine Berg- 
baufreiheit auch auf fremden Grund und Boden ausgedehnt 
habe. Zycha denkt sich (Altestes Bergrecht S. 159) diesen 
ProzeB in folgender Weise: ,In dem Mafe, als sich der 
Bergbau der grundherrlichen Patronanz entzog und der Ge- 
danke in den Hintergrund trat, daB eigentlich alles Recht 
der Bergbaugenossen nur vom Grundherrn abgeleitet sei, 
verwischte sich auch die Rechtsanschauung, daß ein anderer 
Grundeigentümer, der den Bau nicht freigegeben, nach Be- 
lieben dem Bergmann wehren dürfe. Die Bergleute sahen 
nicht ein, daB das, was sie auf dem gefreiten Berge 
Jahre und Jahre lang als ihr Recht ausgeübt 
hatten, auf fremdem Boden unter den gleichen Be- 
dingungen nicht gestattet sein sollte; sie strebten, 
getrieben durch eine allmähliche Erschópfung der entdeckten 
Lager und eine Übervölkerung der Berge, nach einer Er- 
weiterung zur allgemeinen Bergbaufreiheit." 

v. Inama 3 II 8. 148: ,Im Laufe des 13. Jahrhunderts 
hat dann das Bergregal in den Hünden der Territorialherren 
noch eine weitere für die Folgezeit schwerwiegende Ver- 
ünderung seines Inhalts erfahren. Das Bergregal wurde 
aus einem bloß zu Gunsten des Grundeigentümers 
geübten Rechte auf die Substanz aller Metallschütze zu 
einem unbedingten Verfügungsrechte des Territorialherrn 
über dieselben zu Gunsten der Finder.“ — ,Den süddeutschen 
Bergwerksrechten des 12. und 13. Jahrhunderts ist diese 
Bergwerksfreiheit noch ebenso fremd, wie den älteren Harzer 
Bergrechten. Auch die Rechtsspiegel des 13. Jahrhunderts 
lassen Silberbergbau nur mit Erlaubnis des Grundherrn zu. 
Ebensowenig kennt das ülteste Iglauer Bergrecht die Grund- 
sütze der spüteren Bergbaufreiheit. Die Freiheit, welche in 
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Trient, am Rammelsberge, in der Gegend von Iglau den 
Bergleuten gewährt wurde, war zunächst nur eine Berg- 
baufreiheit auf bestimmten gefreiten Bergen, über 
welche der Regal- oder Territorialherr zu verfügen in der 
Lage war. Erst allmählich, mit der zunehmenden Aus- 
dehnung des Bergbaues, als diese gefreiten Berge der Unter- 
nehmungslust der Bergleute und der Regalherren nicht mehr 
genügten, griff der Grundsatz dieser Bergbaufreiheit auch auf 
das private Grundeigentum über“. — — — — 

Zycha und v. Inama sagen mit anderen Worten: Der 
Grundherr habe auf einem ihm gehórigen Grund und Boden den 
Bergbau frei erklärt, daraus habe sich der Satz gebildet, daß 
der Bergbau auch auf anderem, überhaupt auf jedem Grund 
und Boden frei wurde (s. auch jetzt Schröder, 4. Aufl. 8.540). 

Abgesehen davon, daß sich die Bergwerksverleihungen 
nicht auf den privaten Grund und Boden der Beliehenen (des 
Bischofs von Trient, Markgrafen von Meißen usw.), sondern 
auf deren ganzes Herrschaftsgebiet, auch auf fremden 
Grund und Boden erstreckten, abgesehen davon, daß die 
ältesten Freierklärungen in Trient, Freiberg, Iglau usw. sich 
auf alle, auch die im fremden Eigentum stehenden Gebiete 
des Regal- und Territorialherrn bezogen, ist dieser Gedanken- 
gang schon in sich ganz unmöglich und absolut unschlüssig. 

Also: der Markgraf von Meißen als mit dem Bergregal 
auf seinem Grundbesitz Beliehener sagt: „Hier, dieser in 
meinem Privateigentum stehende Berg ist euch Bergleuten, 
armen wie reichen, frei. Das sage ich 1., weil ich mit der 
Bergbauerlaubnis vom Reiche auf meinem eigenen Grund 
und Boden beliehen bin und 2. als Grundeigentümer, als 
privater Herr des Berges, der mit seinem Eigentum, also 
auch mit den im Berge anstehenden, mit dem Eigentume 
daran verbundenen Mineralien machen kann, was ich will. 
Ich erlaube euch auf und unter diesem meinem privaten 
Grundeigentum nach Silber zu suchen. Weist ihr meinem 
Beamten nach, daß ihr Silbergänge gefunden habt, so soll 
er euch ein gewisses Grubenfeld (7 Maasen) zu eurem Berg- 
bau einräumen, dieses Feld könnt ihr für euch ausbeuten; 
doch sollt ihr mir den dritten Teil des ganzen Bruttoertrages 
geben, ferner sollt ihr neben euern 7 Maasen je 1 für mich, 
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meine Frau und meine Beamten frei (d. h. ohne daB ihr 
eure Arbeit usw. euch bezahlen laßt) mitbauen usw. Bildet 
euch auch nicht ein, daß die Freiheit, die 7 Maasen für 
euch auszubeuten, in eurem Interesse verliehen ist; sie ist 
meinetwegen verliehen; daher habt ihr unermüdlich nach 
nüherer Anweisung meiner Beamten euer Feld abzubauen, 
tut ihr dies nicht und findet sich dieses Feld auch nur drei 
Tage unvorschriftsmäßig bebaut, so verliert ihr es.“ GewiB 
ist dies alles mit der Annahme, da8 die Bergwerksmineralien 
zum Grundeigentum gehóren, wohl vereinbar; schwer oder 
gar nicht vereinbar würe dieser Gedankengang, wenn der 
Regalherr nur ein Besteuerungsrecht hütte, welches doch 
nach Zycha und v. Inama der ursprüngliche Inhalt des 
Bergregals gewesen sein soll. Mit einem solchen Besteuerungs- 
rechte ist auch schwer vereinbar, daß je nach der Ein- 
träglichkeit des Bergbaues die Abgaben so ganz verschieden 
bemessen sind (in Böhmen !/s usw.). 

Nun fahren wir im Zychaschen Gedankengange fort: 
Die Bergleute sagen, wenn uns der Markgraf von Meißen 
auf seinem privaten Grund und Boden, dem gefreiten Berge, 
unter gewissen Bedingungen den Bergbau gestattet, so sehen 
wir nicht ein, daß das, was wir auf dem gefreiten Berge 
jahrelang als unser Recht ausgeübt haben, auf fremdem 
Boden unter den gleichen Bedingungen nicht gestattet sein 
sollte (so Zycha). Auch dies ist immerhin denkbar, ob- 
gleich doch jedermann weiß, daß ein Grundeigentümer mit 
seinem Grundeigentume und dem, was dazu gehört, machen 
kann, was er will, also jedem die Benutzung freigeben, 
oder nur einem Einzelnen oder niemandem. In jedem Falle 
aber mußten die Bergleute einsehen, daß, wenn sie auf 
einem privaten Grund und Boden den Bergbau betrieben, 
welcher Folge des Grundeigentums ist (oder sein sollte), 
daß sie dann dem privaten Grundeigentümer auch 
das geben müssen, was sie dem Markgrafen gaben 
— also !/; des Bruttoertrages, die Herren- und Herrinlane usw. 
Zycha, 8.159, sagt ja selbst „unter den gleichen Be- 
dingungen“. Das wird also heißen, der Grundbesitzer be- 
kommt von den Bergleuten den dritten Teil des Ertrages, 
zwei Lanen freigebaut usw. In Wahrheit bekommt dies 
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nicht der Grundbesitzer sondern der Regalherr auch auf 
fremdem Grund und Boden. Allerdings erhült nach einzelnen 
Bergordnungen der Grundbesitzer auch etwas, aber sehr 
wenig, viel weniger als der Regalherr und er erhült es 
nicht für die Mineralien wie der Markgraf, sondern für die 
Hingabe seines Oberflächeneigentums, für Grubenholz, 
Bauplätze usw. Nach Iglauer Recht muß er soviel Grund- 
eigentum hergeben, nicht zum Bergbau, sondern um Berg- 
mannshäuser daraus zu bauen, Holz davon zu nehmen usw., 
als ein Pfeil fliegt. In Goslar und um Trient bekommt er 
nichts, weil dort nach der Art des Baues, der Tiefe unter 
hohen Bergen, der Oberflücheneigentümer einerseits durch 
den Bergbau gar nicht behindert wird, und ihm andrerseits 
keine besonderen Lasten auferlegt sind. Im Markgrafentum 
Meißen kann er sich mit !/ss an Gewinn und Verlust be- 
teiligen; aber er muß im voraus freie Kost geben. Während 
also der Regalherr alles in allem etwa die Hiilfte des 
ganzen Bruttoertrages erhält, ohne daß er nötig hat, Kapital 
vorzustrecken und irgend ein Risiko zu laufen, kann sich 
der Grundeigentümer mit !s2 an dem Geschäft, auf Gewinn 
und Verlust, beteiligen. Welch ein Unterschied — und das 
nennt Zycha „unter gleichen Bedingungen“! Der „Ackerteil“ 
des Freiberger Bergrechts hat nicht das mindeste mit dem 
regalherrlichen Drittel zu tun; er ist Entschädigung für die 
Oberflächenbenutzung und zumal eine meist unzureichende.!) 

Die Ausdehnung der Bergbaufreiheit von dem dem Mark- 
grafen vermeintlich eigentümlich gehörigen freien Berge auf 
fremdes Grundeigentum ist sonach unmóglich so erfolgt, wie 
es Zycha und v. Inama hinstellen; sonst hätten die fremden, 
überhaupt alle Grundeigentümer die gleichen Abgaben und 
Rechte erhalten müssen, wie der Markgraf an seinem ge- 
freiten Berge. Diese Grundeigentümer ständen rechtlich 
so da, wie heute die im Kônigreich Sachsen, wo Kohle 
zum Grundeigentum gehórt. Wenn man da einem Grund- 
besitzer sagen würde, gib uns die Kohlengewinnung frei, 
der Landesherr bekommt !/s des Bruttoertrages und andere 
Abgaben, du sollst dagegen das Recht haben, wenn du pünkt- 


1) Überall ebenso F. Rachfahl in den Forschungen zur branden- 
burgischen und preußischen Geschichte X S. 59 a. a. O. 
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lich im voraus bezahlst, dich mit ![3 an unserm Geschäft 
zu beteiligen, was würde da für eine Antwort erfolgen? 

Es mag nur noch bemerkt werden, daß nach böhmisch- 
mährisch-ungarischen Bergrechten der Grundbesitzer 1}; der 
Urbure, der regalherrlichen Abgabe erhielt; dafür mußte er 
Areal für 16 Bauplütze usw. hergeben. Es ist also gar nicht 
daran zu denken, daß diese Abgabe an den Grundherrn mit 
der regalherrlichen Urbure zusammenfällt und Preis für die 
Bergwerksmineralien war.!) 

Wenn nach dem Lówenberger Goldrechte der Grund- 
eigentümer, wenn auf seinem Boden Gold gefunden wird, 
ein freies Vierteil erhült, so erklürt sich dies sehr einfach 
daraus, daf dieser Bergbau in der Wegnahme der Acker- 
krume und deren Durchsuchung nach Gold, d. h. in der Zer- 
stórung der Oberflüchennutzung bestand. Das Bergwerk ist 
aber auch dort des Herrn, des Herzogs, Bergwerk. 

Die Ansicht, daß sich die Bergbaufreiheit in der von 
Zycha, v. Inama geschilderten Weise gebildet habe, ist 
hiernach schon deshalb unmóglich, weil alsdann die Grund- 
eigentümer das hätten erhalten müssen, was der Markgraf 
von Meißen bezw. König von Böhmen usw. von dem Berg- 
bau auf ihren gefreiten Bergen erhalten, wührend solches 
auch auf privaten Lündereien nicht den Grundeigentümern 
sondern den Regalherren gewährt wurde. 


IV. 

Ich gehe dazu über zu zeigen, wie die Behauptung, die 
Verleihungen hátten sich nur auf den eigenen Grund und 
Boden des Beliehenen bezogen und die Freierklürungen in 
Trient, Freiberg, Iglau, Schemnitz usw. würen nur für 
einen dem Beliehenen eigentümlich (jure privato oder pro- 
prietario) gehórigen Grund und Boden erfolgt, nur auf der 
Idee der Behauptenden beruht. 

A. Friedrich I. Barbarossa verlieh, nicht etwa als 
Grundbesitzer, der er ganz gewiB hier nicht war, sondern 
imperiali largitione^ den Bischófen von Trient alle Metalle, 
nicht bloß die auf deren privatem Grund und Boden gelegenen 
sondern alle im ganzen Herzogtum und Bistum (in ducatu 


1) Ebenso F. Rachfahl 1. c. 
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Tridentino episcopatuve) so in der bekannten, oft, z. B. bei 
v. Sperges, Tirolische Bergwerksgeschichte usw. S. 265 ab- 
gedruckten Urkunde. Der Kaiser nahm nur die Allodien der 
Grafen von Tirol und Epan, der müchtigsten weltlichen Terri- 
torialherrn, davon aus. Übrigens ist doch ohne weiteres klar, 
daB, wenn dem Kaiser das Verfügungsrecht über die Metalle 
auf den bischóflichen Privatbesitzungen zustand, ihm auch 
dieses Recht über die Metalle auf andern Privatbesitzungen 
im Trientinischen zustehen mufte. Die Grafen von Tirol 
und Epan waren bereits vom Kaiser mit dem Bergregal 
beliehen (Arndt, Bergregal S. 88). Nun hatte der Bischof 
von Trient bereits 1185, vier Jahre vor der Verleihung, 
einen Vertrag mit Bergleuten abgeschlossen ,salvo tamen 
honore imperii^ und hatte Bergbau durch diese betrieben. 
Kaiser Friedrich I. belangte den Bischof vor dem Fürsten- 
gericht. Der Kaiser belieh nun perseverante actione den 
Bischof, wie erwähnt, mit allen Metallbergwerken im ganzen 
Bistum. Aus diesen Tatsachen folgt nichts für die Behaup- 
tung, daß der Silberbergbau Zubehör zum Grund und Boden 
war; wie hütte auch sonst der Kaiser den Bergbau im 
ganzen Bistum freigeben können? Daraus, daB in dem 
Bergwerksvertrage nichts vom Grundeigentum gesagt ist, 
folgt doch nur, daB dieses für den Silberbergbau ganz gleich- 
gültig war und keineswegs, daB es die stillschweigend vor- 
ausgesetzte Vorbedingung des Bergbaues war. Weder Zycha 
noch sonstwer haben auch nur die Spur eines Beweises 
dafür erbracht, daB der Bischof als Grundbesitzer den Berg- 
bau betrieben oder freigegeben hat. Unter wessen Grund- 
eigentum die Gánge lagen, in denen die Silbererze gelagert 
waren, war ganz unerheblich, außerdem wer wußte es, wer 
kann es heute wissen, wem die Oberfläche gehört, unter 
der in einem Abstande von vielleicht Tausenden von Fuß 
Gänge und Stollen getrieben werden? Die Verleihung der 
Metalle durch den Kaiser an den Bischof hätte doch nur 
die Bedeutung einer sicherheitspolizeilichen Erlaubnis 
gehabt, wenn dem Bischof als Grundbesitzer die Metalle 
gehört hätten. Dem widerspricht aber schon der Wortlaut. 

Es ist auch nicht der Schatten eines Zweifels darüber 
möglich, daß sich das Regal der Trientiner Bischöfe auf ihr 
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ganzes Herrschaftsgebiet bezog und daß die von ihnen er- 
klärte Bergbaufreiheit nicht auf eine sicherheitspolizeiliche 
Bauerlaubnis, noch auf bischöfliches Privateigentum be- 
grenzt war. Und dies weiß Zycha selbst; denn 8. 158 
seines ältesten Bergrechts sagt er, daß die Bischöfe von 
Trient eine Territorialverleihung auf alle Metalle er- 
halten haben. 


B. Nun zum Freiberger Recht! 8.158 räumt Zycha 
ein, was unbestreitbar, daß die Markgrafen von Meißen nicht 
bloß auf ihren Privatgrundstücken sondern im ganzen Mark- 
grafentum mit den Metallen beliehen waren. Gleichwohl 
behauptet er, daß sich die Freierklärung wenigstens ur- 
sprünglich nur auf den privaten Berg des Landesherrn 
bei Freiberg bezogen habe. Als Beweis für diese Behaup- 
tung und überhaupt dafür, daß sich die Verleihung nur auf 
den eigenen Grund und Boden bezogen habe, daß Grund- 
besitz und Bergbau zusammengehôrten, führte Zycha und 
nach ihm v. Inama III. 2 S. 147 lediglich den Umstand an, 
daB ,bei Auffindung von Erzadern auf verliehenem Grund- 
besitze der Regalherr dieselben nicht einfach für sich in 
Anspruch nahm, sondern den beliehenen Grundbesitzer ver- 
anlaßte, die das Bergwerk bergenden Grundstücke im Wege 
des Tausches dem Regalherrn zu überlassen“. Der Sach- 
verhalt ist folgender:!) Bei Christiansdorf auf einem Gebiete 
und Areal, das der Markgraf von Meißen dem Kloster Alten- 
zelle geschenkt hatte, wurden später (vor 1170) reiche 
Silberadern entdeckt. Nach der Theorie von Zycha hätten 
diese also dem Kloster gehört, dem Kloster gehörte ja 
„der verliehene Grundbesitz“; sie gehörten aber von Anfang 
an nicht diesem, als dem Grundeigentümer, sondern dem 
Markgrafen, denn „diesem und seinen Erben hatte Gott“, 
so hieß es, „durch den Silberfund reichlicher vergolten, was 
sie dem Kloster verehrt hatten“. Nun nimmt 1185 der 
Markgraf dem Kloster nicht die Silbergruben fort, diese 
gehörten dem Markgrafen, wie noch bald gezeigt werden 
soll, sondern benachbartes Land, wofür er dem Kloster 
anderes gibt. Er sagt nicht, daB die Silbergruben dem 


1) Vgl. a. a. Ο. Leuthold, Zeitschr. f. Bergr. Bd. 21 S. 15. 


Einige Bemerkungen zur Geschichte des Bergregals. 77 


Kloster gehóren, vielmehr sagt er, daB sie ihm gehôren, 
trotzdem die Oberfläche dem Kloster gehört. Er läßt sich 
nicht die Silberadern abtreten, sondern nur Oberfläche. 
Hierüber wundern sich v. Inama und Zycha ganz mit Un- 
recht. Denn um Silber im Freibergischen zu gewinnen, 
was dort wenigstens vielfach durch einen von der Oberfläche : 
aus geführten Betrieb geschah, muf man auch einen Teil der 
Oberfläche haben. Diese gebraucht man ferner (das ist in 
der ganzen Welt so) zu Bergmannshüusern, Halden, wegen 
der Holz- und Wasserentnahme usw. Nunmehr mag die 
übrigens wohl bekannte Stelle folgen: ,Praeteres sciendum." 
Die Urkunde wurde auf dem meifinischen Landtage vor 
einer zahlreichen Versammlung der Großen abgefaßt, „cum 
ab imperio cujuslibet metalli proventum in nostra marchia 
beneficii jure suscepimus, quia in terminis monasterii venae 
argentariae repertae sunt, cum bonis nostris ex eis ab- 
solvimus villas has etc.“ Die Urkunde besagt also nicht, 
daB die Silbergruben dem Kloster gehóren, da sie auf dessen 
Areal liegen, vielmehr, daß sie dem Markgrafen gehören, 
nicht aus einem grundherrlichen Titel, der ihm im Jahre 
1185 günzlich fehlte, sondern weil der Markgraf ,ab imperio 
cujuslibet metalli proventum^ erhalten habe „beneficii jure“ 
und zwar nicht bloß auf seinen Privatländereien sondern im 
ganzen Markgrafentum. Wahrlich, ein stärkerer Beweis gegen 
die Zychasche Theorie ist gar nicht denkbar als diese 
Urkunde, die unbedingt bezeugt, daß das Recht auf die 
Silberbergwerke schon 1185 mit dem Rechte an der Ober- 
fläche nicht verbunden war. Zudem bestand der Bergbau 
zu Gunsten des Markgrafen bereits viele Jahre, bevor er 
Grund und Boden sich abtreten ließ. Der Bergbau stand 
also dem Regalherrn auch damals schon auf fremdem Acker 
frei. Jeder Bergwerksbesitzer erwirbt meist und muß Ober- 
flächeneigentum erwerben, nicht um dadurch das Recht zu 
erlangen, die ihm verliehenen Mineralien zu gewinnen, 
sondern um dies technisch ausführen zu können, um 
Schachtanlagen, Grubengebäude, Arbeiterhäuser, Niederlage-, 
Haldenplätze, Poch-, Quetsch-, Mahl-, Hammerwerke und 
andere Aufbereitungsanstalten, Hütten u. dergl. errichten 
zu können. Das Eigentum an der Oberfläche deckt sich 
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dabei keineswegs mit den Grenzen der Bergberechtsame. 
Auch sind die Besitzungen an der Oberfläche keineswegs 
das Prinzipale, sondern nur Zubehór zum Bergwerk. 

Es ist bekannt und unbestritten, da8 das Freiberger 
Bergrecht die Bergbaufreiheit in der Weise kennt, daß jeder 
Grundbesitzer sich den Bergbau gefallen lassen muß, dafür 
aber berechtigt ist, sich in Höhe eines Zweiunddreißigstels an 
Gewinn und Verlust des Unternehmens zu beteiligen. Es 
wird behauptet (Zycha 8.65 a. a. O.), daß, da die Auf- 
zeichnung des Freiberger Bergrechts erst aus dem Beginn 
des 14. Jahrhunderts stammt, früher und noch in der Mitte 
des 13. Jahrhunderts der Rechtszustand ein anderer gewesen 
sein muß, daß damals die Bergbaufreiheit nicht bestanden 
hat, der Bergbau also nur auf dem eigenen Grund und 
Boden des Beliehenen stattfand. Soweit für diese Behaup- 
tung auf das schlesische und böhmische Bergrecht 
Bezug genommen ist, soll später auf diese Beweisführung 
eingegangen werden. Daß aber schon im 13. Jahrhundert 
der Bergbau im Freibergischen nicht Zubehör zum Grund 
und Boden war, läßt sich unschwer erweisen: 1. der Mark- 
graf leitet sein Recht (1185) nicht aus seinem Grundeigen- 
tum, sondern ab imperio ab. 2. er betrieb die ersten Jahre 
den Bergbau auf fremdem Grund und Boden. 3. der 
Bergbau reichte wenigstens schon im 13. Jahrhundert viel, 
viel weiter, als die Hufen, die ihm 1185 von Altenzelle ab- 
getreten waren (der Berg um Freiberg, wenigstens das 
Recht des gefreiten Berges reichte „vir milen umme 
vriberg“). 4. ist auch nicht der leiseste Grund dafür an- 
geführt, daß seit dem 13. Jahrhundert, wo Grund und Boden 
wohlfeiler als im 14. war, die Bergbaufreiheit unmerklich 
auf fremden Grund und Boden ausgedehnt wurde, ohne daß 
sich irgendwo eine Rechtsquelle für eine solche Ausdehnung 
angeben läßt. 5. rühren zwar die Aufzeichnungen erst aus 
dem Beginn des 14. Jahrhunderts her, der Inhalt des Frei- 
berger Bergrechts ist aber, wie darin gesagt ist, von ,allerst" 
von Anfang an, so lange es um Freiberg Bergbau gab. 
6. wird dies durch die Kulmische Handveste von 1233 
bezeugt. Letzteres wird, wie folgt, hiermit bewiesen: Der 
deutsche Orden hatte vom Kaiser das Bergregal In der 
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Handveste vom 28. Dezember 1233 behielt sich der Orden 
venas salis, auri argentique fodinas et omne genus metalli 
praeter ferrum!) vor. Der Orden übte also und besaß 1233 
das Bergregal nicht bloB auf den eigenen Privatbesitzungen 
sondern im ganzen Herrschaftsgebiete, auch auf fremden 
Grundstücken. Die Handveste fährt nun fort, der Vorbehalt 
des Bergregals solle geschehen ,ita tamen ut inventor — ar- 
genti sive is in eujus agris inventum fuerit jus fribergense in 
ejus modi inventione habeat in perpetuum". Hätte im Frei- 
bergischen der Grundeigentümer das Silber besessen, so konnte 
sich der Orden sonach solches nicht vorbehalten, so konnte es 
einen vom Grundbesitzer verschiedenen Finder aus eigenem 
Recht an Silber überhaupt nicht geben oder anders aus- 
gedrückt, so konnte es nur mit Willen des Grundbesitzers ge- 
funden werden. Das Finderrecht und Bergbaurecht muften 
also vom Grundeigentum getrennt sein; der Sinn der Urkunde 
kann nur der sein, daB der Finder soviel Maase (Lane) 
erhalten soll, wie um Freiberg, und daß der Grundbesitzer 
eine gewisse Berücksichtigung finden soll, mag diese in dem 
Zweiunddreißigstel?) oder darin bestanden haben, daB, wenn 
der Bergmann auf fremdem Acker Silber brechen, d. h. die 
Ackerkrume beschädigen und nicht unterirdisch durch Stollen 
ohne Zerstórung der Oberflächennutzung Bergbau betreiben 
will, er sich wegen der Beschüdigung der Oberfläche, 
der Wegnahme der Ackerkrume, mit dem Grundbesitzer ver- 
gleichen und hierzu, nicht zur Silbergewinnung als solcher, 
dessen Genehmigung einholen muß. Würde die Silber- 
gewinnung als solche dem Grundeigentümer zugestanden 
haben, so gübe die Stelle in der Kulmischen Handveste gar 
keinen Sinn. Dann würde es heißen, daß, wie das Eisen, so 
auch Silber (und Gold) dem Orden nicht vorbehalten seien 
und zum Grundeigentum gehóren. Das ,nicht Gemeingültige" 


1) Wie die größeren Territorialherren das Bergregal durch Ver- 
leihung vom Kaiser oder Eigenmacht erhielten, suchten die kleineren 
Dynasten und die Grundherren die niedern Mineralien für sich zu er- 
langen. So gelangte in Bóhmen und Schlesien das Eisen in die Hünde 
der Grundherren, desgleichen im Ordensgebiete. Das ist noch heute 
so. Das Eisen war groBenteils Raseneisenerz, äußerlich untrennbar 
mit dem Grund und Boden verbunden. — 3) Dies ist die Ansicht von 
Aem. Steinbeck 8. 68. 
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war nicht das Bergregal, sondern das MaB der Berück- 
sichtigung, welches Finder und Grundbesitzer haben sollten. 

C. Ich komme zum Iglauer Bergrecht. 

Zycha (ältestes Bergrecht 8. 77 a. a. O.) behauptet, daß, 
da die älteste Aufzeichnung des Iglauer Bergrechts nichts 
von Rechten und Pflichten gegenüber dem Grundeigentümer 
erwühne, der Bergbau zum Grundeigentum gehôrt haben 
müsse und der Bergbaufreiheit nicht unterlegen habe, daB 
die Bergbaufreiheit nur auf dem im Privateigentum des 
Künigs gestandenen Berge freigegeben war (so auch 
v. Inama u. a.). Die Unrichtigkeit dieser Behauptung liegt 
auf der Hand. Auch die ältesten Urkunden sind, wie die 
übrigen Urkunden des Iglauer Bergrechts, keine privatrecht- 
lichen Verfügungen eines Grundeigentümers, der über ihm 
privatrechtlich gehórige Substanzteile verfügt sondern ge- 
waltige Rechtsurkunden, ,Handvesten der durchleutigsten 
Fürsten und Herren, Kónig Wenzellaus und Kónig Ottokars". 
Sie sind vom Kónig und vom Markgrafen, seinem Sohne, als 
den Landesherren in den Formen und als bloßer Teil eines 
allgemeinen Gesetzes gegeben, ,regia auctoritate“, „ex 
plenitudine gratiae", ,regia providentia".!) Die Rechte sind 
nicht blo8 auf einen einzelnen Berg gegeben, der auf 
bloßer Erfindung beruht, sondern „civibus nostris in Iglavia 
et montanis ubique in regno nostro constitutis, singulis 
et universis" d. h. doch nicht bloß auf einen dem Könige 
gehörigen Privatacker.?) Es ist daher von den Kennern des 
bóhmischen Bergrechts, z. B. Graf Kaspar Sternberg, 
Tomaschek u. A. nie bezweifelt, daß das Regal des Königs 
und das darin liegende Recht, Bergbau zu treiben und 
treiben zu lassen, auch auf fremden Grundstücken galt. 
Zycha begeht hier wieder einen der vielen Widersprüche, 
aus denen sein ganzes System zusammengesetzt ist. Böhmi- 
sches Bergrecht I, 8. 140 sagt er selbst: „Nachweislich 
haben die böhmisch-mährischen Landesherren das Bergregal 
schon vor Abfassung der Handfeste ausgeübt. Im Jahre 1227 
verlieh Ottokar I. dem Petrus, Erbauer der Stadt Jamnitz 
— auctoritate regia — usum et urburam aurifodinarum 





— — — 


1) Tomaschek, Deutsches Recht in Österreich, S. 8. — 3) Ebenso 
Tomaschek, der Oberhof Iglaus, S. 9. 
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que nunc ibidem in circuitu civitatis Jamnic sunt atque in 
futurum fuerint ibidem reperte, omnemque proventum de 
montibus ibidem, sive sit in auro, argento, plumbo, ferro 
alisque metallis.^ 1234 arbeiteten bei Máhrisch - Neustadt 
aurifodae ,qui nobis decimarum solutione tenentur"; ihnen 
wurde innerhalb bezeichneter Grenzen omne genus metallo- 
rum übertragen ,salvo jure nostro“ (d. h. vorbehaltlieh der 
üblichen Abgaben) 1238 erhielt das Kloster Welehrad 
eine Verleihung auf die schon entdeckten und künftig zu 
entdeckenden minere ferri auf den Klostergründen —"“. 
Kein Wort also davon, daß dem König nur auf seinen 
Privatüáckern das Bergrecht zusteht. 

Zycha I. c. erzählt nun weiter, daß die großen Feudal- 
herren — nicht beliebige Grundbesitzer als solche — sondern 
die Herren Ratibor von Doblin, von Lichtenburg (für die 
Herrschaft Deutsch-Brod), Abte, Bischófe auf das Bergregal, 
wenigstens auf die niederen Metalle, Anspruch erhoben hätten, 
der Kónig wäre aber Sieger geblieben — Beweise und immer 
wieder Beweise dafür, daß die Bergwerksmineralien nicht 
Zubehór zum Oberflücheneigentum waren! Ganz natürlich 
war es, daB, wenn der Böhmenkönig einem Kloster in Aus- 
übung seines Bergwerksregals Bergwerksmineralien verleiht, 
er selbstredend nur die auf dem Areal des Klosters, d. i. auf 
dessen Herrschaftsgebiet gelegenen, übereignet und daß er hie 
und da nicht alle Bergwerksmineralien, sondern nur einige, 
die niedrigeren, überträgt und sich die höheren vorbehält, 
daß er zuweilen auf alle Rechte an den Mineralien zu 
Gunsten eines Großen verzichtet, zuweilen nur auf einen Teil. 

Ganz selbstverständlich ist, daß, wenn der König will, daß 
nach Silber gesucht wird, er dem Finder ein gewisses Feld 
zusichern muß, daß also, nicht aus einem ureigenen Finder- 
recht, sondern aus dem Willen des Königs der Finder einen 
Anspruch auf das ihm zugesicherte Feld hat, sobald er die ge- 
stellte Bedingung erfüllt, d. i. den gemachten Fund nachweist. 

Da8 die Bergwerke in Bóhmen und Schlesien schon 
um die Mitte des 13. Jahrhunderts nicht zum Grundeigentum 
gehört haben und in dem Sinne frei waren, daß ihre Aus- 
beutung nicht vom Willen des Grundeigentümers abhing, 
erweist ferner noch der Schöffenspruch von Iglau an das 
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Kloster Leubus vom Jahre 1260, bestätigt vom Könige 
1268. Darin heiüt es: Ubicunque in hereditate domini 
abbatis uniuscuiusque claustri vel aliorum nobilium terre 
novus mons inventus fuerit, si est in hereditate domini ab- 
batis, in primis septem laneis mensuratis tricesimam secun- 
dam partem dominus abbas obtinebit, quod in vulgari acker- 
teil nuncupatur. Et de urbura, que datur domino terre, 
datur sibi tercia pars metalli, et in laneo domini regis de 
urbura terciam partem dominus abbas obtinebit, item in 
laneo domini abbatis datur sibi tercia pars de urbura. Also 
der Bergbau ist nicht Zubehòr weder zum Grundeigentum 
noch zur Grundherrschaft; weder der Grundeigentümer noch 
der Grundherr haben ein Widerspruchsrecht gegen den 
Bergbau; sie bekommen Anteile am Unternehmen und 
ein Drittel von der Urbure. Es ist auch ganz klar, daß 
die Urbure nicht, wie Zycha meint, aus dem Grundeigen- 
tum folgt; denn sonst müften die Grundherren doch die 
ganze Urbure und nicht bloß ein Dritteil erhalten. Wofür 
nun die Grundherren den Ackerteil erhalten, das ist nicht 
in der Belehrung noch auch in der Urkunde A (Iglauer 
Bergrecht) angegeben, erhellt aber ganz klar aus den 
andern Iglauer Urkunden und der Sachlage. Nicht für den 
Bergbau an sich, nicht, weil die Erze den Grundherren ge- 
hóren, werden diese berücksichtigt, sondern, wie dies schon 
seiner Zeit Graf K. Sternberg ausführte, weil sie dem 
Bergbau auf jedem gemessenen Berg 16 Baustellen und 
soviel Weidland einräumen mußten, ,quantum unus homo 
cum arcu semel poterit sagittare.“1) 

Wenn nun die älteste Aufzeichnung von 1249 dies nicht 
besonders erwühnt, so war sie eben unvollstándig, sie wollte 
auch gar nicht vollständig sein; sie enthült zunüchst das 
Recht für die Iglauer Bürger, nicht für die großen Feudal- 
herren; die Iglauer Bürger haben nicht Land, um 16 Bau- 
plátze für jeden Berg und Weideplütze auf PfeilschuBweite 
abtreten zu kónnen. Bei ihnen lag die Sache ähnlich wie 
bei Trient, und unter dem Rammelsberg; der Bergbau 

1) S. auch die Schlußworte der Weisung: „et silvam ipsorum 


fratrum montanis ad ipsorum necessaria nequaquam inhibere debent 
predicti fratres nec dominus ipsius terre.* 
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beeinträchtigte die Oberflächennutzung nicht und andrerseits 
legte man ihnen nicht auf, große Flächen dem Bergbau ab- 
zutreten. Den dritten Teil der Urbure und den Ackerteil 
erhielten nur die Feudalherren, nicht Bürger und Bauern, 
wie schon Sternbeck I 8. 69 urkundlich beweist — waren 
doch auch die Lasten, zu denen das Iglauer Bergrecht die 
Grundbesitzer verpflichtet, nur von größeren Herrschaften 
zu beschaffen. 

Merkwürdigerweise will Zycha (ältestes Bergrecht S. 77) 
aus dem Iglauer Bescheide von 1268 oder 1260 das Gegen- 
teil herleiten. Er gibt zu — ganz mit Recht — daB der 
Bescheid von dem Funde, dem Bergbau, nicht des Grund- 
herrn (des Abtes), sondern eines Dritten handele. Damit 
widerlegt er sich selbst. Er führt nun ferner S. 76 an, nach 
den Bergstatuten von 1249 erhalte der Finder 7 Lanen, an 
diese schlieBen sich beiderseits je 2 Lane an, ,dabei spielen 
dritte Interessen, jene des privaten Grundeigentümers, nicht 
mit.“ Nun also, wenn ursprünglich die Interessen des privaten 
Grundeigentümers gar nicht mitspielen, so war doch gewiß der 
Bergbau nicht von dessen Genehmigung abhüngig. Zycha 
führt darauf fort: ,Schon ca. 1268 aber belehren die Iglauer 
den Abt von Leubus auf dessen Anfrage, daß er, wenn ein 
Bergwerk auf den Klostergründen von Dritten gefunden 
wurde, das Recht auf eine Klosterlane neben dem Bürger- 
lehen, auf ein Dritteil der regalen Bergwerksabgabe (Urbur) 
und auf das Ackerteil — besitze". Ganz richtig; der Berg- 
bau (das Finden) Dritter auf Klostergründen hängt nicht 
von seiner Erlaubnis ab, er muß es hinnehmen; hinge es 
von seiner Erlaubnis ab, so könnte er ja selbst und be- 
liebig die Hóhe seiner Abgaben, des Ackerteils usw., be- 
stimmen. Dies alles ist ihm vorgeschrieben, weil er die 
Sachlage so hinnehmen muB, wie sie der König vorge- 
schrieben hat, nämlich, daß ubique in regno der Bergbau 
frei, d. h. nieht von des Grundherrn Erlaubnis abhüngig 
ist, daB aber der Grundherr wegen und gegen Hergabe des 
zum Bergbau erforderlichen (nicht durch die Lagerstätte 
begrenzten) Grund und Bodens sich in Hóhe eines Zweiund- 
dreifigstels an Gewinn und Verlust beteiligen darf und den 
dritten Teil der regalherrlichen Urbure erhált. 

6* 
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Zycha fragt (8. 77£), wenn das älteste Statutarrecht 
in Berücksichtigung der privaten Grundherren nachtrüglich 
ergänzt werden mufte, ergibt sich da nicht notwendig der 
Schluß, daß der Bergbau eben erst allmählich auf den 
privaten Grundbesitz überging? Oder sollten die Grund- 
herren die Bergbaufreiheit schon vordem haben dulden 
müssen, jene Rechte aber erst nachtrüglich durchgesetzt 
haben?" Er antwortet: ,Wir meinen, das Bergrecht von 
1249 sei nur für den Bereich des gefreiten Berges nieder- 
geschrieben worden.“ 

Gesetzt, letzteres wäre so gewiß der Fall, wie das 
Gegenteil feststeht; so folgt daraus noch immer nicht, daß 
1249 auf den nicht für frei erklärten Bergen (Grundstücken) 
das Bergbaurecht mit dem Grundeigentum verbunden war. 
Dies beweist ja schon der Iglauer Bescheid von 1268, der 
doch nicht frisch gegebenes Recht, sondern das längst, jeden- 
falls das schon vor 19 Jahren gegoltene darstellt, ein Be- 
scheid, der nach Form und Inhalt keine Neusatzung, sondern 
altes Recht sein will Die ganze Argumentation von Zycha 
hat doch nur dann juristische Relevanz, wenn feststünde, 
daß die Rechte der Grundherren Preis für ihre Erlaubnis 
des Bergbaues waren, während sie doch nur Preis für die 
Hergabe von Grund und Boden, für Holz, Bauplátze und 
Weideland waren. Die Argumentation scheitert, abgesehen 
von anderen Umständen, schon an der Erwägung, daß, wenn 
die Freigabe des Iglauer Bergbaues Folge des privaten Grund- 
besitzes des Königs am gefreiten Berge wäre, die Grundherren 
an den Bergen, die auf ihrem Herrschaftsgebiet vermessen 
würen, nicht bloB einen kleinen Teil der landesherrlichen Ab- 
gaben, sondern diese letzteren ganz hätten erhalten müssen. 
Wäre das Iglauer Recht nach 1249 nur eine Art Abrede 
zwischen Grundeigentümer und den Bergleuten, wie 
kónnte das Iglauer Recht nach Zychas eigener Darstellung 
schon Jahrzehnte früher für ganz Bóhmen gelten? 

D. Nun zum schlesischen Bergrecht! 

Das Goldrecht für Liegnitz, Goldberg und Hainau be- 
ruht auf dem obersten und zu Anfang gestellten Satze, daß 
der Erbherr und Herzog von alters her zu Recht allen 
Goldwerken, die um Goldberg gewesen sind und noch sind, 
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oberster Verleiher gewesen ist und einen Richter von seinet- 
wegen zu setzen habe. Von allen, also auch von den auf 
Privatgründen gelegenen. Dem Grundbesitzer stand das 
Recht auf das Gold nicht zu, wollte er es haben, so muBte 
er darum bitten beim Herzog und dessen Wassermeister. 
Selbst wenn er dies tat, wurde ihm nicht das Recht zuge- 
sprochen, überall auf und unter seinem Grundeigentum Gold 
zu bauen, zu waschen usw., sondern ihm wurde, wie jedem 
Nichteigentümer, nur eine bestimmte Fundgrube mit 
zwei oder vier Wehren zugewiesen, „je nachdem solches dem 
Landesherrn am niitzlichsten würe.^ Also keine bloB poli- 
zeiliche Erlaubnis! Deshalb kann der Grundbesitzer mit 
seiner Fundgrube auch nicht machen, was er will; er muß 
sie so betreiben, wie es des Landesherrn Vorteil ist; er 
muß sie vorschriftsmäßig bauhaft halten; unterbleibt solches 
wührend dreier Tage und dreier Nächte, so hat er die Fund- 
grube verloren und der Landesherr oder der Wassermeister 
kann sie verleihen, an wen sie wollen. 

Es ist also ganz gewiB, daB auch nach dem Goldberger 
Goldrecht die Goldwüscherei nicht Zubehór zum Oberflüchen- 
eigentum ist. Nun besagt das Goldrecht, wenn ein Fremder 
kommt und will ein Feld auf eines andern Mannes Erbe 
muten, so soll man dies wissen lassen diesen Mann und 
wil dieser dann muten, so soll ihm unserem Herzog und 
ihm selbst zum Frommen eine Fundgrube (vor dem Fremden) 
verliehen werden. Mit andern Worten: das Goldberger 
Bergrecht gibt dem Oberflächenbesitzer beim Goldwaschen 
ein Vorrecht zum Muten nicht auf dem ganzen Besitz, 
sondern auf einer Fundgrube. Keineswegs hüngt der Bergbau 
ab von seinem Willen; er hüngt zunüchst und überall vom 
Landes-(Regal-)herrn ab. Auch der Grundbesitzer erhält 
das Recht zum Bergbau erst durch die Verleihung. 

Das Lówenberger Goldrecht deckt sich mit dem Gold- 
berger darin, daß auch nach ihm der Bergbau Regal ist. 
Auch der Grundbesitzer wie jeder andere darf Goldbergbau 
nur auf Grund regalherrlicher Verleihung betreiben. Auch 
der Grundbesitzer wüscht das Gold im landesherrlichen Inter- 
esse und verliert sein Recht an einer ihm verliehenen Zeche, 
wenn er Jahr und Tag diese nicht vorschriftsmäßig betreibt. 
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Wührend aber nach dem Goldberger bezw. Liegnitzer Gold- 
recht der Grundbesitrer nur ein Vorrecht zum Muten hat, 
steht ihm ein Widerspruchsrecht zu, soweit Pflug, Egge und 
Sense gehen, also nicht auf Wegen, Forsten, Ödländereien usw. 
Was heißt das? Auch unter bestelltem Acker gehören 
die Golderze zum Regal, auch hier können sie nur mit 
regalherrlicher Verleihung gewonnen werden, um sie aber 
hier zu gewinnen, muß man neben der regalherrlichen 
Erlaubnis auch die des Oberflächenbesitzers haben. Das ist 
ganz natürlich bei dieser Art des Bergbaues In dem 
größten Teile Preußens sind z. B. die Braunkohlen verleih- 
bar und gehören nicht zum Grundeigentum. Will aber 
jemand auf Grund der ihm erteilten Verleihung die Braun- 
kohlen durch Tagebau, d.i. durch Abdeckung der Ober- 
fläche, gewinnen, so bedarf er dazu der Genehmigung des 
Oberflächenbesitzers. Das ist so billig wie einfach und hat 
mit der Bergbaufreiheit nichts zu tun. Diese besteht doch 
nur darin, daß, um Salz, Metalle und, wo die Bergbau- 
freiheit darauf ausgedehnt ist, Kohlen zu gewinnen, man die 
Erlaubnis des Grundeigentümers nicht bedarf, nicht aber 
bedeutet sie, daß jeder, dem ein Bergwerksfeld verliehen 
ist, fremden Grund und Boden okkupieren darf. (Entsch. 
des Ober-Tribunals Berlin vom 30. November 1874, Entsch. 
Bd. 73 8.205, vom 26. Juni 1876 ebenda Bd. 78 8. 81, 
des Reichsgerichts vom 18. November 1893, Entsch. in 
Civile. Bd. 32 8. 241 usw. usw.) Es wäre ein Rechts- 
bruch sondergleichen, wenn hergelaufene Fremde befugt 
gewesen würen, die Ackerkrume dem Grundbesitzer ohne 
dessen Willen fortzunehmen, diese Ackerkrume nach Gold 
zu durchwühlen, sie ins Wasser zu werfen, um das darin 
vorhandene Gold durch Fällen (wegen der Schwere) zu ge- 
winnen und wenn sie dann mit oder ohne ausgewaschenes 
Gold wieder fortlaufen und dem Landwirt seinen Boden ver- 
wüstet und unfruchtbar gemacht zurücklassen dürfen.) Nach 
allgemeinen Rechtegrundsätzen war es vielmehr nötig und 
würde es auch heute noch nótig sein, daB sie sich (gegen 


1) Über die Art, wie der Goldbergbau betrieben wurde, s. auch 
Steinbeck S. 80. 
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velle Entschüdigung) die Erlaubnis des Oberflüchenbesitzers 
zu solchen Handlungen verschaffen. 

Hierbei mag darauf aufmerksam gemacht werden, daß 
sowohl die Abgaben, wie die Rechte des Oberflüchen- 
besitzers verschieden in den yerschiedenen Gewohnheiten, 
Btatuten, Gesetzen usw. bemessen sind und aus ganz selbst- 
verständlichen Gründen verschieden bemessen werden muften. 
Der Regalherr nahm so viel wie er bekommen konnte. 
Waren die Anbrüche neu und reich, wie das zu Anfang des 
Betriebes der Fall zu sein pflegt, so nahmen sie viel, im 
Freibergischen 1 neben mehreren Lanen; waren die Erze 
weniger reich oder schwerer zu gewinnen, waren die Lager 
einigermaßen erschöpft, so nahmen sie weniger, erließen 
auch manchmal ganz oder teilweise die Abgaben überhaupt. 
In Lüneburg nahmen die Regalherren ein Drittel und dann 
ein Fünftel, das sind 95; des Bruttoertrages. Freilich blieb 
ihnen später nicht viel übrig, da sie ihre Anrechte ver- 
äußerten und die Erwerber als Mitberechtigte in den Betrieb 
eintraten. Dalıer sind die sog. Sülzprälaten die Herren der 
Lüneburger Saline geworden. Was nun die Grundbesitzer 
anlangt, so dürften weder die Trientiner, noch die Rammels- 
berger, noch die Eisleber durch den Bergbau beeinträchtigt 
gewesen sein. Es wird deshalb gar nicht oder kaum ihrer 
Erwähnung getan. Sie erhalten keinen Ackerteil und keinen 
Anteil an der regalherrlichen Abgabe. 

E. Was den Sachsen- und Schwabenspiegel anlangt, 
so schreibt er, wie bereite früher von mir nachgewiesen, 
das Folgende vor: 

Aller Schatz, auch Bergwerksschatz, auch Salz, Gold, 
Silber und diese erst recht, die tiefer als der Pflug liegen, 
gehören zur königlichen Gewalt bezw. des in diese Gewalt 
eingetretenen Regalherrn oder eines Beliehenen; zur Ge- 
winnung solcher Schätze ist die königliche (regalherrliche) 
Genehmigung erforderlich und ausreichend. Um aber Berg- 
bau auf fremdem Grund zu treiben (um speziell Silber auf 
fremdem Grund zu brechen), ist neben der regalherrlichen 
Verleihung noch (auch) die (hinzutretende) Genehmigung des 
Grundbesitzers nótig (so wie sie das auch heute ist) Die 
Bergbaufreiheit bestand nach dem Sachsen- und Schwaben- 
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spiegel genau ebenso wie sie heute besteht. In der Glosse 
zum Sachsenspiegel heift es: 

„Denn des Ackers wesen soll unversehrt bleiben. Welches 
dann nicht geschehe, so man ihn durchgraben und durch- 
fahren wollte. Darumb muß er sein in allwege also ge- 
brauchen, daß er den Herrn oder sein Gesind nicht hindre 
— — — denn dieses ist verbotten, also hic et infr. art. 54 
in fin et $ 39 Inst. de rer. divis. et L. un Cod. de thesauris“. 

Bezüglich des Sächsisch-Freibergischen Rechts 
möchte ich noch auch mit Bezug auf das Recht des Sachsen- 
spiegels hervorheben: Im Jahre 1162 beschloß Markgraf 
Otto von Meißen, das Kloster Altenzelle zu stiften. Damals 
war an einen Bergbau dort noch nicht gedacht. Die Stiftung 
bezw. die Verschenkung des Grund und Bodens dazu 
(800 Lehen Waldboden) bestätigte Kaiser Friedrich I. am 
25. Februar 1162. Den Waldboden hatte der Markgraf 
schon damals für das Kloster ausroden lassen, er war also 
wenigstens großenteils Ackerland geworden. Auf dem aus- 
gerodeten Gebiet entstand vor oder um 1162 der Ort 
Christiansdorf. Nach kaum 6 Jahren, also vor oder um 1168, 
waren dort dem Markgrafen Silberadern eröffnet, die mehr 
brachten, als das wert war, was der Markgraf dem Kloster 
geschenkt hatte. Die Schenkung des Grund und Bodens 
an das Kloster war vom Kaiser bestütigt, weil dieser vom 
Reich verliehen war. Nun, wenn seit 1162 der Boden dem 
Kloster gehòrte und von 1168 an dort Bergbau für den 
Landesherrn betrieben war, so war doch damals der Berg- 
bau nicht Zubehör zum Grund und Boden, sondern der 
Bergbaufreiheit unterworfen. Deshalb bedurfte der Markgraf 
auch nicht der Erlaubnis des Klosters zum Bergbau. Des- 
halb nahmen weder das Kloster noch der Papst (Clemens III. 
in der Bulle vom Jahre 1188) die Silbergruben für sich in 
Anspruch, vielmehr wissen sie, daß diese dem Markgrafen 
gehören. Gehörten sie dem Kloster als Grundbesitzer und 
hätte der Markgraf nur mit Genehmigung des Klosters solche 
ausbeuten kónnen, so hütten sie diese nicht hergegeben; 
dazu lag kein Grund vor. Zum mindesten würe eine so 
wichtige Tatsache doch von ihnen erwühnt worden. Sie 
geben die dem Kloster gehórige Oberflüche der Gruben, 
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oder auch nur einen Teil dieser Oberfläche (das Nähere ist 
gar nicht angegeben), dem Markgrafen gegen Entgelt zurück, 
welches Entgelt sich nicht auf die Silbergruben, sondern nur 
auf die minder wertvollen Grundstücke bezieht. Den Silber- 
bergbau betrieb somit der Markgraf auf einem zunüchst dem 
Kloster gehörigen Grund und Boden nicht als Oberflüchen- 
besitzer, der er doch erst 1185, mehrere Jahre spüter, wurde, 
sondern weil er vom Reiche mit den Metallen beliehen war, 
beliehen, ut exemplum docet, auch auf fremdem Grund und 
Boden, überhaupt in seinem ganzen Markgrafentum. Wenn 
Kaiser Heinrich VI. später das Meißnerland ,praesertim 
propter fodinam argenti in Freiberg tum valde bonam" 1195 
in Anspruch nahm, so geschah es, weil die Markgrafschaft mit 
allem, was dazu gehörte, auch also mit den Silbergruben, 
nach dem kinderlosen Tode des Markgrafen Albrecht an 
das Reich heimgefallen war. Das Gleiche galt von dem ein 
Jahrhundert später durch König Adolf von Nassau unter- 
nommenen Versuche, die Mark Meißen als verfallenes Reichs- 
lehen in Besitz zu nehmen.  Hiernach steht unzweifelhaft 
fest, daß im Markgrafentum Meißen der Bergbau als solcher, 
das Silber als solches, vor und nach dem Sachsenspiegel 
nicht zum Grundeigentum gehört hat, und daß die Gewinnung 
von Silber an und für sich nicht vom Grundeigentümer ab- 
hing, was nicht ausschloB — so wenig wie heute trotz der 
für Silber bestehenden Bergbaufreiheit und Verleihbarkeit —, 
daB, wenn der zum Silberbergbau Berechtigte das Silber 
durch Tagebau, durch Brechen oder Graben auf der 
Oberfláche gewinnen wollte, er wegen dieses Tage- 
baues, wegen dieser Inanspruchnahme der Oberflüche, 
wegen dieses unmittelbaren Eingriffs in das Oberflächen- 
eigentum auch noch die Erlaubnis des Oberflächeneigentümers 
nôtig hat. Wegen der hier mitgeteilten Tatsachen und Ur- 
kunden nehme ich auf das Zeitschrift für Bergrecht Bd. 21 
S. 16 a. a. O. mitgeteilte Urkundenmaterial Bezug. 

F. Was das Schemnitzer Bergrecht anlangt, so steht 
fest, daB es nahezu günzlich mit dem Iglauer überein- 
stimmt und, wie heute angenommen wird, dessen Nach- 
ahmung ist (Tomaschek, der Oberhof von Iglau S. 6, 
Zycha usw.) Die Abfassung mag auf das Ende des 
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13. Jahrhunderts fallen. Der Inhalt ist von Bela IV. (von 
1235 bis 1270 Kónig von Ungarn) und vor diesem von 
andern ungarischen Kônigen bestütigt, wie der Wortlaut 
ergibt. Man hat daher den Inhalt in das 12. Jahrhundert 
gesetzt. Jedenfalls muß man den Inhalt nicht jünger als 
das Jahr 1249 (Urkunde Α. des Iglauer Bergrechts) setzen. 
Die Urkunde zeigt, da8 der Bergbau nicht vom Grundherrn 
oder Grundbesitzer abhing und nicht von diesem, sondern 
vom Landes-(Regal-)herrn freigegeben war. Es heißt 
dort (Abdruck bei Thomas Wagner S. 168): Ist das 
jemand Hütten oder Mühlen bauet auf eines Herrn Eigen, 
da das Bergwerk auf leit, es seyn halt Geistl. oder 
weltliche Herren, so ist das des Bergwerks Freiheit, das er 
keinen Zins davon nehmen soll, auch auf welches Herren 
Eigen Bergwerk funden wird und gemessen, derselbe Herr 
nimmt davon den dritten Teil der Urbur, und was dasselbig 
Bergwerk Holz bedarf — und zu allerley Notdurft, das soll 
und mag ihn derselbig Herr mit recht nicht wehren. 

Der Grundherr hat also kein Widerspruchsrecht gegen 
den Bergbau, noch weniger hat er das Verfügungsrecht über 
die Mineralien; er muf nicht nur den Bergbau gestatten, 
sondern auch die Anlegung von Hütten und Mühlen ohne 
Zins, er darf auch die Bergleute nicht wehren, sich aus 
seinen Wüldern Holz für das Bergwerk (und ein solches 
braucht viel, z. B. um die Günge zu verzimmern) und für 
sonstige Notdurft zu nehmen, dafür bekommt er 1}; der 
Urbure. 

Dies gestattet nun wieder einen Rückschluß auf das 
Iglauer Recht; hierbei mag nochmals bemerkt werden, daß 
das Iglauer wie das Schemnitzer und viele andere, z. B. das 
Trientiner Bergrecht, bezüglich der Form ihrer Abfassung 
sich daraus erklären, daß der Regalherr niemanden, nament- 
lich keine Eingewanderten zwingen kann, für ihn (im 
Interesse seiner Einkünfte) Bergbau zu treiben, daB er da- 
her den Bergleuten bindende Zusicherungen und nahezu 
vertragsmäßige Verpflichtungen machen muß auf gewisse 
Grubenfelder, auf deren Vermessung, ferner dahin, daß, 
wenn sie diese Felder in gewisser Weise abbauen, er sie 
ihnen nicht wieder fortnehmen darf, sodann dahin, wie es 
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zu halten ist, wenn verschiedene Gänge, die verschiedenen 
Bergleuten verliehen sind, in einander zusammenlaufen, wie 
es mit Lehnschaften (Afterverleihungen), mit Wasserstollen, 
mit Wetterstollen, mit Überscharen, mit Bergmannshüusern, 
mit Grubenholz, Baustellen, Weideland usw. zu halten ist. 
Die Bergrechte betreffen unmittelbar nur die Rechte und 
Pfiichten des Bergherrn zu den Bergleuten; die Rechte 
und Pflichten des Bergbaues zum Grundherrn — daß 
letzterer Holz, Bauplätze, Weideland hingeben muß, daß er 
beim schlesischen Goldbergbau das Waschen von Gold auf 
seinem bestellten Acker nicht zu dulden braucht, sind primo 
loco nicht Gegenstand dieser Bergrechte. Es ist daher auch 
nicht auffallend, daß in Bergrechten, die zunächst den 
Bürgern von Iglau gegeben sind und überhaupt nur den 
Bergbaulustigen, sich keine Aufzeichnung darüber findet, 
was die Grundherren an Bauplätzen, Holz, Weideland her- 
geben müssen und was sie dagegen als Ersatz erhalten. 
Jedenfalls kann aus der Nichterwähnung der Grundherren 
nicht geschlossen werden, daß der Bergbau von ihrer Er- 
laubnis abhängt oder daß sie die Bergherren sind und daß 
der Bergbau nur auf dem privaten Grund und Boden des 
Bergherrn freigegeben ist. Die Omission der Grundherren 
in manchen Bergordnungen, z. B. der Trientiner, erklärt sich 
daraus, daß die Grundbesitzer in keiner Weise durch den 
Bergbau in ihrem Grundeigentum behelligt wurden, so 
wenig wie die etwaigen Eigentümer der Alpen auf dem 
St. Gotthard, dem Simplon oder dem Mont Cenis durch die 
darunter geführten Eisenbahntunnels. Auch die heutigen 
Berggesetze sagen nicht ausdrücklich, daß die Grundbesitzer 
sich unmittelbare Eingriffe in das Grundeigentum, nament- 
lich Tagebau, nicht ohne weiteres (Expropriation) gefallen 
zu lassen brauchen. Trotzdem gilt auch nach ihnen, was 
im Sachsenspiegel bezüglich des Silberbrechens vorge- 
schrieben ist. 

G. Was das alte Harzer Bergrecht anlangt, so habe 
ich niemals die Ansicht Neuburgs bestritten, daß der 
Goslarer (Rammelsberger) Bergbau ursprünglich herrschaft- 
lich gewesen ist. Es mag auch sein, daß der Harz oder 
der bezügliche Teil des Harzes einst im Reichseigentum 
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gestanden hat: jedenfalls, und dies gibt Neuburg zu, ver- 
fügten die Kaiser nicht aus dem Rechte des Grundeigen- 
tums sondern aus dem des Regals. Da ich nicht die 
Urgeschichte des Bergregals schreibe, beschrünke ich diese 
Darlegungen auf den Inhalt der jura et libertates silvanorum 
(vom 25. April 1271), oft abgedruckt und übersetzt, hier 
zitiert nach Thomas Wagner S. 1022f. Vorauszuschicken 
ist, daB 1235 die Welfen ihre Allodien, Braunschweig und 
Lüneburg, wieder erhielten mit allen Regalien. Da sie 
Zölle, Münzen usw. besaßen, kann es der Regalitätsqualität 
der Bergwerke kaum Abbruch tun, daB sie auch das Berg- 
werksregal ausübten, obgleich man eine unmittelbare Ur- 
kunde so wenig für das Zoll- und Münz-, wie für das Berg- 
regal vorbringen kann. Daf sie tatsächlich das letztere 
ausübten, ergibt sich u. a. aus der vom Papst (ein Kaiser 
fehlte damals) bestütigten bereits erwühnten Urkunde vom 
Jahre 1273, inhalts deren sie sich der Saline Lüneburg 
gegenüber anheischig machten, gegen den fünften Teil des 
Salzes, keine neue Saline im ganzen Herzogtum anzulegen 
oder anlegen zu lassen. In den jura et libertates silvanorum 
heißt es: „nur diejenigen, die Waldeigentum im Harze haben, 
die sollen des Jahres zweymal jagen und zweimahl fischen zur 
Erhaltung ihres ruhigen Besitzes und ihrer Genossenschaft." 
Hiernach steht fest, daB Grundeigentum und Bergbau aus- 
einandergingen. Da der Inhalt der jura et libertates aber 
doch offenbar weit, weit ülter ist als ihre Niederschrift 1271, 
kann es auch keinem Zweifel unterliegen, daß die Trennung 
von Grund- und Bergeigentum schon lüngst und jedenfalls 
schon zur Zeit der Abfassung des Sachsenspiegels und der 
ersten Aufzeichnung des Iglauer Bergrechts (Anno 1240 bis 
1250) vollzogen war.  Keineswegs erbringen die iura et 
libertates silvanorum auch nur die Spur eines Beweises da- 
für, daß die Bergbaufreiheit vom Grundherrn ausgegangen 
war, sonst hütte nicht der Regalherr den Lówenanteil an 
den Abgaben, sondern der Grundherr hütte diese ganz be- 
kommen müssen. Die iura sind nicht von einem Grund- 
besitzer, sondern vom Landesherrn, Gerichtsherrn und Ge- 
setzgeber erlassen, wie ihr Inhalt klar ergibt. DaB die 
Urkunde den Berg- und Hüttenleuten Rechte gibt, sogar 
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dem Landesherrn gegenüber, begreift sich von selbst, denn, 
wer würde Zeit, Kraft und Geld auf das Bergwerksunter- 
nehmen aufwenden, wenn ihm nicht ganz genau bestimmte 
Gegenleistungen zugesichert werden? 


V 


Wenn Zycha die Absicht gehabt hat, durch Wider- 
sprüche über Widersprüche die Sachlage zu verwirren, so 
ist ihm dies über Erwarten gelungen. Der alte Haß gegen 
das Bergregal ist wieder lebendig geworden und abgesehen 
von dem Be- und Verurteiler Zychas im Literarischen 
Centralblatt!), hat es ihm an Zustimmung nicht gefehlt. 


Es ist nicht leicht und noch weniger angenehm, Zycha 
auf seinen Kreuz- und Querzügen zu folgen. Einiges soll 
hervorgehoben werden: 

Das Salzregal hat Zycha nicht in den Kreis seiner 
Betrachtungen gezogen (S. 7) Warum nicht? Der Metall- 
bergbau war Jahrhunderte hmdurch nahezu. verschwunden. 
Die Salinen (Reichenhall u. a.) sind von der Rómerzeit her 
in Betrieb geblieben. Es gab schon zur Karolingerzeit an 
90 in Deutschland. Sie sind vielleicht nur deshalb fort- 
geblieben, weil ihr regaler Charakter seit Koch-Sternfeld 
festeteht. Mitunter erwühnt sie Zycha, wenn er das Regal 
dadureh zu widerlegen glaubt. So hebt er hervor, ἆαβ die 
Agilolfinger die Saline Reichenhall besessen haben, die vor 
ihnen der Gothenkónig und noch früher der römische Staat 
besaB. Zweifellos haben diese auch das Eigentum an den 
Siedeháusern besessen; denn, wer Salzwerke betreibt, wird 
sich irgendwo Siedehäuser errichten. Daraus folgt aber 
nicht, daß das Recht auf das Salz Folge des Eigentums am 
Siedehause oder am Grundbesitz überhaupt war. Überall 
in und um Reichenhall stehen Salz und Solquellen an, das 
wufte man zur Rómer- wie zur Agilolfingerzeit, wie man 
es heute weiß. Warum also in Reichenhall und sonst stets 
nur die eine Saline, wenn jeder auf seinem Grund und 


1) Naudé! Mir ist dieser ebenso wie seine Kritik vollständig 
fremd. 
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Boden Salz gewinnen durfte? Wie konnte man (v. Koch- 
Sternfeld erzählt dies) die Bistümer und Abteien mit den 
Ertrügnissen an der Saline Reichenhall (den einzelnen Siede- 
hüusern usw.) ausstatten, wenn wegen Zubehórs solcher zu 
Grund und Boden jeder Grundbesitzer dort gleichfalls ein 
Salzwerk errichten und das alte ganz entwerten und sogar 
(durch Tiefergrabung) trocken legen, oder wenn jedermann 
das die Solquellen speisende Steinsalz unter seinem Boden 
fortnehmen konnte? 

Anm. 12. sagt Zycha, daB eine allgemeine Steuerhoheit 
zu jener Zeit (im Mittelalter) nicht bestand, gleichwohl be- 
hauptet er im Texte 8. 11, daß die Bergwerksabgabe keine 
vertragsmäßig vereinbarte, sondern eine óffentlich-rechtliche 
von dem Charakter einer Steuer gewesen sei — also keine 
Steuerhoheit und doch eine Steuer! Das Richtige ist eben, 
daß die Bergwerksabgabe nicht aus der Bteuerhoheit ge- 
fordert wurde, sondern daß sie für die Gewährung des 
Bergbaurechts gezahlt wurde. Letzteres erhellt auch aus 
der Tatsache, daß sie regelmäßig in einem Bruchteil des 
Bruttoertrages bestand — bei den meisten Salinen der dritte 
Teil des hergestellten und abgefahrenen Salzes (daher Maut 
oder Zoll); ebensohoch bei dem Freiberger Silberbergbau. 
Die ungeheure Höhe der Abgabe und der vielen Neben- 
abgaben zeigt ferner, daß es keine Steuer aus der Steuer- 
hoheit war. 

Obgleich es nach Zycha keine Steuerhoheit gab, be- 
streitet er 8. 12 doch, daß aus dem Eigentum an den Berg- 
werken das Recht zur Einhebung eines Zinses abgeleitet 
war, sondern er behauptet, daß die auf die eigentliche 
Nutzung der Bergwerke gerichteten regalen Ansprüche auf 
eben diese Abgabenpflicht aufgebaut waren. Woher stammen 
denn die Bergwerksabgaben, wenn es keine Steuerhoheit 
gab, anders als aus dem Verfügungsrechte des Abgaben- 
(Regal-) berechtigten über die Bergwerke? Wie ist es denk- 
bar, daß, weil jemand eine öffentlich -rechtliche Steuer von 
einem Gegenstand erheben kann, er daraus das Recht er- 
langt, über diesen Gegenstand frei zu verfügen, ihn zu ver- 
leihen, ihn fortzunehmen, wenn der Abgabenpflichtige nicht 
fleißig Abgaben zahlt? 
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Zycha (S. 12) findet schwer begreiflich, wie Quellen- 
stellen aus der 2. Hülfte des 13. Jahrhunderts von Arndt 
zum Beweise herangezogen werden kónnen, wo doch für 
diese Periode an dem Bestehen eines Bergregals im Sinne 
der spüteren Bergordnungen niemals jemand gezweifelt hat. 
Nun vor mir war communis opinio, z. B. von Klostermann, 
vertreten, daB in den Bergordnungen keine Spur des Berg- 
regale bestanden habe. Und ferner: liegen denn Sachsen- 
spiegel, die ültesten Aufzeichnungen des Iglauer Bergrechts, 
das Schemnitzer, Freiberger Bergrecht nicht nahe der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts und die letzteren nicht in der 
zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts? Und ferner: beweisen 
viele Quellenstellen noch aus der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts nicht auch für die frühere Zeit, wenn sie lediglich 
Aufzeichnungen eines viel älteren Rechtszustandes sind? 

Ganz richtig (S. 13) bemerkt Zycha, daB wir Berg- 
werkszinse nur bei Privatbergwerken kennen, denn wenn 
Karl der Große Eigenbetrieb führt oder ein Agilolfinger- 
herzog, so zahlen sie sich keine Bergwerkszinse. Als 
zahlungspflichtig erscheinen Zycha (8.13) die Grundherren. 
Dies ist falsch. Die Bergwerkszinse zahlen den Regalinhabern 
(Bischófen von Trient, Kónigen von Bóhmen, Ungarn, Mark- 
grafen von MeiBen usw.) doch nicht die Grundherren, sondern 
die Bergwerkbetreibenden. Die Grundherren zahlen nicht 
nur nichts, sie bekommen sogar meist etwas, nicht für den 
Bergbau als solchen, sondern weil sie Grund und Boden zu 
Bauplützen, Weideland, zu Hütten, ja (im Freiberger Silber- 
und Schlesischen Goldrecht) zum unmittelbaren Bergwerks- 
betriebe selbst hergeben müssen. Da8 ein Kaiser einem 
Territorialherrn wie die Zólle so auch die Bergwerke unter 
Vorbehalt eines Anteils am Ertrage übertragen kann, ündert 
weder an der rechtlichen Natur des Regals noch der Berg- 
werksabgabe das geringste. 

Das Bergregal läßt sich auch in der Weise nutzbar 
machen, daB man z. B. jedem gestattet, gegen eine Pausch- 
summe Gold aus einem Flusse zu waschen oder Meerwasser 
abzuleiten und zum Zwecke der Salzgewinnung verdampfen 
zu lassen. Wie verschieden nutzt nicht ein Eigentümer sein 
Eigentum? 
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Daß Karl der Große Eigen-(herrschaftlichen) Betrieb 
geführt hat, habe ich nicht bestritten, auch nicht, daB der 
Silberbergbau im Rammelsberg ursprünglich herrschaftlich 
betrieben wurde. Es kommt hierauf für unsere Frage wenig 
oder gar nichts an. 

S. 20 betont Zycha, daß König Ludwig 908 dem Erz- 
bischof von Salzburg nicht Gold und Salz, sondern omnes 
census in auro et in sale zwischen den Flüssen Sala und 
Salzach verliehen habe. Da aber eine Steuerhoheit nicht 
bestanden hat, so ist der Ursprung dieser census eben ein 
anderer, nämlich das Bergregal, gewesen. Gemeint war 
also, wie es in der Urkunde Erzbischof Konrads von 1123 
heift, die utilitas auri et salis. Worin bestanden diese utilitas 
und diese census? Die Goldwüscher, wenn damals über- 
haupt noch jemand den stets schnell erschópfbaren Gold- 
bergbau (Goldwaschen) betrieb, gaben dem Bischof Abgaben, 
das Teilgold, etwa den Zehnten oder ein Pauschquantum. 
Bezüglich der Salinen erhielten die Erzbischófe die Ertráge 
der Abgaben, sagen wir, den dritten Teil des Hergestellten. 
Zycha (8. 21) behauptet, die Abtei Admont habe „offenbar 
mit Rücksicht auf ihr Grundeigentum" die Saline Tuwal 
1123 für sich in Anspruch genommen. Dies ist aber nicht 
der Fall; sie hat sich eine kaiserliche Verleihung ver- 
schaff. Wenn Zycha dagegen einwendet, daß sich diese 
nur auf zukünftige Funde bezogen habe, so steht dem 
der Inhalt der Urkunde entgegen. Es kommt darauf aber 
gar nicht an. Sowohl die Abtei Admont wie das Erzstift 
Salzbnrg, welche beide die Saline Tuwal für sich in An- 
spruch nahmen, bezogen sich einzig und allein auf kaiser- 
liche Privilegien, gleichviel ob mit besserem oder 
schlechterem Recht, Salzburg auf die Verleihung von 908, 
Admont auf eine solche vom Kaiser Friedrich I. Ob 
Admont Unrecht hatte, weil seine Verleihung jünger als 
die Saline war, oder Salzburg, das mag hier dahingestellt 
bleiben. Entscheidend ist für uns, daß sich alle Teile auf 
die Verleihung und nicht auf das Grundeigentum beriefen. 
Der Streit wurde dahin geschlichtet, daß Admont, Salzburg 
und Bamberg je 1 der Saline erhielten. Wer war Ober- 
flächenbesitzer? 
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S. 22 moniert Zy cha, daB, wenn die census jene Abgaben 
seien, mittels deren das regale Eigentum nutzbar gemacht 
werde, in spüteren Verleihungen neben den census oder ohne 
Erwühnung der census die Verleihung der Bergwerke er- 
wühnt werde. Ich frage, warum nicht? die Verleihungs- 
urkunden sind doch mehr oder minder vollständig; es 
kommen häufig Pleonasmen vor. Ferner ist in Betracht zu 
ziehen, ob man zunächst an bestehende oder zukünftige 
Bergwerke gedacht hat. Handelt es sich z. B. um erstere 
oder denkt man nur an erstere (es ist vielleicht auch nahezu 
ausgeschlossen, daß mit Erfolg eine neue Saline angelegt 
wird, da die alte mehr als ausreichend ist), so wird man als 
Beliehener zufrieden sein, wenn man die census der alten 
erhält. 

8.23 sagt Zycha, es habe sich nicht ergeben, daß 
Private die Bergwerksnutzung selbst und zwar als ein regales 
Recht erworben haben. Was soll das heißen? Das Berg-, 
wie das Zoll- und Münzregal sind doch wohl stets den 
Territorialherren, nicht Privaten, verliehen worden. Die 
einzelnen Grubenfelder dagegen sind allerdings Privaten 
verliehen. ,Das Recht auf die Substanz war nicht (Zycha 
S. 24) im Untergehen begriffen, sondern lebte vielmehr erst 
in der folgenden Periode neben dem Zinsrechte auf.“ Es 
ist aber von mir gar nicht behauptet, daß das Bergregal im 
Untergehen begriffen war; es zeigte sich bei schon vor- 
handenen Bergwerken hauptsächlich in den Abgaben, bei 
zukünftigen hauptsächlich in dem Rechte der Verleihung 
(gegen Zins). 

In den Urkunden 1016 für die Nichte des Kaisers 
(Steiermark), 1028 (Basel), 1122 (Siegburg) usw. sieht Zycha 
mit Waitz ,die ersten Spuren der Auffassung, daB 
dem Kónige ein Recht auf die Schütze des Bodens 
selbst zustehe.^ Ich frage, sind das nur Spuren? ich 
meine, vollständiger und klarer als in diesen Urkunden kann 
nicht zum Ausdruck gebracht werden, daß dem Kaiser das 
Recht und zwar das alleinige Recht auf die Schütze des 
Bodens zusteht. Ganz richtig bemerkt Zycha 8. 27, daß 
den Gegenstand des Privilegs in allen diesen Fällen 1. der 
Erlaß des „Königsrechtes“ jus regium, d.h. an den Regal- 
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herrn 1), 2. die Gewährung des Nutzungsrechtes selbst 
gebildet habe. Darauf fáhrt er fort: ,die Arndtsche Theorie 
behauptet, daß sich der Inhalt des Regals auf ein herr- 
schaftliches Zinsrecht beschränkt habe.* Dies ist geradezu 
die Umkehrung des Richtigen. Mein ganzes Buch bezweckt 
den Nachweis, daB nicht blo8 die Abgaben, sondern Ver- 
leihung, Erstfinderrecht, Freierklürung, Auferlegung der Bau- 
hafthaltung usw. aus dem Regal geflossen seien und nun 
imputiert Zycha, der das Regal aus dem Abgabenrecht 
ableiten will, ich hütte behauptet, daB sich der Inhalt des 
Regals auf ein herrschaftliches Zinsrecht beschränkt habe! 
Wozu diese Umkehrung? 

S. 27, 28 hat Zycha den Begriff des Bergregals, des 
neuen, wie er es nennt, richtig dahin wiedergegeben, daB 
es die Gewührung des Nutzungsrechts selbst bedeutet und 
hat, offenbar gegen seine eigene Theorie, ohne es zu wollen, 
richtig hinzugefügt: man kónne den Charakter dieser Ver- 
leihungen auch nicht dadurch verwischen, daß man sie als 
kónigliche Bekrüftigungen des Rechtes, den eigenen Grund 
und Boden in bestimmter Art nutzen zu können, als Garan- 
tierung gewisser, auch ohnedies rechtlich erlaubter Boden- 
nutzungen erkläre (wie Leuthold in Holtzendorffs Rechtsl. 
Β. Y. ,Bergrecht", Kommer in der Zeitschr. f. Bergr. Bd. X 
S. 378). S. 29 nimmt es ihn nicht wunder, daß schon 
Friedrich Barbarossa von einer uralten Gewohnheit spricht, 
kraft deren das Reich über die Bergwerke verfüge. 8. 31 
betont er richtig, daß die licentia fodiendi, das fodere licere 
den wesentlichen Inhalt des (vermeintlich neuen) Regals 
bilde, dafür zitiert er ebenso richtig die Verleihung für 
Trient von 1189, die für Minden, Osnabrück und Paderborn 
vom gleichen Jahre, und eine ganze Reihe anderer Ur- 
kunden, ebenso zutreffend bemerkt er Anm. 88, daB unter 
argentariae in der Urkunde Kaiser Heinrich VI. von 1189 
zweifellos die Silberbergwerke selbst (nicht Münzstátten) 
und daß unter reditus salinarum das Gesamterträgniß der 
Salzquellen verstanden sind, so daß sich beide Male das 


1) Richtiger ist, daß die Bergwerksabgaben als aus dem Privileg 
flieBend mit diesem übertragen wurden. 


Einige Bemerkungen zur Geschichte des Bergregals. 99 


Regal auf die Substanz selbst beziehe. Alles nur Wieder- 
holung und Bestätigung meiner Theorie! 8. 35 bemerkt 
Zycha, das Regalrecht des Kaisers sei ein neues Mittel 
gewesen, politische Schenkungen vorzunehmen, mehr habe 
es niemals bedeutet. Daran ist falsch, daB es ein neues 
Mittel war, auch daB es niemals mehr bedeutet hat; für 
die Hohenstaufen hat es allerdings selten mehr bedeutet. 
Letzteres ist richtig. Aber bedeutete für die Staufen das 
Zollregal mehr? Die Behauptung 8. 35, die Arndtsche 
Theorie habe eine Abschwächung des — regalen Eigen- 
tums an den Mineralien bedeutet, beruht wieder auf freier 
Erfindung. Ich behaupte ja, daB bis in die neueste Zeit 
das Bergregal die Quelle jeder Berechtigung am Bergbau 
gewesen ist. Aber wenn das Bergregal der Staufen wenig 
bedeutete, insofern sie es meist den Territorialherren mit den 
übrigen Regalien verliehen, so bedeutete es für die Territorial- 
herren umsomehr, nämlich alles und jedes Recht an 
den Bergwerken. 

8.37 Anm. 8 hebt Zycha richtig nach Binder hervor, 
daß das Wort vectigal bloß auf Einkünfte von Staatsgütern 
hinweist; danach müßte man meinen, daß, wenn Ragewin 
die Bergwerksgerechtigkeit der Kaiser unter die vectigalia 
subsumiert, er damit zugleich die Bergwerke als kaiserliches 
Eigentum bezeichnet. Trotzdem behauptet Zycha 8. 51 
das Gegenteil und bemerkt dabei, daß Ragewin Arndt aufs 
schürfste widerlegt, Arndt, der übrigens an jener Stelle 
Ragewin nur zitiert hatte. 9. 31f. hatte Zycha behauptet, 
daß u. a. schon in den Urkunden von 1143, 1150 Regal- 
verleihungen enthalten sind, dagegen behauptet er S. 52, 
daB die Roncalische Konstitution von 1158 einen neuen 
Rechtszustand gesetzlich sanktioniert habe, einen solchen, 
von dem er S. 32 zugibt, daß ihm schon im 12. Jahrhundert 
antiqui juris celebritas zur Seite stand. 

S. 48 behauptet Zycha, in dem Streite zwischen Fried- 
rich Barbarossa und dem Erzbischof von Trier sei der 
Spruch des Fürstengerichts nicht mitgeteilt. Ich meine, das 
Gegenteil ist der Fall. Der Spruch ist zu Gunsten des 
Kaisers ergangen und dies ist mitgeteilt. Das ,quidquid 
juris in eo habere debemus^ sei in der Urkunde von 1158 

7* 
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nur die bekannte Formel zur Bezeichnung des Zehnts ge- 
wesen; die eigentliche Bergwerksnutzung werde auch hier 
nicht erwähnt. Ich meine, die Formel ist ganz klar, sie be- 
zieht sich nicht bloß auf die Abgaben sondern auch das 
fodere licere. 

S. 49 bestreitet mir Zycha, daß sich der Streit um das 
Bergregal nie um die Grundbesitzer, sondern stets um die 
Territorialherren gedreht habe. Nun, die Erzbischófe von 
Trier, die Bischófe von Trient, die Kónige von Bóhmen usw. 
waren doch Territorialherren. Der Ausdruck ,fundus“, ,in 
aliquo fundo ecclesiae" bezog sich nicht bloß auf die Privat- 
lündereien sondern das ganze Herrschaftsgebiet von Trier. 
Übrigens, wenn der Kaiser das Regal an den Bergwerken 
besaß, die unter den Privatückern des Erzbischofs bezw. 
Markgrafen lagen, so hatte er dieses ganz gewiB ebenso an 
den Privatäckern der Hintersassen des Erzbischofs. Was 
von dem Streitfall mit Trier gilt, gilt auch von dem mit 
Trient (8. 50). Daß es sich hier um die Verleihung im 
ganzen Bistum handelt, gibt Zycha selbst zu. Einen 
Privatmann, mit dem sich die Kaiser wegen des Bergregals 
herumstritten, hat Zycha nicht namhaft gemacht, und bei 
den Streitigkeiten um das Bergregal haben sich die Parteien 
(z. B. Salzburg und Admont) nie auf den privaten Grund- 
besitz bezogen, abgesehen davon, daß es nahezu unmöglich 
ist, die Oberfläche genau zu bezeichnen, unter der die Sol- 
wasser oder die Bilberadern in der Tiefe anstehen. 

S. 52f. will Zycha wieder ganz im Gegensatze von 
seinen früheren Ausführungen zeigen, wie stark der Gedanke, 
daß ein neu aufkommendes Bergwerk von selbst zum Grund- 
besitz gehöre, wurzelte und zwar aus dem Umstande, daß 
man Grund und Boden im Tauschwege dem Eigen- 
tümer abnahm, um die Bodenschütze zu gewinnen. Das 
Gegenteil ist richtig. Hätten die Bodenschätze zum Boden 
gehórt, so brauchte es solcher Tauschgeschäfte, in der 
Massitanischen Bergordnung des Enteignungsrechtes, nicht. 
Eben weil die Bergwerke nicht Zubehór zum Grund und 
Boden waren, andererseits aber, wer Bergbau betreiben will, 
zwar nicht allen Grund und Boden, unter dem die Mine- 
ralien anstehen, wohl aber einigen Grund und Boden haben 
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muß (um Schächte, Arbeiterhäuser, Halden, “Sünnelzhütten, 
Bergschmieden, Holzplätze usw. aufzuführen), deshalb tauschte 
der Regalherr Grund und Boden ein. Und hevitigentages 
besteht für solche Zwecke das Expropriationsrecht:*. Das 
Ergebnis, welches Zycha S. 54 daraus ziehen will, nämlich 
daß das ursprüngliche Verhältnis des Grundeigentümers 


zu den Bergwerksnutzungen seines Bodens kein anderes" - 


gewesen als jenes zu den gewóhnlichen Bodennutzungei -- - 


landwirtschaftlichen Charakters, ist also durchaus falsch. 

Während Zycha oben z.B. 8. 29 ein Bergregal schon 
des ersten Staufen annimmt, bezieht er den Spruch Frei- 
danks aus dem 13. Jahrhundert von der Gewalttütigkeit 
der Fürsten auf das Bergregal (wie Achenbach u. A.), ob- 
gleich hier von Bergwerken gar keine Rede ist (Feld, Steine, 
Wasser, Wald, Wild). 

S. 57 imputiert mir Zycha die Behauptung, daf die 
deutschen Kónige den Bergbau unter ihre Leitung ge- 
nommen haben; diese Behauptung habe ich allgemein für 
die Inhaber des Bergregals, die Könige Böhmens, die Mark- 
grafen von Meißen, Könige Ungarns usw. aufgestellt und sie 
war und ist, solange das Bergregal bestand, eine richtige. 
Ganz richtig sagt Schröder (Zycha S. 58): jeder private 
Betrieb bedurfte ausdrücklicher königlicher Verleihung, mit 
der Einschränkung, daß für königlicher ,regalherrlicher“ zu 
setzen ist. Die Behauptung Zychas S. 58, Bergwerks- und 
Grundbesitzer seien die nämlichen Personen gewesen, ist 
absolut falsch. Die Bergwerksbesitzer waren ursprünglich 
hergewanderte Fremde, die Grundbesitzer bekommen meist 
Abgaben von den Bergwerksbesitzern, sind also mit diesen 
nicht identisch. Die Territorialherren und die Regalbe- 
rechtigten fallen dagegen zusammen, weil die ersteren vom 
Reich auf ihrem Herrschaftsgebiet mit den anderen Regalien 
auch das Bergregal erworben haben. 

8. 60 spricht Zycha von den mit einer königlichen 
Bauerlaubnis ausgestatteten Grundeigentümern (Sachsen- 
spiegel), obgleich er, wie erwähnt, früher richtig anerkannt 
hat, daß es sich um mit dem Regale beliehene Territorial- 
herren handelt (so auch 8.158). 8 2135 des Sachsenspiegels 
ist genugsam erklärt. Er entspricht auch dem heutigen 
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Recht. Desi ‚niemals bedeutete die Verleihung mit einem 
Bergwerke’ zugleich das Recht, den Oberflächenbesitzer gänz- 
lich zu “déjizieren, ohne seinen Willen auf seinem Acker zu 
gran: vder zu brechen. 

Sc 65 erkennt Zycha an, daB die Bergbaufreiheit nur 
bei den regalen Mineralien gegolten hat; sie bestand eben 


que an regalen Mineralien, aber nicht an allen regalen 


. ^ “Mineralien; sie hat z. B. gemeinrechtlich nie für Salz ge- 
'**'* golten. 


φο 
e ... 


Versteht man unter der Bergbaufreiheit das Recht 
eines Finders beim freierklärten Bergbau eine Fundgrube 
zu erhalten, so war und ist Träger dieser der Finder oder 
Bergmann überhaupt. Versteht man darunter das Recht, 
Mineralien unter fremdem Boden zu gewinnen, so war Träger 
der Regalherr, nicht etwa der hergewanderte Bergmann. 
Daß die von Zycha erzählte Entstehung der Bergbaufreiheit 
im Verhältnis zum Grundeigentum eine bare Unmöglichkeit 
ist oben bewiesen. Aber machen wir es uns einmal an 
einem Beispiele klar! Der Markgraf von Meißen habe als 
Privatbesitzer eines mons aus seinem Grundbesitzerrechte 
diesen mons zum Bergbau gegen Abgaben freigegeben, wie 
man vielleicht eine Sandgrube zur Benutzung gegen Geld für 
jede Fuhre freigibt. Die sächsischen Bergleute Schneidersack 
und Krötenbach kommen nun nach Trient und sagen den 
dortigen Grundbesitzern: „Bei uns in Sachsen um Freiberg 
besitzt der Markgraf einen Berg als Grundbesitzer und hatte 
ihn allen Bergleuten frei erklärt. Also müßt ihr uns auch eure 
Grundstücke freigeben.“ Darauf erwidern die Trientiner: 
„Jeder kann mit seinem Grundbesitz machen, was er will, 
wir sehen also absolut nicht ein, warum wir euch unter 
unseren Äckern das Silber freigeben sollen. Übrigens, habt 
ihr nichts für die Freigabe gezahlt?" „Ei freilich", sagen 
Schneidersack und Krótenbach, ,wir haben sehr viel bezahlt, 
so viel, daB wir es kaum noch erschwingen konnten, deshalb 
kommen wir ja hierher. Wir haben nämlich 1 des Brutto- 
ertrages gezahlt, neben 7 Lanen, die uns zufielen, 2 für die 
Herrschaft gebaut usw.“ Darauf bemerken die Trientiner: 
„Ja, wollt ihr denn uns die Beträge geben, die ihr dem 
Markgrafen auf seinem mons gezahlt habt?“ „Ei, wie werden 
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wir denn“, sagen die Sachsen, ,und wie kônnen wir denn? 
Die Abgaben sollt ihr nicht bekommen, sondern der Bischof. 
Übrigens soviel wie in Freiberg kónnen wir nach dem Grade 
der Ergiebigkeit des Bergbaues nicht zahlen.“ „Aber, so 
sagt doch", fragen die Trientiner, „was habt ihr denn in 
Sachsen den Grundbesitzern gegeben, wenn ihr nicht 
unter markgrüflichem Boden Silber gegraben habt? Gewiß 
das nàmliche wie dem Markgrafen.^ ,Gott bewahre", sagen 
die Sachsen, ,der Markgraf hat seine Betrüge auch dann 
bekommen, wenn wir unter fremdem Acker Bergbau be- 
trieben. Der Grundbesitzer hat übrigens daneben doch auch 
etwas bekommen, weil wir ja doch Holz von ihm nahmen usw." 
„War das viel?“ fragen die Trientiner. Darauf hätten die 
Sachsen, würen sie ehrlich gewesen, sagen müssen, ,gar 
nichts haben sie bekommen, weniger als nichts, wir haben 
ihnen vielmehr noch Geld dazu abgenommen!) Sie haben 
nämlich das Recht auf den Ackerteil gehabt, d.h. auf ein 
Zweiunddreißigstel an Gewinn und Verlust. Gewinn aber 
haben wir nie gemacht, dazu sind wir zu helle, wir haben 
lieber den Gewinn auf unsere Kosten verrechnet, wir haben 
uns unsere Arbeit hóher angerechnet. Wenn es nun aber 
gar nicht anders ging, so haben wir den Gewinn dazu ver- 
wandt, um neue Suchstollen, Überhaue, Wasserstollen zu 
bauen usw. Dazu haben wir die Landwirte zahlen lassen, 
bis sie die Sache leid wurden und auf ihren Ackerteil lieber 
verzichteten, als daß sie noch mehr bezahlten. Nachher 
haben wir natürlich auch Gewinn unter uns verteilt.^ Darauf 
hätten die Trientiner gesagt, „unter diesen Umständen 
danken wir.“ 

Gibt man zu, daß das Bergregal in dem Verfügungs- 
rechte über die Bergwerksmineralien bestand und besteht, 
so ist es undenkbar, daß der Abbau (wenn er ohne unmittel- 
bare Inanspruchnahme der Oberfläche erfolgt) von der Ver- 
fügung des Oberflächenbesitzers abhängt. Ein solches Ver- 
fügungsrecht wäre ein Messer ohne Griff und Schneide. 
Haben die Kaiser, später die Territorialherren das Berg- 


1) Der Ackerteil verschwindet später. Anstatt 4 gewerkschaft- 
licher werden 2 Freikuxe gebaut. 
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regal gehabt, so muften auch die Bergwerke unter ihrer 
alleinigen Verfügung gestanden haben; so wie noch heutigen- 
tages die sog. Bergwerksmineralien vom Verfügungsrechte 
des Grundbesitzers absolut getrennt sind. Daraus folgt aber 
noch nicht, daß sich die Grundbesitzer, namentlich je mehr 
diese zu Macht und Geltung kamen, gefallen lassen muften 
oder müssen, wie man ihnen ihr Oberflächeneigentum 
zu Bergwerkszwecken entzieht. Will man letzteres tun, so 
gibt die heutige Gesetzgebung ein Expropriationsrecht dem 
Bergbau, dem Grundbesitz aber einen Anspruch auf voll- 
stindige Entschádigung. 

Den Satz, daB die Rechte der Grundbesitzer immer 
größer geworden sind, d.h. die Bergbaufreiheit mehr ein- 
geschránkt wurde, welchen Zycha als verkehrt bezeichnet, 
muB ich lediglich aufrecht erhalten. Nach dem bóhmisch- 
mährischen, ungarischen, altenglischen Bergordnungen mußten 
die Grundbesitzer gegen einen oft imaginären Anteil an der 
regalherrlichen Abgabe Grund und Boden für Bergwerks- 
Hüttenzwecke usw. ohne weiteres hergeben — heute müssen 
sie dies nicht mehr. Ferner sind vielfach Mineralien vom 
Grundbesitz dem Regal entzogen, so in Böhmen, Polen 
die niedern, in Schlesien, Westpreußen das Eisen, in England 
schrittweise alles bis auf Gold.!) 

S. 94 erzählt Zycha, daß der Ackerteil nicht ein reines 
Rentenbezugsrecht, sondern nur ein Mitbaurecht gewesen, das 
die Bergkost zu geben verpflichtete. An diesen u. a. aus 
Arndt reproduzierten Satz knüpft Zycha den folgenden an: 
„Hält man sich diesen Entwicklungsgang vor Augen, so er- 
hellt zur Genüge die vollständige Haltlosigkeit der Ansicht 
Arndts, der meint, daß wie für den Regalherm, so auch 
für den von ihm Beliehenen die praktische Nutzung der 
Bergwerke in dem Bezuge des census sc. regis gelegen sei.“ 
Wieder eine offensichtliche Verkennung! Wo hätte ich je 
behauptet, daß für die vom Regalherrn Beliehenen — das 
sind doch die Bergwerksbetreiber — die praktische Nutzung 


1) Daß nach 1400 einem sächsischen Dynasten Waldburg die 
Zinngewinnung freistand, worauf Ermisch und v. Inama Wert legen, 
erklärt sich daraus, daß dieser Dynast und Reichsstand alle Regalien 
hatte, 
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der Bergwerke in dem Bezuge der census bestanden habe? 
Die Beliehenen zahlten ja die census; also hatten sie keinen 
Nutzen, nur Schaden daran. Aber vielleicht meint Zycha 
mit den Beliehenen die Grundbesitzer. Das sind aber gar 
nicht die Beliehenen, und außerdem erhielten diese gar 
nicht die census regis; ihr praktischer Nutzen bestand nach 
dem Freiberger Bergrecht darin, daß sie für die Hingabe 
von Grund und Boden einen Anteil an Gewinn und Verlust 
erhielten. Aber Zycha meint vielleicht mit den Beliehenen 
die Regalherren, die weiter verleihen.  Alsdann würe der 
Satz, daß für diese (z. B. die Markgrafen von Meißen, die 
Bischófe von Trient) die praktische Nutzung der Bergwerke 
in den Abgaben (Fronteilen usw.) bestanden hat, durchaus 
richtig. Übrigens wo ist der Faden zu suchen, der den 
Ackerteil mit den census sc. regis verbindet, wo anders als 
in dem Bestreben Zychas, den Wiederhersteller der Regal- 
theorie, den Vertreter der Ansicht, daB geistliche wie welt- 
liche Territorialherren wenigstens im 11. und 12. Jahrhundert 
die Bergwerke nur vom Reiche erlangen konnten, als 
geradezu inept hinzustellen? ^ Zycha fährt fort: Arndt 
verkennt aufs gründlichste, daB der regale Zehnt mit dem 
vom Grundeigentümer, mag er wer immer sein, vorbehaltenen 
Ertragsanteil gar nichts zu schaffen hat. Wo hütte ich das 
je verkannt, wo hätte ich behauptet, daß der Ackerteil mit 
den regalen Abgaben etwas zu schaffen hat? Die Behauptung 
Zychas ist pure Erfindung; denn gerade im Gegenteil ist 
nach meinen Ausführungen der Ackerteil ganz etwas anderes 
wie die regalherrliche Abgabe. Ersterer wird für die Ober- 
flächenmitbenutzung, letztere für die Bergwerksmineralien 
gezahlt. Wenn Zycha in den Sätzen aber, die vom Ver- 
kennen reden, seinen Namen für meinen setzt, dann 
stimmt es; er ist der Verkenner gewesen. 


VI. 


Der vorstehenden Abhandlung mag man immerhin zum 
Vorwurf machen, daB sie, ebenso wie meine Arbeit über 
das Bergregal, technische Müngel habe, wenn man nur 
zugesteht, daB sie sachlich und im Ergebnisse richtig 
ist. Mir kommt es nur auf die Wahrheit an. Ich habe 
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schon aus Raumersparnis môglichst wenig zitirt, zumal die 
Urkunden alle bekannt sind. Die Bergordnungen habe ich 
nicht alle nach den neuesten Editionen zitiert, sondern nach 
denen, die mir gerade vorlagen, da in den hier und für die 
Hauptfragen wichtigen Punkten alle Editionen überein- 
stimmen. Überhaupt hat die Wissenschaft seit Sperges 
(Tirol), Steinbeck (Schlesien), Graf Sternberg (Österreich), 
Klozsch (Sachsen), v. Muchar (Steiermark), v. Koch-Stern- 
feld (Bayern) usw. in der Hauptsache keine Fortschritte 
gemacht. Denn mögen einzelne Urkunden genauer ediert 
sein, die klare Erkenntnis hat keine Zunahme erfahren. Viel- 
mehr bin ich wenigstens der Ansicht, daß diese vorgenannten 
genauen Kenner richtig die Regalität der Bergwerke er- 
kannt, ebenso wie sie richtig aus der Regalität alle andern 
bergrechtlichen Institutionen entwickelt haben. Freilich fehlte 
ihnen jede Tendenz, es fehlte ihnen insbesondere der Haß, 
in dem ein ganzes Jahrhundert gegen alles großgezogen 
war, was Regal hieß. Ich hoffe nicht, daß es mir wieder 
passiert ist, eine gefälschte Urkunde zitiert zu haben. Ich 
bin kein Diplomatiker und füge hinzu, daß für unsere Frage 
eine falsche Urkunde mindestens ebenso beweiskräftig ist, 
wie die echte; denn, wenn das Bergregal nicht bestanden 
hätte, brauchte man keine Urkunde zu fälschen! Ich 
wünsche weiter nichts, als daß man sine ira et studio und 
ohne Vorurteil an die Quellen herantritt und vor allem, daß 
man sich die Sachlage klar macht, wie sie sich schon 
vom technischen und wirtschaftlichen Standpunkte gestaltet 
haben mußte. Es ist dann z. B. ganz unmöglich, das Salz 
als Zubehör zum Grundeigentum einerseits anzusehen und 
andrerseits irgend einem Salzwerke in Lüneburg, Reichen- 
hall, Halle usw. auch nur den mindesten Tauschwert beizu- 
legen. Es wird ganz unmöglich sein, sich vorzustellen, daß, 
weil jemand aus dem Rechte des privaten Oberflächen- 
eigentums den Bergbau gegen Abgaben freigibt, auch die 
übrigen Grundbesitzer ohne Äquivalent bezw. so, daß das 
Äquivalent ganz oder großenteils dem Territorialherrn zu- 
fiel, den Bergbau freigaben. Es wird nicht minder unmög- 
lich sein, sich vorzustellen, daß die Kaiser zwar auf den 
Privatbesitzungen der Bischöfe und Fürsten das Bergregal 
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hatten, aber nicht auf den Besitzungen ihrer Hintersassen. 
Es wird unmóglich sein, ein Bergregal als vorhanden anzu- 
erkennen und gleichwohl anzunehmen, daß die Bergwerke 
an und für sich und ohne Bezug auf etwaige Okkupation 
der Tagesoberfläche zur Verfügung der privaten Oberflächen- 
eigentümer gestanden haben und nur mit deren besonderer 
Erlaubnis betrieben werden konnten. Andrerseits wird 
man sich sehr wohl klar machen können, daß trotzdem 
Bergregal und Bergbaufreiheit bestanden haben, trotzdem 
die Bergwerksmineralien (als welche gemeinrechtlich die 
Kohlen nicht gelten) zur Verfügung des Regalherrn standen 
und an sich ohne Erlaubnis des Grundbesitzers gewonnen 
werden konnten, gleichwohl, um einen Teil der Oberfläche 
unmittelbar zu okkupieren, z. B. um ein Siedehaus, einen 
Tagebau, eine Halde, eine Schmelzhütte darauf anzulegen, 
zu dieser unmittelbaren Okkupation die Genehmigung und 
bezw. die besondere Entschädigung des Grundeigentümers 
nötig war und ist. Vor allem muß man sich klar machen, 
daß der Besitz von ideellen und reellen Anteilen an Gruben 
und; Salinen sowenig die Regalität derselben ausschließt, 
wie der Besitz von Eisenbahnaktien durch Private im Gegen- 
satze zu dem Umstande steht, daß das Recht zur Anlegung 
und Betreibung der Eisenbahn nicht auf dem Rechte des 
Oberflächeneigentums sondern auf staatlicher Verleihung 
beruht. Man muß sich noch ferner klar machen, daß, das 
Verfügungsrecht des Regalherrn an den Mineralien voraus- 
gesetzt, der Regalherr in mannigfachster Weise über diese 
verfügen konnte; er konnte sich solche, z. B. Salz, allein 
vorbehalten, er konnte erklären, solche Mineralien nach 
Gutdünken selbst zu gewinnen oder Dritte damit zu beleihen, 
er konnte, um zum Bergbau anzuspornen, sich und seine Be- 
amten bindend verpflichten, bei ordnungsmäßig gemachten 
Funden ganz bestimmte Felder zu verleihen, er konnte mit 
den von ihm zum Bergbau Ermächtigten förmliche Ab- 
kommen über die Höhe der Abgaben, die Art des Betriebes, 
die wechselseitigen Rechte und Pflichten treffen; er konnte 
den Bergbau jedermann oder nur bestimmten Personen frei- 
geben oder ihn innerhalb gewisser Grenzen oder nur in An- 
sehung gewisser Mineralien gestatten usw. Man wird sich 
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darüber hinaus klarmachen, daß schon wegen der ver- 
schiedenen Ergiebigkeit und der so mannigfachen Art der 
Gewinnung die Abgaben und deren Berechnung nicht immer 
gleich bemessen sein konnten. Endlich wird man erwügen, 
daß einmal, je nachdem der Bergbau mehr oder minder die 
Oberflächennutzung hinderte, und sodann je nach der Macht 
der Grundbesitzer die Pflichten und Rechte zwischen Ober- 
flächen- und Bergwerkseigentum verschieden normiert wurden, 
daB aber, worauf Graf Mirabeau in der konstituierenden 
Nationalversammlung hinwies, die Ablagerung der Mineral- 
schätze von der Oberflüchengestaltung abweicht und oft 
unter zahlreichen Oberflächenbesitzungen auf einer nur ganz 
kleinen Erstreckung sich hinzieht, daB also bei einigermaBen 
parzelliertem Grundbesitz oder ohne Latifundien die Zu- 
behörschaft der meisten Mineralien zum Oberflächeneigentum 
nahezu unmöglich ist. 

Die Rechtshistoriker werden hinzufügen, daß die An- 
schauung, die in der Erde verborgenen Mineralschätze seien 
Eigentum der schon wegen der technischen Schwierigkeiten 
oft gar nicht zu ermittelnden Oberflächeneigentümer gewesen, 
auch den altgermanischen Anschauungen widerspricht und 
erst ein Produkt der modernsten, sagen wir, manchesterlichen 
Ideen ist. 

Drei verschiedene Theorien bestehen über den Ursprung 
der. deutschen Bergordnungen. Die älteste ging dahin, daß 
dieser Ursprung aus Ungarn nach Mähren und Böhmen und 
von da nach Sachsen führt; die zweite, daB vom Rhein her 
(mit Franken) Bergbau und Bergrecht nach dem Harz und von 
da nach Sachsen, Schlesien und so weiter nach Böhmen 
und Ungarn gedrungen seien; die dritte, daß die Heimat 
des in den Bergordnungen enthaltenen Bergrechts in den 
Alpenländern zu suchen sei. Diese Theorien, für deren 
jede sich Gründe anführen lassen, widersprechen sich nur 
scheinbar; denn im letzten Grunde führen sie alle auf das 
Römische Recht zurück und den Römischen Bergbau. 
Letzterer hat am Rhein, in den Alpenländern und in Pannonien 
geblüht und hatte nie ganz aufgehört.!) Es findet sich ferner 


1) S. hierzu die Aufsätze von Neuburg im Jahrg. 1900 der Zeit- 
schrift für die ges. Staatswiss. 
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eine ganz merkwürdige Übereinstimmung zwischen den 
deutschen und den fremden Bergordnungen. In dem Patente 
Johanns von England vom Jahre 1201 stellt der König 
gegenüber den Bischöfen, Äbten und Baronen fest, daß der 
Kónig seinen Zinnbergleuten überall in den Grafschaften 
Cornwal und Devonshire den Zinnbergbau freigegeben 
habe, im Interesse der königlichen Abgaben, daß alle, wo 
immer auch auf fremden Ländereien gelegenen Zinnbergwerke 
sein königliches Recht seien ‘de antiqua consuetudine’ und 
daß die Zinnbergleute libere et quiete absque aliqua vexa- 
tione Zinn graben und Holz dazu nehmen dürfen. In der 
Magna Charta von 1215 wird das Recht, Holz ohne Zustim- 
mung des Grundeigentümers zu nehmen beseitigt. Nach den 
beiden Charten von 1395 werden das Zinnregal und die Zinn- 
bergbaufreiheit auf fremden Wiesen, unter und zwischen 
Wäldern und Häusern beseitigt, unter Karl I. beziehen sie 
sich nur noch auf Wastrel Lands, that is unbounded or void. 

In dem XVII. Artikel der High-Peak Articles heißt es, 
ähnlich wie in den alten deutschen Bergordnungen, daß, 
wenn ein neuer Gang Erz gefunden ist, der erste Finder zwei 
Wehre oder Meere (wie im Schlesischen Goldrecht) und 
der Bergmeister die folgende für den Kônig bekómmt; 
letzterer erhielt drei Zehntel des Ausgebrachten. Der Lord 
of the Soil, der den Grund und Boden, Holz und Wasser 
hergeben muß, erhält stets die erste Schale Erz. Die Gruben 
sind vorschriftemáfig bauhaft zu halten, widrigenfalls sie 
der königliche Bergmeister, wem er will, verleihen darf. 
Das Meer betrug 27 bis 32 Yards in der Länge und je 14 in 
der Höhe und Breite. Der Inhalt dieser Berggewohnheiten 
wird in England auf die älteste, ja schon auf die phönizische 
Zeit gesetzt. 

Die Bergbaufreiheit erscheint dabei überall als Folge 
und im Interesse des Bergregals. Mit diesem wird sie 
Schritt für Schritt zu Gunsten der Grundbesitzer beseitigt. 
Heute gelten beide nur noch für Gold und Silber. „It has 
been long decided,“ sagt Bainbridge, a treatise on the law 
of mines and minerals 1856, „not only, that all mines of 
gold and silver within the realm, though in the lands of 
subjects, belong exclusively to the crown by prerogative, but 


110 Ad. Arndt, Bemerkungen zur Geschichte des Bergregals. 


that this right is also accompanied with full liberty to dig 
and to carry away the ores —." 

Trüger der Bergbaufreiheit dem Grundeigentümer gegen- 
über war in England von je der Regalherr. Bergbaufreiheit, 
Erstfinderrecht und Abgaben waren Folge des Bergregals. 
Das Bergregal mit seinen Folgen, insbesondere der Berg- 
baufreiheit, ist schrittweise beseitigt. Und wenn es heute 
noch für Gold und Silber besteht, so ist dies ein nudum 
jus, da solche (reine) Gold- und Silberbergwerke nicht mehr 
betrieben werden. 

Auch die Franzosen haben von je her das Bergregal 
und die in dessen Gefolge auftretende Bergbaufreiheit für 
uralt angesehen und aus dem Rómischen Reiche hergeleitet. 


III. 
Das Thronfolgerecht der unehelichen Karolinger. 
Von 


Herrn Professor Dr. Wilhelm Sickel 
in Straßburg i. E. 


" In dem merowingischen Königshause haben eheliche und 
uneheliche Prinzen das gleiche Erbrecht gehabt. Die Karo- 
linger blieben befugt, einen auBerehelichen Sohn durch eine 
von ihrem freien Willen abhüngige Anerkennung in ihre 
Familie aufzunehmen und hierdurch zu einem Mitglied des 
Mannsstamms zu machen, dessen männlichen Angehórigen 
das Recht auf die öffentliche Herrschaft zukam, aber die 
Handlung des Vaters genügte nicht mehr, um den Mangel der 
Ehelichkeit völlig zu beseitigen. Das neue Vorrecht der ehe- 
lich Geborenen hat in innerem Zusammenhang mit dem Recht 
der Bastarde nach den im frünkischen Reiche geltenden Pri- 
vatrechten gestanden. Das rómische Recht schloB die natür- 
lichen Kinder von der Familie des Vaters und von dem 
gesetzlichen Erbrecht gegen den Vater aus; nur einem Vater, 
dem eheliche Nachkommen fehlten, war ihre Erbeinsetzung 
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gestattet.!) Die römische Ordnung hat einen um so stärkeren 
Einfluß auf andere Rechte ausgeübt, als der Klerus sie ge- 
brauchte, um seiner Anschauung von dem auf der außer- 
ehelichen Geburt haftenden Makel und dem diesem ent- 
sprechenden schlechteren Rechte des Unehelichen zur Wirk- 
samkeit zu verhelfen.?) Unvollständiger ist das Bastardrecht 
in den deutschen Stammesrechten bekannt. Alemannen, die 
bei Rechtsgeschäften mit Kirchen bloß ehelichen Verwandten 
oder sich selbst bei der Geburt eines ehelichen Kindes Be- 
fugnisse vorbehielten, haben wohl die in ihrem Volke be- 
stehende Überzeugung von der Erbunfähigkeit der Unehe- 
lichen wiedergegeben.?) Gegen 830 hat Bischof Jonas von 
Orléans mitgeteilt, daß Kinder eines Unverheirateten durch 
Kinder aus seiner spüteren Ehe das gesetzliche Erbrecht 
verlieren.) Er redet zwar allgemein, als ob in dieser Hin- 


1) Cart. Senon., App. 1, Zeumer, Formulae 208 f., betrifft römisches 
Recht, Savigny, Róm. R. im MA. II?, 1904 Scherer, Eherecht bei 
Benedict Levita 1879 S. 7f. Brunner in dieser Zeitschrift XXX, 23—25. 
Auf fränkisches Recht beziehen die Formel Wilda, Zeitschrift f. deutsches 
R. XV, 284. 287. v. Amira, Erbenfolge 1874, S. 19f. Zeumer a. O. 208,2. 
Ficker, Erbenfolge III, 388. Schrôder, RG. * 304 Anm. 165. 314 Anm. 215. 
Über Carta Senon. 42 Wilda a. O. XV, 287. Brunner a. O. XXX, 25. — 
3) Den Einfluß des Christentums auf die Rechtsünderung heben hervor 
Wilda a. O. XV, 289. Viollet, Institutions de la France I, 241f. 
Brunner a. O. XXX, 8. 26. 27. XXXII, 78. XXXVI, 199f. 201. 202f. 204. 
So erklärte Johann VIIL: omnium legum auctoritate legitimi filii sunt 
veri haeredes — spurii nec haereditare debent, Mansi XVII, 88. 98 
(Jaffé 3167. 3211). — 3) 742 — 773 Zeuß, Tradit. Wizenburg. 1842 
Nr. 52. 128. 136. 772— 876 Wartmann, Urkb. St. Gallen I Nr. 67. 88. 
113. 142. 159. II Nr. 598f. Form. Aug. B. 6. 7 S. 351, 29. 32. 352, 20. 
Coll. Sangall., Add. 4. 5 S. 485, 25. 436, 11. Für die Baiern begründet 
ein Erbrecht der Unehelichen aus Lex Bajuw. XV, 9 Brunner a. O. XXX, 
28, für die Sachsen folgert ihre Erblosigkeit aus Lex Sax. 46 v. Amira, 
Erbenfolge 125, der hier S.218 und Zweck und Mittel der germ. 
Rechtsg. 1876 8. 52 kein Erbrecht des Unechtgeborenen gegenüber dem 
Vater annimmt. Vgl. Grimm, RA. I*, 637. 654. Weinhold, Die deutschen 
Frauen 1851 S. 288, 2. Aufl. II, 17f. und dagegen Brunner, Grundzüge 3 
1903 S. 207. — *) Instit. laic. II, 2, d'Achery I, 279. Brunner, Zeitschr. 
XXXVI, 204f. Für nicht erbberechtigt hat Jonas das uneheliche Kind 
nicht erklürt, wie Freisen, Kanonisches Eherecht 1888 S. 183. 140 sagt. 
Eine im fränkischen Privatrecht bestehende ungünstige Stellung des 
Bastards muB aus der Zurücksetzung des karolingischen Bastards ge- 
schlossen werden, vgl. Brunner a. O. XXX, 28. XXXVI, 204. Unter 
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sicht das Recht bei allen Vôlkern des Reiches dasselbe sei, 
hat jedoch wohl fränkisches und vielleicht nur salisches 
Recht im Auge gehabt; bei den Romanen hätte er von 
einem gesetzlichen Erbrecht der Unechten nicht sprechen 
kónnen. Wenn hiernach der uneheliche Sohn eines Franken 
ein Erbrecht gegen den Vater hatte, aber dem ehelichen 
nachging, so bleibt noch ungewiB, ob ihm auch ein Erbrecht 
gegen die Verwandten von der Vaterseite gebührte. Andere 
westfränkische Geistliche haben um die Mitte des 9. Jahr- 
hunderts den Bastarden die Erbfühigkeit schlechthin abge- 
sprochen, ohne zu berücksichtigen, ob sie eheliche Ge- 
schwister besafen.!) 

Das Erbrecht im Privatrecht und das Erbrecht in der 
karolingischen Familie bilden nur beschrünkt eine geschicht- 
liche Einheit. Die Schmülerung des Rechts der unehelichen 
Karolinger kann über die privatrechtliche Zurücksetzung 
der Bastarde bald hinausgegangen, bald hinter ihr zurück- 
geblieben sein, sodaB aus dem einen Zustand nicht ohne 
weiteres auf den anderen zu schlieBen ist. Denn bei der 
Erbfolge in der Regierung handelte es sich nicht lediglich 
darum, in der Herrscherfamilie das jeweilige Recht der 
ribuarischen Franken zur Anwendung zu bringen. Auf die 
karolingische Erbfolge wirkten noch andere Einflüsse und 
Rücksichten als auf die Verlassenschaft eines frünkischen 
Privatmanns ein. Es gab dort besondere Kräfte, die für 
ein längeres Beharren in dem alten Rechte der Dynastie 
tätig waren, Herrscher, die der Übergehung ihrer Bastarde 
bei der Erbfolge widerstrebten, Bastarde, die sich ihren 
Anteil an der Erbschaft nicht entziehen lassen wollten; beide 
lebten mehr in dynastischen Erinnerungen, als daB sie sich 
an die Minderung des Rechts der Unehelichen im frünkischen 
Privatrecht gehalten hütten; sie vermochten auch Neuerungen 


Ludwig I. hat Wettinus, Vita Galli c. 3, Script. rer. Meroving. IV, 258. 
411. seine Vorlage Vita Columbani I, 18 das. IV, 86, 17f. so geändert, 
als ob fürstliche Bastarde nicht succedierten. 

1) Benedictus Levita III, 59 aus Leo I. c. 18, Coll. Dionyso- 
Hadriana (bei Dionysius, Migne 67, 288f) und deutlicher III, 463, 
nach Scherer a. O. 24f. möglicherweise aus Jonas; bei Pseudo - Isidor, 
ed. Hinschius S. 87. 
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Widerstand zu leisten und gegen sie Hülfsmittel aufzubieten, 
die den Privaten fehlten, der Regent fand Anhünger, die 
von ihrer Willfáhrigkeit, und der Bastard fand Anhänger, 
die von seiner Nachfolge Vorteile erwarteten. Aber den 
dynastischen, zu Gunsten der Bastarde wirksamen Momenten 
standen andere entgegen. Wenn der Herrscher die Erbfolge 
seiner Sóhne mit Optimaten beriet, wie es für ihn oft eine 
politische Notwendigkeit war, so hatten die bei der Rege- 
lung der Erbschaft beteiligten Bischöfe und Äbte Gelegen- 
heit, ihre Ansicht von der richtigen Behandlung der Bastarde 
zu verfechten, und die weltlichen Magnaten, nach deren 
Recht uneheliche Söhne kein Erbrecht an dem väterlichen 
Vermögen oder ein geringeres als die ehelichen besaßen, 
waren zu einem ähnlichen Verfahren in der karolingischen 
Familie geneigt und standen den kirchlichen Forderungen 
nahe.!) Und das Privatrecht ließ sich nur auf das Erbrecht 
anwenden. Der karolingische König konnte auch gewählt 
werden. Wenn das Volk zur Wahl eines Herrschers schritt, 
hat es die vorhandenen Folgefähigen nach anderen Gesichts- 
punkten als nach dem Maße ihrer Erbberechtigung beurteilt. 

Unter solchen Verhältnissen lassen sich Ausübung des 
Rechts und Äußerung der Macht für und wider uneheliche 
Prinzen nicht in jedem einzelnen Falle scheiden, und im 
Anfang eines neuen Gewohnheitsrechts mögen beide zugleich 
tätig gewesen sein. 

Das karolingische Bastardrecht hat zu der Zeit be- 
gonnen, als Pippin der Mittlere Fürst in Austrasien und 
Hausmeier in Neustrien war. 

Pippin hatte eine Doppelehe mit Plectrudis und Chal- 
paida?) geschlossen. Von jeder Gemahlin besaß er Nach- 


1) Ficker, Erbenfolge III, 388 führt die Abweichung vom Privat- 
recht auf die Zustimmung der Großen zu karolingischen Verfügungen 
zurück. Dahn, Könige VIII, 6, 70 macht auf die kirchliche Gesinnung 
der Karolinger aufmerksam. — 3) Chalpaida heißt wie Plectrudis (Lib. 
hist. Franc. 48 8. 323, 8) uxor (das. 49 S. 324,6, wonach Fredegar cont. 6 
S. 172, 14) im Unterschiede von Grimoalds concubina, Lib. hist. Franc. 49 
S. 324, 2f. (Fredegar cont. 6 S. 172, 12). uxor wird Chalpaida ferner 
genannt in Ann. Fuld. S.1 ed. Kurze und in den Genealogien Mon. 
Germ., 88. II, 311, 38. 312, 18. XIII, 247, 24f. Eine Glosse zu Einhard, 

Zeitschrift für Rechtageschichte. XXIV. Germ. Abt. 8 
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kommen.!) Den beiden Söhnen der Plectrudis hat er Ämter 
verliehen, dem älteren Drogo das Herzogtum in der Cham- 
pagne und gegen 700 Grimoald die Ausübung des Haus- 
meiertums in Neustrien, nachdem der Diener, den er 687 
nach der Erwerbung des Majordomats bei dem Könige zurück- 
gelassen hatte, gestorben war. Sogleich nach der Ermordung 
Grimoalds 714 hat er dessen einzigem von einem Kebsweibe 
geborenen, ungefähr sechs Jahre alten Sohne Theudoald ?) 
die Stelle des Vaters übertragen.?) Er hat in der Unehelich- 
keit Theudoalds keinen Grund gesehen, ihn seinen ehelichen 
Abkömmlingen, den Enkeln der ersten und dem Sohne der 
zweiten Frau nachzusetzen, und seine Maßregel ist bei den 
Neustriern keinem Widerstande begegnet. Aber ein weiterer 
Aufschluß, als daß die Ehelichen in der arnulfingischen Regie- 
rung den Bastarden nicht vorgehen mußten, ist aus der Hand- 
lung nicht zu gewinnen. Eine Erbfolge ist Theudoalds Nach- 
folge im Amte des Vaters nicht gewesen, weil das Hausmeier- 
tum kein Erbgut in der Familie Grimoalds war; der Sohn 
hat die Würde des Vaters durch den Willen des Großvaters 
erhalten, der seine Entschließung nicht für seinen Todesfall 


Vita Karoli c. 2, ed. Waitz 8.3 nennt sie als zweite Gattin pelex. 
Für eine Ehefrau halten sie Weinhold a. O. 1851 S. 286 (2. Aufl. II, 15). 
Warnkönig et Gérard, Hist. des Carolingiens I, 126 f. Breysig, Jahrb. 
des fränk. Reiches 714 — 741. 1869. S. 7. Dahn, Deutsche Gesch. II, 
2184 9 vgl. 275; Könige VIII, 1, 20. VIII, 6, 70. Brunner in dieser 
Zeitschr. XXX, 3f. Hellmann, Die Heiraten der Karolinger, in der 
Festgabe für K. Th. Heigel 1903 S.69. Hingegen sieht sie Mühlbacher, 
Regesten I, XXXI als ein Kebsweib und Waitz III, 9 als nicht voll- 
berechtigt an. 

3) Childebrands Mutter ist ungewiß, Hahn, Jahrb. des frünk. 
Reichs 741—752. 1863. S. 6. Breysig a. 0.7. Vielleicht war er ein 
Bastard. — 3 Ein Kebssohn nach Lib. hist. Franc. 49 S. 324, 2f. 
(Fredegar cont. 6 S. 172, 18). Ann. Mett. 714 SS. I, 322, 19. 95. Sein 
Alter ist nur aus Lib. hist. Franc. 49 8.824, 8 —5 zu bestimmen. — 
5 iubente avo — instituunt, das. 50 S. 825, 4—7, in loco ipsius (patris) 
maiorum domato palatii accepit, Fredegar cont. 7 S. 178, 4f. in locum 
Grimoaldi filium eius constituit — patri successerat, Ann. Mett. 714 
SS. I, 322, 18—20. 26. Dagobertus filium Grimoaldi maiorem domus con- 
stituit, Chron. Vedast. 714 SS. XIII, 699, 35 f. Als Majordomus in Gesta 
abb. Fontanell. 6 S. 23. — Drogos Sohn Arnulf war 715 dux, Chron. 
Epternac. 88. XXIII, 60, 39. 61,8. Jahr-Buch f. Lothring. Gesch. I, 
43. 44 (Mühlbacher, Reg. I. Nr. 24. 25. 27). 


.. 
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als Gewährung eines Erbteils gemeint hat. Er wollte das 
Amt nicht unbesetzt lassen und hat Theudoald mit Rücksicht 
darauf, da8 er der Sohn des vorigen Amtsinhabers war, den 
ehelichen Abkómmlingen vorgezogen. Ob ihn Plectrudis zu 
dem politisch unzweckmäßigen Entschlu8, einem Kinde die 
für die Arnulfinger so wichtige Stellung zu geben, angestiftet 
hat, erfahren wir nicht.!) 

Pippin starb 714, ohne eine Anordnung über die Nach- 
folge in der Herrschaft getroffen zu haben. Plectrudis hat 
für ihre unerwachsenen Enkel, Theudoald und Drogos Sóhne, 
die Regierung ergriffen?) und sich gegen die Stiefsóhne ge- 
richtet, von denen sie Karl in Haft nahm. Bei dem Be- 
streben, nur ihren Nachkommen die Familienherrschaft zu- 
zuwenden, ist sie wohl nicht der Ansicht gewesen, daß Karl 
und Childebrand natürliche Sóhne des Fürsten seien, die 
neben den Sóhnen Drogos keinen Anteil an dem Erbe be- 
anspruchen kónnten. War doch ihr Enkel Theudoald ein 
außereheliches Kind, dem sie das Erbteil wahrte. Ob bei 
anderen Reichsangehórigen die Rücksicht auf die Abstam- 
mung von einer zweiten Frau gegen Karl sich geltend ge- 
macht hat, bleibt zweifelhaft. Den Zeitgenossen, die seine 
Mutter Ehefrau nannten, hat er nicht als Bastard gegolten, 
wenn auch die noch nicht beseitigte Zulüssigkeit mehrerer 
gleichzeitiger Ehefrauen in kirchlichen oder christlich ge- 
sinnten Kreisen Anstoß erregt haben mag.?) Die Anhänger 
der Arnulfinger haben die AusschlieBung Karls nicht ge- 
billigt. Er hat sich 717 der gesamten Erbschaft bemäch- 
tigt.) Theudoald, den die Neustrier vertrieben hatten, um 


1) Dahn, Deutsche Gesch. II, 218f. vermutet diesen AnlaB, der 
eine Entscheidung Pippins nach seinem Belieben voraussetzen würde. 
— 3) cum nepotibus suis vel rege cuncta gubernabat, Lib. hist. Franc. 51 
S. 825, 11f, was der Austrasier Fredegar cont. 8 S. 173, 7f. abgeändert 
hat. Chron. Moiss. 714 und Ann. Mett. 714 SS.I, 290, 168 322, 31 
nennen von den Enkeln nur Theudoald, ebenso Chron. universale 714 
SS. XIIT, 18, 14 und Theodericus, Chron. Epternac. SS. XXIII, 59, 47—50. 
— 3 Vgl. Viollet, Institutions I, 242. — *) dignitatis heres, Ann. 
Xant. 714 SS. II, 221, 5, haeres Ann. Mett. 717 SS. I, 324, 80. Plectrudis 
cuncta suo dominio restituit, Fredegar cont. 10 S. 174, 12. duces 
et principes domni Pipini defuncti Karolum — solio patris statuunt, 
Chron. Vedast. 716 SS. XIII, 699, 53£, eine spätere Fassung. 

8. 
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das Joch der Arnulfinger abzuwerfen, hat er nicht wieder 
eingesetzt. Seinen Bruder Childebrand bestellte er zum 
Grafen. 723 hat er zwei eheliche Sóhne Drogos gefangen 
genommen, wührend der dritte Sohn dem gleichen Schicksal 
dadurch entging, daß er als Kleriker durch seinen Stand 
regierungsunfühig war. Die Handlung weist auf einen Rechts- 
anspruch der Neffen auf Mitherrschaft hin, aber nicht zu- 
gleich auf eine Bestreitung der Rechtmäßigkeit der Regie- 
rung Karls, weil er der Sohn einer zweiten Frau war. Karl 
hat keinem Mitbewerber um die Familiengewalt Raum ge- 
geben. 


Karl war der erste Karolinger, der bei der Ordnung 
der Erbfolge sich die Frage vorlegen mußte, ob eheliche 
und uneheliche Söhne gleichberechtigt seien. Denn er be- 
saß 741 bei der Regelung der Succession zwei eheliche 
Söhne, Karlmann und Pippin, und von seinen öffentlichen 
Konkubinen vier Söhne, unter ihnen von Swanahild Grifo.!) 
Er hat die Reichsregierung zwischen den beiden ehelichen 
Söhnen geteilt?) Und nur sie hat ein Zeitgenosse seine 
Sóhne?), ein späterer Berichterstatter in demselben Sinne 
seine rechten Erben‘) genannt, neben denen die Halbbrüder 
nicht erbten. Bei dieser Erbteilung ist nun das Öffentliche, 
dem Privatrecht fremde Moment hinzugetreten, daß der Fürst 
die Teilung von seinen Optimaten beraten und billigen ließ. 
Es fehlt eine Nachricht, ob die Ausschließung der unecht 
Geborenen als eine dem Rechtsgefühl angemessene Hand- 


1) Swanahild heißt nicht Ehefrau, Ann. Mett. 741 SS. I, 327, 23 
nennen sie concubina und hierfür entscheidet ferner die Ausschließung 
Grifos von der ersten Teilung. Vgl. Breysig a. O. 54. Mühlbacher, 
Reg. I, XXXIII und Nr. 37c. Dahn, Könige VIII, 6, 70. 77,2. Hell- 
mann (oben S. 114 Anm.) 32. 78.79, 2. Ehefrau war sie nach Oelsner, 
Pippin 1871 S. 77. Riezler, Gesch. Baierns I, 83. Hahn, Jahrb. des 
fränk. Reichs 741—752. 1868. S. 16, 1. Über die anderen Söhne 
Oelsner 204. 425. — 3 Zu gleichen Teilen, Gesta abb. Fontanell. 12 
S. 86. Obwohl er die Reichsregierung einheitlich geführt hatte, hießen 
Austrien und Neustrien regna, Fredegar cont. 28f. S. 179, 9. 19 vgl. 
768 das. c. 53 S. 192, 914. Die von Erchanbert SS. II, 328, 18 gemeldete 
königliche Genehmigung ist unmöglich, weil es 741 keinen König gab. 
— 5) Fredegar cont. 23 S. 179, 8. — *) Ann. Mett. 741 SS. I, 327, 26f., 
der nach Waitz IIT, 32, 8 bessere Bericht. 
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lung vorausgesetzt und von keiner Seite zur Sprache ge- 
bracht wurde, sodaß nur die Abgrenzung der Länder Karl- 
manns und Pippins der Erwägung unterlag, oder ob die 
Übergehung der Bastarde verhandelt und beschlossen wurde. 

Das Erbvorrecht des ehelichen Sohnes vor dem unehe-. 
lichen ist in dieser Regelung zum Durchbruch gekommen. 
Das hierbei zum erstenmal in der karolingischen Geschichte 
auf die Nachfolge angewandte Verfahren mit einer Opti- 
matenversammlung hat der Entscheidung eine nachhaltige 
Wirksamkeit verliehen. 

Karl hat die Teilung nicht in vollem Umfang aufrecht 
erhalten. Swanahild überredete ihn, Grifo auf Kosten der 
Karlmann und Pippin zugewiesenen Reichsteile ein Herr- 
schaftsgebiet zu vermachen. Ob der Bastard gleiches Recht 
mit seinen Brüdern oder eine diesen untergeordnete Landes- 
verwaltung, ob er also einen Anteil an der Reichsregierung 
oder eine Abfindung erhalten sollte, ist nach Lage der 
Quellen schwer zu entscheiden. Für eine gleichberechtigte 
Stellung spricht, daB nach einer Nachricht die Grifo unter- 
gebenen Franken von der Herrschaft seiner Brüder getrennt 
wurden!), eine andere Erzühlung Karlmann, Pippin und 
Grifo als Karls drei Erben bezeichnet, von denen der jüngste 
von seiner Mutter sich aufreizen lie8, das ganze Reich zu 
begehren?), und Grifo noch 747 eine eigene unabhüngige 
Regierung verlangt hat.) Zwar ein so zweifelloses Recht 
auf Beerbung des Vaters wie der eheliche Sohn hätte der 
Bastard nicht gehabt, er war bei dem früheren BeschluB 
übergangen, und die übrigen Bastarde wurden mit keiner 
Zuwendung aus dem NachlaB bedacht. Aber Karl war doch 


1) Ann. Mett. 741 8.327, 95f. Bonifatius schrieb an Grifo 741: 
si tibi deus potestatem dederit, Epist. III, 296, 24. — ?) Ann. Einhardi 
741 ed. Kurze S.8. — *) Das. 747 S. 7. Breysig a. Ο. 102f. nimmt 
eine zweite Reichsteilung Karls an; Oelsner, Pippin 77 und Mühlbacher, 
Reg. I Nr. 42* denken eher an eine amtsweise Verwaltung Grifos, 
der nach Dahn, Deutsche Gesch. II, 245 und Könige VIII, 6, 70. 77 
eine Abfindung erhielt. Eine freiwilige und also einer Verfügung 
bedürftige Zuwendung nach dem Ermessen des Vaters wäre zwar 
historisch aus dem Erbrecht hervorgegangen, aber nur eine Ent- 
schädigung für den Mangel an Erbrecht neben den ehelichen Brüdern 
gewesen. 
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der Meinung, die Anordnung, die er mit den Optimaten be- 
raten und festgestellt hatte, eine Anordnung, die seine Erb- 
schaft betraf und seine Teilung war, ohne Zustimmung der 
Optimaten mit Erfolg abändern zu kónnen. Seine Ansicht 
wurde von Franken geteilt, die sich Grifo anschlossen!), 
aber die Mehrheit wollte den Bastard, der eheliche Brüder 
hatte, nicht zulassen, und Grifo ist den Gegnern unterlegen. 
Das neue Recht hat die Oberhand behalten, neben ehelichen 
Sóhnen erbten uneheliche nicht mehr, allein mangels ehe- 
licher Brüder kamen sie zur Erbschaft, wie aus der vüter- 
lichen Fürsorge für Grifo und der noch môglichen Vertei- 
digung des ülteren Rechts gefolgert werden muB. Dergestalt 
ist die Neigung, den Bastarden den gleichen Rechtsanspruch 
auf das vüterliche Erbe zu versagen, im karoliugischen Ge- 
schlecht schon vor der Erwerbung des Kónigtums wirksam 
geworden, aber das in der Entstehung begriffene Recht war 
noch nicht so fest ausgebildet, daB eine entgegengesetzte 
Handlung keine Aussicht auf Durchführung hatte. 

Pippin I. hatte zwei Sóhne, den vielleicht vor der Ehe 
der Eltern geborenen Karl?), der durch eine nachfolgende 
Ehe nicht mehr ein eheliches Kind wurde, obgleich er tat- 
sächlich von ihr Gewinn haben mußte, und den ohne Zweifel 
ehelichen Karlmann. In dem Nachfolgerecht der Brüder ist 
ein etwaiger Geburtsunterschied nicht bemerklich. Pippin 
hat beide Sóhne als seine Erben betrachtet, Papst Stephan 
754 ihre Erbfolge durch Salbung gesichert, die Optimaten 


1) Seine Anhünger, denen nach Hahn, Jahrbücher 157 sein Recht 
als Deckmantel diente, blieben zahlreich, Ann. regni Franc. 747. Anm. 
Einhardi 741. 747f. Ann. Mett. 741. 748. 751 SS. I, 327, 29. 330, 29—82. 
52. 331, 13. Er bekam keinen Anteil. Die ihm von Pippin ver- 
lehenen Grafschaften haben seinen Anspruch nicht befriedigt. — 
. 3) Die über die Eheschließung überlieferten Jahreszahlen 749 und 744, 
beide im 9. Jahrhundert, die ültere mit 749 um 885 geschrieben, setzen 
sie spüter an als das durch andere Quellen festgestellte Geburtsjahr 
Karls, Ann. Bertin. 749 S. 1 ed. Waitz, woraus eine Handschrift der 
Ann. regni Franc. 748 8. 8, und Ann. Prum. 744 SS. XV, 1290. Vel. 
Simson, Karl I, 19. Hellmann 79,4. Dahn, Deutsche Gesch. II, 274 
nimmt Karls gleiche Erbberechtigung auch für den Fall an, daB er 
vor der Ehe geboren war. Nur Hahn weiB in seinen Jahrbüchern 
S. 5, daß die Verheiratung Pippins vor 749 geschehen sein müsse, weil 
Karl früher geboren sei. 
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haben der von dem Könige 768 angeordneten Erbteilung 
zu gleichen Teilen beigestimmt, die Sóhne nach dem Tode 
des Vaters die Teilung ausgeführt!), und Karl ist 771 dem 
Bruder, dessen Volk ihn statt der ehelichen Sóhne Karl- 
manns wollte, nachgefolgt. 

Karl der Große hat seit der Zeit, als er außer dem 
Kebssohn Pippin dem Buckligen?) eheliche Söhne besaß, 
diese als berechtigt angesehen, in der Erbfolge dem Kebs- 
kinde vorzugehen. Denn nur ihnen hat er Unterkünigreiche 
verliehen, Pippin und Ludwig 781 und Karl 790. Pippin 
der Bucklige hat nun 792 den Versuch unternommen, seinen 
Vater und dessen eheliche Sóhne zu tóten, um Kônig der 
Franken zu werden. Die Teilnehmer, unter ihnen mehrere 
Grafen, haben hierbei die Überzeugung betütigt, daB der 
Bastard thronfolgefühig sei; Pippin mufte Mónch werden, 
um das Successionsrecht einzubüßen. Daß seine Partei nicht 
für ein gleiches Erbrecht mit seinen ehelichen Brüdern auf- 
getreten ist, läßt sich daraus abnehmen, daß die bevor- 
stehende AusschlieBung von der Beerbung in der zeitgenós- 
sischen Überlieferung mit der Verschwörung nicht in Ver- 
bindung gebracht wurde. Die von Karl beabsichtigte Zu- 
rücksetzung des unehelichen Sohnes hinter den ehelichen 
Söhnen hat dem Rechtssinne der Reichsangehörigen ent- 
sprochen. 806 konnte Karl in dem die Erbfolge regelnden 
Gesetz erkliren: ich habe drei Sóhne und wünsche, daB sie 
mein Reich erben.*) Indem er kundtat, daB nur sie seine 
Erben werden sollten, hat er den in Geltung befindlichen 
Rechtssatz angewendet, daB die natürlichen Sóhne, deren er 
806 aufer Pippin noch drei besaB, den ehelichen erbrechtlich 
nicht gleichberechtigt waren. Ob sie Erben waren, wenn 
eheliche gefehlt hätten, kam nicht in Frage. 


1) Eliguntur in regna, Ann. S. Dionysii 768 SS. XIII, 719, woraus 
Ann. S. Germani 764 SS. IV, 8, ergeben keine Wahl nach Erledigung 
des Reiches. Vgl. Oelsner, Pippin 419. Die Gleichheit der Teile hebt 
hervor Fredegar cont. 53 8. 192, 30 (Ann. Mett. 768 SS. I, 335, 29), 
vgl. Einhard, Vita Karoli ο. 8. — 3) Obgleich die Quellen (bei Simson, 
Karl II, 89) Pippins Mutter als Konkubine bezeichnen, halten 
Waitz III, 280 und Simson I, 83 für möglich, daß sie früher als 
Königin angesehen wurde. Dagegen Hellmann 79,3. — 3) Capit. I, 
127 2.1. 6f. — 


120 Wilhelm Sickel, 


Für -die Thronfolge in den Karls Sóhnen bestimmten 
Kônigreichen schrieb das Gesetz vor, daB jedes Land in der 
Linie des ersten Kônigs solange verbleibe, als das Volk 
einen Abkömmling des Königs zum Nachfolger wähle; wollte 
das Volk keinen wählen, oder war keiner vorhanden, so 
wurden die anderen Söhne Karls auf Grund des Gesetzes 
die Erben.!) Diese Ordnung galt nur bis zum Tode des 
letzten der drei Könige. Denn die mangels einer Wahl für 
Karls Söhne gebotene Erbfolge erstreckte sich nicht auf 
die Nachkommen der Söhne, so daß diesen gegenüber das 
Wahlrecht wieder neben das Erbrecht trat und mithin das 
Volk jeden thronfolgefähigen Karolinger wählen durfte. 


Das Gesetz hat zugleich von der Wahl und von dem 
Eintritt des Nachfolgers in die Erbschaft gesprochen. Das 
durch die Erledigung zum Gegenstand der Nachfolge ge- 
wordene Königreich hieß, obgleich kein Erbanfall geschah, 
das Erbe, weil es sich um ein Recht der Nachfolge auf 
Grund der Verwandtschaft mit dem Vorgänger handelte, 
womit die Zeitgenossen den Gedanken der Erblichkeit ver- 
banden. Sie nannten auch Karolinger Erben, wo sie nicht 
als Erben, sondern durch Wahl oder Gewalt succedierten, 
weil sie durch ihre Geburt das ausschließliche Recht hatten, 
Könige in einem fränkischen Reiche zu werden. Auch 806 
bestand die Erblichkeit darin, daß die Volksgemeinde des 
Königreichs nur einen Nachkommen des ersten Königs 
wählen durfte. Es war nicht Erbrecht und Erwerb der 
Herrschaft gemäß der Erbfolgeordnung, sondern Thronfolge- 
fähigkeit, wo das Volk von Fall zu Fall bestimmte, welcher 
Abkömmling des ersten Königs Thronfolger werden solle. 
Das Volk wählte nicht den Erben aus, noch nahm es den 
Erben ihr Erbrecht, wenn es keinen succedieren ließ. In 


1) Das Gesetz gebot den Oheimen, der Nachfolge des gewählten 
Seitenverwandten zuzustimmen, eine nach Dahn, Deutsche Gesch. II, 
390 auf 771 hindeutende Verfügung, vgl. Pertile, Βίος. del dir. ital. 13, 
173,3. Die Einführung der Individualsuccession hält Dahn a. Ο. für 
zweifelhaft. Über die Erbfolge nach dem zweiten Todesfall eines 
Sohnes Karls hat das Gesetz keiner Bestimmung bedurft, weil bei der 
alleinigen Erbfolge des letztlebenden Sohnes eine Teilung des Erbes 
nicht zu regeln war. 
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sachgemäßer Weise hat die Reichsordnung von 817 c. 14 
und 15 das Wort Erbschaft mit Herrschaft vertauscht. 

Obschon Karl in dem Gesetz von 806 unter seinen 
Söhnen nur die ehelichen verstand, hat der Ausdruck 
„Söhne“ bei den Abkömmlingen seiner Erben auch die un- 
ehelichen umfaßt. Die Reichsordnung von 817 hat, indem 
sie nur eheliche Karolinger für wühlbar erklürte, anerkannt, 
daB Karls Gesetz anders gedeutet werden dürfe.!) Es war 
noch ein Sohn vorhanden, wenn ein Bastard vorhanden war, 
sodaß die Volksgemeinde befugt war, ihn zum König zu 
nehmen und die erbberechtigten Oheime ihn als Nachfolger 
dulden muBten. Von den drei Erben Karls hatte 806 Karl 
keinen Sohn, Pippin einen Bastard, Ludwig einen Bastard 
und zwei oder drei eheliche Sóhne, und Veründerungen in 
ihrer Nachkommenschaft waren móglich. 

Ob das Gesetz die gleichmäßige Wählbarkeit der ehe- 
lichen und der unehelichen Prinzen erlaubt oder das Ent- 
scheidungsrecht des Volkes mit der Einschrünkung gewollt 
hat, daB uneheliche erst in Ermangelung ehelicher wählbar 
waren, kann aus der Fassung des Gesetzes nicht beantwortet 
werden. Das Gesetz hat zwischen beiden keinen Unterschied 
gemacht, also in dieser Hinsicht das bisherige Recht in 
Geltung belassen. In der gleichzeitigen Behandlung der 
Bastarde Karls war eine entsprechende Vorschrift für das 
Volk nicht enthalten. Denn seine Anordnung betraf den 
Erbgang. Die verschiedene Stellung der Prinzen in der 
karolingischen Erbfolgeordnung schlo8 nicht notwendig die 
gleiche Lage in der Wühlbarkeit ein, sodaB ein Bastard, 
der nach dem Hausrecht noch nicht zur Erbschaft gelangte, 
auch nicht durch Wahl zur Krone kam. Seit die Ehelich- 
keit in dem karolingischen Erbrecht ein Vorrecht begrün- 
dete, konnten die hausrechtliche Reihenfolge der Erben und 
die Wählbarkeit sich trennen. Ihre Zwecke waren nicht die 
nümlichen. Der rechtliche Vorzug der Ehelichen war eine 
der Aufgabe des Wahlrechts, den besten Karolinger zu 
wählen, widersprechende Einschränkung, die dem Volke die 
Befugnis geschmälert hätte, sein Interesse in dem bisherigen 


*) Brunner in dieser Zeitschrift XXX, 6f. 23. XXXVI, 204. 
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Umfang zur Geltung zu bringen. Ehelichkeit und Unehelich- 
keit begründeten sonach in dem Wahlrecht nicht ohne wei- 
teres den gleichen Unterschied wie im Erbgang, vielleicht 
durften die Wähler noch statt eines untauglichen ehelichen 
Prinzen einen besseren Bastard zum Kónig erheben. Zwar 
mußte die erbrechtliche Zurücksetzung der Bastarde faktisch 
auf den Gebrauch des Wahlrechts in der Weise einwirken, 
daß die Unehelichkeit für die Wähler, besonders für die 
Geistlichen, ein tatsächlicher Beweggrund bei der Auswahl 
war, ein Motiv, einen gleich nahen oder auch einen ent- 
fernteren ehelichen Prinzen vor einem Bastard zu berufen, 
aber daß die Ehelichkeit eine rechtliche Grenze bildete, 
innerhalb deren sich die Wähler zu halten hatten, wenn 
wählbare Eheliche lebten, ließ sich nicht aus dem Wortlaut 
des Gesetzes begründen, und aus dem Gewohnheiterecht war 
in Ermangelung vorhergehender Wahlen der Art die Be- 
stimmbarkeit des wahlrechtlichen Verhältnisses zwischen Ehe- 
lichen und Unehelichen nicht zu gewinnen. Wie die Franken 
zu Anfang des 9. Jahrhunderts hierüber gedacht haben, ent- 
zieht sich unserer Kenntnis.!) Erst eine spütere Generation 
hatte zwischen Ehelichen und Bastarden eine Wahl zu treffen. 

In dem karolingischen Herrscherhause ist unter Karl zum 
zweiten und letzten Mal vorgekommen, daß der Regent Söhne 
und einen Enkel eines vorverstorbenen Sohnes besaß. In dem 
früheren Falle hatte Pippin der Mittlere bei der Besetzung 
der Stellung Grimoalds dessen einzigem Kinde, einem Kebs- 
kinde, den Vorrang vor den übrigen Deszendenten einge- 
räumt. Karl hat nach dem 810 erfolgten Tode Pippins, 
Königs in Italien, über dessen einzigen, aber außerehelichen 3) 


1) Dahn, Könige VIII, 6, 59 entscheidet sich dafür, daß die Wähler 
verpflichtet waren, den echt Geborenen den Vorzug zu geben, wie sie 
auch statt eines Sohnes nicht einen Enkel zum Thronfolger hätten 
bestimmen dürfen. Allgemeiner sprechen sich für die Subeidiarität 
des Folgerechts der unechten Karolinger aus Brunner, RG. II, 25 
Anm. 10, in dieser Zeitschrift XXX, 7. XXXVI, 201. 204 und Grund- 
züge!52. Schröder, RG.* 110, bedingt Hellmann 68, a. M. Waitz V, 27,3. 
— 3) Gegen die nur von Thegan ο. 22 SS. II, 596, 6 gemeldete Un- 
ehelichkeit Bernhards Maurenbrecher, Königswahlen 1889 S. 16, 2, 
für sie Dümmler, Ostfrünk. Reich I, 21, Mühlbacher, Reg. * I Nr. 515*, 
Brunner, RG. II, 28, Hellmann 69,5, unentschieden Waitz III, 281, 
Malfatti, Bernardo 1876 S. 5f. Vgl. Simson, Karl II, 484. 
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Sohn Bernhard einen Beschluß gefaßt. Nachdem er das 
Königreich zunächst durch Bevollmächtigte hatte verwalten 
lassen, bestimmte er 812 Bernhard zum Nachfolger Pippins, 
und setzte er ihn 813 gleichzeitig mit der Verleihung des 
Kaisertums an Ludwig zum König ein. 

Das Gesetz von 806 hat auf Bernhard keine Anwendung 
gefunden. Es sollte erst nach dem Tode des Kaisers zur 
Wirksamkeit gelangen und war 811 durch den Tod des 
Prinzen Karl erledigt. Bernhard ist dem Umfang des Landes 
und der Stellung nach nicht in das Recht, welches sein 
Vater auf Grund des Gesetzes von 806 hatte, eingetreten, 
er ist nicht vermöge des in Gemäßheit des Gesetzes ge- 
äußerten Willens des Volkes seinem Vater gefolgt!), und 
die seiner Succession von den Oheimen Karl und Ludwig 
811 erteilte Zustimmung?) ist nicht die 806 geforderte Zu- 
lassung des vom Volke gewählten Thronfolgers gewesen, 
weil das 806 angeordnete Königreich Pippins nicht entstanden 
war, die hierauf bezügliche Satzung für die Oheime nicht 
davon unabhängig in Kraft trat und die Willenserklärungen 
der Söhne Karls eine Handlung Karls betrafen. 

Bernhard ist der Nachfolger seines Vaters geworden, 
aber nicht sein Erbe. Der Sohn konnte nur erben, was der 
Vater hinterlassen hatte, und das Königreich Italien war 
kein Nachlaß Pippins. Solche Unterkönigreiche waren nicht 
Herrschaften, die der König auf seine Kinder vererbte. Die 
von Karl an Pippin übergebene Regierung Italiens hatte mit 
dem Tode des Königs ihr Ende erreicht. Der Sohn des 
Königs hatte kein Erbrecht, welches unabhängig von dem 
Willen Karls durch die Nähe der Verwandtschaft Bernhards 
mit Pippin bei Pippins Ableben begründet worden wäre. Da 
der Rechtsübergang nicht mit dem Tode Pippins sich voll- 
zogen hat, wie es bei einer Erbfolge geschehen wäre, hat 
Bernhard erst vom Jahre 812 sein Königtum datiert.) Eine 
rechtliche Kontinuität zwischen den beiden Regierungen hat 


) So Longnon, Atlas historique de la France, Texte 1884 S. 52. 
— ?) Ann. Lob. 811 SS. XIII, 231. Ludwigs Beteiligung ist entstellt 
in Vita Hludow. ο. 29 SS. II, 628, 1f. Viollet, Mém. de l'Acad. des In- 
scriptions XXXIIb, 308 f., 2 bezieht die Zustimmung auf das Gesetz 806. 
— 3) Mühlbacher, Reg. I* S. 232. 
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nicht bestanden. Karl hat dem Enkel das Kónigreich nicht 
als ein Gut, das er von seinem Vater geerbt hatte, aus- 
gehündigt. Die Zeitgenossen sprachen davon, da8 Bernhard 
an die Stelle seines Vaters gesetzt wurde!), von seiner Erb- 
folge haben sie nicht geredet. Und wie Italien nicht eine 
Zuwendung der vüterlichen Erbschaft war, so ist es auch 
nicht Bernhards Erbteil aus Karls Verlassenschaft gewesen. 
Karls Herrschaft ist ungeteilt auf Ludwig übergegangen, 
Karl hat seinen letzten Sohn durch kaiserliche Ernennung 
zum alleinigen Nachfolger bestellt: sein Erbe war Ludwig, 
sagt Nithard.?) Die übrigen Nachkommen sind ausgeschlossen 
geblieben.?) 

Das Kônigreich Italien ist eine nicht auf Erbrecht be- 
ruhende Dotation des Prinzen gewesen. Es war Karls Güte, 
wie Einhard bezeugt, die ihm das Reich gegeben hat.*) Bei 
der EntschlieBung des Kaisers kam in Betracht, daß Italien 
eine Sonderstellung, jedoch unter einem Karolinger behalten 
sollte. Bernhard hierfür auszuersehen, war Karl durch die 
Tatsache veranlaßt, daß dessen Vater das Land lange ver- 
waltet hatte. 


1) Ann. Lauriss. min. 812, cod. Rem., SS. I, 121. Chron. Moiss. 810 
SS. II, 258, 45f. Ann. Lob. 811 SS. XIII, 281. — 3) I, 2 SS. II, 651, 25. 
Inwieweit das Kaisertum eingewirkt hat, ist eine andere Frage. Vgl. 
Brunner, RG. II, 28. — *) Karl hat die Absicht, Töchter und Kebssöhne 
testamentarisch ex aliqua parte sibi heredes facere (Einhard, Vita 
Karoli ο, 33), nicht ausgeführt, sie bedurften hierfür einer besonderen 
Willenserklärung. Durch das Zwölftel des Schatzes, das er in seinem 
Testament 811 Kindern und Enkeln vermacht hat, sind sie nicht seine 
Erben geworden. Seine Bastarde hat er dem Nachfolger empfohlen, 
Thegan c. 6 SS. II, 591, 43. Chron. Moiss. 818. 817 SS. I, 310, 31. 
311,8. 313, 10. Ludwig I. bezeichnet 817 als Brauch seiner Vorfahren, 
nicht zur Regierung gelangende eheliche Nachkommen mit Billigkeit 
zu behandeln und mahnt, unehelichen barmherzig zu sein, c. 14f., 
Capit. I, 278. Dahn, Kônige VIII, 6, 64 denkt an Grifo, das zeitlich 
näher liegende Beispiel war Bernhard. Ludwig I. hat seinem Bastard 
Arnulf 817 die Grafschaft Sens verliehen, Chron. Moiss. 817 SS. I, 312, 33f. 
— 4) Vita Karoli c. 19. Ludwig, dem Bernhard 814 bei der neuen 
Verleihung (Nithard I, 2 SS. II, 651, 34f) Mannschaft leistete und 
Treue schwur (Thegan c.12 SS. II, 593), hat 821 seine Bestütigung 
der vüterlichen Einsetzung gleichgestellt, Form. imper. 8, ed. Zeumer 
8. 293, 3f. (Mühlbacher, Reg. I* Nr. 748). Anders Viollet, Institutions I, 
248. Dahn, Kônige VII, 3, 434. VIII, 6, 69. Vgl. Brunner in dieser 
Zeitschrift XXX, 7, 3. 
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Auf Grund des Königtums Bernhards läßt sich die Stel- 
lung der Bastarde im karolingischen Erbgang nicht bestim- 
men, weil Bernhard weder seinen Vater noch seinen Grof- 
vater beerbt hat. 

Die Reichsordnung von 817 hat eine dauernde Rege- 
lung des Thronfolgerechts eingeführt. Der Kaiser durfte nur 
einen ehelichen Nachkommen zum Kaiser bestellen und das 
Volk mufte für das Kaisertum in Ermangelung einer Be- 
setzung durch den Kaiser und für die Königreiche ein ehe- 
liches Mitglied der regierenden Familie wählen. Die König- 
reiche bestanden nicht lünger, als eheliche Mánner des 
Mannsstamms des ersten Königs lebten, nach ihrem Aus- 
sterben fielen die kóniglichen Herrschaften an den Kaiser.!) 
Aber da das Gesetz für den Fall, daß echte Karolinger 
fehlten, keine Vorschrift gegeben hatte, gestattet es den 
Schluß auf die Annahme, daß ein Unehelicher Kaiser werden 
durfte, weil insoweit das bisherige, die Nachfolge Unehe- 
licher erlaubende Recht nicht aufgehoben war. So war 
nach dem Erlóschen des ehelichen Mannsstamms ein Bastard 
rechtlich fühig, Kaiser zu werden, bis wieder ein ehelicher 
Karolinger vorhanden war, dessen Successionsrecht der Folge- 
berechtigung der Unehelichen nun abermals vorging. Die 
Gesetzgebung hat hiermit in der Verringerung des Thron- 
folgerechts der Bastarde den äußersten Schritt getan, der vor 
völliger Abschaffung ihrer Successionsfähigkeit möglich war. 

Daß dem Bastard das Thronrecht noch nicht genommen 
sei, hat Bernhard gezeigt. Als König von Italien war er 
ein Statthalter mit dem Königstitel in einer Unterordnung. 
die den Kaiser zu freiem Eingreifen in die Regierung be- 
rechtigte. Die Reichsordnung bestimmte, ohne ihn zu er- 
wühnen, daß Italien dem zukünftigen Kaiser ebenso unter- 


1) Ordinatio c. 14 f. 18, Capit. I, 272f. Das Gesetz schließt c. 18 
S. 279, 17f. unter liberis nostris den unehelichen Sohn Arnulf nicht ein. 
— 3) Brunner oben S. 121 Anm. Dtimmler, der wohl erkannte, daß die 
rechtliche Möglichkeit der Succession eines Bastards in Ermangelung 
Ebelicher 817 nicht aufgehoben wurde (Ostfränk. Reich III, 244, 1), 
sagt doch I, 20, 8, daß Ludwig die Bastarde gänzlich ausschließen 
wollte, die jedoch ôfter wider das Recht Anteil an der Erbschaft er- 
rangen; I, 21: als Bastard hatte Bernhard keinen Anspruch auf Teilung. 
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geben bleibe, wie es Ludwig und Karl untergeben war, 
während die Herrschaften Pippins und Ludwigs gegen eine 
willkürliche kaiserliche Gewalt durch das Gesetz geschützt 
wurden. Wider diese Unterworfenheit hat Bernhard 817 sich 
empórt. Er wollte den Kaiser entthronen und Herrscher 
werden. Απ dem Aufstand haben nicht nur weltliche Herren, 
sondern auch Bischöfe sich beteiligt." Und wie Bernhard 
und seinen Anhängern die unechte Geburt nicht als Aus- 
schlieBungsgrund von der Succession gegolten hat, so hat 
auch Ludwig I. ihre Folgefühigkeit dadurch zugegeben, daf 
er seine Halbbrüder aus Furcht, sie könnten als Nachfolger 
aufgestellt werden und sich des Reiches bemüchtigen?), zum 
Eintritt in den geistlichen Stand gezwungen hat; eine Be- 
sorgnis, die nur möglich war, wenn die Bastarde nach der 
allgemeinen Rechtsansicht noch ein Recht auf Nachfolge 
durch ihre Abkunft hatten. 

Da das Reichsgesetz von 817 nicht zur Geltung ge- 
kommen ist, so konnte seine Beschrünkung des Nachfolge- 
rechts eines Bastards auf den Fall, daß ein ehelicher Karo- 
linger mangelte, nur durch eine an das Gesetz sich an- 
schlieBende Gewohnheit Recht werden oder in der Politik 
als eine Richtschnur für das praktische Verhalten Wirksam- 
keit behaupten. Zwar betraf der 817 zwischen den Karo- 
lingern durch ihre Geburt begründete Unterschied blof die 
Fähigkeit, Thronfolger durch eine Rechtshandlung des Kaisers 
oder des Volkes zu werden, allein die Forderung der Ehe- 
lichkeit war allgemeiner gedacht, als das Gesetz sie an- 
wandte, das Vorrecht der legitimen Herkunft war als ein für 
alle karolingischen Staaten gültiger Rechtssatz ins Auge 
gefaBt, mochte die Succession durch Wahl, Erbrecht oder 
Ernennung sich vollziehen. In diesem Sinne ist jener Ge- 
danke unabhängig von der 817 beschlossenen Gestaltung der 
Herrschaftsordnung gewesen und mit ihr nicht untergegangen. 
Die Kräfte, welche 817 das Recht der Bastarde gemindert 
hatten, vornehmlich der starke und in der westlichen Hálfte 
des Reiches wachsende kirchliche EinfluB, haben Macht und 





1) Vgl. Simson, Ludwig I, 112ff. Mühlbacher, Reg. 1? S. 232 f. — 
3) 818, Nithard I, 2 SS. II, 651, 86f.; discordiam ad mitigandam, Thegan 
€. 24 SS. IT, 596, 30. 
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Tendenz für die Verhinderung der Nachfolge eines Bastards 
und für die Entstehung einer weiteren Einschrünkung seines 
Nachfolgerechts durch die Aufhebung der Reichsordnung von 
817 nicht verloren. Ludwig I. ist freilich einer solchen politi- 
schen Bedeutung des Gesetzes durch die veründerte Stellung, 
die er 831 einnahm, in den Weg getreten, indem er bei einer 
neuen Verteilung des Reiches die von seinem Vater 806 ge- 
troffene Regelung des Nachfolgerechts wiederholte, welche die 
Ehelichkeit für die Successionsberechtigung wenigstens in der 
ihr 817 gegebenen Ausdehnung nicht gekannt hatte. Jedoch 
auch sein Gesetz ist nicht zur Geltung gelangt. Durch die 
Schwankungen der Gesetzgebung ist das Rechtsbewußtsein 
über das geltende Gewohnheitsrecht unsicherer geworden. 
DaB uneheliche Brüder den ehelichen im Erbrecht nach- 
gingen, blieb die allgemein angenommene Rechtsansicht, 
aber der Umfang ihrer erbrechtlichen Zurücksetzung hinter 
entfernteren ehelichen Karolingern stand noch in Frage, und 
das Verhältnis des Erbvorrechts zur Wühlbarkeit war un- 
bestimmt. 

Inwieweit den unehelichen Karolingern nach Ludwig I. 
ein Thronrecht geblieben war, wurde zunüchst für den Erb- 
gang in Erwügung gezogen. Hierbei ist der Rechtssatz des 
königlichen Familienrechts, daß uneheliche Söhne mindestens 
neben ehelichen nicht erbten, von den Nachkommen Ludwigs 
als in Geltung befindlich vorausgesetzt worden. In den seit 
843 geschlossenen Verträgen, durch die sich Könige gegen- 
seitig verpflichteten, ihren Söhnen das väterliche Erbreich 
zu belassen, haben sie unter ihren Söhnen die ehelichen ver- 
standen, ohne die Erwähnung der Ehelichkeit für erforder- 
lich zu halten.!) Demgemäß hat Lothar I. bei der Teilung 
seines Landes 855 seinen Bastard Karlmann übergangen.?) 
In gleicher Weise haben der westfränkische und der ost- 
fränkische Ludwig nur an ihre ehelichen Söhne als Erben 
gedacht, denen sie 878 die Achtung ihres Erbrechts ge- 
lobten. Denn das Abkommen führte nur den ostfränkischen 
Prinzen Ludwig und nicht auch dessen unehelichen Halb- 


1) Götting. gel. Anzeigen 1902 S. 616f. 940f. — *) Ein Sohn seiner 
femina (Martene, Coll. I, 138, Mühlbacher * 1172) Doda, Ann. Bertin. 
853 S. 43. 











128 Wilhelm Sickel, 


bruder Hugo als Erben an. Unter den in dem Vertrage 
berücksichtigten spüter geborenen Sóhnen sind daher die 
ehelichen gemeint; die Vereinbarung über das Erbrecht 
an dem váterlichen Reiche hat sich auf gegenwürtige und 
zukünftige Bastarde nicht erstreckt." Im übrigen haben 
die Auferungen, welche die vorhandenen ehelichen Sóhne 
im Auge hatten, die Erbfähigkeit der Bastarde weder be- 
jaht noch verneint; sie lieBen unentschieden, ob ein Bastard 
in Ermangelung eines ehelichen Bruders ein Erbrecht an 
dem Reiche des Vaters besitze oder ob seine Erbberech- 
tigung eine geringere sei. 

Erst 858 kam unter zwei Karolingern die Rechtsansicht 
zum Vorschein, daB der Vorzug der Ehelichkeit auch bei 
entfernterer Verwandtschaft mit dem Erblasser Platz greife, 
als Karl seinen Bruder Lothar II. zum Erben einsetzte, aus- 
genommen in dem Falle, daß er einen ehelichen Sohn hinter- 
lasse.?) Nur einen solchen Sohn hat der Kónig der Provence 
als seinen leibliehen Erben betrachtet, einem Bastard würde 
das geseizliche Erbrecht neben den Brüdern des Erblassers 
und also auch neben den ferneren ehelichen Seitenverwandten 
gefehlt haben, und ohne den Vertrag würen die beiden 
Brüder Karls die nüchsten Erben vor einem Bastard des 
Kónigs gewesen. 

Karls Entscheidung war nicht allgemein für das karo- 
lingische Erbrecht maBgebend, sie war jedoch die Handlung 
eines Karolingers, und andere Mitglieder des königlichen 
Hauses haben bald darauf dieselbe Ansicht vertreten. 

Nach der Mitte des 9. Jahrhunderts richtete sich die 
Aufmerksamkeit der Franken auf Lothars IL Reich, wo der 
erste Fall bevorstand, daß ein karolingischer Herrscher nur 
einen Bastard hinterlie8. Hugo, der Sohn Lothars und 
Waldradas, war ein wührend der Ehe des Kônigs mit Theut- 
berga erzeugtes Kind.?) Eine spütere Ehe des Kónigs mit 

1) Capit. II, 169 c. 8. — ?) Ann. Bertin. 858 S. 50. — *) Diese von 
Johann VIJI. 878 gegebene Zeitbestimmung (Mansi XVII, 94, Jaffé 3184) 
umfaßt die Zeit seit der Ehe mit Theutberga einschließlich der Zeit. 
nach der Hochzeit mit Waldrada; die andere Grenze ergibt Lothars 
Erwähnung Hugos in der Urkunde vom 18. Mai 868, Mühlbacher 1265. 


Die Hochzeit fand nach Parisot, Royaume de Lorraine 1898 S. 199 im. 
August oder September 862 statt. 
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Waldrada konnte ihrem Sohn nicht mehr das Recht eines 
ehelichen Sohnes verschaffen, ihm aber tatsächlich von Nutzen 
werden und dem moralischen Nachteil seiner Herkunft aus 
einem Ehebruch das Gegengewicht halten. Ein ehelicher 
Sohn wäre Hugo gewesen, wenn Waldrada schon vor der 
Verbindung mit Theutberga Lothars Ehefrau war, eine Be- 
hauptung, die nachträglich aufgestellt wurde !), ohne Glauben 
zu finden. Waldrada ist auch 862 nicht Ehefrau geworden, 
als Lothar mit ihr nach einer Nichtigkeitserklürung seiner 
Ehe Hochzeit hielt. Wenn der neuen Ehe nicht die Rechts- 
gültigkeit abgesprochen würe, würde Hugo doch ein ehe- 
licher Sohn nur gewesen sein, falls er in dieser Ehe erzeugt 
war. Er ist nach der allgemeinen Meinung ein auferehe- 
liches Kind gewesen.?) 

Lothar hat nach dem Urteil der Zeitgenossen aus Liebe 
Waldrada zur Ehefrau begehrt.?) Er suchte regierende Karo- 
linger für seine Ehetrennung und ihre Einwilligung in seine 
Verheiratung mit Waldrada zu gewinnen. Zu diesem Zweck 
hat er 859 einen Teil seines Landes an Ludwig II. abge- 
treten, 860 das Elsaß seinem Oheim Ludwig vermacht und 
866 Karl II. eine Abtei geschenkt.) Ob er seine Ver- 
wandten, seit Hugo lebte, für dessen Erbfolge geneigter 
machen wollte, wird nicht gemeldet. 860, zu einer Zeit, 


1) Von Lothar 863, Mansi XV, 367, Jaffé 2726 und Mansi XV, 
446 c. 5; Theutberga mußte sich zu einer solchen Erklärung verstehen 
(das. XV, 313. 822, J. 2870. 2873) und dem Kónige willführige Bischôfe 
sagten dasselbe aus, 863 Adventius, Epist. VI, 215—917. Ann. Bertin. 
864 S. 70 c. 7. — *) Waldrada heißt concubina: Hincmar 860, De div. 
Loth., Int. 18. 21, Opera I, 666. 669 vgl. 672. Ann. Bertin. 962 f. 864 8. 60. 
62. 73 vgl. 868 S. 96. Ann. Fuld. 865 8.64 vgl. 868 S. 67. Regino 864 
S.80; pelex: Regino 869 S. 97. Ann. Xant. 870 SS. IT, 233, 47. Mansi XV, 
941. Dümmier, Gesta Berengarii 156 (Jaffé 2886. 3025); moecha: 
Mansi XV, 380. 818. 316. 320. 829. 833 (Jaffé 2808. 2870—2878. 2892). 
— 5) Regino 864 S. 80. Nicolaus I. 868, Ann. Bertin. 868 8. 63; Ann. 
Fuld. 863 S. 58 (an Ludwigs Episcopat), Jaffé 2749. 2751. Götting. 
gel. Anzeigen 1902 S. 951f. Hellmann (S.114 Anm.) 17. 60— 62. Als 
Lothars letztes Ziel sieht Dümmiler II, 246 die Erhaltung seines Reichs 
an. — *) 859 Parisot a. O. 184 f. 860 war es eine Vergabung auf den 
Todesfall, Lothar bebielt das Elsaß im Besitz, Waitz V, 16. Parisot 
180f. Calmette, Diplomatie carolingienne 1901 8.76. 866 Dümmler II, 
145. Lot, Moyen âge XV, 404 f. 
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als Hugo vielleicht noch nicht geboren war, hat er mit 
seinen Nachbarn Ludwig und Karl II. die Wahrung des 
Erbrechts ihrer Kinder ausgemacht, unter Benutzung eines 
Vertrages aus dem Jahre 851, die eine persónliche Be- 
ziehung auf Hugo ausschließt.!) Und wenigstens 867 scheint 
er die Erbfolge seines Sohnes nicht erwartet zu haben, denn 
er verlieh ihm das Herzogtum Elsa8, den Teil seines Reiches, 
den er von Todes wegen an Ludwig vergabt hatte, und 
empfahl ihn dem Schutze Ludwigs.?) 

Ludwig und Karl II. haben sich 868 auf den Stand- 
punkt gestellt, da8 Hugo nicht der Erbe Lothars sei. Sie 
schlossen einen Vertrag, die Lünder Ludwigs II. und 
Lothars II. nach dem Tode der Kónige unter sich zu teilen, 
ohne Hugo in Betracht zu ziehen und ihm aus dem 860 
mit seinem Vater eingegangenen Abkommen den vertrags- 
mäßigen Schutz zu gewähren.) Es könnte allerdings ein- 
gewendet werden, daß sie, wenn ihnen Hugo nicht als der 
rechtmäßige Erbe galt, das Erbrecht Ludwigs II. zugestehen 
mußten), den sie für den Fall, daß er seinen Bruder über- 
lebte, nicht zur Erbschaft zulassen wollten; wären sie ent- 
schlossen gewesen, gegen Ludwig II. ihre Übermacht an die 
Stelle des Rechts zu setzen, so möchten sie auch gewillt 
gewesen sein, Hugo gewaltsam zu verdrängen, ohne seine 
Erbberechtigung zu bestreiten. Als jedoch Lothar 869 starb, 
ward Hugo nicht als sein rechter Erbe angesehen. Kein 
Landesangehöriger ist für ihn aufgetreten. Ludwig II. be- 
hauptete, der gesetzliche und durch Verträge gesicherte Erbe 
des Reiches zu sein, und der Papst stand seinem Rechts- 
anspruch bei; die Lothringer wählten Karl II. mit der Be- 
hauptung, Ludwig II. sei durch seine Herrschaft in Italien ein 
für die Regierung des nördlichen Landes ungeeigneter Erbe; 
Ludwig der Ostfranke und Karl II. haben 870 das Reich 
geteilt, ohne daß die Übergehung Hugos als ein Unrecht 


1) Capit. II, 155 c.3. Auch schon frühere Verträge würden sich 
auf Hugos Erbrecht erstreckt haben, falls ihn nicht die uneheliche 
Geburt hinter Seitenverwandten zurücksetzte. — 3) Ann. Bertin. 867 
S. 87. — 3) Capit. II, 168. — *) Mühlbacher, Reg. I, LXII, Deutsche 
Gesch. 1896 S. 538 hält Ludwig II. für den Erben, wobei S. 539 
Lothars II. Reich nur ein Erbkönigtum gekannt haben soll. 
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hervorgehoben wurde. Alle bei der Nachfolge tütigen, die 
Lothringer, Ludwig II. und der Papst, der ostfrünkische 
Ludwig und Karl II. haben mit Rücksicht auf das Vor- 
handensein ehelicher Karolinger ein Erbrecht des Bastarda 
an dem väterlichen Reiche nicht anerkannt. 

Hugo blieb der Überzeugung, der rechtmäßige Erbe 
seines Vaters zu sein; er hielt für Gewalt, was seine Ver- 
wandten und der größere Teil des Volkes seines Vaters für 
Recht hielten. Eine gültige Wahl hätte ihn ausgeschlossen, 
&ber die Wahl Karls IL war nicht gültig geworden. Die 
Inhaber des Landes besaBen das Gebiet auf Grund des 870 
zwischen Ludwig und Karl II. vollzogenen Teilungsvertrages. 
Hatten diese Kónige dem Erben seine Erbschaft mit Unrecht 
genommen, so hatten auch ihre Nachfolger das Land ebenso 
rechtswidrig wie ihre Vorgänger inne, sodaß Hugo ihnen 
gegenüber sich in derselben rechtlichen Lage wie gegen die 
früheren Besitzer befand. Bei dem Tode seines Vaters durch 
seine Jugend außer Stande, den Erbanspruch, den er zu haben 
meinte, persönlich zu verfolgen, hat er, herangewachsen, 
nicht länger gezögert, das Land seines Vaters als seine Erb- 
schaft zu fordern.!) Zur Geltendmachung seines Rechts stand 
ihm kein anderes Mittel zu Gebote als Gewalt. Er suchte 
sein Erbe ganz oder teilweise zu erkämpfen. Er sammelte 
Anhänger. Er warb Kriegsleute, und mächtige Angehörige 
des ehemaligen Reiches seines Vaters, unter ihnen mindestens 
vier Grafen, schlossen sich ihm an.?) Die ihn unterstützenden 
Männer wurden von Gegnern unzufriedene und habgierige 
Leute genannt, die von Hugo persönlichen Gewinn erhofften 
oder rauben wollten?), Beweggründe, die nicht hindern 
würden, daß sie in dem Königssohne den rechten Erben des 
Reiches seines Vaters sahen; sie versuchten doch ihm zu 
einem Königreiche zu verhelfen, von dem er behauptete, 
daß es sein ihm widerrechtlich entrissenes Erbgut sei. Aber 
von den Bischöfen des Landes ist keiner für den Bastard 


1) Ann. Bertin. 879 S. 150. Ann. Fuld. 883 S. 100. Regino 883. 

885 S. 120. 123. — ?) Parisot 444—446. — 3) Hincmar bei Flodoard III, 

26 SS. XIII, 545, 46 ff. und Ann. Bertin. 879 S. 150. Regino 883 S. 120, 

Hugo und seine Genossen wurden 878 wegen Gewalttaten exkommuni- 
ziert. Mansi XVII, 94 (Jaffé 3184). Ann. Bertin. 878 S. 144. 
9 * 
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eingetreten. Die im Besitz des Landes befindlichen Kônige 
haben sein besseres Recht nicht anerkannt, ihnen hat das 
gegen ihre Regierung gerichtete Unternehmen als AnmaBung 
einer kôniglichen Herrschaft gegolten, auf die Hugo kein 
Recht hatte. !) Sie waren zu einer dem Königssohne an- 
gemessenen Ausstattung erbótig, aber er war nicht bereit, sich 
dauernd abfinden zu lassen; er hat seinen Vorsatz, das väter- 
liche Land zu erwerben nicht aufgegeben, sondern ihn von 
878 bis zu seiner Blendung durch Karl IIT. 885 mit einzelnen 
Unterbrechungen fortgesetzt. 

Hier sind die áltere und die jüngere Ansicht von dem 
Erbrecht eines karolingischen Bastards an dem väterlichen 
Reiche sich mit den Waffen begegnet. Die Unehelichkeit 
hat 869 die Ausschließung des Sohnes von der Erbfolge 
begründet, er ist nach der verbreiteteren Rechtsüberzeugung 
nicht der Erbe gewesen, weil er unehelich war.?) Hugo 
hat das Erbrecht des einzigen, aber außer der Ehe geborenen 
Sohnes vor entfernteren ehelichen Verwandten nicht zur 
Anerkennung gebracht. Die Zurücksetzung im Nachfolge- 
recht, zu der die Gesetzgebung im Jahre 817 fortgeschritten 
war, ist, nachdem sie karolingische Könige 858 ausge- 
sprochen hatten, gegen Hugo durchgeführt worden und het 
die óffentliche Meinung auf ihrer Seite gehabt. Die Partei 
Hugos hat hiergegen seine Folgeberechtigung vor den 
Seitenverwandten vertreten. Ob einem Bastard in Ermange- 
lung ehelicher Karolinger ein frünkisches Reich durch Erb- 
recht gebühre, ist bei diesen Vorgángen nicht zur Ent- 
scheidung gekommen. 

Ludwig d. St. hatte gleichzeitig zwei Frauen, Ansgard 
und Adelheid. Da Polygamie im frünkischen Reiche nicht 
mehr erlaubt war, konnte nur eine der beiden Frauen seine 
Ehefrau sein, so ἆθβ entweder die Nachkommenschaft der 
ersten oder die der zweiten unehelich war. Er hat Ansgard 
ohne Wissen und Willen seines Vaters Karl II. geheiratet. 
Weil jedoch der Mangel der viterlichen Einwilligung kein 


!) Tyrannis, Ann. Fuld. 879f. 885 8. 98. 95. 109. regni pervasio, 
Hincmar, Flodoard III, 26 SS. XIII, 546, 3—15. — *) Vgl. Dümmler III, 
304. Parisot 145 vgl. 337. Ranke, Weltgesch. VIe, 182. 187. 
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rechtliches Hindernis der Eheschließung war, so hat die Aus- 
söhnung des Vaters mit dem Sohne durch eine Einladung, 
mit Ansgard an den Hof zu kommen, die Frau nicht zur 
Ehefrau gemacht, vielmehr hing die Eingehung der Ehe 
von der Beobachtung bestimmter weltlicher Erfordernisse ab, 
an denen der Vater des Mannes nicht beteiligt war. Nach 
mehr als zehnjähriger Verbindung hat Ludwig auf Verlangen 
seines Vaters Ansgard entlassen. Aber das Recht des Mannes, 
die Ehe aufzulósen, bestand nicht mehr, schon Lothar II. 
hatte es nicht üben kónnen. Ansgard blieb Ehefrau, wenn 
sie es vor der Aufkündigung der Lebensgemeinschaft war, 
und ihre Söhne wären auch bei einer rechtmäßigen Schei- 
dung eheliche Kinder geblieben. Nur eine Konkubine durfte 
der Mann willkürlich verstoßen, allein diese Eigenschaft hat 
die Vereinigung Ludwigs und Ansgards nach mafgebenden 
Urteilen nicht gehabt. Erzbischof Hinkmar bezeichnete beide 
Frauen als Gemahlinnen Ludwigs, er fand sich mit der Tat- 
sache einer doppelten Ehe ab.!) Johann VIII. hat Ansgard 
bei dem Abschlag der Bitte Ludwigs, Adelheid zu krönen, 
als Königin erachtet, diese hatte nicht Ehefrau werden können, 
weil der Kónig mit Ansgard verheiratet war.?) Kónig Ludwig 
behandelte 878 beide als Gattinnen, deren Sóhne das gleiche 
Erbrecht gegen ihn hatten.?) 

Bei der nach dem Tode Ludwigs 879 unter den West- 
franken eintretenden Spaltung in der Politik hat die Legi- 
timität der Söhne Ansgards eine Rolle gespielt. Die Partei, 
welche den ostfránkischen Ludwig zum Nachfolger wollte, 


1) Duabus uxoribus, Flodoard III, 20 SS. XIII, 513, 25f.; Ansgard 
uxor das, III, 19 S. 510, 46. Ann. Bertin. 862 S. 58. 59, Adelheid uxor 
das. 878 S. 149. Zwei Ehen, Regino 878 S. 114. — 3) Ann. Bertin. 
878 S.148. Aus der päpstlichen Weigerung schließen auf eine Ehe 
Kalckstein, Forsch. z. d. Gesch. XIV, 88 und Französ. Königtum 1877 
S. 471. Schrörs, Hinkmar 1884 8.428 Anm. 63. Parisot 438, weniger 
bestimmt Hefele, Konziliengesch. IV 3, 534. Dümniler III, 85. Hellmann 
(S. 114 Anm.) 67. — 3 Capit. II, 169 c. 3. Mühlbacher, Deutsche 
Gesch. 586 folgert die Illegitimitàt der Prinzen aus der Aufhebung der 
Gemeinschaft und läßt S. 588 durch die kirchliche Weihe die Frage 
der Legitimitit beseitigen. Poupardin, Royaume de Provence 1901 
8. 94. 102. 275 hält Ansgard für eine Konkubine, jedoch das Westreich 
hielt sie für legitim S. 101f. 
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hat die Übergehung der einheimischen Prinzen mit der An- 
fechtung ihrer Ehelichkeit gerechtfertigt. Mochte das wahre 
Motiv Eigennutz und die Illegitimität nur ein Vorwand sein, 
um die Ausübung des Wahlrechts zu Gunsten eines ost- 
frinkischen Karolingers zu begründen und gegenüber den 
Anhüngern der Prinzen politisch wirksamer zu machen, die 
Entscheidung wurde doch auf die unechte Geburt der Prinzen 
gestützt.) Ob aus ihr die Folgerung gezogen wurde, daß 
Bastarde nicht mehr Kónige der Franken werden dürften, 
weil noch eheliche Karolinger lebten, ob ihre Successions- 
berechtigung überhaupt in Zweifel kam oder sie nur als 
erbunwürdig und nicht zugleich als erbunfühig hingestellt 
wurden, bleibt bei dieser Verwendung der Ehelichkeit frag- 
lich. Damals war der Sohn Adelheids noch nicht geboren 
und auf seine mógliche Geburt ward keine Rücksicht ge- 
nommen. 

Andere Westfranken faßten in einer besonderen Ver- 
sammlung einen entgegengesetzten Beschlu8, sie haben sich 
für die Nachfolge der beiden Sóhne Ansgards entschieden. 
Wenn sie die Ehelichkeit der Prinzen annahmen, so war 
deren Erbrecht unstreitig und folgten sie dem Vater auf 
Grund des Erbgangs. Setzten sie hingegen die Unehelich- 
keit voraus, so konnten sie ihnen entweder das bessere Erb- 
recht vor ehelichen Karolingern wegen ihrer nüheren Ver- 
wandtschaft mit dem Erblasser zuerkennen, oder sie wühlten 
sie, falls sie ihnen das Erbrecht vor entfernteren aber ehe- 
lichen Karolingern absprachen. Da sie beide Prinzen suc- 
cedieren ließen und demnach mit einer Teilung des König- 
reichs einverstanden waren, ging ihre Meinung dahin, die 
Erbfolge zuzulassen, die bereits der Kónig 878 in Aussicht 
genommen hatte. Ihre Gegner haben sich gefügt, nachdem 
der ostfránkische Ludwig gegen Abtretung des westlichen 
Lothringens sich verpflichtet hatte, den Sóhnen Ludwigs das 
übrige Reich ihres Vaters zu gónnen. Die kirchliche Sal- 
bung der Kónige, die erst erfolgte, als Ludwig einen neuen 
Angriff auf Westfrancien plante, hat nicht den Zweck gehabt, 


1) Flodoard III, 19 SS. XIII, 510, 45-47. Schrörs a. O. Dümmler 
III, 116. 
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die Ehelichkeit durch kirchliche Mittel aufer Zweifel zu 
stellen, sie sollte die innere Herrschaft der Könige ver- 
stärken. Die legitime Geburt ist den Königen von ihren 
Franken nicht wieder streitig gemacht worden.!) 

Adelheids Sohn Karl, zu der Zeit geboren, als man seine 
Halbbrüder Ludwig und Karlmann zu Kônigen einsetzte, 
wurde lange nicht als Kónig gewollt. Er blieb 879 auBer 
Betracht, wurde von der Beerbung Ludwigs 882 durch den 
Miterben Karlmann ausgeschlossen, nach dem Tode Karl- 
manns, dessen Erbe er war, zu Gunsten des Wahlkónigs 
Karl III. und nach dessen Sturz wegen des Usurpators Odo 
übergangen und erst 893 zum Kônig erkoren. In keinem 
Falle war es die Zweifelhaftigkeit seiner Legitimität, die ihn 
nicht auf den Thron gelangen ließ. Keine zeitgenössische 
Quelle berichtet, daß er als uneheliches Kind Ludwigs ge- 
golten habe. Nicht sein geringeres Successionsrecht, sondern 
seine Regierungsunfähigkeit hat die Verwerfung bei der 
Nachfolge verursacht.?) 

Eine andere Stellung als die karolingisch gesinnten West- 
franken hat Boso, Herzog der Provence, eingenommen. Er 
benutzte die nach dem Tode Ludwigs d. St. eingetretene 
Unsicherheit des öffentlichen Zustands, um sich ein König- 
reich zu gründen. Schon vor der Entscheidung über die 
Thronfolge gab er seinen amtlichen Titel auf, um nicht 
mehr als Beamter zu erscheinen.) Bei seiner Königswahl 
behaupteten die Wähler, seit Ludwig sei das Land ohne 
König*), obwohl inzwischen die beiden älteren Söhne zur 
Regierung erhoben waren. Äber Boso achtete, wie ein Zeit- 
genosse sich ausdrückt, die jungen Königssöhne für nichts 
und leitete außerdem aus der Verstoßung ihrer Mutter den 
Mangel des Successionsrechts ab. Sie wurden in seinem 


1) Eckel, Charles le Simple 1899 S. 2 führt nur das späte Chron. 
Turonense dafür an. — ?) Folco 898 bei Flodoard IV, 5 SS. XIII, 
563, 36f. nennt als Grund der letzten Übergehung Karls dessen Kind- 
heit und wendet sich S. 564, 17—21 gegen die Behauptung, er sei gar 
kein Karolinger, die wohl von Odos Partei aufgestellt war, vgl. Eckel 
a. O. 2. 3. Folcuin, G. abb. Bertin. 98 SS. XIII, 623. Richer I, 4 a. E. 12, 
— 3) Juli 879, Lalore, Cart. de Troyes VII Nr. 8. — *) In der Wahl- 
urkunde Capit. II, 368, 10f. — 5) Regino 879 6. 114. 
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Kônigreiche nicht als Herrscher anerkannt. In ihm hat 
der Ausschluß der Bastarde einen Vertreter gehabt. Denn 
seine Einwendung gegen die Ehelichkeit hatte zur Vor- 
aussetzung, da8 nach dem bestehenden Recht Bastarden 
auch in Ermangelung von ehelichen Brüdern ein Erbrecht an 
dem Reiche fehle und selbst eine Wahl ihnen kein Recht 
gewähren könne. Auch in diesem Falle war sein Königtum 
wegen der ehelichen Karolinger unrechtmäßig. Weun bei 
seiner Wahl die Kunde von der Geburt des neuen Prinzen 
noch nicht zu ihm gelangt sein sollte, oder er dessen karo- 
lingische Abstammung leugnete, so mußte er den ostfrün- 
kischen Karolingern die Nachfolgeberechtigung im westlichen 
Frankenreiche einräumen, das ihnen entweder durch Erb- 
recht zufiel oder einem von ihnen durch Wahl zukam. Er 
war in dem karolingischen Reiche ein rechtlich unzulässiger 
Kónig. 

Aus den Vorgängen bei Karl, Kónig der Provence, 858, 
bei Lothars II. Sohn Hugo und 879 nach Ludwigs d. St. 
Tod ergibt sich eine im Westen des Reiches eingetretene 
gewohnheitsrechtliche Verschlechterung des Thronrechts der 
unechten Karolinger. 

Die Ostfranken hatten mit der Thronfolgefähigkeit eines 
Bastards zuerst bei Arnulf, dem einzigen aber außerehe- 
lichen Sohne Karlmanns, Kónigs der Baiern, sich zu be- 
fassen. Bis dahin hatten nur zwei ostfränkische Kônige 
Gelegenheit gehabt, sich über das Erbrecht eines unehe- 
lichen Prinzen zu äußern. Ludwig hatte Lothars II. Sohn 
als ein mindestens neben ehelichen Karolingern nicht erb- 
berechtigtes Mitglied des Herrscherhauses behandelt, und 
Ludwig d. J. 878 erklärt, daß sein eigener Bastard wenig- 
stens durch den ehelichen Sohn von der Beerbung des Vaters 
ausgeschlossen sei. 

Bei einer schweren Erkrankung seines Bruders Karl- 
mann hat Ludwig d. J. 879 einzelne bairische Optimaten 
veranlaßt, ihm zu versprechen, nach dem Tode ihres Königs 


!) In Vienne wurde 882 regnante Bosone rege post obitum Luduvico 
filio Carlo datiert, Bruel, Chartes de Cluny I Nr. 26 vgl. Nr.94. Vgl. 
Poupardin a. O. 102. 106. 
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keinen anderen als ihn zum Kônig anzunehmen oder herr- 
schen zu lassen. Die Handlung hat ein Zerwürfnis zwischen 
Karlmann und jenen Optimaten herbeigeführt, infolgedessen 
Arnulf für seinen kranken Vater Anhünger Ludwigs ihrer 
Lehen beraubte und aus dem Lande verjagte. Die Ver- 
triebenen gingen Ludwig um Hülfe an, der ihnen die Güter 
wiederverschaffte und nunmehr Karlmann bewogen hat, ihm 
das bairische Kônigreich zu übergeben. 

Wenn die Handlung der Baiern unter den Gesichtspunkt 
einer Volkswahl gebracht wurde, indem sie Ludwig ver- 
hießen, ihn bei der nächsten Thronerledigung zu wählen, 
oder indem sie ihn im voraus zum Nachfolger erkoren, so 
war seine Succession gegenüber allen Karolingern recht- 
mäßig. In diesem Falle würde der Hergang nicht mit 
Sicherheit die rechtliche Verschiedenheit der Wühlbarkeit 
Ehelicher und Unehelicher, sondern etwa eine tatsüchliche 
Bevorzugung der ehelichen Geburt erweisen und über das 
Verhültnis des Erbrechts der Ehelichen und der Unehelichen 
keine Auskunft geben. Allein die Beteiligten haben den 
Hergang, soweit ersichtlich, anders aufgefaßt. Die Baiern, 
welche Ludwig gelobten, die Herrschaft eines andern Karo- 
lingers nicht zu dulden, scheinen ihrem Beschlu8 das Erb- 
recht des Kónigs zu grunde gelegt zu haben, wobei sie den 
gleichberechtigten Miterben Karl III. von der Erbschaft aus- 
schlossen. Unser Gewührsmann hat ihr Vorgehen áhnlich er- 
zühlt, wie in denselben Jahrbüchern die Nachfolge Lothars II. 
dargestellt war!), die nicht durch Wahl, sondern durch Ein- 
tritt der hausrechtlichen Successionsordnung geschah. Und 
Ludwig wollte, als er die Baiern zu ihrem Beschluß be- 
stimmte, der Erbe seines Bruders werden. Er ist ihm später 
durch die Übertragung des Königreichs gefolgt, zu welcher 
er den Bruder mit Rücksicht auf die von diesem inzwischen 
vorgenommene Abtretung Italiens an Karl III. genótigt hat, 


1) Ann. Fuld. 879 S. 92 vgl. mit 855 S. 46. Parisot (S. 128 Anm. 3) 
497. Nach Dümmler III, 96. 140. 300. 304 fehlte Arnulf das Erbrecht 
gegenüber den ehelichen Brüdern seines Vaters, vgl. III, 119, und nach 
Waitz V, 23 fehlte es ihm überhaupt. Ludwigs Mitbewerber sei Arnulf, 
Mühlbacher, Reg. I Nr. 1496*, dem seine Geburt das Folgerecht ge- 
nommen habe, Deutsche Gesch. 580. 619. 
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um sich wegen der Verkürzung bei der Erbteilung schadlos 
zu halten. | 

Ludwigs Historiker behauptete, die Einmischung seines 
Kónigs in die bairische Regierung bei der Zurückführung der 
Verjagten sei kein Bruch des 876 zwischen ihm und seinen 
Brüdern geschlossenen Vertrages, sich gegenseitig Treue zu 
bewahren; Ludwig sei an jenen Vertrag nicht mehr gebunden 
gewesen, weil Karlmann die in demselbenVertrage verabredete 
Teilung Italiens nicht ausgeführt habe. Ludwigs Verteidiger 
verschwieg, daß die Vereinbarung über Italien durch ein 
spâteres Abkommen, das auch erfüllt war, erledigt war, und 
daß Ludwig es war, der seiner Vertragspflicht bezüglich 
Italiens sich nicht fügte.!) Die Erörterung lehrt, daß der 
gegen Ludwig erhobene Vorwurf ungerechter Gewalttat be- 
gründet war. Und diese Rechtswidrigkeit hat sich nicht auf 
die Einmengung beschrünkt, bei der sie der Annalist meldete, 
sie hat sich gleichfalls auf die frühere Abmachung Ludwigs 
mit den Baiern erstreckt. Karlmann hat das Verfahren 
seiner Untertanen als Eingriff in sein Recht empfunden und 
sich gegen die Widersacher gewendet; er sah in Arnulf 
seinen Erben. Auch dieser hat sich für den berechtigten 
Erben gehalten. Während der letzten Erkrankung seines 
Vaters besetzte er einen Teil des Kônigreichs, um bei dem 
nahen Tode des Herrschers die ganze Erbschaft leichter zu 
erwerben. Ludwig war in Besorgnis, daß Arnulf ihm vor- 
gehen könne; gegen ihn vornehmlich bewerkstelligte er den 
bairischen Beschluß, gegen ihn sicherte er sich durch die 
erzwungene Übergabe des Reiches. Ein besseres Erbrecht 
gestand er ihm ebensowenig zu, als sein Vater, Karl II. und 
Ludwig Ἡ. Hugo als den Erben des väterlichen Reiches 
anerkannt hatten. War nach seiner Meinung Arnulf von 
dem Erbe durch die Brüder seines Vaters ausgeschlossen, 
so war er, wie es 817 Gesetz gewesen war, durch eheliche 
Karolinger überhaupt ausgeschlossen. 

Nach dem Verlaufe der vorigen Ereignisse hat die Erb- 
berechtigung Arnulfs wenigstens neben ehelichen ostfrän- 
kischen Karolingern sowohl Vertreter als Gegner gehabt. 


1) Vgl. Dümmler III, 61.94.96. Mühlbacher, Deutsche Gesch. 588. 
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Es gab Baiern, welche in Arnulfs unechter Geburt kein 
rechtliches Hindernis seiner Erbfolge und in dem von Lud- 
wig betriebenen bairischen Beschluß kein ihm zugefügtes 
Unrecht sahen, während andere Baiern dem Sohne ihres 
Königs das Erbvorrecht vor Ludwig zuerkannten und Karl- 
mann wie Arnulf auf ihrer Seite hatten. Gegen den Bastard 
hat bei den nebeneinander bestehenden Anschauungen die 
größere Macht Ludwigs entschieden, der die bairische Erb- 
schaft für sich beansprucht und erlangt hat. 

Unter Karl III. wandte sich die Sorge dem Thron- 
wechsel zu. Einer der Mitlebenden, Notker, Mönch in 
St. Gallen, hat 881 der Meinung Ausdruck gegeben, daß 
die Ungewißheit über die Nachfolge durch die Geburt eines 
ehelichen Sohnes seines noch kinderlosen Königs beseitigt 
werden würde.!) Ihm war in diesem Falle der Eintritt des 
Erbgangs, auch wenn der Erbe noch ein Kind war, nicht 
zweifelhaft. Wenige Jahre vor dieser ostfränkischen Beur- 
teilung der Lage wollte Erzbischof Hinkmar Karl III. auf- 
fordern, einen westfränkischen König zum Erben seines 
Reiches einzusetzen, weil er keinen Sohn habe; auch er 
nahm die Erbfolge an.?) Wie er an die Thronfolge eines 
Westfranken in Ostfrancien dachte, so hielt Notker die west- 
fränkischen Könige für mögliche Nachfolger in den ost- 
fránkischen Ländern, er hat sie in diesem Sinne als die 
Hoffnung des Frankenreichs bezeichnet.) Denn von der ost- 
fránkischen Linie sei aufer Karl III. und Ludwig nur noch 
Arnulf am Leben. Für den Fall, daß Karl ohne Sohn ver- 
stürbe, hat Notker an die Succession Arnulfs gedacht, der 
als Mitglied des Herrscherhauses nach der Ansicht Notkers 
ein Recht auf das Reich hatte. Dem Unterschied der echten 
und der unechten Geburt legte der Mônch hier keine ent- 
scheidende Bedeutung bei; er betrachtete die Thronfolge 
des Bastards als wahrscheinlicher wie die eines Westfranken. 
Möge Arnulf leben, so schrieb er, auf daß die Familie Lud- 
wigs des Ostfranken nicht erlósche.* Auf welche Weise er 


1) Erchanbert cont. SS. II, 330, 294. — 3) Flodoard III, 24 SS. XIII, 
537, 26. 28. — *) Spes Europae SS. II, 330, 11. Europa ist hier das 
fränkische Reich wie SS. II, 329, 5. Gesta Karol I, 30. 11,8. SS. II, 
745, 7. 751,38. Ann. Fuld. 888 S. 116. Waitz III, 201. — *) 56.11, 330, 194. 





140 Wilhelm Sickel, 


euccedieren kónne, ob durch Erbrecht oder durch Wahl, hat 
seine AuBerung unbestimmt gelassen. 

Nachdem Karl III. seinen Bruder Ludwig beerbt und 
in Bernhard einen unehelichen Sohn bekommen hatte, sprach 
Notker 883 seine Hoffnung auf einen ehelichen Leibeserben 
nochmals aus.) Er gedachte neben Karl noch vorhandener 
ostfrinkischer Karolinger, Bernhards mit einem Hinweis 
auf seine zarte Jugend?) und Arnulfs, dessen Schwert 
von Normannenblut gefärbt sei?) Beide Bastarde achtete 
er für nachfolgeberechtigt, aber die nähere Blutsverwandt- 
schaft Bernhards mit Karl nicht wie die eines ehelichen 
Sohnes in seiner früheren Schrift für wirksam genug, um 
bei der Succession für Bernhard den Ausschlag zu geben. 
Arnulfs Nachfolge konnte jetzt nur noch durch eine Wahl 
geschehen. Eine Änderung des reichsrechtlichen Thronfolge- 
rechts hat die etwaige Nachfolge eines Bastards nach diesem 
ostfränkischen Zeitgenossen nicht enthalten. 

Zwei Jahre darauf hat Karl, nun alleiniger Beherrscher 
des Frankenreichs, die Absicht kundgegeben, Bernhard die 
Nachfolge zu verschaffen.*) Um den Widerstand abgeneigter 
Bischöfe zu überwinden, nahm der König die Hülfe Hadrians III. 
in Anspruch. Sie konnte darin bestehen, daß der Papst 
seinen Einfluß gebrauchte, um auf den Willen der wider- 
strebenden Geistlichen einzuwirken und diejenigen, die er 
nicht zur Fügsamkeit zu bringen vermochte, abzusetzen, um 
dem Könige die Anstellung nachgiebiger Amtsnachfolger zu 
ermöglichen.) Ein Recht auf Beteiligung an dem Beschluß 
der Reichsangehörigen hatte der Papst nicht. Wenn die 
Ostfranken in Bernhards Succession eingewilligt hatten, so 
konnte er den Königssohn in der Bewahrung des erworbenen 
Rechts durch eine kirchliche Weihe sichern, wie zu solchem 
Zweck erst kürzlich Johann VIII. den westfränkischen König 
Ludwig gekrönt hatte. Hadrian war bereit, den Plan des 


1) Gesta Karoli II, 11. 14 SS. II, 754, 29. 758, 11. — 1) Gesta II, 
12. 14 SS. II, 756, 40. 758, 8. — 3) Gesta II, 14 SS. II, 758, 6—9. — 
*) Ann. Fuld. 885 S. 108. — °) In Ann. Fuld. a. O. ist das von Karl 
gewühlte Mittel auch mit Bezug auf episcopos inrationabiliter deponere 
als Trugwerk (fraudulenta consilia) charakterisiert. Mühlbacher, Deutsche 
Gesch. 610 vergleicht die beabsichtigte püpstliche Tätigkeit mit der 
im Jahre 751, weil er Bernhard das Thronrecht abspricht. 
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Königs persönlich zu unterstützen, aber er starb auf der 
Reise. Nach seinem Tode hat Karl die Unterhandlungen 
nicht fortgesetzt. Die Abneigung gegen die Bewilligung 
der Nachfolge Bernhards ist stärker gewesen als die Macht 
des Königs, der an der Erreichung seines Wunsches ver- 
zweifelte. Die Fürsorge für die Ordnung der Thronfolge 
war gescheitert. | 

Die Rechtshandlung, welche Karl mit Reichsangehórigen 
vorhatte, war nach einer Auslegung ein gesetzgeberischer 
Akt, der Bernhard das ihm als Bastard fehlende Thronfolge- 
recht schaffen sollte. Bei einer solchen das Anrecht auf 
den Thron begründenden Mafregel würde die karolingische 
Abstammung nur ein Motiv für die Beschließenden gebildet 
haben. Nach einer anderen Auffassung besaffen auch die 
Bastarde noch ein Successionrecht und zwar ein Successions- 
recht von derselben Art wie die Ehelichen, nur ihre Reihen- 
folge in der Ordnung der Succession sei verschieden. Wenn 
hierbei im Erbrecht die Unehelichen jedem Ehelichen nach- 
gingen, wie 817 beschlossen war, so würde eine Handlung 
für Bernhard erforderlich gewesen sein, um ihm das Vor- 
recht vor dem westfrinkischen Karl zu geben und diese 
Handlung hütte in einer Wahl bestanden, dem rechtlichen 
Mittel, einen Karolinger, der nach der Erbordnung des kónig- 
lichen Hauses noch nicht zum Throne gelangte, dem nüher 
berechtigten Erben vorzuziehen. 

Der Standpunkt Karls III. und der Ostfranken läßt sich 
in dem Bericht, daB Karl Bernhard zum Erben seines Reiches 
nach sich einsetzen wollte, bei der Zweideutigkeit des Aus- 
drucks Erbe nicht sicher erkennen. Zwar scheint danach 
der König die Anschauung gehegt zu haben, daß sein 
einziger, obwohl unehelicher Sohn zum Erben seines Reiches 
durch die Nähe der Verwandtschaft mit dem Vorgänger 
berufen sei und demgemäß keiner Wahl durch das Volk 
bedürfe, indes jeden Zweifel über die Rechtsansicht Karls 
beseitigen jene Worte nicht und noch weniger ist aus ihnen 
die im Volke lebende Rechtsüberzeugung ersichtlich. Aber 
die rechtliche Seite jener Vorgünge wird durch Ereignisse 
deutlich, die nach wenigen Jahren unter den Ostfranken 
eingetreten sind. 
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Die von Karl verlangte Handlung war die Verpflichtung, 
Bernhard erben zu lassen. Die Zusage würde ein Verzicht 
zu Gunsten Bernhards gewesen sein, bei der nüchsten Thron- 
erledigung das Wahlrecht auszuüben, ein BeschluB, der das 
Nachfolgerecht nicht erteilte, sondern die Erbfolge gewühr- 
leistete, eine Sicherungsmaßregel, wie sie frühere Karolinger 
bei ehelichen Sóhnen getroffen hatten und Arnulf sie wieder- 
holte. Karl wußte, daß die Erbfolge seines Sohnes unsicher sei 
und gegen ihn die neben der familienrechtlichen Erbordnung 
bestehende Volkswahl leicht zur Anwendung kommen könne. 
Zwar hatte in der ostfränkischen Linie bisher nur der Erb- 
‚gang stattgefunden, aber das Erbrecht bestimmte den Nach- 
folger nicht allein. Und wenigstens im 9. Jahrhundert war 
noch kein Bastard König der Franken geworden. Obwohl 
ihm die rechtliche Möglichkeit nicht fehlte, war die Wahr- 
scheinlichkeit seiner Succession geringer, wie schon 883 
Notker dessen Erbrecht für ein tatsächlich schwächer wir- 
kendes gehalten hatte. Ein Bastard war, auch wo sein 
Recht kein schlechteres war, unter sonst gleichen Verhält- 
nissen der Übergehung leichter als ein ehelicher Prinz aus- 
gesetzt, das Volk war geneigter, statt seiner einen anderen 
Karolinger zu wählen. So zweifelte Karl, ob sein Sohn zur 
Beerbung zugelassen werden würde. 

Die Beweggründe der Weigerung, auf den Antrag Karls 
einzugehen, ergeben sich teils aus einer von unserem Bericht- 
erstatter 885 mitgeteilten Tatsache, teils aus ostfránkischen 
Handlungen in den Jahren 887 und $89. Die gewichtigsten 
Gegner des königlichen Vorhabens sind Bischöfe gewesen. 
Auf dieser Seite war es am meisten die Unehelichkeit Bern- 
hards, die von der Bewilligung seiner Nachfolge abhielt. 
Hier kam der Gegensatz zwischen der kirchlichen, den 
Bastarden ungünstigen, und der unter den Ostfranken noch 
-eingewurzelten älteren weltlichen Anschauung zum Ausdruck. 
Aber der Mangel der ehelichen Geburt war auch für die 
‘Geistlichen nicht das einzige Bedenken, sich auf Bernhards 
Nachfolge zu verpflichten. Denn Bischöfe, unter ihnen der 
Erzbischof von Mainz, haben 887 an der Wahl eines Unehe- 
lichen zum Nachfolger Karls und 889 an der Einräumung 
der Erbfolge zweier Bastarde sich beteiligt. Waren sie 
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wenige Jahre später der Meinung, daB dem Bastard ein 
Anrecht auf den Thron zustehe, so haben sie es auch 885 
nicht bestritten. Außer dem Mangel der ehelichen Geburt 
kam das Alter Bernhards in Betracht. Er war noch zu 
jung, um bald die Regierung führen zu können. Wie die 
Westfranken 884 den Erben ihres Reiches wegen seiner 
Jugend den Bruder nicht beerben ließen, sondern ihm einen 
erwachsenen ostfränkischen Karolinger vorzogen, so hielten 
die Ostfranken 885 dureh ihre Ablehnung sich eine Ent- 
scheidung offen, welche richtiger später gefaßt wurde und 
am zweckmäßigsten erst bei der Thronerledigung, zu der 
Zeit, wo die Tauglichkeit der vorhandenen Karolinger sich 
beurteilen ließ. Die Ostfranken besaßen 885 in Arnulf einen 
Bastard, der die Mark Kärnten verwaltete und 852 die 
Baiern im Kriege gegen die Normannen befehligt hatte. Die 
Ausführung des Plans Karls III. würde die Wahl Arnulfs, 
der viele Anhänger hatte, vereitelt haben. Soweit waren es 
politische Erwägungen, auf die Karl bei den Optimaten ge- 
stoßen ist. Sie wollten Bernhard nicht ausschließen, aber 
zur Zeit auch nicht annehmen. Der Wille, die Entscheidung 
sich vorzubehalten, würde weniger stark oder nicht vorhanden 
gewesen sein, wenn Karl einen ehelichen, obgleich uner- 
wachsenen Sohn besessen hätte, wie schon Notker äußerte, 
und die Ostfranken bei Arnulfs Sohn Ludwig betätigt haben. 
Aber bei dem unehelichen Kinde Bernhard haben die Opti- 
maten mehr auf ihr Interesse und das öffentliche Wohl als 
auf die Erbfolge gesehen. 

Nachdem die Ostfranken 885 sich das Recht gewahrt 
hatten, nach Karl III. einen geeigneten Karolinger zum 
König zu erheben, waren sie auf eine Wahl vorbereitet. 
Zwei Jahre später haben sie Karl von dem Throne gestürzt. 
Bei seiner Absetzung gab es fünf durch ihre Herkunft auf 
das Reich berechtigte Prinzen, vier ostfränkische, Bernhard 
und Arnulf nebst dessen Söhnen, und den westfränkischen Karl, 
der allgemein als ehelicher Karolinger galt. Die Ostfranken 
wählten den Nachfolger Karls III. Auf wen ihre Wahl fallen 
würde, war im voraus gewiß. Sie erkoren Arnulf. Er war 
der einzige regierungsfähige Mann in dem königlichen Ge- 
schlecht und gehörte zudem der ostfränkischen Linie an. 
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Arnulf wurde gewählt. Wie immer das Reich erledigt 
wurde, für ihn war stets eine Wahl erforderlich, weil er 
nicht der durch seine Geburt bestimmte Nachfolger war. Ob 
das nächste Successionsrecht in der hausrechtlichen Reihen- 
folge nach dem Urteil der Ostfranken Bernhard wegen seiner 
nüheren Verwandtschaft mit dem Vorgänger oder Karl wegen 
seiner ehelichen Geburt zustand, mag streitig sein!), Arnulf 
besaB es in keinem Falle. 

Arnulfs Wahl zeigt die Wählbarkeit eines Bastards nach 
der ostfránkischen Rechtsansicht, die Unehelichkeit ist nach der 
Meinung der Ostfranken kein Grund seiner UnrechtmiBigkeit 
gewesen, wie auch die Zeitgenossen in ihren Berichten die 
unechte Geburt bei und nach der Wahl nicht mehr erwühnt 
haben. Aber es sind nicht nur die Ostfranken gewesen, 
denen ein karolingischer Bastard noch als thronfolgeberech- 
tigt durch Wahl gegolten hat. Ein Auslünder hat Arnulf 
von der Vaterseite zum Reiche geboren genannt?), und 
Inländer in verschiedenen Teilen des Reiches haben nicht 
anders geurteilt. Westfranken äußerten sofort, daß ihm als 
Mitglied des Herrscherhauses ein Folgerecht zukomme. Dem 
Kónige Odo unterworfene Franken, unter ihnen zwei Sóhne 
karolingischer Prinzessinnen und Erzbischof Folco von Reims, 
haben 888 an Arnulf die Bitte gerichtet, das westliche Reich als 
ein ihm rechtmäßig gebührendes Land in Besitz zu nehmen.?) 
Auch neben Karl d. E. hat ihm Folco 893 ein Anrecht auf 
das Reich zuerkannt.*) Abt Regino von Prüm, der ihn für 
den einzigen zur Zeit geeigneten Karolinger erklärte, hat 
ihn als den durch seine Abkunft rechtmäßigen Herrscher hin- 
gestellt.) Italiener haben ihn 893 aufgefordert, das König- 


1) Für Karl Scholle, De Lotharii I. certamine 1855 S. 62 Anm 14. 
Waitz V, 96 vgl. 25. Dümmler III, 312. Mühlbacher, Reg. I, LXVIII. 
Parisot 485. — 31) Ann. Anglosax. 887 SS. XIII, 106, 21. — 3) Ann. 
Vedast. 888 SS. II, 204, 10—12. Folco, Flodoard IV, 5 SS. XIII, 568, 
25—27. 81. Parisot 490. Sugenheim, Gesch. des d. Volkes I, 589 ver- 
mutet westfrünkische Abneigung gegen Arnulf wegen seiner Unehelich- 
keit. Die Quellen bringen sie nicht in Verbindung. — *) Vgl. Flodoard 
IV, 5 SS. XIII, 563, 38. 564, 26. 29. 37f. — 5) Regino 880 S. 117 nennt 
Arnulfs alleinige Regierungstüchtigkeit als Wahlmotiv und ihn nach 
seiner Wahl und Karls Thronverzicht (581 8.198) den durch Geburt 
rechtmäßigen Herrscher 888 8. 129. 


Das Thronfolgerecht der unehelichen Karolinger. 145 


reich Italien von dem Usurpator Wido zu befreien.!) Waren 
Italiener und Westfranken der Ansicht, daß er wegen seiner 
karolingischen Geburt ein Folgerecht besitze, so haben auch 
die Ostfranken unter derselben Anschauung gestanden. 

Arnulf war überzeugt, als Karolinger successionsfähig 
zu sein. Weil er ein Recht auf das Reich durch seine Ab- 
stammung hatte, hielt er im Unterschied von den im Reiche 
aufgestellten Kónigen aus anderen Familien Salbung und 
Krónung für eine seinem Herrscherrecht entbehrliche Siche- 
rung.?) Nach seiner Erklärung, er habe das Kónigsgut durch 
Erbrecht erhalten, *) hat er das zum Reiche gehörige Königs- 
gut mit dem Reiche durch eine Wahl erworben, deren Zu- 
lässigkeit er seiner karolingischen Herkunft verdankte. Weil 
seine Wahl ein Anwendungsfall des geltenden Reichsrechts 
war, gemäß welchem das Volk unter den folgeberechtigten 
Karolingern auszuwühlen hatte, eine Rechtsausübung, die sich 
in dem einzelnen Falle erschöpfte; hat sie zu dem bestehen- 
den Thronrecht kein neues Recht hinzugefügt.) Noch unter 
Arnulf wurde das Reich der Franken von dem karolingischen 
Geschlecht beherrscht.) 

Die Stellung des unechten Prinzen in der Erbfolge- 
ordnung des karolingischen Hauses nach der ostfrünkischen 
Ansicht hat nochmals unter Arnulf in Frage gestanden. Der 


!) Ann. Fuld. 893 8. 122, vgl. 890 S. 118f. — 3) Waitz V, 30, 1. 
VI, 208. Brunner, RG. II, 22. Mühlbacher, Deutsche Gesch. 619. — 
5 898, Mon. Boica XXVIII*, 123 (Mühlbacher 1897) — *) Gegen 
H. Schulze in dieser Zeitschrift VII, 386. 393 und Hädicke, Landes- 
teilungen der fränk. Könige 1896 S. 29 s. Dümmler III, 308f. Nach 
Waitz V, 25. 27. 28. 96. VI, 162 war Arnulf nicht successionsberechtigt 
und seine Abstammung nur ein Beweggrund für die Wühler, sich auf 
ihn zu vereinigen. Dümmler III, 244. 308. 304. 311. 312 erkennt ihm 
eine Berechtigung zu, deren Unvollstándigkeit durch die Wahl ergünzt 
sei, und ebenso Mühlbacher, Reg. I, LXVII. LXVIII, Deutsche Gesch. 
87. 619. 633. 658. 659, wonach Arnulf sich als den berechtigten Erben 
betrachtete S. 659. Vgl. Köpke, Otto I. 1876 S. 20. Das fränkische 
Reich war nicht nur ein Erbreich, sondern zugleich ein Wahlreich, in 
welchem der erkorene Karolinger vermöge des auf folgeberechtigte 
Karolinger beschrünkten Wahlrechts sein Recht auf das Reich er- 
warb. Bei einem Bastard hat die Wahl den Fehler der Geburt 
nicht ergünzt, sondern ignoriert. — *) Poeta Saxo V, 126. 142 (Poet. 
Carol. IV, 58). 
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Kônig hat 889, zu einer Zeit, als er nur natürliche, zwei 
von verschiedenen Konkubinen geborene Söhne besaß, von 
den Baiern, die ihm von seinem Vater her am ergebensten 
waren, das Versprechen nachgesucht und erhalten, sich der 
Herrschaft der Prinzen nicht zu entziehen. Dem Kônige 
genügte die Zusicherung der Baiern nicht, er hat auch von 
den übrigen ostfränkischen Optimaten die Zusage erlangt, 
jedoch mit der zugleich für die Baiern gültigen Ein- 
schränkung, daß ein ehelicher Sohn vor den Bastarden 
König werden solle. Die Ostfranken haben nicht einer 
Handlung des Königs ihre Zustimmung gegeben, es kam 
vielmehr auf eine Handlung des Volkes an, bei welcher der 
König nur insofern beteiligt war, als er sie veranlaßt hat. 
Arnulf erlangte, was sein Vorgänger nicht erreicht hatte, 
er hat seinen Einfluß auf die Bestimmung seiner Söhne zu 
Erben mit Erfolg geltend gemacht.!) Und so sehr hielten 
die Ostfranken an dem Erbgang fest, daB sie zwei Erben 
zulieBen, deren Nachfolge eine Teilung der Herrschaft 
Arnulfs bewirkt haben würde. Diese bei den Ostfranken 
geltende Erbberechtigung der unechten Karolinger ist jedoch 
unter Umstünden anerkannt worden, die eine andere poli- 
tische Entscheidung erschwerten. Als Arnulf über die Erb- 
folge seiner Bastarde verhandelte, waren Bastarde die 
einzigen Karolinger der ostfränkischen Linie; außer Arnulfs 
Sóhnen war nur Bernhard vorhanden, auf den eine Wahl 
hätte fallen können. Wahl oder Erbfolge eines westfrünki- 
schen Karolingers hatten die ostfränkischen Prinzen nicht 
zu besorgen. Die westliche Linie war den Ostfranken schon 
887 zu fremd gewesen, als daß sie deren einzigen Prinzen 
Karl mit Rücksicht auf seine Ehelichkeit succedieren ließen, 
und in den beiden folgenden Jahren war ihnen der Westen 
und sein Karolinger noch mehr entfremdet. 

Nachdem die Geburt eines ehelichen Sohnes Arnulfs 
893 die beiden Bastarde in der Succession an die zweite 
Stelle gebracht hatte, wünschte Arnulf für seinen ältesten 
Sohn das Königreich Lothringen zu errichten. Die Opti- 


1) Ann. Fuld. 889 8. 118. Brunner in dieser Zeitschrift XXX, 7 
gegen Mühlbacher, Gesch. 633. Vgl. Usinger bei Hirsch, Heinrich II. 
I, 429. 433. Ludwigs Ehelichkeit hebt Regino 900 S. 148 hervor. 
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maten des Landes haben 894 die Ausführung des Plans 
durch Versagung ihrer Genehmigung verhindert. Die Gründe 
der Ablehnung sind unbekannt. Schon im nächsten Jahre 
hat der Kónig mit Einwilligung einer groBen Reichsversamm- 
lung, auf der die anwesenden Lothringer keinen Einspruch 
erhoben, sein Recht, das Kónigreich zu gründen, ausgeübt 
und dem Bastard das Reich übergeben. Die Zustimmung 
hat sich nicht auf die Unehelichkeit bezogen.!) Der Bastard 
erwarb das Kónigtum durch Übertragung, nicht durch Wahl. 
Arnulf ordnete die Salbung des Kónigs an, um dessen Stel- 
lung durch die Kirche zu befestigen. 

Bernhard, von seinem Vater bei der Niederlegung der 
Regierung dem Nachfolger empfohlen, durch dessen Wahl 
er von dem väterlichen Reiche ausgeschlossen war, hatte 
durch den ostfränkischen Beschluß von 889 die Aussicht, 
Arnulf zu succedieren, verloren. Er wollte nun 890 in dem 
ehemaligen schwäbischen Kónigreiche seines Vaters sich zum 
König aufwerfen, wozu ihm der Abt von St. Gallen und ein 
Graf des Landes Unterstützung boten. Er war ein Em- 
pörer, aber nicht ein AnmaBer wie andere Fürsten, auch er 
konnte Kónig der Franken werden, wie es seinen Vettern 
verheifen war. 

Der karolingische Bastard ist bis zum Ausgang des 
9. Jahrhunderts ein folgefáhiges Mitglied der Dynastie ge- 
blieben. Er hat die Wählbarkeit ohne die 817 gewollte 
Beschrünkung auf Eheliche vor Unehelichen und bei den 
Ostfranken, unter denen der ihm feindliche Einflu8 der Geist- 
lichkeit weniger mächtig war, auch das Nachfolgerecht im 
Erbgang behalten. 


1) Vgl. Viollet, Hist. du droit civil français? 1893 S. 466. — 
*) Dümmler III, 841f. Mühlbacher, Reg. I Nr. 1798». 
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IV. 
Die isländischen Häuptlinge. 


Von 
Herrn Amtsrichter Dr. F. Boden 


in Hamburg. 





|l. Einleitung. 


Die urgermanische Ständegliederung und insbesondere 
die rechtliche und soziale Stellung des ältesten germanischen 
Adels haben in jüngster Zeit die Literatur mehrfach be- 
schüftigt. Einverständnis herrscht darüber, daß schon in 
früher Zeit der Adel in fast allen germanischen Lündern 
durch das Aufkommen und Erstarken des Kónigtums eine 
totale Veränderung erfuhr, indem der Uradel allmählich 
durch einen auf dem Königtum ruhenden Amtsadel völlig 
verdrängt wurde. Dieser Umstand bringt es mit sich, daß 
die Quellen über den germanischen Uradel in den meisten 
Gegenden überaus spärlich fließen. Es ist deshalb nicht 
auffallend, daß so viele Punkte, die den ältesten Adel an- 
gehen oder mit ihm im Zusammenhang stehen, noch unauf- 
geklárt oder zweifelhaft sind. Und doch sind es gerade die 
ältesten Verhältnisse, die für uns das größte Interesse haben. 
Unter allen germanischen Lándern gibt es nun nur ein 
einziges, das noch den grüBten Teil des Mittelalters hindurch 
nicht unter einem König stand, und in dem also eine Ver- 
drängung des Uradels durch den königlichen Dienstadel 
nicht stattgefunden haben kann. Dieses Land ist Island, 
das erst in den Jahren 1262—1264 dem norwegischen Kónig 
unterworfen wurde, und das von seiner Besiedelung in den 
Jahren 872—930 an bis zu jener Zeit einer kóniglichen oder 
sonst monarchischen Herrschaft gänzlich entbehrte. Zugleich 
zeichnet sich dieses Land nun aber nicht nur durch eine 
umfangreiche Rechtsliteratur aus, sondern auch durch einen 
großen Reichtum an Geschichtsquellen. Und gerade dieser 
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letzteren bedarf man dringend, um über die Ständegliederung 
eines Volkes ein sicheres Urteil zu gewinnen, weil die 
Standesunterschiede nur zum geringeren Teil auf rechtlichem, 
und zum größten Teil auf sozialem Gebiete zu liegen 
pflegen. Die isländischen Geschichtsquellen der älteren Zeit, 
die sog. Islendinga sógur, Isländergeschichten, sind nun aller- 
dings in ihrer Glaubwürdigkeit vielfach angefochten,!) und 
gewiB in mancher Beziehung nicht mit Unrecht. Ohne auf 
die sehr subtile Frage nüher einzugehen, sei hier nur folgen- 
des bemerkt. Der stürkste Einwand gegen die Glaubwürdig- 
keit der Islendingasögur ist der Umstand, daB sie erst rund 
.200 Jahre nach den in ihnen erzühlten Ereignissen aufge- 
zeichnet sind; es lassen sich tatsüchlich auch eine Reihe 
Differenzen und Irrtümer in den Einzelheiten, in der Zeit- 
rechnung, den Personen, den Genealogien usw. nachweisen. 
Aber es sind doch eben nicht die Einzelheiten, sondern das 
Gesamtbild, das uns interessiert, und in diesem Gesamtbild, 
das sich aus zahlreichen Einzelheiten zusammensetzen muß, 
fállt ein einzelner Irrtum nicht erheblich ins Gewicht, soweit 
es sich nicht etwa um eine stándig wiederkehrende Ursache 
des Irrtums handelt, als welche z. B. Parteilichkeit des 
Schriftstellers und Übertragung spüterer Verhültnisse auf 
frühere Zeiten in Frage kommen kann. Soweit dergleichen 
nicht in Frage kommt, wird es trotz der Anfechtungen be- 
rechtigt sein, aus den von den Erzühlungen gebotenen 
Einzelheiten ein Gesamtbild zusammenzustellen, indem man 
die Möglichkeit einer Unrichtigkeit im Einzelfalle in Kauf 


1) Vgl. Jessen, Glaubwürdigkeit der Egilssaga und anderer 
Isländersagen, Historische Zeitschr. Bd. 28 1872. Lehmann und Schnorr 
von Carolsfeld, die Njálssaga insbesondere in ihren juristischen Be- 
standteilen 1883. Otto Opet, die ZuverläBigkeit der rechtsgeschicht- 
lichen Angaben der Hrafnkelssaga, Mitt. d. Inst. f. österr. Geschichtsf. 
Ergünzungsbd. 8 1890— 94, schlieBlich auch Konrad v. Maurer, die 
Hænsa-bôris saga, Abhandlungen der Münchener Akademie Bd. 12 1871, 
während dieser im übrigen die Mehrzahl der Islendinga sögur als durch- 
aus zuverlässig behandelt und anerkennt, worüber insbesondere zu ver- 
gleichen ist: Zwei Rechtsfälle in der Eigla (Sitzungsberichte der Münchner 
Akademie 1895), Zwei Rechtsfülle aus der Eyrbygja (daselbst 1896) 
und Besprechung von Arvid Kempe, Studier öfver den Islændska Juryn 
enligt Grágás in der Kritischen Vierteljahrsschrift Bd. 28 1886. 
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nimmt und sich darauf verläßt, daß die Fülle des Materials 
den vereinzelten Fehler ausgleichen werde. 

Zieht man nun die Reichhaltigkeit der Geschichtsquellen 
und die Ausfübrlichkeit der Rechtsbücher auf der einen Seite, 
das Fehlen eines Kónigtums auf der andern Seite in Betracht, 
so wird man sich der Vermutung nicht verschlieBen kónnen, 
daB die islándischen Verhültnisse uns wahrscheinlich über 
den germanischen Uradel mancherlei Aufklärung werden 
geben kónnen, die wir anderweitig vergebens suchen. Diese 
Vermutung wird nur dann hinfällig, wenn die isländischen 
Verhältnisse solche Besonderheiten und Eigentümlichkeiten 
zeigen, daß an ihre Verwertung für die Erforschung der 
gemeingermanischen Verhültnisse nicht zu denken ist. Das 
hat man nun allerdings bisher angenommen, und daher 
erklürt es sich, daB man bisher noch nicht den Versuch 
gemacht hat, die islündischen Verhültnisse in dieser Be- 
ziehung weiter zu verwerten. 

Auffallend ist allerdings auf den ersten Blick, daß die 
isländischen Rechtsaufzeichnungen das regelmäßige Kenn- 
zeichen des germanischen Adels, die Erhóhung des Wer- 
geldes und der Bufen, schlechterdings nicht kennen; das 
islándische Recht stuft die Bußen überhaupt nicht nach dem 
Stande ab, sondern normiert sie für alle gleichmäßig. Dieser 
Umstand hat jedoch vielleicht seinen Grund nur in der 
juristischen Technik. Nach isländischem Recht ist die regel- 
mäßige Folge einer Rechtsverletzung nicht wie in sonstigen 
germanischen Rechten eine Bufe, sondern es tritt meist 
sofort Friedlosigkeit, sei es in der strengeren oder in der 
milderen Form, ein. Praktisch kam es aber in der Regel 
nicht zur Friedlosigkeit, und das lag auch wohl nicht im 
Sinne der Rechtsordnung; vielmehr verglichen sich Verletzter 
und Schüdiger in der Regel auf eine Buße. Daß diese 
dann aber nach dem Stande des Verletzten verschieden 
normiert wurde, läBt sich durch zahlreiche Beispiele aus den 
Geschichtsquellen belegen. Es würe also jedenfalls voreilig, 
wenn man aus der gedachten Eigentümlichkeit der Rechts- 
quellen auf einen demokratischen Grundzug des islündischen 
Staates schließen wollte. Die gesamte Literatur steht auch 
durchaus auf dem Standpunkt, daB die isländische Staats- 
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verfassung eine durchaus aristokratische war. Die Trüger 
dieser Aristokratie waren die Goden, in deren Händen die 
gesamte Regierungsgewalt lag. Die Gewalt der Goden war 
vererblich und frei veräußerlich. Von der freien Veräußerlich- 
keit wurde aber wenigstens Nichtverwandten gegenüber kein 
allzu háufiger Gebrauch gemacht. Die Godengewalt blieb 
vielmehr regelmäßig in der Familie und erscheint faktisch 
an die Familie gebunden. Es kann bei dem sehr engen 
Familienzusammenhang in Island auch kaum zweifelhaft sein, 
daß auch der Stand der Verwandten des Goden von der 
Godenwürde beeinflußt wurde, sodaß sich in dieser Be- 
ziehung eigentlich kein Bedenken ergibt, den Godenadel 
als einen Geburtsadel anzusprechen.!) Es besteht in dieser 
Beziehung kein Unterschied zwischen dem islándischen Goden- 
adel und dem sonstigen germanischen Adel, indem auch 
dieser meist mit einer hervorragenden staatlichen Stellung 
eines Familienmitgliedes verbunden ist. Von hier aus er- 
gibt sich also kaum ein Bedenken, den isländischen Goden- 
adel mit dem germanischen Uradel in Zusammenhang zu 
bringen. Aber die bisherige Literatur nimmt für das Goden- 
tum eine Art der Entstehung an, die allerdings einen 
nühern Zusammenhang mit dem germanischen Uradel fast 
gänzlich ausschließt. Nach der herrschenden Anschauung?) 


1) A. M. wenngleich wohl mehr im Ausdruck, als in der Sache, 
Konrad von Maurer, Island S. 152—154. — ?) Vgl. Konrad von Maurer, 
Island S. 38. Derselbe, Entstehung des isländischen Staats und seiner 
Verfassung (Beiträge zur Rechtsgeschichte des germanischen Nordens 
Heft 1 1852), S. 82ff., 111ff. und derselbe: zur Urgeschichte der Goden- 
würde (Zeitschr. f. deutsche Philologie Bd, 4); von Amira, Gött. gel. 
Anz. 1889 S. 252; Lehmann, Zeitschr. der Savigny-Stiftung, Germ. Abt. 
Bd.11, 1890 S.210 und derselbe, zur Frage nach dem Ursprung des 
Gesetzessprecheramtes, Zeitschr. der Savigny-Stiftung Bd. 6 1885 Nr.4. 
Auch Vilhjálmur Finssen, Om den oprindelige Ordning af nogle af 
den islandske Fristats Institutioner in Vidensk. Selsk. Skr. 6. Raekke, 
histor. og philos. Afdeling 2,1.  Kjóbenhavn 1888 S. 56, führt das 
Godentum auf das Tempelpriestertum zurück, modifiziert jedoch die 
herrschende Anschauung insofern nicht unerheblich, als nach seiner 
Ansicht die Goden bis zum Jahre 980 ausschließlich Tempelpriester 
waren und ihnen dann im Wege der Gesetzgebung, nämlich durch die 
Ulfljótslóg, die politische Machtstellung beigelegt wurde, während die 
herrschende Meinung die Entwicklung des Tempelpriestertums zur poli- 
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ist nämlich das Godentum aus dem Tempelpriestertum 
entstanden und beruhte die Regierungsgewalt der Goden 
gegenüber ihren Thingmännern auf der Gewalt des Tempel- 
besitzers gegenüber den fremden Benutzern seines Tempels, 
die ihrerseits durch freien, jederzeit kündbaren Vertrag 
dieses Untertanverhältnis eingegangen seien, um sich da- 
durch die Benutzung des Tempels zu sichern. Es soll im 
folgenden untersucht werden, ob diese Theorie von der Ent- 
stehung des Godentums dem Inhalt unserer Quellen völlig 
gerecht wird, und ob in der Tat die Entwicklung des 
isländischen Adels einen Weg eingeschlagen hat, der in der 
germanischen Rechtsgeschichte einzig dasteht, und der einen 
Zusammenhang mit dem germanischen Uradel von vornherein 
so gut wie ganz ausschlieBt, oder ob die für eine solche 
Entstehung des Godentums aus dem Tempelpriestertum 
sprechenden Quellenzeugnisse nicht vielleicht eine andere 
Deutung zulassen. 

Was die Rechtsstellung der Goden, ihre Befugnisse und 
Pflichten angeht, so hat Konrad v. Maurer, Island von seiner 
Entdeckung bis zum Untergang des Freistaats S. 187—211 
darüber einen ausführlichen, nach keiner Richtung einer 
Ergänzung bedürfenden Bericht erstattet, auf den wir hier 
Bezug nehmen können. Es sei hier nur kurz an die wich- 
tigsten Befugnisse und Pflichten der Goden erinnert. Es 
lag ihnen in erster Linie auf allen Thingen die Leitung und 
Richterernennung ob; ferner hatten sie das Verteilungs- 
gericht abzuhalten und die Zwölferjury zu berufen; weiter 
hatten sie das ausschließliche Stimmrecht in der Lógretta. 
Über diese Rechte und Pflichten der Goden geben uns die 
Rechtsbücher ausführliche Auskunft. Aber auch sonst be- 
saBen sie die weitestreichenden Machtbefugnisse, die sich 
jedoch hauptsüchlich aus den Geschichtsquellen ergeben und 
in den Rechtsbüchern nur hin und wieder gestreift werden. 
Es lag ihnen ganz allgemein ob: die Sorge für den Frieden 
im Bezirk, die Beaufsichtigung von Handel und Wandel, 


tischen Macht im Wege des Gewohnheitsrechtes annimmt.  Finssens 
Ansicht berührt sich mit der hier vertretenen in der selbstündigeren 
Stellung, die er den Ulfljótalóg gegenüber dem bisherigen Gewohnheits- 
recht einräumt. 
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der Schutz und die Vertretung ihrer Thingleute nach außen. 
Sie waren in der Wahl der Mittel zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben ziemlich unbeschränkt. Sie besaßen ein Recht zum 
Aufgebot der Thinggenossen, die ihrerseits ihnen zur Folge 
verpflichtet waren, sie konnten ihren Thingleuten im Inter- 
esse des Friedens eine gewisse Gegend als Aufenthaltsort 
verbieten oder zuweisen, sie konnten als gesetzliche Ver- 
treter ihrer Thingleute Verträge, insonderheit Vergleiche 
schlieBen (vgl. Sturl. VII cap. 106 S. 329) und sie übten 
sogar ein Gesetzgebungsrecht aus (vgl. insbes. Heid. cap. 7). 
Außerdem war ihre Stellung auch mit pekuniüren Vorteilen 
verknüpft, indem sie den Überschuß des pingfararkaup, 
ferner gewisse Gerichtsgefülle und Sporteln und schlieBlich 
auch eine direkte Abgabe ihrer Untertanen, in ülterer Zeit 
Tempelzoll, in spüterer Zeit Schafzoll genannt, bezogen. 


2. Positive Gründe gegen die Entstehung des 
Godentums aus dem Tempelpriestertum. 


Was nun die Entstehung der islündischen Aristokratie 
aus dem Tempelpriestertum angeht, so sprechen zunüchst 
eine Reihe positiver Gründe dagegen, die hier zunüchst er- 
órtert werden sollen. In erster Linie ist darauf hinzuweisen, 
daB das germanische Heidentum cine wenig geeignete 
Grundlage für staatliche Gewalten bot, wie sich denn auch 
in keinem andern germanischen Lande auch nur die leiseste 
Spur einer theokratischen Staatsverfassung nachweisen läßt. 
Das Geprüge des germanischen Heidentums war ein durchaus 
individualistisches. Es kannte kaum irgend welche allgemein 
anerkannten Glaubenslehren, auf denen sich eine für alle 
verbindliche Staatsverfassung hütte aufbauen kónnen. Zwei 
eklatante Beispiele, in wie geringem MaBe die Glaubens- 
lehren als allgemein verbindlich angesehen wurden, sind uns 
in der Eyrbyggja und der Hrafnkelssaga überliefert. Die 
pôrsnesingar haben dem pór eine Thingstátte geweiht und 
sie mit einer besondern Heiligkeit ausgestattet. Diese 
Heiligkeit wird von den benachbarten Kjalleklingar nur so 
lange respektiert, als sie sich nicht mächtiger wissen als 
jene, dann aber von ihnen so offen bestritten, daß es zu 
einem Kampfe zwischen den beiden Parteien kommt, der 


154 Dr. Boden, 


zur Folge hat, daß die alte, geheiligte Thingstätte auf- 
gegeben werden muß und eine neue unter Mitbeteiligung 
der Kjalleklingar gegründet wird. Die Heiligkeit des Ortes 
erscheint hier durchaus als eine Privatangelegenheit der 
bôrsnesingar (Eyrb. cap. 9 und 10). In der Hrafnkelssaga 
(S. 23) wird erzühlt, wie Hrafnkell, ein eifriger Verehrer 
des Gottes Frey, von seinem Feinde Sám und dessen Be- 
schützern überwunden wird. Nach seiner Überwindung lassen 
es sich seine Feinde angelegen sein, alles zu vernichten, 
was mit dem Kultus des Gottes im Zusammenhang ge- 
standen hat, besonders dessen Tempel und Gôtterbilder 
und das ihm geweihte Ro8, das den Anla8 zu den Streitig- 
keiten gegeben hat. Also auch hier fehlt es an jeder 
Hochachtung vor dem Gott und den Heiligtümern an sich. 
Der von dem Hrafnkell geübte Kultus erscheint aufs 
engste mit seiner Person verwachsen und wird durchaus als 
seine Privatsache aufgefaBt. Die Beispiele für diese in- 
dividualistische Auffassung der heidnischen Religion lieBen 
sich leicht noch weiter vermehren. Die Religion erscheint 
durchgängig als Privatsache des einzelnen Mannes oder wohl 
richtiger der einzelnen Familie, und jede Familie hatte so- 
zusagen ihren Glauben für sich, der nur sie anging und von 
ihr nicht zu trennen war, was natürlich nicht hindert, daB 
der Glaube der verschiedenen Familien starke Verwandt- 
schaft zeigt und überall mehr oder weniger dieselben Grund- 
züge aufweist. 

Weiter aber fällt ins Gewicht, daß ein recht erheblicher 
Teil der Bevólkerung dem alten heidnischen Glauben über- 
haupt negativ gegenüberstand. Auf der einen Seite nümlich 
finden sich eine stattliche Anzahl von Beispielen völligen 
Unglaubens, die Maurer in seiner Bekehrung des norwegi- 
schen Stammes zum Christentum Bd. II S. 247 — 253 zu- 
sammengestellt hat. Maurer erblickt darin ein Symptom 
des innern Verfalls des Hcidentums. Um das mit Sicher- 
heit behaupten zu kónnen, fehlt es uns zu sehr an Material 
für eine frühere Zeit, in der es vielleicht anders gewesen 
sein könnte. Daß sich solche Spuren des Unglaubens in 
früherer Zeit weniger gezeigt hätten, halte ich keineswegs 
für selbstverständlich; der individualistische Charakter der 
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heidnischen Religion scheint mir diese Beispiele absoluten 
Unglaubens genügend zu erklären. Auf der andern Seite 
aber war ein nieht unerheblicher Teil der Bevólkerung bei 
der Besiedelung christlich; und wenngleich das Christentum 
spáter fast ganz wieder verschwand, so muB es doch jeden- 
falls zu der Zeit noch in erheblichem Umfange existiert 
haben, als sich die Herrschaftsverhültnisse bildeten und fest- 
stellten, und diesen Bildungen müßte der christliche Glaube 
zahlreicher Ansiedler doch in erheblichem Mafe hinderlich 
gewesen sein, wenn diese Herrschaftsverhältnisse das Tempel- 
priestertum zu ihrer Grundlage hatten. 

Ein noch viel stärkerer Einwand gegen die herrschende 
Meinung ist aber, daB diese auf dem Tempelpriestertum 
aufgebauten Herrschaften der gesetzlichen Einführung des 
Christentums im Jahre 1000 einerseits nicht den geringsten 
Widerstand entgegensetzten, andrerseits durch die Einführung 
des Christentums in ihren politischen Rechten vóllig unbe- 
rührt blieben. Die Einführung des Christentums erfolgte 
kaum siebzig Jahre nach Schluß der Besiedelung. In der 
Zeit der Besiedelung und in diesen siebzig Jahren müßte 
sich nun auf der einen Seite die Ausbildung der Herrschafts- 
verhältnisse auf Grund der Tempelpriesterschaft vollzogen, 
auf der andern Seite müfte sich aber das Herrschafts- 
verhältnis von der Tempelpriesterschaft wieder derartig unab- 
hängig gemacht haben, daß es nicht davon berührt wurde, 
wenn es seiner ursprünglichen Grundlage vollstándig beraubt 
wurde. Daß das in der relativ kurzen Zeit kaum möglich 
war, leuchtet ohne weiteres ein. Wenn aber andrerseits 
die Macht der Goden vor kaum hundert Jahren auf der 
Grundlage des Tempelpriestertums aufgebaut war, so hatten 
die Goden den dringendsten Grund, gegen die Einführung 
des Christentums, durch die die Grundlagen ihrer Macht 
illusorisch gemacht wurden, energisch zu protestieren. Aber 
an keiner Stelle finden wir, daß das hier fragliche Bedenken 
auch nur erwühnt wird. Eine ganze Anzahl Goden lassen 
sich schon vor der gesetzlichen Einführung des Christentums 
taufen, ohne daß von einer Veränderung in ihren Herrschafts- 
rechten die Rede würe. Und auch bei der gesetzlichen 
Einführung des Christentums, über die wir sehr genaue und 
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sehr zuverlüssige Berichte haben, scheint man keinerlei 
Regelung der Rechte der Goden und keinerlei Vorbehalte 
zu ihren Gunsten für nótig gehalten zu haben. Ja, man 
trug kein Bedenken, vier Jahre nach Einführung des Christen- 
tums eine Ánzahl Godorde neu zu gründen und also die 
Herrschaftsverhültnisse von vornherein ohne priesterliche _ 
Grundlage zu schaffen, die noch bis vor vier Jahren im 
Tempelpriestertum ihre Grundlage gehabt haben sollen. 

Auffallend ist es aber weiter, wie selten in unsern 
Geschichtsquellen ein engerer Zusammenhang zwischen dem 
Besitz eines Tempels und dem Besitz der politischen Macht 
angedeutet ist. Die ausdrückliche Betonung eines solchen 
Zusammenhanges finden wir eigentlich nur in einer einzigen 
Saga, der Eyrbyggja, auf welche wir unten noch zu sprechen 
kommen werden. In anderen Sagen wird uns meist an der 
einen Stelle von dem Bau oder Besitz eines Tempels erzühlt, 
und unabhängig davon an einer andern Stelle von dem Be- 
sitz eines Godords, so besonders deutlich in der Vatusdoela 
von Ingimund, und in der Hardar saga von Grimkel godi. 
Háufig findet sich beides auch in ganz verschiedenen Werken, 
wie z. B. bei Ingjald, dem Sohn des magern Helgi, der 
Godordsbesitz im Beginn der Víga-Glüms saga und der 
Tempelbau in der Ln. (Sturlubók 294). Nach einer Hervor- 
hebung oder Andeutung des Zusammenhangs aber sucht 
man abgesehen von der Eyrbyggja in unsern Sagen ver- 
geblich. 

Durch die Reichhaltigkeit unserer Quellen sind wir nun 
aber auch in die Lage versetzt, es wahrscheinlich machen 
zu können, daß es für eine große Anzahl von Herrschaften 
tatsächlich an einer tempelpriesterlichen Grundlage fehlte. 
Allerdings werden wir uns dabei zum großen Teil auf einen 
Schluß e silentio stützen müssen, der ja immerhin etwas 
Bedenkliches hat. Allein die Berichte unserer Quellen sind 
über einzelne Geschlechter so vollständig, daß sie den Bau 
eines Tempels nicht vergessen haben könnten, insbesondere 
dann nicht, wenn sie bei andern Personen darüber berichten. 
Und für eine solche rein negative Tatsache läßt sich selten 
ein besserer Beweis erbringen. Am meisten positives Material 
liefert die Hrafnkels saga. Hrafnkell ist anfangs ein eifriger 
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Verehrer der Gôtter und auch im Besitz eines Tempels 
(S. 4). Als Sámr ihn aber besiegt hat und sich sein Godord 
hat abtreten lassen, wird er ungläubig und hôrt auf zu 
opfern. Trotzdem gründet er sich aber an anderer Stelle 
eine neue Herrschaft, offenbar also ohne tempelpriesterliche 
Grundlage. Und andrerseits zeigt sich Sámr nach seinem 
Siege über Hrafnkell als ein Verüchter der Gótter, indem 
er, wie schon oben erwühnt, den Tempel in Flammen 
aufgehen läßt, nachdem er sich von Hrafnkell dessen 
Godord zugleich mit seinem Gehóft hat abtreten lassen 
(B. 21—23). Er wird auch von den Thingmannen des 
Hrafnkell, wenn auch widerwillig, als der rechtmäßige Nach- 
folger in dessen Herrschaft anerkannt. Wir haben hier 
einen deutlichen Beweis der Unabhängigkeit der Herrschaft 
von dem Tempelpriestertum. Wenn irgend ein Zusammen- 
hang existierte, so hütte Sámr die Grundlage seiner Herr- 
. schaft in geradezu mutwilliger Weise zerstört, und die 
Thingmannen des Hrafnkel, die den Sim nicht gern als ihren 
Oberherrn anerkannten, hütten darin sicher einen Grund 
gefunden, ihm die Anerkennung zu verweigern. Nun hat 
allerdings Otto Opet, die Zuverlässigkeit der rechtsgeschicht- 
lichen Angaben der Hrafnkels saga in den Mitt. d. Inst. f. 
österr. Geschichtsf. 3. Ergänzungsb. S. 586 ff., gerade aus dem 
Fehlen der religiósen Grundlage beim Godord auf die Un- 
zuverlässigkeit der Hrafnkels saga geschlossen. Ich be- 
merke der ganzen Abhandlung gegenüber, daB es m. E. 
methodisch nicht richtig ist, bei einer Differenz zwischen 
den Rechtsbüchern und den Geschichtsquellen ohne weiteres 
auf Unzuverlüssigkeit der letzteren zu schließen, Selbst die 
Rechtsbücher als unbedingt zuverlässig vorausgesetzt, ist es 
noch eine kaum aufgeworfene, geschweige denn ausreichend 
beantwortete Frage, inwieweit die Praxis den Rechtsvor- 
schriften wirklich entsprach, eine Frage, die für damalige 
Zeiten wahrscheinlich ganz anders zu beantworten sein wird 
wie für die Jetztzeit, die aber auch für die Jetztzeit noch 
lange nicht im Sinne einer vollständigen Übereinstimmung 
der Praxis mit den Gesetzen beantwortet werden kann. Die 
vorliegende Untersuchung wird noch weiteres Material für 
die Beantwortung dieser Frage beibringen. Wenn nun auch 
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wirklich in den Rechtsbüchern oder in den uns außerhalb der 
Rechtsbücher überlieferten Rechtsvorschriften bestimmt sein 
sollte, da8 eine Herrschaft nur mit religióser Grundlage er- 
richtet werden kann, so kann man daraus noch nicht auf 
die Unzuverlässigkeit einer Geschichtsquelle schlieBen, die 
uns trotzdem die Gründung einer Herrschaft ohne religióse 
Grundlage berichtet, weil eben keineswegs von vornherein 
anzunehmen ist, daß das praktische Leben mit den geltenden 
Rechtsvorschriften wirklich genau übereinstimmte. Unter 
denselben Gesichtspunkt füllt auch die Mehrzahl der weiteren 
von Opet gegen die Saga erhobenen Vorwürfe, daß nämlich 
Hrafnkell trotz der gegen ihn erhobenen Klage in der 
Gerichtssitzung in eigener Person erscheint (S. 606), daB 
Hrafnkell bei dem Klagvortrag nicht zugegen ist, daf er 
bereits bei einmaliger Versäumnis endgültig verurteilt wird, 
daß Sámr zunächst kein Verteilungsgericht abhalten will, 
daß die Abhaltung des Verteilungsgerichts nicht vorher be- 
kannt gegeben wird, daß es der Gode porgeirr dem Belieben 
seines Bruders, der kein Gode ist, überläßt, ob er das Ver- 
teilungsgericht abhalten will, daß Hrafnkell trotz seiner 
Friedlosigkeit noch über sein Godord und sein Vermögen 
verfügt, und daß sich Sámr mit ihm ohne Erlaubnis der 
Lógrétta vergleicht. Das alles mag den Vorschriften unserer 
Rechtsbücher zuwider sein, mit den Erzählungen unserer 
sonstigen  Geschichtsquellen steht es aber keineswegs in 
Widerspruch, sondern hat zum groBen Teil Parallelen in 
unzweifelhaft zuverlüssigen Geschichtsquellen. Was die von 
Opet gerügte Lokalisierung des Godords angeht, so war dae 
Godord zu allen Zeiten formell ein rein persónlicher Ver- 
band, tatsächlich aber wohnten von alters her die Thingleute 
eines Goden überwiegend in demselben Bezirk und schon 
in der ülteren Zeit pflegte man das Godord nach diesem 
Bezirk zu bezeichnen; die Lokalisierung des Godords in 
unserer Saga ist durchaus nichts Ungewóhnliches. Wenn 
porgeirr sich zur Beschreibung des Verteilungsgerichts der 
Worte der Grágás bedient, so sind diese Worte allerdings 
gewiB nicht alte Überlieferung, sondern Zusatz des Verfassers 
der Saga, der sie seinerseits dem Rechtsbuch oder vielleicht 
auch dem Vortrag des Gesetzessprechers entnommen hat. 
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Aber aus einem derartigen Einschiebsel, das mit seinem 
lehrhaften Ton gewiß einen etwas ungeschickten Eindruck 
macht, läßt sich nicht gleich auf die Unzuverlässigkeit der 
ganzen Saga schließen. Ebensowenig darf man dies auf 
Grund einer in einigen Punkten fehlerhaften Chronologie, 
da sich in dieser Beziehung in fast allen isländischen Sagen 
mehr oder minder erhebliche Differenzen finden. Alles in 
allem scheint mir der Nachweis der Unzuverlässigkeit der 
Hrafnkels saga nicht erbracht zu sein und die Verwertung 
ihrer Angaben in rechtsgeschichtlicher Beziehung muß des- 
halb weiter als gerechtfertigt gelten. 

An weiteren Beispielen mutmaflicher Godordsinhaber 
ohne Tempelbesitz sei zunächst das mächtige Geschlecht des 
Skallagrim, des Vaters des Egil angeführt. Wir haben die 
ausführlichsten Nachrichten über seine Landnahme in der 
Ln. und in der Eigla. Die Eigla berichtet uns auch von 
Tungu-Odd, daß er im Besitz eines Tempels gewesen. 
(Eg. 84, 28.) Sie würde uns diese Tatsache nicht von dem 
Geschlecht, das im Mittelpunkt ihrer Erzählung steht, ver- 
schwiegen haben. Auch in der Laxd. ist uns von dem 
weniger hervortretenden Hrüt der Besitz eines Tempels 
erzählt (Laxd. 19, 31), von dem im Mittelpunkt der Erzählung 
stehenden Geschlecht der Dalverjar aber nicht, obwohl kein 
Zweifel bestehen kann, daß Höskuldr und sein Sohn Ölafr pä, 
und nicht Hrütr, im Besitz des Godords waren. Auch hier 
würde diese Tatsache nicht bei den wichtigeren Persönlich- 
keiten vergessen, bei der unbedeutenderen aber erwähnt 
sein. Auch bei dem mächtigen Geschlecht der Hvammsverjar 
hören wir nichts von einem Tempelbesitz. Gerade bei 
diesem Geschlecht ist aber der Tempelbesitz auch besonders 
unwahrscheinlich, weil die Stammmutter desselben, Unnr 
djipidga, die bis zu ihrem im hohen Alter erfolgten Tode 
die Zügel der Herrschaft in Händen hielt, eine strenge 
Christin war. Das gleiche gilt von ihrem Vetter Örlyg, 
von dem sogar erzählt wird, daß er nach seiner Ankunft in 
Island eine Kirche baute; dieser kann also unmöglich im 
Besitz eines Tempels gewesen sein. Von denjenigen seiner 
Nachkommen, die den Stammsitz Esjuberg erbten, wird 
uns erzählt, daß sie, obwohl ungetauft, den heiligen Kolumba 
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verebrten. Auch sie werden also kaum einen Tempel er- 
richtet haben. Gerade in diesem Zweig wird sich aber die 
Häuptlingswürde erhalten haben, weil der bereits als er- 
wachsener Mann nach Island gekommene Valbrandr, von 
dem der andere Zweig abstammte, sich von vornherein seine 
eigene Landnahme suchte und sich also von den Geschicken 
seines Vaters trennte, und weil auch der Besitz des Stamm- 
sitzes einen gewissen Schlu8 auf den Besitz der Hiuptlings- 
würde zulassen dürfte. Völlig ausgeschlossen ist es ferner, 
daß Ketill fifiski oder dessen Nachkommen im Besitz eines 
Tempels waren; denn es wird uns berichtet, daB nicht nur 
Ketill fíflski selbst, sondern auch seine Nachkommen bis 
zur gesetzlichen Einführung des Christentums dem christ- 
lichen Glauben treu geblieben seien (Njála, 101). Von dem 
Stammvater des mächtigen Geschlechts der Reyknesingar 
in Reykjahól, Ulf enn skjalgi, hören wir in der Gull-bôris 
saga cap. 1, die allerdings nicht zu den ganz zuverlüssigen 
Sagen rechnet, daß er kein Opferer war, und daß deshalb 
sein Nachbar Hallr einen Tempel gründete.!) Im Eyjafjórd 
wird uns in der Víga-Glüms saga cap. 24 und 25 8. 287 
und 288 von drei Tempeln erzählt, in denen Viga -Glümr 
einen Eid darauf abzulegen hatte, daB er an dem Tode des 
borvald krók unschuldig sei. Diese drei Tempel befanden 
sich in Djüpadal, in Gnüpufell und in pverà. Es waren das 
die Wohnsitze dreier Zweige des Geschlechts des magern 
Helgi, die von seiner mit Gunnar Ulfjótsson verheirateten 
Tochter péra, bezw. von seinen Söhnen Hrölf und Ingjald 
abstammten. (Ln. 197/53, 1?9/53s, Sturlubók 234.) Unbeteiligt 
an den Tempeln waren also die übrigen Godordsinhaber, 
die Módruvellingar, die Esphælingar, Snorri Hlidarmannagodi 
und die zwei Godengeschlechter im Svarfadardal. Von 
einem Tempelbesitz ihrerseits erfahren wir auch in der Tat 


1) Die Reyknesingar in eap. 7, von denen es heißt, daß Hallsteinn 
mit ihnen dem pór einen Tempelerrichtet habe, bezeichnen hier nicht 
das Godengeschlecht, sondern die Bewohner der Halbinsel im allge- 
meinen. Denn Ulfr inn skjalgi lebte damals noch (vgl. cap. 12), und 
die Erzäblung würde sich also andernfalls in einen Widerspruch mit 
der oben bezeichneten Stelle setzen. Es zwingt auch nichts, die 
Reyknesingar gerade als das Godengeschlecht aufzufassen (vgl. S. 55 
der Ausgabe von 1898 Z. 10 nôkkurir Reyknesingar). 
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nichts, obwohl wir über den Eyjafjórd besonders ausführliche 
und zuverlässige Nachrichten haben. Was speziell die 
Mödruvellingar angeht, so wäre es ein merkwürdiger Zufall, 
wenn uns, wo wir über dieses Geschlecht in vier verschiedenen, 
zum Teil recht zuverlässigen Sagen ausführliche Berichte 
besitzen, gerade die Tatsache des Tempelbesitzes völlig 
verschwiegen wäre. Den Bezirk des pingeyrarping angehend, — 
so läßt es sich wahrscheinlich machen, daß Askell godi, 
der Held im ersten Teil der sehr zuverlässigen Reykdela 
saga, keinen Tempel besaß. Es findet nämlich eine Ver- 
sammlung religiösen Charakters, in der Áskell das Haupt- 
wort führt, nicht bei ihm, sondern bei dem als Tempel- 
priester bezeichneten Ljót in pverà statt; dieser selbe Ljôtr 
hat aber in keiner Weise das Auftreten eines Hiuptlings, 
vielmehr erscheint er unterschiedlos unter den Leuten, die, 
angeblich im Namen des Áskel, zusammengerufen werden, 
um diesem Folge zu leisten; es ist danach sehr wahrschein- 
lich, daß er ein Thingmann des Áskel war. Dann bedient 
sich also Áskell für religióse Zwecke des Tempels seines 
Thingmannes, wird somit selbst wahrscheinlich nicht im Be- 
sitz eines solehen gewesen sein. Im Ostland sind allem 
Anschein nach weder die Vápnfirdingar noch die Kross- 
vikingar im Besitz eines Tempels gewesen. Die Vápnfirdingar 
wohnten allerdings at Hofi, d. h. am Tempel; aber diesen 
Namen hatte das Land schon, als sie es durch Kauf er- 
warben, und daB sie den Kult in dem fremden Tempel 
einfach fortgesetzt haben sollten, ist bei der individualisti- 
schen Gestaltung des germanischen Götterglaubens nicht 
gerade wahrscheinlich. Jedenfalls hören wir weder von 
ihnen noch von den Krossvikingar, daß sie religiösen Kult 
gepflegt hätten. Dahingegen hören wir in demselben Bezirk 
von einer Tempelpriesterin Steinvör; und da uns von dieser 
berichtet wird, daß alle Bauern an sie Tempelzoll zu zahlen 
hatten, so bleibt für einen Tempelzoll an die Häuptlinge 
kaum noch Raum. Im Südland ist noch die aus der Fléa- 
manna saga bekannte Familie des Hallstein als wahrschein- 
lich nicht im Besitz eines Tempels befindlich zu nennen. 
Daß dieser Saga die religiösen Fragen nicht fern stehen, 
zeigt sich darin, daß sie unmittelbar nach der Erzählung 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXIV. Germ. Abt. 11 
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von der Niederlassung des Hallstein von Lopt Ormsson be- 
richtet, daB er jeden dritten Sommer nach Norwegen fuhr, 
um dort in dem Tempel seines Muttervaters zu opfern. Es 
liegt also eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür vor, daB die 
Saga auch die rituellen Beziehungen der Familie ihres 
Haupthelden nicht unerwähnt gelassen hütte, wenn solche 
zu erwühnen gewesen würen. Wenn wir ferner davon aus- 
gehen, daß der Tempel sich in der Regel in unmittelbarer 
Náhe des Gehóftes des Erbauers befunden hat, so kommen 
hier auch die Fälle in Betracht, in denen erzählt wird, daß 
das Godord auf einen andern Sohn überging als der Haupt- 
hof, indem hier der Erbe des Haupthofs zugleich Besitzer 
des Tempels wurde, und also der Godordsinhaber ohne 
Tempel war. Ein solcher Fall wird uns in der Vatusdæla 
cap. 27 erzühlt, indem von den Sóhnen des Ingimund por- 
steinn den Haupthof erbt und pörir hafrspjó das Godord. 
Daß der Tempel sich in unmittelbarer Nähe des Haupthofes 
befand, ergibt sich hier schon aus dessen Namen at Ilofi. 
Ein anderer Fall begegnet uns in der Droplaugarsona saga 
S. 7, indem von den Söhnen des pidrandi porvaldr den von 
ihrem Großvater Ketil erworbenen und vererbten Hof 
Arneidarstad und Ketill das Godord erhält. Des weiteren 
seien auch noch die Godordsmänner erwühnt, über die wir 
ausführliche Berichte besitzen, ohne daß sie uns als Tempel- 
besitzer genannt sind, ohne daf aber auch besondere Gründe 
es wahrscheinlich machten, daß man den Tempelbesitz nicht 
unerwühnt gelassen hätte. Dahin gehören im Westland 
insonderheit der aus der Gunnlaugs saga bekannte Illugi der 
Schwarze, ferner der aus der Honsa-póris saga und der 
Laxdola saga bekannte porkell trefill; sodann das ganze Ge- 
schlecht des aus der Gull-bôris saga bekannten Sléttu-Bjórn, 
besonders auch die nach dem Ísafjórd und dem Dyrafjörd 
ausgewanderten, aus der Havardar saga bekannten Zweige 
desselben; und schlieBlich der aus Njála, Laxdela saga, Gisla 
saga und Havardar saga bekannte Gestr Oddleifsson. Im 
Nordlande ist der sagenumwobene Midfjardar-Skeggi sowie 
der aus der Ljósvetninga, Reykdola und Kristni saga be- 
kannte porgeirr godi zu nennen. Im Südland sei noch der aus 
der Njáls saga bekannte Mórdr gigja angeführt. Über eine 
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ganze Anzahl weiterer Godordsbesitzer fehlt es uns an 
ausreichenden Nachrichten, um zu irgend einer Wahrschein- 
lichkeit für oder gegen den Tempelbesitz gelangen zu kónnen. 
Als Tempelbesitzer und zugleich Godordsinhaber bestimmt 
nachweisbar sind die Landnahmemänner Ingólfr, Helgi bjóla, 
pörölfr mostrarskeggr, Ingimundr, Hrafnkell, Bódvarr enn 
hviti, Jórundr godi und Ketilbjórn hinn gamli, von späteren 
Häuptlingen auBer den Nachkommen jener Landnahme- 
männer noch Grimkell godi, Tungu-Oddr, Illugi hinn raudi, 
Arnkell godi, die Sóhne des magern Helgi, und wohl auch 
die Kjalleklingar (Eyrb. 10). Ferner waren nach der Be- 
zeichnung ihres Gehóftes als ,at Hofi^ d. h. am Tempel zu 
schließen!) wahrscheinlich noch im Besitz eines Tempels 
und zugleich eines Godords die Landnahmemänner Eirikr 
in Goddalir, Hjalti im Hjaltadal und Ketill heingr sowie 
von späteren Häuptlingen Halldörr at Hofi, der Enkel des 
Hôfda-pôrd, und nach seinem Beinamen zu schließen pórdr 
Freysgodi. Zweifelhaft hinsichtlich des Besitzes eines God- 
ords sind die Tempelbesitzer und Landnahmemänner Hall- 
steinn godi und Hallr in Hofstadar. Man sieht, daß die 
Godordsmänner ohne Tempel den tempelbesitzenden die 
Wage halten, selbst wenn man die größere Unzuverlässigkeit 
des negativen Beweises gebührend ‘in Anschlag bringt, und 
es ist mit hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß nur 
knapp die Hälfte der Godordsinhaber im Besitz eines Tempels 
war. Es kann also nicht die Rede davon sein, daß das 
Godentum sich allgemein aus dem Tempelbesitz entwickelt 
hat, wo für die Hälfte der Godordsmänner eine Entstehung 
des Godords unabhängig vom Tempelbesitz anzunehmen ist. 

Allerdings ist die Anzahl der tempelbesitzenden God- 
ordsmänner immerhin eine recht beträchtliche. Aber das 
Gewicht dieser Zahl vermindert sich schon, wenn wir nach- 
zuweisen imstande sind, daß es auch eine Reihe Tempel- 
besitzer gab, die keine godordliche Gewalt besaßen. Dieser 
Nachweis ist auch insofern von Bedeutung, als diese Tempel- 
besitzer keinen Anlaß hatten, sich die Benutzung eines 
andern Tempels vertragsmäßig zu sichern und dafür zu dem 





1) Völlig sicher ist dieser Schluß nicht. Vgl. Fritzner, Ordbog, 
Bd. II S.31 zu hof. 
11* 
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Besitzer dieses Tempels in ein Untertanenverhältnis zu treten. 
Wenn es richtig würe, daf die politische Gewalt sich aus dem 
Tempelpriestertum entwickelt hat, so hátten diese Tempel- 
besitzer auBerhalb jedes politischen Verbandes bleiben und 
eine absolute Ausnahmestellung einnehmen müssen. Es seien 
folgende Beispiele von Tempelbesitzern ohne Godord ange- 
führt. In der Laxd. cap.19, 32 wird von Hrüt erzählt, daß er 
sich einen Tempel angelegt habe. Dahingegen haben wir allen 
Anlaß zu der Vermutung, daß Hrütr kein Godord im Besitz 
hatte. Sein Vater war ein Ausländer, sodaß cr es durch 
Erbschaft kaum erworben haben konnte. Und auch seine 
Stellung in der Laxdæla und in Njála erscheint nicht so, 
daß man Anlaß hätte, ihn für einen Goden zu halten. Die 
Háuptlingswürde in der Familie und im Bezirk befand sich 
allem Anschein nach in den Händen Hôskulds, der nach 
seinem Charakter auch wohl ziemlich eifersüchtig über der 
Aufrechterhaltung seiner Würde wachte. Ferner wird uns 
in der Ln. berichtet, ἆαβ der ganz unbedeutende Kolsveinn 
hinn rammi seine eigene Opferstätte in Hofstadir hatte; 
nach dem Namen des Ortes ,Hofstadir“ zu schließen wird 
es sich auch hier um einen Tempel im technischen Sinne 
gehandelt haben. Des weiteren ist hier wieder des schon 
oben erwühnten Ljót hofgodi aus der Reykdela saga cap. 7 
zu gedenken; das Prädikat hofgodi bedeutet eben gerade 
Inhaber eines Tempels, und es stimmt dazu auch, daß 
gerade bei ihm eine Zusammenkunft stattfindet, in der 
spezifisch religióse Fragen verhandelt werden sollen, πᾶπι- 
lich mit welchen Mitteln der Härte des Winters zu steuern 
sei. DaB Ljótr aber kein Godordsmann, sondern wahr- 
scheinlich ein Thingmann des Askell war, haben wir 
oben schon dargelegt. Ein weiteres Beispiel ist porhaddr 
enn gamli im Stodfjórd im Ostviertel. Dieser war schon 
hofgodi in brandheim in Meri und brachte Tempelerde und 
die Tempelsäulen mit nach Island, erbaute also in Island 
vermutlich auch einen Tempel. Ein Godord hat er aber 
allem Anschein nach nicht besessen; einem Godordsinhaber 
widmet die Landnäma in der Regel eine etwas umfangreichere 
Erzählung und als Godordsinhaber würde porhaddr, bezw. 
seine Nachkommen auch wohl in irgend einer Sage eine 
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Rolle gespielt haben, zumal gerade über die hier fragliche 
Gegend nicht ganz wenige Sagen berichten. Weiter wird 
aus dem Ostviertel berichtet, daß Hákon und porsteinn torfi 
eine Wiese, die zwischen ihrer beider Landnahme lag, zum 
Tempel gelegt hátten, weshalb sie seitdem Hofsteigr ge- 
heißen habe. Beide oder einer von ihnen scheint sich also 
im Besitz eines Tempels befunden zu haben, ohne daß man 
annehmen könnte, daß sie oder ihre Nachkommen auch im 
Besitz eines Godords gewesen würen. Sodann wird uns von 
Andun en randi, dem Stammvater der Hofsfellingar, allem 
Anschein nach einem ganz unbedeutenden Geschlecht, in 
dem sich schwerlich ein Godord vererbte, erzühlt, daB er 
einen grofen Tempel baute.  SchlieBlich ist noch aus der 
Vápnfirdinga S. 10 einer Steinvör Erwähnung zu tun, von 
der erzählt wird, daß sie hofgydja, d. h. Tempelpriesterin, 
war, und einen Haupttempel verwaltete, und daB ihr alle 
Bauern Tempelzoll zu entrichten hatten. Gleichwohl stand 
sie zu keinem Häuptlingsgeschlecht in nüherer Beziehung. 
Sie wandte sich nämlich an Brodd-Helgi um Unterstützung 
in der Beitreibung des Tempelzolls. Wäre sie mit diesem 
Háuptling verwandt, so würe dieser Umstand jedenfalls nicht 
mit Stillschweigen übergangen.  Gehórte sie aber einem 
anderen Häuptlingsgeschlecht an, so würde sie sich vermut- 
lich eher an ihre eigenen Verwandten als an einen Fremden 
um Unterstützung gewandt haben. 

Wir finden somit immerhin eine ganze Anzahl Leute, 
die sich nachweislich im Besitz eines Tempels befunden 
haben, und von denen mit hoher Wahrscheinlichkeit anzu- 
nehmen ist, daß sie kein Godord besaßen. Die Liste läßt 
sich noch weiter fortsetzen, wenn man sich mit weniger 
sichern Anhaltspunkten und einer entsprefhend geringeren 
Wahrscheinlichkeit begnügen will. Trotzdem läßt’ sich nicht 
verkennen, daß der Tempelbesitz bei den politischen Macht- 
habern besonders häufig nachweisbar ist. Aber dieser 
Umstand läßt sich teils daraus erklären, daß die Nach- 
richten über die politischen Machthaber, weil sie im 
Vordergrund des Interesses standen, überhaupt ausführ- 
licher ausgefallen sind, teils daraus, daß sie auch eher über 
die Geldmittel verfügten, um sich einen Tempel erbauen 
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zu können, teils aber auch schließlich daraus, daß sie in 
besonders hohem Grade Veranlassung hatten, den heidnischen 
Kult zu pflegen, weil dieser zum nicht unerheblichen Teil 
Ahnenkult war und als solcher den adligen Geschlechtern 
besonders am Herzen liegen mußte. Zu einem Schluß auf 
eine Entstehung des Godentums aus dem Tempelpriestertum 
berechtigt dieser Umstand somit in keiner Weise. 

Gegen diese Entstehung spricht nun aber weiter noch 
ein Grund allgemeinerer Natur. Die politische Macht ist 
in Island in der ganzen freistaatlichen Zeit mehr faktischer 
als rechtlicher Natur gewesen; es waren viel weniger Rechts- 
ansprüche, die den Gewalthaber machten, als vielmehr eine 
teils auf Persönlichkeit teils auf verwandtschaftlichen oder 
sonstigen Beziehungen beruhende tatsächliche Machtstellung. 
Ohne eine solche rein tatsächliche Übermacht war eine 
Häuptlingsstellung in Island völlig undenkbar. Es ist nun 
schlechterdings nicht einzusehen, weshalb sich diese faktische 
Machtstellung gerade immer mit dem Besitz eines Tempels 
sollte verbunden haben; ein innerer Grund für diese Ver- 
bindung wird sich jedenfalls kaum finden lassen. . Die 
isländische Aristokratie kann sich aber nur auf Grund eines 
Verhältnisses entwickelt haben, das zugleich eine tatsächliche 
Machtstellung verbürgte, und ein solches Verhältnis war der 
Tempelbesitz nicht. 

Schließlich sei auch noch auf einen sich aus den Be- 
siedelungsverhältnissen ergebenden Grund gegen die Ent- 
stehung der Häuptlingsschaft aus dem Priestertum hinge- 
wiesen. Die herrschende Meinung nimmt an, daß sich schon 
vor der einheitlichen Landesgesetzgebung mehr oder weniger 
in allen Landesteilen das Tempelpriestertum zur politischen 
Macht entwickelt hätte. Nun erfolgte die Besiedelung des 
Landes aus den verschiedensten Gegenden und von den 
verschiedensten Elementen, und ein Einfluß der einen Gegend 
des Landes auf die andern, dem die Natur an sich schon 
große Hindernisse entgegensetzt, hat gerade in der älteren 
Zeit besonders wenig stattgefunden. Um so unwahrschein- 
licher ist es, daß sich trotzdem in allen Landesteilen unab- 
hängig voneinander eine Regierungsform ausgebildet haben 
sollte, die sämtlichen Einwanderern in ihrem Heimatlande 
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fremd war, und die nur in ganz lockerer Weise an heimat- 
liche Institutionen anknüpfte. !) Diese übereinstimmende 
Entwicklung in allen Landesteilen würde einen merkwürdigen 
historischen Zufall darstellen, zu dessen Annahme man sich 
nur sehr ungern und nur aus sehr dringenden Gründen ent- 
schlieBen würde. 

Es haben sich so eine Reihe von Gründen gegen die 
Entstehung des Godentums aus dem Tempelpriestertum er- 
geben. Es wird sich nun im folgenden darum handeln, die 
Gründe, die für eine solche Entstehung sprechen, näher 
zu prüfen. 


3. Gegengründe. 
Terminologie und Gesetz. 


Die Zurückführung des Godentums auf das Tempel- 
priestertum stützt sich in erster Linie auf die Terminologie, 
sodann auf ein uns mehrfach überliefertes Gesetz und schließ- 
lich auf einzelne Angaben der Eyrbyggja. Was die Ter- 
minologie angeht, so ist die etymologische Bedeutung des 
Wortes godi Priester; man bezeichnete in Island mit diesem 
Wort ursprünglich den Tempelbesitzer, sodann aber zugleich 
auch den Inhaber der politischen Gewalt, sodaB dasselbe 
Wort sowohl den Tempelbesitzer, wie auch den politischen 
Machthaber bezeichnete. Diese Terminologie beweist jedoch 
nicht so viel wie es auf den ersten Blick scheint. Es zeigt 
sich nämlich doch eine ziemlich scharfe Scheidung zwischen 
den Bezeichnungen für den 'Tempelpriester und für den 
politischen Machthaber. Um den Tempelbesitzer zu be- 
zeichnen, bedienen sich die Quellen regelmäßig des Kom- 
positums hofgodi, nicht des einfachen godi, des letzteren 
Wortes eigentlich nur in Beinamen wie pórdr Freysgodi, 
Hrafnkell Freysgodi. Andererseits aber findet sich das 
Wort godi in der Bedeutung des politischen Machthabers 
auch nur im juristischen Sprachgebrauch und in Bei- 
namen. Wann das Wort godi in Beinamen den Tempel- 
besitzer und wann den politischen Machthaber bezeichnet, 


1) Vgl. hierüber insbesondere Konrad v. Maurer, Zur Urgeschichte 
der Godenwürde. (Zeitschr. f. deutsche Philologie Bd. 4.) 
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ist nicht mit völliger Sicherheit festzustellen. Bei dem 
selteneren Falle der Zusammensetzung mit einem Gôtter- 
namen wird es aller Wahrscheinlichkeit nach auf den 
Tempelbesitzer zu beziehen sein. Bei dem weit häufigeren 
Fall der Zusammensetzung mit einem  Landschaftsnamen 
wird es mit derselben Wahrscheinlichkeit auf die poli- 
tische Machtstellung zu beziehen sein, weil die örtliche 
Beziehung bei der politischen Machtstellung jedenfalls eine 
nüherliegende ist als bei dem Tempelbesitzer. Auch stammt 
z. B. der Beiname Hvitanesgodi erst aus christlicher Zeit, 
indem er sich auf eins der im Jahre 1004 bei Einführung 
des Fünfergerichts gestifteten Godorde bezieht, sodaB hier 
also keinerlei Beziehung zum Tempelbesitz mehr vorliegen 
kann. Am zweifelhaftesten liegt die Sache in dem häufigsten 
Fal der Verwendung des Simplex godi als Beiname, 
wie Snorri godi u. a. m. Es ist nicht unmöglich, daß hier 
in der Tat bald das eine bald das andere darunter ver- 
standen ist; auf der einen Seite sagt die Eyrbyggja, daß 
porgrimr godi Kjallakson seinen Beinamen mit Rücksicht 
auf die Beteiligung der Kjalleklingar an dem Tempel der 
pôrsnesingar erhalten habe; auf der anderen Seite haben 
auch solche Leute den Beinamen godi geführt, die sich an- 
scheinend nicht im Besitz eines Tempels befanden wie 
Askell godi und porgeirr godi, welch letzterer Ljósv. cap. 2 
auch mit dem Bcinamen Ljósvetninga godi erscheint. Im 
iibrigen findet sich das Wort godi und Zusammensetzungen 
mit diesem Wort als Beinamen fast nur in der eigentlichen 
Sagenzeit, d. h. bis ungefihr zum Jahre 1030, andererseits 
aber auch nicht so früh, daB die Träger des Beinamens nicht 
noch das Jahr 930 erlebt und anlüflich der Gesetzgebung 
in diesem Jahre den Namen erhalten haben könnten. Außer 
in Beinamen erscheint das Wort godi ausschließlich im 
technisch-juristischen Sprachgebrauch der Rechtsbücher. 
Im Sprachgebrauch der Geschichtsquellen wird jedoch der 
politische Machthaber niemals als godi, sondern stets nur 
als godordsmadr bezeichnet. Das Wort godord dient ferner 
ausschließlich zur Bezeichnung der politischen Machtfülle, 
wird aber niemals zur Bezeichnung der Stellung des Tempel- 
priesters verwandt. Man sieht also, daB im volkstümlichen 
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Sprachgebrauch wenig Neigung vorhanden war, die Bezeich- 
nungen für Tempelpriester und für politischen Machthaber 
promiscue zu gebrauchen. Nur in Beinamen ist dies vielleicht 
eine Zeitlang geschehen. Sonst aber verwenden wenigstens 
die Geschichtsquellen móglichst solche Ausdrücke, die sich 
in eindeutiger Weise entweder nur auf den Tempelbesitzer 
oder nur auf den politischen Machthaber beziehen, und ver- 
meiden die doppeldeutigen Ausdrücke. Daraus ergibt sich 
ein gewisser Anhalt dafür, daB man sich eines Unterschiedes 
zwischen dem Tempelbesitzer und dem politischen Macht- 
haber deutlich bewuBt war, und daB in der Tat ein solcher 
auch immer bestand, daB aber die Vermischung des Tempel- 
besitzers mit dem politischen Machthaber eben auf dem 
Gebiet ihren Ursprung genommen hat, auf dem die Trennung 
der Begriffe auch späterhin noch am wenigsten scharf durch- 
geführt ist, d. h. auf dem technisch-juristischen. Das würde 
zu der Vermutung führen, daB der Ursprung der Termino- 
logie eben in einem Gesetze zu suchen ist, und es eróffnet 
sich damit die Möglichkeit, daß die beiden stärksten Argu- 
mente für die Entstehung des Godentums aus dem Tempel- 
priestertum, das oben gedachte Gesetz und die Terminologie, 
unter sich in einem Abhängigkeitsverhältnis ständen. 

Was dieses Gesetz angeht, so ist uns dasselbe in der 
Hauksbók (cap. 268 S. 96), im Anhang der jüngern Melabók, 
im borsteins pättr uxafóts (Flateyjarbók Bd.I 8. 249) und 
in der älteren defekten Redaktion der pórdar saga hredu !) 
erhalten. Die hier interessierenden Bestimmungen erscheinen 
an allen vier Stellen im Anschlu8 an den Bericht über die 
Landeseinteilung. Über die Landeseinteilung berichtet uns 
auch die Íslendingabók des Ari hinn fródi und die die- 
selbe ausschreibenden Hansa -pöris saga. Hier fehlt aber 
der uns interessierende Passus über die Goden. Alle diese 
Stellen sind von Konrad von Maurer, Quellenzeugnisse 
über das erste Landrecht und über die Ordnung der Bezirks- 
verfassung des islündischen Freistaats (Abhandlungen der 
Münchener Akademie Bd. 12 1871; vgl. auch ebendaselbst 


1) Von Gudbrandr Vigfüsson als Anhang zu der Bardar saga 
Snefellsáss und der Viglundarsaga 1860 herausgegeben. S. 94. 
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von demselben: Über die Hensa-péris saga) einer ein- 
gehenden Untersuchung auf ihr Filiationsverhältnis unter- 
zogen. Die fragliche Stelle lautet in der jüngeren Melabók: 
Landinu var skift i fjórdunga um daga pördar gellis; pà 
skyldu vera prjü ping f hverjum fjórdungi, enn prji hófudhof 
i hverri pingsokn; par váru menn vandadir til ad vardveita 
hofin, at vitrleik ok réttleti; peir skylde dóm nefna à pingum 
ok styr& sakferlum; pví váru peir godar kalladir ok hof- 
godar, enn beira tign ok umdomi kallat godord. Hverr 
skyldi ok gjalda hofstoll, eigi sídr eun ni kirkjutfund. Fe 
bat er til hofs var gefit skyldi hafa til mannfagnadar, bar 
er blótveizlur váru. Nordlendinga fjórdungi var skift i fjogr 
ping; hann var sterri enn hinir fjórdungarnir. Statt des 
ersten Satzes bis zum ersten Semikolon hat die pördar saga 
hredu die Worte: En pà er landinu var skipt f fjórdunga, 
die Ilauksbök und der porsteins p. uxaföts aber: „pa var 
landinu skift í fjórlunga ok“ wobei das „pa“ auf das Vor- 
aufgehende, wo von der Gesetzgebung des Ulfljót die Rede 
gewesen ist, verweist. Ferner fehlt in den genannten drei 
Redaktionen der Satz, ,enn peira tign ok umdæmi kallat 
godord", sowie auch die beiden Schlußsätze, sodaß diese 
sümtlich mit dem Wort kirkjutíund abschlieBen, und statt 
des doppelten ,godar ok hofgodar^ der jüngern Melabók 
heibt es in der pérdar s. einfach hofgodar und in den beiden 
andern Redaktionen nur godar. Die sonstigen Differenzen 
sind belanglos. Ein erheblicher Unterschied besteht nach 
dem Gesagten insofern, als dic Hauksbók und der porsteins p. 
die Vorgänge als gleichzeitig mit den Ulfljötslög und also 
wohl als in denselben enthalten behandeln, die jüngere 
Melabók dieselben hingegen in Übereinstimmung mit Ari 
in die Zeit des pórd gellir verlegt, während die pérdar s. 
die Zeit unbestimmt läßt. Die Gesetzgebung des Ulfljót 
fand um das Jahr 930 statt, wührend das von pórd gellir 
veranlaüte Gesetz in das Jahr 965 zu verlegen ist. Maurer 
gelangt nun a. a. O. zu dem SchluB, daB die Quelle, auf die 
die besagten vier Berichte in letzter Linie zurückgehen, die 
erste verlorene Redaktion der Islendingabék des Ari sei, 
daB ferner dazwischen je eine gemeinsame Quelle für die 
jüngern Melabók und die pórdar s. einerseits und für die 
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Hauksbók und den porsteins p. andererseits in Ansatz zu 
bringen sei, und dab die gemeinsame Quelle für die beiden 
letztgedachten Redaktionen das Versehen begangen habe, 
das Bezirksverfassungsgesetz durch eine leichte Abünderung 
der Einführungsworte in die Zeit des Ulfljóts statt in die 
des bórd gellir zu verlegen. Während Maurer demnach zu 
dem Sehlusse gelangt, daß die Einführung einer Bezirks- 
verfassung ihrem ganzen Umfange nach dem Jahre 965 an- 
gehöre, ist Finssen') hingegen der Ansicht, daB die Ein- 
richtung von zwólf Thingen und die Verteilung der Goden 
auf dieselben bereits durch die Gesetzgebung vom Jahre 930 
erfolgt sei, und daß das Gesetz des pórd gellir vom Jahre 965 
nur die Einteilung des Landes in Viertel und die Schaffung 
eines neuen Things für das Nordviertel zum Gegenstand 
gehabt habe. Es läßt sich nun nicht leugnen, daß die sehr 
eiugehenden Untersuchungen Konrad von Maurers hinsicht- 
lich des Filiationsverhältnisses unserer Quellen recht über- 
zeugend sind, und daß dadurch die Beweiskraft der Hauks- 
bók und des porsteins b., soweit sie von den übrigen Quellen 
abweichen, doch wohl beseitigt sein dürfte. Ferner ist nicht 
zu verkennen, daß Ari sich in der uns erhaltenen zweiten 
Redaktion seines Islünderbuches am besten dahin verstehen 
läßt, daß eine Bezirksverfassung überhaupt erst im Jahre 965 
zustande gekommen sei. Allein daraus folgt noch nicht 
ohne weiteres, daß auch der übrige Teil des Berichtes, wie 
die mehrgedachten vier Quellen ihn uns überlieferten, be- 
treffend die Einsetzung der Goden und die Feststellung ihrer 
Rechte und Pflichten dem Jahre 965 und nicht schon dem 
Jahre 930 angehórt. Dieser Teil des Gesetzes fehlt in der 
uns erhaltenen Redaktion des Islünderbuches, wie schon 
bemerkt, günzlich; es ist hier bei Gelegenheit der Landes- 
einteilung von Goden überhaupt nicht die Rede. Nun sagt 
uns Ari in der Vorrede zu seinem Isländerbuch selbst, daß 
er in der zweiten Redaktion seines Werkes zwar die ættar 


1) Om den oprindelige Ordning af nogle af den islanske Fristats 
Institutioner S. 79. Ihm stimmt in diesem Punkte auch Lehmann in 
der Besprechung jenes Werkes (Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Ger- 
man. Abt. Bd. 11 S. 210) zu. Es widerspricht ihm hingegen v. Amira 
in seiner Besprechung des Werkes (Gótt. gel. Anz. 1889 S. 254). 
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tölu und konunga æfi weggelassen, im übrigen aber lediglich 
vermehrt und verbessert habe. Dieser unmiBverständlichen 
Erklärung des Ari gegenüber ist es meines Erachtens 
schlechterdings unmóglich, noch weitere Weglassungen in 
der zweiten Redaktion seines Werkes gegenüber der ersten 
anzunehmen. Es lassen sich auch kaum Gründe ausfindig 
machen, die solche Kürzungen verständlich machten. Die 
von Bley im 32. Bande der Zeitschrift für deutsche Philo- 
logie (Zur Entstehung der jüngeru Islendingabók 1900) ge- 
gebene Erklärung, daß die Redaktion für Unterrichtszwecke 
hergerichtet sei, scheint mir doch etwas zu weit hergeholt 
zu sein. Ganz im Gegenteil scheint es mir durchaus ein- 
leuchtend, daB der erste Anfang der Geschichtsschreibung 
eben die aphoristische Kürze in der Darstellung zeigen 
mußte, die unser Isländerbuch tatsächlich aufweist, und daß 
sich um diesen Kern unaufhórlich die Zusátze der spüteren 
Bearbeiter herumgruppieren mußten. Daß Ari die ættar 
tölu und konunga æfi in der zweiten Redaktion seines 
Werkes weglieB, kann ich mir auch nur so erklüren, daf 
er diese Gegenstände entweder inzwischen bereits in einem 
eigenen Werke behandelt hatte oder wenigstens dazu ent- 
schlossen war.!) Jedenfalls aber ist durch die ausdrückliche 
Erklärung des Ari jeder Zweifel über den Umfang des ersten 
Werkes abgesehen von ættar tólu und konunga efi ausge- 
schlossen und wir sind nicht berechtigt, auf die erste Re- 
daktion des Islinderbuches etwas zurückzuführen, was sich 
nicht in der zweiten vorfindet, soweit es eben nicht zu den 
ættar tólu und konunga efi gerechnet werden kann. Was 
wir in unsern vier Quellen über die Goden gesagt finden, 
kann also nicht in Aris älterem Isländerbuch gestanden 
haben. Es muß spätere Zutat zu den Angaben des Ari 
sein. Damit entfüllt dafür der hohe Grad von Zuverlüssigkeit, 
den die Angaben des Ari für uns haben. Umgekehrt aber 
ergibt sich gerade aus dem Schweigen des Ari ein gewisser 
Anhalt. Ari erzühlt uns ausführlich, es sei bestimmt, daB 





1) A. M. Konrad von Maurer, besonders in seiner neuesten Ab- 
handlung über diesen Gegenstand: Über Ari hinn fródi und seine 
Schriften (Germania Bd. 36 Jahrg. 1891), wo man die gesamte sehr 
umfangreiche frühere Literatur über diese Frage verzeichnet findet. 


Die isländischen Häuptlinge. 173 


die vier Thinge des Nordviertels nicht mehr Urteiler er- 
nennen und nicht mehr Rechte in der Lögretta haben sollten 
als die drei Thinge der übrigen Viertel. Sollte nun das 
Urteilerernennungsrecht überhaupt erst in diesem Jahr ge- 
setzlich sanktioniert sein, so würde es doch auffallend sein, 
wenn er von diesem Vorgange, der doch die Voraussetzung 
für den gedachten, tatsächlich berichteten Vorgang bildete 
und zugleich ungleich wichtiger war, gar nichts erwähnt 
hätte. Außerdem braucht man aber den Bericht unserer 
vier Quellen auch kaum mit zwingender Notwendigkeit 
dahin zu verstehen, daß die Einteilung des Landes und die 
Einsetzung der Goden gleichzeitig geschehen sei. Die vier 
Quellen berichten über die Vorgänge sämtlich im Anschluß 
an den Bericht über die Ulfljótslóg. Der Zusammenhang in 
der fraglichen Stelle ist also bereits in derjenigen allen ge- 
meinsamen Quelle, die den Bericht zuerst in dieser An- 
ordnung gab, kein auf die Chronologie aufgebauter, sondern 
ein lediglich auf der Ähnlichkeit des Gegenstandes be- 
ruhender gewesen. Wir finden allerdings in der jüngeren 
Melabók die chronologische Angabe, Landinu var skift i 
fjordunga um daga pordar gellis, aber da sich diese 
Angabe weder in der mit der jüngern Melabök auf eine 
gemeinsame Quelle zurückgehenden pórdar s. noch auch in 
der andern Rezension vertreten durch Hauksbók und por- 
steins D. findet, so muß sie von der jüngern Melabök 
ihrerseits interpoliert sein, weil man sonst annehmen müßte, 
daB die gemeinsame Quelle der Hauksbók und des por- 
steins p. einerseits und die pérdar s. andrerseits unabhängig 
von einander zufällig dieselbe Zeitangabe „um daga pórdar 
gellis^ beseitigt hütten, wogegen die Differenz zwischen der 
pordar s. einerseits und der Hauksbók und dem porsteins p. 
andererseits dem Wortlaut, wenngleich nicht dem Sinne 
nach so gering ist, daß sie ohne weiteres auf die Unachtsam- 
keit eines Abschreibers zurückgeführt werden kann.  Er- 
scheint danach die Lesart der bordar s. als die ursprüngliche, 
so ist hier der Verfasser nach der ganzen Fassung des Be- 
richts von vornherein nicht auf chronologische Gruppierung 
der Vorginge bedacht gewesen; er hat vielmehr allem An- 
schein nach gelegentlich der Erwähnung der Ulfljótslóg. als 
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des ersten und wichtigsten Landesgesetzes für die Insel, 
alles zusammenstellen wollen, was ihm über die ültere Ver- 
fassungsgeschichte überhaupt bekannt war, ohne daß ihm 
dabei die Zeitfolge der Ereignisse besonders am Herzen 
lag. Es liegt also keine Notwendigkeit vor, die gedachten 
Vorgünge als gleichzeitig aufzufassen. Übrigens würde auch 
der Bericht bei Annahme der Gleichzeitigkeit der gedachten 
Vorgünge mit unsern sonstigen Quellen in Widerspruch 
stehen; denn nach der Darstellung des Berichtes nimmt eben 
das Godentum seinen Ausgang von der in dem Bericht 
gedachten Gesetzgebung. Nun wissen wir aber, daß das 
Godentum bereits vor dem Jahre 965 in allen Landesteilen 
ausgebildet war. Also kann die Gesetzgebung von 965 nicht 
seine Grundlage gebildet haben. 

Wir gelangen also zu dem Resultat, daß keine aus- 
reichenden Gründe vorhanden sind, die gesetzliche Grund- 
lage der Godenverfassung erst dem Jahre 965 zuzuweisen. 
Es ergeben sich nun aber weiter aus den allgemeinen 
historischen Verhältnissen erhebliche Gründe dafür, daB die 
Feststellung der Anzahl der Goden und die Normierung 
ihrer Rechte und Pflichten bereits dem Jahre 930 angehört. 
Im Jahre 930 wurde das Allthing gestiftet. Dessen wichtigste 
Funktion war jedenfalls dem Charakter der Zeit entsprechend 
von vornherein die Rechtssprechung. Es galt also ein Ge- 
richt zu besetzen, und es mufiten Personen bestimmt werden, 
denen die Richterernennung oblag. Die Richterernennung 
auf dem Allthing ist nun aber gerade die Funktion, die in 
unsern Rechtsbüchern aufs engste mit dem Godentum ver- 
knüpft erscheint. Dieses Richterernennungsrecht wird also 
jedenfalls schon von den Ulfljótslóg den Goden zugewiesen 
sein; denn man wird nicht gern annehmen wollen, daß dieses 
Recht anfangs andern Personen übertragen und erst nach- 
trüglich in die Hände der Goden gelangt sei, zumal uns 
direkt überliefert ist, daß die Ulfljótslóg sich anderweitig 
jedenfalls schon mit den Goden beschäftigten, indem sie 
vorschrieben, daß die Goden bei allen Thingen einen Eides- 
ring zur Hand haben sollten. Schlieflich aber ist auch aus 
der Zahl der Goden ein Argument zu entnehmen. Die An- 
zahl der Urteiler im Allthinggericht betrug wie in allen 
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isländischen und großenteils auch norwegischen Thing- 
gerichten 36. Die Zahl, die der Anzahl der Goden zu 
Grunde lag, war gleichfalls 36, und nur mit Rücksicht auf 
die besondern Verhältnisse des Nordlandes war diese Zahl 
um drei erhöht, doch so, daß in den anläßlich dieser Er- 
höhung gegebenen Vorschriften noch deutlich die eigentliche 
Grundzahl hindurchscheint. Es ist kaum anders denkbar, 
als daB diese Zahl mit der Anzahl der Urteiler in dem neu- 
eingerichteten Allthing im engsten Zusammenhang steht und 
mit Rücksicht auf diese gewühlt wurde. Wir gelangen also 
aus verschiedenen Gründen zu dem Schlu8, daB Anzahl und 
Befugnisse der Goden bereits im Jahre 930 gesetzlich nor- 
miert wurden. Dahingegen móchte ich es auch aus allge- 
meinen Gründen gegen Finssen für wahrscheinlich halten, 
daß die Goden damals noch nicht auf eine Anzahl Thinge 
verteilt wurden, einerseits weil die Stiftung des Allthings, 
sofern man an dieser als dem Hauptzweck der Ulfijétslig 
festhált, dazu keinerlei Anlaf bot, andrerseits aber, weil 
die Stiftung eines vierten Things für das Nordland weniger 
verstándlich ist, wenn man dort bereits 35 Jahre lang mit 
drei Thingen ausgekommen war, als wenn die lokalen Ver- 
hältnisse von vornherein bei der Verteilung der Goden auf 
die Bezirke die Einrichtung eines vierten Things im Nord- 
lande erforderlich machten. : 


4. Die historische Zuverlüssigkeit des Gesetzes 
über die Godenverfassung. 


Gehen wir nun näher auf den Inhalt der Bestimmungen 
ein, für deren Entstehung wir im Vorhergehenden das Jahr 
930 herausgefunden haben, so zeigt es sich, daf diese Be- 
stimmungen allerdings einen engen Zusammenhang zwischen 
Tempelpriestertum und politischer Gewalt zu ihrer Grund- 
lage nehmen. Dieselben Männer, die die Haupttempel ver- 
walten sollen, sollen auch zugleich auf den Thingen die 
Urteiler ernennen und die Prozesse leiten. Wir haben 
allerdings für diesen Bericht nicht den Ari als Gewührsmann, 
und man könnte daran denken, die Zuverlässigkeit des ganzen 
Berichtes anzuzweifeln. Allein dazu fehlt es doch an aus- 
reichenden Gründen. Denn einerseits ergibt sich aus Konrad 


176 Dr. Boden, 


von Maurers Untersuchung mit voller Sicherheit. daß die 
Urquelle für den Bericht jedenfalls ziemlich weit zurück- 
liegt, wenngleich wir ihm in der Annahme, daß Ari diese 
Urquelle sei, nicht folgen konnten. Je weiter diese Urquelle 
aber zurückliegt, um so größer ist die Zuverlässigkeit des 
Berichtes. Andrerseits aber erfährt der Bericht auch in- 
haltlich eine Bestátigung durch die Terminologie. Wenn- 
gleich die Terminologie, wie wir eben sahen, nach Moglich- 
keit zwischen dem Tempelpriester und dem Godordsmann 
zu scheiden sucht, so ist doch kein Zweifel darüber, daß 
die Terminologie für den letzteren ursprünglich vom 
Tempelpriestertum entlehnt ist. Es muß also trotz unserer 
obigen Ausführungen über die Unwahrscheinlichkeit der Ent- 
stehung des Godentums aus dem Tempelpriestertum irgend 
ein Zusammenhang zwischen dem Tempelpriestertum und 
dem Godentum existieren, auf Grund dessen sich die 
fragliche Terminologie entwickeln konnte. Der besagte 
Bericht ist also wegen seines Inhalts noch keineswegs ver- 
dáchtig; es kann das darin erwühnte Gesetz entweder mit 
der Terminologie auf einen gemeinsamen Ursprung zurück- 
gehen, oder aber kann es selbst den Anla8 zu der Termino- 
logie gegeben haben. Die dritte Möglichkeit, daß der Be- 
richt seine Quelle in der Terminologie hätte, d. h. daß der 
Verfasser sich den Bericht, durch die Terminologie verleitet, 
aus den Fingern gesogen hátte, scheint mir doch für einen 
Geschichtsschreiber der älteren klassischen Zeit eine zu 
groBe Leichtfertigkeit vorauszusetzen, und ich móchte des- 
halb mit dieser Möglichkeit nicht rechnen. Der Bericht 
wifd also als echt zu behandeln sein, und man hat sich mit 
der Tatsache auseinanderzusetzen, daß trotz der im vorvorigen 
Paragraphen gegen die Entstehung des Godentums aus dem 
Tempelpriestertum beigebrachten Gründe um das Jahr 930 
als Teil des ersten Landrechts ein Gesetz erlassen ist, das 
den Goden, d. h. den politischen Machthaber, und den Tempel- 
priester als identisch behandelt. 

Wir haben bereits oben gelegentlich der Besprechung 
der Hrafnkels saga darauf hingewiesen, daB mit der Móglich- 
keit zu rechnen ist, daß in jenen Zeiten die Rechtsvor- 
schriften und die tatsüchlichen Verháltnisse in erheblicher 
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Weise auseinandergingen, soda8 sich weder die Rechts- 
vorschriften ohne weiteres zur Berichtigung der tatsächlichen 
Verhältnisse noch aber auch die tatsächlichen Verhältnisse 
zur Berichtigung der Rechtsvorschriften verwenden lassen. 
Beides läuft parallel nebeneinander her. Aber es sind des- 
halb nicht etwa die tatsächlichen Verhältnisse für den 
Juristen und die Rechtsvorschriften für den Historiker ohne 
Interesse. Denn beides übt unausgesetzt einen Einfluß 
aufeinander aus, der allerdings vielleicht niemals zu einer 
völligen Ausgleichung führt, der aber doch so stark ist, 
daß die Entwicklung der tatsächlichen Verhältnisse sich 
nicht ohne die Rechtsvorschriften, und die Entwicklung der 
Rechtsvorschriften sich nicht ohne die tatsächlichen Ver- 
hältnisse verstehen läßt. Aber nur zum Verständnis der 
Entwicklung, nicht zur Kritik darf eins für das andre 
benutzt werden. Im vorliegenden Fall ist es uns um die 
tatsächliche Entstehung des Godentums zu tun. Es liegt 
uns ein Gesetz vor, das das Godentum, d.h. die politische 
Macht, zu dem Tempelpriestertum in die engste Verbindung 
setzt; das Gesetz sagt nur, daß eine solche Beziehung be- 
stehen sollte; uns kommt es aber darauf an, ob eine solche 
Beziehung in der Tat bestand, worüber das Gesetz direkt 
nichts aussagt. Ob das Gesetz den tatsächlichen Verhält- 
niesen wirklich entsprach, wird Gegenstand einer besondern 
Untersuchung sein müssen. Und wenn vielleicht auch die 
herrschende Meinung auf dem Standpunkt stehen sollte, daß 
eine gewisse Vermutung für die Übereinstimmung einer 
Rechtsvorschrift mit den tatsächlichen Verhältnissen besteht!), 


1) Man wird vielleicht einwenden, daß in den Zeiten unbewußter 
Rechtsschöpfung ein Widerspruch zwischen Recht und tatsächlichen 
Verhältnissen unmöglich sei. Das mag richtig sein, soweit es sich 
lediglich um praktische Anwendung unbewußter und unausgesprochener 
Rechtsnormen handelt. Aber die ausgesprochene, mündlich oder 
schriftlich fixierte Rechtsnorm ist nichts rein Unbewußtes mehr, 
sondern enthält der unbewußt angewandten Rechtsnorm gegenüber 
immer einen gewissen Grad bewußter Abstraktion, und in dieser Ab- 
straktion liegt die Möglichkeit eines Fehlers, d. h. eines irrtümlichen 
Abweichens von den tatsächlichen Verhältnissen. Im übrigen ver- 
folgen nicht selten auch schon die ältesten Gesetze gewisse Tendenzen, 
die häufig gerade den Anlaß zur Kodifikation geben, mindestens die 
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so wird man jedenfalls die Widerlegung dieser Vermutung 
im einzelnen Falle zuzulassen bereit sein. Es läßt sich nun 
aber in der Tat wahrscheinlich machen, daß die tatsächlichen 
Verháltnisse niemals so waren, wie das fragliche Gesetz 
verlangt, und daB sich weder das Gesetz nach den tatsüch- 
lichen Verhältnissen noch die tatsächlichen Verhältnisse nach 
dem Gesetz gerichtet haben. Das Gesetz bestimmt nach 
unsern obigen Ausführungen die Anzahl der Goden auf 36 
entsprechend der Zahl der Urteiler im Allthinggericht. Diese 
Zahl war für das Gesetz wesentlich. Denn die Einsetzung 
eines allgemeinen Gerichtshofes für das ganze Land war 
wohl der wichtigste Gegenstand der Ulfijétslig und die Ur- 
teilerernennung nach der Fassung unseres Berichtes einer 
der Hauptzwecke der Einsetzung der Goden; um die Ur- 
teilerernennung ordnungsmäßig vor sich gehen zu lassen, 
bedurfte es aber der genauen Feststellung der Zahl der zur 
Ernennung Berechtigten. Wenn nun die tatsüchlichen Ver- 
hültnisse mit dem Gesetz übereinstimmen sollten, so müßte 
notwendig auch die Zahl der wirklich existierenden Godords- 
inhaber gleich 36 sein, sei es nun daß das Gesetz sich nach 
der Zahl der bereits existierenden Herrschaften gerichtet 
hätte, oder daß die Zahl der Herrschaften nach dem Gesetz 
reguliert würe. Beides ist von vornherein nicht wahrschein- 
lich. Die erste Alternative, weil es ein sehr merkwürdiger 
Zufall wäre, wenn die Zahl der um das Jahr 930 existieren- 
den Herrschaften gerade der für das Allthing erforderlichen 
Anzahl von Urteilerernennern gleich gewesen wäre, die 
zweite Alternative, weil es der islündischen Zentralgewalt 
an jeder Exekution fehlte, um ihre Anordnungen gegen den 
Willen der Beteiligten durchzusetzen, eine freiwillige Unter- 
ordnung aller Beteiligten aber bei dem eingreifenden Charakter 
des Gesetzes kaum anzunehmen sein dürfte. Der schema- 


Tendenz der môglichsten Aufrechterhaltung des Friedens, und daraus 
ergeben sich naturgemäß weitere Abweichungen von den tatsächlichen 
Verhältnissen. Die genauere Erörterung dieser Frage kann nur an 
der Hand des sehr umfassenden geschichtlichen Materials erfolgen, 
wozu hier der Raum fehlt. Auf die Differenz zwischen Gesetz und 
tatsächlichen Verhältnissen weist übrigens auch Pappenheim, Krit. 
Vierteljahrsschr. Bd. 36 Jahrg. 1894 S. 566 hin. 
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tische Charakter des Gesetzes, der die Übereinstimmung 
mit den tatsächlichen Verhältnissen unwahrscheinlich macht, 
setzt sich übrigens in dem Landeseinteilungsgesetz von 965, 
das allem Anschein nach unmittelbar auf dem Godengesetz 
von 930 beruht, fort, indem hier ganz schematisch jedem 
Viertel drei Thinge und jedem Thing drei Goden zugewiesen 
werden, mit alleiniger Ausnahme des Nordviertels, aber 
auch hier nur bezüglich der Thinge, nicht bezüglich der 
Goden. Es ist auch diesem Gesetz gegenüber von vornherein 
kaum anzunehmen, daf die Zahl der tatsüchlich vorhandenen 
Thinge und Godorde gerade den schematisch gefundenen 
Zahlen entsprochen haben sollte, zumal die verschiedenen 
Viertel und Thinge an Bedeutung recht verschieden waren. 
Wir werden auch dies Gesetz mit Rücksicht auf den mut- 
maßlich engen Zusammenhang mit dem Gesetz von 930 mit 
in den Kreis unserer Betrachtung ziehen. 

Es läßt sich nun aber auch tatsächlich der Nachweis 
erbringen, daß Thinge sowohl wie Godorde keineswegs den 
gedachten Gesetzen entsprachen, sondern in erheblich größerer 
Anzahl vorhanden waren. Was die Thinge angeht, so 
können wir uns auf Konrad von Maurers Ausführungen 
in „Island von seiner ersten Entdeckung bis zum Untergange 
des Freistaats“ 8. 100—102 beziehen. Was die Godorde, 
die uns hier mit Rücksicht auf das Gesetz von 930 besonders 
interessieren, angeht, so sind wir durch unsere Geschichts- 
quellen in den Stand gesetzt, die einzelnen Familien, in 
denen sich Godorde vererbten, mit leidlicher Sicherheit an- 
zugeben. In zahlreichen Fällen wird uns in zuverlässigen 
Quellen jemand unmittelbar als Godordsmann bezeichnet, 
oder berichtet, daß er ein godord oder, was dasselbe heißt, 
ein manna-forräd besessen, oder daß er einen Thingmann, 
das Korrelat des Godordsmannes, gehabt habe. Noch häufiger 
jedoch bedienen sich die Quellen, um jemand als Godords- 
besitzer zu bezeichnen, des Wortes „Häuptling“. Trotz 
seiner weiteren etymologischen Bedeutung wird dieses Wort 
geradezu als Synonymon von Godordsmann gebraucht, wenn- 
gleich es allerdings auch hin und wieder noch in seiner 
weiteren Bedeutung vorkommt, so z. B. wenn es von Àskel 


godi und Steingrím zusammenfassend heißt: var pò hvár- 
12* 
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tveggi mikill hófdingi (Reykd. 16 8. 280), obwohl Steingrimr 
schwerlich ein Godordsmann war und auch Reykd. 5 8. 242 
bei seiner Einführung nur als gódr bóndi charakterisiert wird. 
Da8 es aber in der Regel als Synonymon von Godordsmann 
gebraucht wird, zeigt z. B. Eyrb. 4, 9, wo hófdingjar geradezu 
als Korrelat zu Pingmenn steht, während sonst stets die 
godordsmenn das Korrelat zu den pingmenn bilden. Umge- 
kehrt erecheinen dann in der Laxd. 27, 1 und in der Formel 
für Setzung des grid in der Grett. 73 die godordsmenn als 
Gegensatz zu dem bendr, als deren Gegensaiz sonst die 
hófdingjar erscheinen. Wir dürfen wohl davon ausgehen, 
daß hófdingi dann stets den Godordsmann bezeichnet, wenn 
es als technischer Ausdruck zur offiziellen Charakterisierung 
einer oder mehrerer Personen steht, insbesondere also in 
den regelmäßigen Charakteristiken, mit denen die neu auf- 
tretenden Personen in die Erzühlung eingeführt werden; — 
hier wird der Ausdruck hófdingi so sehr als technischer ver- 
wandt, da8 zur Charakterisierung eines Mannes auch gesagt 
werden kann: eigi var hann hófdingi, wie in der Grettla 32 
von pérhall —; und sodann in den offiziellen Hüuptlings- 
verzeichnissen, deren uns eins in der Landnáma und zwei 
in der Kristni saga erhalten sind, jenes aus der Zeit, als 
60 Jahre seit der ersten Ánsiedelung verflossen waren, d. h. 
um 930, vielleicht etwas spüter, von diesen das erste aus 
dem Jahre 981, das zweite aus dem Jahre 11181). Dazu 
kommt noch aus der Landnáma das Verzeichnis der ,mich- 
tigsten Landnahmemänner,“ eine Bezeichnung, die eben gleich- 
bedeutend ist mit den ,Háuptlingen unter den Landnahme- 
männern“. Einen Anhalt für die Feststellung eines Godords 
gewührt auch die ganze Stellung und Lebensführung eines 
Mannes. Wir haben im $ 1 gesehen, welche umfassenden 
Rechte dem Inhaber eines Godords zustanden. Wenn wir 
diese Rechte von jemandem ausgeübt sehen, so dürfen wir 
daraus schließen, daß er tatsächlich im Besitz eines Godords 
wer. Es zeigt sich auch, daß die verschiedenen Quellen, 
aus denen die im Besitz eines Godords befindlichen Familien 


1) Das letztere interessiert hier nicht, und wenn im folgenden 
von dem Häuptlingsverzeichnis der Kristni saga die Rede ist, so ist 
stets das erste gemeint. 
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festzustellen sind, im wesentlichen zusammenfließen, d. h. 
zu gleichen Resultaten führen und sich also gegenseitig be- 
stätigen. Die Aufzählung der Godenfamilien soll im folgen- 
den nach den bekannten 13 Thingbezirken gruppiert werden. 
Diese Thingbezirke waren allerdings im Rechtssinne keine 
abgegrenzten Territorien, sondern griffen beliebig ineinander 
über, indem die Zugehórigkeit zu einem Thing sich nicht 
nach dem Wohnsitz zu richten brauchte; aueh waren die 
fraglichen 13 Thinge keineswegs die einzigen, und um das 
hier hauptsüchlich interessierende Jahr 930 bestand über- 
haupt noch keine feste Thingorganisation. Aber die 13 Thing- 
bezirke beruhen immerhin auf der natürlichen Beschaffenheit 
des Landes und entsprechen insofern ebensovielen Land- 
schaften, und sie waren tatsächlich auch annähernd terri- 
torial gegeneinander abgegrenzt, indem in der Regel jeder 
zu dem Thing gehórte, in dessen Bezirk sich sein Wohn- 
sitz befand, wenngleich sich aus den Quellen auch mancherlei 
Ausnahmen davon nachweisen lassen.) Die Godorde nach 
Familien zu gruppieren, rechtfertigt sich dadurch, daß die 
Godorde trotz ihrer freien Veräußerliehkeit regelmäßig inner- 
halb derselben Familie verblieben, wie sich noch näher 
ergeben wird. Familien, in deren Besitz sich ein Godord 
erst nach dem Jahre 1004 findet, bleiben übrigens außer 
Betracht, weil in diesem Jahre 12 neue Godorde gegründet 
wurden, und für die vorliegende Untersuchung diese neuen 
Godorde belanglos sind. 


Am stärksten ist die Überzahl der Goden im West- 
viertel, mit dem wir unsere Übersicht beginnen. Zum 
Bezirk des pverà-ping gehören an Godenfamilien 1. die 
Myra-menn in Borg, vertreten durch den Landnahmemann 
Skallagrim ?), dessen Sohn Egil und dessen Enkel bporstein 


1) Mit völliger Sicherheit lassen sich allerdings die Grenzen der 
Thingbezirke und die Zugehörigkeit der auf der Grenze wohnenden 
Godordsmänner nicht feststellen. und die folgende Übersicht ist in der 
Zuweisung der Godorde zu einem bestimmten Thing vielleicht von 
einer gewissen Willkür nicht frei. Aber da der Hauptzweck die Fest 
stellung der Godorde im ganzen ist, so spielt eine Differenz in der 
gedachten Beziehung keine große Rolle. — 3) In der Ln. unter den 
mächtigsten Landnahmemännern erwähnt. | 
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Egilsson!), 2. die Familie des Onund breidskegg?), insonder- 
heit dessen Sohn Tungu-Oddr?) in Breidabólstad, 3. die Gils- 
bekkingar, die von den Landnahmemünnern Hroskel*) und 
Hrómund abstammten, und deren bekanntester Vertreter Illugi 
der Schwarze*) ist, 4. die Familie des Ulf Gríms son ens 
háleyska in Geitland, insonderheit dessen Enkel Illugi der 
Rote*) und Kollr Kjallaksson?), 5. die Familie des Rauda- 
Björn, insonderheit dessen Sohn porkell trefill?). Zweifel- 
haft ist es, ob sich in der Familie des Björn hitdelakappi 
ein altes Godord?) und in der des Armgrim godi!?) und 
des Sturla godi!!) überhaupt ein Godord befand, indem es 
zweifelhaft ist, ob ihr Beiname als Tempelpriester oder als 
Inhaber der politischen Gewalt zu deuten ist. Zum pórsnes 
ping gehóren an Godordsfamilien 1. die Raudmelingar, ver- 
treten durch den Landnahmemann Sel-pórir!?) und dessen 
Urenkel porstein porgilsson !?), 2. die Familie Hrölfs des 
Dicken, dessen Sohn Helgi die Zwölferjury in dem rechts- 


1) Eigla cap. 80,21 und 81,28, wo Egill und porsteinn ausdrück- 
lich als im Besitz eines Godords genannt werden. — 3) In der Lm. 
unter den mächtigsten Landnahmemännern erwähnt. — 3) Im Häupt- 
lingsverzeichnis der Ln. vgl. auch Hænsa-bôriss. cap. 2. — *) Unter 
den mächtigsten Landnahmemännern in der Ln. — 9) Gunnl. s. cap. 4 
S. 202 als annarr mestr höfdingi i Borgarfirdi en porsteinn Egilsson 
bezeichnet; Gunnl. s. cap. 5 S. 216 spricht er auch geradezu von seinem 
mannaforrád. — *) Im Häuptlingsverzeichnis der Kristni saga, vgl. 
auch die Hardar s. — 7) In der Hardar s. cap. 2 als mikill höfdingi 
bezeichnet. — 8) In Laxd. 10 als mikill höfdingi bezeichnet; ferner 
erscheint er auch im Ülkofra báttr unter den sechs Hüuptlingen, denen 
der aufgebrannte Wald gehórt. Der Ülkofra p. beruht zweifellos auf 
Erfindung; aber es ist um so charakteristischer, daß porkell trefill hier 
an der Seite der müchtigsten und bekanntesten islündischen Hüuptlinge 
erscheint, um so mehr als er damals lángst nicht mehr am Leben sein 
konnte. — °) Grett. s. 58, 1 ist er als mikill höfdingi bezeichnet; außer- 
dem erscheint er in der Bjarnar s. hitd. S. 33 als Antragsteller in der 
Lógrétta. Beides liegt erst nach dem Jahre 1004. Aber die neuen 
Godorde hatten keinen Anteil an der Lógretta. Es ist jedoch wiederum 
zweifelhaft, ob man überhaupt ein Godord besitzen mußte, um in der 
Lögretta Anträge stellen zu können. — 1°) Vgl. die Hænsa-bôriss, 
insonderheit cap. 7 S. 145. — 11) Vgl. Ln. 3011. — 1?) Unter den 
mächtigsten Landnahmemännern und Ln. Sturlubók 68 als mikill hôf- 
dingi bezeichnet. — 13) Eyrb. 56,16 als Inhaber des Raudmelinga- 
godords erwühnt. 
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geschichtlich wichtigen Prozeß des Snorri godi gegen Arnkel 
godi wegen der der Schwester des Arnkel zur Last gelegten 
Zauberei bildete!), 3. Arnkell godi, der sein Godord jedoch 
nicht von seinem Vater geerbt hatte und im Jahre 994 von 
Snorri godi erschlagen wurde, ohne sein Godord weiter zu 
vererben ?), 4. die Familie der pérsnesingar, repräsentiert 
durch den Landnahmemann hörolf mostrarskegg, dessen Sohn 
porstein porskabit, und dessen Urenkel, den berühmten 
Snorri godi?), 5. die Familie der Kjalleklingar, von Bjórn enn 
austreem *) abstammend und repräsentiert durch seinen Enkel 
porgrim godi*) und dessen Sóhne Víga Styr*) und Vemund 
enn mjóvi")*), 6. die Eyrbyggjar, deren bedeutendster Ver- 
treter Steinpérr á Eyri ist*), 7. die Familie der Dalverjar, 


1) Eyrb. 16,7 wird Helgi als Hofgarda godi bezeichnet; auBer- 
dem mußte er auch als Vorsitzender der Zwölferjury im Besitz eines 
Godords sein. Der gedachte Prozeß ist für die Geschichte der Jury 
von besonderer Wichtigkeit. — 3) Eyrb. 12, 7, wo es heißt, daß Arn- 
kel viele Thingmänner hatte. Da dieses Godord nur kurze Zeit 
existierte und für das in Anm. 1 erwáhnte auch keine weiteren Zeug- 
nisse vorliegen, so ist für unsern Zweck von Wichtigkeit festzu- 
stellen, daB die beiden Godorde genau gleichzeitig erwühnt werden, 
sodaß nicht etwa eins das andere abgelöst haben kann. — 3) Die 
pérsnesingar war neben den Hvammsverjar das erste Geschlecht in 
diesem Bezirk. Der Stammvater gehürt zu den mächtigsten Land- 
nahmemünnern und Snorri godi erscheint in dem Hüuptlingsverzeichnis 
der Kristni saga. Das Geschlecht steht im Mittelpunkt der Eyrbyggja, 
porgrimr spielt außerdem eine erhebliche Rolle in der Gisla s., Snorri 
in der Laxd., Njála, der Heidaviga s., dem Òlkofra p. u. a. m. — *) Unter 
den mächtigsten Landnahmemännern. — 3) Im Häuptlingsverzeichnis 
der Ln. — *) Im Häuptlingsverzeichnisse der Kristni saga. — ") Nach 
der Fóstbreda saga cap. 1 ist Vemundr nach dem Vatnsfjórd aus- 
gewandert, und erscheint dort als Hüuptling. — *) In der Eyrb. 10,6 
wird erzählt, daß porsteinn borskabit die Hälfte seines Tempels, seines 
Tempelzolls und seiner Thingmänner an die Kjalleklingar abgetreten 
habe, und daß porgrimr seitdem den Beinamen godi erhalten habe; 
vgl. darüber unten S. 195. — *) Derselbe wird in der Havardar saga cap.? 
S. 16 als mikill höfdingi bezeichnet; nach der Eyrb. kann-er es wagen, 
dem Snorri godi die Stirn zu bieten, und der mächtige Viga Styrr 
kämpft in seinen Reihen mit, ohne seinerseits die Führung zu über- 
nehmen. In der Bandamanna saga cap. 9 S.48 werden seine Töchter 
als die angesehensten Partien des Landes bezeichnet neben denen 
des Snorri godi. Übrigens füllt seine ErwAhnung als Godordsmann 
erst in die Zeit nach Arnkels Tode, so daß es immerhin denkbar wäre, 
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vertreten durch Hôskuld Dala-Kollsson, Olaf pá und Halldór 
Ólafsson!), 8. die Familie der Hvamms-verjar, abstammend 
von Unn hin djüpüdga, und vertreten insbesondere durch 
den berühmten pérd gellir, dessen Sohn Eyjólf hin grái und 
dessen Enkel porkell Eyjólfsson 1). Einzelne Godordsmänner, 
über deren Familie wir nicht genauer orientiert sind, sind 
pérarinn im Langadal*), dieser jedoch eret nach 1004‘) und 
Ingjaldr Saudeyjargodi*). Zweifelhaft ist es, ob der von 
der Ln. und Eyrbyggja erwühnte bormód godi nebst seinem 
GroBneffen Hjorleif godi auf Grund ihres Beinamens als 
Godordsmänner anzusehen sind. Zum Bezirk des borska- 
fjardarpings gehóren an Godordsfamilien 1. die des Geirmund 
heljarshinn *), 2. die Saurbeingar mit dem Stammsitz Stadar- 
hól, abstammend von den Landnahmemännern Steinólf enn 
lági und dessen Schwiegersohn Sléttu-Bjórn und reprüsentiert 
durch die pjódreks-Sóhne Viga-Sturla, porbjörn und pórarin 
sowie durch den Enkel pjódreks Ásgeir Knattarson"), 3. die 


daß er als Gode an dessen Stelle getreten wäre, obwohl dafür keinerlei 
weitere Anhaltspunkte vorliegen und auch kaum ein vertragsmäßiger 
Erwerb, sondern nur Okkupation des von den Erben derelinquierten 
Godords in Frage kommen könnte. 

1) Die Dalverjar sind die Helden der Laxdela und werden dort 
als Häuptlinge charakterisiert (Laxd. 9, 14 u. 24), Ólafr pá steht auch 
in dem Häuptlingsverzeichnis der Kristni s und Halldórr spricht 
Laxd. 71, 17 von seinem Godord. — 3) Unnr hinn djüpüdgs findet sich 
als einzige Frau im Verzeichnis der mächtigsten Landnahmemänner. 
pérdr gellir findet sich im Häuptlingsverzeichnis der Ln. und Eyjôif 
in dem der Kristni s. pördr gellir wird auch in der Eyrb. 10, 1 als 
mestr höfdingi bezeichnet. In der Laxd. 70, 1 beißt es, daß porkell 
Eyjólfsson ein großer Häuptling wurde. — 3) Laxd. 67, 1 als Inhaber 
eines Godords bezeichnet. — *) Seine Erwühnung füllt kurz nach 1004; 
da er aber als wenig mächtig geschildert wird, so wird man ihm 
schwerlich im Jahre 1004 ein Godord zugewiesen haben. — *) Laxd. 14, 1, 
*) Unter den mächtigsten Landnahmemännern; außerdem heißt es 
Ln. "Is, daß er göfgastr allra landnämsmanna gewesen sei. Söhne 
von ibm werden nicht erwähnt; seine Machtstellung vererbte wahr- 
scheinlich auf einen seiner Schwiegersöhne, vielleicht Ketil gufa. — 
?) Steinólfr enn lagi ist der Gegner des Gullpórir in dessen Saga. Er 
wird nicht als Häuptling bezeichnet, erscheint aber in seinem Auf- 
treten als solcher. Viga-Sturla ist wahrscheinlich der Stammvater 
der späteren Inhaber des Saurbeinga-godord, insbesondere des porgils 
Oddason und des Einar borgilsson vgl. Sturl. II 2 u. III 1 u. 6. bjédrekr 
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Reyknesingar, abstammend von Ulf enn skjalgi*) und ver- 
treten durch Ari Másson?) und dessen Sohn porgils Arason?), 
4. das Geschlecht des Gest Odleifsson, von dem Landnahme- 
mann Geirleif abstammend*), 5. die Familie des Ῥότά 
Vikingsson in Alvidra im Dyrafjérd 5), 6. die Familie des 
bjöstar, insonderheit dessen Sohn porgeirr®). Zweifelhaft ist 
das Godord der Familie des Hall in Hofstadir"). Bemerkt 
sei noch die große Anzahl von Häuptlingen, die in diesem 
Bezirk ansässig gewesen sind, obgleich ihr Geschlecht einem 
andern Bezirk angehört. So insbesondere von den pórsne- 
singar Hallstein godi im pborskafjürd, der übrigens selbst 
Landnahmemann ist?), sowie unabhüngig von ihm sein Neffe 
borgrímr in Seból*), ferner von den Hvammsverjar Eyólfr 
hinn grái bórdarson in Otradal im Arnarfjörd 19) und schließ- 
lieh von den Kjalleklingar Vemundr porgrímsson im Vatns- 


wanderte nach dem Isafjörd aus (Ln. 39/117). Von seinem Sohn borbjòrn 
wird uns Hav. s. Isf. 1 S. 1 berichtet, daß er um Isafjörd ein Godord, 
von seinem Sohne bôrarin Hav. s. Isf. 19 S. 45, daß er um Dyrafjörd 
ein Godord hatte. Asgeirr Knattarson erscheint in der Kristni saga 
im ersten Hüuptlingsverzeichnis. Von ihm stammen die in der Stur- 
lungenzeit eine große Rolle spielenden Vatnsfirdingar ab. (Sturl. Bd. II 
S. 285 Hrafns. saga cap. 8.) 


1) Unter den mächtigsten Landnahmemünnern. — ?) Im Häupt- 
lingsverzeichnis der Kristni s. — 35) In der Grett. s. 27,2 als mestr 
hófdingi { Vestfirdingafjórdungi bezeichnet. Von ihm stammte der 
Priester Ingimundr Einarsson ab, von dem Sturl. II, 8 S. 8 erzählt wird, 
daß er das Reyknesinga-godord seinem Vetter porgils Oddason ge- 
schenkt habe. — *) Gestr Oddleifsson erscheint im Häuptlingsverzeichnis 
der Kristni s. Ferner sagt die Hav.s.Isf.4 S. 10 von ihm, daß er 
margt mannaforrád hatte. — 5 Unter den mächtigsten Landnahme- 
münnern. Sein Sohn porkell hinn audgi spielt in der Gisl. s. eine 
Rolle; sein Auftreten ist das eines Hüuptlings, wenngleich er nicht 
so genannt wird. Er erscheint in enger Beziehung zu dem Hvalseyrar- 
ping im Dyrafjörd (Gisl. S. 9 und 92). — * Hrafnk. s. S. 14 als god- 
ordsmadr um porskafjörd ok vidar um Vestfjördu bezeichnet. — ?) Er 
heißt in der Gull-poris s. cap. 1 S. 4 mikill höfdingi. Aber die Gull- 
béris s. steht auf der Grenze der historischen Sagen und in der Ln. 
(*/114) wird er nur im Vorübergehen erwähnt, was sonst nicht die Art 
der Ln. bei einem Godengeschlecht ist. — 3) Eyrb. 6, 2 und Gull- 
bóris s. 1 8. 3. Ob er ein selbständiges Godord hatte, kann zweifelhaft 
erscheinen. — *) Gisl. S. 10 als Inhaber eines Godords bezeichnet. — 
19) Im Häuptlingsverzeichnis der Kristni s. 
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fjórd!). Dazu lassen sich dann auch noch die ausgewanderten 
Saurbœingar rechnen, die allerdings im selben pingbezirke 
blieben?) Diese auswandernden Häuptlinge haben an- 
scheinend durchgängig in ihrer neuen Heimat ein selb- 
stándiges Godord gegründet, sodaB sich die Zahl der God- 
orde noch um sie vermehrt, 

| Schreiten wir sodann zum Nordviertel weiter, so sind 
im Hänavatnsping an Godordsfamilien 1. die des Midfjardar- 
Skeggi?), 2. die Vididælir, von Andun skókul abstammend *), 
3. die Vatnsdelir, abstammend von Ingimund 5) und reprüsen- 
tiert insbesondere durch seinen Sohn porstein®) und seinen 
Urenkel borkel krafli”), 4. die Familie des Landnahme- 
mannes Aevarr*), dessen Enkel Hunródr?) und dessen Ur- 
urenkel Haflidi Másson!?) war. Zum Hegranes ping, dessen 


1) Fóstbr. 8. 1. — 3) Vgl. Anm. 7 S. 184. — *) Im Häuptlingsver- 
zeichnis der Ln. Er war der Sohn des Landnahmemannes Skinna-Björn. 
Wie sehr seine Persönlichkeit und seine Machtstellung im Gedächtnis 
des Volkes haftete, das zeigt eich darin, daß er eine beliebte Per- 
sönlichkeit in den unhistorischen Sagen ist, so insbesondere in der 
Bardar saga Snefellsäss und in der pérdar saga hredu; auch in der 
Kórmaks saga, die auf der Grenze der historischen Sagen steht, spielt 
er eine Rolle. Sein Sohn Eidr verzog nach As im Borgarfjörd und 
Midfjardar-Skeggi folgte ihm in hohem Alter dorthin. — *) Unter den 
mächtigsten Landnahmemännern. Sein Sohn Äsgeirr wohnte in Ás- 
geirsä, wo wir später in der Bandamanna saga einen mutmaßlichen 
Abkömmling von ihm, den Styrmir porgeirsson im Besitz eines Godords 
vorfinden. Öfeigr wird nämlich Band. s. 1 S. 27 als sein Thingmann 
bezeichnet. — 3) Unter den mächtigsten Landnahmemünnern; zudem 
heißt in der Vatnsdæla cap. 16 S. 28 ausdrücklich: hann fekk ser ok 
godord ok manna forräd. — *) Im Häuptlingsverzeichnis der Ln ; ferner 
in Vatnsdl. 27 S. 44 als ,hôfdingi yfir Vatnsdolum ok Vestrhopi, ok 
öllum beim sveitum sem Ingimundr fadir bans hafdi haft“ bezeichnet. 
Nach seinem Tode erhält sein Sohn Ingólf das Godord (vgl. Vatnsd. 97 
S. 59 und 41 S. 67). — 7) Im Häuptlingsverzeichnis der Kristni saga. 
Er ist der uneheliche Sohn des porgrim Kornsárgodi, des Tochtersohnes 
des Ingimund (Vatnsd. 37 S.59). Sein Vater erhült das Godord nach 
dem Tode des Ingólf mit Rücksicht auf die Unmündigkeit der Sóhne 
des Ingólf (Vatnsd. 41 S. 67 und 42 S. 69). — *) Unter den mächtigsten 
Landnahmemännern. — 8) In der Hallfr. s. cap. 10 S. 109 wird ein 
Thingmann von ihm genannt. — 19) Er ist der Held der porgils saga 
ok Haflida, wo er als inn mestr hófdingi bezeichnet, und wo auch ein 
Thingmann von ihm, namens Hneitir, erwähnt wird (Sturl. II, 1). Er 
ist auch der Urheber der bekannten Haflidaskrá (Grágás, Kgb., Lögretta- 
pättr S. 213). 
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Bezirk den Skagafjórd umfaBt, gehóren an Godenfamilien 
1. die Guddelir!), abstammend von dem Landnahmemann 
Eirik i Guddólum?), 2. die Familie des Hjelti in Hof im 
Hjaltadal, insbesondere dessen Sóhne porvaldr und pórdr?), 
3. die Familie des Hófda-bord*), von dessen Nachkommen 
Arnörr berlingarnef *) und Halldórr porgeirsson in Hof*) die 
wichtigsten sind, 4. die Familie des Semund en sudreyski”), 
des Genossen des Ingimund, 5. die Familie des Spak-Bódvar, 
insbesondere dessen Sohn borvard?) Zum Vódlaping, das 
den Eyjafjörd umfaßt, gehören 1. die Familie des Helgi des 
Mageren?), insbesondere sein Sohn Ingjaldr!?) und dessen Enkel 
Viga-Glümr!!) in pverá, ferner bórir Helgason !?), Ofeigr 
Járngerdarson!?) und die Brüder Bruni und Eylifrin Gnüpufell!*), 


!) Im Häuptlingsverzeichnis der Ln. und der Kristni s. — 3) Unter 
den mächtigsten Landnahmemännern. In der Grettis s. 70, 7 erscheint 
Eirikr, Sohn des Holmgóngu-Starri, des Sohns des Landnahmemannes 
Eink, unter den Häuptlingen des Skagafjords; in der Njála 119 Hafr 
hinn audgi porkelsson Eiriks sonar ór Guddölum unter den Häupt- 
lingen, die die Söhne des Njál um Hilfe angehen. — 3) Im Häuptlings- 
verzeichnis der Ln.; die Söhne des pórd, Hjalti und porbjòrn óngul 
erscheinen in der Grettis s. 70, 1 unter den Häuptlingen des Skagafjords. 
— 4) Unter den mächtigsten Landnahmemännern. — *) Im Hüuptlings- 
verzeichnis der Kristni saga; Flateyjarbók Bd. I S. 439 erscheinen auch 
bingmenn von ihm. — *) Im mehrgedachten Hüuptlingsverzeichnis des 
Skagafjords in der Grettis s. 70, 5. — 7) Unter den mächtigsten Land- 
nahmemännern. — *) Im Häuptlingsverzeichnis der Kristni s., allerdings 
auf Grund einer Konjektur. — 3) Unter den mächtigsten Landnahme- 
münnern. — 19) In der Víga Glüms saga als forn godordsmadr ok höf- 
dingi mikill bezeichnet. — 13) Der Held der nach ihm benannten Sage, 
erscheint cap. 18 S. 865 als Vorsitzender einer tylftarkvid, d. h. einer 
Godenjury, und findet sich auch im Häuptlingsverzeichnis der Kristni 
saga. — 13) Ljósv. 13 S. 36 als godordsmadr bezeichnet. — !*) Ljósv. 1 
S. 3 als mikill höfdingi bezeichnet. — 13) Ljósv. 13 S. 86 als im Besitz 
eines Godords bezeichnet. Sie stammten, da sie in Gnüpufell wohnten, 
wahrscheinlich von Hrólf Helgason hins magra ab (vgl. Ln. 199/333), 
und waren entweder dessen Enkel oder dessen Urenkel. Enkel des 
genannten Hrólf war auch Ofeigr Járngerdarson (Ljósv. 6 S. 17). bórir 
Helgason war der Enkel eines dritten Sohnes des mageren Helgi, 
namens Valpjófr (Ljósv. 18 S. 36). Spuren eines Zusammenhangs 
zwischen diesen verschiedenen Godordsbesitzern fehlen günzlich, und 
es scheint, daß sich ihre Machtbezirke sehr verschieden erstreckten. 
Es ist desbalb sehr wohl möglich, daß diese sämtlichen Godorde völlig 
selbständig nebeneinander standen und daß jedes als ein besonderes 
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2. die Familie des Hámund heljarskinn!), die Espheelingar, 
insbesondere sein Enkel pórarinn péorrisson ?), 3. die Familie 
der Módruvellingar, von Andun rotin abstammend, später 
vertreten durch Eyjólf Valgerdarson?), seinen Sohn Gud- 
mund den Máchtigen*) und seinen Enkel Eyjólf Gudmundar- 
son“), 4. die Familie des Snorri Hlídarmanna godi*), 
5. die Familie des porsteinn svarfadr”), 6. die Familie des 
Ljótólf godi, insbesondere Valla-Ljótr?). Zum pingeyrarping 
gehóren die Godenfamilien 1. der Ljósvetningar, vertreten 
durch porgeir godi und dessen Sóhne?), 2. der Reykdoelir, 
abstammend von Eyvind borsteinsson 10) und vertreten durch 
Askel godi!!), 3. die Familie der Exfirdingar, denen Arn- 
steinn godi angehórte!?). Sehr zweifelhaft ist das Godord 
des Ásbjórn detiáss, des Vaters des Finnbogi hinn rammi!?), 


aufgefaßt und behandelt wurde, wenngleich sich etwas absolut Sicheres 
darüber nicht ausmachen läßt. 

1) Unter den mächtigsten Landnahmemännern. — 3 Der in der 
Viga-Glüms ϱ. durchaus das Auftreten eines mächtigen Häuptlings 
und Godordsmannes zeigt. — 3) Im Hüuptlingsverzeichnis der Ln. und 
der Kristni 8 — *) In der Ljósv. mehrfach als der mächtigste Häupt- 
ling des Bezirks charakterisiert. In Ljósv. 6 S. 17 ist auch von seinen 
Thingmännern die Rede. — 5) Lj6sv. 22 S. 73 wird von ihm ein Thing- 
mann erwühnt. Auch erbt er durchaus die machtvolle Stellung seines 
Vaters. — *) Der Besitz des Godords ergibt sich aus seinem Beinamen 
(Ln. !**3, und Ljósv. 4) und aus seinem Auftreten auf dem Fjósatungu- 
ping (Ljósv. 4 S. 13), wo er, mit groBem Gefolge erscheinend, zwischen 
zwei mächtigen Parteien Frieden stiftet. — 1 Nach seiner ganzen 
Stellung in der Svarfdela saga, die allerdings an der Grenze der 
historischen Sagen steht. Vgl. auch die Stellung seines Urenkels Halli 
in der Valla-Ljóts s. — *) Svarfd. 30 S. 192: ,Ljótr tók vid manna 
forrædi eptir fódur sinn“ und ,Ljótr hafdi manna forrædi um allan 
dalin*, vgl. auch Valla-Ljóts s. cap. ὃ S. 207. — *) borgeirr godi wird 
Ljósv. cap. 1 S. 3 als hófdingi mikill bezeichnet. Daß er und seine 
Söhne ein Godord besaßen, wird cap. 4 S. 10 gesagt; auch findet sich 
sein Sohn porkell hákr unter den Häuptlingen, die die Söhne des 
Njál (Njála 119) um Hilfe angehen. — 19) Unter den mächtigsten 
Landnahmemännern. — 11) Im Häuptlingsverzeichnis der Ln.; außer- 
dem wird Reykd. 17 S. 281 erzählt, daß sein Sohn porkell nach seinem 
Tode das von ihm ererbte Godord verüuBerte. Seinen Enkel Áskel 
borketilsson finden wir jedoch Njála 141 wieder im Besitz eines God- 
ords. — 13) Ljósv. 4 als Inhaber eines Godords genannt. — 13 Die 
Finnboga saga hins ramma, die ihm ein Godord zuschreibt, kann als 
Geschichtsquelle kaum angesehen werden. 
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Im Ostviertel gehóren zum Sunnudalsping 1. die Hofs- 
verjar, abstammend von porstein hvfti!) und vertreten durch 
Brodd-Helgi?) und seine Söhne Viga-Bjarni?) und Bórli*), 
2. die Krossvikingar, abstammend von Lyting und reprüsentiert 
durch Geitir Lytingsson*) und porkell Geitisson*), 3. das 
Geschlecht des Hrafnkel Freysgodi"), insbesondere dessen 
Enkel Helgi Asbjarnarson und Hrafnkell godi?). Zum 
Mulaping gehôren 1. die Njardvíkingar?), 2. die Familie 
des porgeir Vestarsson, dessen Söhne Brynjólfr inn gamli!^), 
Aevarr hinn gamli und Herjólf als Landnahmemänner er- 
scheinen; von Brynjólf stammt Holmsteinn Spak-Bessason, von 
Herjólf Hallbjórn inn sterki ab!!). Zum Skaptafellsping ge- 
hóren 1. die von Bódvar dem WeiBen!?) abstammenden Sídu- 
menn, insonderheit Sídu-Hallr!?) und dessen Sohn porsteinn!*), 
2. die Familie des Hrollang!*), des Sohnes des Jarles Rógnvald, 
3. die von dem Landnahmemann Özur!?) abstammenden 


1) Unter den mächtigsten Landnahmemännern und im Hüuptlings- 
verzeichnis der Ln.; auch heißt es von ihm im pättr af porsteini hvíta 
8.36, daB er sich ein Godord kaufte und hinn mesti sveitarhüfdingi 
wurde. — 3) Vápn. s. S. 7 werden bingmenn von ihm erwühnt. — ?) Im 
Häuptlingsverzeichnis der Kristni saga und unter den Häuptlingen 
des Ostviertels, die Brennu-Flosi in der Njála 134 um Unterstützung 
angeht. — *) Unter den Hüuptlingen des Ostviertele in der Njála 134. 
— * Vápnf. S. 6 ist von seinen Thingmannen die Rede. — *) Dropl. 
saga S. 27 heißt es, daß er nach dem Eyjafjörd gereist war, um seine 
Thingleute zu vergleichen. Er erscheint in zahlreichen Sagen als 
mächtiger Hüuptling, auBer in der Vápn. und Dropl. s. besonders 
auch in der Ljósv. — 1) Hrafnkell s. S. 4 als Inhaber eines Godord 
erwühnt. — *) Dropl. S. 12 und 18 wird der Streit zwischen den beiden 
Vettern um das Godord erzáhlt. — *) Von Ketil, dem Bruder des Graut- 
Atli, heißt es, daB er ein Godord kaufte und von Ketils gleichnamigem 
Enkel in Njardvík wird der Besitz eines Godords bezeugt (Dropl. S. 6 
und 7). Graut-Atli und Ketill zählen auch zu den mächtigsten Land- 
nahmemünnern. Die Söhne des Ketil, des Enkels des Landnahme- 
mannes, borkell fullspakr und porvaldr, gehören zu den in der Njála 134 
erwähnten Häuptlingen, die Flosi um Hilfe angeht. — 19 Unter den 
müchtigsten Landnahmemännern. — !!) Beide gehôren zu den Häupt- 
lingen des Ostlandes, an die sich Flosi in der Njála um Unterstützung 
wendet. — 13) Unter den mächtigsten Landnabmemännern. — 13) Im 
Häuptlingsverzeichnis der Kristni s. — 149) Der Streit um sein Godord 
bildet den Hauptinhalt der nach ihm benannten saga. — 15 Unter 
den mächtigsten Landnahmemünnern und Flateyjarbök Bd.I S. 418 als 
mikill höfdingi bezeichnet. 
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Freysgydlingar, insbesondere dessen Sohn pórdr Freysgodi !), 
und die Sóhne desselben?), unter denen Flosi*) am meisten 
hervorragt, 4. die Familie des Κου] hinn fiflski*) in Kirkjube, 
5. das Geschlecht des Landnahmemannes Leidölf kappi*), 
dessen Tochtersohn und Erbe Hroarr Tungugodi war. 

Im Südviertel gehörten zum Rangàrping an Goden- 
familien 1. die des Hrafn hinn heimski *) im östlichen Randa- 
fell, zu der ferner sein Sohn Jórundr godi*), dessen Sóhne 
Valgardr hinn gräi®) und Ulfr órgodi und des letzteren Sohn 
Runólfr9) gehörten, 2. die Familie des Sighvat des Roten"), 
dessen Enkel Mórdr gigja?) war, 3. das Geschlecht des 
Ketil heing?), 4. das des Hjalti Skeggjason!°), von dem 
Landnahmemann Pporstein lunan abstammend, 5. das der 
Ornélfs-Sôhne 1). Zweifelhaft ist das Godord des Njál!:). 
Zum Arnesping gehóren 1. die Familie des Hallstein 


1) Im Häuptlingsverzeichnis der Ln. — 31 Im Häuptlings- 
verzeichnis der Kristni s. — *) Mit dem Beinamen Brennu - Flosi 
wegen des an Njál verübten Mordbrandes. Auch in der Njála 95 
wird er als großer Häuptling charakterisiert. — *) Unter den mäch- 
tigsten Landnahmemünnern — 3) Im Häuptlingsverzeichnis der Ln. 
— *) Beide im Häuptlingsverzeichnis der Kristni saga. Nach der 
Njála cap. 119 besitzt ferner Valgards Sohn Mördr die Rangæingabüd 
und Runólfr die Dalverjabüd auf dem Allthing. Auch ist in Njála 107 
von den Thingleuten des Valgard die Rede. — 1) Unter den mächtigsten 
Landnahmemännern. — *) Mórdr heißt in der Ln. Hauksbók 304 mestr 
höfdingi und findet sich auch im Häuptlingsverzeichnis der Ln. In 
der Njála 1. heißt er ríkr höfdinyi. Von seinen Nachkommen ist nur 
seine Tochter Unnr bekannt, die zuerst mit Hrüt und dann mit Val- 
gard hinn gré verheiratet war. Die Vermutung liegt nahe, daß Valgardr 
nach dem Tode seines Schwiegervaters dessen Godord erhielt, und daß 
sein Bruder Ulfr das Godord ihres Vaters Jórund erbte, da die ge- 
trennten, verschieden benannten Zelte auf dem Allthing auf getrennte 
Godorde hinweisen. — *) Unter den mächtigsten Landnahmemünnern. 
— 1") Im Häuptlingsverzeichnis der Kristni s. — !!) Im Häuptlings- 
verzeichnis der Kristnis.; sonst wissen wir nichts Bestimmtes über sie, 
und man mag deshalb vielleicht Bedenken tragen, sie als Goden- 
geschlecht anzuerkennen; auch ihre Zugehörigkeit zum Bezirk ist un- 
sicher. — !?) Njáll stellt in der Lôgrétta den Antrag auf Errichtung 
des Fünfergerichts und sagt nach der Njála cap. 97 bei dieser Gelegen- 
heit: bykki mér pat rád, at vér kallimst saman allir hófdingjar ok 
talim um, bezeichnet sich also selbst auch als Hüuptling, allein nur 
in einer Weise, die nicht erkennen läßt, daß der Ausdruck hier im 
technischen Sinne gemeint ist. 
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Atlason!), deren bedeutendster Vertreter porgils órrabeins- 
stjüpr ist?), 2. die von Ketilbjórn hinn gamli?) abstammenden 
Haukdælir, insbesondere sein Sohnessohn Gizurr hinn hvíti*) 
und sein Tochtersohn Geirr godi°), 3. das Geschlecht des 
Asgrim Ellida-Grimsson®), 4. die Familie des pérodd godi”) 
und seines Sohnes, des berühmten Gesetzessprechers Skapti *) 
in Hjalli, 5. die Familie des Bjórn gullberi?), dessen Sohn 
Grímkell ροᾶ110) und dessen Enkel Hardr Grimkellson!!) 
ist. Zum Kjalarnesping gehóren 1. die Familie des ersten 
Landnahmemannes Ingólf!?), insbesondere dessen Sohn por- 
steinn !#), Enkel porkell mani und Urenkel pormódr!*, 
2. die Familie des Helgi bjóla!5), 3. die Familie des Orlyg 
in Esjuberg!*), 4. die des Kolgrím hins gamla!”), 5. die 
des Onund 18) in Mosfell, dessen Sohn Skald- Hrafn!*) war. 


1) Unter den mächtigsten Landnahmemünnern. — 3) Der Haupt- 
held der Fléamanna saga. — 3) Unter den mächtigsten Landnahme- 
münnern. — *) Im Häuptlingsverzeichnis der Kristni s. — 3 Im 
Häuptlingsverzeichnis der Ln. — *) Im Häuptlingsverzeichnis der 
Kristni s.; außerdem ist sowohl in der Flóam. s. 19 S. 139, wie in der 
Njála 118 von seinen Thingleuten die Rede. Er war aus dem Eyja- 
fjórd eingewandert (vgl. Ln. !*5/4,). — 7) Im Häuptlingsverzeichnis 
der Kristni saga. — * Über Skaptis müchtiges Regiment berichtet 
schon Ari in seinem Islünderbuch cap.8. Skapti ist Njála 119 unter 
den Häuptlingen, die die Söhne des Njál um Hilfe angehen, und ferner 
unter denen, denen im Ölkofra p. der aufgebrannte Wald gehört. Auch 
in der Flóam. s. und in der Grettis s. spielt er eine Rolle. — *) Unter 
den mächtigsten Landnahmemünnern. — 19) Hardar s. cap. 2 S. 5 heißt 
es, daß er mikil godord hatte. — 13) Der Held der nach ihm benannten 
Sage, der aber selbst nicht im Besitz eines Godords erscheint. Es sei 
hier bemerkt, daB dieses und das vorbenannte Godord nicht gleich- 
zeitig vorkommen, so daß hier immerhin ein Übergang von der einen 
auf die andere Familie nicht außer dem Bereich der Möglichkeit läge. 
— 12) Unter den mächtigsten Landnahmemünnern. — 15) Von ihm 
wird an verschiedenen Stellen, insbesondere auch bei Ari cap. 3, 1 be- 
richtet, daB er zusammen mit anderen Hüuptlingen das Kjalarnesping 
gründete. — !'*) Von ihm wird Ln. 9 und auch sonst verschiedentlich 
berichtet, daß er allsherjargodi war, als das Christentum nach Island 
kam. — !*) Unter den mächtigsten Landnahmemünnern. Von seinem 
Sohne porgrímr heißt es in der Kjalnesinga saga, die übrigens nicht 
zu den historischen Sagen zählt, daß er ein mannaforrád besaß, das 
Brundelagodord benannt wurde. — 189) 17) Unter den mächtigsten Land- 
nahmemännern. — 189) Gunnl. 5 8.907 als Inhaber eines Godords ge- 
nannt. — !*) Der bekannte Gegner des Gunnlaug ormstunga in der 
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Aus der vorstehenden Übersicht ergibt sich, daB in fast 
allen Bezirken gegenüber den gedachten Gesetzen eine mehr 
oder minder erhebliche Überzahl von Godorden vorhanden, 
daß diese Überzahl aber auf die verschiedenen Landesteile 
sehr verschieden verteilt ist, indem sie im Westviertel bei 
weitem am größten ist, während der Osten teils nur eine 
geringe oder gar keine Überzahl aufweist, teils sogar unter- 
halb der gesetzlichen Zahl bleibt. Gerade bezüglich des 
Ostens aber läßt sich der Nachweis erbringen, daß die auf- 
gezählten Godenfamilien tatsächlich die einzigen waren, und 
daß nicht etwa noch andere existierten, von denen uns nur 
zufällig die Kunde fehlte, wie es in den andern Bezirken 
immerhin möglich ist. In der Njála 134 wird uns nämlich 
erzählt, wie Flosi die sämtlichen Häuptlinge des nördlichen 
Ostviertels besucht und sie um Unterstützung bittet. Es 
handelt sich um die Bezirke des Sunnudalspings und des 
Mülapings, in denen sich gerade so besonders wenig Häupt- 
lingsfamilien haben feststellen lassen. Auch der Bericht der 
Njála weiß nur von diesen selben Háuptlingsfamilien; es ist 
also der Schluß gerechtfertigt, daß diese tatsächlich die 
einzigen waren. Die Übersicht hat aber weiter ergeben, 
daß es berechtigt war, die Godorde nach Familien aufzu- 
zählen, indem sich herausgestellt hat, daß in der Regel 
die Godorde die ganze Sagenzeit über innerhalb derselben 
Familien verbleiben. Auf einzelne Ausnahmsfälle, in denen 
die Möglichkeit vorliegt, daß zwei Familien einander im 
Besitz eines Godords abgelöst haben, ist oben ausdrücklich 
hingewiesen. Im übrigen aber kann kein Zweifel sein, daß 
die oben aufgezählten Godorde im wesentlichen nebenein- 
ander existiert haben müssen. Die tatsächlichen Verhält- 
nisse widersprechen also dem Gesetze von 930 insofern, als 
die Zahl der tatsächlich existierenden Godorde die von dem 
Gesetz normierte Anzahl bei weitem überschreitet, und dem 
Gesetz von 965 insofern, als die tatsächliche Beteiligung der 
einzelnen Landesteile an der Anzahl der Godorde zu der 


nach diesem benannten Sage; auch hier kommt übrigens das letzte 
Godord nicht gleichzeitig mit den drei vorher genannten vor, und 
es bleibt deshalb die Möglichkeit, daß es mit einem von diesen 
identisch ist. 
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gesetzlichen Verteilung der Godorde nicht im Verhältnis 
Steht. Es ist damit der positive Nachweis erbracht, daß 
weder die Gesetze auf Grund der tatsächlichen Verhältnisse 
erwachsen sind, noch die tatsächlichen Verhältnisse sich in 
fühlbarer Weise nach den fraglichen Gesetzen gerichtet 
haben. 

Gegen dieses Resultat läßt sich nur noch der Einwand 
erheben, daß das Godord der Teilung fähig war, und daß 
die aufgezühlten Godordsmänner nicht alle ein volles Godord 
besessen zu haben brauchen. Nun unterliegt es keinem 
Zweifel, daß Geschwister sehr häufig das Godord unter sich 
teilten, wenngleich sich auch zahlreiche Fälle nachweisen 
lassen, in denen nur einer von mehreren Brüdern das 
Godord erbte. Der Umstand, daß Geschwister häufig ein 
Godord gemeinsam besaßen, zwingt eben auch dazu, die 
Anzahl der Godorde nach Familien zu berechnen, wie es 
oben geschehen ist. Die Teilung eines Godords unter Ge- 
schwistern mochte auch kaum Schwierigkeiten begegnen, 
weil die Geschwister regelmäßig zueinander hielten und 
Feindschaften zwischen ihnen ziemlich selten waren. Außer- 
dem erklärt sich der gemeinsame Besitz in ganz natürlicher 
Weise aus dem Erbrecht. Ganz anders aber liegt die Sache 
hinsichtlich der Teilung eines Godords unter zwei fremden 
Familien. Wenn durch die Annahme der Teilung der Godorde 
das obige Resultat der Inkongruenz des Gesetzes und der 
Praxis beseitigt werden soll, so müßte man annehmen, daß 
die Häuptlinge trotz ihrer sehr verschieden großen Anzahl 
in den einzelnen Bezirken sich doch gerade in der Weise zu 
Godords- oder Tempelgemeinschaften zusammengeschlossen 
hätten, daß in allen Thingbezirken deren drei existierten, 
sodaB im Osten beinah jeder Häuptling seinen eigenen 
Tempel gehabt hätte, während im Westen zum Teil deren 
drei zusammengehört bütten, was doch wohl ein recht merk- 
würdiger Zufall gewesen würe. Sodann aber würe es doch 
auffallend, wie selten uns von einem solchen gemeinsamen 
Besitz des Tempels und des Godords, der doch immerhin 
sehr genaue Beziehungen zwischen den Mitbesitzern zeitigen 
mufte, berichtet ist. Wir verzeichnen folgende Fülle. Es 
heißt Ln. 21, daß die Geitlendingar zur Hälfte mit Tungu- 
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Odd einen Tempel zu verwalten hatten. Es hat jedoch sehr 
den Anschein, daB die politische Gewalt des Tungu- Odd 
durch den gemeinsamen Besitz des Tempels nicht berührt 
ist; denn in der Heensa-porissaga cap. 2 8.126 erscheint er 
als der alleinige Inhaber der heradsstjórn. Ein zweiter 
Fall findet sich in der Ljósv. cap. 4. Es wird hier von 
einem Streit der Sóhne des porgeir godi mit ihrem Vater 
auf dem Fjésatunguping im Fnjóskadal erzählt. Es heißt 
nun, daB Arnsteinn, porgeirr godi und dessen Sóhne zu je 
einem Drittel an dem Godord beteiligt waren. Der Hergang 
der Erzählung ist dann der, daß die Söhne des porgeir zu- 
nächst den Arnstein auf ihre Seite zu ziehen versuchen, 
dieser auch schließlich ihren Drohungen nachgibt. Es han- 
delt sich dann um die Urteilerernennung. Dabei stellt es 
sich heraus, daß weder Arnsteinn noch porgeirr Urteiler 
ernennen wollen. Deshalb werden sie sofort von den Söhnen 
des porgeirr wegen Thingvereitelung (bingsafglapan) auf Ver- 
lust ihres Godords verklagt. Nun vermittelt Snorri Hlídar- 
manna godi einen Vergleich zwischen porgeir und seinen 
Söhnen; von Arnstein aber heißt es, daß er sein Godord 
nieht zurückerhült. Der Bericht bereitet der Interpretation 
einige Schwierigkeiten. Warum zunüchst ernennen porgeirr 
und Arnsteinn keine Urteiler? M. E. kann der Grund nur 
der sein, daß sie die Söhne des porgeir an der Durchführung 
ihrer Klage hindern wollen. DaB das Mittel vielleicht ein 
rechtswidriges ist, hindert diese Annahme nicht. Denn auch 
der Rechtliehste scheut sich in jener Zeit nicht, durch ge- 
waltsame Mittel den formellen Lauf des Rechts aufzuhalten, 
wenn er die Macht dazu hat. Arnsteinn hat allerdings an- 
fangs den Brüdern seine Hülfe zugesagt, aber immerhin nur 
gezwungen, und man darf wohl annehmen, daß er sich die 
Sache nachher anders überlegt hat. Er hat dabei das Un- 
glück, sich zwischen zwei Stühle zu setzen, indem er nach- 
her bei dem Vergleich unberücksichtigt bleibt und infolge- 
dessen sein Godord endgültig verliert. Das wichtigste ist 
nun die Frage, was unter den Dritteln zu verstehen ist, mit 
denen porgeirr, Arnsteinn und die Sóhne des porgeirr an 
dem Godord beteiligt waren. Auf dem fraglichen Thing 
sind noch zwei andere Goden, nämlich Gudmundr und Snorri 
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Hlídarmannagodi. Beide gehóren aber allem Anschein nach 
nicht zu diesem Thing. Denn erstens sind beide im Eyjafjörd 
beheimatet und zweitens üben sie offensichtlich kein Richter- 
ernennungsrecht auf diesem Thing aus. Es würe sonst, wo 
es sich gerade um die Richterernennung dreht, jedenfalls 
angegeben, wie sie sich zu derselben stellten, und ob sie 
sich durch Ernennung oder Nichternennung von Urteilern 
als Parteigünger des einen oder des andern Teils zeigten. 
Das Richterernennungsrecht stand also nur dem borgeir, 
dem Arnstein und den Söhnen des porgeir zu. Erinnern 
wir uns nun, daB in der Grâgäs Kgb. mehrfach der Thing- 
mann auch als Drittelsmann und also das Godord als Drittel 
bezeichnet wird, so werden wir berechtigt sein, unter den 
Dritteln auch hier volle Godorde zu verstehen und die Bruch- 
teilsbezeichnung auf den Anteil an dem fraglichen Thing zu 
beziehen. Wir gelangen also zu dem Resultat, daB an der 
hier fraglichen Stelle gar nicht von einem geteilten Godord 
die Rede ist. Eine Erklärung des Umstandes aber, daf 
sowohl der Vater wie auch die Sóhne sich im Besitz eines 
Godords befanden, lüBt sich vielleicht durch die Vermutung 
gewinnen, daß es eben gerade das Gesetz von 965 war, das 
zur Gründung des neuen Godords die Anregung gab, um 
nämlich die in dem Gesetz gewünschte Dreizahl für das 
Thing herauszubekommen. Dabei berücksichtigte man aller- 
dings nicht, daB in dem Bezirk noch ein weiteres Godord, 
dasjenige der Reykdelir nämlich, existierte. Man berück- 
sichtigte es wahrscheinlich deshalb nicht, weil die Reykdeelir 
vermutlich nicht dasselbe Thing zu besuchen pflegten, wie 
sich denn auch tatsächlich aus Ljósv. 2 S. 7 ein besonderes 
Reykdolaleid neben dem  Ljósvetningaleid ergibt. Man 
wandte das Gesetz also mehr der Form, ale dem Sinne 
nach an, was aber dem Geiste der Zeit keineswegs wider- 
spricht. An dritter Stelle schlieflich wird in der Eyrbyggja 
cap. 10 erzählt, daß bórdr gellir die verfeindeten bôrsnesingar 
und Kjalleklingar dahin vergleicht, daß die Kjalleklingar die 
Hälfte des Tempels, des Tempelzols und der Thingleute 
von den pórsnesingar erhalten. Auch hier erscheinen die 
beiden Teile späterhin als vôllig unabhängig voneinander; 


außerdem aber ist der Teilungsmodus ein durchaus eigen- 
13* 
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tümlicher. In der Grágás Kgb. 8 84 8.141 ist vorgeschrieben, 
daß in der Führung eines Godords, das mehreren gemein- 
sam zusteht, von Jahr zu Jahr abgewechselt werden soll, 
und diesen Teilungsmodus finden wir auch in der Drpl. s. 
S. 13 zur Anwendung gebracht, wo es sich um das gemein- 
sam ererbte Godord der beiden Vettern Helgi Ásbjarnarson 
und Hrafnkel godi handelt. Hier aber finden wir eine voll- 
stándig durchgeführte reale Teilung der Herrschaft, die jeden 
Zusammenhang zwischen den beiden Teilen in politischer 
Beziehung vollstándig aufhob, sodaB tatsüchlich zwei selb- 
stándige G'odorde entetanden. Man kann sich der Vermutung 
nicht verschließen, daß die Teilung der Machtsphüre nur 
ein euphemistischer Ausdruck des klugen Schiedsrichters für 
die offiziell anerkannte Errichtung einer neuen Herrschaft 
seitens der Kjalleklingar war. Damit sind die Fülle einer 
Beteiligung mehrerer Familien an einem und demselben 
Godord erledigt. Es hat sich gezeigt, daB nur der erste 
Fal wirklich einigermaßen beweiskräftig ist. Wahrschein- 
lich beruhte jedoch die Tempelgemeinschaft im ersten Falle 
auf Gründen ritueller Natur, die für uns nicht mehr zu ver- 
folgen sind. Jedenfalls aber steht nichts der Annahme ent- 
gegen, daf dieselbe ein vereinzelter Fall war, und es ist 
nicht gerechtfertigt, darauf den SchluB zu stützen, daB die 
Beteiligung mehrerer Familien an einem Godorde das Regel- 
mäßige gewesen sei. Es bleibt dabei, daB, wenn die Anzahl 
der Godorde dem Gesetz entsprechend gewesen würe, die 
Quellen uns viel häufiger von einem gemeinsamen Besitz 
des Godords oder des nach dem Wortlaut des Gesetzes die 
Grundlage des Godords bildenden Tempels berichten müßten. 
Übrigens hätte eine solche Godordsgemeinschaft auch zu 
ganz unleidlichen Verhültnissen führen müssen, falls die im 
Mitbesitz befindlichen Familien miteinander in Streit gerieten, 
und es ist eine Seltenheit, daB zwei Häuptlingsfamilien, 
die überhaupt längere Zeit nähere Beziehungen zueinander 
haben, nicht auch wenigstens zeitweise einander feindlich 
gegenüberstehen. 

Sehr eigenartig ist schließlich die Ausdrucksweise in 
unserm Rechtsbuch betreffs der Teilung eines Godords. 
Nachdem in der Grágás Kgb. 20 S. 38 das Richterernen- 
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nungsrecht normiert und der Begriff der full godord ok forn 
klargelegt ist, daB nämlich von diesen dann die Rede ist, 
wenn in jedem Viertel 3 Thinge und in jedem Thing 3 Goden 
sind, heißt es weiter: Ef godord eru smæra deilld, ok skulu 
peir svà til skipta, er hlut hafa af fornum godordum, at 
svà sé nefut sem nü er talit, d. h. „wenn die Godorde 
kleiner geteilt sind, da sollen die, die Anteil an den alten 
Godorden haben, es so einrichten, daB so ernannt werde wie 
nun gesagt ist“. Also das Rechtsbuch spricht nieht davon, 
daB die Godorde überhaupt geteilt sind, sondern daB sie in 
kleinere Teile geteilt sind, scil. als im Satze vorher an- 
gegeben ist. Damit ist zu vergleichen, daß, wie schon be- 
merkt, in unserm Rechtsbuch und nach unserer obigen Inter- 
pretation auch in der Ljósv. s. cap. 4 das Godord wohl auch 
als Drittel bezeichnet wird. Mit andern Worten: man sieht 
als Einheit das Thing und nicht das Godord an und be- 
rechnet die Teile nicht von dem einzelnen Godord, sondern 
von dem ganzen 'Thing aus, das in der Regel in drei Godorde, 
eventuell aber auch in mehr als drei zerfällt. Die Zerlegung 
des Godords in Bruchteile scheint demnach etwas diesem 
doch nicht von vornherein Natürliches gewesen zu sein, und 
jedenfalls werden die Godorde nicht von vornherein mit der 
Absicht der Zerlegung unter mehrere Häuptlinge einge- 
richtet sein. 


Das gewonnene Resultat läBt sich nach alledem nicht 
durch den Einwand entkrüften, daB vielleicht mehrere der 
oben aufgezühlten Godenfamilien an je einem Godord oder 
Tempel Anteil gehabt hätten. Es ergeben sich aber noch 
weitere Widersprüche der Praxis gegen das Gesetz. Das 
Gesetz normierte eine fest geschlossene Anzahl von Godorden. 
Trotzdem sehen wir wiederholt, wie in der Praxis ohne 
gesetzliche Grundlage neue Godorde gegründet werden. 
Dahin gehört zunächst das zweite Godord des Hrafnkel, von 
dem oben schon die Rede war. Dieses Godord muß nach 
Gudbrandr Vigfüssons Berechnung!) nicht unerhebliche Zeit 
nach dem Jahre 930, etwa um 950, gegründet sein; Opet 


1) Um Tímatal í islendinga sögum { fornöld in Safn til sögu Islands 
og islenzkra bókmenta Bd. 1 S. 407. 
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verlegt den Vorgang in eine etwas frühere Zeit, aber jeden- 
falls auch nach 930. Sodann hat sich anscheinend und zwar 
vermutlich sogar nach dem Jahre 965, der aus der Eyrbyggja 
bekannte Arnkell godi ein neues Godord gegründet; er er- 
scheint im Besitz eines solchen, obwohl sein Vater noch lebt 
und selbst kein Godord besitzt; an einen Kauf ist kaum zu 
denken, da die Eyrbyggja kaum unterlassen hätte, den 
früheren Inhaber des Godords namhaft zu machen. Auch 
die zahlreichen Godorde, die sich im Bezirk des Ῥοτεκα- 
fjardarbing in den Hünden von Háuptlingen befinden, die 
erst nach 930 oder gar erst nach 965 in ihren Bezirk ein- 
gewandert sind, wie porgrimr Freysgodi, Eyjólfr inn grái, 
pjódrekr nebst seinen Söhnen porbjórn und pérarin, und 
Vemundr mjóvi, werden schwerlich sümtlich von diesen 
Häuptlingen durch Kauf erworben, sondern wahrscheinlich 
neu gegründet sein. Schließlich wird uns in der Banda- 
manna saga cap. 3 berichtet, es sei zu jener Zeit, d. h. um 
die Mitte des 11. Jahrhunderts, allgemein Sitte gewesen, 
Godorde neu zu gründen oder zu kaufen (Var bat pá mikill 
sidr, at taka upp ny godord eda kaupa), und so hätte es 
auch Oddr, der Held der Erzühlung, gemacht. Die sog. 
neuen Godorde unserer Rechtsbücher verdanken ihr Dasein 
einem Gesetz des Jahres 1004, in dem ihre Zahl und ihre 
Verteilung auf die Landesviertel genau bestimmt wurde. 
Mit diesem Gesetz kónnen die Godorde, von denen hier die 
Rede ist, unmôglich im Zusammenhang stehen, weil der 
Zeitunterschied ein viel zu erheblicher ist. Sonst aber wissen 
wir von keinem Gesetz, das die Anzahl der Godorde weiter 
vermehrt hätte, und unsere Rechtsbücher kennen nur zwei 
Sorten von Godorden, die alten, die den im Jahre 930, 
bezw. 965, und die neuen, die den im Jahre 1004 ge- 
gründeten entsprechen. Und nun hören wir plötzlich, daß 
man um die Mitte des 11. Jahrhunderts auch noch eine An- 
zahl Godorde errichtet habe, offenbar ohne irgend welche 
gesetzliche Grundlage. Man fühlte sich also augenscheinlich 
in der Praxis in keiner Weise an die gesetzlich fixierte 
Anzahl Godorde gebunden, sondern glaubte sich zur Grün- 
dung neuer Godorde befugt, wenn man nur faktisch in der 
Lage dazu war. Auch die dem Oddr feindlichen Häuptlinge 
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machen nicht den leisesten Versuch, die Gründung als un- 
gesetzlich anzufechten, wozu die Sachlage sie entschieden 
reizen mußte, wenn man sich dieses Widerspruchs zwischen 
Gesetz und Praxis bewußt gewesen wäre. 


5. Mutmaßliche Entstehung 
und historische Bedeutung des Gesetzes über die 
Godenverfassung. 


Wir gelangen demnach zu dem Resultat, daß die tat- 
sächlichen Verhältnisse mit den fraglichen Gesetzen in 
mancherlei Beziehung nicht im Einklang standen. Dieses 
Resultat ist von großer Wichtigkeit auch unabhängig von 
dem Zweck der hier vorliegenden Untersuchung. Wir er- 
halten dadurch einen Einblick in die Gesetzgebungskunst 
der ältesten Zeit und damit in die Entwicklungsgeschichte 
des Rechts überhaupt. Es wird selten möglich sein, die 
Entstehung des Rechts so genau zu kontrollieren wie eben 
gerade im isländischen Freistaat. Für die vorliegende Unter- 
suchung ergibt sich aus dem gewonnenen Resultate, daß die 
gedachten Gesetze sich nicht als Grundlage benutzen lassen, 
wenn es gilt, den Gang der tatsächlichen Entwicklung fest- 
zustellen. Wenn zwischen den fraglichen Gesetzen und den 
tatsächlichen Verhältnissen erhebliche Differenzen nachge- 
wiesen sind, so müssen die Gesetze überhaupt ungeeignet 
erscheinen, als Beleg für irgend welche tatsächlichen Ver- 
hältnisse zu dienen. Wenn also die Gesetze eine Verbindung 
zwischen politischer Gewalt und Tempelpriestertum herstellen, 
so folgt daraus nicht, daß ein solcher Zusammenhang in der 
tatsächlichen Entwicklung wirklich bestanden hat. Um je- 
‘ doch unsere Beweisführung vollständig zu machen, bedarf 
es der Beantwortung der weitern Frage, wie der Widerspruch 
zwischen dem Gesetz und den tatsächlichen Verhältnissen zu 
erklären ist. Nach unsern obigen Ausführungen muß es als 
ausgeschlossen gelten, daß sich der Gesetzgeber von 930 
bei Festsetzung der Anzahl der Goden in irgend welcher 
Weise an die tatsächlich vorhandenen Herrschaften gehalten 
hat. Er kann sich auch nicht an die Anzahl der vor- 
handenen Tempelbesitzer gehalten haben; denn auch deren 
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Zahl war ungleich größer und in ungleichmäßigerer Weise 
über das Land verteilt. Daran ist übrigens auch schon des- 
halb nicht zu denken, weil gar nicht alle Tempelbesitzer 
an der politischen Macht beteiligt sein sollen, sondern nur 
die Inhaber der zu bestimmenden Haupttempel. Die Zahl 
der Goden kann er vielmehr nur den Bedürfnissen des All- 
things entnommen haben, weil sie nur dazu in irgend einer 
Beziehung steht. Diese Annahme stôBt aber auch auf 
keinerlei Schwierigkeiten. Die wichtigste Tat der Ulfljótslóg 
war die Einsetzung eines gemeinschaftlichen Gerichtshofs für 
die ganze Insel Es mußte deshalb in erster Linie für 
Institutionen gesorgt werden, die eine regelmäßige Rechts- 
pflege und einen geordneten Geschäftsgang auf dem All- 
thing verbürgten. Die sonstigen Herrschaftsverhältnisse 
waren für das Gesetz wahrscheinlich von keiner wesentlichen 
Bedeutung, und es achtete vielleicht nicht genau darauf, ob 
seine Ánordnungen in dieser Richtung ausführbar waren. 
Es war an sich nicht unbedingt erforderlich, sümtliche 
politisch mächtigen Personen auch als Leiter des Allthings 
in Aussicht zu nehmen. Denn es hatten vor der Gründung 
des Allthing gar nicht selten mächtige Häuptlinge beim 
Mangel eines eigenen Things fremde Thinge aufgesucht, um 
dort Recht zu nehmen und zu geben, ohne sich dadurch in 
ihrer Würde beeintrüchtigt zu fühlen. Sie mochten also 
auch mit einem Allthing zufrieden sein, an dessen Leitung 
sie keinen Anteil hatten. Nun verallgemeinerte allerdings 
das Gesetz das Thingleitungsrecht seiner 36 Goden, und be- 
stimmte, daB ihnen nicht nur auf dem Allthing, sondern 
überhaupt das Thingleitungs- und Urteilerernennungsrecht 
zustehen sollte, und das lief sich allerdings nicht durch- 
führen; denn auf dem im eigenen Bezirk abgehaltenen 
Thinge muBte jedem Häuptling auch das Recht der Leitung 
und der Urteilerernennung zustehen. Die Differenz zwischen 
dem Gesetz und der Praxis erklürt sich somit aus der ein- 
seitigen Berücksichtigung der Bedürfnisse des Allthings und 
aus einer Verallgemeinerung der für dieses vorgesehenen Be- 
fugnisse. 

War nun aber die Leitung des Allthings der eigentliche 
Zweck der Einsetzung der 36 Goden, so kam eine An- 
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knüpfung an die tatsächlich bestehenden Verhältnisse über- 
haupt kaum in Frage. Das Allthing war eine Schópfung 
aus dem Nichts, und die Einrichtung desselben hatte nicht 
wie etwa die Einrichtung der Bezirksthinge mit etwas bereits 
Bestehendem zu rechnen; sie war vielmehr wesentlich dem 
freien Ermessen des Gesetzgebers überlassen. Daß der Ge- 
setzgeber gerade an das Tempelpriestertum anknüpfte, hatte 
seinen Grund wohl zum Teil in gewissen Zufülligkeiten, 
deren Nachweis heutzutage nicht mehr möglich ist, wie bei 
allen gesetzgeberischen Akten die Auswahl zwischen ver- 
schiedenen Möglichkeiten schließlich Sache des Zufalls 
sein wird. Aber einige Momente, die für den Entschluß des 
Gesetzgebers maßgebend gewesen sind, lassen sich doch 
noch klarlegen. Zunächst hat es den Anschein, als wenn 
die Ulfljötslög überhaupt besonders stark vom religiösen 
Geist getragen waren. Alles, was uns von ihnen erhalten 
ist, sind Vorschriften ritueller Natur, die allem Anschein 
nach mit großer Sorgfalt und Ausführlichkeit abgefaßt sind. 
Es ist immerhin charakteristisch, daB sich gerade die Er- 
innerung an die rituellen Vorschriften der Ulfljótslóg bis tief 
in die christliche Zeit erhalten hat. Sodann aber hat gerade 
die Leitung der Thinge im ganzen germanischen Altertum 
eine stark religióse Seite, was schon bei Tacitus hervortritt, 
und wofür es auch sonst nicht an Beispielen fehlt. SchlieB- 
lich aber, — und dieser Punkt ist wohl ausschlaggebend 
gewesen — wissen wir, daß gerade in Island die Gründung 
der beiden ältesten Thinge, des Kjalarnespings und des pôrnes- 
pings, mit religiösen Veranstaltungen Hand in Hand ging, 
und daB diese beiden Thinge infolge der individuellen Rich- 
tung der für sie maBgebenden Familien einen besonders 
stark religiösen Charakter besaßen. Diese beiden Thinge 
hatten vor der Gründung des Allthings schon sehr segens- 
reich gewirkt und erfreuten sich damals bereits eines großen 
Rufes. Es lag also nichts näher, als sie zum Muster für 
das zu gründende Allthing zu nehmen und die Anschauung 
der Häuptlinge des Kjalarnes- und des pórnespings, die für 
.die Leitung des Things auf ihre Eigenschaft als Tempel- 
priester besonderes Gewicht legten, für das Allthing zu 
acceptieren. 
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Wir sehen also, welche Umstände die Ulfljótslóg dazu 
führen konnten, aus sich selbst heraus die Anknüpfung des 
Thingleitungsrechts an das Tempelpriestertum vorzunehmen. 
Das Thingleitungsrecht ist aber noch bei weitem nicht iden- 
tisch mit den umfassenden Rechten, die den Iuhalt des 
Godords bilden. Es bleibt also nun noch die Übertragung 
der Terminologie auf den Inbegriff dieser Rechte zu er- 
klären. Wir haben oben wohl betont, daß das Gesetz nicht 
imstande war, die Widerstrebenden gewaltsam zu zwingen, 
ihm nachzuleben. Deshalb war es aber nicht im entfern- 
testen etwa ein toter Buchstabe, ohne Bedeutung für die 
Praxis. Die Macht des mündlich oder schriftlich fixierten 
Gesetzes ist bei alledem in jenen Zeiten eine gewaltige und 
nicht zu unterschützende; seine Macht liegt in der klaren, 
prüzisen Form, die sich leicht dem Gedächtnis einprägt, und 
darum leicht dazu gelangt, das Denken zu beherrschen. 
Seine Wirksamkeit wird sich zuerst auf dem Gebiete der 
Terminologie bemerkbar machen, weil es hier am wenigsten 
auf einen Widerstand der tatsächlichen Verhältnisse stößt, 
und weil hier die präzise Fassung am leichtesten ihre Macht 
äußern kann. Wenn nun das Gesetz die Ausübung des 
Thingleitungsrechtes Leuten zuschrieb, die es Goden nannte, 
80 konnte das sehr wohl zur Folge haben, daß sich nun alle 
als Goden bezeichneten, die ein Thingleitungsrecht, sei es 
auf dem Allthing, sei es im Bezirk, ausübten, auch wenn 
sie keine Tempelpriester waren, indem sie eben das Thing- 
leitungsrecht als die wichtigste Eigentümlichkeit der vom 
Gesetz verordneten 36 Goden ansahen. Nun werden aber 
wahrscheinlich alle politischen Machthaber in ihrem Bezirk 
auch das Thingleitungsrecht ausgeübt haben, soweit wenig- 
stens dort Thinge existierten; insoweit werden sie sich aber 
auch wahrscheinlich alsbald als Goden bezeichnet haben. 
Insoweit Bezirksthinge vor 965 noch nicht existierten, werden 
die Häuptlinge entweder erst in diesem Jahre den Titel 
erhalten oder aber ihn mit Rücksicht auf ihre Standes- 
gleichheit auch vorher schon bekommen haben. Übrigens 
mögen auch alle politischen Machthaber an der Richter- 
ernennung auf dem Allthing teilgenommen haben. Daß 
trotzdem im Einzelfalle die richtige Anzahl Richter erzielt 
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wurde, ist darauf zurückzuführen, da8 wahrscheinlich lüngst 
nicht alle Godordsmänner, bzw. Vertreter von ihnen, auf 
jedem Thing zugegen waren, was zwar auch im Wider- 
spruch mit unsern Rechtsbüchern steht, bei dem Mangel 
jedes wirksamen Zwanges und bei dem Unabhängigkeitssinn 
der Islünder jedoch kaum anders möglich war, daß ferner 
vermutlich ohne große Schwierigkeiten eine Einigung unter 
den Beteiligten zu erzielen war, wie sie unser Rechtsbuch 
auch vorsieht (vgl. S. 72); und daß schließlich eventuell die 
größere Macht des einen oder des andern entschied. In 
welcher Weise die Richterernennung tatsächlich gehandhabt 
wurde, darauf wirft ein Vorkommnis in der Njáls saga ein 
gewisses Licht. In cap. 109 erzühlt Mórdr Valgardsson dem 
Hóskuld Hvítanesgodi, um denselben zur Feindschaft gegen 
die Sóhne des Njál aufzureizen, u. a., Skarphedinn, der Sohn 
des Njál, hätte sich sein Godord angeeignet, als er nicht 
zum Thing zum Termin für das Fünfergericht (4 fimtardóms- 
stefnu) gekommen sei, und wolle das Godord nicht wieder 
loslassen. Höskuldr erwidert, dem sei nicht so, auf dem 
Herbstthing sei er wieder zu seinem Godord gekommen. 
Hôskuldr ist also nicht auf dem Thing gewesen, als er 
eigentlich hätte da sein müssen. Skarphedinn hat, augen- 
scheinlich ohne Auftrag, für ihn einen Urteiler in das Fünfer- 
gericht ernannt, und dieser Akt ist allem Anschein nach als 
rechtsgültig behandelt. Skarphedinn hat sich damit als God- 
ordsmann geriert, und Hóskuldr läuft Gefahr, daB Skarphedinn 
dieses Verfahren fortsetzt und ihn damit faktisch seines 
Godords beraubt. Um einen Verlust des Godords im Wege 
der Klage wegen Verletzung der Godenpflichten kann es 
sich dabei nicht handeln, einesteils nicht, weil ein solcher 
Verlust nicht ohne weiteres den Skarphedin zum Inhaber 
des Godords machte, und andernteils deshalb nicht, weil 
das Gegenargument des Höskuld, daß er das Godord bereits 
nachher wieder versehen habe, nicht auf den Verlust im 
Wege der Klage passen würde. Was die Lógrétta angeht, 
so war für diese die Zahl allem Anschein nach nicht so 
wesentlich wie für die Gerichte, und die Annahme ist wohl 
unbedenklich, daß hier ohne Rücksicht auf die Zahl alle 
Godordsmänner, soweit sie überhaupt auf dem Allthing zu- 
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gegen waren, ihr Stimmrecht ausiibten.!) Von dem Thing- 
leitungs- und Richterernennungsrecht der politischen Macht- 
haber ist dann schließlich die Terminologie auf die politische 
Machtstellung überhaupt übertragen. Diese Übertragung hat 
ihren zureichenden Grund in dem Umstande, daß das Thing- 
leitungs- und Richterernennungsrecht das erste Recht der 
politischen Machthaber war, mit dem sich die Gesetzgebung 
befaßte, und das auch späterhin noch den Hauptgegenstand 
der Gesetzgebung bildete, insbesondere auch noch in den 
uns überlieferten Rechtsbüchern, wenngleich es keineswegs 
gerade das wichtigste der zahlreichen Rechte der Godords- 
männer war. Die Geschichtsquellen weisen auch noch in 
einigen Einzelheiten darauf hin, daß der Begriff des Godords 
eine Entwicklung durchgemacht hat. So erhält z.B. in der 
Vatnsdela von den Söhnen des Ingimund pörir hafrspj6 das 
Godord, obwohl borsteinn durchaus als der eigentliche poli- 
tische Machthaber erscheint, ein Fall, der sich in späterer 
Zeit niemals wiederholt. Das Godord kann hier also noch 
nicht den Inbegriff der politischen Macht bedeuten. Auf 
das religiöse Gebiet kann es sich auch nicht beziehen; denn 
einmal finden wir godord, wie oben schon ausgeführt, nie- 
mals in dieser Bedeutung, und zweitens befand sich, wie 
gleichfalls schon erwähnt, die Kultusstätte beim Haupthof, 
und also im Besitz des porstein und nicht des pòrir. Sollte 
man . unter solchen Umständen nicht annehmen dürfen, daß 
man das Wort godord damals noch hier und da in dem 
engeren Sinne des Thingleitungs- und Richterernennungs- 
rechtes verstanden hat, das ja an sich nur einen kleinen 
Teil der politischen Machtfülle darstellte und das daher sehr 
wohl einem andern als dem eigentlichen Machthaber zu- 
stehen konnte? Wir besitzen noch ein zweites, noch deut- 


— 


1) Von der Tätigkeit der Lögretta, die in den Geschichtsquellen 
keine sonderlich große Rolle spielt, ist es sehr schwer, sich einen 
rechten Begriff zu machen. Die Bestimmungen unseres Rechtsbuches 
machen etwas den Eindruck des Theoretischen, Ausgeklügelten. Über 
die Wirksamkeit der Lögretta vgl. insbesondere Maurer, die Rechts- 
richtung in Island in der Münchener Festgabe für Planck 1887 und 
den Artikel Graagaas in Ersch u. Grubers Encyclogódie Bd. 77 1864, 
ferner Finssen, Om de islanske Love 1 Fristatstiden in Aarböger 1873. 
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licher redendes Beispiel. In dem porsteins páttr Sídu-Halls- 
sonar verweigert porhaddr, dem horsteinn während seiner 
Auslandsreise die Verwaltung seines Godords übertragen hat, 
die sofortige Rückgabe des Godords mit der Begründung, 
daß porsteinn den Winter über von seinem Godord doch 
keinen Gebrauch machen kónne. Diese Entschuldigung ist 
zweifellos oberfaul, wie sich aus dem Gebrauch ergibt, den 
borsteinn sofort nach Rückgabe von demselben macht, und 
den er ebensogut im Winter davon hätte machen können, 
indem er nämlich kraft seines Godords dem borhadd be- 
fiehlt, seinen Hof zu verlassen und einen andern zu beziehen 
(cap. 3 S. 6); aber die Entschuldigung ist auch vóllig un- 
verstándlich, wenn man nicht annimmt, daB eben das nur 
im Sommer auszuübende Thingleitungsrecht die Grundlage 
und den Ursprung des Godentums bildet, obwohl dieses 
Recht spáterhin keineswegs das wichtigste der im Godord 
enthaltenen Rechte war. Schließlich führt auch die eben- 
gedachte Stelle aus der Njála cap. 109 zu demselben Schluß. 
Hôskuldr ist in Gefahr, das Godord zu verlieren, weil Skarp- 
hedinn einmal sein Richterernennungsrecht ausgeübt hat, und 
sein Godordsbesitz ist befestigt, nachdem er wieder einmal 
das Herbstthing abgehalten hat. Auch hier macht sich die 
Auffassung geltend, daß das Godord seinen Schwerpunkt im 
Richterernennungs- und Thingleitungsrecht hatte. 

War nun aber durch die Gesetze von 930 und 965 das 
Thingleitungsrecht und das Tempelpriestertum in Zusammen- 
hang gebracht, und hatte die Praxis dem Thingleitungsrecht 
die politische Machthaberschaft überhaupt substituiert, so 
konnte es leicht kommen, daß das Resultat dieser Ent- 
wicklung wiederum auf die Überlieferung des Entwicklungs- 
ganges zurückwirkte. Es ist deshalb noch kein Einwand 
gegen die hier vertretene Meinung, wenn wir in einer 
einzelnen Isländergeschichte, und wenn es auch eine be- 
sonders zuverlässige ist, auf Spuren der Anschauung stoßen, 
daß die politische Machthaberschaft in der Tat auf dem 
Tempelpriestertum beruht habe. Solche vereinzelten Spuren 
in einer einzelnen Isländergeschichte sind an sich schon nicht 
sehr belangreich, weil ihnen die ganze Masse der übrigen 
Isländergeschichten gegenübersteht, in denen sich dergleichen 
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Spuren schlechterdings nicht finden, wührend doch ein der- 
artiger Entwicklungsgang auch hier wahrscheinlich gewisse 
Spuren zurückgelassen hätte. Sodann aber finden diese 
Spuren, wie schon bemerkt, eine zureichende Erklärung 
durch eine Rückwirkung des Gesetzes und des Sprach- 
gebrauchs auf die Überlieferung; eine solehe Entwicklung 
darf auch bei durchaus zuverlüssigen Sagen nicht zu den 
Unwahrscheinlichkeiten gerechnet werden. Des weiteren spielt 
übrigens die Sage, um die es sich hier handelt, die Eyrbyggja 
nümlich, gerade in der Gegend, in der die Religiositát in 
Island am stärksten ausgeprügt war, und die wahrscheinlich 
mit als Muster für die Ulfljótslóg gedient hat. Die Spuren, 
die sich in der Eyrbyggja von der fraglichen Anschauung 
finden, sind folgende. In Eyrb. cap. 4, 9 heißt es: zum 
Tempel sollten alle Mánner Zoll zahlen, und den Tempel- 
priestern zu allen Fahrten verpflichtet sein, wie jetzt die 
Thingmänner den Häuptlingen sind, und der Gode sollte 
den Tempel auf seine eigenen Kosten erhalten, sodaß er 
nicht verfiel, und darin die Opferfeste abhalten. Hier werden 
allerdings dem Tempelpriester als solchem eben die Rechte 
zugeschrieben, die für den Godordsmann charakteristisch 
sind. Nun waren aber gerade in diesem Bezirk die politi- 
schen Machthaber auch zugleich Tempelpriester. Die Tat- 
sache der politischen Macht der Tempelpriester steht also 
zweifellos fest, und es handelt sich nur um die Frage, ob 
diese Macht ihnen eben gerade in ihrer Eigenschaft als 
Tempelpriester zustand, und in der Beantwortung dieser 
Frage konnte die Überlieferung der Sage immerhin leicht 
durch die fraglichen Gesetze und die Terminologie beein- 
flußt werden. Es ist aber auch möglich, daB  pórólfr 
mostrarskeggr, der Gründer des Tempels, selbst schon infolge 
der streng religiösen Richtung der börsnesingar, seine poli- 
tische Machthaberschaft auf seine rituelle Stellung zurück- 
führte und diese als Grundlage seiner Machtstellung be- 
handelte, ohne daB doch seine Auffassung den tatsüchlichen 
Verhältnissen wirklich entsprechend zu sein brauchte. Von 
Arnkell heift es sodann in cap. 12, 7: hann var hofgodi ok 
âtti bingmenn. Das klingt so, als wenn er die Thingmänner 
in seiner Eigenschaft als Tempelpriester gehabt habe. Ferner 
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heißt es in dem von pörd gellir gestifteten Vergleich zwischen 
den Kjalleklingar und den pórsnesingar (Eyrb. 10, 6), daß 
porgrimr Kjallakson den Tempel der pérsnesingar zur Hälfte 
mit unterhalten, den Hofzoll zur Hälfte bekommen und auch 
von den Thingmännern die Hälfte erhalten sollte. Das hört 
sich so an, als wenn die Kjalleklingar, die auch vorher 
mächtige Häuptlinge waren, doch erst durch diesen Ver- 
gleich zugleich mit der Beteiligung an dem Tempel auch in 
den Besitz von Thingmännern gekommen wären. In beiden 
Fällen würde also der Besitz von Thingmännern auf dem 
Tempelpriestertum basieren. Auch hier liegt aber das Schwer- 
gewicht nicht so sehr auf den uns berichteten Tatsachen, 
als vielmehr auf der Auffassung der Tatsachen durch den 
Erzähler. Es läßt sich jedoch auch noch eine weitere Er- 
klärung finden. Es sind gerade die Thingmänner, die 
mit dem Tempelpriestertum in Verbindung gesetzt werden. 
Der Ausdruck ,Thingmänner“ für die Untertanen eines 
Goden ist keineswegs sehr bezeichnend; denn die Herrschafts- 
gewalt der Goden erstreckt sich weit über das Thing hinaus 
und existierte jedenfalls in gewissen Zeiten und Gegenden 
auch unabhängig von einem Thinge. Die ältesten und wich- 
tigsten Thinge sind nun aber gerade besonders stark mit 
religiösen Fermenten durchsetzt. Wenn man nun die Ver- 
mutung wagen darf, daß der Ausdruck „Thingmänner“ mit 
diesen ältesten Thingen in einer näheren Beziehung steht 
und ihnen seine Entstehung verdankt, so würde wahrschein- 
lich diesem Ausdruck auch ursprünglich ein religiöser 
Charakter angehaftet haben, obwohl die Sache auch ander- 
weitig ohne religiösen Charakter existierte. Ist diese Ver- 
mutung aber haltbar, so kann aus der Verbindung der 
pingmenn mit dem Tempelpriestertum keinerlei Schluß 
auf einen Zusammenhang der politischen Gewalt über- 
haupt mit dem Tempelpriestertum gezogen werden. 


6. Schluß. 

Wir gelangen also zu dem Schluß, daß die Gründe, die 
sich für die Entstehung des isländlichen Godentums aus dem 
Tempelpriestertum geltend machen lassen, nicht stichhaltig 
sind. Das Gesetz hat allerdings einen Zusammenhang zwischen 


206 Dr. Boden, 


politischer Gewalt und Tempelpriestertum herstellig gemacht, 
aber es hat sich herausgestellt, daB dieses Gesetz nicht auf 
den tatsächlichen Verhältnissen beruhte, und zur Beurteilung 
der tatsächlichen Entwicklung nicht benutzt werden kann. 
Umgekehrt gewährte aber das Gesetz eine ausreichende 
Grundlage für die einen Zusammenhang zwischen Tempel- 
priestertum und politischer Gewalt voraussetzende Termino- 
logie, die somit auch ihrerseits nicht mehr als Stütze für 
eine tatsächliche Entstehung der politischen Gewalt aus dem 
Tempelpriestertum benutzt werden kann. Nach Beseitigung 
der Gründe für die Entstehung aus dem Tempelpriestertum 
kónnen nun aber die oben angeführten Gründe gegen die 
Entstehung aus dem Tempelpriestertum ihre volle Kraft 
entfalten. Wenn nun aber das Godentum nicht aus dem 
Tempelpriestertum entstanden ist, so ist damit der wichtigste 
Grund beseitigt, der daran hinderte, den islándischen Goden- 
adel als mit dem sonstigen germanischen Adel gleichartig 
aufzufassen und aus den isländischen Verhältnissen einen 
Rückschluß auf gemeingermanische Verhältnisse zu machen. 
Daß der isländische Godenadel sich auch im wesentlichen 
im Wege des Erbganges fortpflanzte und deshalb als ein 
Geburtsadel anzusehen ist, wurde schon oben betont und 
hat sich auch aus der obigen Übersicht der Adelsfamilien 
ergeben. Was die freie Veräußerlichkeit des Godords an- 
geht, so ist hierin nicht ohne weiteres ein Unterschied des 
isländischen Adels vom germanischen Adel zu erblicken, 
sondern umgekehrt ist daraus zu schließen, daß die frei- 
willige Veräußerlichkeit staatsrechtlicher Befugnisse dem 
germanischen Recht überhaupt nicht fremd war. Es ist be- 
kannt, wie sehr noch das gesamte Recht des Mittelalters 
geneigt war, zwischen öffentlichem und privatem Recht keinen 
Unterschied zu machen, und es wird sich schwerlich der 
Nachweisærbringen lassen, daß im Gegensatz dazu das älteste 
germanische Recht die politische Gewalt als schlechthin un- 
veräußerlich behandelt hätte. Es fehlt nun aber schließlich 
auch nicht an einer Reihe positiver Gründe für den engen 
Zusammenhang zwischen der isländischen Aristokratie und 
dem germanischen Uradel; zunächst kommt hier die Termino- 
logie in Frage; der gebräuchlichste Ausdruck für einen poli- 
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tischen Machthaber in Island ist nicht etwa godordsmadr, 
sondern das viel weniger prügnante Wort ,hófdingi", das, 
wie wir schon oben sahen, als Synonymon von godordsmadr 
erscheint. ,Häuptlinge“ nannten die Isländer ihre politischen 
Machthaber; sie verwandten also den allgemeinsten Aus- 
druck, der für einen politischen Machthaber überhaupt zu 
Gebote stand, als technischen Ausdruck für ihre Machthaber. 
Hôfdingi ist auch der Ausdruck für jeden auslándischen 
Machthaber ohne Unterschied, für die norwegischen GroBen, 
für den norwegischen König, für den römischen und den 
griechischen Kaiser. Die isländische Aristokratie besaß also, 
nach der Terminologie zu schließen, möglichst wenig Eigen- 
tümliches; sie schloß sich möglichst eng den allgemeinen 
Verhältnissen an. Sodann aber wird uns an zahlreichen 
Stellen in den Isländersagen versichert, daß die Besiedelung 
Islands in erster Linie von dem Druck ausging, den die 
Herrechaft des schönhaarigen Haralds auf Norwegen aus- 
übte. Von diesem Druck müssen nun aber die norwegischen 
Großen, die Angehörigen des norwegischen Uradels, in erster 
Linie betroffen sein; für den kleinen Mann konnte der 
Wechsel der Herrschaft kaum einen Unterschied ausmachen; 
und außerdem hatte der König Grund zum Argwohn und 
zur Feindschaft auch nur gegen Mächtige, während ihm 
geradezu daran gelegen sein mußte, die Masse des Volkes 
sich günstig zu stimmen. Die Auswanderung nach Island 
muß also in erster Linie von Angehörigen des Uradels aus- 
gegangen sein. Diese aber hatten nur dann ein Interesse, 
sich in Island niederzulassen, wenn sie dort die ihrem Stande 
angemessene Lebensweise fortzusetzen und sich durch die 
Auswanderung ihren adligen Stand zu bewahren imstande 
waren. Diese Erwägungen finden auch durch die Geschichte 
der Besiedelung ihre volle Bestätigung. Es ist eine beson- 
ders große Zahl angesehener Leute, die an der Besiedelung 
Islands teilgenommen haben, und von den Familien, die sich 
nachweislich im Besitz eines Godords befinden, läßt sich 
mehr als die Hälfte als aus dem norwegischen Uradel ent- 
sprossen nachweisen, indem sich entweder Könige oder Jarle 
oder Hersen oder aber in den Sagen der Vorzeit verherr- 
lichte Persönlichkeiten unter ihren Vorfahren finden. In 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXIV. Germ. Abt. 14 
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vielen andern Füllen ist eine derartige Abkunft wenigstens 
wahrscheinlich zu machen. Daß sich schließlich auch eine 
Anzahl Godengeschlechter finden, für die eine derartige 
Abkunft nicht wahrscheinlich ist, und daß umgekehrt ein- 
gewanderte AdelssprôBlinge nicht zu Stammvätern von 
Godengeschlechtern geworden sind, erklürt sich aus dem 
jeweiligen Druek der tatsüchlichen Verháltnisse, indem her- 
vorragende persónliche Tüchtigkeit und umfassende ver- 
wandtschaftliche Beziehungen auch den homo novus zur 
Herrschaft mochten gelangen lassen, wührend der Mangel 
dieser Umstände umgekehrt den Adeligen seinen Stand 
mochte verlieren lassen. Es ist aber anzunehmen, ἆαβ die 
Macht der tatsüchlichen Verhültnisse sich im Stammlande 
auch in gleicher Weise wird fühlbar gemacht haben, und 
daß auch hier ein Emporsteigen zum Adel und ein Herab- 
sinken zum Bauern nichts Unerhörtes war. Wenn wir aber 
oben darauf hingewiesen haben, daß die Begründung der 
politischen Macht ohne tatsächliche Machtstellung in 
jenen Zeiten undenkbar ist, und daß zwischen dem Tempel- 
besitz und der tatsächlichen Machtstellung ein innerer Zu- 
sammenhang nicht erkennbar sei, so besteht ein solcher 
Zusammenhang ganz entschieden zwischen der adeligen Ab- 
kunft und der tatsächlichen Machtstellung, indem der Wert 
der adeligen Abkunft eben gerade in den weitreichenden 
verwandtschaftlichen und bekanntschaftlichen Beziehungen 
lag, die dadurch verbürgt wurden, und die neben der per- 
sönlichen Tüchtigkeit der wichtigste Faktor für eine tat- 
sächliche Machtstellung waren. 


‘ Berichtigungen. 


Seite 160 letzte Zeile ist hinter „Tat“ einzuschalten „abgesehen davon, 
daß das Gehöft des Ljótolf godi im Svarfadardal den Namen Hof führt“. 


Seite 168 Zeile 15 ist hinter „Hjaltadal“ einzuschalten ,Ljôtolfr godi*. 


V. 


Die dalmatisch-istrische Munizipalverfassung 
im Mittelalter 
und ihre rümischen Grundlagen. 
* Von 


Herrn Professor Ernst Mayer 
in Würzburg. 


I. Dalmatien.!) 
$ 1. Der Provinzvorstand. 


Die Hauptmasse des gegenwärtigen Dalmatien zählte zu 
der rômischen provincia Dalmatia Salonitana; das Gebiet 
südlich von Ragusa aber gehórte zur Dalmatia Prevalitana 


1) Die Urkunden und geschichtlichen Nachrichten sind bis zu 
Ende des 11. Jahrhunderts ausgezeichnet gesammelt bei Raëki docu- 
menta historiae Chroaticae periodum antiquam illustrantia 1877; 
(Monumenta spect. historiam Slavorum meridionalium 7); einiges hier 
nicht Gegebene (besonders über Ragusa) bei Kukulievië Codex dipl. 
regni Chroatiae, Dalmatiae et Slavoniae Bd. I 1874. Die Urkunden 
von 1100—1200 bei Kukulievié Bd. II 1875. Die Urkunden nach 1200 
bei Liubic Listine o odnosajih izmedju iuznoga slavenstva i mletatke 
republike 1868 f. (Monum. Slav. mer. Bd. I s. d. — Die wichtigste 
Geschichtsquelle ist Thomas archidiaconus historia Salonitana (ed. 
Ratki in Mon. Slav. mer. 26) aus der Mitte des 18. Jahrhunderts. — 
Noch immer die beste Darstellung der dalmatinischen Geschichte ist 
das alte Werk von Lucius de regno Dalmatiae et Croatiae 1666, in 
dem auch viele Urkunden stehen; dazu dann auch desselben Verfassers 
Historia di Dalmatia et in particolare delle città di Trau, Spalatro, 
e Sebenico 1674. Von neueren Darstellungen Rambaud l'empire grec 
au dixième siecle S. 468 — 478; Gelcich in Dalmatien S. 82 f. (Öster- 
reichisch -Ungarische Monarchie in Wort und Bild 1892). Die älteren 
Verfassungszusttinde in dem wenig eindringenden Buch von Reutz, 
Verfassung und Rechtszustand der dalmatinischen Küstenstädte und 
Inseln im Mittelalter 1841. Wenzels Beiträge zur Quellenkunde der 

14* 
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(Scodrensis).!) Erstere stand unter der Prüfektur von Italien, 
letztere wurde von der illyrischen Präfektur kontrolliert.?) 
Nach der notitia dignitatum leitete beide Provinzen noch 
je ein praeses?); 473 aber wird ein magister militum Dal- 
matiae erwähnt‘) und der dalmatische comes Gothorum, 
der nachher bezeugt ist, seizt das militärische Oberkom- 
mando der Provinz fort.) Gleichzeitig aber verwaltet ein 
consularis, also ein oberster Zivilbeamter. Das 7. und 
8. Jahrhundert bietet keine Nachricht über den Militär- 
befehlshaber"); dagegen wird 598 noch einmal der Zivil- 


dalmatischen Rechtsgeschichte im Archiv für Kunde ôsterreichischer 
Geschichtsquellen III S. 1—76; IV S. 509—582; VII S. 861— 422 sind 
lediglich einigen spüteren Statutarrechten gewidmet. Von diesen 
Statutarrechten sind mehrere ediert in den Monumenta historico- 
iuridica slav. meridion.: Bd. I. Statuta et leges civitatis et insulae 
Curzulae von 1214— 1558. Bd. II. Statuta et leges civitatis Spalati. 
Nach Thomas archid. c. 84 S. 128 lieB 1240 der potestas Garganus 
quoddam volumen fieri, quod capitularium appellavit: in quo iussit 
conscribi omnes consuetudines bonas, quas civitas habuerat ab antiquo, 
superaddens multa alia iura. Offenbar diese verloren gegangene Quelle 
ist 1312 von dem damaligen Podestà Percevalus Ioanis neu überarbeitet 
herausgegeben: das statutum vetus in 6 Büchern. Daran schließen 
sich dann jüngere Statuten. Bd. III enthält Statuto di Budua (15, 
und 16. Jahrhundert) die altertümlichen statuta civitatis Scardonae, 
die einem Kodex des 14. Jahrhunderts entstammen, dann die statuta 
communitatis Pharae (Lesina) von 1331. Wertvoll ist auch das sta- 
tutum magnificae communitatis Arbensis, das so wie es vorliegt, etwa 
1325 —1327 entstanden und von Inchiostri und Galzigna im archeo- 
grafo triestino n. s. Bd. XXIII S. 67—100, 8. 355 —407 abgedruckt ist. 
Unzugünglich sind mir leider geblieben die Statuta jadertina 1564 
Venetiis (Manzoni bibliographia statutaria I S. 568), Statuta et reformat. 
civitatis Tragurii Venetiis 1708 (Manzoni I S.491), Statuta civitatis 
Cathari Venetiis 1616 (Manzoni I B. 118): hier bin ich auf die Mit- 
teilungen von Reutz angewiesen. Doch ist die Lücke nicht bedenk- 
lich, weil es sich um sehr späte Quellen handelt. — Slavisch geschrie- 
bene Untersuchungen habe ich leider aus sprachlicher Unkenntnis 
nicht benutzen können. 

1) Corp. inser. Lat. III 8. 280 und Karte am Ende des Supple- 
ments. — 3) Not. dignit. or. III. 19; not. dign. occ. II. 81. — *) Not. 
dignit. occ. XLV. — *) Cod. lust. VI. 61,5 und dazu Mommsen, N. Archiv 
XIV S. 503 N. 7. — *) Cassiodor var. VII. 24; IX. 8,9. — *) Cassiodor 
var. V. 24. — 1) Im registrum Gregorii X. 15 erwühnt ein Brief an den 
Bischof von Salona einen scribo Iulianus als bedeutende Persönlichkeit; 
in einer andern Stelle des registrum ist der scribo ein magnificus vir 
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statthalter genannt, diesmal unter dem Namen proconsul 1), 
und damit stimmt es, wenn eine noch etwas frühere Quelle 
ganz allgemein von ἀνθύπαχοι für das benachbarte Illyrten 


(II. 88. IX. 4; IX. 5. IX. 63. IX. 78). Die östlichen Quellen (einiges bet 
Reiske comment. ad Constantinum Porphyrogenitum S. 166, registr. 
Gregorii Bd. I S. 137 n.8 u. 4) zeigen, daß scribones eine Klasse der 
kaiserlichen Φορυφόροι sind, die sich gewöhnlich um den Kaiser 
aufhalten, aber zu besonderen Geschüften in die Provinz gesandt 
werden: Agathias hist. III. 14 a. E.; Theophyl. I. 4. 7, VII. 3.8, 
VIII. 5. 10. Constantinus Porphyrog. aber erweist, daß die scribones 
speziell zu den excubitores zählen (Const. de cer. S. 599 Z. 15 d τοπο- 
τηρητὴς τῶν ἐξκουβίτων» μετὰ σκρίβωνας καὶ do«xovegiove; S. 494 Z. 18 
ὁμοίως καὶ d ἐξκούβιτος εἰς τοὺς σκρίβωνας αὐτοῦ ποιήσει τὴν αὐτὴν 
παραγγοελίαν);, desgleichen auch Philotheus (Const. de cer. II. 52) S. 736 
2.20, S.746 2.4, wo die σκρίβώνες als ἄρχοντες des c&yue τῶν ἐξκουβίτων 
bezeichnet werden, S. 770 Z. 15. Deshalb stehen die σχρίβωνες an der 
πύλη τῶν ἐξκουβίτων (S.99 Z. 18). Wie die mandatores tragen sie 
Ruten (8.99 2.26), und deshalb erfolgte die Erhebung zum scribo 
dadurch, daß der Kaiser dem von dem Zeremonienmeister und vom 
domesticus excubitorum Vorgeführten die Rate (βέργιο») überreichte: 
8.180 Z.21f. Die scribones gehören wie gesagt zu den ἄρχοντες und 
zwar zu den μεγάλοι ἄρχοντες des τάγµα der excubitores; aber anderer- 
seits ist ihr Hofrang doch kein sehr hober; sie gehen zusammen mit den 
candidati und mandatores (S.81 Z. 20, S. 87 Z. 11); ein andermal zeigt 
sich, daß sie noch hinter allen candidati, aber vor den manda- 
tores rangieren (S. 203 Z. 20) und deshalb weit hinter den höheren 
Wiürdentrágern zurückstehen: vgl. zu allem auch Diehl, études sur 
l'administration byzantine dans l’exarchat de Ravenne S. 152; Schlum- 
berger, Sigillographie de l'empire byzantin 8. 860. Faßt man alles 
zusammen, so weist die virga der scribones und mandatores darauf 
hin, daß die beiden zusammen die apparitores des Kaisers sind. Daß 
die Kaiser fasces führen und Liktoren haben, ist noch spüt bezeugt 
(Mommsen, Staatsrecht I S. 387 £, bes. 988 n. 3; dazu noch die „litto- 
riae" excubiae bei Ioann. diac. SS. VII 8. 24 2.2 für das 10. Jahrh); 
die scribones können dann wohl nichts anderes sein als die höchsten 
apparitores, die scribae (Mommsen I 8. 946 f.) wenn solche auch für 
den Kaiser, wie es scheint, nicht ausdrücklich bezeugt sind. Es 
ist interessant, daß gerade die excubitores mit diesem Amtsgesinde 
zusammenhängen. — Nach alledem ist es unmöglich, mit Rutar in 
Dalmatien S. 77 (Üsterreichisch - Ungarische Monarchie) anzunehmen, 
daß scribo lulianus Oberkommandant von Dalmatien gewesen wäre; 
noch weniger ist es gerechtfertigt, diese Oberkommandanten doch als 
Catapanus oder Capitanus zu bezeichnen, eine Würde, welche im 
6. und 7. Jahrhundert tiberhaupt nicht vorkommt. 


1) Registr. Gregor. 1X. 158 Marcellino proconsuli Dalmatiae. 
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spricht.) Daß schon jetzt Zivil- und Militàrgewalt in einer 
Hand liegen?), kann man bezweifeln. — 

Erst die Kämpfe Karls des Großen mit dem oströmischen 
Reich ergeben wieder einen deutlichen Einblick. Mittler- 
weile ist ja der größte Teil des Landes von den Slaven 
besetzt worden und nur eine Reihe von Küstenorten und 
Inseln ist römisch geblieben. Die lateinischen Dalmatier 
aber werden 806 in den Friedensverhandlungen mit dem 
Frankenkaiser von dem dux und dem Bischof von Zara ver- 
treten.) Die Abhängigkeit vom Frankenreich, die damals 
eintrat, ist aber wie in Venedig nur eine ganz vorübergehende 
gewesen. Schon 810 ist Dalmatien wieder den Franken 
feindlich 4); 812 werden die dalmatinischen Städte der Ober- 
hoheit des ostrómischen Kaisers zurückgegeben®), und die 
ordinatio, welche 806 Karl in bezug auf dux und populus 
von Dalmatien vornahm, und die, wenn man an Venedig 
denkt, gewiß in die innere Verfassung nicht eingriff, hat keine 
Spur hinterlassen. Andere Nachrichten zeigen, daß Dalmatien 
ungefähr um die Mitte des 9. Jahrhunderts ein regelmäßiges 
θέμα bildete mit einem von Byzanz abhängigen στρατηγὸς 8) 
und mit Unterbeamten.") Zweifeln kann man übrigens trotz 


1) Const. de cer. I. 85, eine Stelle, welche dem Petrus Patricius aus 
der Mitte des 6. Jahrhunderts entlehnt ist (Krumbacher, Geschichte der 
byzant. Lit. S. 999), spricht parallel zu dem ägyptischen Augustalis von 
den ἀνθύπατοι für Illyrien. — 1) So Dümmler über die älteste Geschichte 
der Slaven in Dalmatien: S. B. Wiener Ac. XX S. 371. — 5) Ann. regn. 
Franc. 806 (H. A. S. 120 f). — *) Ann. regni Franc. 810 (H. A. S. 130), 
dazu Joh. Diac. (SS. VII S. 15 Z. 21) über die Verschickung des Beatus 
nach Zara. — 5) Eginhard v. Karoli c. 15, dazu Dümmler a. a. O. 
S. 387. 817 schickt Leo der Armenier pro Dalmatinorum causa einen 
Gesandten an Ludwig den Frommen (ann. regni Franc. H. A. 6. 145). 
Auch weist es noch auf eine Abhüngigkeit von Byzanz, wenn 821 
der praefectus provinciae lohannes den Patriarchen Fortunatus von 
Grado nach Konstantinopel sendet (ann. regni Franc. S. 155). Für 
das nun folgende auch Vassilich due tributi nelle isole del Quarnero 
(archeografo triestino n. s. XI S. 207—343, XIII 8.287 —341). — *) Schlum- 
berger S.205 kennt zwei etwa vom Jahr 840 stammende Siegel eines 
στρατηγὸς von Dalmatien, der seines Namens Bryennios wegen nicht 
zu den dalmatinischen Römern gehört haben kann; er ist erst spatharius, 
dann protospatharius (dazu ebda. S. 589). — Ἰ) Schlumberger S. 206: 
aus der Mitte des 9. Jahrhunderts ein πρωτοµανδάτωρ τῆς 4αλματίας. 
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der Namensgleichheit daran, ob der στραττγὸς, welcher 
seit Mitte des 9. Jahrhunderts in Dalmatien so gut wie in 
anderen Teilen des ôstlichen Kaiserreichs verwendet wird, 
gleichbedeutend mit dem dux zu Anfang des 9. Jahr- 
hunderts ist. Denn eine Quelle des ausgehenden 6. oder 
beginnenden 7. Jahrhunderts zeigt, daß der dux zu dem 
Kommandanten einer Tausendschaft geworden ist und so an 
militärischer Kompetenz weit unter dem späteren στραττγὸς 
steht. Es ist wohl möglich, daß der frühere dux erst 
nachher zum Rang des στρατηγὸς erhoben worden ist: 
aber zu bestimmten Behauptungen genügen die Nach- 
richten nicht. Gegen Ende des 9. Jahrhunderts hat der 
στρατηγὸς von Dalmatien den Rang eines ἀνθύπατος, kommt 
dabei allerdings innerhalb seiner Rangklasse fast an letzter 
Stelle.) Diesem σεραττγὸς hatten, wie die Besoldungsord- 
nung Leo des Weisen angibt, die Einwohner des Jéua eine 
Abgabe zu zahlen, die dessen einziges Amtseinkommen 
bildet, weil er von der Zentralverwaltung keine ῥογή er- 
halt.*) Dies Moment wird dann durch eine andere überaus 


1) Es handelt sich um einen schwierigen Tatbestand. Wie der 
magister militum im Rang gesunken ist (unt. S. 221 N.4, S. 243 
N. 3, N. 7), so auch der dux, welcher ja von Haus unter dem 
magister militum steht: das bezeugt die Taktik des Mauricius, welche 
man zwar nicht dem Kaiser Mauricius zuzuschreiben hat, welche aber 
jedenfalls vor der Mitte des 7. Jahrhunderts liegt (vgl. Beilage zu $ 4). 
Hier heißt es (1. 3 S. 27): 6 d? µεράρχης ἐστὶν ὁ τοῦ µέρους τὴν ἀρχὴν 
ἐμπεπιστευμένος, µοιράρχης dà à τῆς µοίρας «ρχων 6 λεγόμενος dovf .. 
Also hier ist dux das was anderweit (cf. 8 4 I) als drungarius, chili- 
archa, tribunus vorkommt. Andererseits wird noch von Cecaumenus 
und dem libellus de officiis regiis (ed. Wassiliewsky et Iernstedt 1896) 
dieselbe Person bald als στρατηγὸς Ελλάδος, bald als dovt "Ελλάδος 
bezeichnet (S. 65 Z. 27, S. 96 Z. 6). Also hat man die lateinische 
Bezeichnung dux doch auch wieder für die neueren σερατηγοὶ τῶν 
Φεμάτων verwendet. Namentlich für die Stellung der italienischen 
duces ist die Sache von Bedeutung. — 3) Philotheus (Krumbacher S. 255) 
bei Const. de cer. II. 52 S. 728 Z. 12; er ist der vorletzte unter seinen 
Genossen, vielleicht im Zusammenhang damit, daß er noch in der 
Mitte des 9. Jahrhunderts nur ein protospatharius ist (S. 214 N. 5). — 
5) Const. de cer. II. 50 (Besoldungsordnung unter Leo dem Weisen): 
ἐστέον, ὅτι ol τῆς Óvctog στρατηγοὶ ovx ἐρογεύοντο dui τὸ λαμβάνει’ 
αὐτοὺς and τῶν idiwv αὐτῶν θεμάτων tes idias αὐτῶν συνηθείας xar 
Eros .... unter andern ὁ στρατηγὸς τοῦ 4υρραχίου, ὁ στρατηγὸς Φαλματίας. 
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wertvolle Nachricht!) noch deutlicher gemacht. Danach 
haben bis etwa 877 die castra der Rómer, d. h. all die 
Bischofsstädte, die dann auch spüter für die dalmatinische 
Entwickelung entscheidend geworden sind, dem σερατηγὸς 
einen bestimmten Betrag an Geld und Naturalien gezahlt, 
ünd zwar jede für sich: sie werden aber von Basilius dem 
Mazedonier angewiesen, um des Friedens willen den Betrag 
an die benachbarten Slavenfürsten zu leisten. Dabei ist aber 
charakteristisch, da8 doch noch eine Leistung an den στρα- 
τηγὸς zurückbleibt — offenbar die gleiche, von welcher die 
Besoldungsordnung Leo des Weisen redet. Diese Leistung 
wird von Konstantin als ein Zeichen der fortdauernden Ab- 
hängigkeit vom byzantinischen Kaiser gefaBt, sodaB also 
noch in der zweiten Hälfte des 10. Jahrhunderts Dalmatien 
mit Recht als θέμα bezeichnet wird.?) — Die finanzielle 
Unabhängigkeit des σερατηγὸς von Byzanz läßt allerdings 
vermuten, da8 seine Unterordnung lose und das geringe 
Einkommen, daß das Amt wohl kein sehr einflufreiches 
war, und damit stimmen die spáteren Formen. Aber von 


1) Const. de administrando imp. 30 S. 147. — Βασίλειο προ- 
ετρέψατο πάντα τὰ διδόµενα τῷ στρατηγῷ δίδοσθαι παρ) αὐτῶν τοῖς 
Σχλάβοις καὶ εἰρηνικῶς Enr per αὐτῶν καὶ βραχύ τι δίδοσθαι τῷ στρατηγῷ, 
ἵνα µόνον δείκνυται 17 προς τοὺς βασιλεῖς τῶν ᾿Ρωμαίων καὶ πρὸς τὸν στρα- 
τηγὸν αὐτὼν ὑποταγὴ καὶ δούλωσις. καὶ Exrore ἐγένοντο πάντα τὰ τοιαῦτα 
κάστρα ὑπόφορα τῶν Σκλάβων καὶ τελοῦσιν αὐτοῖς πάκτα, τὸ μὲν κάσερον sj 
᾿Ασπάλαθος νομίσματα © (200), τὸ κάστρο» τὸ Τετράγγουριν (Trau) 
νομίσματα o (100), τὸ κάστρο» τὰ 4ιάδωρα (Zara) gi (110), τὸ κάστρον 
τὰ Ὄψαρα ϱ’, τὸ κάστρο» ἡ Ao» ϱ’, τὸ κάστρο» ἡ Βέκλα (Veglia) 0, o 
ὁμοῦ vouiquara wi (710) ἐκτὸς οἴνου καὶ ἑτέρων διαφόρων εἰδῶν. ταῦτα 
ydo πλείονά εἰσι ὑπὲρ τὰ vouicuara. τὸ δὲ κάστρον τὸ 'Ῥαούσιον µέσον 
τῶν duo χωρῶν πρόσχειται τῶν τε Ζαχλούμων καὶ τῆς Ttofovriac: 
ἔχουσι δὲ καὶ τοὺς ἆμπελῶώνας αὐτῶν εἰς ἀἁμφοτέρας τὰς χώρας καὶ 
τελοῖσι πρὸς μὲν τὸν ἄρχορτα τὼν Ζαχλούμων νομίσματα As’ (86), πρὸς dè 
τὸν ἄρχοντα Tepxovvias νομίσματα As. Ähnlich offenbar Venedig: SS. VII 
S. 90 Z. 42 fde. — 3) Const. de adm. imp. 80 Überschrift. In der Schrift 
de thematibus nennt allerdings Konstantin Dalmatien nicht als θέµα; 
das hat aber gar keine Bedeutung, weil gerade für den Westen diese 
Schrift nur eine Wiedergabe des Zrvexdnuos des unter Justinian leben- 
den Hierokles (Krumbacher S. 254) ist und dieser über Dalmatien nichta 
enthält, weil damals Dalmatien den Goten gehörte: das übersieht Ram- 
baud, l'empire grec au dixieme siecle S. 473. 
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einer absoluten Selbständigkeit Dalmatiens!) wührend der 
zweiten Hälfte des 9. und wührend des 10. Jahrhunderts ist 
keine Rede. Das Bisherige erweist zugleich, daß jedenfalls 
im 9. Jahrhundert die oberste Zivil- und Militürverwaltung 
in einer Person vereinigt ist. Denn wenn schon durchaus 
kein direkter Zusammenhang zwischen dem dalmatischen 
proconsul des 6. Jahrhunderts und der Benennung des στερα- 
τηγὸς als ἀνθύπατος zu bestehen braucht, vielmehr die jetzt 
rein titulare Würde des ἀνθύπατος 3) den vornehmern στρα- 


1) So Gelcich dello sviluppo civile di Ragusa 5. 1 ff.; unbestimmter 
in Österr.-ungarische Monarchie Dalmatien S. 82f. — Allerdings war 
bei Const. de admin. imperio 29 (S. 128 Z. 15, S. 129 Z. 22) gesagt, daß 
unter Michael dem Stammler οἱ rd τῆς Δαλματίας κάστρα οἰκοῦντες 
γεγόνασι αὐτοχέφαλοι. Man kann das vielleicht überhaupt ausschließlich 
auf die wiederholt (ο. 31 S. 151 Z. 5, ο. 94 2.3) genannten slavischen 
. castra beziehen, wozu Belgrad, dann auch (c. 36) die Inseln Melite, Curzola, 
Phara, Brazza zühlten. Aber auch wenn man die Nachricht mit auf 
die römischen castra anwendet, so darf man nicht übersehen, daß Kon- 
stantin über die Ereignisse im Anfang des 9. Jahrhunderts nicht gut 
unterrichtet ist. — Jedenfalls kann man, wie auch Rambaud ange- 
nommen hat, nur eine ganze kurze Unterbrechung der byzantinischen 
Herrschaft bis etwa 840 zugeben: ähnlich Rambaud a. a. O. 8. 472; 
zu groß ist die von Vassilich in archeografo triestino n. s. XI S. 310 
angenommene Dauer der Unabhängigkeit (820 — 867). — ?) Wegen 
späterer Erörterungen soll auf diese Verhältnisse gleich hier etwas 
genauer eingegangen werden. In den Berichten des Konstantin ist 
scharf zwischen den ἀνθύπατοι und den ὕπατοι zu unterscheiden. 

I. Die Würde des «v$uneros ist bei Philotheus (Const. de cer. II, 52) 
eine rein tituläre, welche durch βράβειον — offenbar ursprünglich nur 
die Bestellungsurkunde (de cer. 8.181 2.17; vgl. auch die Stelle bei 
Reiske S. 827 unt., dann das Symbol der Amtsverleihung überhaupt 
(de cer. II, 52 S. 708) — verliehen wird (de cer. I, 49) und einen lebens- 
länglichen Charakter gibt: (de cer. S. 707 Z. 9 und 8. 710 2.16 und 
dazu L. M. Hartmann, Untersuchungen zur Geschichte der byzantini- 
schen Verwaltung in Italien S. 29, S. 139). Sie steht dabei im Rang 
über der Würde der πατρίκιοι (S. 707 Z. 5) und diese Rangfolge ist 
dann in dem ganzen Buch de ceremoniis wiederholt bezeugt (S. 24 Z. 17, 
8. 28 Z. 25, S. 115 Z. 6, 8. 124 Z. 5, S. 873 2. 20, S. 618 Z. 12). In einer 
anderen Stelle aber, die aus weit älterem Material gearbeitet sein muß, 
weil hier noch das später total verschwundene Amt des praefectus 
praetorio vorkommt (Zachariä, °Aréxdore S. 280; Geschichte des Grie- 
chisch-römischen Rechts 8. 365) wird zwischen πατρίκιοι καὶ ἀνθύπατοι, 
die als die zweite Rangklasse unter den µάγιστροι stehen, und πατρίχιοι 
x«i στρατηγοὶ der dritten Rangklasse unterschieden; den vierten Rang 
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τηγοὶ 1) des ganzen Reichs verliehen wird, so zeigt doch 
diese Bezeichnung, daß eine zivile Provinzialstatthalterschaft 


bilden dann der ὕπαρχος τῶν πραιτωρίω», der κουαΐστωρ, die ἀνθύπατοι 
τῶν Feuarwy und die ἔπαρχοι (de cer. S. 61 Z. 13). Hier also, wo auch 
die ἔπαρχοι noch deutlich die praesides provinciae sind, kennt man 
ἀνδύπατοι, welche in den θέματα, also offenbar neben den στρατηγοἱ 
noch immer Provinzialstatthalter sind; sie haben geringeren Hofrang 
als die ὠνδύπατοι, welche gleichzeitig die Würde der πατρίχιοι be- 
kleiden, mógen nun letztere selber noch wirkliche Provinzialstatthalter 
sein, oder nur Titularbeamte. — So sieht man also deutlich, wie der 
οὀνθύπατος zunächst noch der wirkliche Provinzialbeamte ist, allmählich 
aber zum bloßen Titularbeamten wird; der selbständige «ρθύπατος 
Féuaros neben dem στρατηγὸς fällt weg. 

II. Die ὕπατοι stehen im Rang unter den πατρίχιοι: so schon das 
proemium der Ecloge S. 11 (τοὺς τε ἐνδοξοτάτους ἡμῶν πατρικχίους — καὶ 
τοὺς ἐνδοξοτάτους ὑπάτοις, vgl. meine Verfassungsgeschichte I S. 311) 
und gerade in derselben Stellung begegnen sie in den Sammlungen Kon- 
stantins: so de cer. S. 61 Z. 22, S. 193 Z. 18, S. 202 Z. 12, S. 203 Z. 19, 
S. 209 Z. 184, S. 235 7. 2, S. 308 2.6, S. 628 Z. 11—14. — Dabei sind 
sie dann noch in ein wechselndes Verhültnis zu den Würdentrügern ἀπὸ 
σπαθίου (de cer. S. 242 Z. 24) gebracht, sodaB sie gemäB der einen Gruppe 
von Nachrichten vor den candidati (S. 61 2.23, S. 193 Z. 13, S. 202 
Z. 12, S. 229 2. 14, S. 736 7. 12) und vor den spatbarii, die nicht dem 
Senat angehören (S. 193 Z. 13), stehen, aber nach den spatharii die 
Senatsmitglieder sind. Nach einer andern Gruppe gehen die ὕπατοι 
den spatharii überhaupt nach, die Φσύπατοι gehen vor (S. 61 Z. 22, 
S. 203 Z. 19, S. 709 7. 4, S. 736 Z. 12.. Nach einer dritten gehen die 
Όπατοι sogar den candidati nach (S. 632 Z. 15), während die δισύπατοι 
bald über den spatharii aber unter den spatharocandidati (S. 632 Z. 18), 
bald auch über den letztern direkt unter den protospatharii stehen 
(S. 709 Z. 16). Wie die verschiedenen Nachrichten einzureihen sind, 
steht dahin. — Die Würde des ὕπατος wie des δισύπατος wird zu Ende 
des 9. Jahrhunderts durch βράβειον verliehen (S. 707 7. 9, S. 709 Z. 4. 16) 
und ist deshalb eine dauernde. Sie wird auch schon mittelhohen 
Beamten gegeben, so dem a secretis (S. 237 Z. 15); damit stimmt 
es dann, wenn diesem noch immer vornehmen, aber von der alten Höhe 
weit herabgesunkenen Stand auch die Verpflichtung zur Abhaltung 
von Spielen &bgenommen wird (nov. Leonis 94). 

1) Der σερατηγος ist bei Konstantin bereits durchweg πατρίκιος. 
Vgl. z. B. de cer. S. 61 Z. 14; dabei stehen die ἀρθύπατοι καὶ παερίκιοι 
in dieser alten Stelle vor den πατρίκιοι καὶ στρατηγοὶ (S. 61 Z. 14). 
Später sind dann aber sehr viele πατρίκιοι καὶ στρατηγοὶ zugleich 
ἀνθύπατου (11. 52 S. 727f.); aber es gibt immerhin στρατηγοὶ, die nur 
πατρίκιοι sind, wie bloße ἀνθύπατοι xai πατρίχιοι und dann gehen die 
ersteren den letzteren nach (II. 52 S. 729 Z. 12 — Z. 17). 
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nicht mehr vorhanden ist; es ist eben auch in Dalmatien 
die Themen-Verfassung durchgedrungen. — 

Απι Ende des 10. Jahrhunderts hat sich dann aber wirk- 
lich eine andere Oberhoheit, die des dux von Venedig — 
schließlich auch eines byzantinischen Beamten — über Dal- 
matien entwickelt; der Verlauf ist freilich in den Einzelheiten 
schwer zu erfassen. Zuerst — schon vor 998 — wird Zara 
abhängig.!) Im Sommer 998 unternimmt dann der Doge einen 
Seezug und empfängt den Treueid der einzelnen dalmatini- 
schen Seestädte bis herab nach Ragusa.?) Von der Einsetzung 
eines venezianischen Oberbeamten für Dalmatien ist keine 
Rede: nur führt jetzt der Herzog von Venedig den Titel 
Veneticorum ac Dalmaticorum dux.?) Dann sind etwas später 
(1018) noch zwei Urkunden überliefert, durch welche zwei 
dalmatinische civitates ein tributum an das palatium des 
Dogen geloben. Auch hier sind keine weiteren Verände- 
rungen der dalmatinischen Verfassung zu erkennen.) — 
Auf diese venezianische Herrschaft folgt dann aber noch 
einmal eine Zeit byzantinischen Einflusses. Schon daß 1024 
von Süditalien aus die Byzantiner gegen Kroatien Krieg 
führen 5), ist ohne irgend eine Abhängigkeit Dalmatiens nicht 
denkbar. Dann wird unter Romanos Argyropulos (1027 
bis 1034) ein von Ostrom zunächst unabhängiger τοπάρχις 
von Salona und Zara erwähnt®), den man dann aber in Kon- 
stantinopel festhült. Auch Ragusa ist dem Reich wieder 
untertänig.”) Auf einen vorausgehenden Verlust Dalmatiens 


1) S. S. VII S.31 Z. 28 (Joannes diac.). — 2) S. S. VII S. 31 Z. 28f. 
— 3) S.S. ΤΗ S. 85 2.6; Raëki 24—26 1018. — *) Ratki 24—26 1018; 
wohl daher Andrea Dandolo IX. c. 2 p. 6 (Muratori XII c. 236). — Im 
cod. Ambrosianus des Andrea Dandolo (Muratori XII col. 229. N**) 
wird allerdings behauptet, daß 998 von Venedig aus praefecti in die 
dalmatischen Städte geschickt wurden; allein gerade die angegebenen 
Namen zeigen, daß die Angaben erfunden sein müssen; so mit Recht 
Kohlschütter, Venedig unter dem Herzog Peter II. Orseolo S. 45. — 
5) Heinemann, Geschichte der Normannen in Unteritalien und Sizilien I 
S. 49. — *) Cecaumenus S. 77 Z. 19. 'I«dopa xai Σάλων πόλεις εἰσὶ τῆς 
Δαλματίας. nr dè ἐν αὐτῇ ἄρχων καὶ τοπάρχης 4οβρωνᾶς, Bei Cecau- 
menus bedeutet τοπάρχης einem selbständigen Herrn im Gegensatz zu 
einem bloßen Beamten (7. B. S. 24 Z. 22; 8. 26 Z. 11; S. 76 7. 17). Die 
Pointe der Erzihlung ist gerade das unvorsichtige Verscherzen dieser Un- 
abhüngigkeit durch Dobronas. — ?) Cedrenus II S. 499 Z. 11 (Raëki 217), 
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durch die Venezianer führt es auch, daB 1050 eine Er- 
stürmung Zaras durch die Venezianer erwähnt wird !); 
1076 muB die venezianische Herrschaft wieder eine tat- 
süchliche gewesen sein?), die freilich erst 1085 durch eine 
goldene Bulle Alexius' I. von seiten Ostroms wieder an- 
erkannt wird.) Wie dann die Venezianer mit den Kroaten 
und Ungarn um die Suprematie ringen, das zu verfolgen ist 
für unsern Zweck, der nur die ursprünglichen Elemente der 
dalmatischen Verfassung untersuchen will, wertlos; ebenso 
bleibt die kurze byzantinische Restauration von 1168—1180 
und die spütere Unterwerfung bald unter Ungarn, bald unter 
Venedig, außer Betracht.*) Das bisher Ausgeführte genügt 
zum Verständnis der Amterverfassung. 


Zu Ende des 10. Jahrhunderts nümlich, also in den 
Jahren, in welchen die byzantinische Suprematie zeitweise 
durch die venezianische ersetzt wird, begegnet ein proconsul 
Dalmatiarum, der zugleich prior von Zara ist.5) 1033 trägt 
der prior von Zara noch einmal den gleichen Titel®); 1036 
aber wird derselbe prior als protospatharius et straticus uni- 
verse Dalmatie") angeführt, wührend 1060 statt dessen in 
einschränkender Weise von prior et straticus civitatis Iadere?) 


1) Neues Archiv I S. 405 (Raëki 220). — 1) Raëki 86. — *) Andrea 
Dandolo IX c. 9 p. 1 (Muratori XII c.250). — Daß während der ganzen 
Zeit und darüber hinaus die dalmatinischen Urkunden nach den 
griechischen Kaisern datiert werden, beweist (anders Vassilich in 
archeogr. triest. n. s. XIII S. 293) für einen tatsächlichen byzantini- 
schen EinfluB nicht viel, besonders wenn man an den gleichen Brauch 
in den venezianischen Urkunden denkt. — ϐ) Ein allerdings dürf- 
tiger Überblick im Artikel Dalmatien bei Ersch und Gruber II. T. 22 
2. Abt. S. 98f. Vgl. auch Vassilich in archeografo triestino n. s. XIII 
S. 298f. — 5) Ratki 17. 986. — *) Raëki 82 per iussione domini Gregorii 
priori et proconsuli de ipsa civitate Iadera et per manu Martini tra- 
gurini, missus ab ipso priore domino Gregorio prior et proconsul; es 
kónnte das so gedeutet werden, daB sich das zweite prior et proconsul 
auf Martini bezieht und es so auch in Trau einen sonst nicht bekannten 
proconsul gegeben hat. Bei der Sprachform des Textes nôtigt die 
Grammatik zu dieser Deutung nicht; sachlich aber ist sie unmöglich. 
Das Geschüft wird in Zara vollzogen; dort wohnt Martinus und ist 
hier nach dem SchluB der iudicator; mit dem tragurinus ist deshalb 
nur seine Herkunft angegeben (z. B. Ratki 86 prior de Belgrado 
Iustus Veneticus) — 7) Raëki 84. 85. — 85) Ratki 42. 
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die Rede ist. Es könnte allerdings sein, daß die Erwähnung 
nur des Titels proconsul im Jahr 986 ein Zufall ist.!) Allein 
wenn man bedenkt, daß ungefähr damals zunächst für Zara 
die Venezianer die Herren sind, und der Herzog von Venedig 
auch dux von Dalmatien genannt wird, so scheint mir wahr- 
scheinlicher, daß mit Rücksicht auf den venezianischen Ober- 
herrn der Titel Strateg vom prior von Zara nicht weiter- 
geführt wurde, und ihm nur der Titel proconsul (ἀνθύπατος) 
verblieb, der ja auch selbständig vorkommt.?) In den Jahren 
der erneut byzantinischen Herrschaft ist dann der prior wieder 
straticus — 1067, in welchem eine verdächtige Urkunde noch 
einmal einen stratigo totius Dalmatiae bringt?), heißt dann 
der prior protospatharius et totius Dalmatiae catapanus.*) 


1) Als so etwas betrachte ich es, wenn im Bericht des Ioannes 
diac. über den Zug des Petrus Orseolus (S. S. VII 8. 32 Z. 5) der 
prior von Zara ohne jeden weiteren Titel genannt ist. — ?) Vgl. 
S. 217 N. 2. — 3) Ratki 54. — *) Raëki 53. — Zachariä, Geschichte des 
griechisch -römischen Rechts S. 380 sieht im κατεπάνω einen kaiser- 
lichen Stadtoberst; sollte damit ein Zivilbeamter gemeint sein, was 
nicht deutlich ist, so wäre das mit den Quellen schwer in Einklang 
zu bringen, denn bei Cecaumenus z. B. ist κατεπάνω deutlich der 
militärische Kommandant eines großen Bezirks (S. 20 2. 27; S. 25 Z. 25 
der κατεπανω von Dyrrachium hat ein Heer von mehr als 4000 Mann 
unter sich; S. 72 Z. 6). Auch zu dem Vorkommen in Italien paßt 
Zachariäs Deutung nicht. Schlumberger, Sigillographie S. 327 f. be- 
trachtet den κατεπάνω als militärischen Befehlshaber. — Andererseits 
spricht manches dafür, diese Würdenträger als im Rang unter dem 
στρατηγος stehend zu betrachten. Nicht nur ist (Const. de adm. 
imp. 45 S. 204 Z. 17 mit 2.13 u. Z. 1) der κατεπάνω direkt unter dem 
Kommando eines στρατηγὸς, sondern vor allem wird der κατεπάνω in 
einer eigentümlichen Stelle bei Const. de adm. imp. 27 8.121 2.17 
(ἴστεον ὅτι µαστροµήλης ἑρμηνεύσται τῇ Ῥωμαίων 6διαλέκτῳ κατεπάνω 
τοῦ στρατοῦ) mit dem magister militum gleichgesetzt. In der Taktik 
des Mauricius aber (S. 436ff. unt. 2 n.) ist der στρατηλάτης bereits nur- 
mehr der Kommandant des µέρος, der späteren turma (l. 1 c. 4 S. 30, 
1.12 0.5 87 S. 310), und dieselbe Gleichung hat auch die Taktik des 
Leo (Const. 4. 32) Endlich nimmt σερατηλάτης ἐπὶ θεμάτων mit dem 
ἀπὸ ἐπάρχων zu Anfang des 10. Jahrhunderts die unterste Stufe unter 
den vornehmsten Titularämtern ein (Const. de cer. S. 708 Z. 7; vgl. 
S. 202 2.12, S. 229 2.15, 8. 285 Z. 4). So sind die στρατηλάται die 
nächsten Offiziere unter dem στρατηγὸς und zwar muß der Bedeutungs- 
umschwung bald nach Iustinian sich vollzogen haben, sodaß allmählich 
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Manches spricht dafür, daB es sich hier um eine Titel- 
ünderung, eine Herabsetzung des prior von Zara zum magister 
militum handelt, weil sich die wieder hinübergreifenden 
Venezianer die Bezeichnung dux Dalmatiae für ihren Herzog 
vorbehalten haben mógen.!) — 


Der Vorrang des prior (comes) von Zara vor den übrigen 
Munizipalbehórden ist dann auch in der zweiten venezianischen 
Epoche noch einmal, wiewohl verblaBt, zu erkennen.?) Ein 
darauf hinweisender Amtstitel ist aber jetzt nicht mehr be- 
zeugt. Der dux von Dalmatien aber, der dann wührend 
der letzten byzantinischen Restauration zu erkennen ist, und 
auch in der Ungarnzeit regiert, hat mit dem obersten Muni- 
zipalbeamten von Zara weiter nichts zu tun.?) — 


So bringen die Nachrichten des 11. Jahrhunderts den 
Beleg für eine fortschreitende Autonomisierung der dalma- 


aus dem Amt eine bloBe Würde wird. In den Quellen des 9. und 
10. Jahrhunderts wird übrigens σερατηλάτης auch nicht selten, wie im 
Altgriechischen, im allgemeinen Sinne von Heerführer verwendet: z. B. 
Genesius S. 7 Z. 4 mit S. 4 Z. 10. — Ist die Gleichung von magister 
militum und κατεπάνω richtig, so erklärt sich auch der catapanus von 
Cattaro (5. 224 N. 3). 

1) Andrea Dandolo IX c. 9 p. 2 (Muratori XII c. 250) sagt zu 1084: 
euntes autem legati ab Alexio alacriter visi crysobolium Dalmatiae 
et Croatiae et sedis protosevastos obtinuerunt. Quibus postea reversis 
Dux suo addidit titulo: Dalmatiae atque Croatiae et imperialis proto- 
sevastos. Was die letzte Bezeichnung anlangt, so ist die Nachricht 
richtig, weil erst Alexius die früher nur für den Kaiser gebrauchte 
Bezeichnung protosebastos auch für andere sehr vornehme Leute, zu- 
nächst für die kaiserlichen Prinzen verwendete: Anna Commnena 
Alex. III. 4 (ed. Reifferscheidt I S. 108 7. 22 f.); tatsächlich berichtet 
Anna Commnena (VI. 5) selber die Verleihung des Titels an den Dogen 
(I S. 197 Z. 6). Dagegen ist es nicht richtig, daß damals erst der Doge 
den Titel dux Dalmatiae annahm; schon Raëki 86 (1076) hat ihn, wie er 
ja bereits im Anfang des 11. Jahrhunderts geführt wird (ob. S. 219 N. 3). 
— 3) Kukulievië II, 42 — 1184. Petro comitatum Jadere, totiusque 
Dalmatie principatum feliciter procurante. — 5 Kukulievié II. 118, 
119. 1171; II. 140. 1178. Hier (il duca — con il suo giudice Bretagna) 
urteilt der dux mit einem iudex, der wohl als κριτής δεµατικὸς 
(Zachariá KR. G. S. 880 N. 378, dazu Cecaumenus 8.6 Z. 4 f£, S. 40 Z. 26) 
aufzufassen ist; dieser aber ist nach meiner Meinung der alte assessor 
ducis (Cod. Iust. I. 27. 2. $21f.). — Für die ungarische Zeit Kukulievit IT. 
228. 1193, IT. 244. 1197. 
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tischen Provinzialbehórde. Ist schon im 10. Jahrhundert der 
Strateg, weil er nicht von der Zentralverwaltung besoldet wird, 
wohl wenig abhängig von ihr, andererseits auch nicht sehr 
mächtig, seitdem der größere Teil der Stadtsteuern wenigstens 
zeitweise an die Slavenfürsten übergegangen ist, so erscheint 
spüter das Amt mit dem Priorat von Zara vereint, und es wird 
also der Vorstand von Dalmatien von den Bürgern einer 
dalmatinischen Stadt gewühlt. Wie alt die Verbindung ist, 
läßt sich nicht bestimmt sagen; sie mag viel weiter zurück- 
gehn als die Zeugnisse hinaufreichen; schon unter Karl dem 
GroBen sitzt ja der dux von Dalmatien in Zara. Wie voll- 
kommen gleichartig diese Entwickelung mit der veneziani- 
schen ist, und wie die letztere dadurch in viel klareres 
Licht tritt, kann hier nicht weiter verfolgt werden. Anderer- 
seits darf man, so nahe die Verwechselung liegt, diese στρα- 
τηγοὲ, welche allmählich mit den Vorständen einer Stadt 
zusammenfallen, nicht mit den στρατηγοὶ πόλεων — im 
Gegensatz zu den στρατηγοὶ στρατοπέδων — zusammen- 
bringen, deren Wahl durch die Kurie Leo der Weise auf- 
hob; diese στρατηγοὶ πόλεων sind nichts als die altherge- 
brachten hóchsten Kommunalbeamten der altgriechischen 
Teile des rómischen Reichs.!) 


Ein Amt, welches der an Zara geknüpften Oberbehórde 
ühnelt, ist in schwachen Umrissen auch für Süd- Dalmatien 
angedeutet. Im Anfang des 11. Jahrhunderts wird in Ragusa 
deutlich der στρατηγὸς eines 9éua erwühnt.?) Vielleicht — 
irgend ein Beweis ist nicht móglich — hängt dieser Offizier 
mit dem im 12. Jahrhundert bezeugten dux von Süddalmatien 
und Dioclea zusammen.?) Auch kann man auf diesen Dukat 
die selbständige Teilnahme der Ragusaner an den byzanti- 
nischen Seekriegen zurückführen, wie sie sich im 11. Jahr- 


1) Über diesen στρατηγος πόλεως vgl. 1.15 89 D. 27. 1, 1.30 C. 
Iust. 1. 30, Theophili paraphr. I. 20 $$ 4, 5 mit lust. Inst. I. 20 85; 
die Stellen aus den Basiliken in meiner V. G. I S. 296 N. 40; nov. 
Leonis 47. — Dazu Marquardt, rômische Staatsverw. I S. 213, Liebenam, 
Stadtverwaltung im römischen Reich S. 558f., Levy in révue des études 
grecques XII S. 268 bis 271, 281. — ?) Cecaumenus S. 27 Z. 11. 23. 
— 3) Kukulievi II. 95. 1166. 
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hundert erkennen läßt.!) Allerdings gehört Ragusa noch zur 
Dalmatia Salonitana; aber im 10. Jahrhundert bildet Ragusa 
und das stets zu Süddalmatien gehörige Cattaro eine Diözese ?); 
so mag es zu Süddalmatien hinübergegangen sein. — Mit 
diesem süddalmatischen Dukat kann dann auch zusammen- 
gebracht werden, daB einmal in Cattaro ein catapanus, 
aleo nach m. M. ein dem στρατηγός subordinierter magister 
militum vorkommt.?) 


8 2. Das Stadtoberhaupt (Prior, comes). 


I. Zwischen dem dux von Dalmatien und den einzelnen 
Munizipien gibt es weiter keine Mittelinstanz. Es folgen 
sofort die priores der einzelnen Bischofsstüdte. Am frühesten 
ist der prior von Zara*) bezeugt, dann Arbe*) Veglia*), 
Spalato 7), wo der Beamte bei der ersten Erwähnung als prin- 
ceps, später aber nur als prior bezeichnet wird, Absari*), 
Trau?) Ragusa!?) wo er zuerst praeses heißt, Cattaro.!!) 


!) Oben 8. 219 N. 7. — 3) So Konzilium von Spalato von 925 c. 8 
(Farlati, Illyricum sacrum III S. 97, Kukulievië I. 92). — *) Kukulievi& 
II. 86. 1124: Ego Ursacius episcopus una cum Mele priore et nobili- 
bis catharensibus, in quibus Businas Catapanus. — *) Raëki 13. 918, 
17. 986 und öfters (cf. Ratki Index s. v. Iadera prior); der letzte 
bei Ratki 184. 1096, Kukulievié II. 11 —13 (1105. 1106). Später 1134 
(Kukulievië II. 42), wo schon ein comes statt des prior steht, wird 
doch noch ein filius Vitaze prioris genannt. — *) S. S. VII S. 31. 998, 
Ratki 24. 1018; 41.1059. — °®) S. S. VII 8. 31. 998; Raëki 25. 1018, 
27 a. E. 1018. — 7) Raëki 22. 1000 una cum domino Florino principe 
Spalati et Clisii, 28. 1020 tempore Pauli archiepiscopi et Nicodemi 
prioris u. nun oft: Raëki Index s. v. Spalatum prior. Die letzte 
Erwähnung ist Raëki 198. 1097, dann Kukulievié II. 28. 1119. Es 
ist natürlich Zufall, daß bei der Schilderung des venezianischen 
Heerzugs von 998 durch Johannes diac. (S. S. VII S. 32) die Behörden 
von Spalato und Trau nicht ausdrücklich genannt werden. — Ein 
Verzeichnis der reggitori di Spalato findet sich im Bulletino di 
archeologia e storia Dalmata VII S. 108ff. und den fd. Bünden. — 
9) Raéki 26. 1018. — *) Ratki 46. 1064 und öfter (Index s. v. Tragu- 
rium prior) Letzte Erwähnung bei Raëki 111 (S. 131) 1080. — 19) Kuku- 
lievié I. 114 (1028) breve recordationis factum a nobis Vitali archiepiscopo 
et Lampridio preside civitalis ragusitane; 1. 128. 1044 Vitalis episcopus, 
prior quoque Petrus cognominatus Slatba; II. 23. 1114. — 11) 1124 
(oben N. 8), dann Kukulievié Il. 95. 1166 priore Vita existente in 
Cataro — interfuit et Andreas prior arbanensis cum toto populo civitali. 


Die dalmatisch-istrische Munizipalverfassung im Mittelalter etc. 995 


Alle bisher erwühnten Orte sind identisch mit den den 
Römern verbliebenen Bischofsstädten. Dazu kommt dann 
noch das slavische Belgrad!) (Zara vecchia), welches eben- 
falls einen eignen Bischof hat. Das Amt ist ferner auch ein- 
mal in der jetzt verschwundenen süddalmatischen Bischofs- 
stadt Alba?) bezeugt. Der prior hat sein Amt deutlich auf 
Zeit, wenn auch nicht gerade immer auf ein Jahr, sodaß 
ein und dieselbe Person öfters das Amt versehen kann?), 
und wird deshalb gewählt sein; das Wahlprinzip ist denn 
auch allgemein als alte dalmatische Freiheit bezeichnet.*) 


Freilich bleibt das Amt tatsächlich gern in derselben 
Familie.) Einigemal kommen anscheinend mehrere priores 
nebeneinander vor, aber wo dieselben wirklich der gleichen 
Stadt angehóren, ist nur der eine der regierende, der andere 
wird einmal als senior prior bezeichnet.) Wie schon in den 


1) Raëki 40. 1059. — 3) So die Urkunde v. 1166 in S. 224 N. 11; über die 
Arbanensis civitas vgl. Farlati, Illyricum sacrum VIIS. 191. — *) Ratki 128 I. 
1091 Zara: meque Drago domno, Prestanti episcopi nepote iam tertio prio- 
rante. — Dann heißt es in der gleichen Urkunde: in primo anno mei tertii 
prioratus. 134. 1096. — *) Kukulievië IT. 5. 1102 der König von Ungarn ver- 
spricht, ut antiquam Dalmatiae libertatem in nullo unquam deberet frau- 
dare nec episcopum vel primatem aliquem nisi ab eorum velle electum illis 
dare confirmareve II. 27. 1118: Iuramus (der Doge von Venedig) vobis Ar- 
bensibus — potestatem — prout antiquitus dicitis habuisse sub im- 
peratore Constantinopolitano et sub rege Ungarorum presulem 
vobis eligendi ac comitem, confirmatione comitis reservata nostre curie. — 
*) So in Spalato: Ratki 30. 1030 und 44. 1060; in Zara: Raëki 54. 1067. 
134. — *) Arbe: Raëki 41. 1059 Lampridius prior — Maius prior: in 
dem disponierenden Teil der Urkunden handelt aber nur der Bischof 
und Maius prior. Belgradum 40 a. E. 1059 (?). Dragoslavo priore, Drago 
priore, Dabrina priore. Hier handelt es sich aber um eine Versamm- 
lung aus ganz Dalmatien; Drago ist bald nachher (Ratki 50. 1066) in 
Zara als prior bezeugt, und wohl gleichbedeutend mit Dobrina ist 
Dabrana, welcher 1064 prior in Trau (Raëki 46); Dragoslav allerdings ist 
auch sonst (Ratki 138 n. 21) als prior von Belgradum bezeugt. — 
Spalato 57. 1069. a. E. in primis Valize et Nichodemi priorum. Im 
Text (Valice prioris cum nobilibus cunctis) erscheint wiederum nur 
der eine als maBgebend. 138.1097 Petri senioris prioris — Doymi 
prioris: also hier ist der eine der prior, der andere nur der Altprior. 
— Zara Kukulievié II. 11 u. 12 (1105, 1106). Hier wird Lampridius 
prior, Vitaza prior genannt; der Anfang von II. 12 aber zeigt, daß 
doch nur Lampridius der regierende ist. — Lediglich bei den 1114 
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rômischen Munizipien, wird also der einmal erworbene Titel 
auch über die Amtsdauer hinaus weitergeführt. 


An die Stelle des Wortes prior tritt später die Amts- 
bezeichnung comes‘), aber so, daß man die sachliche Gleich- 
heit deutlich erkennen kann: denn es wird bereits vom 
comitatus eines prior geredet?) und umgekehrt heißen die 
priores älterer Urkunden in späteren Quellen comites.) So 
bewuBt ist übrigens die Namenünderung doch vor sich 
gegangen, daß nebeneinander ein comes und der Sohn eines 
prior oder der frühere prior selber genannt wird.* Ob der 
Name comes über die Slavengebiete her gekommen ist, oder, 
wie ich glaube, auf venezianischen *) Einfluß zurückgeht und 


genannten zwei priores von Ragusa (Kukulievië IL. 23) kann man 
dies Verhültnis nicht mehr genauer erkennen. — Als lateinische Zeugen 
eines in der slavischen Stadt Nona vorgenommenen Geschäftes werden 
zwei priores genannt (Raëki 71 a. E. 1072); davon gehört aber der 
eine nach Belgrad, der andere nach Zara (Ratki Index s. v. Andreas, 
s. v. Drago). 

1) Zuerst Raëki 68. 1071 a Mazolino arbensi comite, später 
Mazolinus Arbensis et Kessensis comes. Auf slavischem Gebiet liegt 
der comitatus von Clissa (Raëki 152 1 1045), das allerdings ursprüng- 
lich (Raëki 22. 1000) zu Spalato gehörte. — 3 Ratkı 118. 1086 
comitatu Duimo prioris. — 5) Thomas von Salona faßt das als comes, 
was die Urkunden mit prior bezeichnen: z. B. die Bemerkungen von 
Raëki in seiner Ausgabe S. 61 bis S. 62a. Dann die Urkunde von 1118 
für Arbe (S. 225 N. 4), wo von einer Wahl des comes in byzantinischer 
Zeit geredet wird, wäbrend in byzantinischer Zeit doch nur ein prior 
bezeugt ist. — Vielleicht zäblt auch noch der Kukulievië II. 58 1150 
genannte comes Carusius hierher, der wohl in dem Anfang des 12. Jahr- 
hunderts gelebt hat, da 1155 seine Sóhne als Zeugen für einen alten 
Rechtszustand und deshalb selber als alte Personen auftreten; im An- 
fang des 12. Jahrhunderts hat aber Spalato noch priores; freilich ist 
die Urkunde verderbt (Farlati Illyricum Sacrum III S. 177 f) — *) Ob. 
S. 224 N. 6, dann Kukulievië II. 209. 1190, wo ein comes fungiert, aber 
auch der frühere prior erwühnt ist. — *) Die Orte des venezianischen 
Küstengebietes haben spüter allerdings potestates oder gastaldiones an 
der Spitze; in Grado aber, was man doch als einen vorbildlichen Ort 
ansehen darf, wird ein comes erwühnt (Minotto acta et dipl. e Tabulario 
Veneto I. 1 S. 17 1233). — Vielleicht bängt es mit der venezianischen 
Herkunft der Bezeichnung zusammen, daß in dem gegen Venedig auf- 
ständischen Zara 1247 statt des comes ein rector genannt ist; 
Liubic I. 96 (S. 73). 
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deshalb in Süddalmatien am spätesten durchdrang, welches 
von Venedig am längsten unabhüngig blieb, kann hier dahin- 
gestellt sein. Diese comites sind wiederum vom Klerus und 
Volk der einzelnen Stadt gewühlte Beamte!), manchmal 
allerdings aus vornehmen Slavenfamilien. 

Durch die venezianische Herrschaft oder den Einfluß 
der ungarischen und serbischen Kónige wird dann freilich 
wohl das Wahlrecht verengt oder der Oberherr besetzt 
direkt. Das sind aber spütere Bildungen, welche zu ver- 
folgen hier keinen Wert hat. Umgekehrt wird da und 
dort nicht nur der Sohn des comes selber wieder comes 2), 
sondern es bildet sich auch ein erbliches Recht aus, das 


dann allerdings durch venezianische Verleihung gestárkt 
wird.?) 


!) Trau Kukulievi® II. 16. 1108 (König von Ungarn) episcopum 
vero aut comitem, quem clerus et populus elegerit, ordinabo. II. 64. 
1151 ebenso. Árbe Kukulievic II. 27. 1118 (vgl. S. 225 N. 4). II. 91. 1166 
ist das Wablrecht schon auf die Prüsentation von 4 Leuten eingeschrünkt. 
Spalato Kukulievit II. 49. 1142 Kónig von Ungarn: episcopum vero 
aut comitem, quem clerus aut populus elegerit, ordinabo. Zara (wo 
der comes zuerst bei Liubic III Nachtrag 1. 1116 genannt ist): Liubic 
I. 30. 1204 eligent Iadertini semper comitem de Venetia et habebunt 
& Gradis usque ad Caputaggeris (also aus dem ganzen Lagunengebiet) 
et representabunt electionem domno duci Ragusa: Hier hat die 
Wahl zeitweis (Liubic I. 75. 1232, I. 80. 1236) in eine Ernennung durch 9 
Venedig umgeschlagen. Cattaro: II. 169. 1181 wird ein comes erwähnt. 
II. 182. 1186 wird gesprochen von Iurha setnicus, directus in civitatem 
Cataro & predicto magno iupano (dem Groffürsten von Rascien); der 
slavische setnicus, welcher den centenarius, der an der Spitze eines 
Kommunalverbandes steht, bedeutet (Preux la loi du Vinodol in nouv. 
rev. hist. du droit français et étr. XX S. 594) kann vielleicht auch nur 
eine slavische Bezeichnung für den herkómmlichen Kommunalbeamten 
sein, vielleicht weist es aber auf einen unter serbischer Herrschaft ein- 
gesetzten neuen Beamten. Für ersteres spricht, daß später (Liubic I. 116. 
1257) ein comes Uroscii regis auftritt. Ist hier der comes gesetzt, so 
wird er spüter von der Bürgerschaft gewühlt (Reutz S. 53 unt.) — Un- 
deutlich ist, wie der früh genannte comes des ursprünglich slavischen 
Brazza sein Amt erlangt (Kukulievi£ II. 20. 1111). — 3) Liubic I. 74. 1231. 
— 5) Kukulievié II. 87. 1168. Den Söhnen des comes Doimus von 
Veglia (II. 72. 1153), welcher diese Grafscbaft schon vor 1130 hatte 
(Vassilich im archeografo triestino n.s. XIII S. 333f), wird von den 
Venezianern auf Lebenszeit die Grafschaft Veglia verliehen; II. 272. 
1199 haben die Söhne der Vorausgehenden die Grafschaft. — Der 
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Der prior oder comes ist ganz deutlich der Trüger der 
hóchsten Gewalt in der Stadt. Nicht nur, daB der prior 
(und iudex) in diesem vom fránkischen Bannrecht ganz un- 
berührten Gebiet zusammen mit den alii boni homines den 
Besitz eines Klosters durch ein Gebot von 100 sol. schützt?) 
oder mit Zustimmung der nobiles und des Volkes ein ban- 
dum erlà8t*), oder über Fischereirechte der Kommune 
verfügt*), sondern vor allem ist der prior oder comes 
der Träger der Hochgerichtsbarkeit. Ganz breit läßt sich 
das für den comes erweisen"), wenn auch späterhin die 
laufende Gerichtsbarkeit da und dort in die Hand unter- 


— 





comitatus Kissensis, der 1071 (Raëki 68) mit dem comitatus über Arbe 
verbunden ist, erscheint als ein von den Venezianern an Rogerius, den 
Sohn des Domenigo Morosini verliehener comitatus (Kukulievië II. 125. 
1174; 11.132. 1177). Es geht aber die Verleihung, wie Lucius de 
regno Dalmatiae IV. 8 mit Recht annimmt, darauf zurück, daß die 
Frau des Rogerius an diesem comitatus erbliche Rechte hatte (cf. die Ur- 
kunde von 1202 bei Lucius de regno Dalmatiae S. 173). — Dieselbe Familie 
besitzt auch den comitatus von Ozero (Absari) auf Grund venezianischer 
Verleihung (Liubic I. 33. 1208) — 3 Ratki 82. 1083. Zara. — 
3) Kukulievié II. 206. 1190 Ragusa. — *) Ratki 20. 995. — +) Kukulievié 
II. 129 1175 Zara igitur nos quidem Lampridius d. gr. s. iaderensis 
ecclesie archiepiscopus et dominus Mauroceni comes egregius, dum in 
e nostra civitatis platea resideremus, una cum nostris iudicibus (8 Namen) 
atque consulibus (4 Namen) multisque aliis nobilibus iusticiam per- 
tractantes et unicuique eam poscenti legaliter diffinientes: nun Im- 
mobiliarstreit; II. 147. a. E. Arbe 1178 der Laie non debet alicui rationem 
facere nisi comiti; II. 193. 1183 Spalato der comes entscheidet einen 
Immobiliarstreit; II. 246. 1197 Zara. — Liubic I. 121. 1960, I. 173. 
1280: Comites von Veglia und Absari und ihre vicarii haben alle Ge- 
richtsbarkeit. — In den Statuta civitatis Spalati ist zwischen Zivil- 
gerichtsbarkeit und Strafgerichtsbarkeit zu scheiden; die Zivilgerichtsbar- 
keit wird von iudices und den consiliarii (= curia III. 1 S. 63, 1II. 40) geübt, 
aber so, daß der potestas (= comes, rector; cf. unt. S. 230 N. 1) mit ur- 
teilen kann, wenn er will, und mit urteilen muB, wenn die Parteien 
wollen (lib. 11 c. 37, III. 1 a. E., III. 40). In Strafsachen wird ebenfalls 
von Beteiligung der curia geredet (IV. 4, 5, 7); statt derselben können 
aber auch die officiales der potestas (sein miles und sein notarius IJ. 16) 
eintreten. Vor allem aber wird überall die persönliche Entscheidung 
des potestas in Strafsachen betont: IV.3, 14, 23, 108. Also in Straf- 
sachen ist die curia ganz zurückgedrüngt. — Stat. Scardonae c. 105: 
Prozesse über 100 £ müssen in Gegenwart der comes geführt werden. 
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geordneter Behörden gekommen sein mag.!) Daß aber auch 
der prior Richter ist, tritt wiederholt hervor?); daß das die 
höchste Gerichtsbarkeit ist, wird zwar nicht direkt gesagt, 
ergibt sich aber nicht bloß daraus, daB eben kein anderer 
hóherer Richter zu entdecken ist, sondern ist vor allem darum 
anzunehmen, weil der prioratus als comitatus betrachtet wird.?) 
Ganz genau ist die richterliche Stellung des prior (comes) 
erst zu erfassen, wenn man die Zuständigkeit der iudices in 
Betracht zieht. Im internationalen Verkehr handelt Bischof 
und prior für die Stadt.) Weil der prior mit dem Bischof der 
maßgebende Mann ist, so werden die Urkunden nach diesen 
beiden datiert, und es wird die altrómische Formel die ac 
consule gerade auch auf die beiden bezogen.) 

In einer päpstlichen Urkunde vom 12. Jahrhundert wird 
der comes von Spalato bereits als potestas angesprochen.*) 
Das hat zunüchst wohl nur die Bedeutung, daB für Ferner- 
stehende der comes ganz dem potestas in den italienischen 
Städten glich, denn in den einheimischen Quellen Spalatos 
wird dieser Titel zunüchst noch nicht gebraucht. Schon nicht 
mehr so sicher ist das 1221—1223, wo einmal von Ragusa 
aus die Stadtobrigkeit Spalatos als potestas angeredet wird.") 
Eine ganz bestimmte Wendung aber ist 1239 erkennbar, wo 
statt des bisherigen comes wirklich ein potestas aus Italien 
gewühlt wird?); er rückt hier ganz ohne Verfassungsänderung 
an die Stelle des bisherigen comes, und umgekehrt wird 
dann seit dem 14. Jahrhundert auch wieder der Titel comes 


1) Vgl. Reutz S. 60 ff., der aber offenbar die Bedeutung des Moments 
weit tibertreibt. — 3) Die einzelnen Belege S. 232 N. 1f. — *) Ob. S 226 
N.2. — 4) z.B. Ratki 24, 25. 1018. — *) Ratki 21. 999 imperantibus piissi- 
mis et perpetuis augustis Constantino et Basilio, cathedra pontificali 
regente Basilio, episcopo et domino Maio priore. Am Schluß heißt es 
&ctum tempore, die, et loco ac consulibus, ut supra dictum est (die Schluß- 
formel auch in Raéki 18. 918). Abnliche Anfangsworte begegnen dann 
fast in allen Urkunden, in denen überhaupt der prior erwähnt ist. — 
*) Kukulievit II. 86. 1162. — Ἰ) Liubic I. 40 viro Velcinno Spalatensi 
potestati et Traguriensi comiti; namentlich die Unterscheidung von 
Spalato und Trau läßt glauben, daß in Spalato der Titel wirklich ge- 
führt wurde. Thomas S. 99 allerdings hat daher einen Buissenus comes 
und ebenso eine bei Lucius, Historia di — Trau S.81 übersetzte Ur- 
kunde von 1221. — *) Thomas S.118f. Stat. civ. Spal. L. II passim. 
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für den potestas gebraucht.!) Der Gegensatz erklärt sich 
einfach daraus, daß man sich im 13. Jahrhundert unter po- 
testas sehr hüufip den von auswürts stammenden Berufs- 
beamten denkt, zu dem allmählich der italienische podestà 
geworden ist: die comites von Spalato aber werden aus der 
Lokalaristokratie, allenfalls auch aus den grofen Slaven- 
familien genommen, und gerade um von einer solchen un- 
geeigneten Oberherrschaft loszukommen, wählen die Spala- 
tiner einen italienischen potestas.) Später begegnen auch 
da und dort anderwürts potestates.) Die Entwickelung 
in Spalato hat aber erwiesen, daB das Amt wenigstens der 
sachlichen Zustándigkeit nach nur der comitatus ist. 

Einigemal handelt ein vicarius, der mit der Rechtspflege 
zu tun hat und in einem Fall sehr deutlich den comes ver- 
tritt, weil dieser dem slavischen Hochadel angehört und 
selten in der Stadt anwesend ist.4) In älterer Zeit ist von 
vicarii in diesem Sinne nirgends die Rede und das Amt ist 
für das Gesamtbild der ursprünglichen Verfassung Dalmatiens 
ohne Bedeutung. — Endlich wird auch noch da und dort ein 
vicecomes genannt, manchmal, wie es scheint, gleichbedeutend 
mit dem comes), manchmal gleichbedeutend mit dem vica- 
rius®), manchmal aber auch von beiden getrennt.) Irgend 
etwas Ursprüngliches ist auch diese spüte, zufällige Bildung 
nicht. — 

II. Noch vor dem prior wird seit dem 10. Jahrhundert der 
Bischof als der maßgebende Mann bezeichnet. Detailnach weise 


1) Stat. Spal.: statut. nova Überschrift und passim S. 938 f). — 
?) Thomas S. 118. — ?) z. B. für Brazza und Lesina: Liubic I. 168. 1278, 
stat. comm. Lesinae Überschrift und V. 20; Sebeniko: Liubic I. 258. 1298. 
— 4) Thomas 8. 113. — Die anderen Stellen, die ich auf einen ähnlichen 
vicarius beziehen möchte, sind: Kukulievit II. 144. 1178, 191. 1187, 212. 
1190, 222. 1193, 228. 1198. Spalato. — 233. 1195, Liubic I. 169. 1279 
Ragusa. — 5) Kukulievit II. 108. 1167 iuramus tibi vicecomiti catha- 
rino als dem Vertreter von Cattaro; II. 211. 1190 Arbe wird vertreten 
vom Bischof, dem vicecomes und den iudices. — *) Vielleicht Liubic 
I. 160. 1276. I. 800 1302, wo der vicecomes neben dem comes genannt 
ist; dann Stat. com. Arbensis I. 10, IV. 2, IV. 22, V. 2. — ?) Lucius, 
Historia di — Trau S. 191. 1223 Spalato: nach Buiseno inclito comite, 
Gregorio — vieario steht der Stephanus Cazzetta vicecomes mit den 
iudices und consules. 
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sind hier unnótig, man braucht nur den Anfang aller Ur- 
kunden zu vergleichen.!) Eine genauere Prüfung ergibt nun 
folgendes. Öfters steht der Bischof an der Spitze der Stüdter, 
wenn sie sich einer fremden Macht unterwerfen?), oder 
handelt bei sonstigen vólkerrechtlichen Vertrágen mit?); doch 
ist das offenbar keine zwingende Regel, denn einigemal 
wird bei solchen Gelegenheiten auch nur die weltliche Be- 
hörde tätig.*) In einer verdüchtigen Urkunde verfügt der 
Bischof, der prior und das Volk zu Gunsten eines Klosters 
über die Stadtmauer*); oder sie errichten ein Kloster*); 
oder sie verleihen einem Kloster eine Insel und zugleich 
vera ingenuitas.") Einmal vertritt der Bischof mit den 
iudices die Stadt gegenüber dem comes.?) Hinwieder er- 
zwingt er durch Exkommunikation, daß gegen die Fremden 
kein Strandrecht ausgeübt wird.*) Prüft man nun zunächst 
die bisher vorgeführten Fälle, so zeigt sich, daß sie doch alle 
nicht über den rein kirchlichen und sozialen Einfluß hinaus- 
gehen, der dem Bischof zukommt. Er als die geistliche 
Autorität tritt bei völkerrechtlichen Verträgen besonders 
hervor. Er wirkt bei Verfügungen der Gemeinde zugunsten 
der Kirche mit: rechtlich notwendig ist das nicht, denn 
andermale gehen diese Verfügungen ausschließlich von der 
weltlichen Gewalt aus.!°) Daß er aber mit Exkommunikation 
gegen das Strandrecht vorgeht, entspricht der kirchlichen 
Gesetzgebung des 12. Jahrhunderts und weist auf keine 
weltliche Zuständigkeit. 11) 


1) v. B. Raëki 22. 1000: regnantibus dominis nostris Basilio et Con- 
stantino magnis imperatoribus, in regno Chroaciae gubernante autem 
Dirzislao, inclyto rege, residente etiam in sede beati Domini Martino, 
reverendissimo episcopo un& cum domino Florino principe Spalati et 
Clisii. — 1) Raëki 24 — 26. 1018, 139. 1097; Kukulievi® II. 27. 1118. — 
5) Kukulievié II. 184. 1186. — *) Raëki 86. 1076, 198. 1097. — *) Raëki 
116. 1085. — *) Raëki 41. 1059. — 1) Ratki 129. 1091; in einer inter- 
polierten Form derselben Urkunde wird der Bischof nicht erwühnt. — 
*) Kukulievié II. 99. 1188. — *) Kukulievit II. 107. 1168. — 19) Raëki 
17. 986 prior mit consensus nobilium et populi errichtet ein Kloster. 
32. 1088 prior und alii boni homines setzen eine Strafe von 100 s. auf 
Anfechtung eines Tausches, den ein Kloster abschlieBt. 194. 1086 prior 
und nobiles verzichten auf eine Abgabe vom Kirchengut. — !) Hin- 
schius, Kirchenrecht V S. 187 N. 6 u. 7. 
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Noch sichereres ergibt sich für die Beteiligung des Bi- 
schofs an der Gerichtsbarkeit. Allerdings richtet der Bischof 
wiederholt zusammen mit dem prior und dem iudex, sodaß 
sogar das Vorgehen der mitwirkenden weltlichen Behórde 
auf einen Befehl des Bischofs zurückgeführt wird.!) Aber 
allemal handelt es sich um Prozesse, in denen der Beklagte 
oder beide Teile Kleriker sind. Wenn der Beklagte ein 
Laie ist, handelt die weltliche Behórde?), wiewohl der 
Kläger ein Kleriker ist. Vor allem aber wird einmal ganz 
deutlich ausgesprochen, daB, wenn das beklagte Haupt der 
Hausgemeinschaft ein Kleriker ist, nicht ohne den Bischof 
gerichtet werden darf, daB dagegen jeder Laie, welcher 
aus dieser Hausgemeinschaft ausscheidet, vor dem comes 
Recht nimmt.?) Nirgends vermag ich eine Abweichung von 
dem Grundsatz zu finden, daB über weltliche Beklagte immer 
nur die Munizipalbehórde richtet. Wohl aber hat sich dar- 
aus, daB so oft im Prozeß gegen einen Kleriker dem rich- 
tenden Bischof die Munizipalbehórde ühnlich wie in Venedig *) 
zur Seite steht, da und dort eine ausschliefliche Zuständig- 
keit der Munizipalbehórden auch im Verfahren gegen Kleriker 
entwickelt.) 


Àn den Finanzen endlich hat der Bischof, soweit man 
sehen kann, ebenfalls keinen Anteil) Es ist wohl nur eine 
Zufälligkeit, wenn einmal in Cattaro die Strafe wegen Über- 


1) Raëki 123. 1088 die Abtissin Cicca vor der Synode der Bischöfe 
beklagt. Raëki 128 I. 1091; in diesem interessanten, oft zu berührenden 
ProzeB handelt der prior und iudicator mit iussu presulis: die eine Partei 
ist eine Nonne Vecenega (nach späterem ist sie Äbtissin geworden: Kuku- 
lievié II, 14, 14, 15), die andere Partei ist ein Madius electus, also 
ein Kleriker. Ebenso richten in Kukulievi II. 42 1194 und II. 96 1167 
Bischof und comes zusammen, aber beide Parteien sind Kleriker. — 
1) Kukulievit II. 193. 1188, II. 278. 1199. — ?*) Kukulievi& II. 147. 1178. 
— ‘*) Den gleichen Satz, daß über die Kleriker der Bischof und das 
weltliche Gericht zusammen urteilen, hat für die controversiae pecu- 
niariae das venezianische Statut Enrico Dandolo's; für Kriminalsachen 
ist hier die ausschließliche Gerichtsbarkeit des Bischofs anerkannt 
(I. A. c. 6 der von Besta in nuovo archiv. Veneto I S. 205f. herausge- 
gebenen Statuten) — 5 Kukulievit 11. 246. 1197. — ‘) Kukulievit 
II. 49. 1142, II. 97. 1167. 
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tretung eines Wirtschaftsgebots zum grofen Teile an die 
bischöfliche Kirche fällt.!) 


Bis hierher besitzt der Bischof keinen rechtlichen Einfluß 
auf die Provinzialverwaltung, so bedeutend er auch tatsäch- 
lich ist. Wenn es aber heißt, daß der prior auch vom 
Klerus gewählt wird?), so muß allerdings hierin der Bischof 
ein entscheidendes Wort gehabt haben. Im ganzen behält 
der Bischof also ganz und gar die Stellung bei, welche 
er im spätrömischen Reich einnimmt. 


8 3. Iudices, consules und größerer Rat. 


I. Der prior selber handelt, wie wir sahen, als Richter. 
Neben dem prior kommen aber iudices vor. Ihre Stellung 
ist in Dalmatien insofern eine viel klarere wie in Italien, 
als in unserem Gebiet nicht die iudices und notarii sacri 
palatii in Betracht kommen 5), vielmehr die iudices, welche 
die italienischen Nachrichten so undurchsichtig machen, 
stets eine kommunale Behórde sind. Das Entscheidende ist 
nun, daB in allen älteren Quellen neben dem ebenfalls 
richtenden prior nur ein einziger iudex (iudicator) auftritt.*) 


1) Kukulievit II. 182. 1186. — 3) S. 227 N.1. — 3) Nur in 
ganz spüten Kopien (Kukulievië II. 20 a. E. II. 149) begegnen sie. — 
*) Belgrad: Ratki 89. 1076 astantibus, Dominico Iusto priore, 
Gregorio iudice, Drago, Prestantio usw. I. 92. 1076 Et hoc actum est 
in presentia domini Prestancii episcopi et Dominico lusti prioris et 
Gregorii iudicatoris et Petri de nobilibus. — Spalato: Raëki I. 30. 
1030 vorher der senior Prestantius; a. E. interfuerunt Dominicus iudex, 
Dabro presbyter usw. 1.36. 1040 zuerst Niciforus prior —; später in 
presentia horum testium episcopus Lampridius, Domenicus iudicator 
testis usw. 1. 57. 1069 testium in primis Valize et Nichodemi priorum 
— dann Name von Klerikern — dann Iohannis iudicatoris, dann wieder 
andere Laien. Kukulievit II. 18. 1106, II. 18. 1110. Fuscus iudex 
Spalati II. 28. 1119. Zanizo iudicator II. 49. 1142 lege antiquitus con- 
stituta cum vestro iudice uti permittam vos. Also haben die Spalatiner 
von Haus aus einen ludex. Nachher aber heißt es in derselben Ur- 
kunde: iudicem inter vos et extraneos a me constitutum vobiscum in 
civitate sedulo commorari volo. Also jetzt hat der König von Ungarn 
offenbar nach dem Vorbild der italienischen iudices forinsecorum [cf. 
z. B. die venezianischen iudices forinsecorum in c. 11 des Statuts von 
1229 (Stat. Venez. I 70) bei Besta in nuovo archivio Veneto I S. 273] 
noch einen zweiten Richter eingesetzt zur Entscheidung der Rechts- 
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Erst spiter — am frühesten in Zara — zählt man zwe 
drei, selten vier oder mehr iudices.!) 


bändel zwischen Spalatini und extranei, 1150 scheinen sogar 3 iudices 
fungiert zu haben. Daun aber ist man für längere Zeit wieder auf einen 
iudex zurückgekommen: Kukulievië VII. 127. 1174, II. 293. 1174, II. 193. 
1198. — Erst IT. 202. 1189 und II. 205. 1189 sind es wieder zwei und ist es 
deshalb eine mechanische Wiederholung der früheren Vorlage (II. 49), 
wenn es Kukulievit II. 290. 1190 noch einmal heißt: et lege antiquitus 
constituta cum vestro iudice uti vos permittam. Später sind die 
iudices 8: Stat. Spalat. II. 37. — Trau: Kukulievië II. 64. 1151 et 
lege antiquitus constituta vos uti permittam cum vestro iudice. Der 
in der Urkunde für Spalato 1142 erwühnte Fremdenrichter ist hier nicht 
genannt. — Zara. Ratki 32.1033. Nach dem prior erwähnt Martinus 
de civitate Iadera filius Maurencii iudicator, dann mehrere tribuni; 52. 
1066 coram Stepbano eiusdem civitatis episcopo et Drago priore, Sego 
iudice, Zella et Doda et aliis; 63. 1070 priore Iadere Drago teste, 
Cusma iupano Luce teste, Adamizo iupano teste, iudex Maio ladere 
teste usw. 71. 1072 item testes latini: Drago prior, Andreas prior, 
Maius iudex usw. 86. 1076. Candidus prior iadrensis civitatis et 
Madius Sega iudex verpflichten die Stadt gegenüber den Venezianern 
(cf. auch 108 I. 1076). 128 I. 1091 der prior richtet mit dem Bischof 
und dem einen iudicator Johannes. 194. 1096 s. m. Dragi prioris, s. m. 
Vitaze nuper prioris, Designe iudicis, Slavane commerzarii. — Die 
Gesetzmäßigkeit der Erscheinung beweist auch die Fälschung aus 
Brazza (Ratki 95), wo es a. E. heißt: Berislavi comitis et Drasi iu- 
dicis, was wohl die Munizipalbehörden irgend einer Stadt sind, aus 
einer echten Urkunde entlehnt. — Wenn Raëki 46. 1064 von einem 
iudicare seitens 4 Männern die Rede ist, so heißt das hier natürlich 
nicht ,urteilen", sondern iudicare bedeutet hier gerade so, wie im ita- 
lienischen Latein überhaupt, verfügen, disponieren: es handelt sich 
um die Schenkung von vier Privatleuten. 


1) Arbe: Kukulievié II. 91. 1166, 2 iudices neben comes; Brazza: 
Kukulievit II. 20. 1111: comes mit 2 iudices. Curzola: Statuta — 
Curzulae (1914) c. 26. Der comes ernennt 8 iudices; diese kooptieren 
noch 8 iudices, welche als ihr consilium dienen. Ragusa: Kukulievit 
II. 208. 210. (1190): comes und 2 iudices. In II. 238 erscheinen 8 iudi- 
ces, &ber das sind nur Schiedsrichter, welche für den einzelnen Fall 
eingesetxt sind. Liubic I. 75. 1282: 5 iudices und 5 consiliarii; I. 82. 
1238, 190. 1265: 8 iudices neben dem comes. Im 14. Jahrhundert wird 
eine curia maior und eine curia minor mit vollkommen wechselnder 
Besetzung unterschieden: Monumenta Ragusina, libri reform. (I. S. 11. 33. 
68). Spalato: vgl. S. 233 N.4. Tran: Liubic I. 86. 1243, 87. 1243, 222. 
1286: 8 oder 4 iudices, spüter 4 iudices (Lucius, Historia di — Trau 
8.206) Veglia: Kukulievië II. 39. 1138. Der Bischof mit mehr 
als einem iudex vertritt die Stadt dem comes gegenüber. Zara: 
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Die Gründe dieser Stellenvermehrung lassen sich im 
einzelnen nicht verfolgen: einmal wird die Ernennung eines 
zweiten Richters darauf zurückgeführt, daß derselbe als 
Fremdenrichter tätig sein soll!), ein andermal beruht ein 
neues Richteramt, das des examinator, sicher auf veneziani- 
schem Einfluß?); aber man wird wohl überhaupt daran er- 
innern müssen, daß in den kleinern Städten des Lagunengebiets 
neben dem gastaldio (comes) oder potestas zuerst zwei iudices 
stehen, später aber diese Zahl sich noch vermehrt?), das 
Vorbild wird von selber auf die venezianischen Gebiete in 
Dalmatien gewirkt haben. Für uns ist aber die ganze Frage 
ohne Bedeutung. Denn das steht fest, daß überall ur- 
sprünglich neben dem prior (comes) nur ein iudicator vor- 
handen war. Daß dieser iudicator Richter ist, haben die 
bisher beigebrachten Belege überall ergeben.*) 


Kukulievit II. 11. 1105: neben den 2 priores stehen 8 iudices; II. 42. 1134, 
II. 96. 1167: comes mit 2 iudices; bulletino di archeologia e storia 
Dalmata XII S. 187. 1146: comes mit 3 iudices; Kukulievié II. 129. 
1175: comes mit 8 iudices und 4 consules; II. 182. 1177 ebenfalls 3 
iudices; II. 200. 1189: 2 iudices; II. 211. 1190: 4 iudices; II. 230. 1194, 
II. 246. 1197: 3 iudices; Liubic I. 104. 1251: 3 iudices und ein exami- 
nator, letzterer sehr deutlich auf venezianischen Einfluß zurückgehend 
(für hier genügt das Statut des Raniero Dandolo von 1204 c. 1 [nuovo 
arch. Veneto I S. 249] und das dort von Besta S. 50, S. 52f. Angegebene) 
und auch in andern Städten (Trau: Liubic I. 86. 1243; Spalato: Stat. 
Spalat. II. 37) vorkommend. Sehr zweifelhaft ist, ob man die 4 con- 
sules, welche aus einer Gesamtzahl von 7 consules als richtende sich 
abheben (Kukulievit II. 273), hierher rechnen soll (S. 287 N. 2). 


1) So in Zara nach S. 233 N. 4. — 3) S. auf dieser Seite N. 1. — *) Dieser 
für die venezianische Verfassung entscheidende Punkt kann bier nur 
kurz gestreift werden; Chioggia hat erst einen gastaldio mit 2 iudices 
(Cechetti il doge di Venezia S. 253. 1183); später sind es viel mehr. 
Murano: Statuto della comunità di Murano (Venezia 1859) I. c. 3: 
neben dem podestà 2 zudesi; Concordia miscell. publ. della deput. 
Veneta 1 S. 11: im 14. Jahrhundert ein potestas und 2 iudices. — 
*) Zur Sicherheit sei noch betont, daß man den iudex nicht für einen 
Urkundenschreiber ansehen darf. Dafür bestehen besondere Organe; 
so Raëki 57. 1069 Spalato, wo ein Kleriker der Urkundenschreiber ist, 
vorher aber der iudicator erwühnt wird; noch deutlicher Raëki 32. 1033 
Zara, wo die Urkunde von einem diaconus et notarius auf Verlangen 
des iudicator geschrieben ist. Kukulievit II. 209 a. E. 1190 Zara. 
Blasii sancte Anastasie diaconi et iadertinae curie notarii. Liubic I. 
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Jetzt erst wird es auch môglich, ein abschlieBendes 
Bild von der Stellung des prior zu gewinnen. Einmal 
nämlich ist es deutlich, daß der prior einen Rechtsstreit 
entscheidet und der iudicator an dieser Entscheidung teil- 
nimmt.!) So sind prior und iudicator nicht zwei Einzel- 
richter, sondern bilden ein Kolleg zusammen; dem entspricht 
dann auch vollkommen, daß nach den Quellen des 13. und 
14. Jahrhunderts der comes mit den iudices grundsätzlich 
zusammenhandelt.?) Prior und iudicator sind ein Kollegium 
von zwei Leuten, aber so, daB der eine Amtsgenosse die 
gesamte Staatsverwaltung leitet und dadurch weit über den 
andern ἐπ.) Nach einer Quelle gehören die iudices zu 
dem Stand der nobiles.*) 


II. Von den iudices scheidet sich in spüterer Zeit das 
Institut der consiliarii oder consules ab. Soviel ich sehe, 
werden consiliarii zuerst neben dem prior in Cattaro ge- 
nannt*), und zwar als bis et semel consiliarii; sie sind also 
für kürzere Zeit gewählt; ob sie — vielleicht zwölf an der 
Zahl — auch die iudices einschlieBen, ist nicht ersichtlich. 
Im übrigen ist die Behórde erst seit der Mitte des 12. Jahr- 
hunderts zu erkennen. 

Klar sind die Verhültnisse in Spalato und Zara: hier 
sind die consules oder consiliarii von den iudices getrennt 9); 


86, 87. 1248. Trau: vorher die, iudices a.E. Gausina primicerius et 
Traguriensis iuratus notarius. Stat. Spalat. Π. 58— 60 über den notarius 
der Stadt und die übrigen notarii, welche günzlich von den iudices 
getrennt sind. 

1) Ratki 128. 1091 Zara es redet der prior: unde factum est, ut 
(in einem Zivilrechtsstreit) — iussu presulis episcopali, quo sedebamus 
egressi palatio ibidemque cisternam ingredientes cum iamdicto epis- 
copo et Iohanne iudicatore aliisque nobilibus — perscrutari cepimus. 
— 3) So in Spalato und Skardona (82 S. 228 N.5). — *) Eine Mehr- 
zahl von iudices, welche sich von den übrigen nobiles abheben, ist auch 
in der ragusanischen Urkunde von 1028 (Kukulievié I. 114) zu erkennen; 
da aber die Zahl nicht feststeht, verträgt sich die Urkunde zwar sehr 
gut mit unseren Aufstellungen, kann aber nicht als Beweis benutzt 
werden. — ϐ) Stat. Spalat. II. 37. — *) Kukulievi& II. 36. 1124. — 
*) Spalato. Kukulievi II. 86. 1162 päpstl. Urkunde, also für Namen 
und Detail nicht recht beweisend (ob. S. 229 N. 6): potestatem, consilium 
et commune civitatis. Lucius historia — di Trau S. 191. 1228 nos quidem 
Stephanus Cuzetta vicecomes, iudices Drago de Pinosa, Lucarus Stresi; 
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andererseits sind sie so wenige, daß man sie sicher von 
dem magnum consilium, wie es sonst vorkommt, unter- 
scheiden kann; die Zahl der iudices und consules nähert 
sich. — In Zara wohnen nach der ältesten Urkunde die 
consules mit den iudices einer Gerichtesitzung bei'), und 
auf etwas Ähnliches weist es möglicherweise, wenn von sieben 
consules vier richten: hier sind vielleicht auch die iudices 
unter den consules mitverstanden.?) Ein andermal vertreten 
die — den nobiles zugehórigen — consules mit dem Bischof 
die Stadt Zara bei auswürtigen Verwickelungen.?) — In Spalato 
nehmen iudices und consules an der Gesetzgebung teil *); das 
Stadtrecht aber aus der Mitte des 13. Jahrhunderts hat ein 
groBes consilium von 100 meliores, eine daraus ausgeschiedene 
credentia von 25 Leuten, endlich einen offenbar erst spüteren 
AusschuB, welcher Verfassungswidrigkeiten entgegenzutreten 
hat — alles nur Teile des großen consilium *), auf der andern 
Seite stehen neben drei vom groBen Rat gewühlten iudices 
noch sechs consiliarii, qui sint super sententiis diffiniendis 
et etiam terminandis*); anderwürts heißen dieselben Leute 
die sechs consiliarii deputati ad propositas faciendas) oder 
consiliarii, qui debent propositis et sententiis interesse.") 
Dabei wird bestimmt, daß der potestas in causa civili 
et sententiis proferendis mit drei iudices und sechs con- 
siliarii beschließen muß); nach andern Stellen handhabt der 
potestas auch die Kriminalgerichtsbarkeit in ihrer An- 
wesenheit.*) Ob  Repressalien wegen Verletzung eines 


consules quoque Bauclius Iome, Lucaro Michaelis, Duimo Peccete; Ver- 
bot der Wareneinfuhr. Liubic I. 81. 1227 comes iudices et consiliari, I. 129. 
1265 nos quidem iudices, consiliarii et universa communitas Spala- 
tensis. — Zara. Kukulievië II. 129. 1175: comes mit 3 iudices und 4 con- 
sules; II. 132. 1177: 3 iudices, 3 consules; II. 164. 1184: neben einem 
iudex 3 consules. Liubic I. 104. 1251: comes mit 2 consiliarii, 2 iudices. 
Etwas Besonderes, das Ergebnis einer durch die Venezianer nieder- 
geschlagenen Rebellion ist es, wenn 1247 nichtweniger als 16 consiliarii 
des rector erwühnt sind (Liubic I. 96). 


1) Kukulievié II. 129. 1175. — 3 Kukulieviè II. 273. 1199. — 
3) Kukulievit II. 132. 1177 super hac igitur vos domine archiepiscope, 
et iadrensium consulum, ceterorumque nobilium provideat sagacitas. — 
*) Stat. Spal. II. 21. 80, 81. — 35) Stat. Spal. II. 37. — *) Stat. Spal. 
]l. 48. — ?) Stat. Spal. IT. 62. — 8) Stat. Spal. III. 40. — *) Stat. Spal. 
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Bürgers zu ergreifen sind, entscheidet der potestas mit drei 
iudices und sechs consiliarii.) Die consiliarii sind nobiles.?) 
— Ein ganz ähnliches Bild ergibt das Recht von Curzula, 
wo neben den drei iudices, welche das consilium bezeichnet, 
vom comes und diesen drei iudices gewühlt werden tres iudi- 
ces, qui sint consiliarii de parvo consilio per sacramentum 
ad iudicandum et consulendum quilibet in suo officio. Der 
comes soll mit diesen sechs Leuten alle übrigen Beamten 
ernennen.?) — Das altertümliche Recht von Skardona aber be- 
stimmt, daB der iudex sich immer mit omnibus consiliariis de 
iudiciis sive sententiis et aliis negotiis beraten soll.*) — Faßt 
man alles zusammen, so hat sich neben dem comes und den 
iudices allmählich noch ein engerer Rat abgeschieden, bald 
vom comes und den iudices gewühlt, bald von dem weitern 
Rat. Er hat zunüchst comes und iudices bei der Recht- 
sprechung zu beraten; aber auch bei allen Zweigen der 
Verwaltung spricht er mit, und wird so in Zara zur regie- 
renden Verwaltungsbehórde gegenüber den iudices. 

In Ragusa, wo die Nachrichten freilich nur schwer zu 
deuten sind, muB ähnliches vorgegangen sein: hier schreiten 
drei consules mit dem Erzbischof gegen das Strandrecht ein; 
iudices werden daneben erwühnt, sind aber in diesem Falle 
nicht entscheidend.5) Das nächste Jahr schließen sechs 
consules einen Vertrag mit Pisa; nicht unmöglich®), aber 
auch. nicht erweislich ist es, daß hier unter die sechs con- 
sules auch die iudices einbezogen sind. Ein späterer völker- 
rechtlicher Vertrag wird nur vom comes, zwei iudices und 
vielen nobiles geschlossen, so, daß hier keine consules zu 
erkennen sind." Nachher aber entscheiden zehn consules 
im Immobiliarstreit, und es umfaßt diese Vielzahl wohl auch 
wieder die iudices.) Im 13. Jahrhundert aber steht ein 
parvum consilium, die consiliarii neben den iudices und dem 
magnum consilium; die iudices, wiewohl sie am consilium 


IV. 1 mit II. 37, wo iudices und consiliarii als die wesentlichsten offi- 
ciales erscheinen. 

1) Stat. Spal. VI. 6. — 3) Stat. Spal. IT. 37. — 3 St. Curzulae 
von 1214 c. 26 (S. 33). — *) St. Seardonae c. 105. — 85 Kukulievid 
II. 107. 1168. — *) Kukulievië II 113. 1169. — ^") Kukulievit 
II. 210. 1190. — *) Kukulievit II. 255. 1198. 
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teilnehmen, treten hinter die consiliarii in der Regierungs- 
gewalt zurück.!) 

Es hat für das hier verfolgte Ziel keinen Wert, geht 
auch über das mir zu Gebot stehende Material hinaus, die 
weitere Geschichte dieser Dildungen zu verfolgen. Hier 
kam es nur darauf an, festzustelles, daB diese consules oder 
consiliarii, welche die eigentliche Regierung zusammen mit 
dem comes in die Hand nahmen, etwas Sekundüres sind. 
Erst seit dem 12. Jahrhundert haben sie sich neben und 
über dem Richterkollegium erhoben. 

III. Schon einigemal ist das magnum consilium, welches 
die Quellen des 13. und 14. Jahrhunderts bieten, gestreift 
worden. Auch die Gestaltung dieses consilium zu verfolgen, 
ist von keinem erheblichen Nutzen, wiewohl es vielleicht 
nicht ohne Bedeutung ist, daB dasselbe in Spalato und Arbe 
aus 100 Mitgliedern besteht.?) Doch ist nach den Statuten 
von Spalato nicht mehr nótig, daB dieses consilium aus no- 
biles zusammengesetzt ist, welche sich im Recht des 13. Jahr- 
hunderts sehr scharf von den Gemeinfreien abscheiden.?) 
Sonst würe es nieht nótig, Metzger ausdrücklich vom con- 


!) Liubic I. 79. 1235, I. 80. 1236, I. 82. 1238, I. 106. 1252, I. 129. 1265. 
Im 14.Jh. dauert diese Organisation fort. Das Gericht aber hat sich 
jetzt in eine cufia maior und curia minor gespalten (Mon. Ragu- 
sina I, S. 11). Wie diese Spaltung entstand, vermag ich nicht zu 
verfolgen, erinnere aber beilüufig daran, wie sich in Venedig von den 
alten iudices de proprio eine Menge anderer Gerichtshófe allmühlich 
abgeschieden haben. Vielleicht ist die maior curia diejenige, welche 
dem comes zur Ausübung seiner persónlichen Gerichtsbarkeit dient, 
während die minor curia dem Kolleg der alten iudices entspricht. 
Vom groBen consilium haben sich nach venezianischem Muster seit 1301 
rogati abgelóst (ebenda I. S. 150, II. S. 299). — Eine ühnliche Ent- 
wickelung wie in Ragusa hat sich anscheinend in Arbe vollzogen. 
Hier trennt das statutum (oben 8 1 S. 211f. N. 1) zwischen einer curia 
maior und curia minor (I. 11). Die iudices sind nun 3 (V. 1 absque 
conscientia maioris partis trium iudicum), sodaß sich mit dem comes 
oder seinem Stellvertreter 4 Leute ergeben. Anderemale aber wird, 
wie mir scheint, zwischen der Gerichtsbarkeit der iudices schlechtweg 
und den quatuor domini curiae geschieden (1. 10; IV. 44) und die letzteren 
haben die Kriminalgerichtsbarkeit (I. 10 a. E). So hütte man zwei 
Gerichtshôfe mit je vier Leuten. Zu genauem Schluß reicht das 
Material nicht. — 3) Stat. Spalat. II. 21. — Stat. com. Arbensis III. 
19: die ,alte* Zahl ist 100—120. — 5) Stat. Spalat. IV. 16, IV. 118. 
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silium auszuschließen.!) An einer Stelle aber, die wohl ein 
besonders altes Element darstellt, wird vom consilium gene- 
rale noch ein consilium nobilium getrennt.?) Ganz dem ent- 
sprechend treten in den ülteren Quellen die nobiles als ein 
geschlossener Ratskörper auf. Zwar ist schon früher da und 
dort bezeugt, daß auch die Geringerr neben den nobiles han- 
deln?) und dieseWillensmeinung der Gesamtheit wird natürlich, 
wie überall in Italien, durch eine allgemeine Volksversamm- 
lung erklürt.) Aber davon wird getrennt die Zustimmung der 
nobiles, auf welche die Stadtobrigkeit hier vor allem ange- 
wiesen ist: die nobiles machen ein consilium für sich aus°); 
mit den nobiles sind die boni homines wohl gleichbedeutend.*) 


1) Stat. Spalat. II. 36. — 3 Stat. Spal. II. 17. — 3) Raëki 
41. 1059 Arbe: Bischof mit dem ganzen Klerus et Maius prior cum 
omni populo predicte urbis, nobilibus et ignobilibus; 86. 1076 
Trau: bei der Unterwerfung unter Venedig handeln universi nostri 
concives maiores et minores; 116. 1085 Bischof von Spalato cum 
Valiza priore, clero et universo populo verschenkt ein Grundstück; 
129. 1091 Zara: prior cum nobilibus et omni populo gewührt eine 
Immunität; 138. 1097 Spalato, 189. 1097 Trau. — ϐ) Ratki 17. 986. 
Zara: universi populi in unum conglobati; Raëki 34. 1036. Zara: 
es wird eine securitas für die Güter des Klosters S. Chrysogonus 
ausgestellt, wozu prior — cum episcopo universisque magnatibus nec 
non et minimis eorum in episcopis domum sancfe Anastasie con- 
venerunt. Also eine Versammlung des ganzen Volks im Dom. Allein 
diese Versammlung billigt das, was der prior und der Bischof 
cum omnibus magnatibus studuerunt. — 5) Ratki 17.986 prior cum 
consensu omnium nobilium civitati Tadere. Raëki 20. 995 prior 
cum suis nobilibus inihit consilium. 34. 1036 (vorige Note). 46. 1064 
Trau: civitatis vero traguriensis regente cathedram Iohanne episcopo 
una cum Domno Dabrana inclito priore et cum fratre suo Andrea 
omnibusque nobilibus. 134. 1096. Der prior von Zara verzichtet einem 
Kloster gegenüber auf Abgaben coneiliatus omnibus nobilibus nostris. 
135. 1096. Zara: decreto illorum nobilium wird eine Okkupation von 
Kirchenland rückgüngig gemacht. Kukulievië II. 11. 1105. Die Zara- 
tiner wollen Grundstücke, die früher von der Stadt an das Kloster 
verkauft wurden, vindizieren. Aber das Kloster siegt, weil maxima 
pars nobilium supererat, qui tunc precantes terram vendiderant. Also 
die Verfügung über Kommunalgut geschieht durch die nobiles. II. 25. 
1115. Der König Georg dette alli zentiluomini de Catharo ein Grund- 
stück; es ist damit eine Gabe an die Stadt überhaupt gemeint. II. 48. 
1142. Der König von Ungarn bestätigt die Privilegien von Spalato Gandio 
archiepiscopo, Cerneche comiti, omnibusque nobis Salonitane proceri- 
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Diese Scheidung zwischen dem Rat der nobiles und der 
allgemeinen Volksversammlung klingt offenbar in jener 
schon berührten Stelle der spalatinischen Statuten. noch 
nach. Wie dabei die Zuständigkeit der einzelnen Körper 
genauer abgegrenzt ist, ist mit den vorliegenden Quellen 
nicht zu ermitteln. 


8 4. Die Militärbeamten und das sonstige 
Vollstreckungspersonal. 


I. Neben dem prior und dem iudex kommen Beamte 
vor, deren Name auf ein ursprünglich militàrisches Amt 
weist. Um aber dieselben hier und in Istrien richtig ein- 
zureihen, ist es notwendig, einen raschen Blick auf die 
Militárbehórden im byzantinischen Reich zu werfen. Als 
Quelle kommt die Taktik des Mauricius in Betracht, welche 
um die Wende des 6. und 7. Jahrhunderts entstanden ist, 
die Taktik des Leo aus dem Ende des 9. oder Anfang des 
10. Jahrhunderts, ein taktisches Fragment, welches jedenfalls 
nicht älter ist als Leos Taktik, einige Nachrichten des Con- 
stantin, die aber nach der ganzen Art dieses Kompilators 
leicht ältere Zustánde wiedergeben, endlich noch die leges 
militares, deren Entstehungszeit unsicher ist, wenn sie auch 
eher erst der mazedonischen Zeit angehóren mógen.!) 

Die militárische Einheit bildet in all diesen Quellen 
das τάγμα oder bandum, welches bei Mauricius auch noch 
unter dem früher allgemein gebräuchlichen Namen ἄριδμὸς 
(numerus) begegnet?) Das τάγμα soll bei Reitern gegen 


bus. II. 182. 1186. Der setnicus von Cattaro erläßt ein Einfuhrverbot 
cum omnibus nobilibus catharensibus. II. 288. 1195. Der Erzbischof 
von Ragusa zitiert den comes mit senioribus nobilibus. II. 294. 1184. 
In Brazza sind die nobiles maBgebend. — *) Die schon erwühnte, durch 
100 sol. gedeckte securitas (Ratki 32. 1038) wird vom prior und iudex 
cum aliis bonis hominibus erlassen. Da sonst überall die nobiles als 
Beirat bezeichnet sind, müssen die boni homines nobiles sein. 

1) Genaueres in der Beilage. — *) Mauricius L 8, besonders S. 27 
μοῖρα δὲ τὸ éx vayudtov ἤτοι ἀριθμῶν nto βάνδων avyxeiutvor πλήδος. 
XII. 8 $8 8; zu bemerken ist übrigens, daB nach Mauricus große τάγματα 
in 2 banda zerlegt wurden, von denen das erste bandum der Kommandant 
des tagma, das zweite der erste ἑκατοντάρχης führt. (11.19 S. 75; VIL 17 
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400 1), bei Fußtruppen zwischen 200—300?) ausmachen. Meh- 
rere τάγματα (numeri, banda) werden dann wieder zu einer 
uoiga zusammengestellt, die also einer gAaoxia?) entspricht, 
aber bis 3000 Mann gehen kann; drei µοῖραι sind dann wieder 
ein µέρος.) Im 10. Jahrhundert ist der Name ὀροῦγγος, 
welcher ursprünglich eine zum Karree geordnete Abteilung 
überhaupt bedeutet5), regelmäßig auf die Tausendschaften 


S. 171; XII. 8 88 S. 910). Später finde ich diesen möglichen Unter- 
schied zwischen τάγμα und βάνόον nicht mehr. — Leonis tact. IV, 3, 
10, 41, 45, 62 und öfters. — Fragm. ο. 35. — Const. de adm. imp. 50 
S. 225. — leges mil. $ 2. — Mit dem, was bei Mauricius und Leo rayue 
heißt, dürfen nicht die τάγματα des Constantinus de ceremoniis ver- 
wechselt werden. Hier sind die τάγματα vier an der Zahl (S. 666 Z. 8), 
die 7 scholae, der excubitus, hicanatus, das πλοιμὸν βασιλικὸ» (S. 604 
2.7, 8. 598 Z. 18), also die Garde. Außer ihnen kommen als Palast- 
truppen noch zwei Abteilungen in Betracht, nämlich der unter dem 
ὁρουγγάριος βίγλης rangierende, aus scutarii, also aus Fußsoldaten (S. 230 
Z. 29, 8. 236 Z. 8, S. 239 Z. 18, S. 485 Z. 11) bestehende ἀριῤμὸς, der denn 
einmal wirklich direkt als die βίγλη bezeichnet wird (Genesius S. 81 
Z. 19 ὅρουγγάριος τοῦ ἀριθμοῦ ἤτοι τῆς βασιλικῆς βίγλης); die davon ge- 
trennten (z. B. Const. de cer. S. 604 Z. 8; Reiske 8. 96 identifiziert 
fülschlich) »ούμεροι (S. 524 Z. 19, S. 604 7. 7) wohl Linienbataillone, 
die zur Garde tibergegangen sind. 

1) Mauricius I. 4 S. 30. 822, II. 19 S. 76: 800 (200) —400; Leo IV. 
45: 400; fragm. 35: 50— 350 oder 400. — 1) Mauricius XII. 8. 8 S. 809: 
256 Leute; fragm. c. 35: 200—400. — *) Mauricius I. 4 S. 90. Die ray- 
µατα werden vereinigt zu μοίρας 9jtot χιλιαρχίας; die µοῖρα kann bis 3000 
Mann stark sein; Leonis tact. IV. 9. 42, 48 die rayuara zu µοῖραι = 
χιλιάρχιαι = ὀροῦγγοι vereinigt mit (IV. 42) in maximo 3000 Mann; 
ebenso fragm. c. 85. — *) Mauricius I. 4 8.30 ras dà µοίρας ταύτας τρία 
µέρη ica γενέσθαι καὶ ἐπιστῆναι αὐτοῖς µοιράρχας (offenbar muß µεράρχας 
gelesen werden) τοὺς λεγοµένους στερατηλάτας. Leonis tact. IV. 43 µέρος 
oder zoveun unter einem µεράρχης, welcher früher σερατηλάτης hieß, 
jetzt τουρµάρχης; 45 die Stärke bis zu 6000. — *) Mauricius IV. 5 
S. 117. 118 steht die Aufstellung doovyyisri im Gegensatz zu der Auf- 
stellung nach Φεκαρχίαι und πενταρχίαι, und soll von kleinen Abtei- 
lungen gewählt werden; XII. 8. 20 (S. 339) heißt es: rovc δὲ ψιλοὺς ur, 
ὡς τοὺς σκουτάτους, ἐπ εὐδείας τάττεσθαι, ἀλλὰ κατὰ δρούγγους, τουτ- 
έσει τρεῖς n τέσσαρας μὲν ψιλοὺς — später: τοὺς δὲ τοιούτους ὀρούγγους, 
ας εἴρηται, un ἐπὶ müs παρατάξας y ἐπ εὐθείας τὴν ὁδοπορείαν ποι- 
εἶσθαι usw. Hier ist δροῦγγος deutlich das Karree im Gegensatz zur 
Linie. Vgl. auch Leonis tact. XIX. 148. Derselbe Gedanke ist offenbar 
eingehender ausgeführt in der Abhandlung von Kulakovsky, die 
Byzantinische Zeitschrift XII S. 410 erwähnt ist. 
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angewandt!), und der µέρος wird regelmäßig mit τούρμα 
bezeichnet. Seine Maximalstürke beträgt 6000 Mann; drei 
turmae machen dann das Heer eines σερατηγὸς aus.?) 


Als Offizgiere nennt die ülteste Quelle, die Taktik des 
Mauricius, für das gesamte Heer den σερατηγὸς und ὑτεοσερά- 
τηγος, für den µέρος den µεράρχης oder στερατηλάτης, für die 
μµοῖρα den dux oder chiliarches?), für das τάγμα (bandum, 
numerus) den comes oder tribunus.* Bei dem Fußvolk zeigt 
sich, daB das tagma aber auch unter einem vicarius statt unter 
einem tribunus stehen kann.*) — Comites oder tribuni als 
Befehlshaber des tagma haben auch die leges militares.*) 
— Die Taktik Leos nennt für die turma den Turmarchen, 
der mit dem alten magister militum identisch ist”), für den 
deovyyos den drungarius9), für das τάγμα (βάνδον) den 
comes?); über 100 Leuten steht der xévragyoc oder cen- 
turio, einer als πρωτοκένταρχος ausgezeichnet 1°), über 50 Leu- 
ten der πεντηκονεάρχης, der einmal auch als tribunus auf- 
geführt wird.!!) «{εκάρχης, τετράρχης und πενεάρχης, welche 
noch darunter folgen, kónnen hier vernachlüssigt werden. — 
Im wesentlichen dieselben Namen hat Constantin, wo unter 


!) Mauricius II. 2 (S. 58 εἰς µοἱρας xai µέρη ἤτοι τοὺς λεγοµένους 
ὀρούγγους) faBt deouyyos noch als Bezeichnung für Abteilung überhaupt; 
dagegen ist in I.4 (S. 30) deouyyos gerade mit der χιλιαρχία gleich- 
bedeutend und so durchweg Leo. tact. z.B. IV. 48. — *) Vgl. S. 242 
N.4. Dann für die Stürke der turma Mauricius I. 4 S. 31 Leonis tact. 
IV.45; 8 turmae ein Heer: Mauricius I. 4; Leonis tact. IV. 44. — Bei 
Constantin de administrando imperio 50 8.225 Z.4 machen einmal 7 banda 
eine turma. Das stimmt vollkommen zu den bisher entwickelten Zahlen. 
— 3) Mauricius 1.3 8. 27, . 4 S. 90. Dazu ob. 81 8. 215 N. 1, 8. 221 
N.4. — *) Mauricius I. 8 S. 27, I. 6 S, 94. — *) Mauricius XII. 8. 8 8.310. 
— *) 82. — 7) tact. IV,6.8.43; dann auch das Fragment c.35, dazu S. 221 
N. 4. — *) tact. IV, 6. 9; fragm. c. 85. — *) tact. IV, 6. 10.63; XVIII, 4; 
fragm. c. 95. — 10) tact. IV, 6. 11; XVIII, 149; fragm. c. 85. Die Gleichung 
χένταρχος = centurio in fragm. c. 85. — Unter den ἑκατοντάρχαι unter- 
scheidet Mauricius als den vornehmsten den ἐλάρχης (I. 5 S. 82), dem auch 
die zweite Fahne des τάγμα gegeben wird (oben S. 241 N. 2). Constantin 
aber spricht von πρωτοκένταρχοι im Gefolge des σερατηγὸς (de cer. 
S. 663 7. 9, S. 738 Z. 18); sie sind wohl die centarchi im spesiellen 
bandum des σερατηγὸς (Leonis tact. IV, 65). So scheint der ἐλάρχης 
des Mauricius und der zowroxévragyoc des 10. Jahrhunderts nicht das 
gleiche bedeutet zu haben. — 23) tact. XVIII, 149. 

16* 
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den turmarchae die drungarii und unter diesen wieder die 
comites stehen.') Anderemale nehmen hier den Platz der 
drungarii die drungarocomites ein.) Die große Rangliste 
des Philotheus vom Anfang des 10. Jahrhunderts hat die- 
selbe Stufenfolge wie die Taktik, aber so, daß anscheinend 
die drungarii unter den spatharii aufgehen; neu ist hier ein 
vicarius locorum, der noch unter dem centarchus rangiert.?) 
Daß die comites geringer als die drungarii sind, ist auch 
noch später zu erkennen.*) Constantin selber aber gibt 
dann noch eine Nachricht, welche mit den Notizen des 
Mauricius übereinstimmt: das bandum fällt bei ihm einmal?) 
mit der τοποτηρησία zusammen, und so ist erwiesen, daß 
bis in das 10. Jahrhundert herein ein vicarius Kommandant 
eines bandum sein kann. In den einzelnen Themata end- 
lich kommen sogut wie in jedem großen Truppenkörper 
δομεστικοὶ τῶν Φεμάτω» vor, welche den drungarii im Rang 
gleichstehen; aber auch der turmacha hat seinen domesti- 
cus *), und jedenfalls in den justinianischen Quellen zeigt 
sich, daß auch neben dem tribunus der damaligen Zeit, also 
dem Tausendschaftsführer und dem vicarius ein domesticus 
steht.) 

Fa8t man nun das alles zusammen 8), so kann man er- 
kennen, wie die ursprünglich hohen Titel an Wert herab- 


1) de cer. S. 656 2.10 u. 13, S. 662 2.15, S. 667 Z. 9, S. 716 7. 14. 
— ?) de cer. S. 482 Z. 19, S. 494 Z. 9, S. 622 Z. 11, S. 663 Z. 6 (mit S. 667 
Z. 10). — 5) 1. Turmarchae S. 734 Z. 8, S. 785 Z. 4 eingeordnet, je nach- 
dem sie protospatharii und spatharii sind. 8. δρουγγάριοι ἄπρατοι d.h. 
bloß titulüre δρουγγάριοι: S. 787 2.5. 4. κόµητες 9sudtov S. 737 Z. 6. 
9. χένταρχοι τῶν στρατηγὼν τῶν Φεματικὼ» 8. 798 2.18. 6. κένταρχοι 
τῶν βάνδω» 8.738 2.20. 7. δρουγγάριοι τῶν πεζὼν S. 738 Z. 21. 8. τοπο- 
τηρηταὶ τῶν χωρῶν S.788 Z. 22, Zwischen 1 und 8 müßten als 2 die 
nicht genannten drungarii stehen; denn die τοποτηρηταὶ τῶν ταγμάτων 
(S. 785 Z. 4) sind mit den drungarii der θέματα nicht zu verwechseln, 
sondern sind (cf. S. 241f. N. 2) Offiziere der Gardetruppen. So können die 
drungarii nur unter den spatharii gesucht werden (S. 796 Z. 8), gerade so 
wie die turmarchae teils protospatharii, teils spatharii sind. — *) So 
die Novelle des Joannes Tzymiskes (972—975): Zachariae ius Graeco- 
Romanum III S. 802. — *) De admin. imp. 50 S. 225. — *) de cer. S. 662 
2.18. — S. 668 Z. 17, — 1) C. J. XII. 87. 19 pr. u. $4. — *) Damit 
stimmt auch genau der arabische Bericht bei Gelzer, Die Genesis der 
byzantinischen Themenverfassung S. 114; zweifelhaft ist hier nur der 
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gesunken sind. Der Titel magister militum kommt dem Kom- 
mandanten der turma zu, der Titel dux dem Führer der Tau- 
sendschaft, also dem alten tribunus. Der Titel comes, welcher 
in justinianischer Zeit bei der Tausendschaft Halt gemacht 
hat!) — ein Zustand, der sich noch im Titel drungarocomes 
spiegelt —, ist schon in der Wende des 6. und 7. Jahrhunderts 
um eine Stufe niederer gesunken und wird zur Bezeichnung 
des Kommandanten der banda verwendet. Der Ausdruck 
tribunus ist bei Mauricius auch um einen Grad gesunken, 
bedeutet ebenfalls den Kommandanten des tagma. Viel, 
spüter erscheint aber der tribunus als Titel für den Pente- 
kontarchen, muB also auf den Centarchen schon vorher 
gekommen sein. 

Weiter zeigt sich ein sehr scharfer Gegensatz zwischen 
Fußvolk und Reiterei. Mauricius hält es noch für möglich, 
daB an einem Kampf mehr Fufvolk als Reiterei teilnimmt, 
wenn er auch umgekehrt bloß Reiterschlachten kennt.?) Die 
Taktik des Leo ist ganz auf den Reiterkrieg berechnet und 
die schweren (scutati) und leichten Fußsoldaten sind eine 
Ausnahme.?) In den Gesetzen des 10. Jahrhunderts über 
die unveräußerlichen Soldgüter wird nur an die Flotten- 
mannschaft und an die Reiter gedacht. Damit hängt nun 
zusammen, wenn bei Philotheus der drungarius peditum 
also der alte tribunus (chiliarcha) peditum im 10. Jahrhundert 
erst hinter den centarchi der banda, d. h. der Reiterabtei- 
lungen rangiert. Die vicarii locorum, welche hinter den 
drungari der Fußtruppen folgen, werden dann selbst wieder 
den Fuftruppen angehóren, und es wird damit angedeutet 
sein, daß die Fußtruppen sich eben allmählich in eine Miliz 
verwandeln. Mit dem Herabsinken der Fußtruppen hängt 
vielleicht auch der Rückgang in der Bedeutung der magistri 


contarh genannte Offizier: mir scheint, daß er viel eher dem centarchus 
entspricht (G. G. Anz. 1908 S. 201). 
1) Zweifeln kann man allerdings, ob nicht schon in nov. Iust. 130 
c.l ein comes unter dem tribunus steht. — 3) Für das erste Mauricius 
XII c. 1 (PS. 299 8); für das zweite II. 2 (8. 53); hierher dann auch die 
Gleichheit von σερατιώτης = caballarius (III. 1 S. 78 καβαλλάριος ἤτοι 
creer re) eine Gleichung, welche für ganz Südeuropa so wichtig 
— 5) Tact. IV 855 f. — *) Zachariae R. G. S. 278. — *) ob. 8.244 N. 3. 
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militum und duces zusammen; zunüchst die Generale der 
Legionen, also der FuBarmee, teilen sie das Schicksal der- 
selben, und es treten die neuen στρατηγοὶ über sie.!) 


In Dalmatien wird nun früh ein magister erwühnt; aber 
es ist ganz unsicher, ob er ein magister militum ist.?) Dann 
tritt einmal ein spatharocandidatus auf, also einer aus der 
zweithóchsten Klasse des Z;a94o».) 


Ferner aber sind weithin tribuni bezeugt: was hier die 
dalmatinischen Quellen mitteilen, ist von grundlegender Be- 
deutung für die Auffassung des Amts auch in Italien. 


In Zara stehen an der Spitze der nobiles mehrere tri- 
buni.t) Spalato hat immer nur einen tribunus*) und mehr 
sind auch für Arbe*) und Absari") nicht bezeugt. — Einmal 
wird ein tribunus später prior.) 

Weiter kommt in Betracht, daB in Zara 1091 der tribunus 
Jahr für Jahr aufgestellt und vom Gericht der obsiegenden 
Partei zur Besitzeseinweisung beigegeben wird.) — Damit 
stimmt nun eine andere Erscheinung: in Spalato wird wieder- 
holt in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts von einem 
bucaratus neben dem prioratus geredet.!°)  Wiederholt ist 
der Amtstriger patronymisch bezeichnet, ist deshalb wohl 
ein Slave. In der Mitte des 13. Jahrhunderts kehrt dann 
der buccarius im Stadtrecht von Spalato wieder.!!) Dabei 


!) Mir scheint die Sache bereits bei Malalas angedeutet, wo unter 
dem Höchstkommandierenden ἔξαρχοι stehen und anscheinend darunter 
duces (S. 462 Z. 10—464 7. 9). — *) Raëki 18. 918 Zara vinea, que com- 
paravi de Constantino magistro. — *) Raëki 86. 1076 Zara. — *) Ra&ki 
18. a. E. 918 7 tribuni; 17. a. E. 986 anscheinend 9 tribuni; 20. 995 an- 
scheinend 11 tribuni; 21. 999 nur 1—3 tribuni; 32. 1088 8 tribuni; 38. 
1034 1 tribunus; 35. 1036 8 tribuni; 88 a. E. 1044 1 tribunus; Liubic 
I. 90. 1247 (S. 78) Dominicus de regali consiliator et tribunus. — *) Raëki 
17. 986; 21. 999; 86. 1076. — *) Βαξ 21 a. E. 999. — 7) Ratki 17. a. E. 
986; 21. 1018. — *) Raëki 54. 1067. — *) Ratki 128. 1. 1091: quos nos hoc 
modo difinivimus, in primis anni illius attributo sibi tribuno Trun- 
zanno Maio, Peze filio; partis domus et vinee heredem eam fecimus. 
— 1% Kukulievit II. 127. 1174; 175. 1184; 193. 1188; 202. 1189; 205. 
1189 (hier sehr deutlich von den iudices getrennt); 220. 1192; 298. 1174. 
— 11) Stat. Spal. II. 56 (S. 49) bucharii, qui fuerint dati a curia alicui 
intrandi possessionem pro debito vel proprietate. — Stat. Spal. III. 1 
S. 61. Mitteilung der Besitzesanweisung durch rivarius und bucharius. 
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zeigt sich, daB der bucharius der vornehmste Vollstreckungs- 
beamte ist und weit über dem ebenfalls exequierenden riva- 
rius steht.) Im ursprünglich slavischen Lesina vertritt der 
buearius die Gemeinde beim Eid?), gerade so wie das in 
Italien weithin der preco tut. Weiter hilft dann noch das 
Statut des ebenfalls ursprünglich slavischen Skardona. Hier 
wird mit den neuen iudices auch ein neuer bucharius ge- 
wählt.?) Dieser hat dann die Exekution eines Urteils vor- 
zunehmen, wird aber insoweit mit dem pristaldus und dem 
tribunus gleichgesetzt.* Der pristaldus kommt in den kroa- 
tischen Urkunden schon bis in das 11. Jahrhundert herein 
vor, so zwar, daB er vom Gericht immer für den einzelnen 
Fall zur Besitzeinweisung aufgestellt wird; je nach dem 
Rang des Gerichts ist er selber ein sehr vornehmer Mann.*) 
Da ich der slavischen Dinge leider vollkommen unkundig 
bin, vermag ich das Amt des prestaldus oder bucharius nicht 
weiter zu verfolgen.*) Für den Zweck dieser Untersuchung 


1) Stat. Spal. IV. 106 (S. 182). Das Zuwiderhandeln gegen die 
Besitzeseinweisung durch den bucharius wird fünfmal so hoch ge- 
straft (mit 100 sol) als der Bruch der Besitzeseinweisung durch den 
rivarius. Ist es zufällig, daß hier dieselbe Strafe von 100 sol 
verhängt wird, wie (S. 228 N. 2) bei der Verletzung des von der 
Gemeinde erlassenen Verbots? Für Istrien vgl. S. 296 N. 4. — 
*) Stat. Pharse I. 1 (1831) — 3) Stat. civ. Scard. ο. 86. — 4) Stat. 
civ. Scard. c. 26. De bucariis sive pristaldis et eorum salario: item 
ordinamus, quod tribunus vel prittandus, qui dati fuerint de curia 
intrandi alicui pro debito proprietate in vineam seu in terram, in campo 
extra civitatem in Utus, ut habeat 8 soldos, usque Morna vero 4 soli- 
dos, et ubicunque longius fuerit in districta Scardonensi, tunc secundum 
extimacionem distancie; et si plus fuerit de 20 iugeribus, habeat pro 
quolibet iugere denarios VI, per rationem sive sit bucarius seu pristal- 
dus, de illo cui tenutam dederit. Si vero per placitum vinctus (!) fuerit 
coram curia et bucarius sive pristandus datus fuerit, habeat similiter 
de pristausghia, sicut superius est expressum. — 5) Raëki 68. 1071. 
Kukulievié II. 21. 1111; 65. 1151; 89. 1168; 90. 1164; 140. 1178; 156. 1180; 
163 (fülschlich 164) 1181; 172. 1182; 174. 1184; 178.1185; 200. 1189; 
250. 1198; Lucius historia — di Trau 8.23. 1210. 1216. — *) Eine russi- 
sche Analogie bei Reutz S. 97, der außerdem das Amt auch noch aus 
2 andern mir nicht zugänglichen späteren Statuten (von Brazza und 
Trau) kennt. — Anderes bei Preux la loi du vinodol (revue hist. du 
droit français et étr. XX S. 605), wo ebenfalls der pristaldus als 
Vollstreckungsbeamter angesehen wird, den der Richter von Fall zu 
Fall aus den Vornehmsten wiblt. 
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genügt aber das gesammelte Material: dasselbe ergibt 
wieder, daß der mit dem vornehmen bucharius oder pri- 
staldus gleichgestellte tribunus ein Vollstreckungsbeamter ist. 
Es ist eben in Spalato, wo sich auch eben das Vordringen 
des slavischen Elements verfolgen läBt, an Stelle der latei- 
nischen Bezeichnung tribunus die slavische bucharius ge- 
treten. Nach wie vor fungiert dabei neben dem comes 
(prior) nur ein einziger Vollstreckungsbeamter, und er muß 
ein Vornehmer gewesen sein, weil er neben dem comes als 
Jahresregent erwühnt wird. 

So sind also die tribuni in diesen Rómerstüdten zwar 
Vollstreckungsbeamte, aber nicht die regierenden Richter 
geworden. — Im einzelnen ergeben sich dann freilich Fragen, 
welche mit unsern Quellen nicht sicher zu lósen sind. Warum 
ist vor allem in Zara weit überwiegend eine Mehrzahl von 
tribuni bezeugt, in Spalato nur einer? Vielleicht ist es ein 
bloBer Zufall der Überlieferung. Oder es kann die Erschei- 
nung damit zusammenhängen, daß in Zara der dux, also das 
Oberkommando war und dort ursprünglich eine Mehrzahl von 
Truppen gelegen haben mag. Allein das wahrscheinlichste 
ist ein drittes: gerade die vorletzte Erwühnung in Zara !) 
zeigt, daB auch hier für die Zwangsvollstreckung ein Ein- 
zelner auf ein Jahr als tribunus aufgestellt war; das gleiche 
mag dann auch für Spalato gelten, wo ja spüter wieder ein 
einziger bucharius amtiert. Dann würde eben die Exekution 
bei den tribuni, den Militàrbefehlshabern überhaupt liegen, 
aber es hütte sich daraus ein kommunales Wahlamt ge- 
bildet, das von Jahr zu Jahr übertragen wird. Ähnliches 
geschah anscheinend mit dem venezianischen Tribunat. 

Endlich treten in einer sehr frühen ragusinischen Ur- 
kunde unter den Vornehmen auch zwei vicarii auf. Da 
schon die Zweizahl nicht an die Vertretung, etwa des prior 
denken láBt, so wird man in diesen vicarii Offiziere oder 
wenigstens militärische Würdentrüger sehen müssen. Sie be- 
gegnen ja auch, wie sich bald zeigen wird, in Istrien.?) 


!) ob. 8.246 N. 9. — 1 Kukulievit I. 114. 1023 5. m. domui Lam- 
pridi vicarii, filii domni Bilze .. . s. m. Ioannis vicarii. Allerdings 
wird ein Lampridius als praeses der Stadt genannt. Da aber der 
vicarius Lampridius hinter andern, auch hinter einem sacerdos genannt 
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Die letzte Frage ist, wie sich die dalmatinischen tribuni 
und vicarii genauer in die römische Militárverfassung ein- 
reihen. Das ist nun zunüchst wahrscheinlich, daB sie noch 
den ültern, durch die Strategik des Mauricius belegten Stufen 
angehóren, wo die Befehlshaber der banda (numeri) als tri- 
buni, bezw. vicarii bezeichnet werden. Denn einerseits darf man 
nicht annehmen, daß das dalmatische Recht des 10. und 
11. Jahrhunderts, welches ja stets mit dem ostrómischen Recht 
in Zusammenhang blieb, gar die áltere Bedeutung der tribuni 
als Chiliarchen festgehalten hütte, wührend sie schon bei 
Mauricius aufgegeben ist; auf der andern Seite weiB aber 
das dalmatische Recht sowenig als das venezianische etwas 
von comites bandi. — Dann aber ist zu erwügen, welcher 
Waffengattung diese Offiziere angehörten. Sicher ist nur, 
daß der dalmatische tribunus keinesfalls so nieder stand, 
wie im 10. Jahrhundert die oströmischen Offiziere der 
FuBtruppen; denn wenn ein tribunus unmittelbar zum prior 
aufsteigen kann, der ja die Stellung eines Strategen hat, so 
setzt das eine gewisse Standesgleichheit der beiden Beamten 
voraus; auch mag darauf hingewiesen werden, daß im 10. Jahr- 
hundert tribuni der Fußtruppen zwischen den drungarii der 
Fußtruppen und den vicarii locorum überhaupt nicht mehr 
bezeugt sind. Aber andererseits wäre der Schluß, daß es sich 
notwendig um Tribunen und Vikare von Reitertruppen han- 
delt, doch nicht zwingend. Es kann das Heer auch schon 
zu der Zeit, da es noch wesentlich Fußheer war, in diesen 
westlichen Gebieten eine Art Miliz geworden sein, und gerade 
deshalb mögen die neuen Bezeichnungen für das Reiterheer 
nicht durchgeschlagen haben. Vielleicht kommt dann da- 
neben auch noch eine Beziehung zur Flottenmannschaft in 
Betracht, welche ja zeitweis dem Reiterheer gleichsteht.!) 


wird, so kann er nicht dem regierenden, dem Bischof koordinierten 
praeses Lampridius gleich sein; die Angabe des Vaters soll dann 
gerade den vicarius Lampridius von dem praeses Lampridius unter- 
scheiden. 


!) Vgl. ob. S. 245 N. 2; Gelzer, Entstehung der Themenverfassung 
S.88f Eine Beziehung zur Flotte könnte angedeutet sein in Raëki 
21. 999. Maius tribunus marre insaco. 


950 Ernst Mayer, 


II. Die älteren Quellen kennen nirgends den gewühn- 
lichen italienischen Namen für den Vollstreckungsbeamten: 
gastaldio. Wenn dann doch da und dort in den Quellen 
des 14. und 15. Jahrhunderts dieser Beamte vorkommt!), so 
geht das sicher auf den Einfluß Venedigs zurück, welches 
im Lagunengebiet ebenfalls weithin gastaldiones unterhielt. 

III. In Zara erscheinen in einer sehr frühen Urkunde 
einmal camerarii — eine Bezeichnung, die auf eine Finanz- 
behörde weist; sie besteht anscheinend aus vier Köpfen.?) 
— Weiter wird in offenbar hoher Stellung zu Zara wieder- 
holt ein commerciarius genannt.*) In Ragusa erhebt wüh- 
rend des 13. Jahrhunderts ein commerciarius auf dem dort 
abgehaltenen Markt (commercium) für den Serbenkönig eine 
Abgabe*), wohl von den dort handelnden Serben. Ist es 
nun schon jetzt deutlich, daß auch der commerciarius ein 
Finanzbeamter ist, so wird man darin durch das byzantinische 
Recht bestürkt. Hier wird vom Handel das commercium 
erhoben.) Der κομμερκάριος ist Beamter für ein ganzes 
Séua.*) Das Amt entspricht so vollkommen dem in den 
westlichen Quellen des 6. Jahrhunderts bezeugten siliqua- 
tarius, der auch zur Erhebung der Verkehrssteuer für eine 
ganze Provinz eingesetzt ist.) In Arbe begegnet der com- 
merciarius, jetzt als Lokalbeamter, noch im Statut des 
14. Jahrhunderts, ist aber — ähnlich den Finanzbeamten 
(dem rivarius) in Venedig — hier zum allgemeinen Voll- 
streckungsorgan geworden.?) 


!) Stat. Pharae I. 10; reform. Curzulae c. 8 (S. 75). Für Zara Reutz 
8.85. — 3) Ratki 86. 1016. — 3) Raëki 88. 1044; 70. 1072; 194. 1096 
Slavi comerzarii et fratris eius (die Stelle beweist, daB es sich um eine 
Bescháftigung, nicht um irgend eine Geschlechtsbezeichnung handelt). 
Kukulievië II. 90. 1164. Der hier genannte Pruona commerzarius muß 
aus Zara sein wie der notarius lohannes und wie Chrisogonus iudex 
(Kukulievit II. 96). — *) Liubic I. 84. 85. 89. 1248. — +) Theophanes 
chron. (de Boor) 8.475 Z. 17; 8. 487 Z. 19 xouusoxıov Markt u. Marktabgabe ; 
Novelle des Joannes Zymiskes (Zachariae ius graeco-Romanum III 9.90 f.): 
hier wird (c. 1 c. 2) untersucht, inwieweit die Soldaten von ihren Käufen 
χοµµέρκιον zu zahlen haben. — *) Const. de administ. imp. c. 48 S. 190 
Z. 20 κομµερκιάριον χαλδίας; Χαλδία aber ist nun ein θέμα: c. 45 S. 199 
Z. 18; ο. 50 S. 226 2.10; vgl. Gelzer, Die Genesis der byzantinischen 
Themenverfassung 3. 103. — 7) Cassiodor II. 12, II. 19. — *) Stat. comm. 
Arbensis I. 12, V. 15. 
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Beilage zu $ 4. 
Die Quellen des byzantinischen Militürrechts. 


Als die wesentlichsten Quellen kommen in Betracht die sog. 
Strategik des Mauricius (ed. Scheffer 1664), dann die Taktik des Leo 
(nach der ursprünglichen Ausgabe des Meursius und Lami's Verbesse- 
rungen aus einer andern Handschrift bei Migne patril. gr. 107 col. 
669 f), das taktische Fragment, welches von Köchly im Züricher Index 
lectionum vom 90. Okt. 1854 herausgegeben wurde (danach in Migne patr. 
gr. 107 col. 1095 —1120 abgedruckt), und welches in seinem hier wichtigen 
Kapitel c. 95 sicher keine ülteren Zustünde als die Taktik Leos wieder- 
gibt, endlich die leges militares, welche in verschiedenen Formen ge- 
druckt sind, eine bei Leunclavius iuris Graeco-Romani t. II S. 249 —255, 
die letzte Edition bei Zachariae in Byzantinische Zeitschrift III S. 450 
bis 458. AuBer Betracht kann die tactica Constantini (VIIT) bleiben 
(Krumbacher 8. 258), welcher die tactica Leonis const. 5—11 zu grande 
liegt: denn die militärrechtlich wichtigen const. 4 u. 18 der Leonischen 
Taktik sind hier nicht benutzt. — Zachariae hat nun ebenda S. 437—457 
eine Datierung des Mauricius, des Leo und der leges militares gegeben. 
— Deutlich ist in der Tat die Entstehungszeit des sog. Mauricius. 
Wiewohl nichts für eine Autorschaft des Kaisers Mauricius spricht und 
auch die Notiz einer Handschrift (Forster, Hermes XII S. 456), ἆθθ ein 
anderer unter Kaiser Mauricius geborener Mauricius der Verfasser war, 
von Zachariae nicht ohne Grund angefochten wird (ebenda S. 440), so 
zeigt doch der Inhalt, daß die Schrift nicht vor dem Ende des 6. Jahr- 
hunderts uud nicht nach dem ersten Drittel des 7. Jahrhunderts 
entstanden sein kann; denn es sind die Hauptfeinde im Westen Avaren, 
Franken und Langobarden, im Osten aber kommen die Perser und 
noch nicht die Araber in Betracht. — Anders verhült es sich mit 
der Zeitbestimmung der Taktik und der leges militares. Hier führt 
Zachariae aus, daG die Taktik nicht, wie man bisher annahm, auf 
Leo den Weisen, sondern bereits auf Leo den Isaurier zurückgehe, 
also aus der ersten Hälfte des 8. Jahrhunderts statt aus dem Ende des 
9. oder dem Anfang des 10. Jahrhunderts stamme; die leges militares 
aber gehórten ebenfalls der vormazedonischen Zeit an. Diese Meinung 
ist dann ohne irgendwelche selbstündige Begründung von Schenk in 
Byzantinische Zeitschrift V S. 298 f. angenommen und wird auch bei 
Krumbacher S, 636 f. vorgetragen. So ungern ich nun einer so großen 
Autorität wie Zachariae mich entgegensetze, so muß ich doch Ein- 
spruch erheben: die Beweisführung beruht auf einer Reihe von Irr- 
tümern, die ich nur dadurch zu erklären vermag, daß es sich um die 
letzte Arbeit eines hochbetagten, erblindeten Meisters handelt. Ich 
spreche zunüchst von der Taktik, dann von den leges militares. 

I. Abgesehen von einem Schlu& aus der Persónlichkeit der beiden 
Leo, der aber gegenüber einem oft langweilig moralisierenden Werk, 
wie es die Taktik ist, nicht recht verfängt, stützt sich Zachariae zu- 
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nüchst auf folgenden Grund: die Taktik werde im appendix eclogae 
zitiert, müsse also Alter als dieser Appendix sein; der appendix eclogae 
aber gehöre dem 9. Jahrhundert (vgl. auch Zachariae ‘4véxdora S. 176) 
— d.h. offenbar genauer der Zeit vor den Basiliken — an, weil er 
aus Digesten und Kodex ,Bearbeitungen" gebraucht habe, welche in 
den Basiliken und deren Scholiasten nicht mitgeteilt sind. Allein hier 
spielen zwei Irrtümer. 

In der Tat trifft es nicht zu, daß die Masse jener wechselnden 
Zusätze zur ecloge, welche man unter dem Titel appendix zusanımen- 
zufassen pflegt, aus einem Material stammt, welches vor den Basiliken 
liegt: nur 1, 6—8, 11, 12, 21, 22, 46, 51—54 c. 1 begegnen nicht in den 
uns vorliegenden, bekanntlich aber selber sehr lückenhaften Texten 
jenes großen Rechtsbuchs. Andererseits ist es auch gar nicht richtig, 
daß die Taktik des Leo allemal in diesem appendix zitiert wird: die 
Texte allerdings, welche Zachariae in seinen Av&xdora S. 184 f. heraus- 
gegeben hat, haben (S. 191) das Zitat: περὶ στρατιωτικῶν ἐπιειμίων ἐκ 
τοῦ ῥούφου xci τῶν τακτικῶν». Allein sie sind sämtlich junge Texte: 
der von Zachariae zu grunde gelegte Pariens. 1384 gehórt etwa dem 
Jahr 1166 (Zachariae ὁ πρόχειρος vouos S. CXCV) an. Der Cod. Bod- 
leianus 715 aber, der von Zachariae früher (ó πρόχειρος νόμος S. 323) 
dem Anfang des 11. Jahrhunderts, jetzt — offenbar wegen der 901 
endigenden Patriarchenliste (Zachariae ὁ πρόχειρος vouos S. 825) — 
dem Jahr 903 zugeschrieben wird (Byzantinische Zeitschrift III S. 488) 
und welcher die kürzeste Form des allmühlich anschwellenden appendix 
gibt (nur 10, 12, 18, 19, 37 des Textes in AÆyéxdora S. 327 finden sich 
bereits in Bodl. 715), zitiert nicht die Taktik. Vielmehr kehrt hier der 
militürstrafrechtliche Stoff in einer ganz andern Form wieder (Zachariae 
d πρόχειρος vouos S. 327); derselbe wird in zwei Kapiteln vorgetragen: 
χεφάλαια τῶν στρατιωτικών ἐπιτιμίων βιβλίου τῶν Φιγέστων tì τς (d. h. 
tit. 16 de re militari D. 49) und περὶ στρατιωτικών ἐπιτιμίω». Die 
dürftigen Angaben bei Zachariae lassen den Bestand nicht vollstündig 
übersehen, aber das ist klar, daß es sich um zwei Fassungen derselben 
Sammlung, eine lüngere und eine kürzere, handelt: die beiden mitge- 
teillen Anfünge des ersten Kapitels kehren in dem zweiten Kapitel 
wieder. Weiter zeigt sich, daß trotz der Überschrift nicht eine bloße 
Wiedergabe von D. 49.16 vorliegt; denn hier fehlt gerade jede Stelle, 
welche dem περὶ σερατιώτου κλέπτοντος der beiden Fassungen unserer 
Sammlung entspricht. Endlich aber muß diese Sammlung mindestens 
sehr nahe Verwandtschaft mit demjenigen Teil der leges militares 
gehabt haben, welcher, wie unten zu erweisen ist, nicht aus der Stra- 
tegik, bzw. Taktik genommen ist: 8 1 der beiden Fassungen entspricht 
8 25 der leges militares in der Fassung Zachariaes; $ 19 der ersten 
Fassung, 8 54 der zweiten Fassung entspricht 88 27. 29 der leges mili- 
tares bei Zachariae und dazu noch $ 8 bei Leunclavius. — So kennt 
also anscheinend diese früheste Handschrift das Zitat der Taktik gerade 
noch nicht, und das Verhültnis der Taktik zu den Texten des appen- 
dix ecloge führt also eher umgekehrt darauf, die Taktik der Zeit 
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nach 908 zuzuschreiben, wenn ich auch auf so unsichere Beweis- 
mittel wenig Wert lege. 

Jedenfalls füllt aber mit diesem Textbestand auch das weitere 
Argument Zachariäs, daß der Schreiber von Bodl. 715 die raxrixa als 
βασιλικά τακτικὰ hütte bezeichnen müssen, wenn sie erst unter Leo dem 
Weisen zustande gekommen würe: denn Bodl. 715 zitiert die Taktik 
gar nicht, sondern dies tun erst die viel späteren Texte des Appendix. 

Gar kein Argument für die Entstehung in vormazedonischer Zeit ist 
es, daß die Taktik das Militärrecht, welches die Basilika enthält, nicht 
berücksichtigt; denn der Stoff der Basiliken lag ja auch schon in den 
justinianischen Quellen vor und doch denkt natürlich niemand daran, 
die Taktik des Leo als etwas vorjustinianisches anzusehen. Die Taktik 
hat eben ganz andere Ziele als juristische und was sie juristisches 
bietet, ist nur ein ganz kleiner Teil des ganzen Werkes, der wort- 
wörtlich aus der auch sonst benutzten Strategik des Mauricius I. ο. 6—8 
herübergenommen ist. Die Strategik macht dann auch die Bedeutung 
dieser Stellen vollkommen klar; nach den Überschriften und Ein- 
leitungen wird mitgeteilt das, was die Soldaten in ihrem Fahneneid 
beschwören müssen (Mauricius I. 6), was die Offiziere im Fahneneid 
beschworen (I. c. 7), endlich was als Kriegsartikel verlesen wird (I. c. 8). 
Es ist sehr natürlich, daß diese Stücke und gerade nur sie in die 
Taktik aufgenommen wurden, freilich so, daß die Überschrift weg- 
gelassen wurde; dadurch entstehen dann, weil dieselben Bestimmungen 
im Fahneneid für die Soldaten und Offiziere wiederkehren, ein paar 
Doubletten (Takt. VIII $ 10 und 8 14, $ 6 mit 8 16), die man beileibe 
nicht auf verschiedene Textformen zurückführen darf. 

Zachariäs viertes Argument ist, daß am Ende der Vorrede zur 
Taktik noch von einem anderen ἐγχειρίδιος gesprochen werde, den 
der Kaiser über juristische Materien schon früher publiziert habe; 
damit aber sei die isaurische ecloge gemeint. Das ist aber ein Irrtum. 
Der Kaiser spricht in der Vorrede nicht von einem ἐγχειρίδιος, sondern 
von einem πρόχειρος: zuerst heißt es ταῦτα-πρόχειρο» τάξιν vóuorv παρα” 
διδόαµεν, später: ὥσπερ οὖν ἄλλον τινὰ πρόχειρον νόμο» ὑμῖν, dc 
εἴρηται, στρατηγικὸν τὴν παροῦσαν πραγματεία» ὑπαγορεύοντες. Also 
der Kaiser bezeichnet die Taktik als ein anderes πρόχειρος »όμος. 
Dann aber ist ein deutlicher Gegensatz zu dem πρόχειρος νόμος von 
879 gegeben. 

Zu demselben positiven Resultat aber führt es, daß ein paarmal 
als der Vater des Kaisers Leo, welcher die Taktik verfaßte, der Kaiser 
Basilius genannt ist (tact. const. IX 8 13, XVIII $ 101), und daß 
wiederholt ein bedeutender Strateg Nicephorus erwühnt wird, welcher 
zu Zeiten des Verfassers gegen die Araber und in Stiditalien (Lango- 
bardia) kämpfte (tact. const. XI $25, XV $ 38, XVII $ 83): dieser aber 
kann niemand anders sein, als der berübmte Strateg Nicephorus Phokas 
unter Basilius und Leo dem Weisen (Gregorii Monachi chron. ed. de 
Muralt S. 757 N.; vita Basilii c. 71; vita Leonis ο. 10; dazu Ram- 
baud l'empire grec au Xe siècle S. 87 und vor allem Hirsch in 
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Gôtt. G. A. 1878. S.496 f£); einige andere Ereignisse, welche in den 
Anfang des 10. Jahrhunderts fallen, bei Förster in Hermes XII S. 428 
Ν. 2. — So ist es durchaus sicher, daß die tactica der älteren Meinung 
gemäß ein Werk Leo des Weisen war; wahrscheinlich entstand es 
nach 908, d.h. nach dem cod. Bodl. 715. 


II. Etwas anders verhült es sich mit den leges militares. — 
Zachariae behauptet, sie müßten der vormazedonischen Zeit ent- 
stammen, weil sie Stellen aus Digesten und Kodex verwenden, welche 
nicht in den Basiliken aufgenommen seien. Diese Behauptung ist nun 
durchaus nicht zutreffend, wie sich freilich im ganzen aus einer 
Synopsis der Basiliken ergibt, welche erst nach dem Tode Zachariaes 
von Ferrini und Mercati herausgegeben wurde (Basilicorum libri LX 
vol. VII. 1897). In Betracht kommt aus den Basiliken Buch LVII. Das 
57. Buch aber, wie die ganze Masse von 53—59 ist in keiner Hand- 
schrift erhalten, sondern lediglich aus spüteren Auszügen eingefügt 
(Basil. libri LX t. VI S. 188. 189 £, auch S. 182); die neu edierte Syn- 
opsis nun aber zeigt, daß in Buch LVII t. 1 viel mehr stand, als die 
bisherigen Restitutionen angenommen haben. Von dem Teil der leges 
militares (ed. Zachariae), welcher auf justinianisches Recht zurückgeht, 
findet sich danach die Masse auch in den Basiliken und zwar einiges 
schon in der bisher bekannten Basilikenform: 8 18 leg. m. = Basil.LVII 
1.9; 8 22 — Basil. XIX 1.84 (wenn dieser $ 22 wirklich = C. J. IV. 41.2); 
8 23 leg. m. = Basil. LX. 36.3; 8 40 = Basil. LX. 35. 14; $ 41 = Basil. 
LX. 37. 13; in der neuen Synopsis aber stehen: $ 20 leg. m. = S. 134; 
$24 = 8.185; 8258 — 8.184; 825b — S. 194 u. 185; $ 26 = S. 135; 
8 28 = 8.188; 830 = 8.184; $ 37 — 8.184; 888 — 8.185; 8 29 (= CJ. 
XII. 35. 15 pr. kann sehr wohl in der Synopsis LVII t. 3 gestanden 
haben; denn hier ist ein Blatt ausgefallen. 8 81 leg. m. hat mit 0.6. 
IX. 8.6 wohl so wenig zu tun, als 8 39 leg. m. mit D. 48, 8. 12 pr. Von 
den Stellen der leges militares also, die aus justinianischem Recht 
stammen, finden sich nur 88 21. 32. 36 nicht in der neuen Basilika syn- 
opsis, und auch von diesen Stücken kann man nicht mit irgendwelcher 
Sicherheit behaupten, daB sie deshalb nicht in den Basiliken gestanden 
haben. Denn wie der Vergleich mit den bisherigen Auszügen erweist, 
ist auch diese Synopsis nicht vollständig. — 


Neben diesen Stellen aus den großen Rechtsbüchern enthalten 
die leges militares aber auch die beiden Fahneneide und die Kriegs- 
artikel, wie sie bei Mauricius und bei Leo stehen. Die Kapitelunter- 
scheidung des Mauricius ist in den leges wie bei Leo aufgegeben, 
dafür ist dann aber im Gegensatz zu Leo von den dadurch entstehenden 
Doubletten (tact. VIII 8 10 mit 814, 66 mit $ 16) das eine Glied 
ausgelassen und ebenso die einleitenden und verbindenden Partien des 
Mauricius in der Taktik (tact. VIII $ 1, 812, 817 —819, 827), welche 
keine Normen enthalten. Nur Takt. VIII $ 26, der auch bei Mauricius 
fehlt, mangelt in den leges militares gleichfalls (Zacharià in Byzant. 
Zeitschrift III S. 447, S. 454). — 
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Der Stoff der leges militares, der nicht in Strategik und Taktik 
wieder vorkommt, füllt, wie unter I. bemerkt worden ist, offenbar zu- 
sammen mit der Kompilation über Militürstrafrecht, welche der Bodl. 715 
in zwei Fassungen, einer lüngeren und einer ktirzeren, mitteilt. So 
kann man deutlich die Elemente erkennen, aus denen sich die leges 
zusammensetzen. Wenn man nun bedenkt, daß die leges militares 
in den meisten Texten als ἐκ τοῦ ῥόφου καὶ τῶν τακτικών überschrieben 
werden (Zachariä a. a. O. III. S. 450, 455; Leunclavius [Π. S. 249] hat 
überhaupt nur ἐκ τοῦ ῥόφου), so ist man nach meiner Meinung fast 
gezwungen, diesen Rufus als Verfasser der in Bodleianus 715 überlieferten 
Sammlung des Militärstrafrechts zu betrachten und nicht allenfalls 
als Autor der s. g. Strategik des Mauricius, wie dies Zachariä S. 455 
tut Denn nicht nur hat man handschriftlich gar keinen Anhalt dafür, 
daß die Strategik irgend einem Rufus zugehürt, sondern vor allem ist 
doch das Militürstrafrecht des Mauricius ganz gleichlautend mit dem 
der Taktik, jene besprochene Überschrift aber mu8 doch wahrechein- 
lich so gefaßt werden, daB die Teile, welche nicht in der Taktik 
stehen, aus dem Rufus genommen sind. 

So läßt sich also mit Zachariä nicht beweisen, daß die leges 
milit. vor den Basiliken entstanden sind. Aber ebensowenig kann 
man erweisen, da8 ihr Material — der Rufus m. E. —, soweit es nicht 
den Fahneneiden und Kriegsartikeln entlehnt ist, gerade erst auf den 
Basiliken beruhen müßte. Dasselbe kann natürlich gerade so gut un- 
mittelbar aus der justinianischen Kompilation gesammelt sein. Die 
Art aber, wie Fahneneid und Kriegsartikel aufgenommen sind, spricht 
einesteils gemäß der äußeren Behandlung des Stoffes (Weglassung der 
Überschriften und deshalb Beseitigung der Doubletten) dafür, da8 dem 
Kompilator die Taktik schon vorlag und für das gleiche spricht das 
zeitliche Auftreten der leges militares in den Handschriften. Anderer- 
seits spricht 8 1 leges mil, welcher den tribunus nennt, dafür, daß 
der Fahneneid in der Form von Mauricius I. c. 6 benutzt wurde und 
Takt. VIII $ 26 fehlt in den leges militares, genau so wie in der Stra- 
tegik. — So entscheide ich mich in Bezug auf die Entstehungszeit der 
leges militares nicht. 


II. Istrien.!) 
8 5. Istrien unter den Byzantinern und sein 
Übergang an die Franken. 


I. Istrien war bis etwa 751 byzantinisch. Es stand 
unter einem eigenen magister militum, der übrigens keine 


! Die Grundlage bildet Kandlers Codice diplomatico Istriano; 
da derselbe eine fortlaufende Reihe fliegender Blütter für je eine Ur- 
kunde darstellt, und zwar wohl das einzelne Blatt, wenn es groBen Um- 
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nachweisbaren Beziehungen zu Venetien und dessen duces 
hatte.!) 


fang hat, paginiert ist, aber nicht das Werk im ganzen, so bleibt 
nichts übrig, als die Urkunden nach dem Datum zu zitieren; wo eine 
Urkunde im folgenden nur nach dem Datum zitiert ist, 
meine ich die Ausgabe bei Kandler. Dabei ist zu bemerken, 
daB das Münchener Exemplar, welches ich benutze, offenbar da und dort 
Lücken hat, welche ich wegen des Mangels der Seitenzahl nicht recht 
kontrollieren kann. — In der Literatur bildet die Grundlage das vor- 
zügliche Buch B. Benussis: nel medio evo, pagine di storia istriana 
1897 (Sonderabdruck aus den atti e memorie della società Istriana 
di archeologia), ohne welches die folgenden Studien unmöglich 
gewesen würen; dann auch de Franceschi L'istria; note storiche 1879. 


! Man hat die in Gregor. registr. IX. 154, 155 erwühnte, dem 
magister militum für Istrien [Gregor IX. 160; auch die Fälschung von 
angeblich 543, das sog. privilegium Eufratianum für Parenzo ($ 8), 
das soweit irgendwie eine echte Vorlage benutzt haben muB, spricht 
von einem magister militum] unterstellte insula Capritana auf Caorle 
im Venezianischen bezogen: so die bei Diehl, études sur l'administra- 
tion byzantine dans l'exarchat de Ravenna S. 48 N. 5 genannten, 
Benussi &. 8. O. S. 69 und Hartmann in seiner Geschichte Italiens II. 2 
S. 105, 119. Diehl a. a. O. hat das abgelehnt, und die Capritana insula 
mit dem istrischen Isola gleichgesetzt, das ebenfalls genannte castellum 
novum (Gregor. registr. IX. 155) mit Cittànova. Letzterer Ort, der ja in 
der Tat Bischofssitz ist, ist von Diehl richtig gedeutet und dasselbe gilt 
für das bei Capodistria liegende (S. 277) Isola; denn Caprae ist der Name 
von Capodistria oder Iustinopolis, wie schon Hegel, Geschichte der Städte- 
verfassung von Italien I (8. 238 N. 2) erkannte: die 933 genannten Ver- 
treter von Caprae begegnen schon 982 als Vertreter von Iustinopolis 
(Kandler zu 933; dann zur Urkunde von 1074); 976; Minotto, acta et 
diplomata e tabulario Veneto I. 1 S. 1. 1030 hominibus Iustinopolis, 
que alio nomine Capras vocatur. Das Bistum, das spüter mit Capo- 
distria verbunden war, gehürte also nach Gregor IX. 155 zuerst zur Isola 
von Capodistria. — Gar nichts beweist es, daß Paulus Diaconus 1I. 14 sagt : 
Venetiae etiam Histria connectitur et utraeque pro una provincia haben- 
tur, worauf Cohn, die Stellung der byzantinischen Statthalter in Ober- 
und Mittelitalien S. 18 und nach ihm Lentz, das Verhältnis Venedigs zu 
Byzanz S. 2 Gewicht legt; denn gemeint ist damit das Venetien der römi- 
schen Zeit (vgl. Mommsen in N. Archiv V S. 84 f.), dessen Umfang Paulus 
auch in den vorausgehenden Sätzen im Präsens schildert; in der römi- 
schen Zeit — schon nicht mehr in der ostgotischen (Cohn a. a. O. S. 11) — 
gehört Istrien in der Tat zu Venedig. Daß aber das Madrider Provinz- 
verzeichnis (8.8. rer. Langobardicarum S. 188 {) nur Venetien erwähnt, 
bedeutet (anders Cohn S. 18) gar nichts, weil das Verzeichnis nur ein 
schlechtes Exzerpt aus Paulus ist (Mommsen in N. Archiv V 8. 89). 
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Noch lange über die bysantinische Zeit hingus kann 
man aus der Appellation!), welche in weltlichen Streitig- 
keiten von dem Gericht der alten römischen Hauptstadt?) 
Istriens Pola an den Erzbischof von Ravenna ging, er- 
kennen, daß Istrien in letzter Instanz unter dem Exarchen 
stand, wie umgekehrt, daß die Gewalt des Exarchen auf 
den Erzbischof von Ravenna übergegengen ist; denn der Ers- 
bischof von Ravenna hatte in Istrien weder kirchliche?) noch 
Territorialgewalt, wenn er auch einige Grundherrscheften 
dort besaß, und so läßt sich jene eigentümliche Überordnung 
über Pola nicht anders erklüren, als aus der überkommenen 
Gewalt des Exarchen.*) 751 wird Istrien von den Lango- 


1) Die Belege in Atti e memorie della società Istriana di archeo- 
logia IV: 1218 (S. 5) der Erzbischof von Ravenna überträgt einem 
Vornehmen die Besitzungen der ravennatischen Kirche in Pola zur 
Emphyteuse; aber exceptis appellationibus, quas nobis et ecclesie 
nostre reservamus. S. 7 1920 Vindikation einer Unfreien, wobei ein 
Laie beklagt ist; vom Urteil der consules von Pola wird an den 
Erzbischof von Ravenna appelliert. S. 254. 1228, 8. 10 1225: vom Ur- 
teil der consules von Pola in einem Immobiliarstreit, wo ein Laie 
Beklagter ist, an den Erzbischof von Ravenna appelliert. S, 255 
(1228—1249) consules von Pola erklüren eine Quittung, welche der in 
Anspruch genommene Erbe des Schuldners vorbringt, für falsch; nun 
Appellation nach Ravenna; S. 258. 1230 Appellation dorthin von einer 
Entscheidung, welche der potestas von Pola gefällt hat. S. 262. 1936 
consules entscheiden einen Zehntstreit zwischen Laien eine Appellation. 
S. 264 Z. 1289 in einem Testamentsstreit Appellation von Entscheidung 
der consules. Noch am 28. Mai 1831 (cod. Istrianus) stand im statutum 
von Pola eine Bestimmung über die Appellation an den Bischof von 
Ravenna: nun quod statutum Pole, ubi loquitur de appellationibus 
faciendis ad archiepiscopum vel curiam archiepiscopi debeat de presenti 
revocari. Dazu Benussi S. 185, S. 704; dann schon Kandler zu 1. Sep- 
tember 1289. — *) Über Pola als Hauptstadt in der Römerzeit Benussi 
S. 258; ebenso wird im Anfang des 9, Jahrh. Pola als caput Istriae Ὦθ- 
zeichnet: Mansi XIV. col. 496. 827. — 3) Kirchlich ressortiert Istrien 
bis 827 unter Grado, was übrigens auch als eine Abhüngigkeit von 
den Griechen empfunden wird, dann unter Aquileja: Mansi XIV. col. 496 
und dazu Mühlbacher n. 814, Benussi S. 202. — *) Vgl. Benussi, S. 185. 
— Cod. Karolinus 51. 774 beweist, daß der Ersbisehof von Ravenna die 
weltliche Herrschaft in der Pentapolis an sich nahm (Duchesne, les 
premiers temps de l'état pontifical 8. 75). Daß er aber dabei gerade 
die Gewalt des Exarchen beanspruchte, ergibt sich aus seiner späteren 
Appellationsgenchtebarkeit über Pola; es kann sich nicht lediglich (so 
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barden erobert!); der Einfluß der Langobarden ist nun daran 
zu erkennen, daB sie versuchen, die istrischen Kirchen von 
der Erzdiózese Grado abzulósen und dem Erzbistum Aqui- 
leja zu unterstellen, das ja schon so lange von ihnen gegen 
den kirchlichen Einfluß der Byzantiner ausgespielt wurde. 
Zum endgiltigen Sieg ist diese Politik freilich erst 827 ge- 
langt, nachdem die Franken, ihrerseits im Kampf mit 
Venedig, sie übernommen haben?) Hier ist es nun aber 
von Bedeutung, da8 in der Zeit der Langobardenherrschaft 
sich gerade der Bischof von Pola auf die Seite von 
Aquileja und damit der Langobarden stellte.?)) Denn mag 
auch leichtlich die langobardische Eroberung nicht ganz 
Istrien ergriffen haben — wir wissen ja fast nichts von 
ihr —, so muf sie doch gerade in Pola gewirkt haben, 
welches sich so deutlich von dem griechischen Patriarchen 
von Grado abwendet. Dann kann man aber umgekehrt er- 
kennen, wie wenig die langobardische Eroberung wenigstens 
des 8. Jahrhunderts in die inneren Verhältnisse der rómi- 
schen Gebiete eingriff; denn sie beläßt die schon berührte 
Unterordnung unter den Exarchen, dessen Gewalt spüter 
auf Ravenna überging. Man wird dann natürlich im allge- 
meinen miBtrauisch gegen die herrschende Annahme, wonach 
die Langobarden die ganze Grundlage der rómischen Pro- 
vinzial- und Munizipalverfassung umgestoßen haben. — 


Ficker, Forschungen $ 339) um einen allmählichen Erwerb der einzelnen 
Landschaften des Exarchats handeln. — in der Nachricht über die 
pipinische Schenkung steht Istrien und Venetien unmittelbar neben dem 
Exarchat (lib. pontif. vita Hadriani c. 49) und in einer spüteren Fassung 
der Nachricht (chron. Casin. I. 9. S. S. VII S. 586 Z. 2) werden die beiden 
Provinzen direkt als Zubehör des Exarchate bezeichnet. Bs könnte 
das auf nachweisliche Verbindung Istriens mit dem Exarchat zurück- 
gehen und für die Beurteilung der vielbesprochenen Nachricht von 
Bedeutung sein. — Der gleiche Gedanke klingt vielleicht durch, wenn 
in dem gefülschten decretum de investituris (Weiland I. 446 8 2) von 
einem exarchatus Ravennae und einem exarchatus Istriae geredet wird. 

1) S.S. IIL 8. 472 Z. 1 simulque Comiaculum atque Ferrarium 
seu et Istriam pugnando obtinuit; dazu Benussi S. 28. — *) Das 
Genauere bei Benussi S. 956, S. 201; dann Mühlbacher n. 814; 
Harnack, Die Beziehungen des frünkisch-italischen zum byzantini- 
schen Reiche S.10, S. 45. — 3) Mansi XIV. col. 498—498: Concil. 
Mantuanum von 827 und dazu Benussi 8. 95. 
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Mit der Unterwerfung Italiens durch die Franken ist 
aber Istrien, wo die griechischen Einflüsse gewiB nie voll- 
stándig verschwanden!), wieder byzantinisch geworden: erst 
791 steht das Land wieder unter einem frünkischen dux?): 
die Erwerbung durch Karl den Grofen mag etwa um 788 
liegen.*) Die Istrier, welche ja kirchlich zunächst noch von 
den Byzantinern abhüngig waren und sich als verwandt mit 
den ostrómisch gebliebenen Venezianern und Dalmatinern 
betrachteten*), empfanden die fränkische Herrschaft bald 
als eine Last, und dieser Reibung zwischen Franken und 
Einheimischen entspringt jenes eigenartige placitum von 
Risano aus dem Jahr 804, das mit einer ganz ungewóhn- 
lichen Ausführlichkeit die Verhältnisse in der griechischen 
Zeit und die Veründerungen durch die fränkische Verwal- 
tung schildert.5) Es ist die wertvollste Urkunde der italieni- 
schen Verfassungsgeschichte bis in das 11. Jahrhundert und 
einer der eingreifendsten Berichte auch über die frünkische 
Verwaltung überhaupt. Daf nach dieser Urkunde die Be- 
schwerden der Istrier im wesentlichen befriedigt werden, 
hängt offenbar damit zusammen, daß in diesen Jahren die 
Venezianer und Dalmatiner sich gleichfalls dem frünkischen 
Reich zuneigten und alles darauf ankam, sich die gute 
Stimmung dieser noch eben byzantinischen Gebiete zu er- 
halten; denn man war ja im Kriege mit Byzanz. 


II. An der Spitze Istriens stand auch nach dieser Ur- 
kunde in der letzten byzantinischen Zeit ein magister mili- 
tum, sodaß sich soweit die Verhältnisse gegen vor 751 nicht 


1) Vgl. das von Benussi 8.96 über Capodistria Bemerkte. — 
3) 791. Dazu Mühlbacher 306. — 3) Benussi S. 117f. — ϐ Für das 
erste Konzil von Mantua von 827 bei Mansi XIV. col. 496 und dazu 
Benussi S. 202. — Für das zweite placitum von Risano von 804 
cap. II et irrident nostros parentes et quicumque convicini nostri 
Venetiae et Dalmatiae, etiam Graeci sub cuius antea fuimus potestate. 
— 5) Schon Hegel, Geschichte der Städteverfassung in Italien I, 
S. 294f. hat die Urkunde verwendet, aber ohne tiefer zu gehen. 
Kandler in seinem Codice diplomatico hat sie mit einem sehr lehr- 
reichen Kommentar abgedruckt; ein teilweiser Abdruck auch bei 
Waitz V. G. HI S. 488f.; das Zutreffendste findet sich bei Hartmann, 
Untersuchungen zur Geschichte der byzantinischen Verwaltung in 
Italien S. 61f.; dann bei Benussi S. 38 ff. 
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geändert haben. Ganz deutlich untersteht diesem Beamten 
auch die Finaurverwaltung!), in welche allerdings auch die 
von der Zentralverwaltung enteandten Delegaten, offenbar 
den palatini entsprechende?) Delegaten, eingreifen.) Aber 
man kann weiter erkennen, daß überhaupt für die ganze 
Zivilverwaltung kein besonderer Beamter neben dem magister 
militum vorhanden ist.*) Es ist eben Istrien zum Séua ge- 
worden, und wenn spüter Konstantin die Bezeichnung wirk- 
lieh gebraucht"), so kann das môglicherweise auf diese 
vorfränkischen Verhältnisse zurückgehen. — Der magister 


1) ista omnia ad suum opus habet dux noster loannes, quod 
numquam habuit magister militum Graecorum, sed semper ille 
tribunos dispensabat ad missos imperiales et ad legatarios euntes 
et redeuntes. — Die Ablieferung der ordentlichen Gefälle durch 
den magister militum ist dann auch in folgendem bezeugt: capi- 
tulo unde nos interrogavistis de iustitiis Dominorum nostrorum, 
quas Graeci ad suas tenuerunt manus usque ad illum diem, quo 
ad manus Dominorum nostrorum pervenimus, ut scimus. dicimus veri- 
tatem. De civitate Polensi solidi mancosi sexaginta et sex; de 
Ruvingio solidi mancosi quadraginta; de Parentio mancosos sexaginta 
sex; numerus Tergestinus mancosos sexaginta; de Albona mancosos 
triginta; Pinguento mancosos viginti; de Pedena mancosos viginti; 
de Montona mancosos triginta. Cancellarius civitatis novae mancosos 
duodecim, qui faciunt in simul mancosos 844. Isti solidi tempore 
Graecorum in Palatio eos portabat. Postquam loannes devenit in 
Ducatu, ad suum opus istos solidos habuit et non dixit pro iustitia 
palatii fuisse. Das portabat muß sich auf den Vorgänger des Ioannes, 
also auf den magister militum beziehen. — 3 Nov. Iustin. 30. 6, 
ed. lustiniani 13. 20. Anderwärts werden sie auch als canonicarü 
bezeichnet (meine Bemerkung in G. G. A. 1908 S. 200). — 35) Tem- 
pore Graecorum colligebamus semel in anno, si necesse erat, 
propter missos imperiales: de centum capita ovium, q. habebat unum, 
modo &utem q. ultimum tres habet, unum exinde tollit, et nescimus 
intueri per annum sul actores exinde prendunt.  Hieran schließt 
die Stelle in N. 4 8. 259. — *) Das folgt aus der wichtigen Stelle: 
et qui volebat meliorem honorem habere de tribuno, ambulabat ad 
unperium, quod ordinabat illum Ypato. Tunc ille, qui imperialis erat 
Ypatus in omni loco secundum illum magistrum militum procedebat. 
So ist zwischen tribunus, dem titularen consul und dem magister 
militum kein Raum für einen weiteren Beamten; hütte noch ein rector 
provinciae daneben existiert, so müßte er hier genannt worden sein. 
— 5) Constantin de adm. imp. 30 (S. 146 Z. 12); auf Konstantins Zeit 
selber paßt das natürlich nicht, da ja Istrien längst frünkisch ist. 
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militum hat noch einen hóheren Rang als der, welcher im 
10. Jahrhundert dem σερατηλάτης zukommt!); er steht noch 
über den consules (v?zrarot) und nicht unter denselben.?) 
Bezeichnend ist es dann weiter für sein Amt, daB die istri- 
schen Städte im 8. Jahrhundert noch immer an die Zentral- 
verwaltung ihre Abgaben leisten?), also behält der magister 
militum nicht alle Abgaben, wie dies im 10. Jahrhundert 
für die Strategen des Westens nicht weniger üblich ist*) als 
für die fränkischen duces." Gerade deshalb entsendet die 
Zentralgewalt ihre Gesandten, die palatini, um diese Steuern 
einguheben. — Ist insoweit der istrische Provinzialvorstand 
noch abhüngiger als spüter der Strateg von Dalmatien, so 
gleicht er ihm insofern, als auch er von den Provinzialen 
gewählt wird.) Eine bestimmte Beziehung zu einer ein- 
zelnen Stadt, Pola etwa, ähnlich dem, daß in Dalmatien der 
Strateg gerade der prior von Zara, und der dux von Venedig 
das Oberhaupt einer der Lagunenstüdte ist, läßt sich aber 
nicht erkennen. 


III. Unter dem Provinzialverband, welcher mit dem 
magister militum zusammenhängt, folgen sofort die einzelnen 
civitates und castella. Es ist von entscheidender Bedeutung, 
daB genau wie ein Jahrhundert spáter in Dalmatien, so schon 
jetzt auch in Istrien der gesamte Steuerbetrag der Provins, 
der übrigens nicht halb so hoch ist wie der dalmatische, von 
den größeren Gemeinden abgeliefert wird." Die Städte 
bestimmen ihrerseits über die Steuerrepartierung und ver- 
zichten dabei gelegentlich auf die Steuererhebung einzelnen 
Pflichtigen gegenüber.®) Für die außerordentlichen Steuern, 


1) Oben 8. 221 N.3, S. 248. — 3) S. 260 N. 4. — °) Oben S. 260 
Ν. 1. —*) 8. 215 N.8, 8.216 N. 1. — 5) Meine V.G. II 8. 808£. — 
*) 815 (bei Kandler): jedenfalls aus der Zeit Ludwigs des Frommen 
(Sickel acta II S. 804): Ludovicus d. o. cl. imperator Augustus Fortunato 
venerabili Patriarchae, itemque omnibus episcopis abbatibusque, tribunis 
seu reliquis fidelibus nostris Istriae Provinciae commorantibus, a maiore 
usque ad minorem. Sicut enim a primordio vobis concessimus, ita et denuo 
per sacram auctoritatem nostram confirmare decrevimus — ut unicuique 
secundum ordinem et honorem dignitatis et legem antiquam, ut si 
aliquis vestrum ex hac luce discesserit inter vos rectorem et guberna- 
torem et patriarcham, episcopos, abbates seu tribunos, et reliquos ordi- 
nes, licentiam habeatis eligendi. — ?) Die Stelle in N. 1 S. 260. — *) Et 


262 Ernst Mayer, 


die an die palatini abgeführt wurden, steht dabei der Ver- 
teilungsmaßstab zwischen Kirche und den Laien ein für alle- 
mal fest!), und gewi8 mag auch sonst die steuerrechtliche 
Autonomie der Gemeinde noch beschränkt gewesen sein. 
Aber immerhin ist, wie sich gezeigt hat, doch eine solche 
Autonomie vorhanden. "Vor allem zeigt das Bisherige, daB 
im Anfang des 9. Jahrhunderts ganz Istrien aus dem Gebiet 
. einiger grôBerer Städte besteht, wie die Stadtbezirke in der 
Römerzeit die unmittelbaren Unterabteilungen der ganzen 
Provinz bilden. 


Deshalb sind es im Placitum die Vertreter der einzelnen 
Stádte, welche das Weistum über die istrische Provinzial- 
verfassung abgeben.?) — Diese Vertreter heiBen — schon in 
byzantinischer Zeit — iudices. In Pola zeigt sich, daB es 
hier mehrere iudices gibt und einer davon primas heißt.?) 
Der Name erinnert sehr genau an den dalmatinischen prior 
oder princeps, welcher auch das vornehmste Mitglied des 
Richterkollegs ist.) — 


ipsi (die istrischen Vertreter) dederunt nobis breve per singulas civi- 
tates vel castella, quos tempore Constantini seu Basilii magistri militum 
fecerunt, continentes, quod a parte ecclesiarum non haberent adjutorium 
nec suas consuetudines, Fortunatus patriarcha dedit responsum dicens: 
ego nescio, si super me aliquid dicere vultis: verumtamen vos scitis 
omnes consuetudines, quas a vestris partibus sancta ecclesia mea ab 
antiquo tempore usque nunc dedit, vos mihi perdonastis. 


1) In capitulo ad missos imperii sive in quacumque datione 
aut collecta medietatem dabat ecclesia et medietatem populus. — 
3) Deinde interrogavimus iudices de aliis civitatibus sive castellis, 
si veritas fuisset ita: omnes dixerunt: sic est veritas et sic adimplere 
cupimus. — *) Primus omnium primas Polensis dixit: quando patriarcha 
in nostram civitatem veniebat et si opportunum erat propter missos 
dominorum nostrorum aut aliquo placito cum magistro militum Grae- 
corum habere, exibat episcopus civitatis nostrae cum sacerdotibus et 
clero — et iudices una cum populo veniebant cum signis et cum 
magno recipiebant honore; — deinde interrogavimus iudices de aliis 
civitatibus sive castellis. — Der Text beweist, daß es in Pola iudices 
gibt und daß in den andern Städten die iudices aussagen; so muß 
auch der primas, der in Pola aussagt, ein iudex sein. — *) Einmal in 
einer Urkunde von 1102 (8. 225 N. 4) finde ich auch in Dalmatien 
direkt die Bezeichnung primas. 
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Die Richter müssen ganz und gar von den militärischen 
Beamten, von den tribuni vor allem unterschieden werden.!) 
Aus dem Namen iudex allerdings könnte bei der ganz 
vagen Bedeutung des Ausdrucks im Spätlateinischen gar 
kein verlässiger Schluß gezogen werden. Aber gegen die 
Gleichstellung der iudices und der tribuni spricht nicht nur 
die dalmatische Analogie und die spütere istrische Verfas- 
sung, wo wenigstens vereinzelt tribuni auch neben den rich- 
tenden Beamten vorkommen, sondern vor allem der Text 
des placitum selber. Denn ganz deutlich ist zur Zeit des 
placitum von den Beamtungen der byzantinischen Zeit ge- 
rade das eine Amt des tribunus aufgehoben und wird erst 
auf Grund des placitum von Risano wieder eingeführt, 
wührend die iudices gerade zur Zeit des placitum fungieren; 
daB aber in den von den iudices angeführten Prozessionen 
auch signa vorkommen?), beweist natürlich nur, daß das 
Heer mit der Zivilbevôlkerung zusammenwüchst und daß 
die iudices die hóchsten Beamten der Stadt sind, nicht 
aber, daB sie gerade tribuni sind. 


Sind aber einmal die iudices als besondere Zivilbehórde 
zu betrachten, dann wird man dazu gedrüngt, den loci ser- 
vator, der im placitum genannt wird, dem ersten unter den 
iudices gleichzusetzen. Allerdings kommen ja auch mili- 
tärische τοποτηρηταὶ vor; aber unsere Urkunde hat ja die 
loci servatores neben den domestici und vicarii; dann muß 
der loci servator einer anderen Ámterreihe angehóren als 
der vicarius, da ja die beiden Bezeichnungen vollkommen 
gleichbedeutend sind. Weil aber der vicarius nirgends in 
der byzantinischen Zivilverwaltung untergebracht werden 
kann, so gehórt dann notwendig der loci servator dahin. Ist 
aber der loci servator Zivilbeamter, so muß er gerade mit den 


1) Ab antiquo tempore dum fuimus sub potestate Graecorum 
imperii, habuerunt parentes nostri consuetudinem babendi actus 
tribunatus, domesticos seu vicarios nec non locoservatores et per ipsos 
honores ambulabant ad communionem et sedebant in congressu unus- 
quisque per suum honorem. Dann die Stelle in N. 4 8. 260. Dann: 
modo autem dux noster loanne constituit nobis centarchos, divisit 
populum inter filios, et filium vel generum suum, et cum ipsi pauperes 
aedificant sibi Palatia. Tribunatos nobis abstulit. — 3) Vgl. N.8 8, 262. 
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iudices zusammenfallen. Denn er sitzt mit dem tribunus, dem 
domesticus und vicarius in der istrischen Notabelnversamm- 
lung. Gehóren dieser Versammlung aber überhaupt, wie man 
auch ohnedem vermuten künnte, Zivilbeamte an, so doch 
jedenfalls zunüchst die iudices, welche in den Stüdten die 
Führer sind; unter den iudices aber ist wieder der primas 
der entscheidende. Zu alledem stimmt dann das Spütere, 
wo hinwiederum der locopositus mit den übrigen Richtern 
jeder Stadt in der istrischen Grafschaftsversammlung er- 
soheint, und es paft dazu auch das Amt des loci servator 
im übrigen Italien, der dort nicht entfernt als Militärbeamter 
erscheint.?) 

In Cittànova, welches nach seinem Steuerbetrag die 
kleinste Stadt ist, handelt wenigstens gelegentlich der Steuer- 
ablieferung der cancellarius?); ob hier eine Abweichung 
vom Recht der andern Städte vorliegt, läßt sich nicht 
ersehen, wohl aber, daß auch hier die städtische Verwaltung 
keine militärische, sondern eine zivile ist, 

Die allgemeine Beamtenwahl in Istrien, wie sie durch 
die Konzession Ludwigs des Frommen bezeugt ist‘), muß 
auch für die iudices gegelten haben. 

IV. Der Kommunalverband Triest wird als numerus 
bezeichnet.) Daraus folgt nicht nur, daß in Triest ein 
ganzes bandum gelegen ist, sondern auch, daß bereits 804 
dieses bandum mit der Kommune verwachsen ist®) und des- 
halb das Heer sich in ein Milisheer verwandelt hat. 

Als Offiziere werden erwähnt die tribuni, domestici, 
vicarii, während, wie ausgeführt, die loci servatores mit den 
ersten kommunalen Richtern zusammentreffen. 

Die Quelle zeigt, da8 es sich bei diesen Namen nicht 
nur um einen bloßen Titel, sondern um ein wirkliches Amt 
handelt: der magister militum beauftragt die tribuni, den 
kaiserlichen Finanzkommissaren die außerordentliche Ver- 
pflegungsabgabe zu überbringen. Dann hat der Tribun in 


1) 5. Okt. 991. — 3) Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechts- 
geschichte Italiens $ 521 — 524. — 8) S. 260 N.1. — *) Oben N.8 
6. 261. — 5) Vgl. S. 260 N. 1. — *) Schon früher ist etwas Ähnliches für 
eine mösische Stadt bei Theophylactus VII. 3 $ 2—$ 10 (Theophanes 
S. 274 2.31) zu erkennen; darüber G. G. A. 1909 S. 200. — 7) Stelle in 
N.1 S. 260. 
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der bysantinischen Zeit 5 excusati!) d.h. er kann 5 Leute 
von der Heerpflicht dispemsieren; auch darin erweist sich 
seine militárische Stellung.?) 

Weitere Amisbefugnisse lassen sich nicht erkennen, wie 
denn auch die erkennbaren Spuren sehr flüchtige eind. 

Aber deutlich ist, wie diese Wiirdentriger schon sehr 
viel von ihrem militärischen Charakter verloren haben und 
zu Vertretern der Lokalaristokratie geworden sind. Vor allem 
sind die tribuni, wie alle istrischen Beamten, schon in der 
byzantinischen Zeit gewühlt?) Dann nehmen tribuni, do- 
mestioi und vicarü, wie wir sahen, zusammen mit den loci 
servatores an der istrischen Notabelnversammlung teil; und 
wenn es auch nicht direkt gesagt ist, so sind doch offenbar 
die vornehmen Herren, deren Beschwerden das placitum von 
Risano regelt, weithin gar nichts anderes als frühere tribuni.*) 


1) Graecorum tempore omnis tribunus habebat excusatos quinque et 
amplius et ipsos nobis abstulit. Dies die Lesart von Kandler, der — ein 
so verlässiger Herausgeber — erklärt, daß er den bisherigen Text nach 
zwei Handschriften, die übrigens jedenfalls selber nur die großen venezia- 
nischen Kopiarie sind, verbessert habe. Carli's Lesung schiphati, welche 
auch Waitz III S. 490 aufgenommen, gibt keinen Sinn. — 1) Außer in 
Istrien werden excusati auch in Venedig genannt, wo sie dem dux 
verschiedene Dienste leisten (Kandler S. 14 zu placitum von 804), dann 
aber auch in den langobardisch-frünkischen Quellen, wo excusatus 
deutlich derjenige ist, dem ein Beamter seine Heerpflicht erläßt 
(Liutprand 88 mit cap. 158 $ 18 und dazu Waitz IV. S. 590). Noch 
sehr spät kommen die excusati im Recht von Arbe vor: Hier hat der 
Bischof das Recht, drei von seinen Dienern, den quarterius (d. h. wohl 
den Zehntvogt), den Kuhhirten und den Schafhirten, zu excusare, und 
sie sollen dann nicht den functionibus communis unterliegen, wohl aber 
der Gerichtsbarkeit des comes und der curia (Stat. comm. Arbensis IIT. 4 
und dazu der Beschluß in archeogr. triest. n. s. XXIII. S. 414). Das- 
selbe excusare ist aber vielleicht auch gemeint in Leonis tact. VIII. 26: 
day τις τῶν ἀρχόντων παροπλίσῃ στρατιώτην ἢ ἐξκουτεύῃ 7 μὴ συν- 
εισελθεῖν ἐν τῷ καιρῷ τοῦ φοσσάτου 1 συνελδόντα εἰς οἰχείαν κατάσχῇ 
δουλείαν. An sich könnte man hier wohl noch eher an ein exscutare 
denken, allein dazu paßt nicht, daß von ἐξκουτεύειν der Nebensatz 
abhängig ist. — Nattirlich gehüren die excusati dem Gesinde des be- 
treffenden Herrn an und deshalb ist einmal spüter in Istrien der 
excusatus mit dem commendatus zusammengestellt (Urkunde von 908 
in Forschungen zur deutschen Geschichte X. S. 286 und Pertile storia 
del diritto Italiano 2. ed. I. S. 202), — *) Vgl. die Urkunde in N.6 
8. 261. — *) So Hartmann, Untersuchungen S. 62. | 
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Wenn sie es wünschen, so kónnen die tribuni noch eine 
Stufe hóher kommen dadurch, daB sie sich den Konsultitel 
(hypatus) vom Kaiser verleihen lassen. Damit gewinnt man 
eine ganz bestimmte Vorstellung für die Art dieser tribuni. 
So wenig als in Dalmatien kann hier an jene niedrige 
Stellung der Offiziere der späteren Infanteriemiliz gedacht 
werden, unter denen sogar der drungarius, also der Tausend- 
schaftsfiihrer, durch eine Menge von Mittelgliedern von 
dem consul getrennt ist.) Weil die istrischen tribuni sofort 
zu consules erhoben werden, müssen sie noch sehr an- 
gesehene Offiziere sein, allerdings nicht die Tausendschafts- 
führer des 5. und angehenden 6. Jahrhunderts, sondern die 
Führer eines bandum, wie das schon Mauricius schildert. 
Unbestimmt bleibt dann aber auch hier, ob man sich diese 
tribuni als die Offiziere von caballarii oder von pedites zu 
denken hat. 

In solche Verhältnisse hat nun der fränkische Herzog 
eingegriffen. Die Vornehmen Istriens beschweren sich, daß 
derselbe Herzog tribunatos nobis abstulit, und später, daß 
er constituit nobis centarchos. Es ist nun kein Wunder, 
daB man in der gewóhnlichen Überschützung des fränkischen 
Verfassungselements befangen die centarchi mit den frün- 
kischen centenarii?) gleichsetzte. Allein hier, wo die ganze 
Verfassungsgrundlage noch griechisch ist, kann der grie- 
chische Offizierstitel centarchus doch in keiner Weise mit 
dem frünkischen centenarius zusammengebracht werden. Es 
muß der centarchus der oströmischen Armee gemeint sein, 
der im Rang unter dem tribunus steht. So kann also die 
Beseitigung der tribuni und die Einsetzung von centarchi 
nicht die Schilderung ein und desselben Vorgangs von zwei 
Seiten aus bedeuten, sodaB es sich dann etwa nur um eine 
Aufhebung der Tribunenwahl handelt, sondern es sind zwei, 
übrigens auch stilistisch vollkommen getrennte Dinge be- 
schrieben, die Einsetzung der niederen centarchi und die 
Beseitigung der höheren tribuni.) — Nur beim Centarchen, 


1) Const. de cer. 8.736 Z. 15 und 8.738 2. 21; vgl. oben S. 244 
Ν. 8. — 3) Waitz III. S. 395, Benussi S. 126. — 3) Gegen diese Deutung 
kann natürlich nicht angeführt werden, daß doch später auch tribuni 
vorkommen. Denn durch das placitum von Risano werden ja die alten 
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nicht beim Tribunen handelt es sich lediglich um die Ein- 
führung der obrigkeitlichen Besetzung statt der Erwühlung 
durch die Istrier, die auch hier ülteres Recht gewesen sein 
muß!); und diese Art der Besetzung empfindet dann die 
istrische Aristokratie als Unrecht. Wie weit dabei die mili- 
tärische Bedeutung des Amtes verblaßte und der centarchus 
(centurio) eben zu einer Art preco geworden ist, entsprechend 
etwa dem centarchus in Genua, der dort spüter zum cin- 
tragus?) verändert als preco auftritt, kann man nicht er- 
kennen; der Name wird in Istrien nie mehr genannt. 


V. Schließlich sollen die Punkte skizziert werden, in 
welchen die fränkische Herrschaft das bisherige Recht über- 
haupt veränderte; eine genauere Untersuchung geht über 
die Ziele dieser Abhandlung hinaus. 

Die Franken haben, wie wir sahen, nicht in das Be- 
stehen der civitates und das Amt der iudices eingegriffen, 
nur das Vollstreckungspersonal haben sie abhängig gemacht, 
wie das überhaupt für das fränkische Staatsrecht bezeich- 
nend ist.) 

Die wesentlichen Neuerungen betreffen nicht die Ämter- 
verfassung, sondern gehen nach anderer Richtung. 

Einmal nimmt der Herzog die Wälder weg, von welchen 
die vornehmen Istrier herbaticum und glandaticum beziehen 
und dann auch die im Wald gelegenen Siedelungen, von 
denen in byzantinischer Zeit diese Istrier eine Abgabe er- 


Einrichtungen restituiert. Eher könnte man die Stelle in N.1 S. 265 
anführen; aber das ist ja klar, daß die tribuni zu vornehmen Herren 
wurden und daß ihre Macht zu beurlauben, eine herrschaftliche 
Befugnis zu Gunsten ihres Gesindes geworden ist. Es ist deshalb kein 
Wunder, daß diese Befugnis, einen Teil des Gesindes bei Kriegszügen 
zu Hause zu lassen, als ein besonderes jetzt beseitigtes Recht neben 
dem Tribunat erwähnt wird. — Mit der Beseitigung der Tribunen 
hängt es vielleicht zusammen, wenn der Herzog nicht erlaubt, daß 
die vornehmen Istrier mit Freien in den Krieg ziehen; es kann das 
(vgl. V) vielleicht einfach nur die Aufhebung des militärischen Kom- 
mandos der tribuni bedeuten. 


1) Gemäß dem allgemeinen Zeugnis in N. 6 8. 261. — 3) Für hier 
genügt Lastig, Entwickelungswege und Quellen des Handelsrechts S. 96 
bis 100, der allerdings die im Text gegebene Ableitung verwirft. — 
*) Meine V. G. I. 8. 858—855, 483— 489. 
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hielten.) Deutlich ist es nun, daß der fränkische Herzog 
damit das fränkische Forstregal?) geltend macht, wie 
vielleicht auch ein Regal an der Fischerei betont wird.?) 
Unsicherer ist es, wie man sich das bisherige Recht an den 
Wäldern zu denken hat, ob es sich um die Berechtigung 
einzelner dann natürlich vornehmer Leute dreht, oder ob 
Kommunalallmenden gemeint sind, welche bereits in der 
römischen Zeit als ager compascuus und silra compascua 
begegnen und welche dann im Italienischen so häufig vor- 
kommen, besonders in dem venezianischen Lagunengebiet. 
Dem ganzen Zusammenhang nach ist das letztere wahr- 
scheinlicher, kann aber nicht erwiesen werden. — Auch 
noch in einer andren Beziehung äußert sich die fränkische 
Gewalt des Königs über das Odland. Der Herzog setzt 
die einwandernden Slaven auf Wüstland an; das wird denn 
auch von den Istriern konzediert, aber unter der Bedingung, 
daß sie an der Steuer mittragen.*) 

Dann greift der fränkische Herzog die Gewalt der 
Privatherren an. Eine Beschwerde wird hier — anschließend 
an die Klagen über die Beseitigung der Tribunate — mit 
den Worten ausgedrückt: liberos homines non nos habere 
permittit, sed tantum cum nostris servis facit nos in hoste 


1) I capitulo tulit nostras silvas, unde nostri parentes herbaticum 
ed glandaticum tollebant; item tulit nobis casalia inferiora, unde 
parentes nostri, ut supra diximus, similiter tollebant. Modo contradicit 
nobis Iohannes. Die casalia inferiora faBe ich nicht als die ,niederern“ 
casalia, was keinen Sinn gibt; sondern der zweite Satz mit ut supra 
diximus kann nur auf das unmittelbar Vorausgehende weisen, da 
sonst nirgends im früheren Urkundentext eine Anknüpfung möglich 
ist, und deshalb müssen diese Zinsen von den casalia inferiora in irgend 
einem Zusammenhang mit den silvae stehen: das scheint mir nun direkt 
durch die Worte inferiora ausgedrückt, d. h. die casalia inferiora sind 
nicht ,niederere casalia sondern die casalia infra silvam. — 3) Istas 
silvas et pascua, quae vos dicitis, ego credidi, quod a parte 
D. Imperatoris in publico esse debent; vgl. meine V.G.LS.86f. — 
*) So nach VIII. maria vero publica, ubi omnis populus communiter 
piscabant modo ausi non sumus piscare, qui cum fustibus nos caedunt 
et retia nostra concidunt, wenn hier die Gewalttätigkeiten vom Herzog 
ausgehen, und nicht, wie dem Zusammenhang nach ebenfalls ange- 
nommen werden kann, auf die Bischôfe. — ϐ) Si vobis placet, ut eas 
mittamus in loca deserta ubi sine vestro damno valeant commanere, 
faciant utilitatem in publico sicut et caeteros populos. 
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ambulare!) und in bezug darauf steht dann die Konzession: 
liberos homines habere vos permittam, ut vestram habeant 
commendationem, sicut in omnem potestatem domini nostri 
faciunt. Wenn dureh die Konzession wirklich der ältere 
Zustand vollständig wiederhergestellt ist, dann liegt hier 
ein sehr wertvoller und eigenartiger Beleg für die bewußte 
Einschränkung der Kommendationen vor; die fränkische Re- 
gierung hat dann in Istrien sowenig als im Stammland zu- 
geben wollen, daB andere als die Vasallen des Kónigs selber 
wieder Vasallen haben?) und ist so in Konflikt mit den istri- 
schen Tribunen gekommen, die offenbar noch lange keine 
kóniglichen Vasallen sind. Dabei zeigt sich auch die wesent- 
lichste praktische Folge der Kommendation: der Kommen- 
dierte zieht nicht mit dem allgemeinen Heerbann aus, sondern 
er wird von dem Herren in den Krieg geführt, was natürlich 
eine Entwertung des allgemeinen Heerbanns bedeutet. Daß 
sich aber der fränkischen Verwaltungsmaxime gegenüber 
die ältere in der rómischen Zeit gewachsene Form der Kom- 
mendation schließlich doch hält, entspricht dem allgemeinen 
italienischen Recht, welches nirgends — im Gegensatz zum 
deutschen und französischen Recht — eine Begrenzung der 
Lehnsherrlichkeit kennt. — So, wenn wirklich die Konzession 
das genaue Gegenspiel der Beschwerde ist. Es wäre aber 
wohl auch denkbar, daß die tribuni ihre militärische Gewalt 
über die Soldatengeschlechter sich erhalten hatten, daß aber 
der Herzog dieselbe nicht mehr anerkennt und nur dann 
erlaubt, daß ein Freier im Gefolge eines andern in den Krieg 
zieht, wenn derselbe sich kommendiert hat. Dann wäre die 
Konzession eine halbe, aber immerhin auch hier zuge- : 
geben, daß in Istrien wie in Italien die Lehensherrlichkeit 
nicht gerade nur den königlichen Vasallen zusteht. — Die 
Beseitigung der 5 excusati, welche früher den tribuni ge- 
bührten, gehört gleichfalls hierher. 

Auf eine Einschränkung der Gutsherrschaft geht die 
Beschwerde: libertos nostros nobis abstulit advenas hostes 
ponimus in casa vel ortora nostra nec in ipsos potesta- 
tem habemus. Da die Konzession lautet: advenas homines, 


1) 8.266 N.3 a. E. — *) Meine V. G. II. S. 158f. 
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qui in vestro resident, in vestra sint potestate, so muß 
das hostes in der Beschwerde vom Kopisten wohl ver- 
lesen sein für homines. Dann beschweren sich die istrischen 
GroBgrundbesitzer darüber, daB sie über ihre neuen Pächter 
keine gutsherrliche Gewalt erlangen und daß man auch die 
Gewalt über ihre liberti, wohl die erblichen Grundholden, 
die coloni, nicht anerkennt, und diese als Freie behandelt 
werden.!) 


Ein zufüligerer Vorgang ist die Ansiedlung von Slaven 
auf den Gütern der Istrier und die Verwendung der Kirchen- 
zehnten zur Befriedigung dieser Feinde, dann die starke 
Vermehrung der Naturallasten. Ich will dieses Detail, 
weil es für uns weiter gar keine Bedeutung hat, auf sich 
beruhen lassen und nur betonen, wie wenig all das zu dem 
gewöhnlichen Bild vom fränkischen Staat gehört, der keine 
Steuern kennen soll. 


Ein letztes, allerdings nicht im placitum von Risano be- 
zeugtes Element ist die Einführung der placita legitima 
und damit auch des frünkischen Inquisitionsbeweises; das- 
selbe wird spüter kurz gestreift werden.?) 


$ 6. Die istrische Markgrafschaft.?) 


I. Seit der karolingischen Zeit steht Istrien, welches in 
viele Bistümer (Triest, Capodistria, Cittànova, Pola, Pa- 
renzo, Pedena) zerfállt, unter einem Herrn (dux, marchio, 
comes) So ist es schon nach dem placitum von Risano. 
Ludwig der Fromme erkennt nicht nur die Wahl der tribuni 
an, sondern nach ihm sollen die Istrier auch ihren rector, 
offenbar den Vorstand der ganzen Provinz, wählen.*) Zu 
entdecken ist in der Folgezeit von einem solchen Wahl- 
recht nichts mehr, aber freilich ist das Argument nicht 
zwingend; denn die Quellen des 9. und 10. Jahrhunderts 
berichten überhaupt sehr wenig von diesen Provinzvorstánden; 





!) Auch sonst wird von der karolingischen Monarchie die grund- 
herrliche Gewalt stark beschränkt (m. V. G. II. 8 40). — 3) S. 278. 
— * Hasenôhrl im Archiv für österreichische Geschichte LXXXII. 
S. 429 f., S. 537 f. und vor allem Benussi S. 323 — 516, wo die Ge- 
schichte der einzelnen Linien genau dargestellt ist. — *) S. 261 N. 6. 
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jedenfalls aber ist in dem Augenblick von Wahl keine 
Rede mehr, wo das Amt — seit dem 11. Jahrhundert — 
nachweisbar in deutschen Grafenhüusern vererbt. — 

Den überaus wichtigen Vertrag mit Venedig von 933, 
der eine Hauptgrundlage der folgenden Untersuchungen bil- 
det, schließt für Istrien der eine marchio Wintherus zusammen 
mit den Bischófen und mit den Obrigkeiten der einzelnen 
größern Kommunen; wären damals unter dem marchio noch 
andere comites gestanden, so hätten sie hier erwühnt werden 
müssen. Das gleiche gilt dann für die zweite hauptsächlichste 
Urkunde über das colloquium von 991, welches der damalige 
comes Istriensium mit den Istriern abhielt: auch hier sind 
nur die Bischófe und die Obrigkeiten der einzelnen Stüdte 
vertreten. Auf einen Grafen für ganz Istrien weisen dann 
nicht nur ein paar andere Urkunden des 11. Jahrhunderts !), 
sondern vor allem auch der leider freilich verstümmelte 
istrische Landfriede von angeblich 1060, sicherlich von der 
zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts.?) Zwar wird hier unter 
dem marchio von Istrien noch ein comes Engelbertus ge- 
nannt, auf dessen Persönlichkeit später?) zurückzukommen 
ist. Aber der Frieden selber zeigt, daß die gesamte óffent- 
liche Gewalt dem marchio gehórt. Alle Istrier haben zu 
schwóren, daB sie die Ehre des Markgrafen vertreten. Kommt 
es zur Konfiskation wegen Landfriedensbruchs, so wird aller- 
orten die eine Hälfte der Güter zwischen der Gemeinde, wo 
das Delikt begangen worden ist, und dem marchio geteilt; 
die andere Hülfte füllt an die Verwandten des Verletzten: 
eine Halbierung, welche beiläufig gesagt offenbar auf lango- 
bardischem Strafrecht beruht. Überall wird in allerdings nicht 
deutlicher Weise dureh einen missus des Markgrafen Land- 
friedensgerichtsbarkeit geübt. — Existiert so im 11. Jahr- 
hundert nur eine einzige Grafengewalt für Istrien), so macht 


1) Benussi S. 350. — 3) Auch bei Weiland const. I. 428. Wei- 
land verlegt ihn nach 1094—1102. — 35 $ 6. III. — *) So auch 
Hasenöhrl a. a. O. S. 542; Benussi S. 9798. Als istrischen Grafen be- 
trachte ich auch den 977 genannten Sigardus comes, den Benusei 
S. 591, 628 für einen Stadtgrafen ansieht. Da wir nicht wissen, wer 
um diese Zeit sonst Graf in Istrien gewesen sein könnte (Benussi 
S. 329£.), steht der Annahme nichts im Weg. Das inclito comite ver- 
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auch der Patriarch von Aquileja, der nach einem vergeb- 
lichen Yersueh von 1077!) die markgrüfliche Gewalt 1209 
erworben hatte, in ganz Istrien seine Hoehgerichtsbarkeit 
geltend; das zeigt ein sehr ausführliches und wiehtiges Ver- 
zeichnis der Rechte des Patriarehen von Aquileja, das vor 
1243 geschrieben sein muß.?) Im 13. Jahrhundert erscheint 
dann entsprechend den Verhültnissen in den deutschen Alpen- 
ländern®) ein allgemeiner Hochrichter des Grafen, bald unter 
dem deutschen Namen richtarius oder entstellt ricarius*), 
bald als Istrie potestas"), bald als generalis gastaldio 3), 
bald selber als marchio.) Die andere Erscheinung, daß der 
Patriarch auch gastaldiones für die einzelnen Gemeinde- 
bezirke ernennt, kann erst später verfolgt werden. 

Jene markgräfliche Gerichtsbarkeit über ganz Istrien wird 
nach einer Nachricht von 1270 in der Weise geübt, daß der 


bietet, an einen bloßen Beamten zu denken, wie es die dalmatinischen 
comites sind. Ein besonderer Graf für Capodistria, der weder vorher 
noeh nachher vorkommt, wäre doch dem Grafen von ganz Istrien 
untergeordnet gewesen und hätte einen Frieden mit Venedig ohne 
Mitwirkung des Obergrafen kaum schließen können. 


1) Benussi S. 365, S. 399. — *) Dasselbe findet sich in fontes rer. 
Austr. 2. Abt. Bd. 1 (Chmel diplomat. misc. sec. XIII. S. 289 —295) und 
ist danach 1905 bei Verhandlungen zwischen dem Patriarchen von 
Aquileja und Venedig gebraucht worden. Chmel verlegt das nicht 
datierte Verzeichnis auf den Anfang des 14. Jahrhunderts, wührend 
Kandler es zum Jahr 1208 abdruckt. Die letzte Datierung kommt der 
Wahrheit zweifellos nüher, denn die Urkunde setzt die Herrschaft des 
Patriarchen in Pola voraus; diese Stadt aber ist seit 1949 (Minotto, 
Acta et diplom. e regio tabulario Veneto I. 1 S. 21) definitiv an 
Venedig übergegangen (dazu Franceschi S. 125, S. 194). So fällt die 
Urkunde in die erste Hälfte des 13. Jahrhunderts, wo, seit 1202, die 
Venezianer die Herrschaft des Markgrafen nicht weiter stören. — 
*) =. B. Hasenöhrl, Österreichisches Landesrecht 8. 166, 168; Luschin, 
Geschichte des älteren Gerichtswesens in Österreich S. 54; aus Steier- 
mark tritt in viel jüngeren Quellen ein herumreisender Bannrichter 
auf: Byloff, Das Verbrechen der Zauberei S. 158f. — *) So z. B. in dem 
Verzeichnis von 1208; 16. März 1964. — *) 7. Mai 1230 vice domini 
Thome Zene universitatis Istrie potestatis; cf. auch 1210 Amelrieus 
potestas marchionis neben dem potestas Iustinopolis. — *) Minotto I. 1 
S. 17. 1232 generalis gastaldio dicti Patriarchi, marchionis in Istria. — 
7) Schon im 18. Jahrhundert kommt die Bezeichnung vor, ist aber 


dann im 14. die Regel; vgl. Joppi in archeografo Triestino n. s. II, 
S. 252—254. 
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Markgraf selber alle 3 Jahre ein placitum legitimum abhalten 
läßt, zu dem alle Hausväter erscheinen müssen, und auf 
welchen 12 iuratores die vorgekommenen Bannfälle rügen.!) 
An sich wäre ja denkbar, daß erst der Patriarch die Sache 
aus den nördlicheren deutschen Gebieten nach Istrien 
gebracht hätte. Allein iurati regalie sind schon 1225 
erwühnt?); die Abhaltung von tria placita criminalia ist 
bereits 1179 bezeugt?); vor allem aber ist in der Urkunde 
von 9484), welche dem Bischof von Triest die Gewalt über 
seine Stadt verleiht, von publica querimonia geredet, die der 
Hoehgerichtsherr hat. Alles zusammen führt zur Annahme, 
daß in Istrien genau so wie im übrigen Italien die fränkische 
Verwaltung die placita legitima für die Kriminalgerichts- 
barkeit einführte, und daB diese zur Ausübung der óffent- 


!) 5. März 1270 Pirano. Hinc est, quod dominus patriarcha 
habeat licentiam veniendi in Piranum vel ipsius certus nuncius cum 
suis certis litteris — in omni tercio anno ad tenendum suum pla- 
citum regaliae — tali forma et conditione, quod dominus patriarcha 
debeat suum placitum facere cridari per dies quindecim ante suum 
adventum & festo S. Michaelis usque ad Carnis privium. — Et suum 
placitum debet tenere per tres sequentes dies unum post alterum. 
— Et quilibet ex masariis de Pirano, qui se iungerit in Pirano in die 
cridationis sui placiti et ad suum placitum in ante dictis tribus diebus 
clamatum fuerit et non interessent, tunc in omni die illorum, tunc 
ille homo solvere debeat domino Patriarchae solidos octo pro suo banno. 
Et si in illis tribus diebus aliquis homo per dictos dominos iuratos — 
concorditer manifestum fuerit domino patriarchae vel suo nuncio de ser- 
vata crudenta; tunc ille homo debet dare domino Patriarchae pro suo 
banno libras venec. duodecim. Et si in predictis diebus manifestum fuerit 
dominio nisi unum bannum crudentae (Blutbann), dominus Patriarcha 
debet illum bannum habere (wührend bei mehreren Blutbannen der 
Betrag über 20 £ offenbar an die Kommune füllt). Et si plura banna 
et crudenta dominio manifestata fuerint per duodecim dominos iuratos 
concorditer, tunc de primo banno insuper debebunt habere domini 
iurati unum bannum et non plus, quale bannum q. Domini iurati 
tolle (?) solvent. — Et dominus patriarcha debet habere in Pirano de 
civibus et abitatoribus Pirani et non de forensibus unum suum ga- 
staldionem et tres suos iudices de regalia de Pirano ellecti per duo- 
decim dominos iuratos concorditer. — 3) 19. Okt. 1225 in Isola, das 
eigentlich eine Grundherrschaft ist, setzt der Grundherr gastaldionem 
et iudicem et iuratos regaliae. — 3) Die IV exeunte mense Augusti 
1179. - *) 8. August 948. 
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lichen Strafklage dienten; so ist auch hier wohl schon seit 
dem Beginn der frünkischen Herrschaft die allgemeine 
fränkische Grundlage für den fränkischen Inquisitionsprozeß 
herübergenommen, welcher dann im kirchlichen Inquisitions- 
prozeB nachgebildet wurde.!) Zu genauerer Begründung 
dieser Ánnahme genügt freilich das istrische Material für 
sich allein nicht. 

Für die Finanzgewalt des istrischen Provinzvorstandes 
kann man aus dem placitum von Risano folgern, daß seit 
804 wiederum ein Teil der Provinzialabgaben an den Königs- 
hof abgeliefert wird?), etwa so wie ja auch Venedig selber 
im 9. und 10. Jahrhundert an die italienischen Kónige einen 
Tribut zahlt.?) Es ist wohl möglich, daß diese Leistungen 
gemeint sind, wenn im 10. und 11. Jahrhundert der König 
in Capodistria und Pola über das verfügt, was an den König 
zu geben ist*); allein es ist gerade so gut denkbar, daß die 
Abgabe nur als „Königsschatz“ bezeichnet, trotzdem aber 
vom Provinzialbeamten einbehalten wird; zum dritten ist 
die Zahlung vielleicht auch nichts anderes als das fodrum 
regale. Hier sind die paar istrischen Notizen zu dürftig zu 
irgendwelchem bestimmten Schluß. 


U. Die Herrschaftsverhältnisse in Istrien haben sich 
durch das Eingreifen der Venezianer verändert. Im 10. Jahr- 
hundert zahlt Capodistria an Venedig eine Abgabe für ge- 
währten Schutz); doch scheint noch keine staatsrechtliche 
Eingliederung dieser Stadt in die venezianische Herrschaft 
eingetreten zu sein; 991 ist Istrien wieder vollkommen un- 
abhängig und wird als feindliches Land behandelt®), die 


1) Meine V. G. I S. 283. — 1) Jedenfalls gilt das für das exenium 
imperatoris, während es zweifelhaft bleibt, was mit den Jahresabgaben 
der istrischen Kommunen geschieht. — 5) Capit. II. 238 8 30, 888; 240, 
924; 241. 927. — *) K.U. Otto II. 154. 977: omnem censum, quem pre- 
dictae insulae homines infra civitatem Iustinopolim in domibus et cae- 
teris rebus regiae potestati atque imperiali hactenus persolvere visi sunt. 
— Stumpf, Die Reichskanzler III. n. 75. 1081: ut episcopus eiusdem 
Parentinae civitatis et clerus et populus per totum episcopatum servi- 
cium nobis debitum Aquilegensi patriarchae persolvant. — 8) 14. Jan. 
932. 13. Okt. 977. — *) S. S. VII S. 29 Z. 49; freilich ist es auffällig, 
daB im Colloquium von 991 Pola fehlt. 


Die dalmatisch-istrische Munizipalverfassung im Mittelalter etc. 975 


dalmatinische Expedition von 998 hat Istrien nur gestreift 
und es wird nirgends von einer Unterwerfung geredet.!) — 
Erst die Mitte des 12. Jahrhunderts bringt eine direkte Ab- 
hüngigkeit der Städte Pola, Capodistria, Parenzo, Cittànova, 
Umago, Rovigno; die Stádte leisten nicht nur fidelitas, son- 
dern sind auch zu einer ausgedehnten militürischen Hilfe 
verpflichtet.?) Es ist nun für unsern Zweck sehr wichtig, 
daB gerade in diesem Zeitpunkt ein offenbar wenig vornehmer 
comes an der Spitze der Bürger von Pola auftritt®): man 
muß in ihm den gleichen, von den Bürgern unter dem Ein- 
fluß Venedigs gewählten comes sehen, wie er einerseits auch 
im venezianischen Dalmatien, andererseits in Grado*) vor- 
kommt. — Die Fortdauer der venezianischen Herrschaft in 
Capodistria und deshalb wohl auch in den südlicheren See- 
städten ist noch 1166 bezeugt.°) Wie lange die Herrschaft 
effektiv geblieben ist, ist nicht deutlich: jedenfalls erscheint 
am 15. November 1194 der Markgraf wieder als Richter 
auch über die Südküste. Und wenn auch Pirano, Muggia 
und Triest noch einmal 12028) dem Dogen einen Treueid 
leisten, so scheint das ohne jede nachhaltige Wirkung. Denn 
seit dem Anfang des 13. Jahrhunderts, wo an Stelle der 
landfremden Andechser der Patriarch von Aquileja trat, 
verschwindet der Einfluß der Venezianer vollständig”), sie 
sind zu sehr mit den Ereignissen im Osten beschäftigt. Erst 


1) S. S. VII S. 31. Andrea Dandolo 1. IX. c. 13 p. 14 (zu 1146) 
(Muratori scr. XII. c. 281). Der Ausdruck: Iustinopolitanus populus cum 
Insulano, qui &ntiquitus ducibus fuerunt tributarii, sagt nicht mehr, 
als daß die Leute von Capodistria irgend einmal früher den Venezianern 
tributpflichtig geworden sind. — 1 Die Urkunden am vollständigsten 
bei Minotto I. 1 S. 38—7 und dazu Kukulievié II. 60. 1150; die Nach- 
richten werden in manchem durch Andrea Dandolo ergünzt (l. IX. 
ο. 18 p. 14, 15 Muratori XII. col. 281; ο. 14 p. 5— p. 7 Muratori XII. 
col. 284). Einer Erhebung von Pola wird durch den Vertrag vom 2. April 
1158 (cod. Istr. ein Ende gemacht; dazu noch die von Kandler zu 
diesem Ort erwühnte venezianische Inschrift. Im einzelnen scheint 
die Zeitfolge im Bericht Dandolos verwirrt; hier ist das ohne weitere 
Bedeutung. — *) Dezember 1145: Henricus comes, Pencius locoposi- 
tus usw. — *) 8. 226 N. 5. — *) Andrea Dandolo IX. c. 15 p. 12 
(Murat. XII. col. 290). — *) Oktober und 26. Oktober 1202. — 7) Fran- 
ceschi S. 113f. 
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1243 wird wiederum Pola!) und in der zweiten Hälfte des 
13. Jahrhunderts die übrigen Stüdte der Seeküste?) vene- 
zianiseh; nur Triest hält sich unabhängig und außerdem 
verbleibt dem Patriarehen noch ein immer kleiner werdender 
Streifen im Osten.?) 

III. Im Osten Istriens hat sich eine eigene Grafschaft 
gebildet, welche als Grafschaft von Pisino oder was dem 
gleich ist, von Mitterberg oder kurzweg als die Grafsehaft 
von Istrien*) bezeichnet wird, und die dann 1374 an Oster- 
reich überging. Es ist von anderen') überzeugend nach- 
gewiesen worden, daß das nichts anderes ist, als ein Komplex 
von Advokatien über Kirchengut, namentlich der Kirchen 
Parenzo, Pedena, Aquileja; nach dem grüflichen Advokaten 
wird dann dieser Komplex selber als comitatus bezeichnet, 
gerade weil außer dem marchio und diesem comes kein 
anderer eomes für Istrien in Betracht kam. Die Advokaten 
entstammen im ganzen dem Görzer Grafenhaus: so wohl 
schon der im istrischen Landfrieden ®) erwähnte comes Engel- 
bertus und der comes Istriae Meinhard, der 1175 und 1177 
in der Urkunde auftritt”), so die Grafen seit dem 13. Jahr- 
hundert. Ob der 1186 genannte comes Istriae Adelbertus 5) 
in das gleiche Haus gehórt oder warum er eingeschoben ist, 
wenn er einem fremden Haus angehôren sollte, das steht 
dahin. — 

Das wichtige Ergebnis, um deswillen die vorstehenden 
Ausführungen gemacht wurden, ist, daß über all den istrischen 
civitates nur eine einzige Grafengewalt in Betracht kommt. 


1) Andrea Dandolo lib. X. c. 5 p. 82 (Murat. XII. col. 353) — 
2) Andrea Dandolo lib. X. c. 7 p. 41 und 42 Zusatz aus dem cod. 
Ambros. (Murat. XII col. 375, 876): danach ist venezianisch (auBer 
Pola) Triest, Capodistria, Pirano, Muggia, Rovigno, Cittànova hierher 
wohl Martine de Canale c. 4 (arch. storico VIII S. 270); dazu Fran- 
ceschi S. 129. 1278 wird ein Aufstand der istrischen Städte nieder- 
geworfen (Andrea Dandolo l. X. ο. 9 p. 24— 27: Murat. XII col. 395, 
396) und 1980 werden die potestates von Capodistria und Parenzo 
unter den wichtigsten venezianischen AuBenbeamten genannt (Liubic I. 
177. 1281). Triest ist aber wieder frei geworden und hält sich auch 
in dem Kampf von 1289 (Franceschi S. 1988). — 3) Franceschi S. 146 
und besonders S. 224. — *) Nach Benussi S. 455 zuerst 1904. — 
5) Franceschi S. 371f.; Benussi S. 4248, 474 ff. — *) Dazu Weiland. 
1 428. — ?) Benussi S. 419, 428. — *) Benussi S. 423. 


Die dalmatisch-istrische Munizipalverfassung im Mittelalter etc. 977 


$7. Die Kommunen.!) 


I. Was in dem placitum von Risano schon ganz deut- 
lich hervortrat, nämlich daB als Öffentliche Verbände un- 
mittelbar unter dem magister militum oder dux die Kom- 
munalverbünde der civitates und castella in Betracht kommen, 
das setzt sich in der Folgezeit ununterbrochen fort. Die 
einzelnen städtischen Gemeinwesen besitzen — auch über das 
Landgebiet — die volle staatliche Gewalt und es vertreten 
die städtischen Behörden das ganze Land Istrien. So schließt 
932 die Gemeinde Capodistria einen Vertrag mit Venedig 
ab. — Dem Friedensschluß des Markgrafen Wintherus mit 
Venedig von 933 stimmen die Behórden von Pola, Parenzo, 
Cittànova, Pirano, Capodistria, Muggia und Triest zu. — 
In dem späteren Vertrag Capodistrias mit Venedig von 
977 wird es als selbstverstándlich angenommen, daB die 
einzelnen civitates mit Venedig Streit anfangen kónnen.?) — 
Im Colloquium, das 991 der Markgraf mit den Istriern hält, 
erscheinen außer den Bischöfen vor allem die Behörden der 
großen istrischen Städte Parenzo, Capodistria, Triest, Città- 
nova, Pirano, ganz dem entsprechend wie die Lociservatores 
der Kommunen auf dem byzantinischen congressus erscheinen. 
— Deutlich ist die Persönlichkeit von Capodistria, wenn der 
Kaiser 1035 an Capodistria eine Reihe Ortschaften schenkt 
und dabei den ganzen Territorialbesitz der civitas bestätigt.°) 
Später (1225) zeigt sich, daß die grundherrliche Stadt Isola 
unter die Obergerichtsbarkeit von Capodistria gehört und 
die Zugehörigkeit von Isola zum Gebiet von Capodistria 
ist schon 976 angedeutet.*) — Im istrischen Landfrieden von 


1) Benussi S. 581£., dessen Ergebnis ich aber hier im wesentlichen 
nicht zustimme. — *) 977: et si omnes civitates Istrie, ut diximus, inter vos 
et illos rixa et contentio aliqua orta fuerit. — 3) Minotto I. 1, 8. I, 1085 
quod hominibus Iustinopolis — petentibus concedit Castrinovi medietalem 
(und sonst noch anderer) — et ubicumque res ipsius civitatis fuerint 
una cum castellis, villis, capellis, campis — imperiali precepto con- 
firmat. — *) 1225. 19 okt. nach der Stelle in 8. 278 N. 2 folgt — et appel- 
lationes ab ipsis facte in Iustinopolitana civitate solito more. Also 
Isola, das als Stadt der Abtei St. Maria in Aquileja ein selbständiges 
Hochgericht hat, steht unter Capodistria als Apellinstanz. 12 kal. mai 
976 aber muß dann locum qui dicitur insula cum suis appenditiciis 
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angeblich 1060 aber wird, wie schon gesagt, die konfiszierte 
Hälfte des Vermógens zwischen Markgraf und dem locus 
offensionis geteilt!); so etwas ist nur möglich, wenn die 
Kommune Strafgewalt hat und, darf man hinzufügen, wenn 
die Kommune Strafgewalt hat, wie der marchio selber: in 
der Tat ist ein strafrechtliches Einschreiten der Kommune 
gerade in Blutsachen auch noch in zwei anderen leider ver- 
stümmelten Stellen des Landfriedens angedeutet. — In 
späterer Zeit (1139) rühren innerhalb des Gebiets von Triest 
alle Besitzungen von der civitas.?) 

II. Die zweite entscheidende Frage ist, wer die Behórden 
dieser Kommunen waren. 

Hier verschwindet nun rascher als in Dalmatien, offen- 
bar weil der Zusammenhang mit dem Ostreich früher und 
volletándiger gelóst ist, die militárische Behórde. Nach dem 
placitum von Risano sol gemäß der allgemeinen Schluß- 
klausel der Tribunat allerdings wiederhergestellt werden; 
in der Tat erscheinen noch unter Ludwig dem Frommen die 


— — 





tum infra civitatem Iustinopolim quam extra, so gedeutet werden, daß 
der Ort Isola selber mit gewissem Zubehör infra civitatem lustino- 
polim liegt, anderes Zubehör außerhalb. 


1) S, 271. — *) ... tate pugnam facere non poterit. Tunc Dominus 
marchio W. cum commune illius loci debent pugnam facere per cam- 
pionem. Das debent schließt die sonst mögliche (vgl. 24. Okt. 1186) Er- 
klärung aus, daß hier der Markgraf gegen die Kommune mit einem 
Kümpfen klagt. Sondern Markgraf und Kommune zusammen stellen 
einen Kümpfen gegen einen Dritten und das ist doch nur in Kriminal- 
sachen möglich. — Auch in den Schlußworten: mittet vel eam recu- 
peraverit 40. libr. ven. ad... W. Marchionis et a loco ... ist ein 
gemeinsames Handeln des Markgrafen (bezw. seines Vertreters) und 
der Kommune angedeutet. — Gesprochen ist am Anfang von dem 
Friedenseid, welchen der marchio, der comes Engelbert, die Bischöfe 
und die magnates leisten des Inhalts zu verteidigen omnes homines 
civitatum, castellorum et villarum. Diesem Eid entspricht simili 
modo paysani iurabunt: das darf man nicht so deuten, als ob hier 
der Bewohner des flachen Landes unabhüngig von dem Städter ge- 
schworen hätte, sondern paisanus bedeutet (ebenso 15. Nov. 1194 
tam clericus quam paesanus) wie jetzt noch hüufig im Italienischen 
(Diez, Ethymol. Wôrterb. I S. 301) den Landsmann überhaupt; die 
paesani sind gerade in erster Linie die Bewohner der civitates und 
castella. — ?) 20. Juni 1189: si ipse vel alius aliquis aliquid habet 
ibi, a civitate tergestina habuit. 
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von der istrischen Aristokratie gewählten tribuni.!) In der 
Mitte des 9. Jahrhunderts werden in einer Triestiner Ur- 
kunde 2 tribuni und 2 vicarii bezeugt, welche aber durch- 
aus nicht gerade alle Triest angehôren müssen.?) Zuletzt wird 
dann noch 933 in Parenzo ein tribunus genannt, der aller 
Wahrscheinliehkeit nach die Stellung eines scabinus ein- 
nimmt.?) — Damit sind alle Spuren des militärischen Amts 
erloschen. 


III. 1. Vertreter der Gemeinde ist zunüchst der loco- 
positus; er ist bezeugt: in Capodistria‘) von 932—1139, in 
Parenzo 5) 991 — 1030, in Pola?) für die zweite Hälfte 


!) Ob. S. 261 N. 6. — 3) 847. Es ist das für anderes wichtig. Die 
Urkunde redet von einem recht bedeutenden Geschenk, welches an 
ein Kloster der venezianischen Stadt Konkordia gemacbt wird und 
es kann sehr wohl sein, daß der eine tribunus und vicarius von 
dort oder aus einer andern istrischen Stadt (z. B. die Schenkung 
von 1030) stammt. — 35) 938 Theodorus tribunus; er zählt der rich- 
tigen Lesung nach zu dem Absatz de Parentio (cf. hier unten N.5). 
— 4) 932: quopropter nos quidem Audebertus locopositus et Iohannes 
scavinus, Farugarius advocatus totius populi, Andreas scavinus filius 
Concordi, Petrus scavinus de Iohannone, Dominicus scavinus de Anastasia. 
— 983. Hier (im Vertrag mit Venedig) sind Vertreter von Caprae (Capo- 
distria) in der zweiten Zeugenliste dieselben Leute, nur der Iohannes scavi- 
nus ist nicht erwühnt; Dominicus de Anastasia ist in der ersten Zeugen- 
liste als scavinus, Audibertus ist zweimal als locopositus bezeichnet. — 
991. Germini locopositus et scavinus, Benedictus scavinus, Antonius scavi- 
nus, Petrus scavinus civitatis Iustinopolis 20. Iuni 1139 testes Vodolricus 
T ergestinus locopositus, Bonifacius Caprensis locopositus. — *) 991 adfue- 
runt scavini: Iohannes de Pago locopositus scavinus, Andreas scavinus, 
Oderlicus scavinus, Leo scavinus civitatis parentine; 7. August 1030 m. 
Ripaldi locopositi. In der Urkunde von 933 sind zwar 4 Vertreter von Pa- 
renzo genannt; denn die Urkunde, welche nur in den großen veneziani- 
schen Kopiarien erhalten ist (vgl. Tafel und Thomas in fontes rerum 
Austriac. II. Abt. Bd. XII. 1. S. 10£), hat in den Zeugenunterschriften hinter 
lohannes Basiliacus die Worte de Parentio; diese gehóren nun offenbar 
nieht zu Iohannes Basiliacus, wie das aus den Drucken zu folgen scheint, 
sondern bilden eine Überschrift wie de civitate Pola, de Trigeste usw. 
Dann gehôren nach Parenzo 4 Namen und nach dem Muster der 
andern Städte sind es wohl scavini; aber wer davon der locopositus, 
kann man nicht herausbringen. — In der interessanten Urkunde von 
1017 werden am Schluß der Zeugenreihe 8 scavini genannt; sie stehen 
weit hinter dem Zöllner (muaterius). Da aber, wie sich zeigen wird, 
der locopositus der Vornehmste ist, so ist wohl nichts anderes möglich, 
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des 12. Jahrhunderts, in Triest!) von 933 —1139. In den 
Urkunden von 932, 933, 991 ist der locopositus der erste 
Mann der Stadt. Dabei zählt er einigemal selber zu den 
scabini, anderemal steht er als ein besonderer Beamter 
neben ihnen?); die erste Form entspricht genau der Stellung 
des dalmatinischen prior als eines iudex, und der Zugehörig- 


als daß der dem muaterius vorausgehende Wecelo de civitate Parentina 
der locopositus ist, wenn ihm auch dieses Amt nicht ausdrücklich bei- 
gelegt wird. Dieser Wezelo ist aber sicher identisch mit dem 3 Jahre 
(1014) vorher erwühnten Wezilo vicecomes. Dann wird also der loco- 
positus als vicecomes betrachtet. Vicecomes des Bischofs, wie Benussi 
S. 944 meint, ist dieser Wezilo nicht; denn es fehlt dem Bischof von 
Parenzo, wie sich zeigen wird, die grifliche Gewalt. — *) 933 wird Pola 
von 4 Leuten (cf. S. 279 N. 5) vertreten und der erstgenannte (Rocius) 
steht unter den konsentierenden, vor den locopositi der übrigen Städte, 
wird &ber nicht ausdrücklich als solcher bezeichnet. Dezember 1145. Hen- 
ricus comes, Pencius locopositus, Andreas de locoposito, dann a. E. noch 
2 judices. Kukulievit II. 63 1150 nos quidem Andreas de locoposito: 
handelt an der Spitze der Bürger von Pola. 15. Nov. 1194 der 
markgrüflichen Gerichtsversammlung wohnen cives Polenses bei; m. E. 
gehört zu ihnen auch der Odolricus locopositus; dann ist Pola durch 
den locopositus und 3 andere vertreten. 


1) 988. Hier ist Triest von 3 Leuten vertreten; einer heißt zweimal 
locopositus; von den beiden andern kehrt der eine in der voraus- 
gehenden Zeugenreihe wieder und heiBt dort scavinus. 991 ist Triest 
nur durch einen scavinus vertreten. 1115 werden neben dem loco- 
positus, der zugleich advocatus des Bischofs ist, noch 2 iudices er- 
wühnt. 1139 sind 8 iudices genannt; durch ihr und 9 anderer Leute 
— man wird an die 12 iuratores in Pirano erinnert (8 6 S. 278 N. 1) — 
Zeugnis liefert der gastaldio von 'Triest den Nachweis für die be- 
hauptete Abgrenzung des Gemeindegebietes; als Zeuge ist ein Vodol- 
ricus Tergestinus locopositus erwähnt. Es muß also der locopositus 
ganz und gar die Vertretung der Gemeinde verloren haben, sodaß 
er dem ganzen Vorgang als bloßer Zeuge gegenüberstehen kann. 
— 3) Scavini sind die locopositi von Parenzo und Capodistria in der 
Urkunde von 9981 (vgl. Ficker, Forschungen III S. 218). In der Ur- 
kunde von 932 steht der locopositus neben den 4 scavini von Capo- 
distria. 933 ist Capodistria durch 4 Leute vertreten. Dominicus de 
Anastasia wird in der zweiten Zeugenreihe nicht als scavinus bezeichnet, 
wohl aber in der ersten Zeugenreihe der Urkunde. Auch die zwei 
andern Leute außer dem locopositus werden das Jahr vorher als 
scavini bezeichnet. Da nun nach der Urkunde von 982 Capodistria 
4 scavini neben dem locopositus hat, so ist wohl anzunehmen, daß 
933 der locopositus selber das Amt eines scavinus versieht. 
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keit des primas Polensis zu den iudices Polenses in dem pla- 
citum von 804. — Im spütern Verlauf zeigt sich einmal eine 
Neigung zum Erblichwerden des Amtes: nur so versteht 
man, daB gegen Mitte des 12. Jahrhunderts in Pola hinter 
dem Pencius locopositus der Andreas de locoposito folgt, 
der dann ein paar Jahre nachher als der Führer der ein- 
heimischen Bürgerschaft Venedig gegenüber erscheint.!) 


Dem locopositus gegenüber tritt dann seit der Mitte 
des 12. Jahrhunderts ein anderer Beamter, der bald als comes, 
bald als gastaldio bezeichnet wird: ein comes steht neben 
dem locopositus in Pola, ein gastaldio neben dem loco- 
positus in Triest?) und beidemal, besonders in Triest, ist 
dabei der locopositus aus seiner führenden Stellung herab- 
gesunken. — Zum erstenmal kommt in Pola und in Capo- 
distria ein solcher Beamter 1145 vor, also gerade im ersten 
Jahre der venezianischen Okkupation: Capodistria wird bei 
dem Frieden mit Venedig zunüchst durch den gastaldio 
Almericus vertreten 5); in Pola aber ist der erste Beamte 
ein comes, wührend bezeichnend genug 5 Jahre spüter im 
Unterwerfungsvertrag, also nach dem Aufstand Polas an der 
Spitze der Bürger der Andreas de locoposito erscheint.*) 
Noch in den späteren Statuten von Pola, deren Grundstock 
1431 aber aus altem Material entstanden ist, erscheint an 
der Spitze der Stadt ein conte5); wührend in der Zwischen- 
zeit statt dessen auch ein capitaneus genannt wird.?) Parenzo 
wird 1194 vom gastaldio, dem 3 rectores zur Seite stehen, 
regiert.”) Der Triestiner gastaldio aber kommt schon 1139 
vor.) — Zweifellos ist der gastaldio ein neuer Beamter, 
und da sein Aufkommen zeitlich mit dem Übergreifen Vene- 


1) 8.279 N. 6. — 2) S. 279 N. 6, S. 280 N. 1. — *) Dez. 1145; auch 
schon 28. Juli 1145; schon 1096 ist ein gastaldio des Patriarchen für 
Due castelli erwähnt: archeogr. triest. n. s. XIII. S. 459. — *) Dez. 1145; 
Kukulievië IL 63. 1150. — 5) Statuti di Pola I. 1 (Atti Istriani I. 
1843). — *) 1. Sept. 1289. — 1) 15. Nov. 1194. — *) Spüteres läßt die 
Stellung des gastaldio besser erkennen: 10. April 1287 ist der gastaldio 
mit den iudices Richter in einer Zivilsache; die VI exeunte Maio 1253 
sind die 3 consules die obersten Beamten, und an sie geht die 
Appellation; die Blutgerichtebarkeit aber hat noch immer der gastaldio 
mit den iudices. 
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digs zusammentrifft, so hat gewi8 die Existenz des gleichen 
Amts in den venezianischen und dalmatinischen Küstenstädten 
ein Vorbild abgegeben; mit der stárkeren Betonung der mark- 
grüflichen Gewalt sind dann geradeso vom Markgrafen gastal- 
diones gesetzt worden, wie das das Verzeichnis der Patriarchen- 
rechte allgemein bezeugt '); auch überall sonst in Italien be- 
deutet gastaldio einen gesetzten Beamten. Wider diesen ge- 
setzten Beamten suchen dann freilich umgekehrt die istrischen 
Beamten die Wahl ihrer hóchsten Obrigkeiten durchzusetzen: 
so wird 1208 in Pirano von dem gastaldio ein potestas 
unterschieden und ist dann wohl der gewählte podestà im 
Sinn des damaligen italienischen Rechts und aueh ander- 
würts begegnet ein potestas*); auf das Gleiche gehen die 
consules, von denen später die Rede sein soll Ganz 
generell ist diese Auflehnung gegen gesetzte Beamte durch 
den Reichsspruch von 1231 bezeugt, der auch deshalb inter- 
essiert, weil danach die Wahl erfolgt per herimannos aut 
nobiles, qui vocantur edelingenses.?) Spiter in der zweiten 
venezianischen Periode kommt es dann doch auch wieder 
zu einer Setzung von potestates. Uns geht die fernere 
Entwickelung weiter nichts an. 

Aber die Frage erhebt sich: besteht irgend welcher 
Zusammenhang zwischen dem locopositus und dem Amt 
des istrischen potestas, sodaB allenfalls die Bezeichnung 
potestas auf den locopositus angewendet worden wäre? Keine 
Belege?) sprechen dafür und der Anschein eher dagegen; 
denn das Amt des locopositus ist sichtlich ein im 12. Jahr- 
hundert absterbendes, wührend das Amt des potestas in 
der nachfolgenden Zeit blüht. Aber freilich mehr will ich 
mit dem Vorstehenden nicht sagen, als daB der potestas des 
13. Jahrhunderts, jenes oft vornehme, oft juristisch gebildete 


1) 1208. — 3) 4. Jan. 1208 für Pirano; in Capodistria ein potestas 
am 5. Juli 1886. — 3) Minotto I. 1 8.16 1281. — ϐ) Liubic I. 176. 
1286. — *) 5. Mai 1065 verspricht jemand nicht zu klagen ante aliqua 
potestate vel iudicibus. Es wäre nicht ausgeschlossen, hier schon 
an einen bestimmten Beamten zu denken und dann lüge der loco- 
positus nahe. Allein die Formel kehrt in italienischen Urkunden sehr 
häufig wieder und da bedeutet potestas wenigstens sehr häufig nichts 
anderes als Behórde überhaupt. 
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und auf Zeit von auswürts herbeigeholte Stadtoberhaupt, in 
keiner nachweisbaren Beziehung zum alten locopositus steht. 
Das würe trotzdem noch sehr gut móglich, daB potestas 
und locopositus ursprünglich wesenseins sind. 


Dagegen liegt eine andere Gleichung nahe. 847 werden 
in einer schon besprochenen Triestiner Urkunde neben je 
2 tribuni und vicarii auch 2 locisalvatores genannt.) Daf 
dieselben, so wenig als die tribuni und vicarii, nicht beide 
zusammen als triestinische lociservatores angesehen werden 
müssen, ist schon berührt.) Das ist nun klar, daB diese 
Beamten mit den lociservatores des istrischen placitum zu- 
sammentreffen müssen. Da nun aber diese als die hóchsten 
Kommunalbeamten in byzantinischer Zeit zu betrachten sind, 
so wird man zu dem schon früher vorweg genommenen 
Schlu8 gezwungen, daB der lociservator dasselbe wie der 
locopositus ist: es scheint auch sehr erklürlich, daB zu der 
groBen Schenkung von 845 die hóchsten Zivilbeamten der 
davon berührten Stádte neben den tribuni und vicarii heran- 
gezogen werden. 


Das sind die Grundlinien des Amts, welche man durch 
die überliegende spütere Rechtsschrift hindurch noch er- 
kennen kann. Zwei Punkte beantworten die Quellen nicht 
direkt: der eine ist die Art des Amtserwerbs. Allein es 
treten hier die ernannten Beamten (gastaldi) in Gegensatz 
zu den locopositi, und aus dem allgemeinen Anerkenntnis 
Ludwigs des Frommen muß gefolgert werden, daß alle Ämter 
in Istrien Wahlümter sind.?) So ist — auch wenn man gar 
nicht an die dalmatinische Analogie denken wollte — der 
locopositus als Wahlbeamter zu betrachten. — Die Wähler 
aber sind gewiß nicht von geringerer Herkunft gewesen als 
diejenigen, welche im Anfang des 13. Jahrhunderts die Wahl 
der Stadtobrigkeiten beanspruchen, nämlich die arimanni 
aut nobiles, qui vocantur edelingenses. Schon in einer weit 
frühern, sehr interessanten Urkunde wird zwischen zwei 
Klassen der Bevólkerung, den arimanni und den übrigen 
unterschieden; jene sind diejenigen, welche zum Auszug ein 


1) Ob. S, 279 N. 2. — 3) 815: et reliquos ordines licentiam habeatis 
eligendi. 
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Pferd zu stellen, ursprünglich also als Reiter auszuziehen 
haben.) Es ist nun nach dem späten Beginn, der kurzen 
Dauer und der geringen Intensität der langobardischen Herr- 
schaft nicht móglich, da8 langobardische harimanni nach 
Istrien gekommen wären?), und ebensowenig sind in Istrien 
starke Spuren von deutschem Adel zu erkennen, namentlich 
nicht unter den herrschenden Geschlechtern der Städte.?) 
So muß die Sache anders gedeutet werden: es muß nach 
allgemeiner italienischer Auffassung derjenige harimannus 
sein, welcher zu Pferde auszieht und es muß dem auch die 
Bezeichnung Edeling nahe kommen. Woher dann aber diese 
vornehme berittne Schicht stammt, ob es einfach die Vor- 
nehmeren sind, die nach irgend welchen langobardischen *) 
oder fränkischen Normen zu Pferde — aber nicht als Ritter 
— ausziehen müssen, oder ob es die Berittenen des byzan- 
tinischen Heeres sind, die ja im Osten allmählich als 
die Besitzer der schließlich unveräußerlichen στρατιωτικά 
κτήµατα erscheinen, das zu entscheiden geht über das 
Material der vorliegenden Untersuchung und über ihre Ziele 
hinaus. 


Die andere Frage betrifft die Kompetenz des locoposi- 
tus. Auch hier fehlt eine direkte Antwort. Allein das ist 
aus dem Verzeichnis von 1208 klar, daß die von den gastal- 
diones geführten civitates, jede für sich einen Hochgerichts- 
verband bildet, und schon früher heißt darum der einzelne 
Stadtbezirk comitatus 5); der istrische Landfriede aber erweist, 
daß die einzelnen Städte neben dem Markgrafen und unab- 


1) 1017. Zuerst ist von den Abgaben der übrigen Bewohner von 
S. Lorenzo an den Bischof von Parenzo gesprochen. Et omnes arimannos 
dent panes X, congium de vino unum, et agnellum unum in festo 
S. Mauri per omnes annos. Et habeant cavallum suum, qui debeat 
ambulare cum seniore nostro episcopo pastore ecclesiae S. Mariae infra 
comitatum. — 3) Ob. $ 5 I. — 5) Vgl. die ausführlichen Register der 
Vornehmen von Triest und Muggia vom Oktober 1902; diese Stüdte 
wären einem deutschen Einfluß am günstigsten gelegen; trotzdem 
begegnen fast durchweg nur italienische Namensformen. — *) Aistulf 3. 
— *) Dezember 1145 populus polisanus de civitate et omni comitatu; 
noch deutlicher: Atti e memorie della società Istriana IV S. 6 (1220) 
in terra-pole et eius episcopatu sive comitatu. 
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hüngig von ihm Landfriedensgerichtsbarkeit ausübten. Nimmt 
man dann noch dazu, daß in Parenzo zu Anfang des 11. Jahr- 
hunderts der locopositus wahrscheinlich als vicecomes be- 
zeichnet wird!), dann ist der Schluß zwingend, daB gerade 
der locopositus als der hóchste Stadtbeamte ursprünglich die 
Hochgerichtsbarkeit geleitet haben wird. 

2. Neben dem locopositus stehen in den Quellen des 
10 und des angehenden 11. Jahrhunderts die scabini.?) 


Zunächst ist es sicher, daß die scavini absolut gar nichts 
mit der Grafschaft zu tun haben, sondern lediglich als Organe 
der einzelnen civitates handeln.?) Allerdings zieht sie der 
Markgraf zur Urteilsfällung in seinem colloquium heran ϐ), 
aber auch dann treten sie auf nach den Städten geschieden, 
denen sie angehóren. Natürlich sind in den einzelnen Städten 
die scavini Richter; aber gerade die frühesten Urkunden 
zeigen, daB sie ebensogut für die übrige Verwaltung der 
Stádte in Betracht kommen, und vor allem vólkerrechtliche 
Verträge mit schlieBen.5) 

Ihnen zeitlich voraus gehen die iudices, welche das placi- 
tum von Risano nennt und welche gewühlte Beamte sind und 
ihnen folgen seit dem 11. Jahrhundert wiederum iudices.*) 
Die Frage ist nun: handelt es sich dabei immer wieder um 
neue Ämter oder lediglich darum, daß für den aus byzan- 
tinischer Zeit herübergenommenen Kommunalrichter zeit- 
weise das germanische Wort scavinus gebräuchlich wird? 
Die einzige verlüssige Antwort ergibt sich aus den Zahlen- 
verhültnissen. 

Parenzo hat nun 933 4 Vertreter, 991 sind es wieder 
4 Vertreter, die diesmal alle mit Einschluß des locopositus 
scavini heißen; 1194 treten neben dem potestas 3 rectores 


1) Ob. S. 279 N. 5. — 3) Außer den in 8. 279 N. 4 bis 8.280 N.1 
erwähnten scabini kommen für Pirano vor: 933 4 Vertreter, von denen 
der erste ausdrücklich als scavinus bezeichnet ist. 991 kommen von Pirano 
2 scavini vor. — Für Cittànova sind 983 2 Vertreter erwühnt, aber nicht 
ausdrücklich als scavini bezeichnet; 991 hat es 8 scavini. — Muggia 
ist 933 durch 2 Leute vertreten, die freilich nicht ausdrücklich als 
scabini bezeichnet werden. — *) So in den Urkunden von 932, 933, 991. 
— 4 991. — +) 982, 983, 977. — *) Für das folgende die nach m. M. 
allerdings unzutreffenden Ausführungen von Benussi S. 589, 695. 
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aufi), von denen es aber mehr als zweifelhaft ist, ob sie 
hierher gehóren und nicht vielmehr mit den später zu be- 
sprechenden consules zusammenfallen. 1299 begegnen dann 
wieder neben dem potestas 4 iudices?) und mehr, aber nicht 
viel mehr als 2 giudici setzten auch die Statuten aus dem 
14. Jahrhundert voraus.?) 


Pirano hat 933 4 Vertreter; wenn 991 nur 2 scavini 
erwähnt sind, so ist ein sicherer Schluß nach oben nicht 
móglich; denn auch Triest, das sicher mehr scavini hat, hat 
hier nur einen zum markgräflichen colloquium entsendet. 
1270 aber hat Pirano zu Hochrichtern (de regalia) den 
gastaldio und 3 iudices, also 4 Leute*); 1294 stehen neben 
dem neueingeführten potestas im ganzen 4 iudices." Im 
vorausgehenden 13. Jahrhundert aber kommen die iudices 
in der Zweizahl vor.®) 


Triest hat 933 3 Vertreter, darunter einen locopositus; 
991 wird ein scavinus — vielleicht der locopositus — ge- 
nannt. 1115 stehen neben dem locopositus 2 iudices?); 1139, 
wo das Amt des locopositus zu einem für die Stadtregierung 
einflußlosen Titel geworden ist*), begegnen neben diesem 
und dem gastaldio 3 iudices und diese Zahl wird dann in 
der Zukunft festgehalten. ?) 


Pola hat 933 4 Vertreter!°); 991 nimmt es am Collo- 
quium keinen Teil; 1145 werden neben dem locopositus und 


1) 15. Nov. 1194. — 3) 25. Juli 1999. — 3) Die Statuten, welche 
in einer Erneuerung von 1363 vorliegen (Atti Istriani II. 1846), erwähnen 
zwar sehr hüufig die giudici neben dem podestà und neben den con- 
siglieri, aber sie geben nur eine Angabe dahin, daß dieselben sicher 
mehr als 2 sein müssen; mindestens 2 müssen tüglich dem podestà 
beisitzen (lib. III. c. 84). — Die tatsüchliche Zahl der Richter finde ich 
aber nicht angegeben. — In einer bischôflichen Schenkung vom Juli 
1114 sind als Zeugen nur 2 iudices angegeben. Da es sich aber hier 
um keine Angelegenheit der Stadt handelt, so kann aus dieser Zahl 
kein Schluß gezogen werden. — *) Ob. 8 6 S. 273 N. 1. — *) 6. Febr. 
1294. — *) 7. Mai 1930, 27. Mürz 1259, 10. Mai 1268. — 7) 12. Okt. 
1115. — *) 20. Juni 1199. — *) So 26. Okt. 1202, wo auBer dem gastaldius 
und den 3 iudices weitere Beamte nicht erwühnt werden; 1982 (ohne 
weiteres Datum), 1. Mai 1905 usw. Ein Capitulare dieser Richter von 
1233 bei Minotto I. 1 S. 18f. — 1°) Nicht mehr: vgl. oben S. 279 N.5. 
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dem Andreas de locoposito noch 2 iudices erwühnt!); 1194 
stehen neben dem locopositus 3 Vertreter. In den Sta- 
tuten*) aber, welche, wie gesagt, erst dem 15. Jahrhundert 
angehören, aber älteres Material verarbeiten, begegnen 
9 giudici delle dasioni unter dem conte und seinen consiglieri; 
sie üben die niederere Zivilgerichtsbarkeit aus. Aus der 
höheren sind sie durch den conte verdrängt. 


Capodistria hat 932 einen locopositus und 4 scabini, 
933 4 Vertreter, von denen einer der locopositus ist, ein 
anderer gelegentlich als scavinus bezeichnet wird, 991 
4 scavini, worunter wieder den locopositus.*) Neben zu- 
filliger Verwendung gerade nur eines iudex in Füllen, in 
denen aus natürlichen Gründen nicht das volle Richterkolleg 
erwartet werden darf*), treten 11869) 2 iudices als Zeugen 
einer Verfügung auf, welche der potestas von Capodistria 
zusammen mit den 4 consules vornimmt; ein andermal weif 
man nur, daß dem rector und den consules der Stadt 
mehrere iudices zur Seite stehen.") 


Muggia, das 933 mit 2 Leuten auftritt, hat in einer 
vollständigen Aufzählung von 1202 auch nur 2 iudices. 5) 


Für Cittànova, das 933 2 Leute entsendet und 991 
3 scavini hat, versagen spüter die Angaben. 


Das sind die zugünglichen Zahlen, welche schon auf 
den ersten Blick eine gewisse Gleichfórmigkeit ergeben und 
weit hinter dem Betrag der Urteilsfinder (12 oder 7) zurück- 
bleiben, welchen die germanischen Quellen im Süden und auch 
im Norden haben. — Sieht man dann aber genauer zu, so 
sind die Vertreter jeder Stadt im 10. Jahrhundert und die 
iudices später fast überall für die einzelnen Städte sich an 
Zahl gleich. Man muß hier einfügen, daß dabei die Rech- 
nung in den civitates um den Betrag einer Person spielen 
darf, weil der in den civitates fungierende locopositus bald 


1) Dezember 1145. — 3) Ob. S. 279 N. 6. — 3) LI. c. 9. — 8) Ob. 
S. 279 N.3. — 5) 3. Dezember 1082, 15. Mürz 1135 handelte es sich 
nur um Bezeugung einer Privaturkunde; Mitte Dezember 1145: hier 
geht der eine iudex mit dem gastaldio nach Venedig, hier müssen 
iudices zurückgeblieben sein. — *) 5. Juli 1186. — 7?) XIV die exeunte 
Decembris 1194. — *) Mitte Oktober 1202. 
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zu dem Richterkolleg gerechnet wird, bald neben ihm 
steht.!) 


Zieht man diesen Umstand in Rechnung, so ergibt 
sich eine vollstindige Zahlengleichheit in Parenzo, Pola, 
Triest, Muggia. In Capodistria steht der Betrag von 4 Leuten 
im 10. Jahrhundert fest, in Cittànova der von 2 (3) Leuten. 
Später handeln einmal in Capodistria 2 Leute, und in Pirano 
ist ein Schwanken zwischen 2 und 4 Leuten vom 10. bis 
in das 13. Jahrhundert zu erkennen. Möglich, daB da bloße 
Zufüligkeiten eine Rolle spielen; aber auf etwas anderes 
führt es, wenn nach dem Statut von Parenzo immer 2 von 
den mehreren Richtern dem podestà beisitzen muften?), wie 
noch in Italien dem podestà ganz gewöhnlich zwei iudices 
zur Seite stehen: so kann móglicherweise auch in Pirano 
und Capodistria eine ähnliche Norm gewirkt haben.?) Jeden- 
falls zeigt sich, daß gerade in den größten Städten — Triest, 
Pola, Parenzo — zahlenmäßig das Richterkolleg immer das 
gleiche ist. Überall aber handelt es sich um ein Kolleg 
von 4 oder 2 Mitgliedern.*) 


Im 10. oder Anfang des 11. Jahrhunderts hießen nun, 
wie gesagt, die Vertreter scabini. In dem Beleg von 932 
und 991 heifen alle Kollegialmitglieder, dort aufer dem 
locopositus, hier mit Einschluß desselben, scabini. 933 werden 
in dem Verzeichnis, in dem die Behórden der einzelnen 


1) Ob. S. 280 N. 2. — 2) 1. III. ο. 94. — 3) Grundlegend vielleicht 
das venezianische Recht, welches immer den Beisitz von 2 der 3 Richter 
verlangt: Bertaldus splendor S. 9. — *) Es paßt dazu, wenn in dem 
alten Rovigno, das schon im placitum von Risano auftritt, nach den 
Statuten, welche aus dem 15. Jh. stammen, aber in ihrer Wurzel schon 
in das 19. Jh. zurückgehen (Benussi-Jve: Storia e dialetto di Rovigno 
S. 111) mit dem podestà zusammen 3 giudici die Zivil- und Kriminal- 
gerichtsbarkeit üben (ebenda S.88); ültere Belege fehlen aber hier. — 
Ebenso hat Umago nach dem Statut von 1528 I. c.4 (Atti e memorie della 
società Istriana VIII S. 245) neben dem podestà 3 iudices. — In Albona 
stehen 1420 neben dem podestà 2 giudici: archeographo Triestino nuov. 
s. I. Suppl. S. 3 li qual (24 consegieri) tra le altre per ballote dieban 
elezer dui giudici del consegio; ebenso (S. X N.) scheinen in den alten 
lateinischen Statuten des 14. Jahrhunderte 2 iudices vorgekommen σα 
sein: ser Bastianus — iudex supradicte terre, ser Bratogna — socius 
eius. 
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Städte aufgezählt sind, zwar zweimal die locopositi genannt, 
aber die Bezeichnung scavinus ist nicht angewendet. Allein 
einer der Vertreter von Capodistria wird in der vorausgehen- 
den Zeugenliste gelegentlich scavinus genannt und nach der 
Urkunde vom Jahre vorher sind auch die übrigen als Vertreter 
von Capodistria erwühnten scavini!): so muf man auch die 
Vertreter der übrigen Städte als scavini betrachten. Die 
Behórden selber sind der Zahl nach die gleichen; soweit 
man sehen kann, stimmen dann auch sachlich die scabini 
einesteils mit den iudices des placitum von Risano, andern- 
teils mit den spütern iudices darin überein, daß sie die 
regierenden Beamten der Kommune sind, später allerdings 
allmählich durch consules in den Hintergrund gedrängt. So 
bleibt nur übrig, in dem Ausdruck scabini einen neuen Namen 
für ein älteres Institut, die kommunalen iudices zu sehen. 
Der ältere, bodenstándige Name ist aber auf die Dauer der 
lebenskráftigere geblieben. 

Nach der Generalkonzession Ludwigs des Frommen muß 
das Richteramt ein Wahlamt gewesen sein?); und später ist 
dann dasselbe wieder angedeutet.?) So sind dann gewiB auch 
die scabini in der Zwischenzeit gewühlt. 

3. Wie in Dalmatien, so kommen auch in Istrien neben 
dem Richterkolleg seit der Mitte des 12. Jahrhunderts con- 
sules auf. | 

In Capodistria verfügen 1186 mit einem potestas 
zusammen 4 consules über Teile des Stadtgebiets zu Gunsten 
des Bischofs, und es fungieren 2 iudices lediglich als Zeugen.*) 
1194 werden dann die consules, die iudices und der große 
Rat (totius civitatis consilium) unterschieden.*) 1216 schließen 
der potestas und 2 consules Frieden mit Treviso.) 1239 
stehen der potestas und die consules dem gastaldio des Pa- 
triarchen und den iudices gegenüber, welche Hochgerichts- 
barkeit haben." 1262 verfügen in auswürtigen Sachen bei 


1) Ob. 8. 279 N. 4. — 3) S. 261 N. 6, — 3) Statuti di Parenzo 
HI, c. 5, Statuti di Pola I, 4. Auf Jahreswechsel führt es auch, wie 
die iudices von Triest 1233 ein Capitulare auf ein Jahr beschwören 
(Minotto I, 1, S. 188). — *) 5. Juli 1186. — *) XIV die exeunte De- 
cembri 1194. — *) 22. August 1216. — ?) Die interessante Urkunde bei 
Benussi S. 702; in dem von mir benutzten Müncbener Exemplar des 
codice Istriano fehlt die Urkunde. 
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Gewährung von Repressalien gegen Pirano nur die consules, 
und zwar sind es jetzt gerade wegen des Todes eines Kollegen 
nur 2, gewóhnlich aber 3.!) 


In Parenzo kónnen schon die 3 rectores von 1194?) 
hierher gehôren; dann werden 1205 und 1225 zusammen mit 
dem gastaldio 4 consules erwähnt, zu denen auch der maricus 
gehört?) und zwar bei Abschluß von Staatsverträgen. In 
den Statuten sind diese consules wieder verechwunden; denn 
die consiglieri, die hier vorkommen, sind weit zahlreicher, 
entsprechen einem grofen Rat, der aber natürlich noch von 
der allgemeinen Volksversammlung zu trennen ist.*) Hier 
scheint der podestà die consules ganz verdrüngt zu haben. 


In Pola erscheinen seit 1220 consules, bald 4 5), andere- 
mal vielleicht nur 2.*) Mit dem ersteren Betrag stimmt es ge- 
nau, daß in den Statuten 4 consiglieri gewählt werden, welche 
den conte bei Ausübung der Hochgerichtsbarkeit beraten”), 
wührend den giudici delle dasioni nur die niederere Gerichts- 
barkeit verblieben ist.) Hinter den consiglieri aber steht 
wie so oft ein consiglio di credenza von 10 Mitgliedern und 
auf diesen wird der Name consoli angewendet.?) So ist 
wenigstens in Pola der Name consul und consiliarius gleich- 
bedeutend, bezeichnet bald die engere, bald die weitere 
Ratsbehórde. 


In Pirano handelt in auswürtigen Angelegenheiten 1262 
der potestas mit den consules!°); 1283 schließen 4 consules 
einen Staatsvertrag in Anwesenheit von 3 nicht weiter be- 
zeichneten Würdentrügern, welche wohl die iudices sind, 
und von 3 precones; daneben steht noch das generale con- 
silium.!!) 1294 aber handelt statt der consules nur ein po- 


1) die octavo exeunte Octobri 1262. — ?) oben 8.286 N.1. — 
*) 21. Mai 1205, 7. Nov. 1225. — *) I. 2. Eid der consiglieri: sie sind 
offenbar identisch mit den 28 consiglieri in III. 4 und den 20 consiglieri 
in III. 6 (1966); andrerseits stehen sie der publica adunanza di tutta 
la communità di Parenzo (II. 107) gegenüber. — 5) Atti e memorie 
della società Istriana 1V S. 10 1225, S. 254 1223, 8. 264 1289. — 
*) Atti IV S. 7 1220, S. 256 (?), S. 261 1230, die Lesung scheint aber 
nicht recht verlüssig. — ? Statuti di Pola I. c. 7, c. 8. — 3) oben 
S. 287 Nr.3. — 9) Statuti di Pola I. 33. — 19) die oct. exeunte 
Oct. 1262. — 13) 26. Jan. 1288. 
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testas mit 4 iudices!), sodaß auch hier wie in Parenzo die 
eonsules durch den potestas verdrüngt scheinen. | 

Besonders lehrreich ist es, daB 1253 in Triest als 
Regenten der Stadt 3 consules auftreten und diese auch die 
Appellationen entgegennehmen; die regelmäßige Gerichts- 
barkeit, auch die Hochgerichtsbarkeit verbleibt dem gastaldio 
mit seinen iudices.?) 

So sind die consules ganz deutlich die spätere Behörde, 
welche bald neben dem gastaldio (potestas), bald ganz aus- 
schließlich an der Spitze der Stadt steht. Wesentlich die 
administrativen Angelegenheiten kommen ihnen zu; dabei 
sind sie aber doch so sehr die Regenten, daB sie in Triest 
die Appellationsgerichtsbarkeit erlangen. In Pola sind sie 
wenigstens die Gehilfen des conte in Ausübung der Hoch- 
gerichtsbarkeit. Dabei läßt sich aber eine Neigung des 
obersten ernannten Einzelbeamten erkennen, die consules 
zu beseitigen (Parenzo, Pirano), wie umgekehrt (Triest) die 
consules den obersten Einzelbeamten zurückgedrüngt haben.?) 

Schließlich will ich noch kurz die regales berühren, 
welche in den Urkunden des 13. Jahrhunderts ein paarmal 
begegnen. Das ist sowohl in Pirano, wie Capodistria deut- 
lich, daß die regales die Richter in Blutsachen (in placito 
regali) sind‘); in Pola aber, wo die regalia deutlich die 
Hochgerichtsbarkeit bezeichnet, müssen die regales ebenfalls 
die Hochrichter sein.5) Dabei sind die regales in Pola und 
Capodistria von den iudices unterschieden; andrerseits aber 
müssen in Capodistria die regales, welche im placitum regale 
über die großen Bannfälle richten, doch mit den consules 


1) S. 286 N. 6. — 3) die 14. exeunte Maio 1258. — 3) Das Auf- 
tauchen eines Rats (credenza, sapientes) zwischen den consules und 
dem großen Rat, der da und dort begegnet, braucht als eine späte 
Bildung hier so wenig untersucht zu werden, wie das alhnühliche 
Aufkommen der anziani. — *) Für Capodistria Benussi S. 702 1239. 
Der gastaldio richtet in Zivilsachen mit iudices; in Strafsachen cum 
auxilio et consilio potestatis vel consulum; de bannis vero c. bizanciis 
illi qui inciderint in placito regali per regales solvant; für Pirano 
ob. S. 273 N. 1. — 3) Atti e memorie della società Istriana IV S. 260 
1230 Verbesserung des Urteils secundum ius et usum regalie: hier ist 
regalia deutlich das Hochgericht. — Atti e memorie IV. S. 9 1233, 
&. 258 1230 potestas regalie cum suis iudicibus et regalibus. 
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zusammentreffen, welche in Blutsachen den Rat des gastaldio 
bilden.!) So werden hier die regales mit den consules gleich- 
bedeutend sein, welche ja tatsáchlich, wie wir sahen, in 
Pola Blutgerichtsbarkeit erwarben und die iudices zurück- 
drángten. Ob auch in Pirano die iudices regales von den 
ültern iudices verschieden sind, oder ob es hier nur die 
alten iudices sind, deren Kriminalgerichtsbarkeit betont 
werden soll, steht dahin.?) 


4. Unterhalb der besprochenen Kollegien erscheinen auch 
Vollstreckungsbeamte. Am vornehmsten scheint der mari- 
cus?) — ein Beamter, der ja auch in Italien ôfters vor- 
kommt; er steht in Parenzo zwischen oder vielleicht vor den 
consules. Bezeichnend ist, daB einmal in Pola von einem 
maricus portarum gesprochen wird.*) — Wahrscheinlich geht 
damit der für Capodistria neben den iudices genannte maior 
zusammen’) und es ist wohl möglich, entspricht der Stellung 
des maricus anderweitig, daB der ebenfalls in Capodistria 
schon 932 erwähnte advocatus totius populi?) der gleiche 
Beamte ist. Irgend welche Beziehungen mit diesem Organ 
kónnen auch die 3 precones von Pirano haben.") Es ist 
ferner denkbar, daß in diesen Vollstreckungsorganen die 
centarchi des placitum von Risano fortdauern. Aber für 
alle diese Annahmen fehlt jeder Beleg. 

In Triest wird, wie weithin in Italien, die Verkehrs- 
abgabe als curatura bezeichnet.?) Ob aber — ähnlich allen- 
falls dem, was sich im sardinischen Recht und auch einigen 
kontinentalen Quellen findet — hier noch in byzantinischer 
Zeit oder unter den Franken ein curator bestanden hat, ob 


1) S. 291 N. 4. — *) So handelt es sich bei den regales nicht um 
,consules de placitis*, wie Benussi S. 702 annimmt, sondern wenigstens 
in Pola und Capodistria um ,consules de communi". — ?) Die von Kandler 
öfters z. B. atti e memoire della società Istriana II fasc. 3 S. 18 be- 
hauptete Ableitung von magistratus vici ist m. W. nicht belegt und 
scheint mir unmöglich. — *) 7. Nov. 1225 D. D. gastaldio una cum 
Urso marico civitatis Parentinae, D. Artengo, D. Petro de Rolando, 
et D. Engaldeo consulibus; die 14 exeunte Dec. 1282 betrachtet als 
Stadtregenten: potestates, gastaldiones, maricos, rectores et ancianos, 
consiliarios et officiales. — ®) 5.Juli 1186. — *) 14. Januar 982. — 
1) 26. Jan. 1983. — *) 8. August 948. 
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nicht vielmehr dafür wenigstens der neue Name mutarius!) 
eingetreten ist, entzieht sich jeder Bestimmung. 


88. Die Bischófe. 


Mit einer Ausnahme haben in Istrien die Bischófe so- 
wenig die Stadtherrschaft erworben, wie in Dalmatien.?) Den 
Endpunkt für die Untersuchung ergibt insoweit das Ver- 
zeichnis der markgrüflichen Hoheitsrechte von angeblich 1208, 
welches aufer in Triest und seinen Nebenorten und in der 
Grafschaft überall Hochrichter des Markgrafen erwähnt und 
so einer bischöflichen Hochgerichtsbarkeit keinen Platz läßt. 


Im einzelnen kommt einmal das kleine und ohnmächtige 
Bistum Pedena in Betracht. Das Gebiet von Pedena und 
Pisano schenkt der Kónig 1012 an Aquileja?); so kann da- 
mals unmóglich eine Herrschaft des Bischofs bestanden 
haben; später aber gehört das Gebiet — offenbar als Vogtei — 
zur Grafschaft.*) 


In Capodistria zahlen 976 die dort ansüssigen Leute 
eine Abgabe an die kónigliche Gewalt und der Kónig ver- 
fügt über diese Abgabe.) Damit ist jede bischófliche Ge- 
walt ausgeschlossen, die sich gewiß zuerst im Steuerrecht 


geäußert hätte, und sie begegnet auch nirgends in den 
Quellen. 


Interessanter lauten die Nachrichten über Parenzo. 
Die Fülschung 8), welche dem Bischof Eufrasius und dem 
Jahr 543 zugeschrieben wird und die ja wohl tatsüchlich 
irgend welche byzantinische Vorlage benutzt haben muß”), 
behauptet allerdings, daß die ganze Bevölkerung auf der 
terra ecclesiae sitzt; als die einzige Folge daraus wird aber 
hingestellt, da8 dem Bischof deshalb die quarta zukommt, aber 
auch den Kanonikern ihre decima verbleibt. Der gleiche 


1) 8. August 1017. — *) Gerade das Gegenteil Benussi S. 210—285. 
— 35) Benussi 8.329 N. 14. — *) Benussi S. 262, 477 (n. 91), S. 478; 
dann das von Kandler zur großen Urkunde von angeblich dem 5. Mai 
1275 8.41 Bemerkte. — *) ob. S. 274 N. 4. — *) Dasu Benussi in Atti 
e memoire della società Istriana VIII 8. 49 — 51, der die Fülschung 
ähnlich wie hier zerlegt und noch etwas jünger ansetzt (1922). — 
7) 85 S. 256 N. 1. 
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Anspruch wird in dem Gerichtstag von 1194 erhoben und 
mir scheint jene Fälschung gerade für diesen Rechtsstreit 
hergestellt'): weil die Gemeinde ihr ganzes Territorium von 
der parentinischen Kirche hat, deshalb sollte sie dem Bischof 
quartas de frumento et de vino vigesimum congium geben. 
Nun ist es klar, daB die quartae de frumento nicht allen- 
falls auf ein Hohlmaß gehen können. Denn dann hätte ja 
jeder in der Form einer Kopfsteuer denselben Betrag vom 
Getreide geleistet und das paBt nicht zu dem Ánsatz der Wein- 
abgabe, welche deutlich eine Ertragsquote ist. Aber welche 
Quote sind die quartae? Ein Viertel vom Getreideertrag 
kann nicht gemeint sein, das wäre wiederum den bloßen 
5% bei der Weinabgabe gegenüber ganz unverhältnismäßig. 
Nun tritt aber auf Grund der uralten Teilung der bischóf- 
lichen Einkünfte überall in Italien eine bischófliche quarte- 
sima decimatorum auf?) und so gerade besonders in Istrien 
selber?); darum wird eben einfach der Bischof von Parenzo 
das Zehntrecht ganz und gar an den Kanoniker ver- 
loren haben und will sich nun durch die Fülschung dennoch 
die quarta retten. Da die Zehntpflicht als rein weltliche 
Grundlast behandelt wird, so kommt der Fülscher zu einem 
Obereigentum des Bischofs an der Stadt; aber gerade diese 
Art der Begründung zeigt, daB dem Bischof jedes andere 
Hoheitsrecht gefehlt hat. — Einen weitern Beweis ergibt 
die Urkunde von 1081, in der — erfolglos — der Kónig das 
Bistum Parenzo an den Patriarchen von Aquileja schenkt *): 
die beabsichtigte Wirkung der Schenkung ist, daß dem 
Patriarchen bischôfliche Investitur übertragen wird‘), dann 


!) 15. Nov. 1194. — 3) z. B. Cod. Padovanus II. 157 1124 excepta 
tamen tertia portione de decimis, quas quartissime vocant: sie gehüren 
ursprünglich dem Bischof. I. 577. 1152 Bischof erhült von den Be- 
Sitzungen eines Klosters fodrum und quartesima. III. 1087 1172 Bischof 
verfügt über quartesium decimarum des ganzen Gebiets von Padua. 
— 3) δ. Dez. 1082 Bischof schenkt ein plebanatus — cum quarta parte 
de decima ; 2. Kal. Febr. 1187 der Bischof von Triest hat an die Stifts- 
kirche von Pirano primitias et quartisias decimarum geschenkt. 9. Okt. 
1234 der Bischof von Triest tibertrigt dem Grafen von Górz quartisias deci- 
marum. — *) Stumpf acta imp. ined. n. 75 (Benussi S. 300). — *) quando 
episcopus eiusdem loci nature debitum persolverit, iam dictus patriarcha, 
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aber, daf der Bischof und die Stadt die Abgabe, welche 
sie bisher an die kónigliche Gewalt zahlten, an den Patri- 
archen zahlen sollen.!) Hätten bisher die Bischöfe von 
Parenzo Hoheitsrechte gehabt, so hütte das hier erwühnt 
werden müssen. Freilich, wie schon in der Zeit des pla- 
citum von Risano sehr große Grundherrschaften hervor- 
treten?), so hat der Bischof von Parenzo sehr bedeutende 
Patrimonien gegen den Osten der Halbinsel, die, wie schon 
erwühnt, eine Grundlage der spütern Grafschaft von Istrien 
bilden; dort steht ihm dann die Hochgerichtsbarkeit zu.?) 
Aber all das reicht nicht zu einer gräflichen Gewalt des 
Bischofs über seine Diózese aus. 

In Pola fehlen alle Belege für eine bischófliche Graf- 
schaft. Da8 der Bischof von Pola wie der von Parenzo 998 
die Venezianer an der Spitze des Volkes empfängt*), führt 
hier ebensowenig zu einer weltlichen Gewalt desselben, wie 
drüben in Dalmatien; der comes von 1145 aber ist mit 
keinem Wort als bischóflicher comes bezeichnet.) 

Dasselbe gilt für Cittänova; daß 1038 der König an 
das Bistum die Grundherrschaft von 8. Lorenzo gibt*), zeit- 
weilig auch den Ort Umago"), aus dem dann eine Stadt 
wird, ist natürlich kein Beweis für irgend eine Grafengewalt. 

Ganz anders liegt die Sache für Triest. Hier schenkt 
9483) der König dem Bischof wirklich eine Reihe von Be- 


nostro cure, nostro more, nostra lege alium in locum eius eligendo 
pastorale virga et episcopali annulo investiat, investiendo intronizet 
intronizatum more solito ordinet. 

1) Vgl. Text in $86 S. 274 N. 4. — 1) Hierher gehört namentlich 
der grosse fiscus in Cittänova mit 200 coloni, den Kandler in seinem 
Kommentar S.11 und auch sonst ganz irrig mit der civitas verwechselt, 
sodaß er die 200 coloni als Gesamtbevölkerung von Cittänova be- 
trachtet. — 3 Hierher der Ort S. Salvator bei Novaro (Benussi S. 476 
N. 11), wo nach der Urkunde von 1017 (S. 284 Ν. 1) der Bischof auch 
das Aufgebot der herimanni (Kandler zu dieser Urkunde) hat; dann 
Castiglione, wo nach Urkunde von die IV exeunte m. Augusti 1179 der 
Bischof die Kriminalgerichtsbarkeit hat. — *) S. S. VII S. 81 2.43, 
2.49. — *) So ganz ohne Begründung Benussi 8. 260f.; dazu oben 
S. 281. — *) 17. August 1038. — 1) Benussi S. 255; spüter ist es bei 
dem Bistum Triest. — *) 8. August 948; von der Urkunde existiert 
auBerdem noch eine im Interesse der Stadt gefertigte ungeschickte 
Entstellung, welche auch auf 8 August 948 datiert ist. 
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rechtigungen 1. omnes res iuris nostri (wohl Fiskalbesitz), 
2. districtum et publicam querimoniam in der Stadt und 
3 Meilen im Umkreis, 3. murum, 4. curaturam und vectigal 
in der Stadt und 3 Meilen im Umkreis, 5. das placitum 
principis in demselben Umkreis und zwar, wie dies ófters 
in gleichzeitigen italienischen Urkunden gesagt ist, mit der 
Kompetenz eines comes palatii. — Hier hat der Bischof also 
diejenige Hochgerichtsbarkeit, welche als das placitum prin- 
cipis bezeichnet wird. Daß in der Stadt keine andere Hoch- 
gerichtsbarkeit vorkommt, ist nicht gesagt. 1139!) tritt dann 
trotz dieser bischóflichen Gewalt die Stadt als vollkommen 
organisiertes Gemeinwesen auf; aber sie prozessiert wie ein 
Vasall des Bischofs vor diesem gegen einen anderen Vasallen 
des Bischofs über ihr Territorium. 1236 verzichtet der 
Bischof auf sein Recht?), 1253 noch einmal?); aus der letzten 
Urkunde kann man sehen, daß ein offenbar bischöflicher 
gastaldio zusammen mit den kommunalen iudices die Hoch- 
gerichtsbarkeit übt und der Bischof die Appellinstanz dar- 
über ist. — Es konkurriert also in Triest die Hoheit des 
Bischofs mit der Kommunalgewalt gerade so, wie sich das 
Regiment des Markgrafen neben der Gerichtsbarkeit der 
übrigen Gemeinden durchsetzt. Diese bischôfliche Hoheit 
ist aber nicht allmählich gewachsen, sondern beruht auf 
königlichem Privileg, und nur hier, wo ein solches könig- 
liches Privileg gegeben ist, hat sich die bischófliche Hoheit 
entwickelt. 


III. $9. Die Grundlagen. 


Die Untersuchungen über die Verfassung Dalmatiens und 
Istriens haben eine vollstándige Gleichartigkeit beider Lánder 
ergeben.*) 


1) 20. Juni 1189. — 3) 21. Febr. 1236. — *) die VI exeunte Maio 1253. 
— 4) Ein Punkt, auf den ich nur hinweisen will, ist, daß die zwei- 
mal in Dalmatien bezeugte höchste Exekutivstrafe von 100 Sol. (Ratki 
32 1032; Stat. Spal. IV. 106; cf. $ 4 S. 247 N. 1) einmal auch in Istrien 
sich findet (S. 291 N. 2). Zu irgendwelchem SchluBe genügt das 
nicht. 
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Hier wie dort ist das Land ein Φέμα geworden und 
steht in byzantinischer Zeit unter einem hóchsten Militür- 
beamten, dort dem dux, hier dem magister militum. In 
Dalmatien hat sich das oberste Amt bis ins 12. Jahrhundert 
gehalten; in Istrien tritt statt des byzantinischen magister 
militum ein fränkischer dux ein. Doch hat sich die Unter- 
ordnung Istriens unter das Exarchat noch bis in das 
14. Jahrhundert darin geäufert, daB die weltliche Appell- 
instanz über Pola, die istrische Hauptstadt, dem Erzbischof 
von Ravenna zusteht — ein Zeichen für die Festigkeit rômi- 
scher Einrichtungen und für die Schonung, mit der sie von 
Langobarden und Franken behandelt wurden. 


Unter dieser hóchsten Gewalt folgen keine weiteren 
kóniglichen Beamten mit Hochgerichtsbarkeit, sondern sofort 
die groBen Kommunen, deren Verband auch das ganze flache 
Land erfaßt. Was im italienischen Recht des 9. und 
10. Jahrhunderts wenigstens durchschimmert, ist in unsern 
östlichen Gebieten ganz deutlich: das ganze Land zerfällt in 
Städterepubliken, von denen die größten Sitze von Bischöfen, 
die andern wenigstens castella (castra), also Burgen sind. 
Keine Rede also, daß irgend eine Revolution diese Gemein- 
wesen geformt hátte; sie sind von der Rómerzeit her da 
und haben sich nach dem placitum von Risano in dem frün- 
kisch gewordenen Istrien genau so erhalten, wie gemäB der 
Angaben des Constantin Porphyrogenitus in dem byzan- 
tinisch gebliebenen Dalmatien. 


In diesen Städterepubliken hat der Bischof eine óffent- 
liche Gewalt nicht errungen. Wührend im Westen überall, 
wenn auch in verschiedener Intensitàt '), sich so etwas von 
selber entwickelt, ist auf diesem viel länger byzantinisch geblie- 
benen Boden keine Rede davon: es bleibt hier bei den rómi- 
schen Verhältnissen, in denen der Bischof nur der einfluß- 
reichste Mann, der vornehmste Wühler in der Kommune ist. 
Deshalb hebt sich um so schärfer das Recht des Bischofs von 
Triest ab, welches freilich seinerseits die Kommunalgewalt 
nicht hat beseitigen kónnen. Gerade das Triestiner Beispiel 
erlüutert deutlich, wie man sich auch in Italien die Ver- 


1) Meine V. G. I S. 820f. 
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leihung von Hoheitsrechten an die Bischôfe im Verhältnis 
zur Gemeinde zu denken hat. Es beweist aber auch, daß 
die Stadtprivilegien zu Gunsten der Bischófe, wie sie seit 
dem 10. Jahrhundert in ganz Westeuropa, vor allem aber 
in Deutschland und Italien vorkommen, wirklich ein ganz 
neues Recht geschaffen haben.!) 


Die kommunalen Machthaber in diesen Gebieten sind 
nun ursprünglich von zweierlei Art. Auf der einen Seite 
stehen die Offiziere des Heeres, auf der andern die zivilen 
iudices und die Klassen, aus denen dieselben hervorgehen. 


Die Offiziere, zu denen der dalmatinische dux und der 
istrische magister militum selber zählen, sind ganz und gar 
aus der rómischen Heeresverfassung herübergenommen; allein 
sie haben ihren Charakter verändert. Das gesamte spät- 
rómische und byzantinische Reich wird durch ein immer 
zunehmendes Wachsen der lokalen Autonomie, welche durch 
den Provinzialadel geübt wird, bestimmt und es ist eine 
der unbegründetsten Phrasen, wenn man stets die bureau- 
kratische Zentralisierung des ôstlichen Imperium betont; nicht 
eine gegen die alte Kaiserzeit gesteigerte, sondern eine an 
Einflu8 und Zahl immer mehr abnehmende Bureaukratie hat 
Byzanz von den zunächst ganz unbureaukratischen Staaten des 
Westens unterschieden und die Ausbildung der Themenver- 
fassung ist lediglich das eine Moment in dem Rückgang der 
schreibenden Zivilverwaltung. Das andere ist das starke Her- 
vortreten der Lokalgewalten schon seit Iustinians sanctio prag- 
matica und Iustins II. allgemeiner Konzession.?) So sind denn 
weithin die Heerämter Kommunalümter geworden. — In Istrien 
und in Dalmatien gerade so wie in Venedig werden die Offi- 
ziere von den Gemeindebürgern gewählt, und zwar auch der 
Oberstkommandierende selber, der dadurch in Dalmatien wie 
in Venetien mit einer bestimmten Stadt seines Gebiets fest 
verbunden wird, wührend in Istrien die Obergewalt durch die 
Franken vom kommunalen Einfluß schließlich befreit worden 


1) Meine V. G. II S. 258f. — *) Sanctio pragm. ο. 12; Iust. II nov.5 
c.1; dazu Hegel, Geschichte der Stüdteverfassung in Italien I 8. 142; 
L. M. Hartmann, Untersuchungen S.41; Diehl, Études sur l'administra- 
tion byzantine dans l'exarchat S. 138. 
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ist. — Auch die Offiziere unter dem Hóchstkommandieren- 
den sind kommunal geworden. Aber welches ist ihre Amts- 
gewalt? Ist in Istrien, wo sie früh verschwinden, nur deut- 
lich, daß sie nicht die Richter sind und daß sie wenigstens 
bei der Steuereintreibung als Vollstreckungsorgan verwendet 
werden, so ist in Dalmatien der tribunus ganz allgemein 
der Vollstreckungsbeamte. Das paßt vollkommen zu den 
Angaben der spütrómischen Quellen: diese gehen zwar zu- 
nüchst von der Exekution aus, die der rector provinciae 
durch sein officium vorzunehmen hat und lehnen die mili- 
tärische Exekution ab‘), allein gerade die häufigen Verbote 
beweisen eine gegenteilige Praxis; schon 397 kann der 
Kaiser die militärische Exekution gewähren?) und anderthalb 
Jahrhunderte später sucht sie der rector provinciae direkt 
nach, wenn die zivile Vollstreckung nicht ausreicht?): die 
Hilfe aber wird ganz entsprechend dem dalmatinischen Recht 
von tribuni und vicarii geleistet.) Mit dem Verschwinden 
des rector provinciae und seines officium ist es dann ganz 
natürlich, daß die Offiziere das einzige Vollstreckungsorgan 
geworden sind.°) — Umgekehrt wird es aber gerade dadurch 
erklärlich, wenn diese militärischen Ämter zu Ämtern der 
Kommune werden, welche ja jetzt allein die Zivilgewalt 
handhabt. — In Istrien und Dalmatien sind die Offiziere 
über die Vollstreckungsmacht nicht hinausgekommen und 
hielten sich also ganz in der Linie, welche das römische Recht 
ihrer Einwirkung auf die Zivilbevölkerung zog. Nicht die 
tribuni sind die Richter der Stadt geworden. Daß aber 
auch sie den städtischen iudices unterstehen, bedeutet die 
Beseitigung der römischen Militärgerichtsbarkeit. Mag sein, 
daß das mit einem Rückgang der Militärgerichtsbarkeit über- 
haupt zusammenhängt; mag aber auch sein, daß es aus 


1) C. Th. I. 21. 1 (= C. Iust. I. 46. 1), C. Iust. I. 40. 8, III. 2. 1. — 
*) C. Iust. III. 13. 5. — *) C. Iust. IX. 39. 2. — *) C. Iust. III. 18. 5. IX. 
89. 2 (auch Basil. LX. 27. 4). Ed. Iust. XIII. 11. 8. 1. — *) Die ganze 
Erscheinung hat gar nichts zu tun mit den angeblichen tribuni einer 
Kommunalmiliz, welche Lécrivain (mélanges d'archéologie et d'histoire 
IX S. 974f) in einigen Texten des 2. und 3. Jahrhunderts gefunden 
haben will, und die nach m. M. ganz unrichtig gedeutet sind. Dagegen 
mit Recht Sickel M. Ò. J. Erg.-B. III 8. 500. 
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einer in der ostgotischen Zeit bezeugten Einordnung der 
angesiedelten Soldaten in die Kommunalverbände sich er- 
klärt.!) 

Die Leitung der einzelnen civitates haben bis in das 
12. Jahrhundert die Richterkollegien. — Erst von da ab sind 
daneben und darüber andere Regierungsbehörden zu er- 
kennen. In Istrien wie Dalmatien ist es einesteils der Einzel- 
beamte, der comes oder gastaldio, welcher von dem Ober- 
herrn (Venedig, Ungarn, dem Markgrafen, dem Bischof von 
Triest) eingesetzt oder dessen Wahl wenigstens beeinflußt 
wird: in Dalmatien steht das Amt in genauer Beziehung 
zu dem älteren prior, in Istrien ist der gastaldio neben dem 
früheren locopositus aufgekommen, und der gewählte Einzel- 
beamte, der in Gegensatz zu diesem gastaldio tritt, heißt 
dann potestas, ohne daß hier eine direkte Verbindung mit 
dem locopositus nachweislich oder auch nur wahrscheinlich 
wäre. — Neben diesem Einzelbeamten oder da und dort auch 
an Stelle der Einzelbeamten stehen dann aber verwaltende 
consules oder consiliarii: in Dalmatien tritt dabei besonders 
hervor, daß sie den Richtern als Rat dienen; in Istrien 
äußert sich die Beziehung zu dem Einzelbeamten stärker: 
wiederholt werden sie zur souveränen Behörde über den 
iudices und mit Zurückdrängung der herrschaftlichen Einzel- 
beamten. Es ist gar kein Zweifel, daß diese späteren regie- 
renden consules oder consiliarii mit den italienischen con- 
sules de communi identisch sind; das Wechseln zwischen 
gastaldio (comes) und consules illustriert dabei vollkommen 
den Kampf, der in Italien im 12. Jahrhundert zwischen dem 
herrschaftlichen potestas und den consules de communi ge- 
führt wird; darum sind eben die Rechtszustände unserer 
östlichen unentwickelten Gebiete so wertvoll, weil dort die 
gleichen Prozesse, wie in Italien, erst später eintreten und 
deshalb klarer verfolgt werden können. Für hier genügen 


1) Wenn es in lustinians sanctio pragm. 23 heißt, daß der Streit 
zwischen 2 Romani durch die civiles iudices entschieden werden soll, 
so kann das die Beseitigung der Militärgerichtsbarkeit in demselben 
Augenblick begründen, in welchem die zu einer vornehmen Miliz ver- 
wandelten Soldaten nur mehr als Romani angesehen werden. — Für die 
zweite Möglichkeit S. 304 N. 2 f. 
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freilich diese Andeutungen; denn das hat das Bisherige eben 
ergeben, daß das ältere Kolleg die iudices sind, welche 
unter diesem Namen oder als consules de placitis auch in 
Italien überall sich finden und dort gleichfalls die frühere 
Behórde sind. 


Diese iudices, welche in Istrien und Dalmatien vor- 
kommen, führen in Istrien über ein Jahrhundert lang den 
fränkischen Namen scabini. Schon die Gleichartigkeit in 
Istrien und Dalmatien spricht dagegen, daß dem fränkischen 
Namen irgend eine fränkische Einrichtung entspricht und in 
der Tat sind die iudices schon in dem placitum von Risano 
bezeugt. Die Entscheidung geben aber die Zahlenverhält- 
nisse. In Dalmatien sind ursprünglich die iudices allemal 2. 
In Istrien begegnet eine Vierzahl von iudices (bald den 
locopositus eingerechnet, bald denselben ausgeschlossen) in 
Parenzo, Pirano, Pola, Capodistrie, dann auch — aller- 
dings spät bezeugt — in Rovigno und Umago. In Muggia, wo 
kein locopositus vorkommt, sind es 2 iudices, ebenso in 
Triest 2 iudices außer dem locopositus und wiederum nach 
späten Quellen in Albona 2 iudices. 


Es ist nun, wie schon betont, ganz unmöglich, diese 
konstanten Zahlenverhältnisse, welche auf irgend einer all- 
gemein gültigen Regel beruhen müssen, aus germanischem 
Einfluß zu erklären. Nicht nur der innere Grund steht dem 
entgegen, daß nirgends die germanischen Urteilsfinderkolle- 
gien aus 2 oder 4 Leuten bestehen, denn allenthalben, auch 
im Norden, sobald sich eine Urteilsfinderbank abhebt, urteilen 
12 oder 6 Leute; vor allem aber kann man dalmatinisches 
Recht, das nie durch fränkisches Recht beeinflußt war, nicht 
durch germanische Elemente deuten. 


Anders ist es, wenn man auf die römische Munizipal- 
verfassung zurückgeht, zu der das placitum von Risano und 
das dalmatinische Recht eine Brücke schlagen. Man kann 
die Verbindung nicht mit dem Hinweis auf den angeblichen 
Verfall der Kurie ablehnen. Denn jedenfalls für den Osten, 
der hier und zunächst allein in Betracht kommt, steht die 
Existenz der Kurie bis in das 10. Jahrhundert hinein unbe- 
dingt fest: wie die einzelne πόλις noch als Rechtssubjekt 


302 Ernst Mayer, 


auftritt!), so haben noch unter Leo dem Weisen, also im 
Anfang des 10. Jahrhunderte, ganz allgemein βουλευταὶ — 
also curiales — und βουλευτήρια (curiae) bestanden und 
haben bis dahin die freie Wahl der Kommunalbeamten 
besessen?); Leo der Weise erst versucht dieses Wahlrecht 
zu beseitigen. — Die Zweizahl der dalmatinischen iudices 
kehrt nun in der Rómerzeit wieder. Alle Städte, welche 
im Mittelalter eine Rolle spielen — also Salona (Spalato), 
Iadera, Apsarus, Decatera (Cattaro), Epidaurus (Ragusa), 
Arbe werden von duumviri iuredicundo regiert; für Trau 
allein ist das Zahlenverhältnis nicht nachweisbar; quatuor- 
viri haben nur Epetium, Narona, Brazza, Aequum.) — 
Nicht ganz so durchsichtig sind die istrischen Verhältnisse. 
Deutlich ist der Zusammenhang in Triest, das bis in die 
spütere Kaiserzeit hinein duumviri hat und dann unter 
2 iudices und dem locopositus steht.*) Ebenso passen die 
2 iudices des in der Römerzeit dalmatischen Albona°) zu 
den dort bezeugten duumviri. Umgekehrt entspricht es dem 
rómischen Recht, wenn Capodistria?) und Pirano, die keine 
Kolonien sind, quatuorviri haben und das gilt dann auch für 
Parenzo, das allerdings zuerst als Kolonie bezeugt ist, aber 
dann allmählich zum municipium herabsinkt." Nicht ganz so 
günstig liegt die Sache bei Cittànova und Muggia. Es ist 


1) Epanagoge 10. 5 arg: 7 εἰς πόλιν riva. — ?) nov. Leonis 46, 47: 
dazu $1 8.228 N.1. — 3) Corp. inscr. lat. III 8. 288—406. Suppl. 
2119 —2181; 2251- 2276; 2319—2328. 20; 2328 115—181; dazu Bulletino 
di archeologia e storia Dalmata XII S. 34, XIX 8. 44. — *) Corp. 
inscr. lat. V S. 58. — 8) Corp. inscr. lat. III n. 3047, 3054, 8055 
bis 3056. — ϐ) Bei Plinius nat. hist. III. 19. 199 erscheint zwar 
Egida, was mit Capodistria zusammentrifft, als oppidum civium Roma- 
norum, wie Parenzo, aber nicht als colonia. Sonst trifft sich nirgends 
ein Zeugnis, da8 Egida Kolonie gewesen würe (vgl. Mommsen in Hermes 
XVIII. S. 196—198). — 7) Parenzo ist bei Plinius III. 19. 129 ebenfalls 
als oppidum, nicht als colonia aufgeführt; in einer Inschrift heißt es 
colonia Iulia (corp. inscr. lat. V. 885) und ist jedenfalls zeitweilig als 
Kolonie zu betrachten (Mommsen in Hermes XVIII. S. 198); aber in 
einer jüngeren Inschrift aus dem 9. Jahrhundert nach Chr. (corp. inscr. 
lat. V. 331 und dazu Atti — della società Istriana IV. S. 456) ist Parenzo 
im Gegensatz zu Aquileja, das jetzt (anders in der früheren Kaiserzeit: 
Mommsen, Hermes XVIII. S. 195) Kolonie ist, nur municipium. 
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wohl möglich, daß beide, das erstere namentlich, Kolonial- 
eigenschaft erlangt haben, aber es fehlt an einem Zeugnis. 
Einen direkten Widerspruch bietet Pola, das in der Rómer- 
zeit deutlich duumviri hatte!), spüter aber 4 iudices; móg- 
lich, daB hier dieselbe Entwicklung stattgefunden hat, wie 
in Parenzo. — Faft man alles zusammen, so regiert in 
Dalmatien und Istrien in der nachrómischen Zeit so gut 
wie in der römischen Zeit ein Zweimänner- oder Viermünner- 
kolleg; ja in den meisten Städten sind da 2 Richter, wo 
duumviri regierten und 4 Richter, wo es quatuorviri gab. 
Die vereinzelten Unsicherheiten oder die eine direkte Ab- 
weichung wie in Pola sind nicht verwunderlich, wenn man be- 
denkt, wie spüt einesteils Aquileja Kolonie, andererseits aber 
Parenzo zum municipium wird. — Jedenfalls genügt das 
Bisherige zu dem zwingenden SchluB, daB die iudices nichts 
anderes sind als die rómischen Munizipalbehórden und nur 
zeitweilig der Name scabinus auf sie angewendet wird.?) — 
Die duoviri quinquenales, welche in den Kolonien neben den 
duumviri stehen, und dann allmählich durch den auch in 
unserm Gebiet ófters bezeugten curator verdrüngt werden?), 
kommen für uns nicht weiter in Betracht. — 


Über den Richterkollegien stehen in Dalmatien die 
priores (principes), in Istrien die locopositi, denen man den 
gelegentlich genannten primas oder lociservator gleichstellen 
muB. Überwiegend sind aber diese Beamten dann selber 
wieder Mitglieder des Richterkollegs. Daß sie nichts mit 


!) Corp. inscr. lat. V. S. 8f. — *) Es ist die gleiche Erscheinung, die 
ich für Frankreich, Katalonien und das ehemals römische Deutschland in 
meiner Verfassungsgeschichte I S. 284ff. nachzuweisen versuchte. Auch 
hier begegnet in der frünkischen Zeit und spüter allenthalben ein 
Zwei- oder Viermünnerkollegium, auf das dann auch der Name scabini, 
vereinzelt sogar rachinburgi übertragen ist, das aber mit dem germani- 
schen Urteilsfinderkolleg eben nur die Kollegialeigenschaft und deshalb 
die Namen scabini, rachinburgi gemein hat. Die von mir gegebenen 
Belege lassen sich noch vermehren. — Dasselbe gilt dann auch, wie 
ich in einer spüteren Untersuchung darzustellen hoffe, für die iudices 
civitatis, die spütern consules de placito in Italien. — 3) Corp. inacr. 
lat. III 2026, 9508 (a. 382) Salona; V n. 8667 Pola. — Dazu Marquardt, 
Rómische Staatsverwaltung (2. Aufl) I S. 164. 
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der militärischen Hierarchie zu tun haben, ist sicher — 
sie sind günzlich von den tribuni verschieden.!) — 

Wir kónnen nun das Amt des prior und zwar gerade 
in Dalmatien bis in die Ostgotenzeit hinein verfolgen. 
Auf der einen Seite ist in einer ostgotischen Quelle ein 
prior civitatis erwühnt, der identisch mit dem Leiter der 
Kurie sein muß und dem soweit nicht nur die Römer, son- 
dem auch die Goten unterstellt sind.?) Dieser prior be- 
gegnet dann einmal bei Cassiodor für die Insel Veglia, die 
ja auch in der spütern Zeit einen prior hat?): derselbe ist 
Richter der Einwohner, hat also die Gerichtsbarkeit auch 
über die Romanen — ob überhaupt irgendwelche Goten 
auf Veglia waren, steht dahin. Soweit scheint nun das 
Amt sicher bestimmt. Unsicherheit herrscht in etwas ande- 
rem. Der prior für Veglia wird als comes bezeichnet; es 
ist móglich, allerdings nichts weniger als notwendig, daB da- 
mit ein gotischer comes gemeint ist.*) Jedenfalls aber ist ein 


1) A. M. Brunner, R.-G. II 5. 157 N. 15. — 1) Fragment des Gaudenzi 
c. 19 (Gaudenzi un' antica compilazione di diritto Romano e Visigotho 
S. 205): danach soll derjenige, der einen Flüchtling aufnimmt, der 
sich als frei bezeichnet, ihn vor den prior civitatis oder ante tres 
aut quatuor führen, und dort soll der Betreffende die Erklürung ab- 
geben, daß er frei ist. Schon von vornherein ist es nicht gut denk- 
bar, daß dieser prior civitatis eine Behörde nur für die Goten ist. 
Entscheidend aber ist, daß der fast vollkommen gleichlautende c. 80 
des Edikts des Theodorich davon spricht, daß der Flüchtling ad gesta 
geführt werden muß, und zwar gilt hier der Satz für Römer, wie für 
Goten. Die gesta können nichts anderes sein, als das ,Bureau* der 
Kurie und so ergibt sich zunüchst einmal, daB wenigstens in diesem 
Punkte der Sicherheitspolizei auch die Goten der Kurie unterstellt sind. 
Da nun das Gaudenzische Fragment hier nichts anderes als die 
Wiedergabe ostgotischen Rechts ist, wührend die ühnlichen Stellen aus 
der 1. Visigoth. IX. 1. 1, 8, 6, 8 viel weiter abliegen, so muß man schlie- 
Ben, daß bei den Ostgoten der prior civitatis die Oberleitung der ,gesta" 
hat, also genau dem dalmatischen prior entspricht, und ihm wiederum 
die Goten wie die Römer wenigstens für die Polizei über flüchtige Un- 
freie unterstehen. Allerdings wird man dann auch annehmen müssen, 
daß die tres aut quatuor nichts anderes als eine Behörde der Kurie — 
natürlich nicht die ganze Kurie, wie Gaudenzi S. 113 den Gegnern 
unterlegt — sind: nämlich die quatuorviri mit oder ohne prior. 
— *) Cassiodor VII. 16. — *) So Hegel, Geschichte der Städtever- 
fassung von Italien I S. 122 f. und auch Hartmann, Geschichte Italiens I 
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Gote der prior, welcher für Rieti und Norcia ernannt wird!) 
und das scheint doch auf einen Militärbeamten zu führen. 
Allein da ja wenigstens in einem Punkte auch die Goten 
den Kommunalbehórden unterstehen und eine andere Quelle 
gerade für Rieti?) die Gemeindezugehörigkeit auch der vor- 
nehmen Goten wahrscheinlich macht, so ist wohl möglich, daß 
die Goten, die ja vielfach als hospites mit den Kurialen ab- 
teilten, der Munizipalgewalt überhaupt unterstellt waren, aber 
dann auch an der Besetzung der Munizipalämter teilnehmen; 
es ist dazu kein Widerspruch, wenn die Goten in höherer 
Instanz nicht den rectores provinciae, sondern den comites 
Gothorum untergeben sind. So ist es sehr verständlich, 
wenn nun die gotische Regierung auch Goten zu priores 
ernennt. Denkbar freilich wäre es aber auch, daß der 
prior von Rieti mit den beiden ersten priores überhaupt 
nichts zu tun hat, sondern, daß der militärische prior 


S. 97, 8.128; dagegen Gaudenzi a. a. O. 8.116; über die comitiva, die 
an römische Vorstände einer civitas verliehen wird, Cass. VII. 26. 

1) Cassiodor VIII. 26. — 1) Ich meine die bekannten gesta Reatina de 
constituto tutore (bei Marini i papiri diplomatici n. 59 p. 121—123 und 
daraus bei Spangenberg tabulae negotiorum sollemnium p. 192 bis 
p. 139); die Urkunde, so wie sie vorliegt, ist eine anno XVI post cons. 
Basilii, also 557 herausgegebene Abschrift. Das Original, in dem es 
sich um die Bestellung eines gewissen Flavianus als Spezialtutor für 
die Kinder einer Gotin handelt, muß früher aufgenommen sein, wenn 
auch kein zu groBer Zwischenraum gegeben sein wird, weil der 
gleiche Flavianus 557 die Ausfertigung der Kopie verlangt. Da die 
Gotin und ihre gotischen Gegner als inlustres, als vornehme Leute 
bezeichnet werden, so kann das Original unmöglich nach der Ver- 
nichtung der Goten geschrieben sein und ist songch noch ein Beleg für 
die bestehende gotische Verfassung. Dann ergibt die Urkunde direkt die 
Gemeindezugehörigkeit der Goten: denn es ist von Mommsen (Abh. der 
sächs. Gesellschaft d. Wissenschaft., ph.-hist. Kl. II S. 439 n. 189) nach- 
gewiesen (soweit auch Karlowa R.-G. II S. 288; anders freilich Erman 
in Ztschr. d. Savigny-St. rom. Abt. XV 8.245 N.1 S. 251), daß die 
Munizipalmagistratur nicht den blo&en Aufenthaltern, sondern nur den 
Gemeindeangehörigen einen Tutor ernennen kann. Eine Unterstellung 
unter die streitige Gerichtsbarkeit der Munizipien freilich, die eine 
andere Stelle (C. Iust. V. 44. 5) nahelegt, ist durch die Urkunde nicht 
bezeugt, weil es in derselben ausdrücklich heißt, daß der Spezialkurator 
bestellt sei für Klagen in diversis iudiciis, — Gegen die Gemeinde- 
zugehürigkeit der Goten, wenigstens der Goten mit sortes propriae, 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXIV. Germ. Abt. 20 — 


306 Ernst Mayer, 


eines numerus gemeint ist.) Jedenfalls aber zeigen die 
ersten beiden Belege, ἆαβ es in der civitas einen prior gab, 
welcher einesteils die Spitze der Kurie innehat, andernteils 
aber von der Regierung ernannt ist. — In Rieti steht seit 
der rómischen Restauration ein comitiacus an der Spitze des 
Kommunalbureaus, also ein von der Zentralregierung dele- 
gierter Zivilbeamter.?) 

Weiter aber kommen die τοποτηρηταί, also lociservatores 
in Betracht, welche nach den Quellen des 6. Jahrhunderts 
die rectores provinciae für die einzelnen civitates zu ernennen 
pflegen.) Es wird das zwar vom Kaiser wiederholt gerügt; 
aber gerade diese wiederholten Verbote und die Tatsache, 
daß die Bezeichnung technisch geworden ist, zeigt, wie ge- 
bräuchlich die Sache ist. Dazu kommt, daß der Kaiser 
eine Art von τοποτηρηταί nicht ausschließt: die defensores 
(ἔκδιχοι) darf der praeses allerdings zu Stellvertretern machen, 
sodaß sie die Kompetenz von rectores haben‘): so werden 
bei der steigenden Dezentralisierung die defensores zu Hoch- 
richtern, als Delegaten des rector, und gerade dadurch wird 
das Amt des defensor als solches weithin verschwunden sein. 
Der örtlichen und sachlichen Zuständigkeit nach ist der 
istrische locopositus oder lociservator des 9., 10. und 11. Jahr- 
hunderts ganz identisch mit diesem lociservator des rector 


welche sortes gerade in Cass. VIII. 26 betont sind, kann m. E. nicht 
mit Mommsen im N. A. XIV S. 529 angeführt werden, daß die Goten 
nur als consistentes in einer Stadt vorkommen: denn Cassiodor ge- 
braucht (Index s. v. consistere) das consistere gerade zweimal in An- 
wendung auf die Kurialen der Stadt, und so kann es nicht technisch 
den Aufenthalter im Gegensatz zum Gemeindeangehörigen bedeuten. 


1) Das πρίορας τοῦ αριθμοῦ in nov. Iust. 117 ο. 11 zeigt, daß der 
Ausdruck technisch ist, vgl. auch C. Iust. XII 37 19 8 4, wo der πρῶτος 
ἀριθμοῦ unter dem tribunus vicarius, und domesticus steht, und wohl 
der erste centurio (ob. S. 243 N. 10) ist. — 3) gesta Reatina n. E. — 
Über den comitiacus Cass. VI. 18, VII. 91. — 3) Die Stellen in meiner 
V. G.I S.364 N.34. — *) Dies sagt nov. Iust. XV. ο. 2 ausdrück- 
lich: ἀλλὰ μηδὲ oixsiovs τοποτηρητὰς ἐν ταῖς πόλεσι τοὺς λαμπροτάτους 
ἄρχοντας ἐκπέμπειν πλήν αὐτῶν try ἐκδίκων' οὓς τὴν τῶν ἀρχόνεων 
rate (= locus) πληροῦν ἐν ταῖς πόλεσι βουλόμεθα, αὐτοὺς τε ἐν ἅπασιν 
ἐπιμέλεσθαι τῶν πόλεων, ἐν alc sisi. Also haben die defensores aus- 
drücklich die Funktion der rectores in den civitates, in denen der 
rector nicht residiert; nov. XXX 7 $ 1 ist das Gleiche angedeutet. 
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provinciae. DaB jener nicht mehr ernannt, sondern wie die 
tribuni gewählt wird, stimmt vollkommen, wenn man sich 
die τοποτηρηταί wesentlich als defensores denkt. 


Sind aber die angegebenen Gleichungen richtig, so füllt 
der locopositus mit dem potestas der westlichen Rechte zu- 
sammen, wie ihn zuerst ich!) erklärte und dann auf Grund 
der so wertvollen sardinischen Quellen Brandileone schil- 
derte.?) Und wenn einmal das Amt des potestas zu einem 
Familienbesitz geworden ist?), so hat das da und dort sein 
Gegenstück in dem dalmatinischen Priorat und Anklünge 
auch bei den istrischen locopositi. 


Überall sind in den hier besprochenen Gebieten die 
öffentlichen, auch die militärischen Ämter Wahlämter ge- 
worden: in Istrien ist das bereits für das ausgehende 8. Jahr- 
hundert bezeugt. Wenn man dabei beachtet, daB Ludwig 
der Fromme, gerade so wie die dalmatinischen Privilegien des 
12. Jahrhunderte, den Eingesessenen nicht nur.die wahlweise 
Besetzung der weltlichen Ámter, sondern in einem Atem 
damit die freie Bischofswahl zugesteht, so kann man immer- 
hin vermuten, daß in Italien der Kampf gegen die fränki- 
sche Laieninvestitur durchaus nicht nur von kirchlichen Er- 
wügungen getragen ist, sondern die Verteidigung der romani- 
schen Wahlfreiheit auch in der Kirche bedeutet und in 
genauer Beziehung zur Kommunalfreiheit steht. Hier mógen 
diese Erwägungen auf sich beruhen. 


Mafgebend in der civitas ist nicht die Bevólkerung 
insgemein, sondern die Vornehmen, die nobiles oder boni 
homines: das wird besonders in Dalmatien klar. Sind alle 
bisherigen Ableitungen richtig, so treffen die nobiles mit 
den curiales zusammen, aber freilich mag — einer sehr 
unsichern istrischen Spur folgend — auch das Heer wenig- 
stens in seinen hóhern Klassen einbezogen worden sein. 
Irgend welche selbständig sicheren Beweise dafür fehlen 
aber; und man kann eigentlich nur sagen, daß die spätere 


1) V. G. 1S. 840f. — 3) Archivio storico Ital. XXX S. 279 f. — 
3) So in der Urkunde für Nizza von 1108 bei Kiener, Verfassungs- 
geschichte der Provence S. 221 f. 
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stándische Schichtung einer Fortdauer der Kurie als des 
regierenden Verbands nicht widerspricht. 

So gibt Istrien und Dalmatien das klare Bild von der 
Fortdauer der rómischen Stadtverfassung und von deren 
allmählichen Umbildung genau in die Form, welche uns im 
übrigen Italien vom 11. bis zu dem 13. Jahrhundert ent- 
gegentritt. Was fehlt, sind lediglich zwei Namen. 

Der kommunale Einzelbeamte, der sonst potestas heiBt, 
nennt sich hier locopositus oder prior und wenn spáter seit 
dem 13. Jahrhundert wiederholt potestates vorkommen, so 
bedeutet das dann jetzt den adeligen oder juristisch gebildeten 
Jahresrichter, den die Gemeinde von auswürts wählt. Irgend 
eine einheimische Verbindung zwischen diesem spätern 
potestas und dem istrischen locopositus ist nicht zu erkennen. 
Es ist eben noch nicht ganz deutlich — wenn auch alles 
auf den provenzalischen Westen weist —, wo der Ausdruck 
potestas für dasjenige Amt aufgekommen, das freilich seinem 
ursprünglichen Wesen nach mit dem Priorat vollkommen 
identisch ist. — Gerade so geht es dann mit dem Titel 
consul Zwar bietet das placitum von Risano den besten 
Beleg für die eine môgliche Erklärung der Bezeichnung: 
nümlich dafür, daB die leitenden Leute der Munizipien den 
allmählich herabgesunkenen Titel consul erhalten haben.!) 
Dalmatien aber, wo die Urkunden nach der Stadtbehörde 
datiert werden, spricht dafür, daB der Titel consul aus der 
Datierung der Urkunde mit die ac consule entstanden ist.?) 
Aber gerade in Dalmatien und Istrien werden trotzdem die 
regierenden iudices nicht als consules bezeichnet. Es ist 
eben wiederum fraglich, wo die Bezeichnung consul zuerst 
aufkam. 


1) V. G. I S. 811 habe ich dieses Moment unterschätzt. — 3) V. G. I. 
S. 811. 


VI. 


Das sogenannte Rheingauer Landrecht, 
eine Fülschung Franz Joseph Bodmanns. 


Von 


Herrn Privatdozenten Dr. Herbert Meyer 
in Breslau. 


Vor Jahren hat Brunner in dieser Zeitschrift!) auf 
die überraschende Tatsache hingewiesen, daß die von Bod- 
mann unter dem Namen Rheingauer Landrecht veróffent- 
lichte?) Rechtsquelle, die ihrer Bedeutung entsprechend 
von Juristen und Philologen viel benutzt worden ist, in 
ihrem ersten Teil fast wórtlich aus dem Drenter Landrecht 
von 1412 entlehnt ist, während der zweite Teil aus hollün- 
dischen Rechtssätzen unbekannter Herkunft bestehe. Wie 
aber diese auffällige Aufnahme niederdeutschen Rechtes in 
ein süddeutsches Landrecht vor sich gegangen sei, das 
hält Brunner?) auch heute noch für unaufgeklürt. Er und 
mit ihm Schróder*) neigen zu der Annahme, daß das 
Rheingauer Landrecht nicht eine Kompilation aus verschie- 
denen holländischen Rechtsquellen sei, sondern daB es zu- 
rückgehe auf eine einheitliche, hóchst wertvolle südholländi- 
sche Rechtsquelle, die uns unbekannt geblieben sei. Be- 
ziehungen zwischen dem Stift Utrecht, zu dem Drente gehórte, 
und dem Erzbistum Mainz würden es dann erklürlich machen, 
daB eine Handschrift jenes Rechtsdenkmals nach dem Rhein- 


1) III 1882, S. 87 ff. — *) Rheingauische Alterthümer 1819, S. 624 ff. 
Es ist nicht zu verwechseln mit dem — zweifellos echten — Weistum 
des Rheingaues aus dem 14. Jh., das gleichfalls Bodmann in den Rhg. 
Alterth. teilweise publiziert hat und das am besten von Sauer in 
den Annalen des Ver. f. Nassauische Altertumsk. XIX 1886, S. 38 ff, 
herausgegeben worden ist; vgl. Brunner, Deutsche Litt.-Ztg. XV 1894, 
Sp. 406 Anm. — *) Grundzüge d. d. R.-G. * 1908, S. 109. — 4) Lehrbuch 
d. D. R.-G. * 1902, S. 675. 
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gau verschlagen und dort übersetzt worden wäre.!) J. A. 
Fruin?) hat sich dieser Hypothese gegenüber zweifelnd ver- 
halten und darauf hingewiesen, wie wenig wahrscheinlich 
das spurlose Verschwinden einer so wertvollen hollündischen 
Rechtsquelle sei. Wenngleich er seine Landsleute aufforderte, 
der hollándischen Vorlage des Rheingauer Landrechts nach- 
zuforschen, hielt er es doch für erforderlich, daß deutsche 
Philologen die Sprache dieses Gesetzes genauer prüften und 
daB deutsche Juristen den etwaigen Beziehungen Bodmanns 
zu Holland nachgingen. Er hatte also den Herausgeber 
Bodmann im Verdacht der Fälschung, freilich ohne dies — 
wie bald darauf Sauer?) — auszusprechen. Doch nach Ver- 
lauf von mehr als zehn Jahren konnte Gratama*) in seiner 
Ausgabe der Drenter Rechtsquellen nur feststellen, daß in 
keiner Richtung etwas zur Klärung der Frage geschehen sei. 

Natürlich hatte auch Brunner sich die Frage vorgelegt, 
ob das Landrecht nicht einfach ein Machwerk des Heraus- 
gebers sei; er kam zu einem glatten Nein. Er hielt es für 
zweifellos, da8 ,die Übersetzung der niederdeutschen Origi- 
nalien eine echte, dem fünfzehnten Jahrhundert angehórige 
Übersetzung“ sei, hatte doch J. Grimm sie ,ohne philo- 
logische Bedenken wieder abgedruckt“ *) und hatte ihm doch, 
wie mir Herr Geheimrat Brunner freundlichst mitteilt, 
Müllenhoff vor Jahren versichert, er halte es für ganz 
unmöglich, daß Bodmann die Übersetzung selbst verfertigt 
habe. Als dann aber Carl Hegel Fälschungen Bodmanns 
auf anderem Gebiet nachwies, schränkte Brunner seine 
Ansicht ein: jetzt traute er Bodmann zu, daß er wenigstens 
„die Beziehungen auf den Rheingau erdichtet und in diesem 
Sinne seine Vorlagen entstellt habe".9) 

In dankbarer Verwertung der Vorarbeiten des Berliner 
Rechtshistorikers und der brieflich von ihm empfangenen 


— 





1) Brunner Ztschr. III 101. — *) Vereeniging tot uitg. der bronnen 
(Utrecht), Verslagen en mededeel. No. III, 's Gravenhage 1882, p. 180. 
— 3) Codex dipl. Nassoicus I, 1, 1886, S. XX; ihm genügen Brunners 
Nachweise, das Ldr. für Bodmanns eigenes Elaborat zu halten. Brunners 
Gegengründe widerlegt er nicht. — *) Werken der vereeniging etc. I 17, 
1894, p. 208. — 8) Weisthümer I 539ff. — 3) Deutsche Litt.-Ztg. XV 
1894, Sp. 406. 


Das sogenannte Rheingauer Landrecht etc. 311 


Anregungen bin ich seinen Spuren gefolgt und zwar mit 
dem Resultat, das Rheingauer Landrecht als Rechtsquelle 
beseitigen zu kónnen. Es ist zwecklos, weiter der angeblich 
verschollenen Handschrift nachzuforschen, aus der Bodmann 
seinen Text abdruckte; sie hat nie existiert, und erst recht 
natürlich auch nicht deren Vorlage, die niederlündische 
Rechtsquelle. Auch ist es überflüssig, nach irgendwelchen 
Beziehungen zwischen Utrecht und Mainz, sei es nun im 
15. oder im 19. Jahrhundert, zu forschen: als Vorlage 
des Bodmannschen Textes haben niederländische 
Druckschriften des 18. Jahrhunderts gedient. 


Hinsichtlich des ersten Teiles des Rhg. Ldrs., der Drenter 
Recht enthült, war bisher unerklürt, wie ein moderner 
Fälscher sich die Vorlage beschaffen konnte. Man hatte 
übersehn, daB das Drenter Landrecht von 1412 bereits im 
Jahre 1690 durch den hollündischen Rechtsgelehrten Anton 
Matthaeus verôffentlicht und dessen Text noch im Laufe 
des 18. Jahrhunderts zweimal wiederabgedruckt worden ist.!) 
Im 19. Jahrhundert sind dann mehrere Ausgaben des Land- 
rechts nach verschiedenen Handschriften veranstaltet wor- 
den?), zuletzt in diplomatisch- getreuem Abdruck nach dem 
im Diversorium I Frederici de Blankenheim fo. 53 seq. 
(Rijksarchief te Utrecht, Inv. No. 35) überlieferten Text 
durch Seerp Gratama.?) Durch Vergleichung des Bod- 
mannschen Druckes des Rheingauer Landrechts mit sümt- 
lichen Ausgaben des Drenter Ldrs. war nun mit Sicherheit 
festzustellen, daß dem Bodmannschen Text die Fassung des 
Drenter Ldrs. zu Grunde liegt, die Matthaeus publiziert hat. 
Mehrfache Abweichungen dieser Textform von allen übrigen 
finden sich auch im Rhg. Ldr., worauf unten noch näher 
einzugehen ist. Es lag mir nun daran, festzustellen, ob 
diese Abweichungen auf die von Matthaeus benutzte Hand- 


1) A. Matthaeus, De rebus Ultrajectinis ... auctoris incerti ... 
narratio historica, Lugduni Bat. 1690, p. 62ss.; Neudruck desselben 
Werkes, Hagae-Comitum 1740, p. 72ss.; H. v. R. (van Rijn) Oudheden 
en gestichten van Groningen en ... van het Land van Drent, Utrecht 
1744, p.485ss. — 3) v. Richthofen, Friesische Rechtsquellen 1840, 
S. 524 ff.; J. S. Magnin, Geschiedkundig overzigt van de besturen ... 
in Drenthe II 2, Groningen 1842, p. 229ss. — 3) l. c., p. 22 ss. 
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schrift zurückgehn oder Druck- und Lesefehler sind, zumal 
Magnin!) bekundet, daB der Text jener ültesten Drucke 
durch Unachtsamkeit stark entstellt sei. Matthaeus nennt 
als Quelle seines Abdruckes ,tabulas in Archivis majoris 
ecclesiae" zu Utrecht.) Eine Handschrift des Utrechter 
Domarchivs wird aber weder von Magnin?) noch von Gra- 
tama*) unter den von ihnen aufgeführten Handschriften 
erwühnt. Herr Landgerichtsrat Mr. Gratama in Rotter- 
dam, der seinerzeit als Reichsarchivar in Drente die neueste 
Edition des Ldrs. besorgt hat, hatte die groBe Güte, dieser 
Handschrift nachzuspüren. Von Herrn Reichsarchivar Mr. 
S. Muller in Utrecht erhielt er die Auskunft, eine Abschrift 
des Landrechts sei im Domarchiv nicht vorhanden, falls sie 
sich nicht in mehreren noch nicht genügend durchforschten 
Handschriftenbänden und losen Blättern vorfinden sollte. 
Dieses nüher bezeichnete Material hat er sich darauf nach 
Rotterdam kommen lassen und ohne Erfolg genau durch- 
gesehen. Da nun keinerlei Grund für die Annahme vor- 
liege, daß in den letzten Jahrhunderten Codices aus dem 
Domarchiv verschwunden seien, so glaubt Herr Muller mit 
Recht annehmen zu können, das auch von Gratama benutzte 
Diversorium sei die Vorlage des Matthaeus gewesen, zumal 
der Altertumsfreund Dr. Cornelis Booth, seinerzeit ein 
glaubwürdiger Historiker und Forscher, nicht sehr lange vor 
der Zeit des Matthaeus ausdrücklich sage, daf das Diver- 
sorium sich im Domarchiv vorgefunden habe. Herr Gratama, 
dem ich, ebenso wie Herrn Muller, für seine Mühewaltung 
herzlich danke, schreibt daher: „Aller Wahrscheinlichkeit 
nach hat Matthaeus dieselbe Handschrift bei seiner Ausgabe 
gebraucht, die ich der meinigen zu Grunde gelegt habe". 
Diese Wahrscheinlichkeit steigert sich m. E. fast zur Gewiß- 
heit, wenn man bedenkt, daB es sich ja um zwei Archive 
in derselben Stadt handelt und daB das jetzt im Reichs- 
archivendepot zu Utrecht befindliche Diversorium dem Archiv 
der Bischöfe angehört. 


7 1. c., p. 64. — 1 p. 61 (72); vgl. H. v. R. (van Rijn), lc, 
p.485: ,uyt den blaffert van de Domkerk*. — 3) I. c., p. 2528. — 
*) ]. c., p. 288., 19 ss. 
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Wir werden daher berechtigt sein, alle Abweichungen 
des Matthaeusschen Textes von dem Gratamas als unrichtige 
‘ Lesarten des ersten Herausgebers anzusehn. Finden sich 
solche Abweichungen des Matthaeusschen Druckes aber im 
Rheingauer Ldr. wieder, ohne daß sie in einer Handschrift 
des Drenter Ldrs. ihre Stütze finden, so ist dadurch mit 
Sicherheit dargetan, daß Matthaeus die Vorlage des Rhg. 


Ldrs. war. Einige Beispiele seien hier gegeben: 


Gratama, art. 1: 


... ende desghelikes 
ellic dinxspil, ellich 
kerspel ende ellic buer- 
scap wilkoren bij 
hem selven te samende 
to komen, om oer marke 
te berichten, als esch 
ende saet, hoy ende 
holt to bevredene, 
ende anders toe done 


Matthaeus: 


. ende des gelikes 
mach ellic dincspul, 
elc kerspel ende elc 
buerschap bi hem sel- 
ven te samende toe 
comen, om hoer marcke 
te berichten, als esch 
ende saet, hoy ende 
hout toe beridene 
ende anders toe doene 


Rheing. Ldr. 1: 


... desgl. mag jeder 
Flecken und Dorf zu- 
sammen kommen und 
ihre Marke berichten, 
al um Wald und 
Weid, Holz und Trifft, 
weg und Steg, und an- 
ders zu thun ... 


Matthaeus und Bodmann fügen also beide ein ,mag“ ein 
und lassen das Wort ,willküren“ aus; bezeichnender ist 
jedoch noch der Umstand, daß im Rhg. Ldr. die für den 
Sinn des Ganzen notwendigen Worte ,to bevredene" weg- 
gelassen sind, offenbar, weil sie bei Matthaeus infolge Druck- 
fehlers zu dem sinnlosen ,toe beridene“ entstellt sind, das 
der Übersetzer nicht zu deuten wufte. In Art. 11 bei 
Gratama wird bestimmt, daß „van den stolenen guede*, das 
bei einem zum Tode Verurteilten gefunden wird, der Klüger, 
das Gericht und die Gemeinde je 1 erhalten sollen, von 
seinem eigenen Gut sollen sein Weib und seine Kinder die 
Hálfte bekommen, ,so veer als he se ondraget rades ende 
dades", d. h. also, sofern der Verbrecher sie entlastet. Bei 
Matthaeus fehlen die Worte, die dem Gericht !/s zusprechen, 
und steht statt ,stolenen“ ,sculdigen goede“. Infolgedessen 
läßt der entsprechende Art. 12 des Rhg. Ldrs. sofort Drit- 
teilung des eigenen Gutes des Verbrechers (je !|; an Kläger 
und Gemeinde) eintreten und spricht das letzte Drittel dem 
Weib und den Kindern zu, ,sofern sie sich Rades und 
Thats entschlagen haben“. Diese falsche Übertragung rührt 
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wohl davon her, daß bei Matthaeus statt „he se“ „hise“ 
steht, was dem Übersetzer unverstündlich war. 


Gratama 12: 


weer yemant ..., 
die den anderen in 
dronkenen of in 
haeste moede dieeff, 
verreder off moerder 
heet, ende dat hij 
daer sinen voet niet 


Matthaeus: 


waer ymant ... bi 
den anderen dron- 
cken, of in haesten 
moede dieven verraders 
of moerders hiet , ende 
hi sinen voet daer 
niet bi setten en woude 


Rheing. Ldr. 18: 
Wer beym Trunk 
jemanden Mórder, Dieb, 
Verrüther etc. schilt, 
und seinen Fuß 
nicht dabey setzen 
wollte ... 


bij setten en wolde ... ... 


Das ,beym Trunk" des Bodmannschen Textes erklärt sich 
zwanglos aus dem Matthaeusschen Druckfehler „bi“ statt 
„die“. In Art. 14 ist von Bruch. des Gerichtsfriedens die 
Rede: ,Waer een richter toe richte syt, die dan dat gherichte 
bevechtet ... die breket XV mrc.“ Das Rhg. Ldr. spricht 
von einem ,Schultheisen, wührend er zu Recht sitzt oder 
zu Recht nach Landrecht aus ist“, verführt durch den 
bósen Druckfehler bei Matthaeus ,die dan dat gerechte 
berechte“. Art. 25. des Dr. Ldrs. handelt von der Klage 
um Vorflut und Notweg, waterlosinghe (Abzugsgraben) und 
jockwech (Weg für ein Joch Ochsen); aus dem Jochweg 
macht der entsprechende Art. 19 des Rhg. Ldrs. wegen des 
Druckfehlers ,jackwech" bei Matthaeus das sinnlose „Jack- 
weg“, während waterlosinghe durch , Wasserlose“ (statt 


Wasserlóse) wiedergegeben wird. 


Gratama 27: - 
. die knecht sal 
up sijns selfs hals 


breken; ende weert 
sake dat sijn broetheer 


oec mede beruch- 
ticht weer ..., die 
mach  sijn onschult 


doen  daervan mit 
tweleven sinen ma- 
gen bynnen dreen 
weken ...; ende die 
knecht mucht dat 
land rumen ... 


Matthaeus: 

... die knecht sal 
op syns selves hals 
wrekes. Ende waert 
sake dat syn brootheer 
oec mede berucht 
waer ..., die mach 


syn onscout doen daer 
van met twalman 
sinen maghen bin- 
nen twe weken...; 
ende die knecht mocht 
dat lant rumen ... 


Rhg. Lr. 20: 


... der Knecht soll 
es wrachten mit sei- 
nem Selbsthals; würe 
sein Brodherr auch da- 
bey berügt, der mag 
sein Unschuld thun mit 
seinen Magen bin- 
nen 14 tägen 
und mag dieser (sc. 
der Knecht) das Land 
räumen ... 
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Das Wort ,wrachten", das auf dem Fehler des Matthaeus 
„wrekes“ beruht, gibt es gar nicht. „Mag“ heißt „kann“; 
„mucht“ heißt „muß“. Die Zwölfzahl der Eidhelfer ist im 
Rhg. Ldr. weggefallen, weil bei Matthaeus die Zahl bis zur 
Unkenntlichkeit entstellt ist; die Frist entspricht der des 
Matthaeusschen Textes. In Art. 21 Rhg. Ldr. ist „gheruchte“ 
(Gratama 28) wiedergegeben durch das falsche Wort „gerufe“; 
bei Matthaeus steht „gheruft“. Überzeugend ist die fehler- 
hafte Übersetzung Rhg. Ldr. 33: „Die Einwohner des Rhein- 
gaues sollen ausser Land hin keinen Zug oder Hoffahrt thun". 
Bei Gratama 41 a heißt es: „dat men gheen buertuech doen 
en sal buten den lande van Drenthe, ende elc buerscap sal 
oer tuech doen toe dinge, toe gosprake, ofte to richte, 
bynnen oren dingspel, ende nyet voerder". Es handelt sich 
also um die Bestimmung, daf das Bauerschaftszeugnis nicht 
auBer Landes, sondern nur auf den einheimischen Gerichten 
abgegeben zu werden braucht. Bei Matthaeus ist der Text 
durch Entstellung der Worte „buertuech“ und „gosprake“ 
in ,voortuuch“ und „hofprake“ völlig verderbt. Das Rhg. 
Ldr. hat nun ,tuuch“ fälschlich mit „Zug“ statt mit ,Zeug- 
nis“ übersetzt; das Wort „Hoffahrt“ ist offenbar aus dem 
verderbten „hofprake“ entstanden, zumal in der Ausgabe 
des Matthaeus von 1740 das lange f in diesem Worte durch 
das Zeichen f wiedergegeben ist, das wegen des halben 
Querstrichs einem f verzweifelt ähnlich sieht. 


Nach diesen Beispielen, die sich leicht vermehren ließen, 
ist nicht daran zu zweifeln, daß Matthaeus die Vorlage des 
Verfertigers des Rhg. Ldrs. für dessen ersten Teil war. Als 
Quellen des zweiten Teils hatten Brunner!) und Fruin?) 
bisher nur für einige Artikel einzelne, auf verschiedene 
Rechtsquellen sich verteilende Stellen nachweisen kónnen; 
eine einheitliche Quelle war nicht gefunden. Mir ist es 
gelungen, sie zu entdecken: sie ist nicht, wie Brunner ver- 
mutete, eine südholländische Rechtshandschrift, sondern ein 
gelehrtes Werk des 18. Jahrhunderts, eine Erläuterungs- 
schrift zu de Groots Einleitung in die hollándische Rechts- 


1) Diese Ztschr. Ill, S. 95 ff. — ?) 1. c., p. 1168. 


316 Herbert Meyer, 


gelehrtheit „Rechtsgeleerde Observatien, dienende tot ophel- 
dering van ... passagien uyt de Inleidinge ... van 

Hugo de Groot*. 1) Dieses Werk ist von den gelehrten Ver- 
fassern?) mit einer Fülle meist wórtlich angeführter Quellen- 
belege ausgestattet worden; und diesen Reichtum hat sich 
der , Verfasser“ des Rhg. Ldrs. zu nutze gemacht, indem er 
einen StrauB holländischer Quellenzitate daraus zusammen- 
raffte, sie ins Mittelhochdeutsche übersetzte und als zweiten 
Teil dem Drenter Ldr. anfügte. Dieser ganze zweite Teil 
des Rhg. Ldrs. ist aus den Rechtsgel. Obs. geschópft, und 
zwar sind außer den mannigfachsten Quellenstellen auch 
Stellen des Textes dieses Buches, sowie dort angeführte 
Sütze aus Hugo de Groot mit übernommen worden; was 
der Kompilator aus eigenem hinzugab, ist minimal und be- 
schränkt sich meist auf das zur Herstellung der Beziehungen 
auf den Rheingau Notwendige. Einmal hat er ein Quellen- 
zitat in dem ,Groot Charterboek der Graaven van Holland" 3) 
nachgeschlagen und den dort gefundenen Text benutzt; das- 
selbe Werk ist an anderer Stelle ebenfalls die Grund- 
lage einer kleinen Ánderung. Bei dieser Art, den Text des 
Landrechts zu fabrizieren, konnte es natürlich nicht aus- 
bleiben, daB dieser lückenhaft erschien und von dem ein- 
heitlichen ersten Teil stark abstach. Der Fälscher hat 
daher die Vorsicht gebraucht, in der Zühlung der Artikel 
Lücken zu lassen und insbesondere auch zwischen dem 
ersten und dem zweiten Teil eine Anzahl Nummern zu über- 
springen, um den Anschein zu erwecken, als ob er da- 
zwischenstehende Artikel weggelassen hütte. Der über- 
zeugende Nachweis der Fälschung läßt sich nur durch Gegen- 
überstellung des Landrechts mit der Vorlage erbringen. 
Dann fällt sofort in die Augen, daß dieses bunte Gemisch 
aus holländischen Stadt- und Landrechten, Matthyssens 
Rechtsbuch vom Briel, de Groots Inleiding und den Rechts- 
geleerden Observatien, das sich doch ganz auf dieses letztere 
Werk zurückführen läBt, eine unglaublich freche moderne 


1) 4 Teile, 's Gravenhage 1777s. (Band II trägt die falsche Jahres- 
zahl 1776) — *) D. Lulius, P. und R. van Spaan und J. van der 
Linden. — ?) ed. F. van Mieris; 4 Bde., Leyden 1758 ss. 
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Falschung ist. Ich gebe im folgenden in Spalte 1 den Wort- 
laut des ganzen zweiten Teiles des Rheingauer Landrechts 
unter Hervorhebung der wenigen Zutaten des Fälschers durch 
Kursivdruck, in Spalte 2 die entsprechenden Stellen der 
Rechtsgeleerden Observatien, nach Teil, Seite und Obser- 
vatie zitiert, nebst Angabe der dort wórtlich abgedruckten 
Quellen. Bei Art. 69 und 73 tritt in einer dritten Spalte das 
vom Fülscher mitbenutzte van Mierissche Charterboek hinzu. 


56. 

Ef is Lanirecht, 

daz man den toden nit 
sal begraben, ez enwere 
dan voir der todslag 
gestraifft oder gestinet. 


Werez aber, daz dhein 
Recht in dem lande 
were, oder daz Gericht 
nedergelacht wer, oder 
von ander geschichte, 


daz man den doden 
Man sin recht nit. dun 
enmochte, 


so mag man den toden- 
lichenam ofsniden, vnde 
daz inweyde uit winnen 
vnde begraben offme 
liechobe, als verre daz 
der man nit offinberlic 
gestorben wer in dem 
ban, vnde nemen eyn 
wynfaß, dair sal man 
den Licham in tune, 
vnd irfülen daz faß 
mede kalk oder mede 
sant, vnd sal der Scholt- 


III p. 2348s. Obs. 89. 
de Groot III 32 $ 7: 


Men plag ook den 
dooden niet te begra- 
ven, voor ende aleer de 
doodslag was gestroft 
ofte gezoent. 


MatthyssenIV 2, vr.5: 

of 't gheviel, dat men 
gheen recht in der 
Steden en dede, mits 
dat 't recht wair op 
gewyst mit vonnes, of 
het wair anders ge- 
schiet ... 


Observ. l. c.: 


wanneer .. . de recht- 
spleging over een be- 
gane doodslag wierd 
verhindert ... 


Matthyssen l. c.: 

... is 't ghewoenlic, 
den doden lichaem te 
doen op te doen, ende 
dat inghewant uit te 
winnen, ende te graven 
op ‘t Kerchof, so veer 
die man niet openbair- 
lic in den ban gestor- 
ven en l8 ...; ... 80 
neemt men een wynvat, 
dair sal men dat lich- 
aem in doen, ende vol- 
len dat vat wel mit 
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heiße dazselbe faß mit 
syme Ingeßegel vir- 
segelen mit eyme deyle 
der Scheffen, vnde tun 
daz mit dem lichame 
setzen, dar anders nie- 
man dartzo comen 
enmag, vnz daz man 
recht dut, vnde der 
Ammtman, oder dye 
frunde recht furdern zu 
behorlichen zyten, so 
sal man mit deme doden 
clagen, vnd recht fur- 
dern, als vorgeschr. is. 


Werez aber, daz daz 
lantrecht nit verslagen 
enwere, vnd die sache 
nit mogte gesunet oder 
abegetan werden by 
Sunnenschyn, 


so sal man daz be- 


rechten als Landrecht .. 


vnd herkomen ist, vnd 
sal der Amtman ader 
sin gewerte bote dem 
doden man syn rechte 
hand abegewynnen mit 
rechte vnd fundnuss 
der Scheffen; 


fort so sal der neste 
Nailmagen ime die 
rechte hand abslahen, 


vnd mag man darna 


denselben doden man 
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calke of mit zande ...; 
ende dat vat sullen 
toezegelen die Rechter, 
mit een deel Scepenen, 
ende doen dat mitten 
lichaem setten, dair 
anders niement toe- 
comen en mach, tot 
dat men recht doet, 
ende die Rechter, of 
vrienden recht gheren, 
tot behoirliken tyden, 
sal men mit dien doden 
clagen, ende recht vor- 
deren, als voirs. is. 


IV p. 155. Obs. 42. 
de Groot III 32 87. 


Doch daer na de rechts- 
pleging meer dan van 
ouds vertrekkende, zoo 
dat de zaek niet af. 
gedaen konde worden 
by staende zonne ..., 


Handveste v. Süd. 
holland von 1308: 
.. 8al men berechten 
;, als hercomen is, 
dats te verstaen, dat 
den Heer ofte syn ge- 
waerde Bode den doo- 
den Man syn rechter- 
hand afwinnen met 
recht en met vonnis. 


de Groot 1. c.: 


. dat de hand by 
den naesten mag zoude 
afgehouwen worden ... 


IV p. 156. 
Hand. v. Südholl. 1. c.: 
... die Nagel-naest 


+ +. dat men den doo- 
den wel aerden mach, 
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begraben, vnd mit der 
doden hand clagen, 
glich als der gantze 
Licham dar geinwortig 
wer. 


58. 


It. es ist Lantrecht: 
so als ymant sluge, 
stoisse, ader vngebarte 
in finstern steden, dar 
die Luchte oder daz 
fyr vzgedain weren ge- 
west, der sal gelden 
die Buse vierueltig, 
vnd daz sal man halden 
vf alle die Jhene, die 
daz geluchte vnd daz 
fyr vzgedain han, vnd 
fortme vff alle, die dar- 
by gewest sin der zyt, 
daz sy (Mer 2 unleser- 
liche Worte) mit irme 
eyde vorbrengen. 


59. Js ist auch lant- 
recht by vns in me 
Ringaue, 

so als dheine Sune 
oder Friden zuschen 
den Magen dez doden 
Manns, vnd den Man- 
slachter binnen lande 
geschee, so sal dieselbe 
Sune stet vnd veste 
verlyben vnder den 
parthyen, 


als sje gesunet weren 
vor edel vnd vnedel, 
vor echten vnd vn- 
echten, geborn vnd vn- 
geborn, so lang der 


en metter dooden hand 
wel claegen ... 

... gbelyck of den 
heelen dooden man daer 
teghenwoordig waer. 


IV p. 255. Obs. 89. 


Handv. v. Gorinchem 
von 1382, bestätigt 
1412: 

Item, wairt dat ye- 
mant vochte in duyste- 
ren steden, dair die kair- 
sen, off 't fuyer wige- 
daen worden, daer sal 
die boete viervoudich 
off wesen, ende dat sal 
men houden op alle 
die gene, die dair kair- 
sen, ende 't fuyer wt- 
gedaen hebben, ende 
op anders alle die geene, 
die daer by geweest 
hebben, ter tyt toe, 
dat zy dien recht scul- 
digen mit horen eede 
voortbrengen. 


III p. 236. Obs. 90. 


Keuren van Oude- 
water, Kap. 15: 


Voortalseenich vrede 
tusschen eenige partye 
binnen derStede voorsz. 
genomen word, soo sal 
die selve vrede stand 
houden onder die par- 
tyen ... 


III p. 285. Obs. 90, 
de Groot III 32 $ 7: 
. en waren ver- 
zoend voor edel en on- 
edel, echten en on- 
echten, geboren en on- 
geboren, zoo lang de 
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wind weyt vnd der 
Hane creyet, 


vnd alse wyte, als 
die sunnen víf vnde 
tal geet ; 


vnd wer dieselbe 
Sune breche, vff den 
sal man daz berihten 
an siner rechter hant, 
ader er sal dar vmb 
dingen, mit wysunge 
der Scheffen, als recht 
end herkomen is. 


69. 


It. es ist eyn Lant- 
recht: weres, daz eyn 
Mentsch dekeinen Mort, 
Brant, raup, 


ader Noitzuge dede, 


vnd darvmb von dem 
gerichte mit recht over- 
wunnen wurde, deme 
sal man daz heüpt abe- 
slahen, vnde sin licham 
setzen off eyn rad mit 
zehen spichen, vnde 


man sal des doden ma- 
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wind waayde en de 
haan kraayde 


ΠΠ p. 236. Obs. 90. 

Handv. für Schoon- 
hoven v. 1322: 

ende ... alzoe wyde, 
als die zonne up ende 
toegaat 

III p. 285. Obs. 90. 

de Groot Ἱ. ο., Fort- 
setzung: 

ende wie zodanige 
vrede brak, die ver- 
beurde syn rechter- 
hand, 


III p. 248. Obs. 94. 

Keuren v. Zeeland 
v. 1496, IV 7: 

Item, dat soo wat 
mensche, die eenigh 
moort, brant etc.!) 
doet — 


III p. 229. Obs. 87. 
Keuren v. Zeeland 
v. 1956 Art. 18: 
. of vrouwen ... 
vercracht, ... 


III p. 248, Fortsetzg.: 

ende daer af ter Vier- 
schare verwonnen wort, 
die sal men 't hooft 
afslaan ende op een 
rat setten, ende men 
sal des dooden maghen 
oft den beschadighden 
de schade gelden van 


1) So in den Rechtsgel Obs. Im Original heißt es (M. Smallegange, 
Nieuwe Cronyk van Zeeland I, Middelburg 1696, p. 855): die moort oft eenigh 
moort-brant, straet oft zee-roof doet, oft gelijcke ondadigen arger stucken 
ende daer af... (weiter wie unten, Fortsetzung). 
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gen oder deme bescha- 
digeten gelden den 
schaden von dem Gude 
des Mißdadigen, vnde 
sin ander gut ist vir- 
fallen vnserme Herren. 
Weres aber, daz er 
were vorfluchiig, vnde 
entginge vnserme lan- 
de, man sal yn bannen 
vnde virtzalen hundert 
Jare vnd eyn tag, vnd 
sal man fortme des 
doden frunden  ader 
den beschadigten den 
schaden offrichten von 
des misdadigen gerei- 
testeme gude, vnde sin 
ander gud is virfallen 
vnserme herren, als 
vorgeschr. is. 


70. It. es ist lant- 
recht: 


so wer eyn kint ent- 
fure, das funfftzehn Jair 
hatte ader dar vndir, 
ez were wesekint adir 
nit, oder vndir truwen- 
hant, vnd vffintlich vn- 
dir dem gemeyn willen 
syner frunde, dut er iz 
argelistik, er hette ver- 
liset lip vnd gud, wan 
er begriffen worde bin- 
nen den bantzunen des 
lant8; wer er aber 
rumig, er sal sich nit 
verdingen noch geleit 
haben. Vnd wer daby 
hulffe ader ryede, der 
verluse sin lib vnd sin 
gud, so man Jn dez 


des misdadigen goede, 
ende syn ander goet 
sal den Grave hebben: 
ontgaet hy, men sal 
hem bannen ende des 
lands verdryven, 


ende men sal des doo- 
den magen of den be- 
schadighden die schade 
oprechten van des mis- 
dadigen gereetete goe- 
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v. Mieris II p. 50: 
Utrecht 1305: 


... ende ontginge 
hy, dat hy balling we- 
sen sal uyt onser stat 
ende lande van Utrecht 
C. jaer ende eenen 
dach ... 


den, ende syn ander | 


goedt sal die Grave 
hebben als voorschre- 
ven is. 

II p. 105. Obs. 39. 

Handv. v. Dordrecht 
v. 1308: 

Soe wie dat een kint 
ontfoerde dat vichtien 
jaer hadde jof daer 
bineden het ware ver- 
weest, jof onverweest 
jof onder truwe dade 
het en ware bi der 
ghemeenre maghe wille 
openbaire sonder eeni- 
gherande archlist, die 
hadde  verboerd syn 
hoefd ende syn goed 
of men begrepen er- 
ghen in onzen lande!) 
ende niet te verdinghen 
noch gheleyde te ver- 
erghen ende wie dit 
toe brochte ende hier 
toe riede die verboerde 


1) Vgl. III p. 11, Handv. v. Holland von 1424: ... buten den palen 


van den Lande ... 
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betzugen mag; vnd 
solich gud 818 daz selb 
kint hatte ader ge- 
winen mochte, daz also 
entfurt ward, ader vn- 
der truwe gedain were, 
ane willen siner frunde, 
als vorgeschr. is, daz 
sulte sinen Erbnamen 
zufallen, glich als 18 
verstorben wer. 


71. It. is ist εν 
Lantrecht, weres, das 


der schedelich Man 
virzalit were mit füer 
vnd mit brant, so en- 
mochten dan alle Ma- 
gen des doden binnen 
&chter suster Kinde den 
misdedigen man slan, 
vnd slugen sie yne 
doit, sie mochten sich 
deB enweren mit vier 
pfening, vnd mit dene 
Wapen, domitte sie yn 
slugen, vnd sullen die 
Pfeninge vnd die wapen 
legen off sine borst; 


hetten sie der Pfeninge 
^i, sie mogten Pfand 
daroff legen, die alse 
gut vor weren, vnd 
weren des quyt, ledig 
vnd lois, als die sunn 
offgeet, vnd der wint 
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syn lyf ende syn goet 
mocht men daer mede 
betughen ende al sulc 
goed alse duschedanich 
kint hadde jof ane 
comen mochte, dat 
ontfoerd ware jof onder 
trouwe ghedaen ware 
buten der maghen wille 
alse  voerscreuen es, 
dat soude ane comen 
sinen erfnamen, ghe- 
like joft  verstoruen 
ware. 


IV p. 157. 
de Groot III 32 $ 7: 


... werd de mis- 
dadige gelegt woest- 
balling met vuur en 
met brand, en ver- 
mochten als dan alle 
magen den overledenen 
binnen 't lid van achter- 
susters kinderen den 
misdaedigen...sluan,en 
al sloegen sy hem doot, 
zy mochten volstaen 
met vier penningen, en 
met het wapen, daer zy 
hem mede sloegen, op 
zyn buyk te leggen. 


IV p. 159. 


Costumen van Heus- 
den: 


. + + die soude op zyn 
borst leggen syn wapen, 
daer hy em  meede 
doodsloeg, ende vier 
penningen ofte panden, 
die daer goet voor 
waren, ende daer mede 
sal hy quyt syn, alsoe 
verre als die son op- 
gaet ende dien wind 
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wyet, vnd der regen 
spryet. 

79. It. Is ist Lant- 
recht: 


werez, daz eyn Man, 
der in syme eigen huß 
gesucht worde, man- 
lichen daz virwerte, 
vnd den hussucher vnde 
alle syne Midegesellen, 
die dar mide weren, 
doit sluge, der sulde 
gelden myme Hern von 
elcken irslagen man 
vier phennige, vnd is 
myn Herr, ader sine 
nachkomen  plichtig, 
den Man dar umb sw 
schuren vnd zu be- 
schermen vnd auch zu 
virsunen ghein des do- 
den ader der doden 


fruntschafft, vnd ym 
eyn vesten vreden zu 
geben. 

73. 


It. is Lantrecht: so 
wer eynen Vreden gibt 
mit der Hant, vnd den- 
selben Vreden brichet, 
den er hette geben 
mit sinre eigen Hant, 
wirt er des vberwun- 
nen, als recht is, er 
virluset XX phunt, vnd 
sin eer, vnd mag dar 


1) Diese Abkürzung steht in den Rechtsgel. Obs. 


weyt, ende dien reghen 
spreyt, etc.!) 

IV p. 227.3) 

Handveste für Haar- 
lem v. 1245: 

Wair oec dat die 
gheene die in synre 
eygene woninge ge- 
socht werde, manliken 
hem verweerde, ende 
dien huussoecker ende 
alle sine medegesellen 
die dair waren doot- 
sloege, hi soude mi 
gelden van elcken do- 
den vier penninge ..., 
ende ic of mine naco- 
melingen sullen scul- 
dich wesen daerop te 
bescermen ende ver- 
soenen jegen des doden 
of der doden magen 
ende hem vasten vrede 
gheven. 


III p. 2895. = v.Mieris 
II p. 93. 

Keure v. Domburg 
v. 1810: 

Item soo willen wy, 
dat soo wie een vrede 
metter hand selve geeft, 
en die selve breekt, 
sal jegens ons ver- 
beuren lyf ende goet, 
al soo verde, als hy 
met Schepenen ver- 
wonnen werde. 
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van Mieris III p. 708. 


Keure v. Domburg 
v. 1999: 

Eerst, 800 wie eenen 
vrede geeft metter 
hant, ende dien vrede 
breket, die hy selve 
metter hant gave, wert 
hy verwonnen, als recht 
is, die sal verbeuren 
XL pont, ende syn eer 
ende achter die tyt 
over niemant rechte 


Im Original 


{J. v. Oudenhoven, Beschryvinge der stadt Heusden, Amsterdam 1748, p. 825), 
das der Fälscher nicht benutzte, heißt es weiter: ende God gewout 's lands 
heeft, ende ik 's maght heb van 's Heeren weghen, als recht is. Auch heißt 
es dort: als die Sonne opgaat ende weder toegaat... — ?) Vgl. I p. 1168. 
Handv. für Alkmaar von 1254 und Handv. für Medenblick von 1288. 
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na numme zu recht 
wysen vber einen bi- 
derben manne, vnd in 
deheiner wyse zu recht 
komen als eyscher ader 
als scheffe, vnd man 
sal yn schryben in die 
tafel, vnd in machen 
erelois vnd rechtlois, als 
von alter herkomen 1s. 


75. It. is ein Lant- 
recht: 


weres, daz in dez 
Lants fryheit geschee 
ein richtlich dat, dar- 
uon ein man doitge- 
slüen; gelemet, ader 
verwont  worde, dez 
sullen die magen von 
beeden parthyen, die 
nit in Varde ader in 
Velde gewest weren, 
als der Doitslag ge- 
schah, eynen vesten 
Vriede hain ses wuchen 
nest darnach komende, 
off daz, das sy von 
beeder syt binnen dirre 
zyt Vrede mogen dun 
suchen vnd machen, 
als Ine dez noit dunket 
ze syn; vnd so als bin- 
nen dirre zyt misdan 
worde von der eyn syte 
geyn die ander syte, 
der virbreche als vil, 
als der ihene virbrichet, 
der dar vbir den andern 
eyne Hantvriede getan 
hette, als vorgeschr. 
set. etc. — etc. 


. . 3). Abgelindert nach IV p. 160, de Groot III 82 $ 7: 
vaarde nog in velde waren geweest, als de dodslag geschiede ... 
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IV p. 161. 

Keure v. Oudewater 
v. 1466: 

Voort wat rechtelick 
dat ... binnen dese 
Stede vryheyd van 
Oudewater geschien, 
daer een man doot- 
geslagen, geleemt, ofte 
gequetst worden, dat 
terstond die magen van 
beyden partyen, die 
niet mede in vaarde 
ofte in velde geweest 
bebben in den selven 
vechtelijck !) een vasten 
vrede hebben ses weken 
lanck naestkomende, up 
dat een yegelyck bin- 
nen dier tyd aan bey- 
den zyden ... vrede 
mogen doen soucken 
ende maken als hem 
dat noot dunckt te 
wesen; ende waer dat 
yemant binnen ses we- 
ken misdaen worden 
van d'een zyde ofte 
d'ander zyde, daer ver- 
beuren sy aan ofte sy 
boven hantvrede ge- 
daen waer, dien sy selfs 
gegeven hadden. 


wysen, ende in gbeen- 
derhande manieren in 
recht te comen als 
eysscher ofte wyser, 
ende die sal men open- 
baerlyc in eene tafele 
schryven van den Vier- 
schare, ende maecken 
eerloos, ende wetteloos, 
als ghewoonlyck is, ... 


... die niet in 
Vgl. U 


p. 199, Handv. für Holland und Friesland von 1642. 
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Auch in diesem .zweiten Teil des Landrechts ist dem 
Fälscher das Mißgeschick nicht erspart geblieben, Abwei- 
chungen des Druckes vom Original mit zu übernehmen. 
Auf einige Auslassungen der Rechtsgel. Obs., die sich im 
Rhg. Ldr. gleichfalls finden, wurde schon in den Noten 
aufmerksam gemacht. Doch ist angesichts des Umstandes, 
daB die Kenntnis des Verfassers des Landrechts von seinen 
Quellen so ganz von deren Anführung in den Rechtsgel. 
Obs. abhüngig ist, eine so eingehende Kritik der Fehler, 
wie wir sie oben für den ersten Teil geliefert haben, über- 
flüssig. Nur ein besonders klarer Fall sei hervorgehoben. 
In Art. 75 des Rheing. Ldrs. heißt es: ,weres, daz in dez 
Lants fryheit geschee ein richtlich dat, daruon ein man doit- 
gesläen ... worde ...“ Eine ,richtliche Tat^, ein sonder- 
barer, sprachlich unmóglicher Ausdruck! Diesen Worten 
entsprechen in den Rechtsgel. Obs. die Worte ,rechtelick 
dat“; schlagen wir aber die Quelle selbst nach, und zwar 
in der von den Rechtsgel Obs. zitierten Ausgabe, aus der 
sie sie abdrucken?), so finden wir den wahren Wortlaut der 
Keure von Oudewater von 1466 cap. 94 wie folgt: , Voort 
wat vechtelick, dat van deze tyt voortaen mer binnen 
dese Stede vryheyt van Oudewater geschien ...“.?) Also 
aus „vechtelick* (Schlägerei, Kampf) ist durch Druckfehler 
prechtelick“ geworden, und der Fülscher, der dies für ein 
vom Verbum ,richten“ abgeleitetes Adjektiv hielt, wurde 
dadurch verleitet, es auf das Relativum ,dat^ zu beziehen, 
das er für das Substantivum „Tat“ nahm. 

Aus solchen Fehlern, wie wir sie auch oben schon ge- 
legentlich berührt haben, ergibt sich denn auch, daf die 
Übersetzung nicht so tadellos ist, wie man bisher annahm. 
Da aber ein Jacob Grimm, Müllenhoff und Brunner sie für 
eine echte Arbeit des 15. Jhs. genommen haben, und da 


!) (G. R. van Kinschot), Beschryving der Stad Oudewater, Delft 
1747, p. 551. — 3) Vgl. auch ebd. p. 383: Ordonnantie von 1462 für 
Holland und Friesland (auch: Handt-Vesten en privilegien der Steden 
Alekmaer en Hoorn, Enchuysen 1667, p.95), ferner von 1455 für Hol- 
land (A. Matthaeus, De jure gladii, Lugd. Bat. 1689, p.645); auch 
Keuren van Enkhuizen 87 (Nieuwe Bijdr. v. rechtsgel. en wetg. 1878, 
P. 18). 


326 | Herbert Meyer, 


für letzteren gerade die Sprache des Rhg. Ldrs. ausschlag- 
gebend war, es für echt zu halten, so ist auf diesen Punkt 
kurz einzugehen. Es ist wahr: würe die Sprache des Ldrs. 
gutes Mittelhochdeutsch, so würe es trotz aller oben dar- 
gelegten Verdachtamomente schwer, an eine moderne Fäl- 
schung zu glauben; denn im Jahre 1819, als Bodmann das 
Ldr. publizierte, lag die germanistische Sprachwissenschaft 
noch so im argen, daß ein Fülscher sich auf Schritt und 
Tritt verraten mußte. Nun, in unserm Falle ergibt die 
Prüfung, daß der Schreiber des Ldrs. die ältere Rechts- 
sprache, und besonders auch den Dialekt des Rheingaus, 
zwar für seine Zeit ungewöhnlich gut beherrschte, — er 
muß in den Quellen sehr gut belesen gewesen sein — aber 
von reinem Mittelhochdeutsch ist seine Sprache weit ent- 
fernt. Ich hatte diese Überzeugung von vornherein, bat 
aber zu größerer Sicherheit Herrn Professor Dr. Theodor 
Siebs, den Breslauer Germanisten, zu Hülfe. Dieser hatte 
die große Freundlichkeit, das Ldr. mit mir genau durch- 
zugehen, wofür ihm herzlich gedankt sei. Er erklärte es 
mit Sicherheit aus rein sprachwissenschaftlichen Gründen 
für eine dreiste Fälschung und sprach die Meinung aus, 
Grimm und Müllenhoff könnten es unmöglich wirklich genau 
gelesen haben. Schon Brunner ') ist aufgefallen, daß manche 
niederdeutsche Wendungen stehen geblieben sind; das von 
ihm genannte „zu des gerichts behoeff“ (sprich: „behuf“; 
Art. 28) konnte einem Oberdeutschen kaum aus der Feder 
fließen. Dasselbe gilt von anderen, z. B. „dune“, „dry 
wecken“ (3 Wochen; 21), „perden“ (Pferden; 30), „neder- 
gelacht“ (statt ,nidergelegit^), ,mede kalk oder mede 
sant“ (56), „als die sunnen vf vnde tal geet“ (mhd. „ze 
tal“, nd. „dal“; 59), „overwunnen“ (69), „achtersuster kinde“ 
(71), „vrede“ und „Vriede“ (statt ,vride“; 73, 75). Ganz 
unmöglich ist aber, daß in einem echten mhd. Sprachdenk- 
mal für ein so häufiges Wort wie „aus“ die niederländische 
Form ,uit^ (sprich: „eut“, statt „Az“; 56)?) stehen bleibt. 


3) Diese Ztschr. III 95. — 3) Selbst wenn man das i als Dehnungs- 
zeichen auffaßt, macht das t die Form mhd. unmöglich. Dieses Deh- 
nungs-i ist übrigens, wenngleich es auch andern rheingauischen Sprach- 
denkmälern eigentümlich ist, im Rhg. Ldr. so häufig, daß diese spezifisch 
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Neben solchen aus dem Niederdeutschen stehen gebliebenen 
Formen finden sich aber auch Formen, die überhaupt un- 
möglich sind, wie das oben erwähnte „wrachten“ (statt: 
„virbrechen“, gedacht ist wohl an „rachten“ — prozessieren ; 
20), ,verkort“ (5—11). Die Formen ,,bezoget“ (21), „vbir- 
zoget (35) scheint der Schreiber, nach dem Worte „bizicht‘ 
(21) zu urteilen, von zihen zu bilden, was natürlich grund- 
falsch ist; aber auch von „ziehen‘‘ oder von „ziugen‘ lassen 
sie sich nicht ableiten. Was soll man ferner sagen zu den 
Bildungen ,todenlichenam" (56), „verliset‘ (von ,,verliesen“, 
statt ,,verlorn“), ,,ryede (70)! 

An andern Stellen verraten grobe Übersetzungsfehler, 
daß dem Schreiber der Geist mittelalterlicher Rechtssprache 
fremd geblieben ist. Einige grobe Versehen haben wir ge- 
legentlich bereits berührt. Unmöglich ist aber auch, daß 
ein mittelalterlicher Übersetzer den Art. 32 des Dr. Ldrs. 
so wiedergibt, wie Art. 24 des Rhg. Ldrs. lautet. Der Urtext: 
80e wanneer dat die buer oren tuech niet doen en willen 
in der goesprake off dinghe of up eyn rechte, so breket 
elkes hues dree pont ...** handelt natürlich von der Pflicht 
der Bauerschaft, Gemeindezeugnis (Bauerschaftszeugnis) 
abzulegen in Gosprake oder (sive) Ding oder auf irgend 
einem Gericht !); im Rhg. Ldr. heißt es: „Will eine Gemeinde 
einen ibrer Burger nicht als Zeugen folgen lassen vor das 
Landrecht, oder zu andern Gedink, auf Dingen oder auf 
Recht geben, so verbricht jedes Haus etc.“ Im Matthaeus- 
schen Text steht „tughen“ statt „tuech“, und so hat das 
Rhg. Ldr. ,,Zeugen'* übersetzt; schlimmer aber ist, daB offen- 
bar die Worte „off dinghe* (Matthaeus: „of dinghen‘‘) mit 
,auf Dingen" wiedergegeben sind. Der Übersetzer wuBte also 
nicht, daß „of“ = „oder“ ist, oder er war zweifelhaft und 
hat darum zwei Übertragungen zur Auswahl gegeben. Sehr 
schlimm ist ferner die Übersetzung von Art. 36 (Rhg. Ldr. 27) 


niederdeutsche Schreibweise allein schon Verdacht erregt: hait (28), 
Noit (94), voir, gestraifft, dair (56), stoisse, vzgedain (58), noitzuge (69), 
Jair (70), doit, lois (34, 71, 72, 73, 75), hain (75). 

!) Über das buertuech des Drenter Rechts vgl. Fockema Andreae, 
Bijdragen tot de ned. Rechtsgesch. IV, 1900, p.239; über ,Ding of 
Goespraeke* siehe ebd., p. 236. 
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,ende wolde dair gheen buertucht horen": ,,vnd enwolde 
dargein gezugniss horen*; abgesehen davon, daß wieder das 
Bauerschaftszeugnis nicht erkannt wird — im folgenden 
wird dieses „tuech‘‘ gar mit ,Bezug' übersetzt —, kehren 
offenbar die Worte ,dair gheen“ (da kein) wieder in dem 
„dargein“ (dagegen) In Art. 45 Dr. Ldr. wird bestimmt, 
daß Auspfándung wegen Brüchen geschehen soll „in den 
keerspel, daer die broken verschenen sijn", d. h. da wo sie 
zu zahlen sind (verschinen = durch Saumseligkeit ver- 
brechen, zu zahlen haben); das Rhg. Ldr. (35) übersetzt: „do 
der broch geschach‘“, verwechselt also ,,verscheinen“ mit 
„geschehen“. Der Schreiber des Ldrs. kennt aber sogar, so 
unglaublich es klingt, nicht einmal die Bedeutung der 
mittelhochdeutschen Negation „en“. In Art. 21 wird be- 
stimmt, der Beschuldigte solle sich verteidigen in der Mark, 
„da er bizoget en ist". Nach Art. 27 sollen die Bürger 
über den Verbrecher Zeugnis ablegen, „wo er virbrochen 
en hait", „domit die Gemein enwisse*, welche Brüche er 
zu zahlen habe (Dr. Ldr. 36: „hem verschenen weer“, also 
nicht: „ir virfallen sy*!). Und nach Art. 71 „enmochten“ 
die Magen einen schädlichen Mann schlagen und „sich def 
enweren mit vier pfening“.!) 

Beide Methoden, die Vergleichung der Texte und die 
Prüfung der Sprache, führen also zu dem gleichen Ergebnis: 
Das Rheingauer Landrecht ist eine moderne Fülschung. Es 
bleibt die Frage: Wer ist der Fülscher? Von vornherein 
verdüchtig erscheint der Herausgeber Bodmann. DaB die 
Filschung zu seinen Lebzeiten begangen wurde, steht fest, 
da, wie oben dargetan, ein Werk aus dem Jahre 1777, die 
Rechtsgel. Obs., dazu benutzt wurde. Aber wurde Bodmann 
vielleicht selbst betrogen? In seiner handschriftlichen Hinter- 
lassenschaft ist nichts auf die Herkunft des Rhg. Ldrs. Be- 
zügliches vorhanden.?) Aber Bodmann beschreibt ja selbst?) 
den angeblich dem 14. Jh. angehórenden Mainzer Pergament- 


1) Man möchte fast glauben, es sei mhd. und französisch „en“ 
verwechselt. — *) Gratama I. c, p.20; Brunner, D. Litt.-Ztg. XV, 
Sp. 406. Vgl. Goetze, Archiv. Ztschr. II, 1877, S. 183; Falk, Sera- 
peum XXX, 1869, Intell..Bl. S. 99ff.; Klein, ebd. S. 171ff.; Schwartz, 
Annalen d. Nass. Ver. XI, 1871, S. 357ff., 380, 885f. — 2) S. 624 not. k. 
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kodex, aus dem er es entnommen habe; er will ihn also 
gesehn haben: seine Angaben über den Fundort sind unwahr. 
Gerade solche Schwindeleien über ungedruckte Codices, 
die er eingehend beschrieb, obwohl sie gar nicht existierten, 
waren aber, wie Hegel!) nachgewiesen hat, Bodmanns 
Spezialitàt; auf solche Weise, und indem er Text und Sprache 
der älteren Zeit anpaBte, versuchte er den von ihm ver- 
öffentlichten Mainzer Chroniken ein höheres Alter zu vindi- 
zieren. Durch die falsche Vorspiegelung, daß „der uralte 
Indiculus traditionum monast. Blidenstad. aus dem IX. und 
folgenden Jahrh.“ sich in seinem Besitze befinde?), gab er 
die Veranlassung zu dem unerquicklichen Streit über den 
Verbleib der wertvollen Originalhandschrift?); in Wahrheit 
aber hatte er seine Bleidenstatter Traditionen aus einer 
Abschrift des ‘18. Jhs. geschöpft.*) Freilich sind die Fäl- 
schungen, die K. Menzel®), Carl v. Hegel‘), Sauer”) und 
I. Bloch®) dem Mainzer Rechtshistoriker nachgewiesen 
haben, lange nicht so schlimm?) wie die des Rheingauer 
Ldrs., handelte es sich dort doch nur um Verfälschung 
echter Quellen hauptsächlich hinsichtlich des Alters!°), 
während hier eine ganze große Rechtsquelle vollständig er- 


1) Die Chroniken der deutschen Städte XVIII Mainz II, 1882, 
S. 5f£, 116, 148f., 241 not. 4; vgl. I. Bloch, Der Ursprung der Syphilis 
I 1901, S. 49f., 52 Anm. 1. — 3 Rheing. Alterth. 8.10, 11; S. 130 
„aus meinem Bleidenst. Tradit. Rotel“ etc. — *) Darüber Goetze a. a. O., 
8.155 ff.; C. Will, Monum. Blidenstatensia 1874, S. X1ff.; Schwartz a.a.O., 
S. 385 ff., 381 f. — *) Sauer, Cod. dipl. Nassoicus I, 1, 1886, S. XX ff., Be- 
richt. u. Zus., S. 13. — *) Diether v. Isenburg 1868, S. 150f. Anm. 1. — 
*) 2.2.0. (oben Anm. 1). — ?) Cod. dipl. Nass. I, 1, S. XX, 98f., 97, 
226 f., 9448, Ber. u. Zus, S. 10. — 8) a. a. O. (oben Anm. 1), 8. 411, 52 
Anm. 1. — *) Als stärkste Leistung Bs. bezeichnet Sauer, Cod. dipl. I, 1, 
S. 227, die Verarbeitung einer Bleidenstatter Urk. v. 1204 in eine 
solche des Klosters Jobannisberg; schlimmer ist aber wohl die von 
ihm, 8. 844f., Zus. S. 10, nachgewiesene paláographische Fälschung 
einer Mainzer Lebnsurkunde von 1224 auf Grund eines echten Lehns- 
briefes von 1958. — 16 Auch ich konnte in meiner Diss., Die Einkind- 
schaft, Breslau 1900, S. 17 Anm. 15 darauf hinweisen, da8 eine angeb- 
lich aus dem Jahre 1446 stammende Kiedricher Einkindschaftsurkunde, 
die Β., l.c, S.652 abdruckt, zweifellos dem 16. Jh. angehört. Ich 
glaubte damals an eine Nachlüssigkeit Ps., zweifle jetzt aber nicht, 
daß abeichtliche Irreführung vorliegt. Vgl. übrigens auch unten (S. 337). 
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funden worden ist. Dennoch kann man Bodmann auch 
eine solche Tat zutrauen, war er doch, wie jetzt nicht mehr 
zu bezweifeln ist, ein durch und durch unehrlicher Charak- 
ter !), der selbst vor Diebstahl nicht zurückschreckte. Zwar 
hat Goetze?) den Versuch gemacht, ihn von diesem Vor- 
wurf, den ihm Bóhmer in einem Briefe an Jacob Grimm?) 
schon im Jahre 1839 machte, zu reinigen; doch ist nach 
neueren Forschungen *) nicht daran zu zweifeln, daß er im 
Jahre 1812 Hunderte von Urkunden und das alte Statuten- 
buch der Stadt aus dem Hagenauer Archive gestohlen und 
daß er in gleicher Weise auch Schlettstadt, Kiedrich und 
Mainz beraubt hat. Wo er ein Archiv benutzte, rib er das, 
was er in seine Werke aufnehmen wollte, aus den Originalen 
heraus und fügte es seinem Manuskript bei.) Auf diesem 
Wege hat er einen groBen Teil der Tausende von Urkunden 
zusammengebracht, die er hinterließ. Bodmann, dem Dieb 
und dem Fälscher, „der von der ersten Pflicht des Histo- 
rikers, der Wahrhaftigkeit, keinen Begriff hatte, der sich 
nicht scheute, das litterarische Publikum immerfort durch 
neue Erfindungen hinter das Licht zu führen“, ihm müssen 
wir auch diese Fälschung zutrauen. Faßt doch Hegel*), 
der ihn so kennzeichnet, sein Urteil über ihn als Heraus- 
geber dahin zusammen, daB ihm kein Wort mehr über un- 
gedruckte Handschriften zu glauben sei. Auf den ersten 
Blick ist es zwar befremdend, daß Bodmann, der warme 
Mainzer Patriot”), dessen arbeitsreiches Leben bis zum 
letzten Atemzuge der Geschichte seines Landes gewidmet 
war), diese Geschichte durch Erfindung eines ganzen Quellen- 


|) Interessant sind die scharfen Anmerkungen Kindlingers, der B. 
persönlich kannte, zu dessen Rheing. Alterth., z. B.: ,Bodmann lügt 
zuweilen und das recht tüchtig^; Schwartz a. a. O. S. 870; vgl. auch 
ebd. S. 904, 969 die Angriffe Friedemanns aus den Jahren 1847 und 
1848, — 1) Arch. Ztschr. II S, 150. — *) Bei Schwartz a. a. O., S. 882. 
— *) A. Hanauer und J. Klélé, Das alte Statutenbuch der St. Hagenau 
1900, S. IIff.; vgl. H. Bloch), N. Arch. d. Ges. f. &lt. d. Geschichtsk. 
XXV, 1900, S. 849 Nr. 228. — +) Wenzel bei H. Haeser, Gesch. d. 
Medizin III *1882, S. 253; vgl. I. Bloch a. a. O, 5.48. — *) a. a. Ο., 
S. 8. — *) Bodmann stammte zwar aus Aura in Unterfranken (Schwartz 
a. &. O., S. 358), fühlte sich aber als Mainzer; vgl. auch sein Gedicht 
auf den Rheingau in den Rhg. Alterth., vor S. 517. — *) Goetze, a. a. 
O., S. 148f. 
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werkes verfälscht haben sollte. Doch gerade dieser Patrio- 
tismus war vielleicht neben der Autoreneitelkeit die Haupt- 
triebfeder seiner Fülschungen. Bezeichnend dafür ist fol- 
gendes: Bei Wiedergabe einer Nachricht über das Auftreten 
der Franzosenkrankheit in Mainz!), die er nachweislich ?) 
fälschlich stark zurückdatiert hat, hebt er ausdrücklich hervor, 
daB diese Krankheit ,,wie alle Neuerungen schon damahls zu 
Mainz ihre Pflanzstátte gefunden habe“. „Ein merkwürdiger 
Ausdruck des Lokalpatriotismus" bemerkt I. Bloch?) mit 
Recht. 

Alle diese Momente sind sehr schwerwiegende Verdachts- 
gründe für Bodmanns Täterschaft. Völlig überführt wird er 
durch folgende, außerhalb seiner Person liegende Tatsachen. 
Das Rhg. Ldr. ist, wie oben nachgewiesen, kompiliert aus 
drei holländischen Werken, die, wenn sie auch nicht gerade 
selten sind, doch in Deutschland selten an einem Orte oder 
gar in einer Bibliothek anzutreffen gewesen sein dürften. 
Bodmann aber hat alle drei Werke besessen. Herr Geheim- 
rat Brunner veranlaßte mich, einem Verzeichnis von Büchern 
nachzuspüren, die aus Be. Nachlaß an die Münchner Biblio- 
thek gekommen wären. Ein solches Verzeichnis fand sich 
zwar nicht, wohl aber der Auktionskatalog der B.schen 
Bibliothek.*) In diesem sind unter Fol. Nr. 720 auf S. 45 
das Groot Charterboek der Graaven van Holland etc., unter 
Quart Nr. 1322 auf 8. 78 das Buch von A. Matthaeus, De 
rebus Ultrajectinis, und auf S. 20 unter Octav Nr. 382 die 
Rechtsgeleerde Observatien verzeichnet. Das kann kein 
Zufall sein. Dazu kommt noch, daß das Werk des Mat- 
thaeus in Bs. Bibliothek gerade in der Ausgabe von 1740 
vertreten war, die allein jene auffallende Form des { zeigt, 


1) Rheing. Alterth. S. 199. — ?) Hegel bei I. Bloch a. a. O., 8. 51; 
dazu ist nachzutragen, daß B. das Stiftsprotokoll von St. Victor in 
Mainz, dem er bier die angebl. Nachricht von 1472 entlebnt, auf S. 197, 
868, 887 in das 16., 17. und 18. Jh. verlegt. — 3) S. 48 Aum. 1. — 
*) Verzeichniß der Bibliothek des verstorb. Herrn Franz Joseph Bod- 
mann ..., welche den 15. May 1893 ... in Mainz ôffentlich ... ver- 
steigert werden soll (Mainz) Im MArz 1828. 8°. (Hof- und Staatsbiblio- 
thek München, Catal. 54x). — *) Das Charterboek und die Observatien 
hat Bodmann sogar in den Rbeing. Alterth., S. 642, zu zitieren sich 
nicht gescheut. 
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die den Fülscher des Rhg. Ldrs. dazu gebracht hat, in 
Art. 33 das in hofprake entstellte Wort gosprake für Hof- 
fahrt zu lesen. Es ist also kein Zweifel: Bodmann war der 
Fülscher des Rheingauer Landrechts. Es ist krasse Heuchelei, 
wenn er in der Einleitung zu dem Werke, in dem er sein 
Machwerk veróffentlichte, sich erbietet, jedem, der die Echt- 
heit, die Treue der Abschrift oder gar das Dasein der von 
ihm abgedruckten Urkunden bezweifeln môchte, den Ort 
ihrer Aufbewahrung getreulich anzuzeigen, und wenn er 
erklärt, er werde ,in dem hohen Gefühle für streng histo- 
rische Wahrheit dem unberichtigten und rohen Tadel mit 
Stillechweigen und jener Verachtung entgegnen, die es deut- 
lich bewühret, das Menschenleben seye zu kurz und seine 
Bestimmung zu edel, als es mit Nichtswürdigkeiten zu ver- 
schwenden“. Spricht aus diesen Worten noch das bóse Ge- 
wissen mit, so ist es nur die Schadenfreude des schlauen 
Betrügers, die zum Ausdruck kommt, wenn er am Schlusse 
des Rheingauer Landrechts bemerkt: ,,Es sollte mir ein 
Leichtes seyn, sonnenklar zu beweisen, daß die Urquelle 
mehrerer dieser Satzungen die uralte salische und ripuarische 
Gesetze gewesen seyen — wovon ich jedoch die kritische 
Erörterung Andern überlassen will.“ Gewiß, er kannte die 
Quellen des Landrechts am besten. 

Solche gleißnerischen Reden sind jetzt, da Bodmann 
entlarvt ist, geeignet, unser Mißtrauen gegen ihn noch in 
andere Richtung zu lenken: sind sie etwa bestimmt, weitere 
in den Rheingauischen Alterthümern enthaltene Fälschungen 
zu verhüllen? Wenn F. W. E. Roth!) noch im Jahre 1880 
sagen konnte, daß er in diesem Werke „nicht eine einzige 
gefälschte oder entstellte Urk.* habe finden können, so ist 
er inzwischen durch die oben erwähnten Entdeckungen 
Sauers gründlich ad absurdum geführt worden, und die 
Rheingauischen Lokalhistoriker werden bei weiterer syste- 
matischer Bearbeitung ihrer Geschichtsquellen sicher noch 
viele ähnliche Funde machen. Hier sollen nur noch einige 
für die allgemeine Rechtsgeschichte besonders wichtige 


1) Fontes rerum Nassoicarum I, 1, 1880, S. IX. Teil 2 desselben 
Werkes ist „dem Andenken Franz Joseph Bodmann's* gewidmet. 
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Denkmäler als stark verdächtig  herausgehoben werden. 
Ich halte es für sicher, daß B. die beim Rhg. Ldr. ange- 
wandte Methode der Übersetzung aus dem Niederländischen 
öfter geübt hat, um seine rheingauischen Quellen zu be- 
reichern; eine genaue Durchsicht der überaus zahlreichen 
von Bodmann angeführten und in seiner Bibliothek befind- 
lichen niederländischen Werke würde gewiß zu einigen inter- 
essanten Ergebnissen führen: mir sind sie jedoch leider zum 
größeren Teile nicht zugänglich. Zweifellos eine Über- 
setzung einer holländischen Dingtal ist das auf S. 618 ab- 
gedruckte Formular für das Verfahren bei „Benehmung des 
Landrechts“, das sowohl hinsichtlich seines Inhalts durchaus 
dem Rechtsgang bei der Friedloslegung in den Niederlanden 
entspricht, als auch in der Sprache holländische Anklänge 
aufweist, z. B.: „bis zu klimmender Sonne“.!) Zu den aller- 
wichtigsten von Bodmann veröffentlichten Rechtsdenkmälern 
gehören die vielbenutzten Eltviller Oberhofsentschei- 
dungen, von denen auch eine ganze Anzahl in Loersch 
und Schröders Urkundensammlung?) Aufnahme gefunden 
hat. Bodmann gibt deren etwa 80 aus dem 14. und 15. Jh. 
an verschiedenen Stellen der Rhg. Alterth.?) teils ganz, teils 
im Auszuge wieder. Als seine Quelle bezeichnet er einen 
ungedruckten Kodex, dessen Alter, Herkunft und Aufbe- 
wahrung er nicht näher angibt; er nennt ihn meist „Eltviller 
Schöpfenbuch“, doch auch „Eltv. fremd. Urtheilsbuch“, 
„Schöpfenurtheilsbuch der St. Eltvill^, „Eltv. Oberhofsbuch", 
„Eltviller Alkoran“, „alter Rotel von Schöpfenurtheilen des 
Oberhofs zu Eltvill“. Besonders aus dem letzten Ausdruck 
darf man wohl schließen, daß er das Buch, das er bald mit, 
bald ohne Angabe von Seitenzahlen zitiert (7. B.: S. 62, 118, 
209), als eine alte Originalhandschrift bezeichnen wollte; ob 
es ein Gerichtsbuch oder eine Sammlung gewesen sein soll, 
bleibt zweifelhaft. Diese Vorlage Bodmanns nun ist bisher 
unentdeckt geblieben, auch nach den oben angeführten Be- 
richten über seinen Nachlaß darin nicht vorhanden. Sie 
dürfte ebenso wie die Handschrift des Rhg. Ldrs. nur in 


1) U. a. z. B. westfries. Dingtal (Nieuwe Bijdr. 1878 p. 40): „mit 
climmender sonnen“. — ?) Nr. 269, 338— 343. — 3) 8. 689—641, 643— 644, 
648, 661, 663, 665—075, 677, 702—703, 768, 771, 791—792. 
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Bodmanns Phantasie je existiert haben. Woraus B. in Wahr- 
heit geschópft hat, habe ich nicht ermitteln kónnen, ver- 
mutlich aus einer Hs. oder einem verschollenen Druck alter 
niederländischer Schôffenurteile. Denn die Sprache dieser 
Urteile zeigt ähnliche Fehler!) wie die des Rhg. Ldrs. und 
gleichfalls Anklänge an das mittelniederdeutsche, z. B. „Für 
vnd Flammen" (8. 689), „Inne nuden“, „geschien“, ,nyeder“ 
(641), „kan er des nit, so engildet?) ers“ (667), „Des 
enging die frawe von Ime zu irme Nachbern vnd habe 
geslefet in syme huse vnde by Im geessen vnd ge- 
trunken“ (668) ,hyenwegk“ (669), ,verneinzte" (671), „im 
lyfe“, „hette verliset^, „hette virliesen^ (beide Formen in 
derselben Urkunde, 674), ,hait dun fregen", ,drauweninge“ 
(703), ,pail“ (768). Wenn 8. 672 die Rede ist von einem 
Leibgedinge „alle Jare schiende vf sante Mertinsdage", so 
kann nur ein niederländisches „verschinen“ = „fällig werden“ 
zu Grunde liegen etc. Diese Vermutung wird voll bestätigt 
durch die Tatsache, daß einmal der genaue Wortlaut einer 
Eltviller Entscheidung ?) in einer holländischen Keure wieder- 
kehrt: . 


Bodmann S. 674 Abs. 5. 


auch mag dekein Knabe syns 
meynsters gut verliesen hóer 
dan syn Lone, dar vmb er 
gedingt is, als ferre er noch 
vnbetzalt stat. 


Keuren van Putten 1587art. 54. 
(Rechtsgel. Observ. IV 218). 


Een bode en mach oock syns 
meesters goedt niet vervech- 
ten ofte verbeuren hooger dan 
syn huyre, daer omme hy ge- 
huyrt is, ende nog onbetaelt 


staet, (bedragen mach). 


Sind somit die angeblichen Eltviller Oberhofsentschei- 
dungen als durch Bodmann untergeschoben zu erachten, so 
dürfte damit auch der ganze Oberhof in nichts zusammen- 
brechen; wenigstens gehen alle mir bekannten Erwähnungen 


!) Auf sachliche Widersprüche in den Eltviller Urteilen hat 
Loersch, Ingelh. Oberhof 1885, S. CLXXI Anm. 1 aufmerksam gemacht. 
— 3) Schwerlich = „ent“; vgl. oben 8. 328. — *) Von mir nach Loersch 
‘a. Schröder 341 angeführt in Entwerung u. Eigentum 1902, S. 71; es 
ist dort also an Stelle des Zitats der Fülschung das des niederlünd. 
"Originals zu setzen. 
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dieses Oberhofes in Literatur 1) und Quellen?) auf Bodmann?) 
zurück. In der Tat ist es auch überraschend, daß in dem 
kleinen Rheingau neben den drei Oberhófen zu Mainz, Ingel- 
heim und Wiesbaden*) noch ein vierter zu Eltvill bestanden 
haben soll. Auch stimmt das Verhültnis, in das B. den Elt- 
viller Oberhof zu den übrigen setzt, nicht mit der sonstigen 
Überlieferung. Er sagt*): ,Für die Berathung unseres elt- 
viller Oberhofs aber, war wiederum der hóhere Oberhof die 
4 Bchópfen des Raths der Nachbarstadt Mainz" und belegt 
diese Behauptung durch ein angebliches Mainzer Urteil von 
1392 für Eltvill; Eltvill ging aber in Frankfurt zu Haupte.®) 
Ferner standen mehrere Orte, die B. für Eltvill in Anspruch 
nimmt, unter dem Ingelheimer Oberhof.?) Hat nun aber 
zu Eltvill kein Oberhof bestanden, so müssen natürlich auch 
die sonstigen Quellenzeugnisse, die B. für dessen Existenz 
beibringt, gefälscht sein. Das gilt z. B. für die Gerichts- 
ordnung von Sulzheim aus dem 16. Jh.?) und einen Ingel- 
heimer Schóffenspruch*), der von „eyme gerichte“ redet, 
ndaz zu Eltuil sin recht holet“. Dieser Schóffenspruch sowie 
eine weitere auf derselben Seite der Rheing. Alterthümer 
abgedruckte Ingelheimer Entscheidung ist von Loersch 
übersehen worden, als er seiner Ausgabe der in den er- 
haltenen Schóffenbüchern überlieferten Ingelheimer Ober- 
hofsentscheidungen in einem Anhange!") eine Anzahl von 
Urteilen beifügte, die angeblich aus einem verlorenen 
Schöffenbuch stammen sollen und teile Bs. Rhg. Alt, teils 
handschriftlichen Exzerpten aus Bodmanns NachlaB ent- 
nommen sind.!!) Diese Exzerpte sind in einem auf der 
Mainzer Stadtbibliothek befindlichen Heft enthalten, das von 
der Hand eines Schreibers herrührt, der Bodmanns Schrift- 


1) z. B. Thomas, Der Oberh. z. Frankf. a. M. 1841, S, 181; Stobbe, 
Gesch. d. d. Rechtsquell. I, S. 284f.; Schröder, R.-G.*, S. 676. — 
2) Regesten von Eltvill bei Roth a. a. O. I, 1, S. 240 ff., bes. 
S. 251 ff. — 3) Rhg. Alt. a. a. O. und S. 127 f., 656, 663 ff. — *) Vgl. 
v. Stramberg, Rhein. Antiqu. II, 15, 1867, S. 418 ff., Otto, Das 
Alt. Gerichtsb. d. St. W., 1900. — *) 8.675. — *) Thomas a. a. 0. — 
1) Loersch, Der Ingelbeimer Oberhof 1885, S. CLXLIV Anm.1. — 
5) Rhg. Alt., S. 677f. — *) ebd. S. 768. — 19) a.a. O., S. 4898. — 
13) Loersch a. a. Ο., S. VIf,, XXIV. 
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züge nachzuahmen sich gewóhnt hatte !), und bezeichnen sich 
in der Einleitung als Auszüge aus einem mit dem Jahre 
1398 beginnenden Ingelheimer Schóffenbuch, betitelt „Fremde 
Urtelsbuch". Die darin ausgezogenen Urteile nun gleichen 
in der Form völlig den angeblichen Eltviller Entscheidungen, 
insbesondere beginnen sie wie diese fast stets mit den 
Worten: „Item N. N. (Name) hat gefreget“ oder „Item die 
scheffen von X. (Ort) hand gefreget“. Ähnlich ist zwar 
auch der Eingang der wenigen aus dem 14. Jh. erhaltenen 
authentischen Ingelheimer Urteile; doch heißt es dort meist 
»gefragit^. Eins spricht aber besonders für die Zusammen- 
gehórigkei der von Bodmann überlieferten Eltviller und 
Ingelheimer Entscheidungen, das ist die Tatsache, daß er 
sie selbst nicht auseinander hält. Auf S. 768, wo er angeb- 
lich aus beiden Schôffenbüchern schópft, gibt er zuletzt zwei 
Urteile der Eltviller Schôffen und führt dann fort: ,Ein 
andermahl erkannte derselbe Schöpfenstuhl zu Ober- 
ingelheim“ etc. B. hatte also inzwischen vergessen, daß 
er die beiden vorhergehenden Entscheidungen nach Eltvill 
verlegt hatte. Bei den 8. 791 f. not. a angeführten Urteilen 
hat er versäumt anzugeben, um welchen Oberhof es sich 
handle, und ebenso zitiert er S. 771 eine „Stelle des oft- 
angez. Oberhóf. Gerichtsbuchs“, ohne zu sagen, ob er das 
Eltviller oder das Ingelheimer meine. Beide Gerichtsbücher 
sind also offenbar identisch und Bodmanns eignes Fabrikat. 
Damit ist freilich nicht gesagt, daB alle mit dieser Quellen- 
angabe von B. veróffentlichten Entscheidungen vóllig ge- 
fälscht seien; sie sind aber für uns wertlos, da ihr wahrer 
Ursprung gänzlich unkontrollierbar ist. Insbesondere ist nicht 
mit Sicherheit festzustellen, welche Urteile niederlündischer 
und welche rheingauischer Herkunft sind.?) Es ist nicht 
unmóglich, daB ein Teil von ihnen in der Tat auf ein ver- 
schollenes Ingelheimer Schóffenbuch zurückgeht; andere sind 
vielleicht auf echte Schöffenbücher anderer Orte, die sich 


1) Velke bei Loersch S. VIII; sollte nicht vielleicht Bodmann 
seine Handschrift verstellt haben? — 3) Auch einige der angebl. Elt- 
viller Entscheidungen enthalten offenbar rheingauisches Recht; vgl. 
Loersch a. a. O., S. CLXLV. 
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in Bs. Besitz befanden, zurückzuführen. So erwähnt Goetze 1) 
zwei Gerichtsbücher von Schierstein als zum Nachlaß ge- 
hórig; sie stammen allerdings erst aus dem 16. Jh. Viel- 
leicht ist der Name ,,Fremde Urtelsbuch*, den Bodmann 
dem Ingelheimer und einmal?) auch dem Eltviller Schóffen- 
buch beilegt, geeignet, auf die rechte Spur zu führen. Das 
Britische Museum in London enthält?) einen Kodex ,,Fremde 
Urtellbuch von Mainz 1398—1430“. Das Jahr 1398 ist aber 
auch das Anfangsjahr des angeblichen Ingelheimer Schóffen- 
buches. Sollte B. dem Mainzer Kodex Entscheidungen ent- 
nommen haben, die er, um mit grófierem Quellenreichtum 
prunken zu kónnen, anderen rheingauischen Gerichten unter- 
schob? Eine Untersuchung der Frage wäre lohnend: es ist 
überliefert, daß ein Teil des Bodmannschen Nachlasses nach 
England gekommen ist.*) 

Von den nur durch Bodmann überlieferten Urkunden 
sind als rechtshistorisch wertvoll?) schließlich noch die Kied- 
richer Einkindschaftsurkunden *) hervorzuheben, die er dem 
alten Gerichtsbuche dieser Stadt entnommen haben will.”) 
Auch dieses Buch ist verschollen. Einen Anhaltspunkt dafür, 
daB es nicht Bs. Phantasie entsprungen ist, gewinnen wir 
jedoch daraus, daß uns überliefert ist, er habe es in Kied- 
rich entwendet.*) Auch gibt der Inhalt der einzelnen Akte 
zweifellos rheingauisches Recht wieder. Immerhin ist der 
Beweiswert der Urkunden, solange die Originale nicht ge- 
funden sind, stark geschmälert; insbesondere dürfte B. wohl 
sämtliche Eintragungen erheblich vordatiert haben: ich glaube 
jetzt, daß sie sämtlich erst der ersten Hälfte des 16., nicht, 
wie B. will, des 15. Jhs. angehóren.?) Auch wäre zu prüfen, 
ob sie nicht etwa dem einen der obenerwühnten Schier- 
steiner Gerichtsbücher, das nur Akte der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit enthält, entnommen sind. 


1) Arch. Ztschr. II, 8. 187 VIII4. — 2) S. 648 not. fff. — *) Addit. 
manuscr. Nr. 21920 (Neues Archiv d. Ges. IV 1879, S. 364). — 
*) Schwartz a.a. O., S. 885. — *) Meine Einkindschaft, S. 90 ff., 894. 
*) Rheing. Alt., S. 650ff. — 7") S. 652; auch die Urkunden S. 6468, 
dürften daraus entnommen sein. — *) Goetze a. a. O., S. 151; sollte B. 
das Buch vernichtet haben, um dem Vorwurf des Diebstahls zu ent- 
gehen? — *) Danach ist die Darstellung in meiner Diss. zu berichtigen. 
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Es ist alles in allem ein trauriges Ergebnis, zu dem wir 
gekommen sind. Bodmann entpuppt sich als die Lüge selbst, 
wo man ihm auch zu Leibe geht. Haben andere Rechts- 
historiker wie Grandidier!) und Dreyer?) trotz nachge- 
wiesener Fülschungen auch heute noch kraft eigner Lei- 
stungen Bedeutung für unsere Wissenschaft: Bodmanns Be- 
deutung zerrinnt in Nichts. Denn sie beruht auf dem von 
ihm zusammengetragenen Material; das aber ist wertlos, wo 
nur sein Wort uns Bürgschaft ist, wo keine Originalquellen 
erhalten sind. Es ist Zeit, daß sein Name aus unserer 
Wissenschaft verschwinde. 


VII. 


Über den Ursprung der deutschen Bergbaufreiheit 
und deren Verhältnis zum Regal. 


Eine Gegenbemerkung *) 


von 


Herrn Professor Dr. Adolf Zycha 


in Prag. 


Was ich über die Entstehung des Bergregals und der 
Bergbaufreiheit in meiner Studie ,Das Recht des ältesten 
deutschen Bergbaues“ (1899) ausführte, hat Ad. Arndt zu 


!) Als Fülscher entlarvt durch Herm. Bloch, Ztschr. f. Gesch. 
d. O.-Rh. XII 4998, XIII 543 ff. — *) dgl. durch Frensdorff, Dort- 
munder Statuten u. Urth. 1882, S. 19. 


*) Die Redaktion glaubte, die oben als Nr. I1 S. 59 ff. abgedruckte 
Abhandlung des Herrn Professors Arndt, weil überwiegend polemischen 
Inhalts, nicht aufnehmen zu kónnen, ohne dem Angegriffenen Gelegen- 
heit zu Gegenbemerkungen zu geben und zwar sofort, da es nicht 
erwünscht erscheint, daß diese bereits genugsam erörterte Streitfrage 
durch mehrere Jahrgünge unserer Zeitschrift sich hindurchziehe. Nach- 
dem nunmehr beide Teile auch an dieser Stelle zum Worte gekommen 
sind, erklären wir unsererseits Schluß. Für die Red. U. St. 
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nunmehr schon dreimaligem Widerspruch herausgefordert'), 
den er für um so mehr am Platze hält, als die Frage über- 
haupt ,dureh der Parteien HaB und Gunst verwirrt^ sei.?) 
Ich bezweifle billig, daB sie vermittels Arndts Methode ent- 
wirrt werden könnte, nehme auch keinen Anlaß, diese system- 
und uferlose Polemik mit ihren der alten Rüstkammer immer 
wieder von neuem entlehnten Irrtümern ins einzelne zu be- 
richtigen; denn einerseits würe es doppelte Arbeit, anderer- 
seits müßte ich ebenso extensiv werden wie Arndt. Nur 
insofern dürfte eine Entgegnung sachdienlich sein, als sie 
wenigstens der Fortspinnung einer nur künstlich geschaffenen 
Kontroverse durch Aufdeckung des unterlaufenen Mißver- 
stándnisses und der Verkehrung meiner Auffassung ein Ziel 
zu setzen vermag. — 
Der beiderseitige Standpunkt ist folgender. 


Arndt kennt nur einen Regalbegriff, den des späten 
Mittelalters und der Neuzeit, aus dem insbesondere die Ver- 
leihung an den Finder, die Bergwerksbesteuerung und der 
Betriebszwang folgt. Dieses Regal denkt er als schon seit 
den ältesten Zeiten in Geltung gestanden, und von ihm leitet 
er auch die Bergbaufreiheit her. 

Dagegen hat es nach dem Ergebnis meiner Unter- 
suchung ein auf den Bergbau bezügliches Regal zwar seit 
jeher gegeben; doch war dieses in drei Entwickelungsstadien 
sehr verschiedenen Inhalts. 


1. Die älteste Zeit kennt, soweit die wenigen Quellen- 
berichte Anhaltspunkte gewühren, als Inhalt des Metallregals 
nur eine Abgabe?) — vielleicht nach rómischem Muster — 
(1. Form). 


!) Einige Bemerkungen über das Bergregal, Jahrb. für Gesetz- 
gebung etc. XXIII (1899) S. 268— 281; Noch einmal der Sachsenspiegel 
und das Bergregal, in dieser Zeitschrift, XXIII (1902) S. 112 — 122; 
Einige Bemerkungen zur Geschichte des Bergregals, oben S. 59 — 110. 
Diese Abhandlungen werden weiterhin mit I, II und III zitiert. Über- 
dies hat sich Arndt im Jur. Zentralbl. XIX S. 6 f£. und XX S. 149 ff. 
geäußert. Multa, sed non multum! — 3) Daß die Ablehnung seiner 
Theorie nur in dem „alten Haß“ gegen das Bergregal ihren eigent- 
lichen Grund habe, läßt sich A. nicht nehmen (s. III S. 62, 93, 106). 
Mir gegenüber sucht er noch nach einer besonderen Tendenz I S. 266. 
— 3) Weil eine Steuerhoheit nicht bestand, bezeichnete ich diese Berg- 
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2. Während des nächsten, ins 11.1) und 12., z. T. noch 
ins 13. Jahrhundert fallenden Stadiums erscheinen die Metall- 
schätze als „juris imperii", in dem Sinne, daß ihre Nutzung 
abhüngt von einer Bewilligung der Krone. Die Bewilligung 
erhält derjenige, der vordem kraft eigenen Rechtes Bergbau 
unternehmen konnte: der Grundeigentümer. Wie andere 
Regalien wird aber auch dieses Regal an Fürsten übertragen, 
von Fürsten usurpiert, so daß es diese wie der König üben 
(2. Form, Grundeigentümer-Beleihung). 

3. Unter den Händen der neuen territorialen Staats- 
gewalt ergab sich als letzte Entwickelungsstufe eine aber- 
malige intensive Steigerung des Regalinhalts Was König 
und Reich niemals durchzuführen vermocht hätten: eine 
regale Verwaltungsorganisation in allen Revieren, von wel- 
cher Verleihung und Vermessung jedes einzelnen Baues, 
Kontrolle und Besteuerung jedes einzelnen Betriebes aus- 
zugehen hat, kurz die staatliche (regale) Ordnung des ganzen 
Bergwesens setzten die Landesherren in Süd- und Mittel- 
deutschland ins Werk. Nunmehr trennte sich der Bergbau, 
schon in der vorigen Periode rechtlich vom Grundeigen- 
tum losgelöst (indem der Grundherr einen reichsrechtlichen 
Titel erwerben mußte), auch tatsächlich von demselben, 
indem die Verleihung an Dritte, die Finder, erfolgte — eine 
Veränderung, die mit der geänderten Wirtschaft zusammen- 
hängt; denn die Unternehmerrolle war an selbständige Berg- 
arbeiter- und später Kapitalistenverbände übergegangen 
(3. Form, Finder-Beleihung). 

Was die Bergbaufreiheit angeht, so ist zunächst der 
Sinn dieses mehrdeutigen (den Quellen übrigens fremden) 
Wortes genau abzugrenzen, wenn man sich gegenseitig ver- 
stehen will. „Der Bergbau ist frei“ kann heißen: 


werkssteuer als den Inhalt eines besonderen Regals. Damit erledigt 
sich Arndt I S. 267; III S. 94. 


1) Es sei hier bemerkt, daß sich in der bekannten Urkunde von 
1016 (bei mir S. 24 zitiert nach dem steierm. Urkundenbuch) gerade 
die entscheidende Stelle als um 1177— 1184 interpoliert erwiesen hat. 
Siehe Jaksch, Gurker Geschichtsquellen I nr. 13 und M. G. Dipl. III 
n. 947 S. 442. Nunmehr ist mir auch die Urkunde von 1028 bedenklich 
geworden. Damit rücken die Belege für die 2. Regalform noch weiter 
herauf. 
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a) die Gewinnung der schätzbaren Mineralien ist nicht 
ein Recht des Grundeigentümers, daher frei von dessen Er- 
laubnis; 


b) neben und gegenüber dem Regal bedeutet die Berg- 
baufreiheit: der Grundeigentümer muß die ihm als Eigner 
des Bodens (nicht der regalen Fossilien) zugefügte Beein- 
trichtigung gegen ein gewisses Entgelt dulden; 


c) endlich kann das dem Finder zugesprochene Recht 
auf regale Beleihung gemeint sein, wonach also dieser den 
Bau frei hat gegenüber einer etwaigen anderen Verfügung 
des Regalherrn (Finderrecht). 


Mit der Bergbaufreiheit im ersten, das Grundeigentümer- 
bergrecht negierenden Sinn bezeichnet man dasselbe, was 
positiv die Regalität der schützbaren Mineralien ausdrückt 
(ein dritter Zustand auBer Grundeigentümerbergrecht und 
Regalitàt hat nicht existiert). Es ist daher die Untersuchung 
Arndts (s. u.), ob die Existenz der Bergbaufreiheit (dieser 
Art) geleugnet werden kónne für eine Zeit, für welche der 
Bestand der Metallregalität zugegeben wird, mir nicht ver- 
ständlich. 


In dem zu b) bezeichneten Sion kam die Bergbaufreiheit 
mit und unter der dritten Regalform auf. Darum dreht sich 
die von mir (Recht des ältesten Bergb. 8.59 ff. und 166 ff.) 
geführte Untersuchung; sie betrifft ein historisches Problem 
von wirtschaftlich eminenter Wichtigkeit. Arndt kennt es 
kaum!), obschon er jetzt gerade gegen diese Untersuchung 
seinen Angriff richtet. 


1) Trotz meiner Ausführungen, insbesondere auch Böhu. Bergr. 1 
8. 178—192. Ihn beherrscht völlig die Idee von jenen merkwürdigen 
Bergwerksbetrieben, die keinen Raum an der Oberfläche beanspruchten 
(worüber w. u.. Nach II S. 119, 1II S. 86 hat diese Inanspruchnahme, 
wo sie doch stattfindet, ,mit der Bergbaufreiheit nichts zu tun*. Das 
gemeingiltige freie Okkupationsrecht ,suchenhalb* tilgt Arndt als einen 
,Rechtsbruch sondergleichen* aus der Geschichte. — Versucht man, 
sich darüber klar zu werden, was Arndt unter Bergbaufreiheit eigent- 
lich versteht und jeweils verstanden wissen will, so begreift man nur 
zu leicht, warum er die Scheidung der Freiheit gegenüber dem Grund- 
eigentümer und des Finderrechtes als ,unverstündlich" bezeichnet 
(III S. 61 Note). 
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Während der Übergangszeit, die der Festigung des 
neuen Rechtssatzes vorausging, war die Streitfrage die: ob, 
wührend bisher allein der Grundeigentümer — sofern er 
sich nur den regalrechtlichen Titel verschafft hatte — über 
Umfang und Art der Betriebsführung als Bergherr zu ent- 
scheiden hatte (das Reich kümmerte sich darum nicht), nun- 
mehr auf dem Grundeigen die Verpflichtung lasten sollte, 
auch Dritte, die ungerufen kümen und sich dem Belieben 
des Grundherrn nicht beugen wollten, im Interesse des 
„publicae rei studium“ zu dulden, d. h. der Grundherr konnte 
den ülteren Zustand behaupten, indem er die Regalität (in 
ihrer 2. Form) respektierte, den Zwang zum Bau aber bezw. 
zur Vorliebnahme mit gewissen, von vornherein festen Ab- 
gaben seitens jener Dritten ablehnte. 


Daraus ergibt sich der von mir verfochtene Binn des 
Art. 35 $ 2 Ssp. L Daß durch diese Auslegung die Rega- 
litàt des Silbers, die zur Zeit der Abfassung des Rechts- 
buches zweifellos schon gegolten hat (mag sie durch $ 1 cit. 
bezeugt sein oder nicht)!) geleugnet und Silber als ,Zu- 
behôr des Grundes“ bezeichnet werde, somit meinerseits ein 
Widerspruch vorliege?), ist nicht einzusehen. 


Eikes Satz vom Silberbrechen auf eines andern Mannes 
Gute bereitet, so aufgefaBt, nach keiner Richtung hin Schwie- 
rigkeiten und es ist nicht im entferntesten Grund zu jener 
restriktiven Auslegung vorhanden, welche sich, um das Regal 
zu retten, auf das Wort „brechen“ stützen will, womit ein 
Ausbrechen der Erze am Tage im Gegensatz zum regel- 
rechten Abbau in der Tiefe gemeint sein soll. Wie unmóg- 
lich diese gesuchte, noch immer unerschütterlich festgehaltene 
Interpretation Arndts ist, geht, von allen andern Gründen 
abgesehen, schon aus der einfachen Erwügung hervor, daB 


1) Mit dieser viel erörterten Frage beschäftigt sich neuerdings in 
gründlicher Untersuchung Zeumer, Mitth. d. 6st. Inst. XXII 8. 420—442; 
er bezieht den $ 1 auf den thesaurus. Demgegentiber spricht sich jetzt 
Schröder, Rechtag. * 8.540 N. 117, dahin aus, daß der Spiegler sowohl 
das Berg- wie das Schatzregal im Auge habe. Schröder stellt eine 
eigene Untersuchung in Aussicht. — ?) Arndt I S. 272. Wie hier meine 
Ausführungen (S. 60 ff.) wiedergegeben werden, entzieht sich samt der 
Bemerkung von dem angeblich ,imputierten Unsinn" jeder Kritik. 
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man in jener Zeit überhaupt nur die „ausbeißenden“ Metall- 
lager aufzufinden vermochte und jede Unternehmung selbst- 
verständlich vor allem andern mit der Aufwühlung der Ober- 
fläche (Schürfen) begann, sodann erst, nach Ausbeutung 
dessen, was hier mit leichter Mühe gefunden wurde, dem 
Gang usw. in die Tiefe folgte. Bedenkt man die Betriebs- 
methode, die das Absinken zahlreicher Schächte!) in Ent- 
fernungen von nur 10, 15 Schritten usw. mit sich brachte (so- 
wohl für das Neuansitzen als innerhalb derselben Grube), 
sodann daß auf jedem einzelnen der verhältnismäßig sehr 
kleinen Bergwerksfelder Anlagen für Fórderung und Wasser- 
zug, Schachtgebäude und Erzkammern hergestellt wurden, 
weiter, daß man auch eines Raumes zur Aufschüttung des 
„Berges“ und Scheidung der Erze bedurfte, zum Überfluß 
noch, daß jedes Bergwerk Anspruch auf Holz und Weide, 
nach vielen Bergrechten auch auf unentgeltliche Einrüu- 
mung einer Anzahl von Hofstätten zur Errichtung von Woh- 
nungen der Bergleute, Brot-, Fleisch- und Krambuden usw. 
(offenbar außerhalb des Grubenfeldes, da dessen Maß am 
Tage nicht zureichen konnte) besaß, so leuchtet ein, daß 
ein Betrieb, der die Oberfläche nicht beansprucht, die land- 
wirtschaftliche Nutzung nicht aufgehoben hätte, überhaupt 
nicbt existiert haben kann.?) 

Lag es aber nach dem älteren Zustand allein in den 
Händen des berechtigten Grundherrn, den Bau nach seinem 
Ermessen einzurichten, wie konnte sich damit die jüngere 
Auffassung in Widerstreit setzen, daB eine Pflicht zur Dul- 
dung dritter Unternehmer bestehe? Die Antwort gibt nach 
meiner Ansicht?) die Institution der grundherrlichen Berg- 


1) Auch von den selteneren Stollengruben wurde ein gewisser 
Oberflächenraum beansprucht. — 3) Darauf machte ich schon aufmerk- 
sam 8.8.0. S. 46. Es verrät klassische Vorstellungen vom mittelalter- 
lichen Bergbau, wenn man von Bergwerken spricht, welche die Ober- 
fiiche so wenig in Anspruch nahmen wie der Gotthardtunnel die 
darüber befindlichen Alpen (A. III 8. 91). Und weiter abgesehen da- 
von, daß auch der Tiefbau der Oberflächennutzung nicht entbehren 
konnte: ist es denkbar, daß dieser technisch vollendetere Bau der 
ältere war, das kunstlose Aufwtihlen der Oberfläche aber eine jüngere, 
&bnormale Betriebsform, die erst im 18. Jahrh. aufkam (II 8.117)? — 
*) Die Stelle bei Leuthold, D. 9st. Bergr. (1887), in welcher nach Schreuer, 
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freiungen bezw. deren Konsequenzen. Durch die Erklärung, 
gegen einen gewissen eigenen Anteil allen kunstverstündigen 
Unternehmern, die ihr Glück versuchen wollten, Schurf und 
Bau zu gestatten, ihnen keinerlei Hindernisse zu bereiten, 
vielmehr sie zu schützen und zu fördern, ist der Gedanke 
der Freiheit des Bergbaues auf fremdem Grunde ins Leben 
gerufen worden. Von hier aus griff er weiter auf unge- 
freiten Boden. Was für diese Entwickelung spricht, wonach 
,mit der Zeit allgemein Recht wurde, was vordem vereinzelt 
als freiwillig geschaffener Rechtszustand sich findet", sodaB 
unter Ausbildung gesetzlicher Anteilsrechte des Grundeigens 
ganze Territorien zu einem einzigen gefreiten Berge wurden, 
habe ich seinerzeit, nach meinem Dafürhalten zur Genüge 
überzeugend, auseinandergesetzt, und daß Arndt meine Argu- 
mente so mangelhaft würdigt (besonders auch die bóhmi- 
schen Verhültnisse), kann mich zu einer Wiederholung nicht 
bestimmen. Daf die Rechtsbildung ihren Ausgang vornehm- 
lich von den gefreiten Bergen der Regalherm genommen 
hat, ist insbesondere zu betonen. 

Gegen den geschilderten Entwickelungsgang im allge- 
meinen setzt Arndt mit seinem Haupteinwand ein. Es 
schließe sich gegenseitig aus (II S. 114 ff), zu behaupten, 
daß sich die Freiung in Trient, Freiberg, Iglau nur für den 
grundherrlichen Komplex vollzogen habe, zugleich aber an- 
zunehmen, daß der Trienter Bischof, der Markgraf von Meißen, 
der König von Böhmen Regalherren gewesen seien. Warum 
aber soll hier ein Widerspruch vorliegen? 

Nur deshalb, weil Arndt es für meine Ansicht hält und 
ausgibt, daß die Herren der gefreiten Berge die Gewinnung 
von Gold und Silber aus ureigenem Rechte, als an einer 
„Zubehör“ ihres Bodens, jedermann freigestellt hätten! 
Darum versucht er, als ob ich je das Gegenteil behauptet 
hätte, auf fast 20 Seiten (III 8. 74—93) den Nachweis, daß 
nach den Statuten und Weistümern von Trient, Freiberg, 
Iglau, Goldberg usw. die Metalle nicht „Zubehör des Grun- 
des“ gewesen seien; darum richtet er gegen mich die Unter- 


Bd. XXIII dieser Zeitschr. S. 332, über die Freiung von Bergen (speziell 
betr. Iglaus) dieselben Grundgedanken vorgetragen sein sollen (zitiert 
S. 18 t£), konnte ich nicht finden. 
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suchung (III 8. 73, 74; vgl. II 8. 113), ob die Bezugsrechte der 
Grundeigentümer der Preis für die Bergwerksmineralien waren, 
ob die Urbar aus dem Grundeigentum folgen könne (III 8. 82) 
usw.; daher endlich erklärt sich auch das neuste Argument, 
jeder Grundeigentümer hätte, wäre meine Ansicht richtig, statt 
der bekannten, meist wenig bedeutenden Partizipation soviel 
an Anteilsrechten erhalten müssen wie die Regalherren auf 
ihren gefreiten Bergen (III 8. 72 —74, 84, 92).1) 

Unbegreiflich! Citiert mich doch Arndt selbst an einer 
Stelle (III S. 70) dahin, daß „der mit dem Regal Be- 
liehene [bzw. wie hinzuzufügen ist: der regal Beliehene]... 
die Bergbaufreiheit erklàrt habe". In der Tat wird mich 
(s. Das Recht etc. S. 57 ff.) jeder andere Leser so verstanden 
haben, da8 die in der Freigebung liegende Verfügung über 
den metallnen Schatz zu Gunsten Dritter nur auf dem regalen 
Titel beruhte. Aber darum handelt es sich ja gar nicht. 
Die erstaunliche Verirrung und Verwirrung bei Arndt erklärt 
sich einfach daraus, daB er seiner Polemik einen ganz 
anderen Begriff der Bergbaufreiheit unterlegt als 
jenen, dessen Entstehungsgeschichte ich schilderte. Nur die 
Verwechselung mit der oben zu a genannten Bedeutung 
dieses Wortes läßt ihn meine Darstellung dahin verstehen, 
daß ich die Freiheit der Metallgewinnung von grundherr- 
licher Erlaubnis aus den grundherrlichen Bergfreiungen statt 
aus dem Regal ableiten wollte. Wogegen sich doch die 
Frage darum dreht, wie in dem Interessenkampf zwischen 
Bergbau und Landwirtschaft der Grundsatz Rechtens wurde, 
daß Hof u. Garten, Acker, Wald und Weide jedermanns, 
„es sy ritter gut, pfaffen gut, burger gut, munche gut, 
nunnen gut, schultheysen gut, gebuwern gut oder wi si 
genant syn?) dem Bergmann freistehen für seine Arbeit, 
da8 das Eigentum nicht schützt gegen beliebige Schürf- 
versuche, und daß nur aus dem Ertrage, wofern es dazu 
kommt, ein gewisses Entgelt geleistet wird. Soll dieser 
Grundsatz auf dem Regal beruhen? 


1) Dabei bezieht A. (III S. 73) meine Bemerkung über „die gleichen 
Bedingungen* der Arbeit auf nicht gefreitem Boden statt auf die Berg- 
leute auf die Grundeigentümer (!). — 3) Wutke, Schlesiens Bergbau etc. I 
(Cod. dipl. Sil. XX) S. 29 (Goldberger Weisthum). 





346 Adolf Zycha, 


Wo Pflug und Egge und Sense gehen, soll niemand 
suchen ohne des Gunst, des der Acker ist, ,daz recht hat 
bere were nicht".!) Daran vermochte auch das Regal nichts 
zu ändern, das ja übrigens gerade auch in der eben citierten 
Quelle ausdrücklich Anerkennung findet. Die Macht des 
Regalherrn endete an den Grenzen seiner Grundherrschaft. 
Zwar leugnet Arndt, daß die Bergfreiheit z. B. in Iglau 
ursprünglich an die Grenzen dieser Grundherrschaft ge- 
bunden war — ohne freilich für die ganze in Frage 
kommende Zeit (bis zur Mitte des 13. Jahrh.) irgend eine 
Quelle anführen zu kónnen, wonach sie hier oder sonstwo 
auch darüber hinaus gegolten hätte, ohne die gegenteiligen 
Zeugnisse und Gründe entkräften und ohne erklüren zu 
kónnen, warum überall erst nach jenem Zeitpunkt die 
stereotypen Gerechtsame des Grundeigentümers auftauchen, 
die ülteren Quellen aber gerade über diese grundlegenden 
Regeln einhellig schweigen.?) Andererseits scheint aber 
Arndt doch wieder der gleichen Ansicht zu sein wie ich: daß 
jene Duldungspflicht nicht eine Wirkung des Regals war. 
Denn soweit er wenigstens eine Inanspruchnahme der Ober- 
fliche annehmen zu müssen meint, soll ja neben der regal- 
herrlichen Verleihung ein Einvernehmen mit dem Grund- 
herrn bzw. dessen „volle Entschädigung“ (?) notwendig ge- 
wesen sein (II 8. 118 ff. III S. 86, 87)*); und wenn der 
Regalherr einen Grundkomplex, dessen Silberschätze sein 
Recht sind, eintauscht, um auch Eigentümer der Oberfläche 
zu werden (III S. 88 ff.), so muß man wohl schließen, daß 
er anders über diese Oberflüche nicht hätte verfügen kónnen, 
sonst wäre der Tausch zwecklos gewesen.*) Daß hier alles 


1) Wutke a. a. O. S. 9 (Löwenberger Weisthum). — 1) Die angeb- 
liche Unvollstándigkeit der Quellen ist ebensowenig ein Erklürungs- 
grund, wie da& ohne Beschüdigung der Oberflüche gebaut wurde. — 
3) Wie sich Arndt den gesetzlichen Grundeigentümeranteil eigentlich 
entstanden denkt und wie er sich das Verhültnis zur ,vollen Ent- 
schüdigung" (richtig: Widerspruchsrecht) vorstellt, ist mir freilich 
nicht klar geworden. — ϐ) Doch behauptet A. S. 89 (s. auch 8. 77) 
wieder, der Markgraf habe auch schon vor dem Tausch auf dem 
Klostergrund für sich Bergbau betrieben. Dies ist übrigens unrichtig. 
— Über Grundtausch wegen Metallfunde vgl. außer dem von mir a. a. O. 
8. 58 ff. Bemerkten noch Leuthold, Ust. Bergr. S. 21 N. 19 und die Ur- 
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andere eher als Klarheit herrscht, wird sich nicht leugnen 
lassen. 

Endlich sei noch eine Anmerkung über die Frage der 
Feldesreservationen, bzw. die dritte Bedeutung der Bergbau- 
freiheit gestattet. Gewiß ist Arndt (I 8. 278) vollkommen 
im Recht, wenn er meint, der Regalherr habe das Finder- 
recht auch mit der Modifikation gewühren kónnen: wenn 
ich selbst Bergbau betreiben will, soll mir dies gestattet 
sein. Der Regalherr kann dies erklüren. Hat er es er- 
klärt, so werden Feldesvorbehalte anerkannt werden müssen. 
Hat er es aber nicht erklürt, im Gegenteil durch die be- 
stätigten Bergstatuten und Ordnungen verkünden lassen: ich 
werde jeden Finder beleihen, dann ist der Vorbehalt gegen- 
über dem Muter unzulässig. Daß Gesetz und Gewohnheit 
Wandel schaffen können, versteht sich von selbst. 


VIII. 


Der altsächsische Volksadel 
und die grundherrliche Theorie’). 
Von 
Richard Schröder. 


I 


Ein rechts- und kulturgeschichtlich außerordentlich inter- 
essantes Vorspiel der späteren Bauernkriege war der bald 
nach dem Tode Ludwigs des Frommen ausgebrochene Auf- 
stand der sächsischen ,Stellinga“, über den wir durch 


kunde von angeblich 1160 (Fälschung von ca. 1213) in den Gurker 
Geschichtsquellen nr. 218. Leutholds Heranziehung des Zillerthaler 
Landrechts beruht auf MiBverstündnis. 

*) Die folgenden Bemerkungen sind als Ergänzung der Band 23, 
193 ff. und 128 ff. enthaltenen Ausführungen von Brunner und Vino- 
gradoff gegenüber dem Werke von Heck (Die Gemeinfreien der karo- 
lingischen Volksrechte, 1900) zu betrachten. 
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mehrere zeitgenóssische Schriftsteller, in erster Reihe durch 
Nithard, unterrichtet sind. Der letztere erzáhlt zunüchst in 
einer vielbesprochenen Stelle (Histor. 4, 2) von der ,gens 
Saxonum", daß sie „in tribus ordinibus divisa consistit: sunt 
enim inter illos qui edhilingi, sunt qui frilingi, sunt qui laesi 
illorum lingua dicuntur; latina vero lingua hoc sunt: nobiles, 
ingenuiles atque serviles“. Bei dem Brüderzwist nach Lud- 
wigs Tode sei der sächsische Adel (pars illorum quae nobilis 
inter illos habetur) gespalten gewesen, indem ein Teil es 
mit Lothar, der andere mit Ludwig gehalten habe. Da aber 
Lothar nach dem von seinen Brüdern Ludwig und Karl über 
ihn erfochtenen Siege erkannte, daB sein Anhang von ihm 
abfallen, er also den ganzen süchsischen Adel gegen sich 
haben werde, so suchte er die beiden unteren Stinde des 
Volkes gegen diesen aufzuwiegeln: „In Saxoniam misit, fr$- 
lingis lazzibusque, quorum infinita multitudo est, promittens, 
Bl secum sentirent, ut legem, quam antecessores sui tempore 
quo idolorum cultores erant habuerant, eamdem illis dein- 
ceps habendam concederet.^ Durch derartige Umtriebe und 
Versprechungen erregt, legten sich die Empórer den noch 
nicht genügend erklärten Namen „Stellinga“ bei „et in unum 
conglobati, dominis e regno pulsis, more antiquo qua quisque 
volebat lege vivebat". Diesen anarchischen Zuständen machte 
Ludwig, nachdem der Vergleich der drei Brüder zustande 
gekommen war, ein Ende (Histor. 4, 4): ,seditiosos qui se 
— — Stellinga nominaverant, nobiliter, legali tamen caede, 
compescuit"; aber im Winter 842/3 loderte der Aufstand von 
neuem auf: ,Stellinga in Saxonia contra dominos suos iterum 
rebellarunt“, bis er von Ludwig mit Waffengewalt unter- 
drückt wurde (4, 6). Der Bund der Btellinga umfafte nach 
Nithard die Frilinge (ingenuiles) und die Lassen (serviles), 
die zusammen die grofe Mehrzahl des Volkes ausmachten 
(quorum infinita multitudo est), so daB die an Zahl offenbar 
sehr viel geringeren Edelinge aus dem Lande weichen 
mußten und nur durch den König und das fränkische Heer 
wieder in ihren Besitz und ihre Rechte eingesetzt werden 
konnten!). 

1) Weniger unterrichtet über den ganzen Vorgang zeigen sich 
Rudolf von Fulda und die Xantener Annalen. Beide handeln nur von 
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Wie scharf noch zwanzig Jahre später der sächsische 
Adel von den übrigen Ständen geschieden war, zeigt die 
bekannte, Nithards Bericht ebenso bestätigende wie ergän- 
zende Erzählung Rudolfs von Fulda in seiner Translatio s. 
Alexandri ο. 1 (Mon. Germ. Ser. 2, 675): ,Quatuor igitur 
differentiis gens illa consistit, nobilium scilicet et liberorum, 
libertorum atque servorum. et id legibus firmatum, ut nulla 
pars in copulandis coniugiis propriae sortis terminos transferat, 
sed nobilis nobilem ducat uxorem et liber liberam, libertus 
coniungatur liberíae et servus ancillae. si vero quispiam 
horum sibi non congruentem et genere prestantiorem duxe- 
rit uxorem, cum vitae suae damno componat"! Was 
Rudolf hier von der Todesstrafe für Ehen unter Edelingen 
und Frilingen berichtet, hat man mit Recht angezweifelt. 
Noch die Capitulatio de partibus Saxoniae c. 12 setzte die 
Todesstrafe nur auf die Entführung einer Tochter des 
eigenen Herrn, sie fand also keine Anwendung, wenn ein 
Friling die Tochter eines Edelings, dem er nicht untertan 
war, entführt hatte. Später scheint Karl aber in seinen Zu- 
geständnissen weiter gegangen zu sein; denn daß das Ehe- 
hindernis der Standesverschiedenheit, das sonst nur zwischen 
freien und unfreien oder hörigen Personen in Betracht kam, 
bei den Sachsen auch zwischen den beiden obersten Klassen 
der Bevölkerung, und zwar mit größter Strenge, beobachtet 
wurde, läßt sich bei Rudolfs genauer Kenntnis der säch- 
sischen Verhältnisse nicht bezweifeln. Wahrscheinlich be- 
stand aber auch ein anerkanntes Gewohnheitsrecht, kraft 
dessen die adelige Sippe die ihres Standes vergessende Ge- 


der gewaltsamen Unterdrückung des Aufstandes durch Ludwig, wobei 
aber Rudolf nur von einer validissima conspiratio „Abertorum legitimos 
dominos opprimere conantium*, der Xantener Annalist dagegen von 
einer ,potestas servorum super dominos suos" und den ,nobiles illius 
patriae a servis valde afflicti et humiliati* redet. Vgl. Mon. Germ. 
Scr. 1, 963. 2, 227. 

1) Heck, a. a. O. 331 f£, sucht die Mitteilung Rudolfs mit Hilfe 
eines Beschlusses des Konzils von Tribur v. J. 895 (c. 88, MG. Capit. 
2, 295) zu erklüren. Der Sprachgebrauch eines ostfränkischen Konzils 
kann uns aber über den sächsischen Sprachgebrauch nicht belehren, 
selbst wenn der Beschluß sich auf sächsische Gebräuche bezogen haben 
sollte. 
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schlechtsgenossin und ihren unebenbiirtigen Gatten ungestraft 
tôten konnte!). 


Es ist ja bekannt, daB Karl der GroBe dem sächsischen 
Adel zahlreiche Zugeständnisse gemacht hatte, um ihn, wenn 
auch auf Kosten der übrigen Volksgenossen, für die Inter- 
essen der frinkischen Politik zu gewinnen. Den Anfang 
machte er schon 782, indem er die Grafenimter in Sachsen 
vorzugsweise aus den Reihen des einheimischen Adels be- 
setzte?). Es fehlt nicht an Beispielen, die uns den Haß und 
das Mißtrauen erkennen lassen, womit das sächsische Volk 
die vom Glauben der Vüter Abgefallenen, die zu dem sieg- 
reichen Frankenherrscher übergegangen waren und von ihm 
mit Gnaden überhäuft wurden, als Verrüter an der gemeinen 
Sache verfolgte, bis es durch Lothars Umtriebe zum offenen 
Aufstand kam?). Bis dahin hatten die Karolinger das süch- 
sische Volk politisch als mundtot behandelt und sich daran 
genügen lassen, die Edelinge auf ihrer Seite zu wissen. Daß 
diese in der Tat gewisse Herrscherrechte gegenüber dem 
Volke besafen, erhellt aus den angeführten Berichten über 
die Stellinga. Der Aufstand war ursprünglich nur gegen 
die domini und die von ihnen mit Karls Genehmigung an- 
gemaBten Herrenrechte gerichtet, wenn er auch in seinem 
weiteren Verlaufe zu einer vollständigen Anarchie führte. 
Indem Ludwig der Deutsche die Rädelsführer mit dem 
Tode bestrafte*), handelte er im Geiste der karolingischen 
Gesetze, insofern diese nicht blo8 auf Infidelitàt gegen den 


1) Man vergleiche das von Bonifatius so anschaulich geschilderte 
Tötungsrecht der freien Sippen bei Ehebruch oder Unzucht ihrer weib- 
lichen Angehörigen (Jaffé, Monum. Mogunt. 172). — 3) Annal. Lauresh. 
ad a. 782 (Mon. Germ. Scr. 1, 82): , Habuit Carlus rex conventum magnum 
exercitus sui in Saxonia ad Lippiubrunnen et constituit super eam ex 
nobilissimis Saxones genere comites." — 3) Man vergleiche die Bitt- 
schrift der Kinder des Sachsen Richart an Ludwig den Frommen v. J. 815 
(Jaffé, a. a. O. 819). Daß Richart und sein Bruder Richolf sächsische 
Edelinge gewesen waren, wird zwar nicht ausdrücklich gesagt, ergibt 
sich aber aus dem ganzen Inhalt der Bittschrift. Auch die bekannte 
Urkunde des Sachsen Bennit (Loersch und Schróder, Urk. z. Gesch. 
d. deutsch. Privatrechts ? Nr. 45) ist hierher zu ziehen. — *) Rud. Fuld. 
ad a. 842 (Mon. Germ. Scr. 1, 368): ,auctoribus factionis capitali sen- 
tentia dampnatis“. 
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König, sondern auch auf Tötung des ,dominus", der „domina“ 
und des ,filius domini“ die Todesstrafe setzten!). 

Worin die Rechte der sächsischen Edelinge als „domini“ 
von Frilingen sonst noch bestanden, ist aus den Quellen 
nicht mit Sicherheit zu entnehmen. Wir wissen nur aus 
Lex Saxonum 64, daß manche Frilinge (keineswegs alle) 
unter der als ,tutela^ bezeichneten Vogtei eines Edelings 
standen, die diesem für den Fall einer Veräußerung des 
Gutes seines Mannes ein beschränktes Vorkaufsrecht ge- 
währte: „Liber homo, qui sub tutela nobilis cuiuslibet erat, 
qui iam in exilium missus est, si hereditatem suam necessi- 
tate coactus vendere voluerit, offerat eam primo proximo 
suo. si ille eam emere noluerit, offerat tutori suo vel ei 
qui tunc a rege super ipsas res constitutus est. si nec ille 
voluerit, vendet eam cuicumque libuerit.^ Bekanntlich ist 
es streitig, ob die Worte ,qui iam in exilium missus est^ 
auf den Friling oder auf seinen adeligen Herrn zu beziehen 
sind. Sprachlich ist beides möglich, und ebenso steht es 
fest, daB von den verschiedenen Zwangsausweisungen, die 
Karl der Große in Sachsen anordnete, nicht bloß Frilinge, 
sondern auch Edelinge betroffen wurden?) Daß die Aus- 
gewiesenen ihren heimatlichen Grundbesitz damit nicht ver- 
loren, ergibt sich aus der bereits erwühnten Bittschrift von 
815, ebenso aber auch, wie schwer es oft für sie war, ihre 
Rechte daran zu behaupten. Die Ausgewiesenen waren 
jedenfalls immer weit eher in der Lage, sich ihres mehr 
oder weniger geführdeten und für sie nutzlosen Besitztums 
zu entschlagen, als es durch Neuerwerbungen noch zu er- 


1) Capitulatio de part. Sax. c. 11, c. 18. Lex Saxonum 25. 26. Auch 
Unzucht mit der Ehefrau, der Tochter oder Mutter des „dominus“ sollte 
auf Antrag des letzteren mit dem Tode bestraft werden. Die Tötung 
eines fremden Edelings wurde nur mit dessen Wergeld gebüßt. Vgl. 
L. Sax. 14. 18. — *) Annal. Mosell. ad a. 794 (Mon. Germ. Ser. 16, 498): 
sprovinciam usque prope Albiam pervagans non modicam quantitatem 
nobilium atque ignobilium gentis illius secum adduxit*; ad a. 780 (ebd. 
497): „et omnia accepit in hospitate, tam ingenuos quam et dos". 
Annal. Lauresh. ad a. 780 (1, 81): ,omnium accepit obsides, tam inge- 
nuos quam et lidos*; ad a. 798 (ebd. 37): ,et tulit inde illos capitantos 
quos voluit, et de opsidibus quantum ei voluntas fuit“. Siehe auch 
die S. 350 n. angeführte Bittschrift von 815. 
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weitern, und es kann nicht die Aufgabe des Gesetzgebers 
gewesen sein, ihnen durch die Einräumung von Vorkaufs- 
rechten Gelegenheit zu solchen Neuerwerbungen zu geben. 
Die Bestimmung der Lex Saxonum ist demnach dahin σα 
verstehen, da8 der aus dem Lande gewiesene Friling, wenn 
er in seiner Notlage zum Verkauf seines heimischen Gutes 
schreiten will, seinem nächsten Magen den Vorkauf anbieten 
soll; lehnt dieser ab, so muß, wenn der Veräußerer unter 
der Vogtei eines Edelings gestanden hat, auch diesem der 
Vorkauf angeboten werden; hat aber der Kónig einen Ver- 
walter für das Besitztum des Verbannten eingesetzt, was 
offenbar dann geschah wenn der Vogt ebenfalls des Landes 
verwiesen war, so geht das dem letzteren zustehende Vor- 
kaufsrecht auf den kóniglichen Verwalter über; macht keiner 
der Vorkaufsberechtigten von seiner Befugnis Gebrauch, so 
kann der Eigentümer verkaufen an wen er will. 

Da8 es bei den Sachsen schon hundert Jahre vor den 
Kriegen mit Karl dem Großen einen alle übrigen Volks- 
klassen weit überragenden Herrenstand gab, erfahren wir 
aus einer oft behandelten Mitteilung des Beda, der in seiner 
angelsächsischen Kirchengeschichte (5,10) von den Sachsen, 
und zwar, wie der Zusammenhang ergibt, zunüchst von den 
Westfalen berichtet: ,Non enim habent regem iidem antiqui 
Saxones, sed saírapas plurimos suae genti praepositos, qui 
ingruente belli articulo mittunt aequaliter sortes, et quem- 
cumque sors ostenderit, hunc tempore belli ducem omnes 
secuntur, huic obtemperant; peracto autem bello rursum 
aequalis potentiae omnes fiunt satrapae.^ Die Wissenschaft 
ist darüber einig, daB die ,satrapae" des Beda nichts anderes 
gewesen sind, als die zu einer erblichen Herrscherstellung 
gelangten Fürsten (principes) der germanischen Zeit!) Der 
Bericht Bedas bezieht sich auf ein Ereignis aus der Zeit 
Pippins des Mittleren, zwischen 689 und 696; daß aber die 


!) Die Heldensage der Sachsen kannte sie noch im 10. Jahrhundert 
als Anführer von Tausendschaften, jeder umgeben von einer hundert 
Mann zAhlenden Gefolgschaft. Vgl. Widukinds res gestae Saxonicae 1, 9: 
Saxones — — novem duces cum singulis milibus militum destinare 
non dubitant, et ingressi duces in castra singuli cum centenis militi- 
bus, reliqua multitudine extra castra dimissa.* 
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Verhältnisse noch ein Jahrhundert später unverändert fort- 
bestanden, erkennen wir aus den Mitteilungen der fränki- 
schen Reichsannalen und der Annalen Einhards über die 
sächsischen „primores“ oder ,obtimates". Zum Jahre 775 
berichtet Einhard, da8 Karl nach Überschreitung der Weser 
„cum parte exercitus ad Ovaccrum fluvium contendit, ubi 
ei Hessi, unus e primoribus Saxonum, cum omnibus Ostfalais 
ei occurrens et obsides, quos rex imperaverat, dedit et sacra- 
mentum fidelitatis iuravit. inde regresso, cum in pagum qui 
Bucki vocatur pervenisset, Angrarii cum suis primoribus 
occurrerunt et sicut Ostfalai, iuxta quod imperaverat, ob- 
sides ac sacramenta dederunt". Die Reichsannalen, die den 
Führer der ,Austreleudi Saxones^ Hassio oder Hassinon 
nennen, berichten über die Ergebung der Engern ausfülir- 
licher als Einhard: ,Venerunt Angrarii in pago qui dicitur 
Bucki una cum Brunone et reliquis obtimatibus eorum et 
dederunt ibi obsides sicut Austrasii.^ Offenbar war Hessi 
oder Hassio der Herzog der Ostfalen, die sich an der Ocker 
ergaben, und Bruno der Herzog der Engern, deren Kapi- 
tulation im Buckigau (um Bückeburg) erfolgte. Bei der 
weiterhin erwühnten Ergebung der Westfalen ist weder von 
ihrem Anführer, noch überhaupt von primores oder obtimates 
die Rede. Dagegen berichtet Einhard über den Paderborner 
Reichstag von 777, daß Karl „totum perfidae gentis senatum 
ac populum, quem ad se venire iusserat, morigerum ac falla- 
citer sibi devotum invenit. nam cuncti ad eum venerunt 
praeter Widokindum, unum ex primoribus Westfalaorum“. 
Widukind war hiernach offenbar, wenn auch die Seele des 
ganzen Krieges seines Volkes, doch nur Herzog der West- 
falen, wührend die Engern und Ostfalen ihre eigenen Her- 
züge hatten. Da Widukind sich dem fränkischen Sieger 
nieht bloß für seine Person, sondern „cum sociis suis“ ent- 
zogen hatte (Reichsannalen zu 777, 778), so darf man an- 
nehmen, daß auch jetzt noch eine größere Zahl der Fürsten 
zu ihm hielt. Der hervorragendste unter diesen war Abbio, 
der sich 785 zusammen mit Widukind ,una cum sociis 
eorum“ ergab und die Taufe annahm. Damit war nach den 
Reichsannalen die Unterwerfung der Sachsen entschieden: 
„et tune tota Saxonia subiugata est.“ 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXIV. Germ. Abt, 23 
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Die völlige Unterwerfung der Fürsten bedeutete zugleich 
die Unterwerfung des Volkes. Denn diese satrapae, pri- 
mores oder obtimates, deren Zahl eine recht große gewesen 
sein muß, waren nicht bloß Vorsteher der einzelnen Gaue 
(satrapas plurimos suae genti praepositos) sondern sie bil- 
deten in ihrer Gesamtheit zugleich den Fürstenrat, der Hand 
in Hand mit der Landesgemeinde (senatus ac populus) die 
Geschicke des Volkes leitete. Für die Stellung des ein- 
zelnen Fürsten innerhalb seines Gaues ist bezeichnend, was 
Beda in seinem angezogenen Bericht über das Schicksal 
zweier angelsächsischen Glaubensboten, des schwarzen und 
des weißen Heuuald, mitteilt. Nachdem die Missionare un- 
weit des Rheines, also in Westfalen, die „provincia anti- 
quorum Saxonum" betreten hatten, hielten sie bei einem 
fürstlichen Meier Einkehr: „intraverunt hospitium cuiusdam 
vilici petieruntque ab eo, ut transmitterentur ad satrapam 
qui super eum erat, eo quod haberent aliquid legationis et 
causae utilis quod deberent ad illum perferre.^ Der Gast- 
freund versprach, ihren Wunsch zu erfüllen, behielt die 
Fremden aber zunächst einige Tage bei sich Nachdem 
ihre Absicht ruchbar geworden war, heißt es: „Qui cum 
cogniti essent a barbaris, quod essent alterius religionis — —, 
suspecti sunt habiti, quia, si pervenirent ad satrapam et 
loquerentur eum illo, averterent illum a diis suis et ad 
novam Christianae fidei religionem transferrent, sicque pau- 
latim omnis eorum provincia veterem cogeretur nova mutare 
culturam.“ Sie überfallen und ermorden die Fremden, 
werden dann aber von der Rache des über den Friedens- 
bruch empórten Herrn ereilt: ,Quod cum satrapa ille, quem 
videre volebant, audisset, iratus est valde, quod ad se venire 
volentes peregrini non permitterentur; et mittens occidit 
vicanos illos omnes vicumque incendio consumit. Da wir 
von keinem Gerichtsverfahren hóren und wohl auch keine 
handhafte Tat vorlag, so wird ein Fehdeakt anzunehmen 
sein, der, altsächsischem Rechte entsprechend, mit dem 
Niederbrennen der Hüuser der Übeltüter verbunden war!). 
Die letzteren müssen demnach Eigentümer ihrer Häuser, 


1) Erst aufgehoben durch Capitulare Saxonicum von 797, c. 8. 
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also freie Leute gewesen sein; würen sie Eigenleute oder 
Lassen des beleidigten Fürsten gewesen, so würde dieser 
sich schon aus eigenem Interesse nicht an ihrem Besitztum 
vergriffen haben. Andererseits hat man unter den ,vicani", 
die den Mord verübt hatten, doch wohl Bauern derselben 
Gemeinde zu verstehen, innerhalb deren die Missionare ihren 
Aufenthalt genommen hatten. Dann darf man aber an- 
nehmen, daß der ,vilicus^ des Fürsten auch über ihre Be- 
sitzungen eine gewisse Aufsicht als fürstlicher Meier (vgl. 
Beda 4,24) geübt, der Fürst also neben seinen obrigkeit- 
lichen Befugnissen auch gewisse grundherrliche Rechte über 
sie besessen hat!) Daß der Fürst ein Mann in Herrscher- 
stellung war, ist unverkennbar, da die Mórder der Missionare 
eben von seiner Bekehrung zum Christentum die Abwendung 
des ganzen Volkes von dem Glauben der Viter zu fürchten 
hatten. Er war ein Mann, der das Geleitsrecht im Gau als 
sein Recht in Anspruch nahm; die Fremden standen schon 
durch die Tatsache, daf sie ihn durch seinen Beamten um 
Entgegennahme ihrer Botschaft ersucht hatten, in seinem 
Frieden, und die Verletzung dieses Friedens von seiten der 
Gaubewohner war eine unmittelbare Verletzung für ihn. 
Die vornehmen Angelsachsen, im Gegensatz zu dem ,pauper 
vulgus", der ,plebs“, den ,rustici^ oder „mediocres“, werden 
bei Beda als ,principes“, ,consiliarii regis", „optimates 
regis", ,maiores natu", ,nobiles", „regii viri" oder „milites“ 
bezeichnet?) Indem er für die sächsischen Herren eine 
andere Bezeichnung (satrapa) wühlte, kam es ihm offenbar 
nicht sowohl darauf an, ihre vornehmere Stellung, als viel- 
mehr ihre Herrscherstellung, die sie als Kleinkónige er- 
scheinen lie8, zum Ausdruck zu bringen. 


Anders war die Ausdrucksweise der fránkischen Annalen, 
deren Verfasser in den sächsischen Fürsten, zumal nachdem 
sie durch den Sieger ihrer Hoheitsrechte entkleidet worden 
waren, nur eine wirtschaftlich und sozial bevorzugte Klasse 
gleich den einheimischen Hochfreien erblickten. Die letzteren 
erscheinen in den Ánnalen als ,clari atque nobiles" (Einhard 


1) Man wird dabei an den kóniglichen Verwalter in L. Sax. 64 
(S. 351) erinnert. — 3) Vgl. Beda 2, 18. 14. 3, 27. 4, 22. 5, 10. 
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zu 782), „nobiles“ (Reichsannalen zu 819), „primores et opti- 
mates Francorum" (Einhard zu 806), „Francorum et Danorum 
primores^ (Reichsannalen zu 811). Besonders beaohtenswert 
sind solche Stellen, die sieh zugleich auf die sächsischen 
Herren beziehen: Francorum et Saxonum primores* (Reichs- 
annalen zu 813); ,non universi Franciae primores, sed de 
orientali Francia atque Saxonia, Baioaria, Alamarmia atque 
Alemanniae contermina Burgundia et regionibus Rheno ad- 
iacentibus^ (ebd. zu 823); ,ex nobilitate Francorum quam 
Saxonum" (Einhardi Vita Karoli 8). 


Man sieht, daB sich der Übergang der süchsischen 
Fürstengeschlechter in den frünkischen Herrenstand bereits 
vorbereitete !). Aber während die Angehörigen des letzteren 
nie in der fränkischen Rechtssprache, sondern nur in Profan- 
quellen und auch hier nur gelegentlich als „nobiles“ vor 
den übrigen Freien ausgezeichnet wurden, das deutsche 
,edeling^ also bei den Franken und nicht minder bei den 
Alamannen und Baiern seine technische Bedeutung als Be- 
zeichnung eines bevorzugten Geburtsstandes vollständig ein- 
gebüßt hatte?), können unter den „nobiles“ und „Edelingen“ 
der Sachsen nur die Angehörigen des alten Volksadels ver- 
standen werden, also die Nachkommen der satrapae des 
Beda, die capitanei, primores und optimates der Sachsen- 
kriege, die im Gegensatz zu dem gemeinfreien populus den 
senatus des Sachsenvolkes gebildet hatten ?). 


Durch die Unterwerfung der Sachsen unter Karl wurden 
ihre bisherigen Fürsten ihrer hoheitlichen Stellung entkleidet 


1) Vgl. S. 857 n. — 3) Hier bezogen sich beide Worte in der Regel 
schlechthin auf die Freien (vgl. S. 369). Daß dem Franken Nitbard 
die sächsischen Edelinge als etwas Besonderes, seinen heimatlichen 
Anschauungen Fremdartiges erschienen, ist unverkennbar (vgl. S. 369). 
Überhaupt mutet die Art, wie er und Rudolf von Fulda die sächsischen 
Standesverhältnisse schildern, uns fast wie eine moderne Schilderung 
der indischen Kastenordnung an. Die untechnische Bedeutung des 
Wortes ,nobilitas* bei den Franken zeigt auch Walafried Strabo, wenn 
er in der Vorrede zu Einhards Vita Karoli von dem Verfasser berichtet, 
er sel befürdert worden ,pocius propter singularitatem capacitatis — — 
quam ob nobilitatis, quod in eo minus erat insigne“. — *) Im Heliand 
(Vers 4481 f.) wird dementsprechend der hohe Rat der Juden als adak 
bezeichnet. 
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und durch das Christentum verloren sie ihren bis auf Wodan 
zurückführenden Stammbaum, aber ihre privaten und sozialen 
Vorrechte vor den übrigen Klassen des sächsischen Volkes 
büßten sie nieht ein. Sie bildeten einen mediatisierten hohen 
Adel, ähnlich wie ihn die Ereignisse von 1806 aufs neue ins 
Leben gerufen haben. Wer diese Tatsache in Abrede stellen 
will, muß zunächst beweisen, wo denn die zahlreichen ,sa- 
irapae" der altsächsischen Verfassung geblieben sind. Es 
genügt nicht, mit Heck beiläufig von einzelnen wenigen 
Geschlechtern zu sprechen, welche die durch Karl den 
Großen herbeigeführte Katastrophe überdauert hätten, in 
der Folgezeit aber unter dem neuaufkommenden Herren- 
stande ebenfalls verschwunden wären. Der Versuch Lothars, 
den sächsischen Adel seiner Vorrechte zu berauben, schei- 
terte an dem tatkräftigen Eingreifen Ludwigs des Deutschen, 
der die Stellinga niederwarf und die frühere Autorität des 
Adels wiederherstellte. Erst seit der zweiten Hälfte des 
9. Jahrhunderts kann der Verfall des alten Volksadels be- 
gonnen haben!) So mancher Edeling verarmte und verlor 
dadurch den Zusammenhang mit den früheren Standesge- 
nossen?); so manches Geschlecht starb aus oder ging sonst- 
wie zugrunde, während andere unter den neuen Verhältnissen 
so sehr zu Macht und Reichtum gelangten, daß sie die Er- 
innerung an ihre minder begünstigten, wenn auch noch so 
erlauchten Ahnen verloren. Dazu kam, daß in zunehmendem 
Maße, zumal durch Vermittelung des geistlichen Standes, 
homines novi emporstiegen, von denen zum Teil neue, den 
alten Adel weit überstrahlende Geschlechter ausgingen?). 


1) Daß zwischen den Angehörigen des sächsischen Adels und 
solchen des fränkischen Herrenstandes unbedenklich Ehen geschlossen 
wurden und höchstens darüber Streit entstand, nach welchem Stammes- 
recht die Ehe zu schließen sei, zeigt der Bericht über das Konzil von 
Tribur v. J. 895 (Mon. Germ. Capitul. 2, 207. c. 1. X. de sponsalibus 4, 1): 
„De Francia nobilis quidam homo nobilem de Saxonia Saxonum lege 
duxit uxorem.* — 3) Beispiele bei Heck, Gemeinfreie 21. 810. — 3) Von 
Hermann Billung berichtet Adam von Bremen (Hist. eccl. Hammaburg. 
2,8): „Vir iste pauperibus ortus natalibus primo, ut aiunt, septem 
mansis totidemque manentibus ex hereditate parentum fuit contentus.* 
Wahrscheinlich war er adeliger Herkunft, jedenfalls aber war diese 
in Dunkel gehüllt. 
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Nur wer sich besonders glänzender Ahnen rühmen konnte, 
wie die Ottonen als Nachkommen des gewaltigen Widukind, 
hielt den Zusammenhang seines Geschlechts mit den alten 
Edelingen noch fest. Was sich dabei von den ehemaligen 
Rechten des Adels über die geringeren Volksklassen erhalten 
haben mag, wird sich schwerlich noch feststellen lassen; 
vielleicht da8 in der Stellung der sächsischen Malmannen, 
möglicherweise auch der Biergelden, noch Reste alter Unter- 
tänigkeit gegenüber den „Herren“ zu finden sind. 


Denn als „Herren“ (domini) erscheinen die sächsischen 
Edelinge der karolingischen Zeit!), und zwar nicht bloß in 
Beziehung zu ihren abhängigen Leuten?), sondern auch in 
abstraktem Sinne, sie bilden eben den Herrenstand, den 
Karl für den Verlust seiner bisherigen Hoheitsrechte teils 
durch die Übertragung fränkischer Staatsämter innerhalb 
ihrer heimischen Provinz, teils durch Überhäufung mit 
Gnadenerweisungen und Privilegien zu entschädigen wußte. 
Die beiden sächsischen Kapitularien zeigen, abgesehen von 
den bereits erwähnten Bestimmungen zum Schutze der 
,domini^ gegenüber ihren Leuten, noch keine besondere 
Berücksichtigung der nobiles Anders die Lex Saxonum. 
Allerdings enthält diese eine Reihe von Bestimmungen straf- 
rechtlichen oder privatrechtlichen Inhalts, die ihrer Natur 
nach für das ganze Sachsenvolk ohne Unterschied der Stände 
Geltung haben mußten (c. 19. 21—24. 27— 39. 41. 42. 44— 48. 
50 — 63. 66), darunter zwei, bei denen der Unterschied der 


— — — 


ı) Der Heliand verwendet, in Übereinstimmung mit der altsächsi- 
schen Genesis, Bezeichnungen wie ,edel“, ,edelgeboren" u. dgl. m. ge- 
wöhnlich nur da, wo es sich nach der Auffassung des Verfassers um 
ein wirklich erlauchtes Geschlecht handelt (vgl. S. 369 n.) Aber auch 
die Zollherren, in deren Dienst der Jünger Matthüus früher gestanden 
hat, sind ihm edle Männer: „was im ambahteo edtlero mannó, skolda 
thâr te is hérron handun antfahan tins endi tolna^ (Vers 1193 f£), und 
in der Wiedergabe des Gleichnisses von dem Landmann, dem der Feind 
Unkraut unter den Weizen gesät hat (Ev. Matth. 13, 24 ff), erscheint 
jener als „en adales man“, der über seine ,hagastaldós", „erlös“, 
„thegnös“ als „kerro“ und „thiodan“ gebietet (Vers 2542 ff. Unrichtig 
Heck, Gemeinfreie 312 f. — 1) Noch eine Verordnung Karls des Dicken 
für Corvey (vgl. Heck 319) spricht von der Heerfahrtspflicht der ,no- 
biles^ ,cum suo populo“. 
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Stände zwar betont wird, aber ohne daB einer derselben 
besonders hervorträte (c. 19. 36). Alle übrigen Bestim- 
mungen des Gesetzes beziehen sich auf Verhältnisse des 
Adels und berücksichtigen die übrigen Stände nur beilüufig, 
zum Teil (c. 16) unter ausdrücklicher Verweisung auf ent- 
sprechende Anwendung der Adelsnormen. Ich muß dies 
jetzt auch von den Bestimmungen über Mundschatz und 
Mundbrüche behaupten, deren Beträge ich früher auf den 
Gemeinfreien bezogen habe. Wenn die Eheschließung einen 
Mundschatz von 300 Sol. erforderte (c. 40. 43. 49), so be- 
deutete dies für den Brüutigam ein Opfer im Werte von 
120 Pflugstieren, wie es selbstverständlich nur von einem 
groBen Grundherrn, aber nicht von einem einfachen Bauern 
gebracht werden konnte!) Noch entscheidender sind die 
Bestimmungen über die Entführung eines Mädchens, die 
(abgesehen von dem etwa noch zu zahlenden Mundschatz) 
mit 300 Sol., unter Umständen mit 540 Sol, bei Entführung 
der Braut eines anderen aber mit 600 Sol, unter Umstünden 
mit 900 Sol. gebüßt wurde, während das Wergeld einer 
freien Jungfrau 320 Sol, das einer adeligen aber 1960 Sol. 
ausmachte. So hohe Mundbrüchen waren doch nur denkbar, 
wenn es sich um die Entführung einer Adeligen handelte. 
Was mich früher bewogen hatte, jene Bestimmungen auf 
die Gemeinfreien zu beziehen, waren die von mir als Wer- 
geld des Entführers gedeuteten 240 Sol, die (neben der 
ein- oder mehrfachen Mundbrüche an Mundwalt, Bräutigam 
und Mutter) an die wider ihren Willen Entführte zu ent- 
richten sind (c. 40). Ich sehe darin jetzt entweder eine 
selbstándige zweite EntführungsbuBe oder einen Zuschlag 
zu der Mundbrüche nach dem Vorbilde der rátselhaften 
120 + 120 Sol, die c. 14 als Zuschlag zu dem Adelswergelde 
erwühnt werden. 

Das ganze Gepräge der Lex Saxonum läßt erkennen, 
daß Karl zur Zeit ihrer Abfassung den sächsischen Adel 
als denjenigen Teil des unterworfenen Volkes ansah, mit 
dem er politisch allein zu rechnen hatte.  Frilinge und 


1) Zu dem Mundschatz kam dann noch die Morgengabe (dos) an 
seine Ehefrau. 
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Lassen kamen für ihn ebenso wie später für Ludwig den 
Frommen und seine Söhne erst in zweiter Reihe in Betracht, 
und zwar zunächst mehr in der Richtung der Abwehr als 
in derjenigen landesväterlicher Fürsorge. Wie Ludwigs 
Capitulare von 816 c. 3 (1,269) die Reduktion der salischen 
Wergelder vom Gold- auf den Silbersolidus nur mit der 
Beschränkung eintreten ließ, daß der von einem Sachsen 
oder Friesen erschlagene Franke nach wie vor mit dem 
Wergelde zu 200 Sol. in Gold gebüßt werden sollte, so 
billigte er auch dem durch den Volkshaß besonders ge- 
fährdeten sächsischen Adel an Bußen und Wergeld das Drei- 
fache der bisherigen Beträge zu. Die Capitulatio de part. 
Saxoniae drückt das Verhältnis des nobilis, ingenuus und litus 
in den Zahlen 120 : 60 : 30 (c. 19) und 60:30:15 (ο. 20. 21), 
das Cap. Saxonicum von 797 in den Zahlen 4:2:1 (c. 5) 
und 12:6:3 oder 12:6: 4 aus!) Die herrschende Mei- 
nung hat daraus geschlossen, daB auch die Bufen und Wer- 
gelder der Sachsen bis zur Lex Saxonum in dem Verhältnis 
von 4:2:1 gestanden haben und erst in diesem Gesetze 
die Beträge für den Adel auf das Dreifache erhóht seien. 
Eine weitere Begünstigung des Adels zeigt sich darin, daß 
dem Edeling als Beklagten in einer Reihe von Fällen der 
Reinigungseid mit zwei Eideshelfern gestattet ist (L. Sax. 
1. 6. 9. 17), während liberi und liti den Volleid selbzwölft 
zu schwören haben (ο. 16. 17). Zieht man weiter den ver- 
schärften Rechtsschutz der „domini“ gegenüber ihren Leuten 
(c. 25. 26) und die Sicherstellung des herrschaftlichen Vor- 
kaufsrechtes (oben S. 352), sowie andere, uns nur teilweise 
bekannte Begünstigungen, die dem Adel seit Karl zu teil 
geworden waren (vgl. S. 349 f£), in Betracht, so muB die 
günstige Aufnahme, die Lothars Einflüsterungen bei den 
Bauern fanden, durchaus erklärlich erscheinen. 


1) DaB die von Heck übernommene handschriftliche Lesart in 
c. 8 ,nobiliores Saxones solidos 12, ingenui 5, liti 4 conponant* auf 
einem Schreibfehler beruht und statt 5 jedenfalls 6 zu lesen ist, unter- 
liegt nicht dem mindesten Zweifel. Sehr ansprechend ist die Ver- 
mutung von Boretius, daB die IIII bei den liti durch Verschiebung 
einer noch zu den ingenui gehörigen I entstanden, also 12 : 6 : 3 zu 
lesen sei. Immerhin begegnet die Abstufung 12 : 6 : 4 auch L. Sax. 36. 
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Die süchsischen Stündeklassen bestanden nach Nithard 
und Rudolf von Fulda aus den nobiles oder Edelingen, den 
ingenwiles (liberi) oder Frilingen, den serviles (liberti) oder 
Lassen und den von Nithard übergangenen servi. In den 
fränkischen Annalen (Ann. Lauresh. und Ann. Mosell.) werden 
die drei ersten Klassen als nobiles (capitanei), ingenui und 
lid? bezeichnet, dabei die beiden letzteren als ignobiles den 
Edelingen gegenübergestellt (S. 351 n.). Die Capitulatio de 
partibus Saxoniae unterscheidet mobiles, ingenui und liti 
(c. 15. 17. 19. 20. 21), das Capitulare Saxon. v. 797 nobiliores 
Saxones, ingenui und li (ο. 3. 5), die Lex Saxonum mobiles, 
liberi, liti (c. 16. 17. 36. 64), ferner die servi (c. 17. 50 — 53); 
unter den Liten treten die li: regis als eine besondere Klasse 
hervor (c. 65). 

Wenn Einhard und die Reichsannalen senafus ac populus 
der Sachsen unterscheiden und an anderer Stelle von den Ost- 
falai und Angrarti mit ihren primores oder obtimates sprechen 
(S. 353), so kann man unter den vom Adel unterschiedenen 
Volksgenossen nur die Frilinge (ingenui, liberi) verstehen, sie 
waren ihnen der eigentliche Kern des Volkes!), dem gegen- 
über, zumal wenn noch die Lassen hinzutraten, die privile- 
gierten Edelinge eine verschwindende Minderheit bildeten 
(S. 348). In den Frilingen finden wir die , Nachbarn" (vicans) 
des Beda (S. 354) wieder, ebenso die pagenses oder vicini 
(vicinantes, convicini) des Capitulare Saxonicum v. 797 c. 4, 
die im Landgericht an der Urteilsfindung und den von der 
Gerichtsgemeinde erhobenen Friedensgeldern teilnahmen. 
Als das Gauvolk (pagenses) werden sie in der mehrfach er- 
wühnten Bittschrift von 815 (8. 350 n.) neben den adeligen 
propinqui des Bittstellers genannt. Andererseits wurden sie 
auch, als pagenses mit den Edelingen und Liten zusammen- . 
gefaßt, durch die Capitulatio de partibus Saxoniae c. 15 zu 
Kirchengemeinden organisiert, denen die Ausstattung der 
Kirche mit dem gesetzlich vorgeschriebenen Widem und 
nach Gruppen von je 120 Hausvätern die Abtretung von je 
einem Knecht und einer unfreien Magd oblag: „Ad unam- 


1) Vgl. Heck, Gemeinfreie 71: „Der Gebrauch der Stammesnamen 
als Standesbezeichnung für die Gemeinfreien ist allgemein verbreitet 
und unbestritten.“ 
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quamque ecclesiam curte et duos mansos terrae pagenses ad 
ecclesiam recurrentes condonant, et inter centum viginti 
homines, nobiles et ingenuis similiter et lifos, servum et an- 
cillum eidem ecclesiae tribuant.^ Der liber homo war ein 
freier Grundbesitzer, der sich im einzelnen Falle unter einer 
gewissen Vogtei eines Edelings befinden mochte, aber selbst 
dureh diese nur durch ein sekundüres Vorkaufsrecht des 
Herrn in der Verfügung über sein Eigentum beschränkt 
war (8. 351 f.). 

Über die Gliederung der süchsischen Stünde, wie sie 
sich aus den hier zusammengestellten Quellenaussprüchen 
ergibt, bestand bis zu den während des letzten Jahrzehnts 
veröffentlichten Arbeiten Hecks in der Wissenschaft völlige 
Übereinstimmung. Man sollte meinen, da8 die Quellen eine 
so deutliche Sprache reden und der historische Zusammen- 
hang mit den von Tacitus geschilderten Verhältnissen der 
germanischen Urzeit so auf der Hand liegt, daß eine vor- 
urteilslose Betrachtung, welche die Quellen objektiv auf sich 
wirken läßt und keine vorgefaßten Meinungen in diese hinein- 
trigt, zu keinem anderen Ergebnis kommen kónne. Und 
dies um so mehr, als die Standesgliederung bei den Friesen 
und Thüringern mit der süchsischen durchaus übereinstimmte 
und sich nur durch eine erhebliche Abschwächung der Adels- 
vorrechte von ihr unterschied. Insbesondere läßt sich der 
thüringische ,adaling“, der an Bufe und Wergeld auf das 
Dreifache des ,liber^ und auf die sechsfache Bufe des 
„servus a domino per manumissionem donatus" eingeschätzt 
war (L. Angl. et Wer. 1—9. 12f. 16 f. 24 f. 42. 45), ebenso 
zweifellos wie der sächsische Edeling auf die altgermanischen 
Fürsten zurückführen. So berichtet Widukind (Res gestae 
Saxonicae 1, 6) im Anschluß an die Heldensagen seines 
Volkes: ,Saxones — — occurrunt Thuringis condicto loco. 
eumque viderent hostes inermes, et omnes principes Thuringo- 
rum adesse, — — super inermes et inprovisos irruunt^, und 
weiter heißt es (1,9) von dem Thüringerkönig Irminfrid, 
daß er ,convocatis principibus et necessariis amicis" über 
die den frünkischen Gesandten zu erteilende Antwort Rat 
gehalten habe. Von Bonifatius berichtet sein Biograph Willi- 
bald (Vita s. Bonifatii c. 5, Jaffé, Mon. Mog. S. 446) zum 
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Jahre 719: „Sanctus vir in Tyringia iuxta insitum sibi man- 
datum apostolici pontificis senafores denique plebis, totius 
populi principes, verbis spiritalibus affatus est eosque ad 
veram agnitionis viam — — provocavit", und weiter zum 
Jahre 723 (c. 6, Jaffé S. 453): ,ad Thyringiam — — pro- 
fectus est et seniores plebis populique principes affatus". 
Wie einst die angelsüchsischen Glaubensboten sich an einen 
Büchsischen Fürsten gewendet hatten, um durch seine Be- 
kehrung den ganzen Gau für ihre Heilebotschaft zu ge- 
winnen (8. 354), und wie die fränkischen Reichsannalen nach 
der Unterwerfung der letzten Edelinge die Unterwerfung 
Sachsens als beendigt ansahen (8. 353), so ging hier Boni- 
fatius, und zwar im Auftrage des Papstes, zunüchst zu den 
Fürsten des Landes, weil er, wenn sie erst für Rom ge- 
wonnen waren, darauf rechnen durfte, auch das Volk zu 
gewinnen. Und das zu einer Zeit, wo die Thüringer schon 
seit fast zwei Jahrhunderten zum Frankenreiche gehórten und 
ihre Gaufürsten lüngst ihre Hoheitsrechte an den Franken- 
kónig und seine Grafen hatten abgeben müssen! 

Indem Heck das vóllige Verschwinden des alten Volks- 
adels behauptet und in den Edelingen der Sachsen, Friesen 
und Thüringer nur gemeinfreie Leute sieht, die den frünki- 
schen ingenui durchaus gleichstanden, ist er genótigt, den 
Frilingen (ingenui, liberi) dieser Stämme eine andere Stel- 
lung zuzuweisen und sie für Minderfreie zu erklären, die 
sich aus Freigelassenen, Fremden und Unehelichen zusammen- 
gesetzt hätten. Er beruft sich dafür u. a. (Gemeinfreie 344 ff.) 
auf den zum Teil aus Rudolf von Fulda (Transl. St. Alexandri), 
zum Teil aus alten Heldenliedern geschöpften Bericht Widu- 
kinds (Res gestae Sax. 1, 14) über die Besitznahme des Nord- 
thüringgaues durch die Sachsen infolge ihrer Teilnahme an 
der Unterwerfung der Thüringer durch den Merowinger 
Theoderich I. (bei Widukind Huga, d. i. Hugdietrich, ge- 
heißen): ,Saxones — — possessa terra [sc. Thuringorum] 
summa pace quieverunt, societate Francorum atque amicitia 
usi. parte quoque agrorum cum amicis auxiliariis vel manu- 
missis distributa, reliquias pulsae gentis tributis condempna- 
verunt, unde usque hodie gens Saxonica triformi genere ac 
lege praeter conditionem servilem dividitur.^ Widukind 
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nennt die von ihm gemeinten drei Stände nicht, wohl aber 
sein Zeitgenosse Hucbald (Vita Lebuini, Mon. Germ. Ser. 
2, 361): „Sed erat gens ipea, sicuti nunc usque consistit, 
ordine tripartito divisa. sunt denique ibi qui illorum lingua 
edlingi, sunt qui fringi, sunt qui laszi dicuntur, quod im 
latina sonat lingua: mobiles, ingenutles atque serviles.“ Die 
wörtlich aus Nithard (oben S. 348) entnommene Stelle be- 
stàtigt uns, daß die von letzterem geschilderte Stündeglie- 
derung in der ersten Hälfte des 10. Jahrhunderts noch be- 
stand, und es ist nicht zu bezweifeln, daß auch Widukind 
dieselben drei Klassen gemeint hat. Eine unbefangene 
Quellenforschung muß daraus folgern, daß die überragende 
Stellung des sächsischen Adels, die nur vorübergehend durch 
den Aufstand der Stellinga erschüttert worden war, sich nach 
Niederwerfung der letzteren, aller Verschiebungen innerhalb 
des Herrenstandes ungeachtet, noch ein volles Jahrhundert 
erhalten hatte, wie ja auch die Volksrechte noch fortdauernd 
in Geltung geblieben waren. Widukind denkt gar nicht 
daran, daß über den Begriff der von ihm oft genug erwähn- 
ten „nobiles“ irgend ein Zweifel entstehen könnte, nur über 
die Entstehung des dritten Standes will er Aufschluß geben, 
indem er ihn in sagenhafter Weise von den unterworfenen, 
aber nicht verknechteten Thüringern ableitet!) Wenn er 
nebenher auch von der Sage über die Vermehrung des in- 
folge des Krieges geschwächten populus Saxonum durch die 
Aufnahme fränkischer Elemente (amici auxiliarii) und durch 
Freilassungen zu berichten weiß, so erinnert dies an die 
Stammessage der Langobarden, die ebenfalls ihr durch zahl- 
reiche Kriege vermindertes Heer durch Freilassungen ver- 
mehrten?). Hier erfahren wir ausdrücklich, daß die Frei- 
lassung durch Waffenreichung erfolgte, also eben durch die 


1) Ähnlich Adam von Bremen, Gesta Hammab. eccl. 1, 4 (2. Hälfte 
des 11. Jahrhunderts) und Sep. III, 44 83. Die Vorlage Widukinds (Transl. 
8t. Alexandri, Mon. Germ. Scr. 2, 675) spricht nur von Kolonen: ,Qui 
[Saxones] eam [terram] sorte dividentes, cum multi ex eis in bello ceci- 
dissent et pro raritate eorum tota ab eis occupari non potuit, partem 
ilius, et eam quam maxime quae respicit orientem, colonis tradebant, 
singuli pro sorte sua, sub tributo exercendam. cetera vero loca ipsi 
possiderunt.^ — 3) Vgl. Paul. Diac. 1, 13. 
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Form, die nach altgermanischem Rechte den früheren Knecht 
zum volkfreien Heermann (fulefree et amund) machte. So 
kann auch die süchsische Überlieferung nicht daran gedacht 
haben, daß man in den Freigelassenen Sachsen zweiter Güte 
geschaffen habe. Und ebenso ist es selbstverständlich, daß 
die „amiei auxiliarii als gleichberechtigte Heermünner ge- 
dacht sind, die das sächsische Volk als solches aufnahm, und 
nicht etwa als bloße Schutzgenossen in der Pflegschaft ein- 
zelner Gemeindeglieder. Aber selbet wenn die Mitteilung 
Widukinds die ihr von Heck beigelegte Bedeutung gehabt 
hütte, so würde sie doch für die historische Forschung durch- 
aus belanglos sein, da man sie in diesem Falle nur als eine 
den Ereignissen um 400 Jahre nachhinkende antiquarische 
Spekulation, aber nicht als ein quellenmäßiges Zeugnis be- 
trachten könnte 2). 

Die Heckschen Ausführungen kranken an drei Grund- 
fehlern, durch die der Verfasser, so gelehrt und scharfsinnig 
und in vielen Einzelheiten ergebnisreich seine Untersuchungen 
auch sind, von vornherein auf Abwege geraten mußte. Der 
erste Fehler ist die merkwürdige Nichtbeachtung des alt- 
germanischen Adels, der uns bei Tacitus und anderen römi- 
schen Schriftstellern als ein so bedeutsamer Faktor in Staat 
und Gesellschaft entgegentritt und sich bei allen germani- 
schen Stämmen bis über die Völkerwanderung hinaus, bei 
Sachsen, Friesen und Thüringern aber bis in die spütkaro- 
lingieche Zeit unentwegt erhalten hat?) Karl dem Großen 
hat der süchsische Adel das Leben sauer gemacht wie sonst 
keiner unter seinen zahlreichen Gegnern, dann aber wurde 
er, einmal für den Frankenkönig gewonnen, das zuverlässigste 


1) Vgl. Vinogradoff, ZRG. 86, 185 n. — *) Seltsam bertibrt es, 
wenn Heck, Gemeinfreie 4, bemerkt: ,Beachtenswert ist, da8 auch 
die Vertreter der herrschenden Ansicht annehmen, daß der Volksadel 
bald nach seinem Auftreten wieder verschwunden sei* Man erwüge, 
daß der Volksadel von Tacitus bis zum Ausgange der Karolingerzeit, 
also dureh volle neun Jahrhunderte bezeugt ist! Ungefähr ebenso- 
lange besteht heute der aus dem frünkischen Herrenstande neu hervor- 
gegangene hohe Adel, der den alten Volksadel abgelóst hat. Was 
würde man von einem späteren Rechtshistoriker sagen, wenn er neben 
dem Volke nur die regierenden Hüuser berücksichtigen, die mittelbar 
gewordenen Standesherren aber ignorieren wollte? 
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und von der Krone allein beachtete Bindeglied zwischen dem 
Herrscher und den unterworfenen Sachsen. Auch den Auf- 
stand der Stellinga hat Heck nicht genügend gewürdigt. 
Wenn die süchsischen nobiles den Kern der Bevólkerung, 
die Gesamtheit der freien Bauern, umfaßten und Heck sich 
ausdrücklich dagegen verwahrt, daß er sie für Grundherren 
erklärt habe, wie soll man es dann verstehen, daß die „in- 
finita multitudo" des Volkes sich gegen sie verbündete!), sie 
gewaltsam aus dem Lande vertrieb und nur durch ein sieg- 
reiches Frankenheer gezwungen werden konnte, die „domini“ 
wieder aufzunehmen und die alten ‘Autoritäten wieder an- 
zuerkennen? Heck (a.a. Ο. 18) sagt: „Wenn es wirklich 
erweislich wäre, daß die sächsischen nobiles als Grundherren 
lebten, so würde ich meine These angesichts der Stärke der 
rein juristischen Anhaltspunkte nicht fallen lassen, aber ich 
würde vor einem ungelösten Rätsel stehen und auf eine voll 
befriedigende Erklärung der sächsischen Verhältnisse ver- 
zichten müssen.“ Man sollte meinen, das Rätsel sei für 
jeden gelöst, der die historische Kontinuität und die ge- 
schichtliche Entwickelung offenen Auges verfolgt und sich 
nicht durch juristische Thesen den Blick trüben läßt für das, 
was im Laufe der Jahrhunderte geworden ist. Man wird 
dabei unwillkürlich an den längst überwundenen Streit 
zwischen Roth und Waitz über die fränkischen Krongut- 
schenkungen und die Entstehung des Benefizialwesens er- 
innert. Wie wenig ist doch von den überaus scharfsinnigen 
und gelehrten Ausführungen des Juristen Roth übrigge- 
blieben, während die Ergebnisse des großen Historikers die 
unerschütterte, wenn auch im einzelnen vielfach berichtigte 
und weiter ausgestaltete Grundlage unseres heutigen Wissens 
geworden sind! 

Ein zweiter Grundfehler der Heckschen Auffassung be- 
ruht in der Gleichstellung der angesiedelten Unfreien (servi 


1) Heck, a. a. O. 318, sucht die große Menge der Aufständischen 
dadurch zu erklären, daß „diese Frilinge und Laten zu einem großen 
Teile aus ehemaligen nobiles bestanden, die zu Hörigen der dem Volke 
treulos gewordenen Standesgenossen herabgedrückt waren.“ Bei solcher 
Auslegungsweise kann in jeder Quelle alles gefunden werden, was der 
Ausleger zu finden wünscht. 
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coloni) des Tacitus mit den späteren Liten (a. a. O. 7). Er 
läßt dabei völlig unbeachtet, daß diese angesiedelten Un- 
freien uns in der frünkischen Zeit als mansionarii noch in 
ganz derselben Stellung entgegentreten. Nicht das ge- 
ringste hat sich verändert, wenn auch die Stellung der 
Eigenleute im ganzen menschlicher geworden ist. Selbst die 
Unterscheidung zwischen den servi casati und dem unfreien 
Haus- und Hofgesinde (mancipia, hagastaldi) dürfte noch in 
die Urzeit zurückreichen. Neu sind lediglich die innerhalb 
des unfreien Standes eingetretenen Abstufungen, namentlich 
zu Gunsten der Kónigs- und Kirchenleute, der Handwerker 
und der zu hóheren Diensten verwendeten Ministerialen. Nur 
durch diese unzulüssige Ausschaltung der unfreien Hofbauern 
kommt Heck zu der Aufstellung seiner zwischen den Liten 
und den Gemeinfreien stehenden Klasse der Minderfreien, 
zu denen er namentlich die Freigelassenen rechnet. Die 
Liten als Geburtsstand sind der germanischen Urzeit wahr- 
scheinlich noch unbekannt gewesen. Ihre Stelle nehmen die 
Freigelassenen ein, und gerade aus diesen ist der Litenstand 
in erster Reihe hervorgegangen, und aus ihrer Reihe hat er 
sich immer von neuem rekrutiert. Auch die im Laufe dieses 
Aufsatzes angeführten Quellen lassen keinen Zweifel darüber 
bestehen, daf sie die Freigelassenen eben zu den Liten 
rechnen. Auszuscheiden sind natürlich die durch Waffen- 
reichung im Landesding oder durch Schatzwurf vor dem 
König Freigelassenen, da diese, wie auch Heck zugibt, die 
vollen Rechte Freigeborener erlangten; für ihre Person frei- 
lich waren sie noch sippelos, da zwischen ihnen und ihren 
unfreien Magen kein Verwandtschaftsverhältnis mehr bestand, 
aber ihre in der Freiheit erzeugten Kinder unterschieden 
sich in nichts mehr von den Altfreien. Andere Freilassungen 
gewährten die Rechte eines Römers und damit in Buße und 
Wergeld die Gleichstellung mit den Liten. Wenn nun auch 
unter den Freigelassenen minderen Rechtes manche Ab- 
stufungen bestanden, indem insbesondere die regii, tabularii, 
caerocensuales u. a. m. vielfach, zum Teil selbst an Buße 
und Wergeld, besser gestellt waren als die übrigen, so han- 
delte es sich doch immer nur um verschiedene Schattierungen 
innerhalb desselben Standes, die erheblich geringer waren 
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als die innerhalb des Standes der Unfreien eingetretenen 
Klassenunterschiede, und die nun und nimmer dazu führen 
konnten, sie als einen besonderen Stand von Minderfreien 
zwischen den Liten und den Vollfreien zu behandeln. Gab 
es doch selbst innerhalb des alten Volksadels Abstufungen, 
so daß man von nobilissimi, insignis nobilitas und nobiliores 
neben den einfachen Edeln reden konnte!), und ebenso 
traten in der Gruppe der Freien Unterschiede genug hervor, 
wie die der Grofgrundbesitzer und der Kleinbesitzer, der 
berittenen und unberittenen Heermannen, der unabhüngigen 
Grundeigentümer und solcher, die nur abgeleiteten oder gar 
keinen Grundbesitz hatten?). 


Neben diesen historischen Grundfehlern der Heckschen 
Arbeiten besteht ein methodischer, der dem Verfasser viel- 
fach verhängnisvoll geworden ist, die Neigung zu einer ge- 
wissen Gleichmacherei, ohne genügende Berücksichtigung der 
Verschiedenheiten von Zeit und Ort. Wenn z. B. bei den 
Nordgermanen „jarl“, bei den Angelsachsen „eorl“ das Mit- 
glied eines bevorzugten Standes (ich will hier das Wort 
„Adel“ vermeiden) bezeichnet, so ist damit noch lange nicht 
gesagt, daB das entsprechende altsächsische ,erl* die gleiche 
Bedeutung besa8. Wir haben vielmehr gesehen, daB der 
Heliand die Knechte des Landedelmannes ebensowohl als 
„hagastaldös“ wie als ,erlós^ bezeichnete (S. 358 n.). Ganz 
ebenso ist es mit dem Worte ,friling^, das in wenigen frie- 
sischen und niedersüchsischen Stellen des Mittelalters einen 
geringeren Freien bezeichnet?) und darum von Heck als 
untrüglicher Beweis für die geringere Freiheit der Frilinge 
(ingenuiles) Nithards und der gesamten ingenui und liberi 
der sächsischen Quellen verwertet wird. Und nicht anders 


1) Ganz wie im Mittelalter dann wieder von Fürsten, Grafen und 
Herren. — 3) Als heruntergekommene Freie sind die bei Heck 946 
angeführten ,liberi* einer Werdener Urkunde von 899 anzusehen, die 
in der Zeugenreihe hinter den Liten stehen. Aus diesen die über den 
Liten stehenden ,liberi* der sichsischen Quellen zu erklären ist nicht 
gestattet. Gibt es doch auch heute Adelige genug in dienender Stel- 
lung, aber wer würde diese als historisches Árgument zur Ermittelung 
der Stellung des deutschen Adels im 20. Jahrhundert bcnutzen! — 
*) Vgl. Heck, a. a. Ο. 48—59. 
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steht es mit ,nobilis“ und ,edeling". Heck geht von der 
richtigen Voraussetzung sus, daß die lateinischen Beseich- 
nungen nur als Übersetzungen der entsprechenden deutschen 
Wörter in Betracht gezogen werden dürfen. Nun, dann 
war das bei Tacitus und anderen römischen Schriftstellern 
so oft vorkommende ,nobilis^ die Übersetzung eines deut- 
schen „adalinc“, gerade so wie wir in princeps“ ein 
»furisto*, in „iudex‘ ein ,rihtar", in ,ingenuus* oder „liber“ 
ein ,vrilino^ wiedererkennen. Dann war aber die Ur- 
bedeutung von „nobilie“ und ,adalinc^ nicht die ihr von 
Heck beigelegte „ein Mann von Herkunft‘, sondern das 
Wort bezeichnete den Angehórigen eines bevorzugten Ge- 
schlechte, den Mann von vornehmer Herkunft. Daß diese 
Bedeutung auch den Sachsen des neunten Jahrhunderte noch 
die allein geläufige war, zeigt die von ihm nur ganz ober- 
flächlich berührte Ausdrucksweise des Heliand und der alt- 
süchsichen Genesis!) Eben diese von der frünkischen ab- 
weichénde Terminologie der Sachsen war dem Nithard 
aufgefallen, er spricht von der ,pars illorum quae nobilis 
inter illos habetuz'* (8. 946), Denn das steht fest und ist 
von Heck durch zahlreiche weitere Belege bestütigt worden, 
daß bei den Franken und Baiern ,nobilis^ in der Regel 
nicht den Vornehmen, sondern schlechthin den „Freien“ be- 
zeichnete. Bei den Baiern mag dies auffallen, da sie immer- 
hin neben dem Herzogsgeschlecht fünf an Buße und Wer- 
geld über den Freien stehende Adelsgeschlechter besaßen. 
Aber der baierische Adel war zu gering an Zahl, als daB 
mán dafür die alte Bezeichnung gegenüber dem von Franken 


1) Vgl. oben S. 858 n. 1. Die Genesis (N. Heidelb. J.B.B. 4, 242#) 
nennt nur den Loth einen „adalburdig man“, sein Weib eine ,idis adal- 
borana^, denn Loth war von Abrabams edlem Geschlecht: „Abrahames 
adalknéslas, his broder barn". Im Heliand heißt Maria „adalkunnies 
wif*, „adalknösles wif" (Vers 801, 207), sie stammt ja aus Davids könig- 
lichem Geschlecht, Die drei Kónige aus dem Morgenland sind ,edili- 
giburdion, kunnies fon knósle gòdun" (Vers 6564). Auch Johannes 
der Täufer ist „adalboranes kunnies efto knôsles" (Vers 2224), weil sein 
Vater Zacharias dem Stamm Levi angehört, den der Dichter als 
Priesteradel auffaßt. Von demselben Gesichtspunkt aus nennt er die 
Propheten ,&dalies man* (Vers 506). 

Zeitschrift für Rechtsgeechichte, XXIV. Germ. Abt. 24 
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aus eindringenden neuen Sprachgebrauche hätte festhalten 
müssen. Hier sprach man von „Geschlechtern“ (genealogiae, 
L. Baiuw. 3, 1) und nannte die einzelnen Geschlechter einfach 
bei ihren Namen, etwa wie wir heute von „Hohenzollern“, 
„Wittelsbachern“, „Habsburgern“ reden und jeder weiß, was 
damit gemeint ist. So hatte sicher das Wort ,adalinc“ 
(nobilis) bei den Franken schon in der Zeit, wo es noch zahl- 
reiche Merowinger gab, seine alte Bedeutung verloren und 
die weitere, den freien Volksgenossen bezeichnende, an- 
genommen. „Tu es Sicamber“, wird Chlodovech einmal 
angeredet, aber von seinem „Adel“ wird nicht mehr ge- 
sprochen, weil von dem fränkischen Volksadel nur sein Haus 
noch übriggeblieben ist. Die Gleichung edel — frei, von 
guter Herkunft, war also eine Neuerung, aus der die von 
Heck gezogenen Schlüsse für die am alten Sprachgebrauche 
festhaltenden Sachsen, Friesen und Thüringer nun und 
nimmermehr gezogen werden dürfen. Noch weniger kann 
der spätere friesische Sprachgebrauch zum Beweise dienen. 
Nachdem der mehr als neunhundert Jahre alte friesische 
Volksadel ebenso wie der der Sachsen und Thüringer dem 
neuen, von den Franken ausgehenden Geiste hatte weichen 
müssen, verlor das Wort „edeling“ seine aristokratische Bedeu- 
tung, der Sprachgebrauch fügte sich dem der Franken, aber 
doch nicht ohne wenigstens eine gewisse aristokratische Fär- 
bung beizubehalten. Die hier berührten sprachlichen Wande- 
lungen haben sich ebenso einfach und natürlich vollzogen, wie 
die großen politischen und sozialen Wandlungen, mit denen 
sie Hand in Hand gegangen sind. „Adel“ war jederzeit der 
vornehmste Stand: bis zum Untergange des germanischen 
Volksadels eben dieser, dann (bei den Franken seit dem 
sechsten, bei den Sachsen, Friesen und Thüringern seit dem 
zehnten Jahrhundert) der Stand der Gemeinfreien, dann der 
neu emporkommende, in den fränkischen Einrichtungen 
wurzelnde Herrenstand und éndlich, diesem nachstehend, 
der ordo equestris minor, der niedere Adel der ehemals zu 
den servi gerechneten Ministerialen. 

Auf die hier hervorgehobenen Grundfehler, teils in den 
historischen Ausgangspunkten, teils in der Methode, ist es 
zurückzuführen, wenn wir die in Rede stehenden Unter- 
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suchungen Heok's in allen Hauptpunkten ihrer Ergebnisse 
zurückweisen müssen. Seine Begründungen im einzelnen 
haben in den Erwiderungen von Brunner und Vifiogra- 
doff eine Widerlegung gefunden, der ich außer dem 
Obigen kaum etwas hinzuzusetzen wüßte. Manche Frage 
wird nach dem Abschluß dor gründlichen und aussichtsvollen 
Untersuchungen von Hilliger!) in weitere Erwügung zu 
ziehen sein, aber schon jetzt darf man sagen, daß Heck's 
aus den Wergeldsützen entnommene Argumente in diesen 
keine Bestätigung finden werden). 


IL 


Die neuen Anschauungen Heck's über das Wesen der 
süchsischen, friesischen und thüringischen Edelinge haben 
schon nach ibrer ersten Veróffentlichung in seinem Werke 
„Die altfriesische Gerichtsverfassung“ (Weimar 1894) zu 
Konsequenzen geführt, an die der Verfasser nicht gedacht 
hatte und die er in seinem neuesten Buche energisch ab- 
wehrt. Das für die Agrargeschichte des deutschen Mittel- 
alters sonst so verdienstvolle Werk von Wittich, Die 
Grundherrschaft in Norddeutschland (Leipzig 1896), enthält 
in Anlage VI einen Exkurs ,Über den Ursprung der Grof- 
grundherrschaft“, durch den unsere bisherigen Vorstellungen 
von der wirtschaftlichen und sozialen Lage unserer Vorfahren 
in der germanischen Urzeit wie in der frünkischen Periode 
geradezu auf den Kopf gestellt werden. Es ist erfreulich, 
daß Heck dieser grundstürzenden Lehre nicht beigetreten 
ist, vielmehr hier mit der herrschenden Auffassung überein- 
stimmt, von der er sich nur durch die Ableugnung der in 
die fränkische Periode übergreifenden Elemente des ger- 
manischen Volksadels unterscheidet; aber seine Verteidigung 
gegen Wittich ist notgedrungen ebenso lahm wie die Ent- 
gegnung des letzteren in seinem Band 22, 245 ff. dieser Zeit- 
schrift veróffentlichten Aufsatze ,Die Frage der Freibauern“. 
Das Verhängnisvolle für beide Gegner besteht darin, daf 


1) Benno Hilliger, Der Schilling der Volksrechte und das Wer- 
geld, Hist. V.J.Schr. 1908, 8. 175—920. — 3) Vgl. Hilliger 220 und 
nunmehr a. a. O. 468f. 471. 479f. 483. 501f. 
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ihr gemeinsamer Ausgangspunkt ein Irrweg ist, wührend die 
von jedem an dem andern geübte Kritik durchaus berechtigt 
ersohemt. Ihr gemeinsamer Ausgangspunkt ist die Annahme, 
daß der alte Volksadel in der fränkischen Zeit, abgesehen 
von unbedeutenden und in der Gesamtheit durchaus ver- 
schwindenden Resten, nirgends mehr vorhanden gewesen 
sei, daß insbesondere der sächsische, friesische und thüringi- 
sche Edeling nicht dem taciteischen Nobilis, sondern dem 
Freien (ingenuus, liber) der übrigen fränkischen Volksrechte, 
also dem gemeinfreien Heermann der Urzeit gleichgestanden 
habe. Indem Wittich dies als von Heck bewiesen an- 
nimmt, stellt er seinerseits gegen ihn fest, daß die sächsi- 
schen Edelinge durchweg Grundherren gewesen sind, die 
ihren sum Teil allerdings auf wenige Hufen beschränkten 
Besitz hufenweise an Minderfreie oder Laten (als manei 
vestiti) verliehen hatten!). Gegenüber dem Einwande Heck's, 
daß die Edelinge zweifellos Eigenwirtschaft betrieben haben, 
gibt Wittich zu, daß in der Regel jeder Grundherr auch 
einen Eigenbetrieb hatte, der sich jedoch stets auf eine 
einzige Hufe (mansus indominicatus, Salland) beschränkte. 
Wenn aber die sächsischen Freien und ebenso die der 
Friesen und Thüringer Grundherren gewesen sind, so ist 
dies nach Wittich ein schwerwiegender Grund für die 
Annahme, daß es bei den übrigen Stämmen des Franken- 
reiches nicht anders war und daß wir, weiter zurück- 
schließend, auch die Gemeinfreien der germanischen Urzeit 
als Grundherren anzusehen haben. 

Bis hierhin stehen und fallen die Ausführungen Wittich's 
mit den von uns als unbegründet erkannten Aufstellungen 
Heck's über die Ständegliederung der fränkischen Periode. 
Waren die Freien (nobiles) der Sachsen, Friesen und Thü- 
ringer durchweg Grundherren, so stehen wir mit Heck, 
der die grundherrliche Btellung der Freien für die fränkische 


1) Vgl. S. 857 N. 2 über die sieben Hufen mit ebensovielen Hufnern 
(manentes), die das väterliche Besitztum von Hermann Billung ge 
bildet haben. Daß dieser ein Edeling war, ist jedenfalls zu vermuten, 
doch war die Erinnerung an seine Abstammung anscheinend bereits 
verdunkelt. 
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Zeit ebenso wie für die germanische ablehnt, vor einem 
Rätsel. Waren aber die sächsischen, friesischen und thä- 
ringischen Grundherren keine Gemeinfreien, sondern Edelinge 
im Sinne der germanischen Urseit, so wiederholt sich das 
Rätsel in umgekehrter Richtung. Beide Gegner machen 
sich des Rätsels Lösung leicht, indem sie in echt doktrinärer 
Weise erklären, daß sie auch unter den angegebenen Voraus- 
setsungen an ihrer noch durch andere Gründe genügend 
unterstütsten Ansicht festhalten müßten. Wie es mit diesen 
anderen Gründen bei Heck steht, haben wir gesehen. 
Werfen wir nun einen Blick auf die Gründe, die Wittich 
als die untrüglichen Stützen seiner alle bisherigen An- 
sohauungen umetürzenden Theorie betrachtet. Den Aus- 
gangspunkt bildet die bekannte Fabel von den auf der 
Bärenhaut liegenden Germanen. Daß Germania ο. 15 nicht 
mehr von den kriegerischen Gefolgsmannen, sondern von 
den Germanen überhaupt handelt, ist suzugeben; der Beweis 
liegt in der Erwähnung der Familie, da die Gefolgsmannen 
familienlos am Hofe ihres Herrn lebten. Wer die Ger- 
mania des Tacitus kennt, der weiß, wie sehr der Verfasser, 
so zuverlässig er in allem rein Tatsüchlichen ist, die au- 
gospitzten Antithesen und Pointen, namentlich zu Anfang 
und Ende der Kapitel, liebt. Mit c. 15 geht Tacitus xu 
dem Treiben des Volkes über, nachdem er in den beiden 
vorhergegangenen Kapiteln von den die Gefolgschaften 
bildenden Berufskriegern gehandelt und zum Sehlu8 hervor- 
gehoben hat, daB sie es als unwürdig betrachten, im 
Schweiße ihres Angesichts etwas zu erwerben, was sie durch 
blutigen Kampf erringen können, und daß man sie leichter 
zu diesem als zu friedlicher Pflugarbeit aufrufen werde. 
Indem er dann su den gewöhnlichen Heermannen des Volkes 
übergeht, hält er es für angezeigt, auch bei diesen zu be- 
tonen, daß sie Krieg und Jagd als die eigentliche Aufgabe 
des Mannes betrachten und für die friedliche Tätigkeit des 
Ackerbauers keinen Sinn haben. Erst wenn sie alt geworden 
sind und zum Waffenhandwerk weniger taugen, greifen auch 
sie zur Pflugschar, während im übrigen die Haus- und Feld- 
arbeit den Weibern und Kindern und den durch körperliche 
Mängel von dem Waffenhandwerk ausgeschlossenen Familien- 
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angehörigen (insoweit also auch den erwachsenen Söhnen) 
anheimfállt. Es ist unglaublich, was einzelne nationalókono- 
mische Schriftsteller aus dieser Nachricht des Tacitus ge- 
macht haben. Da soll nach einigen seine Nachricht von 
der Wertschützung des germanischen Weibes (c. 8) auf 
Irrtum beruhen, da letzteres vielmehr nach c. 15 nur ein 
armes Arbeitstier“ gewesen sei Umgekehrt wird nach 
Wittich (Freibauern 254f) die Stellung der Frau ,als 
Arbeitssklavin des freien Mannes", als ,ein nach Indianerart 
geschundenes Weib“, durch die Angaben des ο. 8 von der 
Frauenwürde widerlegt; c. 15 spricht nach ihm nicht von 
der eigenen Handarbeit der angeführten Personen, sondern 
nur von der ,Aufsicht, der Leitung des Haushalts und der 
ganzen Wirtschaft, wobei Unfreie die eigentliche schwere 
Handarbeit leisteten“. Für derartige Auslegungen mangelt 
mir das Verständnis!). Geht man nicht von vorgefaßten 
Ideen aus, die hineininterpretiert werden müssen, so ist die 
Nachricht des c. 15 so verständlich wie möglich. Sie zeigt 
uns den einfachen Haushalt eines Bauern, der weder Sklaven 
noch gedungenes Gesinde hat; die kleine Vieh- und Acker- 
wirtschaft wird ausschließlich von der Familie besorgt, auch 
der Vater und die erwachsenen Söhne arbeiten mit, so lange 
sie nichts Besseres zu tun haben. Aber freilich, die waffen- 
fähigen Familienglieder glauben für die Ihrigen nicht besser 
und würdiger sorgen zu können, als indem sie Kriegsbeute 
zu erjagen suchen oder an Raubzügen teilnehmen oder auf 
die Jagd gehen. Ist nichts von dieser Art zu tun, so ruhen 
sie aus, um sich für neue Männerarbeit zu stärken, während 
die übrigen Familienglieder es als ihre Pflicht und ihre Ehre 
betrachten, die geringer angesehene Haus- und Feldarbeit 
zu verrichten 1). Man sieht, ohne die erwähnten maflosen 


1) Eine positive Widerlegung gewährt ο. 25, wonach selbst in 
den reicheren Familien, die über Sklaven verfügten, die ,domus officia* 
von der Hausfrau und den Kindern besorgt wurden, da der Sklave 
nur bestimmte Abgaben in Getreide, Vieh oder Kleidern zu leisten 
hatte. — 3) Daß die Germanen die Feldarbeit verachtet, überhaupt 
jede Erwerbstätigkeit als ein schmutziges Geschäft angesehen hätten, 
ist eine reine Fiktion. Nur den Gefolgsmannen, also den Berufskriegern, 
legt Tacitus diese Auffassung bei (ο, 14), während er bei den Heer- 
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Übertreibungen mancher Ausleger gibt c. 15 uns ein an- 
schauliches Bild von dem Leben eines. germanischen Frei- 
bauern, aber freilich nicht von dem eines Grundherm !). 


Für die grundherrliche Stellung soll eine Reihe von 
Nachrichten sprechen, ,die den Sklavenbesitz des -Freien 
als Regel voraussetzen“ (ο. 20, 25, 32, 38). Von diesen ist 
zunüchst c.32 zu streichen, das zwar von Pferden, aber 
nicht von Sklaven handelt. Aus den übrigen Stellen ist 
zu entnehmen, daB die Germanen das Institut der Sklaverei 
gekannt und im allgemeinen menschlich gehandhabt haben. 
Daß aber Sklavenwirtschaft die Regel gewesen sei, wird durch 
c. 15, sobald man es ohne vorgefaßte Meinung liest, positiv 
widerlegt: auf den einfachen Bauernhófen war kein Platz 
für Sklaven, sondern nur auf den Grundherrschaften der 
Kónige, Fürsten und Edeln?) Eine Bestütigung dieser An- 
nahme finde ich in c. 24. Wer kein Bedenken trug, seinem 
Volksgenossen nicht nur das ganze Vermógen, sondern auch 
die persónliche Freiheit im Spiele abzunehmen, der wird 
auch kein sittliches Bedenken getragen haben, so einen als 
Knecht zu behalten. Was "Tacitus hier an moralischen 
Erwägungen vorbringt, gehórt in das Gebiet der bereits 
erwühnten Pointen und Antithesen, mit denen er seine 
Kapitel zu schlieBen oder anzufangen liebt. Ein Edler, dem 
sich ein Freier als Spielgewinn zu eigen ergeben hatte, 
wird ihn sicher behalten haben; ein Freibauer konnte einen 
solchen Gewinn nicht gebrauchen, weil er für ihn in Haus 
und Hof keinen Platz hatte, auch neben seinem eigenen 
Ackerlose keine Hufe besaB, auf der er den neuen Knecht 
hütte ansiedeln kónnen. Anders würde es freilich gewesen 
sein, wenn die Auslegung, die der Verfasser dem von der 
jährlichen Ackerverlosung handelnden c. 26 zu Teil werden 


männern (c. 15) nur davon spricht, daß sie in ruhigen Zeiten lieber 
der MuBe frünen und die Arbeit den übrigen Hausgenossen überlassen. 


1) Auch ο. 31 zeigt uns den berufsmäßigen Chattenkrieger, der 
keinen Haushalt und keine Landwirtschaft treibt (,nulli domus aut 
ager aut aliqua cura“), im Gegensatz zum einfachen Bauern, nicht 
zum Grundherrn — 3) Vgl. Histor. 5, 28 die ,agros villasque* des 
Bataverfürsten Civilis. | i | 
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läßt, richtig wäre. Nach ihm erfolgte die „secundum digna- 
tionem" vorgenommene Verteilung der Acker nicht etwa 
nach Maßgabe des Standes der Teilnehmer, so daB der 
Adelige gegenüber dem Gemeinfreien ein mehrfaches Los 
erhielt, aondern „in dem Meße, in dem Arbeitskräfte vor- 
handen“ waren (Freibauern 259); „der freie Markgonosse 
erhielt so viele Hufen, als ihm Arbeitskräfte zur Verfügung 
standen, mit anderen Worten, als er Unfreie besaB“ (a. a. O. 
260). Dem Latein des großen Römers ist sohon so manche 
sprachwidrige Auslegung zu Teil geworden, aber diese Über- 
setzung übersteigt denn dooh alles bisher Dagewesene, einer 
Widerlegung bedarf sie nicht! Auf Caesar ist der Verfasser 
überhaupt nicht eingegengen, Dieser (Bell. Gall. 4, 1) soigt 
uns bei den Sueben ein jederzeit mobiles Heer von je einer 
Tausendschaft aus jedem Gau, wührend die übrigen Gau- 
bewohner den eigentlichen Nührstand bilden (,reliqui, qui 
domi manserunt, se atque illos alunt^), also doch wohl auch 
die Feldarbeit treiben; so bleibt es, bis sie sur Ablósung 
kommen und nun die bisherigen Krieger zu friedlicher 
Arbeit zurückkehren. Die strenge Feldgemeinschaft (,pri- 
vati ac separati agri spud eos nihil est“), in Verbindung 
mit wilder Feldgras- und Waldwechselwirtecheft und einem 
gewissen Kommunismus bei der Verteilung der Feldarbelt 
und ihrer Erträge, wird uns sodann (6, 22) als eine gemein- 
germanische Kinrichtung geschildert, nach deren wirtschaft- 
lichen und sozialen Gründen Caesar sich offenbar durch 
Befragung der Germanen selbst erkundigt hat. Die von 
ihnen angeführten Gründe waren: „ne latos fines parari 
etudeant potentioresque humiliores possessionibus expellent, 
— — ut animi aequitate plebem contineant, cum suas quis- 
que opes cum potentissimis aequari videat". Damals hat es 
also, wenn man von den Fürsten absieht, noch keine ger- 
manischen Grundherren gegeben. Da sich aber in den 
150 Jahren zwischen Caesar und Tacitus nach den Quellen 
nur unwesentliche Änderungen in der Agrarverfaseung voll- 
zogen haben, so darf man füglich nach den Gründen fragen, 
die eine so beispielloee Umwandlung einer agrarischen 
Demokratie in eine das ganze Volk durchdringende grund- 
herrliche Junkerwirtschaft herbeigeführt haben kónnten. 
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Den Ausführungen Wittich's über die Grundherrlichkeit 
bei den Sachsen (Freibauern 264 — 324) können wir im 
wesentlichen zustimmen, da er sich auf die Frage der Gleich- 
stellung der Edelinge mit den Vollfreien (als von Heck 
erledigt) nieht weiter einläßt und die rein bäuerliche Stel- 
lung der Frilinge nicht anzweifelt 1). 

Für die überwiegend bäuerliche Stellung der Gemein- 
frelen im frünkischen Reiche hat man sich wohl auf des 
Oapitulare de exercitu promovendo von 808 (1, 196) berufen, 
da es für das Aufgebot der ,liberi homines“ zur Heerfahrt 
die persönlich gestellungspflichtigen allodialen oder belehnten 
Grundherren von vier ,mansi vestiti” (zu denen wohl regel- 
mäßig noch ein in Eigenwirtschaft betriebener mansus in- 
dominicatus gehörte) und die nach Gruppen von je vier 
Hufen zur Ausrüstung eines Heermannes verpflichteten Klein- 
besitzer von 1 bis 3 ,mansi" (nicht „mansi vestiti^, also 
keine Grundherren) auseinanderhült. Wittich (a.a.0. 327 ff.) 
sucht die Beweiskraft dieser Bestimmung durch den Hinweis 
auf das Memoratorium de exercitu von 807 (1,134) su be- 
seitigen. Da letzteres von durchaus ähnlichen Grundsätzen 
ausgehe, obwohl es für Süd- und Westfrankreich, also für 
ein Gebiet mit überwiegender Grundherrschaft, bestimmt 
sei, so könne auch aus der Aufgebotsordnung von 808 nicht 
auf ein Freibauernland mit einem durchschnittlichen Grund- 
besitz von 1 bis 2 Hufen geschlossen werden. Diese Argu- 
mentstion ist mir unverständlich. Niemand bestreitet, daß 
es in beiden Reichshälften große Grundherrschaften gegeben 
hat und daß diese in Neustrien an Areal gegenüber dem 
Kleinbesitz bedeutend überwogen haben, zweifellos aber 
folgt aus beiden Aufgebotsordnungen von 807 und 808, daß 
es nicht bloß in Austrasien, sondern auch in Neustrien eine 
große Zahl von freien Kleinbesitzern gab, deren Lage bei 
der Feststellung des Aufgebotes zum Heere ausführliche 
Berücksichtigung erheischte. 


1) Ein methodischer Fehler ist es, wenn a. a. O. 314f. auf 
Ssp. III, 44 als ein maBgebendes Quellenzeugnis für die Entstehung 
der Laten verwiesen wird. Hier liegt kein Zeugnis des Spieglers, 
sondern nur eine auf Rudolfs oder Widukinds Bericht (oben S. 063 f.) 
gestütste historische Spekulation vor. 
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Noch unglücklicher ist der Versuch Wittich's (a. a. Ο. 
331 ff.), die aus der bäuerlichen Lebensweise entnommenen 
Einwendungen Kótzschke's zu widerlegen. Lex Salica 
27, 24 (Behrend) bestimmt: ,Si quis campo alieno araverit 
extra consilium domini sui, solidos 15 culpabilis iudicetur". 
Wer sich nur einigermafen auf das Latein der Lex Salica 
versteht (vgl. 21, 1. 23. 26, 1), wird in dem ,dominus suus" 
den dominus campi sehen, nicht aber den dominus arantis 
mit Wittich, der diese falsche Übersetzung gebraucht, 
um die Pflugarbeit des freien Franken durch die eines 
Hórigen oder Kolonen zu ersetzen. Man kann auch auf 
das Verbot der Sonntagsarbeit in der Decretio Childeberts II. 
c. 14 (1, 17) verweisen: „Bi quiscumque ingenuus, excepto 
quod ad coquendum vel ad manducandum pertinet, alia 
opera in die dominico facere praesumpserit, si Salicus fuerit, 
solidos 15 componat; ei Romanus, septem et dimidium solidi. 
servus vero aut 3 solidos reddat aut de dorsum suum com- 
ponat“. In der Lex Alamanorum (c. 38) lautet die Be- 
stimmung: 4,Ut die dominico nemo opera servile praesumat 
facere — — —, si quis servus in hoc vitio inventus fuerit, 
vapuletur fustibus. liber autem corripiatur usque ad tertium. 
si autem post tertiam correptionem — —- — deo vacare die 
dominico neglexerit et opera servile fecerit, tunc tertiam 
partem de hereditatem suam perdat". Wird er noch einmal 
rückfällig, ,ut die dominico honorem non inpendat et opera 
servile fecerit", dann soll er in Strafknechtschaft verfallen: 
„in servitio tradatur et, qui noluit deo vacare, in sempiternum 
servus permaneat". Diese Bestimmung ist mit unwesentlichen 
Ánderungen auch in die meisten Handschriften der Lex 
Baiuwariorum übergegangen (M. G. Leg. 3,335). Der Eingang 
lautet: „Si quis die dominico operam servilem fecerit: liber 
homo, si bovem iunxerit et cum carro ambulaverit — 
—, si autem secaverit fenum vel collegerit aut messem 
secaverit aut collegerit vel aliquod opus servile fecerit 
die dominico". Bei wiederholtem Rückfall auch hier Ver- 
knechtung: ,tunc perdat libertatem suam et sit servus, 
qui noluit in die sancto esse liber". Das ist eine einfache 
Paraphrase des ,qui noluit deo vacare^ in der Lex Ala- 
mannorum. Was aber macht Wittich (a. a. O. 333f.) daraus? 
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Da derartige Bestimmungen doch nur für ein Volk von 
Bauern, aber nicht für ein solches von Grundherren berechnet 
sein kónnen, so bemerkt er zunüchst: ,Unter liberi kónnen 
auch freie Kolonen gemeint sein“, dann aber heißt es weiter: 
„Also für den Gesetzgeber sind ‚nicht frei sein wollen‘ und 
wirtschaftliche Arbeit verrichten‘ gleichbedeutende Begriffe. 
Daher benimmt sich der Freie, der wirtschaftliche Arbeit 
verrichtet, wie ein Unfreier. Wie kommt der Gesetzgeber 
eines freien Bauernvolkes zu einer solchen Ausdrucksweise"? 


Das sind also die Gründe, die Wittich zwingen, seine 
grundherrliche Theorie selbst dann aufrechtzuerhalten, wenn 
sich Heck's Auffassung von den sáchsischen Edelingen nicht 
bewahrheiten sollte! Ein Sprichwort sagt freilich „Gründe 
sind so wohlfeil wie Brombeeren“, aber eine unser bisheriges 
Wissen so völlig umstürzende neue Lehre sollte denn doch 
etwas besser begründet werden, wenn sie überhaupt ernst 
genommen werden will. 


Zum Überfluß möge hier noch auf die berühmte Be- 
stimmung der Lex Baiuwariorum (17, 2) über den Eigentums- 
prozeß bei Grundstücken hingewiesen werden, Der beklagte 
Besitzer erbietet sich zum Siebenereide: ,Ut ego in tua 
opera priore non invasi conira legem — — —, quia mea 
opera et labor prior hic est quam tuus". Hierauf erklürt 
der Kläger: „Ego habeo testes qui hoc sciunt, quod labores 
de isto agro semper ego tuli, nemine contradicente, exaravi, 
mundavi, possessi usque hodie, et pater meus reliquid mihi 
in possessione sua“. Von den Zeugen des Klügers verlangt 
das Gesetz: „Ile homo, qui hoc testificare voluerit, con- 
marcanus eius debet esse, et debet habere 6 solidorum . 
pecunia et similem agrum“. Ihr Eid lautet: ,Quia ego hoc 
meis auribus audivi et oculis meis vidi, quod istius hominis 
prior opera fuit in isto agro quam tua, et labores fructuum 
ille tulit^. Auf dies Zeugnis hin erhält der Kläger sein 
Eigentum zurück, wofern nicht der Beklagte zum kampflichen 
Gruße schreitet. 


Miszellen. 
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[Ein Tractatus de coronatione imperatoris aus dem viersehnten 
Jabrhundert.] G. Waitz hat vor nunmehr dreißig Jahren zwei Aus- 
züge aus einem Traktat „de coronatione imperatoris" mitgeteilt !); 
vielleicht lohnt es sich, einmal die ganze Aufzeichnung su verüffent- 
lichen, nicht so sehr deshalb, weil sie wesentlich neue Aufschlünse 
brüchte, sondern weil sie einen Einblick gewährt in die schulgerechte 
Behandlung von Fragen des deutschen Staatsrechts überhaupt und 
gleichzeitig die Hoffnung neu belebt, daß neben gelegentlichen Btreif- 
zügen in wenig bestellte Fluren methodische und umfassende For- 
schungen reicheren Ertrag verheigen. Denn es hat den Anschein, als 
fünde wohl die publizistische Literatur des vierzehnten und fünfzehnten 
Jahrhunderts hinlünglich Beachtung — es genügt an Schriften wie 
die von E. Friedberg 1), 8. Riezler*), O. Lorens*) und J. Haller 5) zu er- 
innern —, aber sie ist bislang allsusehr nur daraufhin untersucht worden, 
wie die einzelnen Verfaaser sich im allgemeinen zum Problem des 
Verhältnisses von Staat und Kirche gestellt haben: man fragt nicht 
n&ch ihren Ánsichten und Urteilen über das deutsche Staatsrecht jener 
Tage, das doch gleichsam die tragende Basis war für die Tendenz 
einer universalen Machtentfaltung, wie sie einen Ludwig den Bayer, 
Karl IV. und Sigmund beseelte. Nur Peters von Andlau „libellus de 
Caesarea monarchia‘ ist gerade in dieser Zeitschrift neu herausgegebeu 
und erläutert worden.*) Bei anderen, wie z.B. der Abhandlung des 


1) Forschungen zur deutschen Geschichte XIII (Göttingen 1873), 
8.209 Anm. 2; Die Formeln der deutschen Königs — und der römischen 
Kaiserkrönung vom sehnten bis zum zwölften Jahrhundert (Göttingen 1878), 
8.53 Anm. 8. — *) De finium inter ecclesiam et civitatem regundorum 
iudicio quid medii aevi doctores et leges statuerint. Lipsiae 1861; derselbe, 
Die mittelalterlichen Lehren über das Verhältnis von Staat und Kirahe 
(2 Teile). Leipziger Dekanatsprogramm 1874. — 3) Die literarischen 
Widersacher der Päpste zur Zeit Ludwigs des Bayers. Leipzig 1874. — 
*) Deutschlands Geschichtsquellen im Mittelalter II ® (Berlin 1887), S. 833 ff, 
360f. —  *) Concilium Basiliense I (Basel 1896), S. 88ff; vgl. auch 
Zimmermann, Die kirchlichen Verfassungskämpfe im 15. Jahrhundert. Bres- 
lau 1882. — +) J. Hürbin in dieser Zeitschrift Germ. Abt. XVI, 8. 41ff, 
XVIII, 8. 1ff.; der Tractat ist herausgegeben ebenda XII, 8. 34ff, XIII, 
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Enea Sylvio „de ortu et autoritate imperii", wird vornehmlich der 
Mangel einer leicht suginglichen neueren Edition ihre geringe Bertick- 
sichtigung entschuldigen. Auch davor mag mancher zurtickschrecken, 
ein Gebiet su betreten, das Vertrautheit mit deutschem, römischem 
und kanonischem Recht, mit den ungelenken Erläuterungen der Legisten 
und Kanonisten voraussetzi. Wozu denn sich abmühen mit Büchern 
über deutsches Reichsrecht, da seiner originalen Aufzeichnungen doch 
so viele sind? Die Traktate sollten unterrichtender sein als die Reichs- 
gesetze, Urkunden und Akten? Wer so fragt hat wohl kaum einmal 
eine der von ihm getadelten Schriften gelesen; er vergißt, daß auch 
eine Literaturgeschichte des deutschen Staatsrechts am Ende des 
Mittelalters, seiner ursprünglichen Erkenntnisquellen also und seiner 
Bearbeitungen, ihren Wert in sich trägt, zumal die knappen Aus- 
fübrungen von O. 800091) nicht mehr bieten sollen als Fingerseige; 
aus literarhistorischer Betrachtung zunächst ist auch ein Werk wie 
Savigny's „Geschichte des römischen Rechte im Mittelalter“ erwachsen. 
Kurs, wir entbehren eines Mittels für das Verständnis der Höhenlage, 
von der aus die Autoren des viersehnten und fünfyehnten Jahrhunderts 
das deutsche Staatsrecht jener Zeit darzustellen suchten; nicht sie su 
stetten", sondern sie bei ihrer Arbeit zu verfolgen wäre eine lohnende 
Aufgabe, auf deren Verdienst schon vor Jahren O. Lorenz?) aufmerksam 
gemacht hat. 

Der folgende Abdruck stützt sich auf zwei voneinander unab- 
hängige Handschriften, den Codex’) Fuldensis Aa 109 (antea Wein- 
geriénsis) fol. 138 — 188 saec. XIV. (== F) und den Codex‘) latinus 
Monacensis 5895 (nicht 5825, antea Ebersbergensis) fol. 289 — 291, ge- 
schrieben in den Jahren 1476 und 1476 (= M) Die Orthographie ist 
einheitlich gestaltet, in den Varianten aur eine Auswahl gegeben. 

„Sciendum® estb, quod duo sunt imperatores Christiani seu Chri- 
stianorum, videlicet imperator Romanorum et Constantinopolitanorume, 


9) ,Sequitur nunc infra tractatus de coronatione imperatoris schickt 
M als Lemma vorauf. b) est’ fehlt M. e) ‚Constantinopolitanus’ M. 


8. 108ff.; vgl. dasu die Zusammenfassung dieser und anderer Studien in dem 
Buche: Peter von Andiau, der Verfasser des ersten deutschen Reichsstaats- 
rechte. Straßburg 1897. 

1) Geschichte der deutschen Rechtsquellen I (Leipzig 1860), 8. 4624. 
— $) A. 4.0. II, 8. 886. — 8) Von dem Inbalt der 
führe ieh nur an fol. 144 — 148°, 151— 106 ,Hubrioe tooius eorporis iuris 
vivilis", fol. 149 — 150 Rubriken der 5 Bücher Dekretalen. — Dank dem 


mir nicht zugänglich war. 
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id est Grecorum, quorum unus, scilice& Romanus, assumitur per elec- 
tores, Constantinopolitanusd per successionem ad imperium venite 
Quemadmodum de patre ad filium et de fratre ad fratrem et sic de 
singulis veniunt successiones et regna, ita dictum imperium per succes- 
sionem devenit def unof ad alium. Et hic imperator Constantinopolitanus 
sive Grecorum coronari debet et coronatur de una sola corona aurea 
per patriarcham Constantinopolitanum in ecclesia patriarchali et inun- 
gitur etiam sicut et8 alii reges Christiani. De donatione facta per 
Constantinum imperatoremh beato Silvestro pape et de recessu ipsius 
&b urbe Romana et de constructione Constantinopolitane urbis et 
ipsius ecclesie patriarchalis plenissime videi LXXXXVI di(stinctione)k 
in Palea Constantinus.!) 

Imperator autem Romanus non per successionem, sed per electio- 
nem assumitur ad imperium per VI electores de Alimannia!, videlicet τὰ 
per tresm archiepiscopos et tres mundanos®, qui sunt hi videlicet, 
qui? secuntur°: Maguntinensis, Coloniensis etP Treverensis9, marchio 
Brandeburgensisr, dux Saxonie, dux Bavarie*. In casu tamen discordie 
et in quo predicti electores non concordarentt, rex Boemie", qui olim 
dux erat, et hi electores habent eum eligere aput Francfordiamv 
Maguntinensis diocesis, nisi de alio loco communiter concordarent. 
Quorum singuli habent" penes imperatorem " certa officia deputata. 
Nam archiepiscopus Maguntinensisx archicancellarius est pro Romano 
imperatoreJ per totam Germaniam, archiepiscopus Coloniensis archi- 
cancellarius * ests imperatoris per totam Ytaliam sive in partibus Ytalie, 
archiepiscopus vero* Treverensis archicancellarius est pro eodem * im- 
peratorec per totum regnum Arellatense; dux vero Bavarie, qui est 
comes Palatinus in Renod, quandoque in* nova creatione sui habet 
conferre multos comitatus*, ibidem est dapifer imperatoris, dux Saxonief 
ensis portatore, marchio sive dux Brandeburgensis prepositus est 
camereb, rex Bohemie est! pincerna. Etk sic his versibus continentur! 
officia omnium! : 


4) ,Constantinopolitanus"] vero fügt M hinsu. 9) ,venit'] Nam fügt M 
hinzu. f) ‚de uno’ feAit M. 8) ,et' fehlt M. n) imperatorem" 
fehlt M. 1) vide’ fehlt M. κ ,di fehlt M. ,Alamania' M. 
a) videlicet per tres’] per tres scilicet M. n) nundanos’ dominos mun- 

es M. 9) ‚qui secuntur] imperii electores M. P) ,et' fehlt M. 
D “principes electores' fügt M hinzu. r) ,Brandenburgensis' hier und 
weiterhin M. ®) ,Pavarie' F. *) ,concordarent'] septimus est fügt M 
hinzu. u) ‚Bohemie’ M. v) ‚Franckchfordm’ M. w) ,habent — im- 
peratorem'] penes imperatorem habent M. *) ‚Magutinensis’ F. Y») im- 
peratore'] imperio vel Romano imperatore M. 5) ‚archicancellarius est'] est 
archic. M. a) ,vero' fehlt b) ,eodem' fehlt M. °) ‚Bomano’ 
fügt M hinzu. ) Rheno M. €) in — comitatus] habet in nova sui 
creatione multis conferre comitatis(!) M. f) ‚Saronie’ F. €) ,portitor' M. 
h) ,et' fügt M hinzu. 1) ,est’ Pn M. κ) ‚Et’ fer M, 1) ‚oon- 
tinentur — omnium!] continetur 


1) c. 14 D. 96 (Palea). 
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„Maguntinensis, Treverensism, Coloniensis 
Quilibet imperii sit cancellarius horum; 

Marchio prepositus camere», pincerna Boemuso, 
Est PalatinusP dapifer, dux portator4 ensis: 

Hi*) statuunt dominum cunctis per secula mundi.* 


Et de his electoribus habetur in c(apitulo) Venerabilem !) de elec- 
(tione), de re iudi(cata) Ad* apostolice?) in glo(ssa) pe(nultima) li(bro) 
VI*. Hic enim Romanus imperator post electionem de eo factam ad 
imperium debet coronari tribus coronis, videlicet primo de corona ferrea, 
per quam significatur potentia et fortitudo, et h&c corona coronatur 
per archiepiscopum Coloniensem, unum* ex electoribus supradictis, in 
villa, que Aquisgraniu dicitur LeodiensisY diocesis. Secundo coronatur 
corona argentea, per quam significatur, quod in eo vigere debet clara 
et munda iustitia, et hac corona * per archiepiscopum Mediolanensem *) 
in villa Modoecie Mediolanensisx diocesis. Tertio et ultimo coronatur 
de corona aurea, pe» quam significatur maioritas et nobilitas omnium 
metallorum, unde per hanc comparationem debent» in eo vigerey 
maioritas et nobilitas ac firma et inconcussa* iustitia, secundum quod 
papa eam servare* promittit firmiter et unicuique reddere quod est 
suum. Et dicta aurea corona coronatur in urbe per dominum papam 
vel legatum apostolice sedis ad hoc specialiter missum et deputatum 
in basilica * sancti Petri ante altare sancti Mauricii in signum, quod 
est imperator et sub Romano pontifice ratione sue coronationis et 
approbationis. Poste quam° coronationem, approbationem et con- 
firmationem d idem imperator in* urbee stare non debet nisi per unam 
noctem et indef recedere sequenti die coronationis ipsius et de urbe 


*) Fur „Hi statuunt — Mediolanensem" bietet M folgenden Text: 
„Hi statuunt regem cunctorum seculorum summum, hi statuunt dominum 
eunctorum mundi" ut c. deprecatio ff. ad l(egem) Ro(diam) de iac(tu) 
[> 1.9 D. 14,2] et de his electoribus — libro VI? (wie oben). Hio enim 
Romanus imperator post electionem de eo factam debet coronari tribus 
coronis, videlicet argentea, ferrea et aurea. Primo de corona argentea 
coronatur, per quam significatur, quod in eo vigere debet clara et munda 
iustitias, et hac coronatur per archiepiscopum Coloniensem, unum* ex elec- 
toribus supradictis, in villa, que Aquisgrana dicitur Leodiensis" diocesis. 
Secundo coronatur ferrea corona, per quam significatur potentia et fortitudo, 
et bac corona coronatur per archiepiscopum Mediolanensem". 


m) , Treverensis, Coloniensis] Colon., Trever. M. 2) ,camere'] tamen 7. 
9) ,Bohemus' M.  P),Palacius' F. 9) rportator ] protator P; portitor M. 
r) ,et' fügt M hinzu. 8) , Ad" fehlt M. ),unus' F. M. u) ,Aquisgrani'] 
Assignavi F. v) ,Leodinensis' F. M. W) ,coronam' F. X) ,Mediola- 
niensis' F. >) ,debent — vigere'] quoque in eo vigetur M. =) ‚inconcussa’ 
concussa F. a) ,servare' fehlt y À basilea' F. ©) ,Post quam' 
Postquam vero M. d) ,confirmationem'] recepit fügt M hinzu. e) iin 
urbe' fehlt M. f) jinde'] deinde M. 


!) c. 84 X. de electione 1,6. — 3) c. 2 in VI. de sententia et re 
iudicata 2, 14. 
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recedens et exiens ascendit montem, qui dicitur et appellatur Mons 
Marii® propeb ecclesiam sanoti Petri extra muros per duo miliaria. 
Qui quidem mons altior est omnibus aliis! de urbe et adiacentibus, ut k 
videturk. Et quando est in vertice montis, elevans! manum volvendo 
se dicit: ,Omnia, que vidimus, nosira sunt et ad mandate nostra per- 
veniunt" et statim postea mittit per universum mundum, ut ad man- 
data eius veniant omnes barones et? principes Christiani et pagani 
totius mundi, qui sibi respondere tenentur, ut in principio C!) con- 
tinetur, ubi dicitur: „Omnia, que» vidimus, nostra sunt“. 

His modis et formis coronandi imperatorem inherent? canoniste 
et lo(annes) An(dree) in cle(mentina) RomaniP de iureiurando.) Sed 
iuris civilis professores in l(egem) Bene a Zenone c(odicis)a de qua- 
dri(ennii) prescrip(tione) *) dicunt, quod ideo tresr defert? coronas, ut 
et olim athlete portabant*, ut c(odicis) de athletis*) l(ege) L; item 
quia recipit tria tributa; item quia est dominus totius orbis, qui 
dividitur per tres partes, videlicet Europamt, Asjam" et Affricam ; et 
dicunt, quod v primo argenteam recipit " in Alimanniaw per archiepi- 
scopum Coloniensem — nam sicut argentum est lucidum, ita coronatus 
debet, esse lucidus in conspectux Dei iuxta ps(almum): „Quis®) ascendet 
in montem Domini" etc. —, ferream Mediolanis in Lombardia*, ubi 
sunt tyranni, qui debent a principe conquassari, sicut per ferrum omnia 
metalla conquassantur et domantur, auream in Roma. Et in hoc omnes 
concordant; quidam dicunt, quod recipiath unamb, de(cret.) Paleis, sed 
hoc° est una truffa. 

Addendum est de regibus in christianitate positis, qui sunt, 6t 
de eorum nominibus, et quod aliquid ex eis suntd coronandi et inun- 
gendi, et quod aliqui sunt® ex eise feudatariif Romane ecclesie. Et 
in his attendendum est, quod omnes illi reges, qui coronantur et un- 
gunturg, habent ex privilegio ab antiquis. Nam nullus rex coronatur 
et inungitur, nisi habeat ex antiqua consuetudine vel ex privilegio, ut 
rex Scocie, qui ab ecclesia Romana de novo habuit tempore » Ioannis 
pape XXII, pontificatus sui! anno XIIIL, quod possit inungi et 
coronari. 


ϐ) Ματ] Mauri F. M. dj) ,prope'] ropter F. M. 1) ας] et 
fügt M hinzu. k) ‚ut videtur] vi M I} ‚elevans’ fehlt M. ©) et' 
fehlt M. >) ,que'] queque M. 0) ‚inheret F. ^ P) ,Romana' F. M. 
4) ,c(odicis) fehlt M. r) tres defert'] defert tres M. — *) ,protabant' F. 
*) ,Auropam' £F. u) ,Asiam' F. Y) ,quod — recipit] quod primam 


1) Die Erklärung dieser Sigle war unmöglich. — ?) c. un. in Clem. de 
iureiurando 2,9. — 35) 1. 8 C. de quadriennii praescriptione 7,97. — +) 1. un. 
C. de athletis 10, 54. — *) Psalm. 23,3. 
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Nomina autem dictorum regum inferius describuntur. Sed primo 
de nominibus regum, qui coronantur et inunguntur; sunt heck, vide- 
licet! rex Jerusalem » et Sicilie», rex Francie, rex Anglie, rex Scocie?. 
NominaP autem qui coronantur et non inunguntur, sunt hi videlicet, 
ut sequiturP: rex Armenie, rex Sorbie, rex Cipria, rex Ungarie, rex 
Boemier, rex Polonie, rex Tomagie, rex Coniathie, rex Suecies, rex 
Norvegiet, rex Danorum", rex Dacie, rex Collon.(?)v, rex Catollicus, 
rex Minanie, rex Monecathelmiw(?), rex Ultonie, rex Castelle et 
Legionensis, rex Portugalie*, rex Navarre, rex Arragonum, rex Sar- 
diniey, rex Maioricatensiss, rex Trinaclie*. Sequitur modo de regibus 
feudatariisb ecclesie? Romane®: rex Jerusalem et Sicilie, rex Arragonum, 
rex Sardinie, rex Ungarie, rex Anglied. Ete sic est finise. — 

Als Heimat der Aufzeichnung hat Waitz Italien vermutet, und 
gegen ihn wird ihr Vorkommen in ausschließlich citramontanen Hand- 
schriften kaum anzuführen sein: etwaige italienische Überlieferungs- 
formen sind freilich noch nicht bekannt geworden. Bestimmt hat ihn 
wohl vornehmlich die Kenntnis des Monte Mario als des hóchsten 
Berges bei Rom, sodann die Benutzung von Erlüuterungen des rômi- 
schen und kanonischen Rechts, die aber schon um die Mitte des vier- 
zehnten Jahrhunderts ihren Einzug auch in Deutschland gehalten haben. 
Wie dem immer sei, als Entstehungszeit des Traktats ist mit Rück- 
sicht auf das Alter der Fuldaer Handschrift die zweite Hälfte des 
vierzehnten Jahrhunderts anzunehmen, genauer noch die Zeit nach 
dem vierzehnten Pontifikatsjahre Johanns XXII. — also 1329 auf 1330 
—, das für den Autor in nicht allzuferner Vergangenheit liegt. Diesen 
Zeitraum noch enger zu umgrenzen ist aus dem Grunde unmöglich, 
well drei Abschnitte, für die es überdies an einer Parallele oder etwa 
benutzten Vorlage gebricht, jeden derartigen Versuch vereiteln. 

Im ersten dieser Abschnitte wird gesagt, daß der Pfalzgraf bei 
Rhein ,in nova creatione sui“ — nur auf die Wahl des deutschen 
Königs werden diese Worte zu beziehen sein —, „viele Grafschaften“ 
zu verleihen habe. Inwieweit sie im Zusammenhang stehen mit der 
Klausel in einer Urkunde Ludwigs von Brandenburg vom 16. Sep- 
tember 1351, wage ich nicht zu entscheiden: in ihr nümlich ward der 


x) ,by M. 1) ,videlicet'] primi hic inferius enumerati in ordine fügt 
M hinsu. m) .Hierusalem' hier und weiterhin M. n) ,Cicilie' hier und 
weiterhin F'; Cecilie M. 0) In M stehen die Lündernamen untereinander, 
links davon steht das auf alle bezügliche Wort rex, rechts davon coronantur 
et inunguntur. P) ,Nomina — sequitur] Sunt autem hi inferius enumerati 
qui coronantur et non inunguntur AM. a) ,Ciprii' M. r) ,Bohemie' M. 
5) ,Swetie' M. — *) ,Norvegie!] Nougie F; Norbegie M. u), Donorum' M. 
v) Collon .(2)] Collom’ alias Colin’ M. 7) ,Monecathelum' M. x) ‚Porti- 
galie M. J) ‚Sardine’ hier und weiterhin F. M. s) Maioricaî' M. 
9) ,Trinaclie'] in M stehen drei Reihen. Lündernamen untereinander, links 
von Jeder rex. — *) fondatariis' F. ο) ,ecclesie Romane'] Romane ecclesie M. 
4) ,Anglie'] in M stehen. die Lündernamen untereinander, links davon rex, 
rechts davon: Omnes feudatarii Romane ecclesie. ©) ‚Et — finis'] Explicit 
tractatus de imperatoris coronatione M. 
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Vertrag Rudolfs II. mit König Karl IV. über den Heimfall seiner 
Länder und der an ihnen haftenden Rechte an das luxemburgische 
Haus anerkannt, doch ,ausgenohmen den rechten, die ein pfalezgraf 
bei Rein hat vnndt haben sol an der wal undt chure eines Romischen 
khüniges, eins khunftigen khaïsers, und andern eheren und wirdig- 
keiten, die zu der vorgenanten pfalcz und chure gehörent, unnd den 
grafeschafften und mannschaften, die czu der vorgenanten pfalez 
und chure gehôrent, die bei uns und unsern erben ewiglich bleiben 
sollen*.! Ihrem Ursprung nach unbekannt ist auch der Abschnitt 
über die Pflicht des Kaisers, nach vollzogener Krönung Rom zu ver- 
lassen und vom Monte Mario aus die Großen der Christenheit wie 
der Heidenwelt zum Gehorsam aufzufordern. Das Suchen nach einer 
wenn auch nur anklingenden ähnlichen Wendung war vergebens, ob- 
wohl es lockt, in jenem Satze eine Anspielung auf Karls IV. Kaiser- 
krönung am 5. April 1355 zu erblicken. Am Tage zuvor hatte der 
Luxemburger den Monte Mario, bekanntlich die höchste Kuppe des 
Janiculushügels nördlich von St. Peter, bestiegen und noch am Abend 
der Krönuug Rom verlassen, wie er 1346 dem Papste Clemens VI. ver- 
sprochen?); gleichwie sein Großvater Heinrich VII. am 29. Juni 1312 
hätte auch er die Kaiserkrone aus der Hand püpstlicher Legaten em- 
pfangen. Aber all diese Vergleichsmomente treffen hier nicht günzlich 
zu: die Reihenfolge der Ereignisse im April 1355 ist eine andere als 
die jener Vorschriften; nicht einen Tag sollte Karl IV. in Rom ver- 
weilen, der Anonymus gestattet den Aufenthalt von einem Tage und 
einer Nacht; daß er eine Krönung durch den Legaten möglich sein 
läßt, kann abgeleitet sein wie von der Krönung im Jahre 1312 so von 
der im Jahre 1855: soll man daraus schließen, der Traktat habe nur 
wührend der sog. babylonischen Gefangenschaft der Püpste in Avignon 
(1309 — 1376) abgefaßt werden können, zumal im 14. Jahrhundert und 
überhaupt nur die beiden Luxemburger von Legaten mit der Kaiser- 
krone geschmückt wurden? Ganz unklar bleiben endlich die Listen 
des Schlusses mit ihren drei Unterabteilungen. Aus der ersten ist sicher- 
lich keine Bekanntschaft mit der sog. Quaternionentheorie *) zu folgern. 
Die zweite weist Namensformen auf, die zum Teil jedem Bemühen sie 
zu deuten oder zu verbessern hartnückig widerstreben; es würe anderer- 
seits aussichtslose Mühe, wollte man mit Hülfe der richtigen und sofort 
verständlichen Namen einen terminus ante quem für die Niederschrift 
der Aufzeichnung zu ermitteln versuchen. Hätte der König z.B. von 
Mallorca aufgeführt werden dürfen, nachdem sein Reich im Jahre 1343 
mit Arragonien vereinigt war? Könnte die Aufzählung nicht ent- 


1) Die Stelle nach O. Harnack, Das Kurfürstenkollegium bis zur 
Mitte des vierzehnten Jahrhunderts (Gießen 1883), 8.82. — 3) Vgl 
E. Werunsky, Geschichte Kaiser Karls IV. und seiner Zeit I (Innsbruck 
1880), 8. 410f., 11,2 (1886), 8. 572. 576. — 3) Vgl. darüber J. Hürbin, 
Peter von Andlau 8. 223ff., und Wilckens, Vierteljahrschrift für Wappen-, 
Siegel- und Familienkunde XXVIII (Berlin 1900), 8. 207 ff. 
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nommen sein einer älteren Vorlage, deren Art man sich derjenigen 
eines römischen Provinciale verwandt zu denken hätte? Die merk- 
würdige Angabe eines ,rex Dacie* findet nur darin ihre Erklärung, 
daß der Verfasser die „provincia Dacie", wie sie im Provinciale!) be- 
gegnet, mit recht ktihnem Gedankenflug in weltlicher Hinsicht von 
einem ,rex Dacie* beherrscht sein läßt. Den Beschluß bildet eine 
Aufzählung der Lehnskönige (feudatarii)*) der römischen Kirche; sie ist 
unvollständig, wie sich aus den Zusammenstellungen bei E. Friedberg ?) 
ergibt. Erwähnt wird der König von England. Verbot aber nicht im 
Jahre 1366 unter Eduard III. ein Beschluß des Parlaments*) für alle 
Zukunft die Erhebung des einst von Johann ohne Land versprochenen 
Lehnstributes? Der englische König konnte, so sollte man glauben, nach 
dieser freilich einseitigen Lösung des Vasallitätsverhältnisses nicht 
mehr als „feudatarius ecclesie Romane“ bezeichnet werden. Gleich- 
wohl ist auch damit kein sicherer terminus ante quem gegeben: die 
Aufzeichnung wird gerade in diesen Listen auf ältere Arbeiten sich 
stützen; jener Parlamentsbeschluß braucht überdies dem Verfasser 
nicht bekannt geworden sein; aus Unwissenheit mochte er festhalten 
was er in seiner Quelle fand, obwohl es von den Ereignissen selbst 
überholt worden war. 


Überall demnach dieselben Fragen und die gleiche Antwort, 
ganz abgesehen davon, daß eine Untersuchung darüber, ob in Wahr- 
heit die genannten Könige gekrönt und gesalbt, die anderen nur ge- 
krönt wurden, mit den zu Gebote stehenden Mitteln undurchführbar 
ist. Festeren, allerdings nicht festen Boden gewinnt erst die Betrach- 
tung der übrigen Teile des Textes. 


Richtig hebt die Einleitung den Unterschied in der Besetzung 
des byzantinischen und römischen Kaisertums hervor: dort Erblichkeit, 
hier Wahl. Ihr gegenüber sind die Ausführungen Peters von Andlau 
nicht erschöpfend, nach denen das „imperium et quodlibet regnum 
non ex successione, sed eleccione (var. lectio: delatum) fuit ..., sed 
hodie regna ex consvetudine deferuntur ex successione“.') Eingehen- 
der befaßt sich darauf unser Anonymus mit der Wahl des deutschen 
Königs, der nach ihm „zum Kaiser gekrönt werden muß“, — genau 
wie die Goldene Bulle®) von dem „rex Romanorum in imperatorem 
promovendus“ spricht. Zweierlei nun fällt sofort auf: einmal, daß die 
Wahl auch an einem anderen Orte als Frankfurt soll stattfinden 
können, wie es ja den Kurfürsten vor Veröffentlichung der Goldenen 
Bulle formell überlassen war, den Wahlort zu bestimmen, obwohl das 


1) Vgl. im Abdruck bei M. Tangl, Die päpstlichen Kanzleiordnungen 
von 1200-1500 (Innsbruck 1894), 8. 14. — *) Vgl. Ducange ed. Favre Ill 
(Niort 1884), 8. 478 s. v. — 3) De finium etc. 8.27 Anm. 3; vgl. auch 
G. Phillips, Kirchenrecht V (Regensburg 1857), 8. 552ff. — *) Vgl. RK. Pauli, 
Geschichte von England IV (Gotha 1855), 8. 470 f. — 5) De Caes. monarch. 
u, 1; in dieser Zeitschrift XIII, 165. — *) c. 1 8 1. 2 und ähnlich öfters. — 
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Herkommen die Mainstadt als solchen gekennzeichnet hatte!); weiter- 
hin, daß zunächst nur sechs Kurfürsten genannt werden. Eine Korrektur 
ist hier infolge der namentlichen Aufzühlung der Wihler unstatthaft ; 
ob die oftbehandelte Stelle des Sachsenspiegels Ldr. III, 57 8 2 nach- 
gewirkt hat? Der Böhme, heißt es dann weiter, darf nur dann sich 
an der Wahl beteiligen, wenn die übrigen Wahlfürsten sich nicht 
einigen können. Unzweifelbaft hat hier die Glosse zu ο. ὃ in VI. de 
sententia et re iudicata 2,14 ihren Einfluß geübt: auch diese nennt 
den Bóhmenkónig ,olim dux" und führt darauf fort: ,et dicunt qui- 
dam, quod rex Bohemie de necessitate vocandus non est, nisi cum 
alii discordant“.*) Auch sie bringt sodann über die Wähler vier 
Memorial verse : 


„Magna Moguntia, crassa Colonia, Treveris alma 
Atque Palatinus dapifer, dux portitor ensis, 
Marchio prepositus camere, pincerna Bohemus 
Romanum regem statuendi dant sibi legem, 


immerhin ist an dieser Stelle die Aufzeichnung nicht mehr von der 
Glosse abhängig, sondern trotz einer, den Sinn allerdings nicht stören- 
den Umordnung vom Text der Verse in der Chronik Martins von 
Troppau.*) Daß zunächst von sechs Kurfürsten die Rede war, wird 
nicht beachtet; der Bóhme erscheint durchaus als den anderen Wühlern 
gleichberechtigt. Recht nach der Schule mutet schließlich der 
Rest an. Mit drei Kronen wird der Gewühlte geschmückt, der eisernen 
in Aachen, der silbernen in Monza, der goldenen in Rom; das Metall 
einer jeden hat besondere Bedeutung, wie sie, wohl nach dem Vorgang 
der älteren Krünungsordines *), auf Grund der Glosse*) zu c. un. in 


1) Vgl. O. Harnack, a. a. O. 8. 97 Anm. 1. Nach der Goldenen Bulle 
c. 29 sollte Frankfurt ständiger Wahlort sein, „uisi . . . impedimentum legi- 
timum obviaret“. — %) Quelle der Glosse ist der Apparatus des Heinrich 
von Begusia (Hostiensis); vgl. die Stelle bei R. Schröder, Lehrbuch der 
deutschen Rechtsgeschichte * (Leipzig 1902), 8. 477 Anm. 34. Ahnlich auch 
Peter von Andlau, De Caes. monarch. IL 2; a.a. O. XIII, 167. — *) Mon. 
Germ. SS. XXII, 466; vgl. dazu P. Scheffer- Boichorst, Zur Geschichte des 
XII. und XIII. Jahrhunderts (Berlin 1897), 8.350 Anm.1. — 4) Vgl. 
G. Waitz, a. a. O. 8. 42. 74. 82. — 5) Ich schreibe sie im folgenden aus: 
Scire debes ... quod rex Romanorum coronatur triplici corona: prima est 
ferrea, quam recipit ab archiepiscopo Coloniensi in Aquisgrano eiusdem 
dyocesis; ferrum autem fortitudinem designat, qua vincere debet rebelles et 
infideles conculcare. Secunda est argentea, quam ingressus Italiam recipit 
a Mediolanensi archiepiscopo in villa Modiciensi eiusdem dyocesis ....; 
argentum autem designans mundiciam et claritatem significat ipsum prin- 
cipem talem esse debere. Tercia est de puro auro, qua coronatur per papam 
in ecclesia sancti Petri ante altare saucti Mauricii (dazu vgl. Waitz, a. a. O. 
S. 53 f.); designat aurum, quod omnibus metallis est excellentius, ipsum 
imperatorem aliis regibus et principibus in potentatu et iusticia excellen- 
tiorem esse". Es folgen dann u. a. die Memorialverse: ,Ferrea Romani 
gestant dyademata reges, est argentea post hec his oblata corona, hinc 
aurum capiti fulvum datur imperiali*. Wie weit die Glosse abhängig ist 
von dem Werke des Baldus ,de tribus coronis" und seinen mystischen 
Deutungen, konnte ich aus den kurzen Angaben bei J. Fontanini (Disser- 
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Clem de iureiurando 2, 9, in der Glosse ’) zum Sachsenspiegel Ldr. 111, 57 
8 2, in der Chronik des Straßburgers Twinger von Königshofen*) und 
noch später bei Peter von Andlau®) hervorgehoben wird. Schulgerecht 
verweist der Autor darauf, daß mit den Kanonisten die Legisten tiber- 
einstimmen, die an die Schlu&worte: ,Ex quo nutu divino imperiales 
suscepimus infulas* der l. 8 de quadriennii praescriptione C. 4, 87 eine 
Auslassung über die Krönung des Kaisers zu knüpfen pflegten, wie es 
z. B. Cynus*) getan hat, ohne daB ich die wirklich benutzte Vorlage 
hätte ermitteln können. Daf sie eine andere Reihenfolge der Kronen 
vorschreiben 5), ficht den Schreiber der Fuldaer Handschrift — wührend 
derjenige der Münchener darauf achtgegeben hat*) — nicht an: denn 
nur auf die gleiche Zahl der Kronen richtet sich sein Blick. Aus den 
Worten: ,in Lombardia ubi sunt tyranni* ist daher nichts für die 
Abfassungszeit des Traktats zu entnehmen. Man wird sie zunfichst 
auf die Visconti und deren Stellung in Mailand beziehen wollen, der 
im Jahre 1895 durch die Erhebung des Galeozzo Visconti zum erblichen 
Herzog und Reichsfürsten die staatsrechtliche Bestätigung zuteil 
wurde. Sie standen aber jedenfalls in der ausgeschriebenen Quelle, 
deren Bericht auch bei Peter von Andlau?) durchschimmert: nicht 
auf die Zeitgeschichte wird hingewiesen, sondern auf die Unterwerfung 
des Desiderius und der Langobarden, deren ,tyrannis* Karl der GroBe 
„gebändigt“ hat. Trügt nicht alles, so liegt hier eine — jedenfalls 
mittelbare — Ableitung einer Stelle in der Fortsetzung des Tolomeo 
von Lucca zum Werke des Thomas de Aquino „de regimine prineipum“ 
vor. Kontaminiert ist damit eine Wendung der Glosse zu c. un. in 


tatio de corona ferrea, Romae 1719, 8. 97) und L. A. Muratori (De corona 
ferrea, Mediolani 1719, 8.8) nicht feststellen; gegen die allegorische Er- 
klärung wendet sich mit Geschick der Bischof Hieronymus von Gurk (t um 
1535) in der Schrift ,De coronatione singulari (Argentorati 1608), &. 8f. 


1) In der Leipziger Ausgabe von 1545, S. 2000, — 3) Deutsche 

Städtechroniken VIII (Leipzig 1870), 8. 406f. — *) De Caes. monarch. 11,6; 
(a. a. O. XIII, 8. 174. 176. 179), wohl nach Felix Hemmerli, De nobilitate 
c. 13 (bei Reber, Felix Hemmerli, Zürich 1846, 8. 231). Vgl. auch 
K. Haase, Die Königskrönungen in go peritalien und die ,eiserne“ Krone 
(Straßburger Diss. 1901), 8. 804. — +) Vgl die Ausgabe seiner 
Lectura über den Codex von prato (Francofurti ad Moenum 
1578), fol. 445v — 446 v; über Cynus vgl. C. F. von Savigny, Geschichte 
des römischen Rechts im Mittelalter vis (Heidelberg 1850) g , 8. 
5) Auch in dem Schreiben des Papstes Innocenz VI vom 22. NAE ber 
1354, angefübrt von F. Gregorovius, Geschichte der Stadt Rom VI (Btutt- 
gart 1867), 8. 974 Anm. 2, wird die longobardische Krone als die eiserne 
bezeichnet, doch deutet er ihr und der übrigen Kronen Metall in etwas 
anderem Sinne. — *) Welche der Handschriften den Vorzug verdient, wage 
ich nicht zu entscheiden. Für die Anordnung beider lassen sich Gründe 
anführen. — 7) De Caes. monarch. I1, 6; a. a. O, XIII, 8. 176. Ähnliche 
Stellen verzeichnet Haase a. a. O. — » Vgl. Haase, a.a. O. 8. 77. Die 
Stelle lautet: ,Duplicem enim babent coronam et recipiunt electi in im- 
peratorem: unam quidem prope Mediolanum in villa, quae dicitur Modoetia, 
uhi sepulti sunt reges Longobardorum. Quae quidem corona ferrea dicitur 
esse, quod primus imperator Germanus, Carolus Magnus, colla regum 
Longobardorum suaeque gentis perdomuit“. 
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Clem. de iureiurando 2,9, wo es heißt: „Sic olim in his tribus metallis 
(nämlich Eisen, Silber und Gold) dabatur tributum Romanis, ut scripsi 
de fide instru(mentorum) inter dilectos, glo(ssa) indictio", ohne daB bei 
c. 6 X. de fide instrumentorum 2,22 die zitierte Glosse Aufnahme ge- 
funden hätte. Ebenso wird aus der einseitigen Betonung der Zahl 
der Kronen die Ablehnung der beiden Paleae verstündlich, der cc. 13 
und 14 D.96. In der ersten wird gesagt: ,Constantinus imperator 
coronam et omnem regiam dignitatem apostolico concessit", nach der 
zweiten soll Constantin in seiner Schenkungsurkunde erklürt haben: 
„... contradimus palatium imperii nostri Lateranense, deinde diadema, 
videlicet coronam capitis, simulque phrygium necnon et superhumerale“. 
Nur von einer einzigen Krone war ja hier wie dort die Rede: das 
durfte nicht ungerügt bleiben; wie leicht konnte dieser „Betrug“ ') der 
Palese zu Irrtümern Anlaß geben! Solch Verfahren ist durchgreifend, 
gewiß, aber daraus spricht der Geist der Schule, dessen Art R. Stintzing 3) 
und G. Kaufmann*) anschaulich geschildert haben. Ein unbequemer 
Widerspruch innerhalb der Quellen wird kurzerhand aus dem Wege 
geräumt, ohne jedwede Kenntnis historischer Gegensätze, wie sie das 
Kaisertum Konstantins von dem späteren römisch - deutschen innerlich 
scheiden. Unvermittelt stehen in diesem letzten Abschnitt die Be- 
arbeitungen des römischen und des kirchlichen Rechts einander gegen- 
über. Während aber die Legisten nur als Stütze dienen, sind allein 
die Kanonisten für den Anonymus maßgebend. Als bindend erkennt 
er nur ihre Sätze an, soweit er sie aus der Glosse kannte. — Alles in 
allem, der tatsächliche Gehalt der Aufzeichnung birgt keine Über- 
raschungen in sich, als Versuch immerhin einer Darlegung von 
Regeln des öffentlichen Rechte, so wenige es sein mögen und so 
oberflächlich ihre Behandlung, hat es der Traktat vielleicht verdient, 
seine Aufstellungen im einzelnen zu prüfen. 


Greifswald. A. Werminghoff. 


[Über die Wiederauffindung eines verschollenen Protokollbuches 
des Oberhofes zu Ingelheim und die Durchforschung einiger Rhein- 
gauischer Gerichtsbticher als Folgeerscheinungen meiner in gegen- 
wärtigem Bande dieser Zeitschrift *) veröffentlichten Untersuchung von 
Rechtsquellen des Rheingaues kann ich zu meiner Freude schon hier 
vorläufig berichten.] 

Herr Dr. phil. Friedrich W. D. Brie hatte die Freundlichkeit, 
den oben®) erwähnten Kodex des Britischen Museums, betitelt „Fremde 


1) Uber truffa vgl. Ducange ed. Favre VIII (Niort 1887), 6.198. — 
») Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft I (München und Leipzig 
1880), 8. 111f. — 3) Geschichte der deutschen Universitäten I (Stuttgart 
1888), 8. 80f. — *) oben S. 9098. — *) 8. 387. 
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Urtellbuch von Mainz 1398—1430*", daraufhin durchzusehen, ob Bod- 
mann ihm vielleicht trüglich einen Teil der von ihm als Ingelheimer 
und Eltviler Oberhofsentscheidungen veröffentlichten Urteile ent- 
nommen habe. Er fand zu seiner Überraschung echte Sprüche des 
Reichsgerichts zu Ingelheim, in chronologischer Folge die Jahre 1398 
bis 1430 umfassend, als den wahren Inhalt des von mehreren Hünden 
geschriebenen, in der Originalfoliierung 462, nach der modernen Rech- 
nung 456 Blütter (mit je 2 Seiten Schrift) zählenden Foliobandes. Dieser 
ist also kein Mainzer Gerichtsbuch. Die falsche Bezeichnung ist da- 
durch entstanden, daB sich zufüllig zu Anfang des Bandes eine nach 
einem Ort in unmittelbarer Nachbarschaft von Mainz ergangene Ent- 
scheidung findet: ,Item her Godelmann, amptmann uff sant Jacobis 
berg vzwendig Mencze gelegen, had gefreget ...". Dieser Passus hat 
auch Frensdorff bei Einsicht in das Buch getüuscht; und dessen 
Urteil wieder veranla&te Loersch!), als er für seine Ausgabe der 
Ingelheimer Oberhofsurteile nach dem schmerzlich vermißten alten 
Protokollbuche suchte, von der richtigen Spur abzugehn. Denn daß 
wir dieses in unserm Kodex vor uns haben, iet nach den Mitteilungen 
des Herrn Dr. Brie zweifellos. Nicht allein kommen Ingelheimer Fülle 
durch die ganze Handschrift verstreut vor, sondern auch die Namen 
der übrigen Orte, an die die Urteile ergangen sind, stimmen völlig 
mit dem von Loersch?) aufgestellten Verzeichnis der in Ingelheim 
Recht suchenden Orte. Zudem findet sich etwa vierzigmal die Orts- 
angabe ,coram istis hic in Ingelheim" in den Überschriften der Rechts- 
sprüche. Die neue Rechtsquelle, deren Entdeckung wir Herrn Brie 
verdanken, dürfte sich als überaus wertvoll für die deutsche Rechts- 
geschichte erweisen, ergänzt sie doch die Reihe der von Loersch ver- 
öffentlichten Entscheidungen gerade für die ältere Zeit. Denn Loerschs 
Ausgabe gibt außer der zusammenhüngenden Folge der Jahre 1437 
bis 1468 nur acht Urteile von 1875, drei von 1879 und eins von 1990. 
Jetzt aber wird es móglich sein, die Spruchpraxis des kaiserlichen 
Landgerichts zu Ingelheim in ihrer gesamten Entwicklung durch fast 
ein Jahrhundert zu verfolgen. Die verbleibenden geringen Lücken 
vor dem Jahre 1898 und nach dem Jahre 1430 erklüren sich dadurch, 
daß am Anfang und am Ende unseres Kodex offenbar je einige Blätter 
fehlen. Die Herausgabe der Handschrift ist in Aussicht genommen. 


Die Durchsicht der in meinem obigen Aufsatz*) erwühnten 
Schiersteiner Gerichtsbücher (Reichsarchiv München Nr. 508 
und 68) habe ich selbst vorgenommen und dabei feststellen können, 
daß sie Bodmann bei Anfertigung seiner Auszüge aus Ingelheimer, 
Eltviller und Kiedricher Gerichtsbüchern nicht als Vorlage gedient 
haben. Es sind Original-Protokollbücher des Zentgerichts zu Schier- 
stein im Rheingau, von denen das erste auf 830 Seiten nur Akte 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus den Jahren 1506—1600, das zweite 


1) Oberhof 8. VIII Anm. 1. — ?) 8. XXVIIIff. — 3) 8. 337. 
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auf 390 Seiten nur Protokolle der streitigen Gerichtsbarkeit aus den 
Jahren 1558 — 1617 enthült. Sie sind beide juristisch interessant, zu- 
mal sie einen verhältnismäßig geringen Einfluß des römischen Rechts 
erkennen lassen. Auszüge daraus gedenke ich gelegentlich zu ver- 
öffentlichen. Für unsere Frage ist von Belang, daß die Eintragungen 
des Buches von 1506ff., besonders die fiberaus zahlreichen Einkind- 
schaftsakte, eine nahe Verwandtschaft mit den von Bodmann ab- 
gedruckten Auszügen aus dem Kiedricher Gerichtsbuche!) zeigen, 
so daB deren Echtheit auBer Frage gestellt wird. Diese dürften, da 
sie offenbar zumeist älter sind als die Schiersteiner, der zweiten Hülfte 
des 15. Jhs. angehören. 


Breslau. Herbert Meyer. 


1) Rhg. Alterth., 8. 646 ff., 650ff., 669; vgl. oben 8. 337. 
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A. Huber, Osterreichische Reichsgeschichte. Geschichte der 
Staatsbildung und des óffentlichen Rechts. 2. erweiterte 
und verbesserte Auflage . . . herausgegeben und be- 
arbeitet von Α. Dopsch. Wien, F. Tempsky 1901. XII, 
372 8. 


Unsere Anzeige wird sich damit begnügen dürfen, kurz der Eigen- 
art von A. Hubers „Österreichischer Reichsgeschichte* zu gedenken, 
um alsdann auf die Veränderungen einzugehen, die das Buch in seiner 
neuen Gestalt aufweist. 

Das Werk des am 23. November 1898 verstorbenen Geschicht- 
schreibers ist wie diejenigen von A. Bachmann, A. Luschin von Eben- 
greuth und E. Werunsky aus dem Bedürfnisse des akademischen Unter- 
richts hervorgegangen, nachdem die Studienordnung für die juristischen 
Fakultäten vom Jahre 1893 die österreichische Reichsgeschichte für 
ein obligates Fach erklürt hatte. Nicht eine Geschichte des Rechts 
in seiner Totalitüt ist beabsichtigt; nur die Wandlungen der staatlichen 
Zusammensetzung Österreichs, die Entwicklung seiner Verfassung und 
Verwaltung sollen dargelegt werden, also nicht auch die Abfolge der- 
jenigen Formen, in denen Privat-, Straf- und ProzeBrecht sich geäußert 
haben. Huber gliedert den Stoff in fünf Perioden: die erste reicht bis 
zum Jahre 1526 als dem der Vereinigung von Bóhmen und Ungarn mit 
den österreichischen Ländern, die zweite bis 1740, d. h. bis zum Er- 
lóschen des Mannesstamms der Habsburger; die Reformen sodann unter 
Maria Theresia und Josef Π., die Zustände im Zeitraum von 1792— 1848 
sind die Voraussetzungen für das öffentliche Recht der Gegenwart, bis 
an deren Schwelle selbst das Buch geführt ist. Die Betrachtung der 
Neuzeit also beansprucht den weitesten Raum, wührend das Mittel- 
alter weit knapper bedacht ist: man weiß, wie summarisch in den 
deutschen Rechtsgeschichten die Jahrhunderte seit der Reformation 


!) Die Besprechung von Seeliger, Die soziale und politische Be- 
deutung der Grundherrschaft im frühern Mittelalter 1903 und einiger anderer 
Erscheinungen des laufenden Jahres konnte leider für das vorliegende Heft 
nicht mehr ermöglicht und mußte für das nächste verspart werden. 


Für die Redaktion. U. 8t. 
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behandelt sind, wie sehr sie die Würdigung andererseits der jüngsten 
Vergangenheit den Lehrbüchern des Staatsrechts überlassen, nicht ohne 
zugleich auf Darstellungen der partikularen Rechtsgeschichte häufiger 
als vielleicht erwünscht zu verweisen. Huber legt weiterhin in allen 
Abschnitten den Hauptnachdruck auf die Schilderung der Staatsbildung, 
ihre mannigfachen Verschiebungen. Er breitet reiches Detail aus, das 
sich nicht immer sofort und leicht — ich spreche ja als Nicht- 
österreicher — dem Gedächtnis einprägen will. Damit aber hängt 
endlich zusammen, daß die Betrachtung des öffentlichen Rechts mehr 
den dauernden Fluß seiner Entfaltung veranschaulicht als die durch- 
güngig, überall und immer wirksamen Tendenzen seines Werdens und 
Wirkens. Man kónnte sagen, das Buch ist dank seiner Methode in 
erster Linie ein geschichtliches, in zweiter erst ein Hülfsmittel der 
rechtsgeschichtlichen Betrachtung. Dadurch gewinnt es an praktischer 
Verwendbarkeit im Einzelfalle, aber das Bedürfnis nach Zusammen- 
fassung wird nicht ganz befriedigt; es vermittelt reiche Kenntnisse im 
einzelnen, nicht ein politisches Verständnis, politisch hier wie natürlich 
im ursprünglichen Wortsinne genommen. 


Der Herausgeber, Α. Dopsch, war an diese Eigenart, an die von 
A. Huber seiner Arbeit gezogenen Richtlinien gebunden. Es konnte 
nicht seine Aufgabe sein, daran zu rütteln; er wollte ja kein neues 
Werk an die Stelle des einmal eingebtirgerten setzen. Auf der anderen 
Seite mußte er es in Übereinstimmung bringen mit den Ergebnissen 
der jüngsten Forschung, die seit dem Jahre 1895 — in ihm war die 
Vorlage zum ersten Male erschienen — nicht gefeiert hatte, zumal die 
Anregung des erwühnten Studienplanes von 1893 stetig fortwirkte. 
Schon Huber hatte eine Neubearbeitung ins Auge gefaBt; das Vorgehen 
von Dopsch ist vermutlich einschneidender als jener es beabsichtigt, — 
aber es ist berechtigt. Nirgends ist die scharfe Grenzlinie überschritten 
zwischen der Pietät gegenüber dem Toten und der Forderung, das 
wirklich Veraltete durch Neues und gleichzeitig Besseres zu ersetzen. 
Drei Schichten solcher Anderungen lassen sich namhaft machen. Ein- 
mal Verschiebungen in der Disposition des Stoffes, sodann Zutaten, 
deren Aufgabe es ist, den tiberkommenen Text reichlicher auszufüllen, 
um durch ,eine Skizzierung der die Entwicklung bestimmenden all- 
gemeinen verfassungsgeschichtlichen 'Tendenzen die Erfassung des 
nackten Tatsachenmateriales anzubahnen*. So werden jetzt z. B. die 
Reformen Maximilians I. eingehender behandelt als zuvor (vgl. S. 87—91 
der zweiten Auflage mit S. 638—066 der ersten); nicht minder zahlreich 
sind die Zusätre zur Charakteristik Josefs IL: sie alle einzufügen 
mochte nicht immer leichte Mühe sein, wenn anders der ursprüngliche 
Rahmen nicht ganz gesprengt werden sollte (vgl. S. 267—283 mit S. 205 
bis 215 der ersten Auflage). An dritter Stelle endlich stehen mehrere 
günzlich neue Abschnitte, so vor allem diejenigen über die Gesetz- 
gebung in den Österreichischen Ländern während des Mittelalters 
(S. 82 ff.) und die Rechtsquellen vom Ausgang des Mittelalters bis 
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zum Jahre 1740 (S. 160 f£), die freilich stets ein Zurückgreifen auf die 
Arbeiten von Luschin (S. 29 ff., 345 ff.) oder Weruusky (S. 3 ff.) nötig 
machen werden, da sie zu wenig Gewicht legen auf die Nambaft- 
machung der Ausgaben und sonstiger Literatur. Dankenswert ist sodann 
die Einreihung verschiedener Stammbäume: ihr Fehlen in der ersten 
Auflage hatte häufig die Lektüre erschwert, nicht zuletzt aus dem 
Grunde, weil in keinem anderen Staate die Schicksale der zusammen- 
haltenden Dynastie von so hoher Bedeutung waren als in dem über- 
wiegend patrimonialen Österreich. Ob es sich aber nicht ‘ empfohlen 
hütte, die Stammbüume insgesamt in einen eigenen Anhang zu ver- 
weisen? Wie dem immer sei, das MaB der Zutaten, sei es nun Hubers, 
sei es derjenigen von Dopsch — mit Fug ist keine äuBerlich kenntlich 
machende Unterscheidung durchgeführt und nur im allgemeinen gibt 
das Vorwort einige Fingerzeige —, die dadurch bedingte Vermehrung 
des Umfangs (372 S. gegen 280 S. der ersten Auflage) hat den Charakter 
des handlichen Lehrbuchs nicht zerstórt. Für eine dritte Auflage ist 
jedenfalls die Anfertigung eines Registers und die Beigabe von karto- 
graphischem Material (vgl. auch die durchsichtige Lündertafel bei 
Luschin S. 5) in Erwägung zu ziehen. Gerade bei der österreichischen 
Reichsgeschichte ist die Verbindung historischen Wissens mit geogra- 
phischer Anschauung eine der ersten Voraussetzungen des Verständnisses. 
Bevor aber eine solche erscheint, werden die Bemühungen des Heraus- 
gebers dem Buche von Α. Huber gesteigerte Verbreitung gewührleisten. 


Greifswald. A. Werming hoff. 


À. M. Ehrentraut, Untersuchungen über die Frage der 
Frei- und Reichsstädte (Leipziger Studien aus dem 
Gebiet der Geschichte IX, 2). Leipzig, B. G. Teubner 
1902. VIII, 172 S. 8°. 


Als Beitrag zur deutschen Verfassungsgeschichte des spüteren 
Mittelalters wird die vorliegende Arbeit auch dem willkommen sein, 
der nicht gegen die Ergebnisse, wohl aber gegen den Aufbau der Unter- 
suchung Einwünde zu erheben hat. Ihr Thema ist die Beantwortung 
der Frage, welcher Art die Beziehungen der sieben gemeinhin als Frei- 
städte bezeichneten Gemeinwesen (Mainz, Worms, Speier, Köln, Straß- 
burg, Basel und Regensburg) zum Reichsoberhaupt waren, inwiefern 
sich diese von denen der übrigen Reichsstädte unterschieden. Vorauf 
geht ein Rückblick auf die ültere, vor allem die publizistische Literatur 
des siebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts; als die Quelle der heute 
herrschenden Ansicht ergibt sich die Darlegung von A. Heusler (Ur- 
sprung der deutschen Stadtverfassung 1872, S. 238 1f): seine scharfe 
Umgrenzung des Begriffs der Freistadt, die dem Bischof nicht als Land- 
stadt zugehöre, dem König aber nur Heerdienst zu leisten habe zu 


396 Literatur. 


Fahrten über Berg und wider die Unglüubigen, die schlieBlich frei sei 
von jeglicher Jahressteuer, hat weite Verbreitung gefunden. An Wider- 
spruch freilich hat es nicht gefehlt. K. Fischer erklärte, daß hin- 
sichtlich der Reichskriegsdienstleistungen ein Unterschied zwischen 
Reichsstädten und Freistädten nicht zu ermitteln sei (Die Teilnahme 
der Reichsstädte an der Reichsheerfahrt usw. Leipziger Diss. 1883, 
S. 8; vgl. auch S. 87 ff.); H. Boos betonte, daß die Pflichten und Rechte 
der Freistädte verschieden seien (Geschichte der rheinischen Städte- 
kultur II, S. 387). 


Um Klarheit zu erzielen, untersucht nun E. zunüchst die zeit- 
genóssischen Aufzeichnungen, vornehmlich die in ihnen vorkommenden 
Bezeichnungen für die reichsstAdtischen Gemeinwesen insgesamt, weiter- 
hin ihre Verpflichtung zu Jahressteuer und auBerordentlichen Leistungen, 
zuletzt die Huldigung gegenüber ihrem Herrn. Sein Resultat geben 
die Worte wieder: ,Innerhalb der beiden Gruppen (Frei- und Reichs- 
städte) finden wir eine ganze Fülle von Verschiedenheiten. Einzelne 
Freistädte standen in vielen Beziehungen einzelnen Reichsstädten gleich, 
in anderen waren sie von ihnen getrennt. Der Ausdruck ,Freistadt* 
ist eine bequeme Bezeichnung für einige Städte, in denen König und 
geistliche oder weltliche Fürsten (Regensburg!) sich gegenseitig an der 
Ausübung der vollen Landeshoheit hinderten, mochte das formelle Recht 
sein, wie es wollte; aber die sieben gewöhnlich „Freistädte“ genannten 
Orte waren weder die einzigen, in denen dies geschah, noch waren sie 
unter sich gleichgestellt . . . Ein mit positivem Inhalt erfüllter und 
auf die oft genannten Städte beschränkter staatsrechtlicher Begriff war 
.Freistadt" nicht.* 


E. hat dies Resultat auf dem richtigen Wege gewonnen, daB er 
nicht die Rechte der Reichsstädte zu erfassen suchte, sondern ihre 
Pflichten gegenüber dem Reichsoberhaupt: von diesen ist ja überall 
bei derartigen Fragen auszugehen, wührend die Betrachtung ihrer 
Gerechtsamen zu haltlosen Aufstellungen geführt hat (vgl. O. Lorenz, 
Über den Unterschied von Reichsstädten und Landstädten; Wiener 
Sitzungsberichte LXXXIX, bes. S. 58f.). Zuzugeben ist sodann die Be- 
rechtigung induktiven Verfahrens, wie es E. eingeschlagen hat: mit 
dem größten Fleiße sind die Quellenbelege zusammengetragen; sie 
drängen sich oft in solcher Zahl, daß der Eindruck entsteht, der Ver- 
fasser könne sich nicht genug tun in ihrer Häufung (vgl. bes. S. 20 ff., 
64 ff). Aber darin liegt zugleich die Schwüche der Arbeit. Die Material- 
menge verwirrt nur zu oft den Leser. MuBten alle Zitate angeführt 
werden, um das Resultat zu ermöglichen? Die Belege für die sieben 
genannten Stüdte verschwinden unter den für die übrigen Gemein- 
wesen. Eine befriedigende Antwort, so sollte man denken, hütte auch 
in der Weise gefunden werden kónnen, daB E. die Beziehungen jener 
Städte zu Reich und Bischof gesondert untersucht, untereinander und 
dann erst mit dem Verhültnis zwischen den übrigen ReichsstAdten und 
dem Reichsoberhaupt verglichen hätte. Jedenfalls wäre dann die 
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Untersuchung straffer geworden, so aber hat sie nicht ganz den 
Charakter der Materialsammlung abgestreift. 

Als solche freilich wird sie jeden Benutzer zu Dank verpflichten. 
Erwünscht ist nicht nur der Abschnitt über die Jahressteuern (S. 37 ff), 
der K. Zeumers Arbeit weiterführt (vgl. jetzt auch J. Knópfler, Die 
Reichsstüdtesteuer in Schwaben usw., Württembergische Vierteljahrs- 
hefte für Landesgeschichte NF. XI; vgl. dazu H. Kaiser, Zeitschrift für 
die Geschichte des Oberrheins NF. XVIII, 184 f), sondern vor allem 
der über die Huldigung (S. 76 ff.): er ergänzt die m. E. nicht recht ge- 
lungene Arbeit von G. Fredy (Zur Entstehung der landesherrlichen 
Huldigung. Marburger Diss. 1899); da auch die Huldigungen der 
Fürsten und Kurfürsten wie der Territorialstädte behandelt werden, 
ist es môglich, die Entstehung der reichsstüdtischen Huldigung und 
ihre Entwicklung bis ins sechzehnte Jahrhundert hinein zu verfolgen. 
Ein grundsützlicher Unterschied zwischen der Huldigung der Reichs- 
und der Landstüdte läßt sich nicht ermitteln; durchgängig ist während 
des vierzehnten und fünfzehnten Jahrhunderts nur der Unterschied 
zwischen der Huldigung der Freistädte und derjenigen der Reichsstüdte, 
daß keine Freistadt den König als rechten Herrn anerkennt, keine 
ihm Gehorsam, Gewärtigkeit und Untertänigkeit schwört, — eine 
Diskrepanz, die freilich am Ende des fünfzehnten Jahrhunderts ver- 
loren ging (vgl. auch S. 171f. die lehrreiche Aufzeichnung aus dem 
Straßburger Archive). 

Einzelheiten anzumerken ist wohl kaum angängig, immerhin mag 
bemerkt werden, daß S. 21 der Graf von Geldern als Pfandherr Duis- 
burgs hätte gekennzeichnet werden müssen, da er sonst nicht die 
Bürger hätte dilecti nostri nennen können; S. 34 f. war nicht von einer 
Befugnis des Königs zur Verpfändung zu sprechen, da die angezogenen 
Belege kein, sei es erteiltes sei es behauptetes, privilegium de non 
alienando ab imperio voraussetzen, sondern ein solches de non impig- 
norando; S. 135 (ähnlich S. 42 Anm. 4) durfte nicht von einer Ver- 
pfändung der Stadt Dortmund an Köln gesprochen werden. 


Greifswald. A. Werminghoff. 


Melchiore Roberti, Dei beni appartenenti alle città dell’ 

Italia seitentrionale dalle invasioni barbariche al sorgere 

dei comuni (Estratto dall' Archivio giuridico Vol. LXX, 1). 

Modena 1903. 61 S. 8°. 

Unter den Zweifeln, die sich an die Ausbildung der Stadtverfassung 
in Italien knüpfen, spielt die Frage nach dem Vorhandensein städtischen 
Eigentums im früheren Mittelalter eine nicht geringe Rolle. Wenn 
Pagnoncelli und Savigny mit ihrer Bejahung die Fortdauer der römischen 
Stadtverfassung beweisen wollten, so ist diese Annahme heute freilich 
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zu den Toten gelegt. Aber losgelóst von ihrem Ausgangspunkt ist die 
Frage auch jetzt noch für die wirtschaftliche und politische Entwick- 
lung des Landes von Bedeutung, wie sie denn auch in der Literatur 
immer wieder gestreift, mehrfach durch Beiträge aus den Quellen ge- 
fördert, aber nie zu einer abschließenden Beantwortung gebracht wurde. 
Es war darum ein wirkliches Verdienst Robertis, den Gegenstand einer 
eingehenden Prüfung zu unterziehen, und es ist der Verfasser, der sich 
bereits durch eine Reihe tüchtiger Arbeiten, zumal durch sein wert- 
volles Werk über die Zünfte in Padua einen Namen gemacht hat, in 
sorgfältiger und scharfsinniger Ausführung zu Ergebnissen gelangt, die 
man vielfach als endgültig, überall als förderlich wird bezeichnen 
dürfen. 

Der Verfasser schafft seinen späteren Auseinandersetzungen eine 
sichere Grundlage, indem er den Kechtszustand schildert, wie er im 
5. Jh. im römischen Reich bestanden hat. Es werden, vornehmlich im 
Anschluß an die Schriften der Agrimensoren, vier Gruppen gemein- 
schaftlichen Eigentums unterschieden: der Besitz der Stadt als juristi- 
scher Person, Finanzvermögen und Verwaltungsvermögen; das Gemein- 
land, dessen Eigentum dem ordo civium, dessen Genuß dem einzelnen 
Bürger gegen Zinsleistung zusteht; weiter die städtischen Güter, deren 
freie Nutzung durch adsignatio mit bestimmten Grundstücken verbunden 
und zum Zubehör dieser Grundstücke geworden ist; endlich das reine 
Miteigentum mehrerer Privatpersonen, das durch Rechtsgeschäft er- 
worben und ebenso übertragbar ist. Die beiden ersten Arten von 
Gemeineigentum seien als „öffentlichrechtlich“ zu betrachten, die 
beiden anderen aber als ,privatrechtlich*, auch die dritte, die zwar 
ihrer Entstehung nach ins ôffentliche Recht falle, doch sei das Ober- 
eigentum der Gemeinde bei dem Mangel eines praktischen Interesses 
allmählich abgestorben. 


Die Gothen haben diesen Zustand der Dinge im wesentlichen über- 
nommen. Ein vóllig anderes Bild aber bieten die longobardischen 
Rechtsquellen. Der ausgedehnte Besitz der Städte ist völlig ver- 
schwunden. An ihrer Stelle erscheinen die Könige und Herzöge mit 
reichlichen Besitzungen ausgestattet, Besitzungen, die sie in der Haupt- 
sache nicht von den gothischen und römischen Herrschern überkommen 
haben, die aber das vormalige Stadtgut in sich schließen. Eine Reihe 
von Gründen unterstützen die Annahme eines solchen Überganges: der 
Untergang der römischen Stadtverfassung, die Beutelust der Eroberer, 
die Auffassung, daß Zins nur dem Staat geschuldet werden könne; den 
negativen Beweis aber liefern die Urkunden, in denen jede Spur 
städtischen Eigentums fehlt. Dem Nachweis, daß auch verschiedene 
in gegenteiligem Sinn gedeutete oder deutbare Urkunden ein solches 
Eigentum nicht erkennen lassen, ist der wichtige 8 8 der Arbeit ge- 
widmet. Dieser Nachweis scheint mir zumal für die Urkunden Troya 
n. 481 und Tiraboschi, Nonantola II n. 25 überzeugend geführt (die 
fiuvadia bei Troya n. 481 bedeutet nicht wie sonst pascua communia, 
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sondern pascua publica. Und wenn sich die Mitteilungen über das 
Placitum bei Troya n. 602 nicht ganz zweifelsfrei lesen, so zeigt doch 
ein Blick in den Text der Urkunde, daß hier nur bestimmte Einzel- 
personen von Rieti, jede für sich, ein Grundstück innerhalb des streitigen 
Waldes beanspruchen, und es hätte der beunruhigenden Emendation 
nicht bedurft, es seien dortmals der Königsbote und andere aufgeführte 
Personen cum reliquis, abitatoribus civitatis Reatine zu Gericht gezogen. 
So sprechen also alle in diesem Zusammenhang beigebrachten Urkunden 
nur von ,privatrechtlichem* Gemeineigentum, dessen Vorkommen in 
der Sippe und im Kreise der Nachbarschaft ja auch sonst bezeugt ist. 


Die Karolinger haben mit der Krone auch das Kronland ihrer 
Vorgünger an sich genommen. Aber nicht lange, da beginnt die Ver- 
schenkung und bald die Verschleuderung dieser Ländereien ; und eigen- 
mächtige Aneignung beschleunigt den Zersetzungsprozeß. Es sind vor 
allem die Bischöfe, die sich den Löwenanteil an diesen Gütern sichern, 
und so ruht zur Zeit der Ottonen der größte Teil des vormaligen Kron- 
landes in den Händen der Bischöfe. Die anschauliche Darstellung 
Robertis gestattet, diesen Vorgang in allen Einzelheiten zu verfolgen. 


Mit dem 11. Jahrhundert beginnt die staatsrechtliche Umwälzung, 
die die freie Stadtherrschaft an Stelle des bischöflichen Regiments 
setzt. Die neue Stadt besitzt mit dem Augenblick ihrer Organisation 
auch städtisches Eigentum. Woher aber war dies gekommen? Das 
hatte nach Roberti zunächst die Ausbildung einer inneren Einheit zur 
Voraussetzung: die Verschmelzung der beisammenwohnenden Stämme, 
und die Loslösung der Stadt vom flachen Land, wie sie durch die 
kriegerischen Wirren der Zeit begünstigt wurde. Dann aber war die 
Ausbildung eines ôffentlichrechtlichen Eigentums allerdings schon vor 
der Einführung der Selbstverwaltung möglich. In dem interessanten 
813 wird das an Hand der Urkunden näher ausgeführt. Es ist vor- 
nehmlich bischöfliches Land, das dergestalt auf die Städte übergeht. 
Der Übergang wird vorbereitet durch einen Verfassungszustand, den 
Roberti hübsch als Comune ecclesiastico bezeichnet: der Bischof, der 
in kirchlichen Angelegenheiten schon früher an eine gewisse Mit- 
wirkung der Einwohner gebunden war, handelt etwa seit dem Jahre 
1000 nun auch in Fragen des städtischen Vermögens gemeinsam mit 
der Bürgerschaft, und mit der politischen ist später auch die ver- 
mögensrechtliche Herrschaft an die Stadt gekommen. Nicht selten 
aber ist ein solcher Übergang auch gegen den Willen des Bischofs ge- 
schehen. Zuweilen sind es ferner kaiserliche Privilegien, die der Bürger- 
schaft Gemeinbesitz verleihen (die älteste der angeführten Urkunden 
allerdings, wie auch die S. 50! benützte Urkunde Odorici IV 82 ist 
falsch). Es gehen da und dort die gemeinsam genutzten Güter einer 
arimannia in Stadtbesitz über. Und auch rein privatrechtlicher Er- 
werb, etwa durch Kauf, kommt vor. In den Landgemeinden, die ihre 
Selbstverwaltung auf anderem Weg erlangt haben, hat sich auch der 
Erwerb von Gemeindegut auf besondere Weise vollzogen. Das Gemeinde- 


400 Literatur. 


eigentum wurzelt hier vielfach in Nutzungsrechten, die der Grundherr 
gegen Zins den Ortsansässigen eingeräumt hat (daB übrigens ein solcher 
Zins in dem wohlbekannten fodrum stecken soll [S. 57°], will ich doch 
nicht glauben) Und diese Abgaben sind späterhin mit und ohne den 
Willen des Grundherrn in Wegíall gekommen. Zuweilen findet sich 
gemeinsame Verfügung des Grundherrn und der Dorfleute über Grund- 
besitz. Und es mag, wenn auch nicht nachweisbar im einselnen, 
mancherorts auch der gemeinschaftliche Besitz einer Sippe oder Nach- 
barschaft zum frei genutzten Eigentum einer Landgemeinde geworden 
sein. — Aller dieser Gemeinbesitz nun wird mit der Entstehung der 
Gemeindeverfassung zum ôffentlichrechtlichen Besitztum einer juristi- 
schen Person, und es hat die neue universitas ihren Besitzstand in der 
Folge noch erheblich erweitert — freilich um ihn im Lauf der kommen- 
den Jahrhunderte bis auf einen geringen Rest an andere Gewalten 
wieder abzugeben. 


So der wesentliche Inhalt der Untersuchungen Robertis, Unter- 
suchungen, die durch fleißig beigeschafftes und zweckmäßig ausgewähltes 
Quellenmaterial getragen und auf sorgliche Schlußfolgerungen auf- 
gebaut sind. Und so wird man insbesondere die These Robertis: daß 
ein Zusammenhang zwischen dem römischen und dem spätmittelalter- 
lichen Gemeindeeigentum nicht bestanden hat, für den Regelfall als 
völlig erwiesen betrachten dürfen. 


Nur über einen Punkt möge mir der geschätzte Verfasser eine 
abweichende Meinung gestatten, und der betrifft die Bedeutung der 
communia für die Ausbildung eines gemeindlichen Besitzes. Die Frage 
ist von mehr als partikularitalienischem Interesse, und es werden darum 
auch an dieser Stelle einige Bemerkungen gerechtfertigt sein. 


Gehen wir aus von den Urkunden der fränkischen und nach- 
fränkischen Zeit. Der Verfasser hat S. 47 ff. eine erhebliche Zahl von 
Belegen angegeben, in denen communia oder dergleichen Bezeichnungen 
für Gemeinland vorkommen; es handle sich da um privatrechtliches 
Miteigentum, das auf Familienteilungen, auf gemeinsamem Erwerb 
durch mehrere Personen, etwa auch auf Vergabung an eine Mehr- 
heit von Personen gegen Zins beruhe. Ein Zusammenhang mit der 
Bildung von Gemeinland öffentlichen Rechts wird „bei der großen 
Beweglichkeit" solchen Besitzes nachdrücklich in Abrede gestellt, 
und. dann eben diese Einflußlosigkeit gegen eine ,éffentlichrecht- 
liche“ Natur solcher communia verwertet; für eine Unterscheidung 
innerhalb derselben aber fehle der Maßstab. In der Tat, wenn ein 
fränkisches Kapitulare von Brüdern handelt, qui sul in paterna seu 
materna hereditate vivunt, so hat dergleichen mit dem spüteren Stadt- 
vermögen gar nichts zu schaffen; wenn eine Schenkung portionem 
meam . . quantum mihi a consortibus meis competit (Mem. di Lucca IV 
n. 92), wenn ein Verkauf den Besitz qui mis [a] fratribus et consortibus 
[competit], zum Gegenstand hat (Tiraboschi Nonantola II 47), so ist da 
sicherlich reines Miteigentum in Frage. Roberti scheint dies auch da 
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anzunehmen, wo von communia schlechtweg und verwandten Ausdrücken 
die Rede ist; wenigstens erklärt er (S. 49!) die Verpachtung eines 
Hofes cum terris scil. casis mansis areis el vineis campis pratis pascuis 
silvis ac stallariis communiis salectis sanctionibus ripis etc. (Gloria, cod. 
dipl. pad. I n. 53) aus dem Umstand, daß die Pacht zufällig den Besitz 
zweier Miteigentümer betreffe. Es scheint dem verehrten Verfasser 
entgangen zu sein, da8 der Gebrauch des Wortes communia hier — 
wie in überaus zahlreichen Urkunden — technisch ist und den Nutz- 
anteil an der gemeinen Mark bezeichnet. Thévenin bat in seiner sorg- 
fältigen Arbeit les communia (Mélanges Renier, Paris 1887 S. 121 ff.) 
diesen Sprachgebrauch für die fränkischen Länder nördlich der Alpen 
unwiderleglich nachgewiesen. Ganz derselbe Sprachgebrauch, zum Teil 
in eng verwandten Formularen, findet sich aber auch in Italien, und 
er hat hier gerade unter fränkischem Einfluß Verbreitung erlangt. Die 
Wendung bezeichnet zunächst das Gemeinland selbst ‚insbesondere bei 
Grenzbeschreibungen: fines .. a sera comunalia; res unde superius 
nominative per locas et in alico comunalia et coerencias dixisti (Porro, 
cod. dipl. long. n. 579, 475; ähnlich n. 216, 590, 721, 781, 844. Gloria I 
n. 230, 261 usw.). Und es wird mit demselben Namen dann auch der 
Nutzanteil bezeichnet, der dem einzelnen an diesem Gemeinland zu- 
steht, häufig in Wendungen wie der oben angeführten Paduaner Ur- 
kunde, manchmal unter Hervorhebung der Higenschaft als Zubehör: 
eine Frau verkauft Grundbesitz cum cunctas comunalia ad ipsas casa et 
terra pertinente (Porro n. 503. Vgl. überhaupt n. 67, 197, 850, 991 eod. 
Gloria I n. 181, 188. Lupi, cod. dipl. Berg. I 785, II 423, 605 u. s. f.). 
Ist aber der Sprachgebrauch in diesen Urkunden derselbe wie in den 
fränkischen Urkunden Deutschlands und Frankreichs, so muß auch ihr 
Sinn der gleiche sein: auch in Italien gibt es eine Almende. Daß hier 
kein gewóhnliches condominium plurium in solidum vorliegt, stellt 
schon die Behandlung dieser communia in den Urkunden außer Zweifel; 
von einem Anteil des Nutzungsberechtigten an der Substanz des Ge- 
meinlandes (nicht zu verwechseln mit der zuweilen vorkommenden 
Teilung des Nutzungsrechtes selbst — Gloria n. 131) ist nirgends die 
Rede. Und wenn sich Sondereigentum in loco qui dicitur comugne — 
in loco . . ut antiquis dicitur comunia findet (Tiraboschi Non. II 142, 147), 
so scheint das eine Rechtslage der gemeinen Mark vorauszusetzen genau 
wie in Deutschland. 


Hat aber Italien die Einrichtung der gemeinen Mark besessen, so 
liegt es allerdings sehr nahe, zu fragen, in welchem Zusammenhang 
sie mit dem spüteren Stadteigentum gestanden hat. Die Gleichheit 
der Bezeichnung hier wie dort spricht für die Möglichkeit eines solchen 
Zusammenbanges. Roberti S. 52 erwühnt ein Privileg Heinrichs V., 
das den Leuten von Cremona ea que sue locutionis proprietate communia 
vocant, gewührleistet (vgl. auch die communia in Trient und Alessandria 
S. 59?*, 60°) Und wenn Heinrich IV. 1081 der Stadt Pisa ihre com- 
munia pascua bestätigt (Muratori ant. it. IV 19), wenn die communalia 
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der Arimannen von Mantua später Stadtbesitz werden (so Roberti selbst 
S. 58 f), so wird ein solcher Zusammenhang zwischen Almende und 
Stadtgut allerdings anzunehmen sein. Könnte der Besitz solchen Ge- 
meinlandes doch geradezu den Ausgangspunkt für die spätere Bezeich- 
nung der Gemeinde als comune gebildet haben; in einer Luccheser 
Urkunde von 1075 mindestens wird dasselbe Wort comune für Gemeinde 
und für Almende verwendet (Mem. di Lucca V 1, 325? und dazu David- 
sohn, Forschungen zur Geschichte von Florenz I 74). Nach rückwärts 
mögen diese Beziehungen zwischen Stadtgut und Almende in die 
frünkische, vielleicht aber auch in die longobardische Zeit hinauf- 
reichen; denn auch die Longobarden haben wohl eine gemeine Mark 
gekannt. Ist die Ortsbezeichnung ad campora comunalia (Roberti 8. 29) 
zweifelhaft, so scheint die silva hominum Reatinorum (eod. 31) doch 
wohl hierher zu gehóren. Und wenn dem Kloster Nonantola ein frei- 
lich verdächtiges Privileg verliehen wird (Troya n. 721), ubi syire com- 
munes suni vestram semper portionem habere, so zeigt der später folgende 
Beisatz sicut caeteri homines, daß auch hier an einen den Ortsansässigen 
zustehenden Gemeingebrauch zu denken ist. 


Wer als das Subjekt dieser Gemeinschaft zu denken ist, bleibt 
dabei zunächst noch dahingestellt. Es mag eine besondere Mark- 
genossenschaft sein, die (gegen Thévenin S. 198) auch unorganisiert 
sehr wohl als Rechtssubjekt gedacht werden kann. Es fehlt aber auch 
nicht an Anhaltspunkten, die es als möglich erscheinen lassen, den 
Trüger dieser Gemeinschaften für Italien in einem auch sonst hervor- 
tretenden ôrtlichen Verband, nämlich in der vicinia zu suchen. Nach 
den Statuten von Biandrate haben die vicini dort ihren Wald, die vicini 
von Biella kaufen 1090 Grundbesitz (Roberti S. 583, 54), in Brescia er- 
halten um 1087 die vicini gemeine Weide eingeriumt (Gradonicus, 
Brixia sacra 159); und die Bezeichnung der gemeinen Mark mit rica- 
nalia scheint in den Urkunden früher aufzutreten (Porro n. 67 von 793) 
als die gleichbedeutenden communalia (Lupi I 785 von 857) und com- 
munia (Gloria I n. 58 von 969). Daß die vicinia unter den Longobarden 
als wirtschaftliche Gemeinschaft auftritt, ist bekannt. Und wenn man 
bei Siculus Flaccus, nur freilich nicht im Sinn der Schuljurisprudenz, 
liest: quorundam etiam vicinorum aliquas silvas quasi publicas, immo 
proprias quasi vicinorum esse comperimus (Roberti S. 9), so möchte man 
den Faden noch recht weit spinnen. Da erhebt sich nun freilich die 
andere Frage: in welchem Verhültnis steht die vicinia zum spüteren 
comune — eine ungelóste crux, die bei Arbeiten über das frühmittel- 
alterliche Italien immer wieder lästig wird. Roberti (S. 85, 38) stellt, 
wenigstens für die Stadt, jeden Zusammenhang in Abrede; was man 
darüber etwa bei Davidsohn, Geschichte von Florenz I 326 ff. findet, 
lautet immerhin anders. Daß aber eine vicinia im Gegensatz zur Stadt 
kein „öffentlichrechtliches Eigentum" hätte haben können (Roberti 
S. 58?), wäre aus mehr als einem Grund eine mißliche Einwendung. 
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So bleiben also einige aus den vielen Fragen, die das behandelte 
Thema aufweist, einer weiteren Erörterung wohl noch offen. Das er- 
hebliche Verdienst, das dem Buche Robertis zukommt, wird damit ge- 
wiß nicht geschmülert. 


München. Karl Neumeyer. 


F. G. Stebler, Ob den Heidenreben (Monographien aus 
den Sehweizeralpen) Zürich 1901, Buchdruckerei Asch- 
mann & Scheller. — Das Goms und die Gomser 
(Beilage zum Jahrbuch des Schweizer Alpenklubs, 
Band 38) Zürich 1903. 


Die beiden Schriften Steblers geben hóchst anschauliche Natur- 
und Sittenbilder aus dem oberen Wallis und sind nicht nur für den 
Sagenforscher und den Freund volkstümlicher Überlieferung, sondern 
auch für den Rechtshistoriker von großem Wert. Man möchte wün- 
schen, daß recht viel derartige Bücher geschrieben würden, und zwar 
bald, ehe der zunehmende Fremdenverkehr und die wachsende Industrie 
die alten Sitten und Gebräuche auch aus den entlegensten Bergdörfern 
verdrüngt haben. 

Besonders die erste Schrift, eine Schilderung des Dorfes Visperter- 
minen bei Visp., ist für den Germanisten eine wahre Fundgrube. Απι 
meisten werden ihn wohl die Mitteilungen über die Hauszeichen inter- 
essieren, die zu Homeyers prüchtigem Buche eine willkommene Er- 
günzung liefern. Jede Familie hat in Terminen ihr eigenes Zeichen. 
Der ,Brand* zum Einbrennen des Zeichens vererbt sich, ebenso wie 
die Doppelkanne und das Kornmaß (Fischel) auf den jüngsten Sohn. 
Die anderen Sóhne veründern das vüterliche Zeichen durch Zufügung 
von Beistrichen oder Punkten. Dasselbe tut auch der jüngste Sohn, 
wenn er schon bei Lebzeiten des Vaters einen Hausstand gründet. 
Stirbt dann der Vater, so übernimmt nun der Jüngste das väterliche 
Zeichen unveründert. Die Zeichen, die Stebler mitteilt, sind alle ganz 
einfache Figuren aus Punkten, geraden und krummen Linien, auch 
Buchstaben, und nur einmal findet sich ein eigentliches Bild, ein Vogel. 
Die meisten Zeichen haben ibre besonderen Namen: Bundhaken, Geiß- 
fu8, Henneklaue, Hasensprung. Das Zeichen des Kelches führt im 
Lótschtal gewöhnlich der Pfarrer.!) 

Die Anwendung der Hauszeichen ist eine dreifache: sie dienen 
zur Bezeichnung des Eigentums, zur Beurkundung und zum Losen. 

Mit der Hausmarke zeichnet der Terminer die ihm zum Schlagen 
zugewiesenen Bäume, seine Werkzeuge (z. B. Äxte, Sennereigeräte, 


1) Vgl. den hübschen Aufsatz von Stebler über Hauszeichen im Ober- 
wallis (Die Schweiz 1, 44—49. 1897). 
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Mehlsücke) und sein Vieh. Den Schafen wird das Zeichen am Horn 
aufgebrannt; wechselt ein Tier seinen Herrn, so bringt der neue 
Eigentümer sein Zeichen neben dem alten, näher nach dem Kopfe zu, 
an. Für die Schafe, die sich den ganzen Sommer auf den hóchsten 
Alpenweiden befinden, hat man aber noch eine weitere Art der Kenn- 
zeichnung, man macht ihnen Ausschnitte in die Ohren.) Zur Kon- 
trolle dienen sogenannte Schaftesslen, kleine geschnitzte Schüfchen 
mit ledernen Ohren, die auf dem Leibe das Hauszeichen und am Ohr 
das Ohrenzeichen tragen. Die Schaftesslen werden an einer Schnur 
aufgereiht und auf dem Gemeindehause aufbewahrt. AuBerdem gibt 
es noch Schafscheidtesslen, kleine Holztäfelchen, die außer dem Haus- 
zeichen des Bauern die Zahl der aufgetriebenen Schafe angeben. Mit 
Hülfe der Schaftesslen und Schafscheidtesslen werden am Schafscheid- 
tag (21. Sept.) die von der Alp kommenden Schafe ,geschieden* und 
ihren Eigentümern zugeteilt. 

Auch sonst wird das Hauszeichen bei der Beurkundung aller 
möglichen Rechtsverhältnisse häufig verwendet, und zwar wird die 
Beurkundung durchweg durch Kerbschnitte in Holztäfelchen, soge- 
nannte Tesslen (vom lat. tessera), vorgenommen.) Dabei sind eigen- 
tümliche Ziffern („Bauernzahlen“) und Maßzeichen im Gebrauch. Außer 
den Schaf- und Schafscheidtesslen gibt es auch Alptesslen, Wasser- 
tesslen, Backhaustesslen, Zehntentesslen und Kapitaltesslen. 

Die Alpen von Visperterminen sind, mit Ausnahme der Schafalp, 
sämtlich Genossenschaftsalpen. Die Genossenschaften (Geteilschaften) 
zerfallen, wie auch anderswo in der Schweiz, in aktienartige, veräußer- 
liche und teilbare Mitgliedschaftsrechte (Kuhrechte). Das Viertel eines 
Kuhrechts heißt Fuß, das Achtel Klaue. Die Urkunden über die Mit- 
gliedschaft bei einer Alp heißen Alptesslen. Sie tragen auf der Vorder- 
seite das: Hauszeichen des Genossen, etwa mit einer Jahreszahl, auf 
der Rückseite werden die ihm zustehenden Kuhrechte durch größere 
oder kleinere Quer- und Längsstriche „gebucht“. Die Tesslen werden 
an eine Schnur gezogen aufbewahrt; je nach ihrer Reihenfolge geht 
das Amt des Alpvogts bei den Genossen um. Seit den 70er Jahren 
werden Alpbücher über die Mitgliedschaften geführt, aber das maß- 
gebende sind noch heute die Tesslen und das Buch hat sich nach 
ihnen zu richten. 

Zweimal im Sommer wird der tägliche Milchertrag der Alpkühe 
der einzelnen Genossen gemessen und auf einem langen Holzscheit, 
ebenfalls Tessle genannt, verzeichnet: bei jedem Hauszeichen werden 
größere und kleinere Striche und Dreiecke angemerkt, die den Milch- 
ertrag nach Maßen, Maßbruchteilen und Löffeln (16 auf 1 Maß) an- 
geben. Die Verteilung der Käse im Herbst richtet sich dann nach 
dem, was einer „auf dem Kerbholze hat“ (vgl. Homeyer 8. 214). Die 


1) Ebenso in Island. Vgl. Homeyer 8. 25. 160 und die hübsche Er- 
zählung von Thoroddsen „Jüngling und Mädchen“ (bei Reklam). — *) Vgl. 
Stebler, die Tesslen im Oberwallis (Schweiz 1, 461 ---464, 1897). 
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Buchführung mit Milchtesslen ist in Terminen neuerdings außer 
Gebrauch gekommen, scheint aber in anderen Gegenden des Oberwallis 
noch heute üblich zu sein. 


Da ihr Land sehr trocken ist, müssen die Terminer das Wasser 
für ihre Reben, Wiesen und Äcker durch höchst kunstreiche und kost- 
spielige Leitungen von weither leiten. Manche dieser Anlagen sind 
uralt: eine soll sogar aus der Römerzeit stammen und führt den Namen 
„der Heido*.!) Jede dieser „Wasserleitungen“ — es sind im ganzen 
15 — gehört einer besonderen Genossenschaft, mit veräußerlichen und 
teilbaren Mitgliedsrechten. Die volle Berechtigung gewährt einen 
Wassergenuß von 4 Stunden, aber man teilt die Anteilsrechte bis 
herunter zu ! Stunde. Nach 3 Wochen sind alle Berechtigten an 
der Reihe gewesen und es beginnt ein neuer ,Kehr“. Die Wüsserrechte 
sind auf Tesslen vermerkt, die, ganz wie die vorhin genannten Alp- 
tesslen, vorn das Hauszeichen. auf der Rückseite die Anzahl und Größe 
der Berechtigungen angeben. Sämtliche Wässertesslen einer Leitung 
befinden sich, an einer Schnur aufgereiht, in der Verwahrung des 
Wasserleitungsvogts: die Reihenfolge der Tesslen bestimmt die Folge 
der Wassernutzungen. 


Die Backhaustesslen, die ebenfalls an eine Schnur gezogen sind 
und nur die Hauszeichen enthalten, geben die Reihenfolge für das 
Anheizen des Backofens an. 


Die Genossenschaften und Anstalten, die Wasserleitungen und 
Alpgeteilschaften, die Backüfen und Kapellen, sowie die Schützenzunft 
haben ihr Vermögen großenteils in Gülten angelegt. Auch die Gtlt- 
urkunden haben die Form der Tessle und hei&en daher Kapitaltesslen: 
vorn tragen sie das Hauszeichen des Schuldners, auf der Rückseite 
den Betrag der Gült. Die Zinsen kónnen teilweise in Getreide ent- 
richtet werden: zu diesem Zwecke wird jährlich zu Martini der Wert 
des Korns offiziell festgestellt. 

Die zweite Schrift Steblers behandelt das Goms, die oberste 
Staffel des Rhonetales, die, trotz ihrer geringen Bevölkerungszahl, in 
der Geschichte des Wallis mehrfach eine entscheidende Rolle gespielt 
hat. Aus dem reichen Inhalt des Buches möchte ich nur weniges 
hervorheben. | 

Im Goms ist die Bodenzersplitterung außerordentlich groß, am 
stärksten wohl in Münster, wo einmal auf 15 ha 417 Parzellen kommen. 
Will hier einer heuen, so muß er den Nachbar fragen, ob er auf sein 
Stück knieen dürfe, um das Heubündel aufzuheben. Die Zersplitterung 
erstreckt sich auch auf die Gebüude?), manche Häuser sind bis in 
Sechzehntel geteilt, und es gibt Bauern, die 40 bis 50 einzelne Ge- 
bäude und Gebäudeteile ihr eigen nennen. Die Alpen sind hier, anders 


1) Die Wasserleitungen der Terminer Gegend haben J. C. Heer den 
Anlaß zu seinem schönen Buche „An heiligen Wassern* gegeben. — 2) Vgl. 
Walliser Code civ. art. 508, 
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als in Terminen, meistens Gemeindealpen. Jeder Bürger darf gegen 
mäßigen Zins so viel Vieh auftreiben, als er überwintern kann. In 
Binn wird alle 12 Jahre durch ein eigentümliches Verfahren das Vieh 
der Bürger auf die einzelnen Alpen verteilt. Anderswo wechselt die 
Alpnutzung jährlich nach einer bestimmten Reihenfolge, die durch die 
„Kehrtafel“ festgestellt wird. Die Kehrtafel von Münster enthielt 
früher nur die Hauszeichen der Alpberechtigten (Homeyer S. 211); 
jetzt sind aber die Namen an deren Stelle getreten. Die Tesslen 
spielen auch im Goms eine groBe Rolle. Manche Gemeinden (Münster, 
Oberwald u. à) haben eine Wacht- oder Stundenriefertessle für den 
Nachtwüchterdienst, der der Reihe nach herumgeht (Homeyer S. 210): 
einen langen 4eckigen Stab, auf dem die Hauszeichen der Bürger in 
bestimmter Reihenfolge eingebrannt sind, und den der jeweilige Wüchter 
seinem Nachfolger übergeben muß. Die handfeste Wachttessle dient 
ihrem Träger zugleich als Waffe. In Münster kennt man ferner Fahnen- 
tesslen für das Amt des Fahnenträgers, Huttesslen für das Viebhäten, 
Stiertessien für das Halten des Zuchtstiers, endlich sogar Prozessions- 
tesslen oder Kaltkreuzgangstesslen für die reihenweise umgehende Pflicht 
zur Wallfahrt nach Brig. 

Interessant sind einige Gomser Verwandtschaftsnamen, vor allem 
ettere, Vatersbruder, von eter abgeleitet, wie vetter von vater; ferner 
gschwia, Schwägerin, und die auch in Graubünden üblichen Wörter 
nepot, neptissin für Neffen und Nichte. 

Ein prächtiges Rechtsaltertum hat die Gemeinde Ernen im unteren 

Goms bewahrt: den aus drei gewaltigen Steinsäulen bestehenden 
Galgen, der eine große Ähnlichkeit mit dem bertihmten Galgen von 
Wisby auf Gothland (abgebildet in D. Schäfers Deutschem Hause 
S. 25) zeigt. Die Erner waren auf ihren Galgen sehr stolz; als ums 
Jahr 1800. einmal ein schwübischer Handwerksbursche daran auf- 
gehängt werden sollte, erhob sich das ganze Dorf zu kräftigem Ein- 
spruch: „der galgen isch für ünsch und ünschere nachkomme und nit 
für jede frönde hudel“.!) 
Hoffentlich schenkt uns Stebler noch weitere Bilder aus den 
‘ Schweizer Alpen, wir freuen uns vor allem auf die versprochene 
Schilderung des weltabgeschiedenen Lötschtales. 

Heidelberg. Rudolf His. 


Dr. Josef Schmidlin, Priester der Diözese Straßburg, 
Ursprung und Entfaltung der habsburgischen Rechte 
im OberelsaB, besonders in der ehemaligen Herrschaft 
Landser. Freiburg i/B. 1902. 244 S. und eine Karte. 


1) Stebler, der Galgen zu Ernen (Schweiz 1, 79 — 80. 1897). — Vgl. 
W. Riehl, Geschichten aus alter Zeit 72. 
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Der Verfasser gliedert die interessante Studie in zwei Teile, 
von denen der eine die Natur der habsburgischen Rechte, der andere 
deren Entwicklung darstellt. Im ersten Teile sucht Schmidlin, beson- 
ders gegenüber Schulte (Geschichte der Habsburger in den ersten drei 
Jabrhunderten. 1887), den Nachweis zu erbringen, daß es nicht alte 
grundherrliche Allodialrechte waren, welche die habsburgische Herr- 
schaft begründeten, sondern daß der Grundstock der Urbarrechte 
(Urbar v. 1308) und der Landgrafschaft aus grüflichen Befugnissen 
gebildet wurde. Dieser Beweis ist vollständig gelungen. Die ein- 
gehende Forschung zeigt, daß in den meisten Dörfern der Herrschaft 
Landser nicht die Habsburger die Grundherrn waren, wobei aber die 
Behauptung zu weit geht, die Habsburger hätten überhaupt nie Grund- 
herrschaften ,im wabren Sinne“ besessen (21, N. 1), denn die Grund- 
herrschaft als solche schloß das Freienelement nicht aus. — Die Herr- 
schaft Landser war in ihrer Hauptsache weder habsburgischer Allodial- 
besitz noch Fiskusland, das in der Verwaltung dieser Dynasten stand. 
Die Vogtei über Immunitüten lag vielerorts nicht in Händen der 
Habsburger, und ihre Herrschaft kann nicht aus der Abtretung allodialen 
Klosterbesitzes oder aus Zusammenfassung der Vogteirechte erklärt 
werden. Gräfliche Rechte waren es, welche die Herrschaft schufen 
und diese dehnten sich auch über Immunitäten aus, in denen die 
Dynasten die Vogtei nicht besaBen. Wenn dabei der Verfasser betont, 
da8 auch die mit hoher Gerichtsbarkeit ausgestatteten Immunitüten 
nicht aus dem Rahmen der Grafschaft heraustraten, so bleibt er uns 
hierfür den Beweis schuldig, da ausdrücklich gesagt ist: in diesen 
Inmunitüten habe der Graf keinerlei Gerichtsbefugnisse gehabt (S. 35) 
und nur die Vollstreckung des Urteils bei todeswürdigen Verbrechen 
sei Sache des Landgrafen gewesen. Grafschaft bezw. Herrschaft und 
Landgrafschaft werden aber sonst von ihm auf das bestimmteste unter- 
schieden und später (S. 58) wird mit Recht hervorgehoben, „die Exe- 
„kutivgewalt des Landgrafen bei Todesurteilen in den außerhalb der 
„Grafschaft gelegenen vollen Immunitäten schließe jede allodiale Auf. 
.fassung der rein landgrüflichen Rechte aus“. Auch einen Zusammen- 
hang der Immunitüten mit der Grafschaft, die durch die Heergewalt 
des Grafen vermittelt wurde, will Schmidlin dartun (S. 99). Doch 
hierfür muß er Beispiele aus der allgemeinen Rechtsgeschichte heran- 
ziehen und, soweit er selbst nach Beweisen sucht, einen Vertrag (von 
1444) anführen, der einer weit spütern Entwicklung angehört. So 
gerät er denn auch in Verlegenheit bei der Behauptung, daß Heer- 
und Gerichtsbann die Gewalten gewesen seien, welche als Wurzeln 
der Landeshoheit angesehen werden müßten, indem er bemerkt (S. 84), 
daß sich der grüfliche Heerbann auch in den Immunitäten „im Wachen- 
„und Landesaufgebot der Gaubewohner, in ihrer Verpflegungs- und 
,Ausrüstungspflicht, in ihrem Befestigungs- und Sicherbeitsdienst bis 
nin späte Zeit erhalten habe, allerdings zunächst nur als Landfolge und 
„schon sehr unter dem Einfluß der fertigen Landeshoheit'. Die 
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grüfliche Heergewalt hat eben bei der Entstehung der Landeshobeit 
keine entscheidende Rolle gespielt. 


Besonders gegenüber Schulte, der das Vorkommen von Freien nur 
in und um Dammerkirch annimmt, wird das Dasein von zahlreichen 
Freien in der Herrschaft Landser und der Landgrafschaft festgestellt. 
So fand sich auch vielfach vollstándig abgabenfreies Eigentum daselbst 
vor und die willkürliche Annahme wird verworfen, welche die in den 
Urkunden auftretenden Ritter und Edelknechte sämtlich als Ministe- 
rialen in Anspruch nimmt (8. 55). — Was die viel umstrittene recht- 
liche Natur der Landgrafschaft anbetrifft, so schließt sich der Verfasser 
im allgemeinen der zuerst von Waitz (V G VII 61) aufgestellten Theorie 
an, aber er bemerkt dabei, daß die Landgrafschaft „andere wirkliche 
„Gaugrafschaften im Lande keineswegs ausschließen mußte“ (S. 75); 
jedoch ist es nicht immer möglich, eine scharfe Scheidung der staats- 
rechtlichen Abhüngigkeit dieser Gebilde von einander durchzuführen 
(z. B. gegenüber der Grafschaft Pfirt). — Bei der Analysierung der habe- 
burgischen Urbarrechte gelingt es Schmidlin, diese Rechte auf öffent- 
lich rechtlichen Ursprung zurückzuführen, nümlich auf den gräflichen 
Gerichts- und Heerbann (88—100). Ganz besonders wird die Auffassung 
der Steuer als AusfluB einer grundherrlichen Berechtigung abgewiesen. 


Im zweiten Teile geht der Verfasser auf genealogische Verhält- 
nisse ein und hält dabei an der Hypothese fest, daß Graf Guntram 
der Reiche als Stammvater der Habsburger und Zähringer, und als 
Glied des ettichonischen Geschlechtes anzusehen sei (S. 111). In dem 
Abschnitt Landesherrschaft und Landeshoheit wird dem Leser nicht 
ganz klar gemacht, was Schmidlin unter Landeshoheit versteht, und 
der Definition: ,die Landeshoheit ist nur eine gesteigerte Potenz der 
»Landesherrschaft spütern Datums* ist wenig zu entnehmen. Dagegen 
wird mit Recht hervorgehoben, daB nicht das Lehenswesen allein den 
Grund zur Ausbildung der Landeshobeit gelegt hat (S. 116). — Sehr 
eingehend ist die Hartmarkgenossenschaft dargestellt. Sie ist ursprüng- 
lich eine freie Genossenschaft mit freiem Grundeigentum gewesen und 
liefert eines der vielen Beispiele, in denen von der Geltendmachung 
des königlichen Wildbannrechtes aus die Umgestaltung der freien 
Markverfassung ihren Ausgang genommen hat (S. 133. Vgl. Heusler 
Inst. 1370). Leider werfen die Quellen zu wenig Licht in den Prozeß, 
welcher den Übergang der Hart an die Habsburger herbeiführte. 


Von den folgenden Abschnitten sind besonders diejenigen inter- 
essant, welche von dem Niedergang der Freien (168—177) und von 
der Unterdrückung der Grundherrschaften (192 — 207) handeln. Dadurch, 
da8 die Freileute, namentlich im Verlaufe des 14. Jahrhunderts, ihre 
freien Allodien verloren, wurden sie teils von der Landes., teils von 
der Grundherrschaft aufgesogen, wührend die freien Ritter und Edel- 
leute háufig durch das Mittel der Burglehen in ministeriale Abhüngig- 
keit gerieten (178) Der Untergang der Grundherrschaften wurde 
durch die habsburgische Politik und durch die innere Zerrüttung der 


Literatur. 409 


Grundherrschaften selbst beschleunigt. Oft wurde durch einen Gewalt- 
akt die Vogtei oder die Gerichtsbarkeit über den Dinghof an die Herr- 
schaft gebracht. — Bei der Besprechung der modernen Entwicklung 
ist namentlich die Beobachtung lehrreich, ἆθθ ein Hauptfaktor bei 
der Konsolidation des habsburgischen Landes die Errichtung eines 
österreichischen Land- und Hofgerichtes in Ensisheim bildete, und das 
Kapitel „der Bauernaufstand und seine Folgen“ lü8t erkennen, daß 
das 16. Jahrhundert zu einer durchaus patrimonialen Auffassung der 
Territorialgewalt durchgedrungen war. Erörterungen über das Urbar 
von 1568 und die Zustände des Amtes Landser unter französischer 
Herrschaft schlieBen das tüchtige Buch. 


Schmidlin hat seine Studie mit einer Fülle archivalischer Belege 
versehen und sich als einen gewissenhaften Forscher erwiesen. Leider 
werden die gewonnenen richtigen Resultate vielfach mit solchen aus 
der allgemeinen Rechtsgeschichte ergänzt und in Verbindung gebracht, 
so daß gerade dadurch das Wesen einer Spezialuntersuchung erheblich 
getrübt ist. Auch macht eine Reihe unverstandener juristischer Aus- 
drücke die Lektüre zuweilen mühsam (z. B. S.88 ,die Vogtei, jenes 
Vermittlungsinstitut zwischen Staatsrecht und Immunitüt* oder S. 179 
„ein abgeschlossenes, gerichtlich souvertines Ganzes“). 

Die beiliegende Karte gibt von der Richtigkeit der dargestellten 
Grundbesitzverhältnisse ein sprechendes Bild. 


Leipzig. Hans Fehr. 


Karl v. Amira, Die Dresdener Bilderhandschrift des 
Sachsenspiegels. Auf Veranlassung und mit Unter- 
stützung der K. sächsischen Kommission für Geschichte, 
sowie mit Unterstützung der Savigny-Stiftung. Erster 
Band. Leipzig, K. W. Hiersemann 1902. 34 8. Text 
und 184 Lichtdrucktafeln nebst 6 Tafeln in Farbendruck 
und 3 Ergünzungstafeln in Autotypie. 

Das Jahr, über das wir Bericht erstatten, hat der Wissenschaft 
der deutschen Rechtsgeschichte die Erfüllung zweier lüngst gehegten 
Wünsche gebracht, die Ausgabe der Leges Visigothorum in der Quart- 
serie der Monumenta Germaniae und die Veröffentlichung einer u. 7. 
der weitaus vollstündigsten von den Bilderhandschriften des Sachsen- 
spiegels. Jene hat KarlZeumer mit der ihm eigenen Editionstechnik 
und Akribie besorgt, die seinen Ausgaben frühmittelalterlicher Rechts- 
quellen, was Textgestaltung, Übersichtlichkeit und Zuverlüssigkeit 
anlangt, schon lange und weit über die deutschen Gelehrtenkreise 
hinaus die unbedingteste Anerkennung und den unbestrittenen Vorrang 
vor allen anderen Editionen verschafft hat. Ihm tritt nunmehr als 
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Meister auf dem ganz anders gearteten Gebiet der Herausgabe spät- 
mittelalterlicher Rechtsbücherillustration Karl v. Amira zur Seite, 
der zunüchst deshalb, weil er wie kein Anderer unter den Leben- 
den die deutschen Rechtsalterttimer beherrscht, für die Aufgabe be- 
rufen erschien, jetzt aber auch der technischen und kunstgeschicht- 
lichen Seite des Werkes so liebevoll und sachkundig sich angenommen 
hat, daß wohl auch in dieser Hinsicht nach ihm nicht mehr viel 
zu tun übrigbleiben wird. 


Außer geringen Spuren verlorengegangener sind uns 4 Bilder- 
handschriften des Sachsenspiegels erhalten, die schon Grupen und 
Dreyer, j& auch Goethe bekannt und seither hin und wieder beachtet 
worden waren: die Heidelberger, z. T. in ungentigenden kolorierten 
Stichen 1819 von U. F. Kopp, vollständig, aber in sehr mangelhaften 
Umrißzeichnungen 1820 veröffentlicht von Batt, v. Babo, Eiten- 
benz, Mone und Weber in ihren bekannten , Teutschen Denkmälern“ ; 
die Oldenburger, wovon namentlich Lübben 1879 in seiner Ausgabe 
des Textes dieser Handschrift einige Proben in rohen Umrissen gab; die 
Dresdener, bisher nicht einmal in größeren Bruchstücken bekannt; 
die Wolfenbüttler, ebenfalls noch unveróffentlicht. Amira bat in 
seiner Einleitung ihnen allen zunächst eine sehr sorgfältige Beschrei- 
bung gewidmet. Er gibt von ihrer Einrichtung ein anschauliches 
Bild, verzeichnet mit größter Genauigkeit ihre inneren und äußeren 
Merkmale, führt uns mit einem Scharfsinn, der auch denjenigen. dem 
sonst solche Untersuchungen fern liegen, zu gespanntester Aufmerk- 
‘samkeit hinreißt, in die Technik der Zeichnung und Bemalung ein, 
um die Herstellung der Bilder klarzulegen und darzutun, wie Schreiber, 
Zeichner (und Korrektor), Miniator und }lluminator in die Arbeit sich 
teilten, und verbreitet sich über die Schicksale, das Alter und die 
Heimat der Codices picturati. 


Diesen letzteren Fragen und den damit zusammenhüngenden nach 
dem Verhültnis der Handschriften hatte Amira schon zuvor eine eigene 
Untersuchung gewidmet: ,Die Genealogie der Bilderhandschriften des 
Sachsenspiegels* (Abhandlungen der K. bayer. Akademie der Wissensch. I 
ΚΙ. XXII S. 9274. München 1902); ihre Ergebnisse konnten in die 
Einleitung einfach übernommen werden. Darnach besteht zunächst, 
wie der Vergleich ganzer Bilderserien, aber auch die Gegenüberstellung 
einzelner Illustrationen sowie durchgreifender Unterscheidungsmerkmale 
und nicht zum mindesten die Gemeinsamkeit mancher Febler in den 
Verweisungen auf die Bilder ergibt, ein enger Zusammenhang zwi- 
schen den Handschriften von Wolfenbüttel und Dresden; ja es ergibt 
sich für Illustration und Text mit derselben Sicherheit, da8 die Wolfen- 
büttler eine Kopie der Dresdener Handschrift und 1350-75 entstanden 
ist. Auch die Dresdener und die Heidelberger Handschrift müssen 
nahe verwandt sein, jedoch nicht direkt; vielmehr haben sie Text 
und Illustration aus einer verlorenen Handschrift Y bezogen. Nicht 
nur die Heidelberger, auch die Dresdener gibt eben wiederholt am 
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entsprechenden Ort das Richtigere. Die zahlreicheren Fehler von D. 
erklüren sich zu einem guten Teil daraus, da& die Vorlage seit der Zeit, 
da sie H. kopierte, durch Feuchtigkeit und Abscheuerung litt. Doch 
gibt es andererseits gemeinsame, also der Vorlage zur Last fallende 
Mißverständnisse, und haben sich die Illustratoren beider Handschriften 
namentlich zum Zweck der Kürzung hin und wieder eigenmächtige 
Änderungen erlaubt, jeder in seiner Ar Das wahre Abstammungs- 
verhältnis verraten aber am deutlichsten die Bildbuchstaben, d. b. dıe 
den Bildern beigesetzten Textinitialen; namentlich der fehlerhafte Bilder- 
buchstabe für das zu Ssp. Ldrs. III 80 8 2 gehörige, aber zu III 81 8 1 
gezogene Bild fällt entscheidend in das Gewicht. Eine Linie für sich 
repräsentiert die niedersächsische, 1336 für den Grafen von Oldenburg 
geschriebene Oldenburger Handschrift. Ihre Illustration reicht nur 
bis Ldr. III 81 81 und ist auf ganz eigenartige Weise zustande ge- 
kommen, n&mlich vermittelst Bausen, die der Kopist, ohne das Original 
mehr vor Augen zu haben, übertrug, was zur Folge hatte, daß die 
Bilder x. T. durcheinander gerieten und im Gegensinn erscheinen. 
Doch blieben der Gleichungen genug, die erweisen, daß die Vorlage 
von Ο, die Amira mit H bezeichnet, zwar nicht mit Y direkt verwandt 
ist, aber auf eine gemeinschaftliche Vorlage X zurückgeht; selbst wo 
sie Fehler aufweist, ist O und damit auch H eben mitunter doch noch 
vollständiger und richtiger als Y. Also stellen sich weder O noch H 
als Urhandschrift heraus, sondern ein verlorener Codex X. Seine 
Tôchter sind die gleichfalls verlorenen Y und H, von denen Y als 
Mutter von H und D und (durch D) als Großmutter von W erscheint, 
indeB N in O ihre Tochter hat. Dabei stellen sich D, um 1350, und 
H etwa 1800— 1315, jene wohl in der Stadt Meißen, diese nicht weit 
davon entstanden, als schon etwas unfreiere Kopien der selbständigeren 
Arbeit Y heraus, die um 1300 in Obersachsen entstanden sein muß. 
Obersachsen war jedenfalls auch die Heimat der Urhandschrift X; noch 
im 19. Jahrhundert entstanden und im wesentlichen eingerichtet wie 
D und H und gleich diesen Land- und Lehenrecht umfassend, stellt sie 
als ein schöpferisches Werk ersten Ranges sich dar. 


Letzteres lehrt die kunstgeschichtliche Einreihung, mit der wir 
wieder zu der Einleitung zurückkehren, die Amira der Ausgabe voraus- 
geschickt hat. Zunüchst, was sollten die Bilder? Nicht dekorativen 
Zwecken dienen, auch nicht den Text für Solche, die nicht lesen konnten, 
verständlich machen (Bilderschrifttheorie von Büsching) oder Glossen, 
die es übrigens ja bereits gab, ersetzen (Glossentheorie von Homeyer). 
Auch wenn Amira nicht selbst Beispiel an Beispiel reihte, woraus 
hervorgeht, daß der Illustrator den Textesinhalt nicht nur nicht wieder- 
geben konnte, sondern es nicht einmal wollte. so würde es jetzt eine 
Durebsicht der einen vollständig veröffentlichten Handschrift ohne 
weiteres zur Evidenz ergeben. Nicht erläutern, nur illustrieren, ein 
Bilderbuch scbaffen wollte der Urheber der Bilder, wenn er auch 
selbstverständlich oft genug zur Erreichung seines Zwecks auf den 
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Text griff und mit dem Bild eine Erläuterung versuchte. Heutzutage be- 
finden sich derartige Werke selbst mehr oder weniger wissenschaftlichen 
Inhalts, denen Bilder beigegeben sind, die nicht als Buchschmuck 
dienen und mit dem Text in engerem oder loserem Zusammenhang 
stehen, in jedermanns Hand; wir leben in einem eigentlichen Zeitalter 
der Bilderbücher, auch für Erwachsene. Zu Ende des 18. Jahrhunderts 
aber war es ein Unternehmeg ohne Beispiel, aus einer Rechtshand- 
schrift ein mehrere hundert !) Bilder enthaltendes Bilderbuch zu machen; 
nur in der Tat Eikes von Repkow selbst, nämlich in der Abfassung 
eines so umfassenden niederdeutschen Prosawerks dazu rechtlichen 
Inhalts, nur darin hatte das Unternehmen des Sacbsenspiegelbildners 
an Kühnheit seinesgleichen. Freilich gerade Amira weist darauf hin, 
daß man in den Fragmenten einer großen Bilderhandschrift zu Wolfram 
von Eschenbachs Willehalm, von der Bruchstücke in Heidelberg und 
Münchenjerhalten sind, in gewissem Sinne Vorläufer der Sachsenspiegel- 
illustration zu sehen hat; die Handschrift, deren Überresten Amira 
jetzt in den Sitzungsberichten der philos.- histor. Klasse der Münchener 
Akademie 1908 S. 9198. eine eigene Untersuchung gewidmet hat, muß 
rund 1880 Bilder enthalten haben. Was aber die Hauptsache, auch 
bei dieser Willehalmhandschrift gehen die Bilder (u. z. wie bei O auf 
der: tiuBern Seite) in eigenen Kolumnen neben dem Text her, sodaß 
jedem oder fast jedem Stück Text ein Bild zur Seite steht, und auch 
bei dieser Willehalmhandschrift stellen Buchstaben, stellen die Text- 
initialen die Verbindung von Text und Bild her. Selbst in Einzelheiten 
und dann namentlich in der symbolisierenden Wortinterpretation 
konnte Amira, der die, Willehalmhandschrift um 1250 ansetzt, eine auf- 
fallige Übereinstimmung feststellen. Dennoch bleibt es eine ganz 
andere Tat, das Rechtsbuch als das Epos zu illustrieren, würde doch 
auch heutzutage die Illustration des BGB. — eine Aufgabe, bei der 
die größere Abstraktheit des Inhalts als durch den größeren Reichtum 
an Darstellungsmitteln aufgewogen gelten kónnte!— ein wesentlich 
schwierigeres Unternehmen sein als diejenige eines Romans. Fast mócbte 
ich meinen, Amira habe in der letztgenannten Abhandlung aus lauter 
Freude,an idem von ihm hervorgezogenen Mittelglied zwischen der 
Sachsenspiegelillustration und der ültern profanen Buchillustration, 
sowie unter dem Eindruck, da8 an [beiden Orten trotz der ver- 
schiedenen Umgebung} dieselben Mittel namentlich der Symbolik zur 
Anwendung gelangten, die Leistung des Sachsenspiegelkünstlers etwas 
zu gering veranschlagt. 

In seiner Einleitung hat er selbst mit vollem Recht betont, daß 
in der ganz erdrückenden Überzahl von Fällen der Text dem Illustrator 
völlig neue Aufgaben stellte. „Selbst von dem rein Sinnenfälligen war 
vieles in der Kunst annoch unversucht“ und zahlreiche Bestimmungen 
erforderten die Versinnlichung von Übersinnlichem in einer Weise, 


1) H weist 310, O 578, W 776, D gar 921 Bildstreifen auf. 
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für die es keine Vorlagen gab. In zahlreichen Füllen lag er ihm also 
zum ersten Male ob, die Wirklichkeit abzubilden. So hat er z. Β., 
während er zu Ssp. Ldr. 13 83 das Verwandtschaftsbild (Taf. 5 oben) 
ohne Rücksicht auf dessen praktische Verwendung einfach in Gestalt 
eines nackten menschlichen Körpers wiedergab — bei der Halbgeburt 
half er sich mit dem Symbol eines zweiküpfigen, ein Mannes- und 
ein Frauenhaupt tragenden Leibes —, an dessen Schultern und Armen 
die in Betracht kommenden Glieder mit Punkten bezeichnet sind, zu 
119 $1 (Taf. 17 Nr.2) ganz deutlich die Árt und Weise dargestellt, 
wie vor Gericht die Verwandtschaft berechnet und klargemacht wurde, 
nümlich durch Abzählen der Grade innerhalb der (durch den Verwandt- 
schaftenamen des Stammvaters — Vater, Großvater, Urgroßvater usw. 
gegebenen) Sippe oder Parentel mit der rechten Hand an den Gliedern 
der linken Seite; ein Bild, bemerkenswert, weil es, die Bilderschrift- 
theorie mit widerlegend, den Hauptinhalt der Stelle, das Erben über 
die 7. Sippe hinaus gar nicht wiedergibt, es würe denn, man wollte 
es dahin verstehen, daß der Abzäblende mit seiner Rechten über den 
Nagel des Mittelfingers der Linken hinausdeute, endlich ein Bild, das 
mich ganz besonders erfreut, weil es die hochwillkommene Bestütigung 
für meine Ausführungen im ,Verwandtechaftsbild des Ssps*, Gierke 
Unters. H. 34 1890 S. 44, 57 bringt. Im andern Falle, da, wo es galt, 
etwas noch nie Versinnlichtes zur Darstellung zu bringen, wußte der 
Künstler sich ebenso geschickt zu helfen. Den ausgetretenen Weg 
mittelalterlicher Allegorie beschritt er hóchst selten, und wo er alle- 
gorisiert, tut er es mit herzerquickender Ursprünglichkeit und Kraft; 
auf Taf. 181 oben läßt er z. B. die Feinde des Sachsenspiegels, die 
schon Eike selbstbewuBt mit den Feinden Gottes und des Rechts 
identifiziert hatte, durchaus im Sinn des Sachsenspieglers ein groBes 
Buch bespucken, aus dessen Breitseite der Kopf des Verfassers gleich 
einem Lesezeichen hervorragt, indes der Lüngsseite das Antlitz Gottes 
entsteigt. Weit vertrauter war dem Künstler das Mittel der Symbolik. 
Mit der Schürfe des Juristen unterscheidet Amira zwei Arten von 
Symbolik, die man allerdings sorgfältig auseinanderhalten muß, wenn 
man eine richtige Vorstellung einerseits von der künstlerischen Leistung 
des Illustrators und anderseits vom Wert seiner Bilder für die Rechts- 
altertümer gewinnen will: die subjektive Symbolik und die objektive. 
Die letztere, die der Künstler bereits vorfand und lediglich zu über- 
nehmen brauchte, war vornehmlich Symbolik des Rechts; noch zur 
Zeit der Rechtsbücher war eben das deutsche Rechtsleben reich an 
symbolischen Handlungen. Diese und die Tatsachen des Rechtslebens, 
welche die Bilder reproduzieren, zu behandeln, mit andern bildlichen 
Darstellungen zu vergleichen, durch die zeitgenössische Literatur und 
besonders die Rechtsquellen selbst zu erläutern, wird die Aufgabe 
eines zweiten, Textbandes sein, den uns Amira in Aussicht stellt; er 
verspricht ein ganz eigenartiges Werk zu werden, ein reizvolles Hand- 
buch der deutschen Rechtsaltertümer unter dem Zeichen des Sachsen. 
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spiegels, von dem wir nur wünschen kónnen, daB es gleich dem ersten 
Teil die wirksame Unterstützung der sächsischen historischen Kom- 
mission und der Savignystiftung finde, damit der Verfasser sich keiner- 
lei Beschränkung aufzuerlegen braucht, sondern mit Wort und Bild 
recht freigebig sein kann. Doch erschöpft sich die objektive Symbolik 
in der Rechtssymbolik keineswegs; auch sonst fand der Künstler manch 
seiner Zeit wohl geläufiges Zeichen für übersinnliche Dinge vor, das 
er auch zur Illustration seines Rechtsbuches verwenden konnte. Dabei 
bestand dann seine Tat wesentlich nur in der Aneignung und in der 
Art, wie er diese vorgefundene nichtrechtliche Symbolik für die 
Zwecke seines Unternehmens fruchtbar machte.  Hierüber und über 
die rein subjektive, vom Künstler frei erfundene Symbolik verbreitet 
sich in hóchst lehrreicher Weise das letzte Drittel von Amiras Ein- 
leitung. In ihm macht er auf die Mittel aufmerksam, deren der 
Künstler sich bediente z. B. der Abkürzung, etwa indem er den Teil 
fürs Ganze, also das Schwert für das Heergerite, die Schere für die 
Gerade gibt, oder der Exemplifikation, indem er z. B. den ,ohne seine 
Sehuld* bestohlenen Knecht bei Mond- und Sternenschein schlafen 
läßt. Auch verwendet er gerne das Mittel für den Zweck, also den 
Zweig, das Investitursymbol, für das Lehen. Oder er hilft sich mit 
Attributen, indem er durch sporn!ose Stiefel den unritterlichen Mann, 
durch Leibeskürze den Erben bezeichnet. Das Attribut kann selbst 
wieder zur Reprüsentation verwendet sein, also z. B. die Krone für 
den König oder das Reich. Zweifellos überliefert war die Lilie als 
Sinnbild des Rechtefriedens und die Rose als Symbol des Verschwiegen- 
heit heischenden Gerichts; vielleicht hüngt die Blumenspielerei des 
Nikolaus Wurm, von dem Amira selbst hervorhebt, daß die Symbolik 
fast das einzige am nationalen Recht war, wofür er noch Verstündnis 
besaß, gerade mit dem Rosensymbol des Gerichts zusammen. Höchst 
reich ist die Geberdensprache, über die der Künstler verfügt und in 
der sich seine Erfindungsgabe nachweisbar sehr schöpferisch erzeigte. 
Freilich eine gewisse Handwerklichkeit nimmt auch er an. Doch 
überwiegt die wahrhaft künstlerische Produktion, die selbst bei den 
Kopisten nicht versiegte, wie Amiras Nachprüfung der einzelnen 


!) Dabei gelangten vielfach künstlerische Mittel zur Anwendung, 
wie sie ähnlich auch in der altdeutschen Literatur verwandt wurden. 
Es sei mir gestattet, bei dieser Gelegenheit die Rechtshistoriker auf 
Friedrich Panzers feinsinnige Studie über das altdeutsche Volksepos 
Halle 1903 aufmerksam zu machen, die für die volkstümliche altdeutsche 
Epik eine Reihe von charakteristischen Zügen wie z. B. das Typisieren 
vermittelst Variation u. a. aufweist, von denen der mit der Rechtsgeschichte 
vertraute Leser alsbald erkennt, daß sie sich ganz so auch iin altdeutschen 
Recht wiederfinden. Noch ganz anders als bisher werden Literatur- und 
Sprachgeschichte einerseits und Rechtsgeschichte andererseits sich in die 
Hände arbeiten können und als Zweige der einen deutschen Altertumskunde 
erscheinen, wenn erst für die einzelnen Wissensgebiete aus dem Detail die 
leitenden Gedanken herausgearbeitet und zum Vergleich bereitgestellt sein 
werden, 
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Bilderhandschriften auch auf die künstlerische Leistung hin lehrt, 
Schule gemacht hat der Illustrator dagegen nicht; einige Nachklünge, 
und dann nimmt um 1350 diese glanzvolle Rechtsbilderkunst ebenso 
ein Ende wie schon zuvor die Rechtsbücherliteratur, an die sie an- 
geknüpft hatte. 


Zum Schluß noch ein Wort über die Wiedergabe der Bilder. In 
der Dresdener Handschrift fehlen zwei Blütter; diese sollten aus der 
Wolfenbüttler ergänzt werden. Leider wurde die Versendung der Hand- 
schrift nicht bewilligt, sodaß eine etwelche Ergänzung nur dadurch 
erreicht werden konnte, daB das Oberlandesgericht zu Celle in 
dankenswerter Weise die Grupenschen Bausen zur Verfügung stellte, und 
es auf diese Weise möglich machte, die fehlenden Bilder wenigstens auf 
8 autotypierten Ergünzungstafeln beizubringen. Für die Dresdener Hand- 
schrift wurde als Vervielfültigungsmethode ein Doppellichtdruck nach 
orthochromatischen Aufnahmen gewählt, 6 Tafeln sind außerdem auch 
noch in Farbendruck wiedergegeben. In seiner Ausgabe und in der 
Zeitschrift für Bücherfreunde 1902/8 S. 209ff. hat Amira das Verfahren 
genau beschrieben; er besorgte selbst die Korrektur, so daß wir ihm 
auch die Zuverlüssigkeit der Reproduktion verdanken. Im allgemeinen 
ist diese trotz des Wegfalls der Farben klar und verstündlich und 
leistet dem Benutzer die Dienste des Originals. Nur hie und da läßt 
ein Gegenstand ohne das Kolorit sich nicht oder nicht sicher deuten. 
Hier wird dann Amiras zweiter Band nachzuhelfen haben, dem wir 
schon aus diesem Grunde ein baldiges Erscheinen wünschen. 


Wenig Werke erôffnen so tiefe Einblicke in das mittelalterliche 
Rechts- und überhaupt Geistesleben wie gerade diese Bilder zum 
Sachsenspiegel. Móchten die in ihnen verborgenen Schütze nunmehr 
eifrig gehoben werden, vor allem durch den Herausgeber selbst, dessen 
schönster Lohn diese Arbeit sein wird. Dann dürfte dies monumentale 
Werk, das auch ein wertvolles Hülfsmittel für den Unterricht ist, 
weil es der akademischen Jugend die ihr ohnedies, wenigstens nach 
meiner Erfahrung, weitaus interessanteste Quelle des Sachsenspiegels 
noch nüber bringt, den AnstoB geben zu einer neuen Blüte unserer 


rechtsgeschichtlichen Forschung. 
Ulrich Stutz. 


Max Gmür, Die Rechtsquellen des Kantons St. Gallen. 
Erster Teil. Offnungen und Hofrechte. Erster Band. 
Alte Landschaft. Aarau 1903 H. R. Sauerlünder & Cie. 
XXXII und 702 8. gr. 8 (Sammlung Schweizerischer 
Rechtsquellen 14. Abteilung). 


Nachdem drei Bünde mit Stadtrechten vorausgegangen, sind es 
diesmal ländliche Rechtsquellen, die uns die Kommission für Heraus- 
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gabe Schweizerischer Rechtsquellen in einem stattlichen Bande be- 
schert. Und zwar stammen sie aus einem Gebiet, das man nicht nur 
mit Fug und Recht mit zum klassischen Boden der Weistümer oder 
Offnungen rechnen kann, sondern das auch dank den reichen Urkunden- 
schützen der Abtei St. Gallen verhältnismäBig früh in das hellste ge- 
schichtliche Licht tritt. Es wird nicht viele ländliche Orte geben- 
über deren Rechtsgeschichte seit dem 9., ja mitunter seit dem 8. Jahr, 
hundert man so viel weiB, wie über diese Zuzwil, Steinach, Goldach, 
Gossau, Waldkirch. Ein günstiges Geschick wollte es auch, daB für 
die Arbeit ein Herausgeber sich fand, der auBer der Liebe zur Sache, 
Ortskunde und allgemeinen rechtshistorischen Ausrüstung die für die 
Arbeit erforderliche spezielle Orientierung schon mitbrachte. Bereits 
im Jahre 1897 hatte Gmür nämlich eine kurzgefaßte Übersicht der 
Rechtsquellen des Kantons St. Gallen bis 1798 verüffentlicht. In der 
Tat gewinnt man aus der vorliegenden Publikation durchaus den 
Eindruck, daß dieser Herausgeber nicht nur in, sondern auch über der 
Sache steht. Seine Wegleitung ist so sicher und verstündig, daß er 
selbst ein klares Bild von der rechtsgeschichtlichen Entwicklung der 
betreffenden Gebiete gewonnen haben muß; die Klarheit, die er dem 
Benützer mitteilt, setzt Klarheit beim Herausgeber voraus. Das aber 
ist das beste, was zum Lob dieser und überhaupt einer guten Ausgabe 
solcher Quellen gesagt werden kann, nämlich daß der nicht orts- 
kundige Fachmann sie mit dem Gefühl völliger Sicherheit und dem 
BewuBtsein benützt, er vermóge diesen Quellenkreis für seine Zwecke 
voll auszuschôpfen. 


Schon die Art, wie Gmür seine Ausgabe anfaßt, erweckt Ver- 
trauen. Zunächst skizziert er ganz knapp die Territorialgeschichte des 
jetzigen Kantons St. Gallen und leitet aus ihr die Grundsätze her, nach 
denen das gesamte sangallische Rechtsquellenmaterial annähernd aut 
die drei Gruppen Offnungen, Stadtrechte, Amts- und Landrechte sich 
aufteilen lassen wird, welche das Programm der Kommission auf- 
gestellt hat; wir hören bei dieser Gelegenheit mit Vergnügen, daß 
wir auBer drei Bünden Landrechten und Landbüchern und drei Bän- 
den Stadtrechten im ganzen vier Bünde lündliche Rechtsquellen zu 
erwarten haben. In einem besonderen Abschnitt über die Offnungen 
und Hofrechte der alten Landschaft bekennt er sich sodann in sehr 
erfreulicher Weise als ein Rechtshistoriker, dessen Interesse nicht bei 
einem bestimmten Zeitpunkt Halt macht, und verspricht er uns die 
Mitteilung auch der Quellen des 17. und 18. Jahrhunderts, die in der 
Tat z. T. sehr lehrreich sind. Dann wird speziell die Rechtsgeschichte 
der Alten Landschaft auf ihre Ergiebigkeit an Quellen geprüft; vor- 
trefflich hebt Gmür den Umschwung heraus, der mit der Aufrichtung 
der Landesherrlichkeit durch Abt Ulrich VII] in der zweiten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts in der Rechtsbildung eintrat. Einige Ausführungen 
über die Quellenfundorte, die Literatur und die Editionsgrundsätze 
machen den Beschluß dieser durchaus sachgemäßen Einleitung. 
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Für die Herstellung der Ausgabe selbst lag Gmtir das Muster 
„Die Rechtsquellen von Hóngg" vor, das ich 1897 für die Kommission 
und ihre Hülfsarbeiter verfaßt hatte. Mit Absicht hatte ich damals 
ein Dorf mit besonders gut erhaltener, reicher Überlieferung gewühlt 
und dessen Quellen sehr vollständig wiedergegeben, im Text wie im 
Apparat. Man konnte nicht nur mit rechtshistorisch wohlgeschulten 
Mitarbeitern rechnen und mußte deshalb auf alles aufmerksam machen, 
was rechtsgeschichtlich von Wichtigkeit sein konnte und zu berück- 
sichtigen war. Dafür, daß im einzelnen Fall die Vorlage eine dem 
betreffenden Stoff angepaßte Umgestaltung erfahre, sollte, wenn es 
der Mitarbeiter nicht tat, die Kommission sorgen. Insbesondere war 
gar nicht daran zu denken, daß sämtliche Quellen in der Vollstándig- 
keit und Ausführlichkeit publiziert werden könnten, wie sie in der 
Probearbeit für das eine Hóngg erreicht wurde; verschiedene Redak- 
tionen einer Offnung zu drucken, sollte z. B. nur in seltenen Ausnahme- 
fülen unternommen werden, in denen die spüteren Ánderungen be- 
sonders interessant erschienen. Gmür hat die „Rechtsquellen von 
Hóngg', wie er selbst angibt, wirklich zum Muster genommen. Auf 
ihr Vorbild geht namentlich die Zusammenstellung der Regesten von 
den rechtsgeschichtlich wichtigen Urkunden eines jeden Rechtsgebiets 
surück, die er jeweilen vorausschickt; man urteile nunmehr, ob durch 
diese Zugabe die nachfolgenden Rechtsquellen nicht in ein weit helleres 
Licht gerückt werden. Freilich ist dabei zu bedenken, daß durch den 
Reichtum an Urkunden und vor allem durch deren von Hermann 
W artmann so meisterhaft besorgte Publikation dem Herausgeber dieser 
Teil der Aufgabe im vorliegenden Fall auBerordentlich erleichtert 
wurde. Aber auch sonst erweist Gmür sich in dieser Ausgabe als ein 
Bentitzer der Vorlage der Hóngger Rechtequellen, wie man sich ihn gar 
nicht verständnisvoller und selbstündiger wünschen kann. Mit seinen 
Reduktionen wird jedermann einverstanden sein. Aber auch seine 
Zutaten verdienen vollen Beifall Der Landschaft und dem einzelnen 
Amt schickt er in zwei bis drei Sätzen eine Orientierung voraus, 
in der man über die Abgrenzung sowie die Verfassung und Verwal- 
tung kurz Auskunft erhält. Ebenso gehen in der Einleitung zum 
einzelnen Rechtsgebiet historisch - geographische Ausführungen den 
Regesten voran, und folgt eine kurze Notiz über die Quellenfund- 
orte ihnen nach; ich verweise, namentlich für das historisch - geogra- 
phische Vorwort, auf die Einleitung zu den Quellen des bekannten 
Freigerichts Thurlinden. Dadurch und durch das sehr ausführliche und 
sorgfältige Register wurde der Apparat stark entlastet; er tritt wenig 
hervor, gibt aber alle für den nicht lokalkundigen Weistümerkenner 
erforderliche Auskunft. 

Sehr viele von den hier gedruckten Quellen sind schon bei Grimm 
und anderswo erschienen. Daß sie in der neuen Ausgabe, an der 
übrigens auch die Ausstattung angenehm auffällt, ein ganz anderes 
Gesicht bekommen haben, beweist am besten, wie verdienstlich diese 
ist, und daß Mühe und Kosten nicht umsonst aufgewendet wurden. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXIV. Germ. Abt, 27 
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Wir können im Interesse der Germanistik überhaupt nur wünschen, 
daß St. Gallen, nicht bloß durch die Größe seiner Vergangenheit be- 
rühmt, sondern von jeher auch im glücklichen Besitz ausgezeichneter 
Bearbeiter seiner Geschichte, weiterhin auf diese Weise seine Rechts- 
quellen veröffentlicht und schließlich wohl auch seine Rechtsgeschichte 


geschrieben erhalte. 
Ulrich Stute. 


Wilhelm Fabricius, Kirchliche Organisation und Ver- 
teilung der Konfessionen im Bereich der heutigen Rhein- 
provinz, 4 Karten im Maßstab von 1:250000 Bonn, 
H. Behrendt 1903 (Geschichtlicher Atlas der Rheinprovinz, 
herausgegeben im Auftrag des Provinzialverbands von 
der Gesellschaft für rheinische Geschichtskunde). 


Hermann Forst, Das Fürstentum Prüm. XIX und 144 S. 6. 
Mit 3 Karten, Bonn, H. Behrendt 1903 (Erläuterungen 
zum Geschichtlichen Atlas der Rheinprovinz 4. Bd. 
Publikationen der Gesellschaft für rheinische Geschichts- 
kunde XII. 


Hermann Flamm, Geschichtliche Ortsbeschreibung der 
Stadt Freiburg i. Br. 2. Bd. Häuserstand 1400 — 1806 
XLVI und 4188. mit einer Karte 8, Freiburg i. Br. 
Fr. Wagner 1903 (Veröffentlichungen aus dem Archiv 
der Stadt Freiburg i. Br. 4. Teil). 


K. Haff, Geschichte einer ostalamannischen Gemeinlands- 
verfassung unter Berücksichtigung bajuvarischer Weis- 
tümer Tirols, Oberbayerns und Salzburgs VI und 86 8. 8, 
Augsburg Himmer 1902. 


Von den vier Veröffentlichungen zur territorialen Rechtegeschichte, 
auf die ich hier kurz verweisen möchte, ist die erste die weitaus 
wichtigste. 

Wilhelm Fabricius, von dessen verdienstvollen Leistungen für die 
historische Geographie Nordwest-Deutschlands wir schon mehrmals zu 
berichten Gelegenheit hatten, hat mit der vorliegenden Karte in müh- 
samer, entsagungsvoller Arbeit auf dem genannten Gebiet ein neues 
Verdienst sich erworben. Auf 4 Blättern bringt er den Stand der 
Konfessionen zur Darstellung, wie er nach dem Ableben des Herzogs 
Johann Wilhelm von Jülich-Kleve-Berg und vor dem Ausbruch des dreißig- 
jährigen Krieges bestanden hat. Eine geschickte Farbenwahl bat ihm 
aber auch gestattet, die seit der Einführung der Reformation voran- 
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gegangenen Änderungen und die nachfolgenden anzubringen, ohne daß 
die Klarheit und Übersichtlichkeit des Bildes darunter gelitten hätte. 
Auch die Bistümer, die katholischen Landkapitel, die lutherischen Syno- 
den und die reformierten Klassen gelangen zur Darstellung. Selbst die 
Simultanverhältnisse, insbesondere die seit 1680 von Ludwig XIV. 
eingeführten, sind sorgsam verzeichnet. Ja sogar die reformierten 
Kreuzgemeinden findet man eingetragen. Dazu kommen erwünsehte 
Beigaben am Rande: eine Übersichtskarte der lutherischen Diözesen, 
eine ebensolche der katholischen, eine Übersicht der reformierten 
Synoden, ein Plan von Trier und ein solcher von Köln mit ihren 
Kirchen, Klöstern und Kapellen. Das Werk ist natürlich in erster 
Linie für die kirchliche Rechtsgeschichte von Bedeutung; wird es, wie 
zu hoffen steht, für die übrigen Teile Deutschlands nachgeahmt, so 
würden Gesamtübersichten, wie sie z. B. Karl Müller im zweiten 
Band seiner Kirchengeschichte versucht hat, weit eher möglich und 
weniger mühsam werden. Bei dem engen Zusammenhang, in dem 
Territorial: und Konfessionsverhültnisse damals standen, ist aber die 
Karte auch für die weltliche Rechtsgeschichte von größter Wichtig- 
keit und ein willkommenes Hülfsmittel zum Studium besonders der 
rheinischen Verfassungsgeschichte. 

Mit der historisch-geographischen Beschreibung des Fürstentums 
Prüm setzt Forst die s. Z. von Fabricius für das Hochgericht Rhaunen 
(vgl. diese Zeitschrift XXII 1901 S. 451 f) begomnenen Erläuterungen 
sum geschichtlichen Atlas der Rheinprovins fort. Dies Fürstentum, 
das Forst mit dem Amt Prüm identifiziert, ist nach ihm hervorge- 
gangen aus dem 816 abgegrenzten Bannforst und dem infolge des Pippini- 
sehen Immunitüisprivilegs von 762 eximierten Charosgau. Doch nicht 
ohne Abzug; die Vögte der Abtei hatten sich mit einem Teil des Gaus 
abfinden lassen, woraus die Herrschaft Schönecken hervorging. Das 
Fürstentum existierte übrigens bloß nach der Beichsverfassung, wonach 
es dem Erzbischof von Trier eine Stimme im Reichsfürstenrate gab, 
bis zum Jahre 1801; seit 1576 bildete es in Wahrheit nur eine beson- 
ders verwaltete und auch als eigenes Rechtsgebiet in Betracht kom- 
mende kurtrierische Domäne, die nach 1716 sogar dieser beschränkten 
Selbständigkeit größtenteils verlustig ging. Aber ein hochinteressanter 
historischer Boden war dies Ländehen mit der Kleinstadt Prüm, den 
15 Schultheißereien, dem daunischen Hof und den 6 Zennereien. Und 
alt sind die Quellen, die darüber Auskunft geben; außer Ludwigs des 
Frommen Bannforsturkunde kommt namentlich das von Exabt Cae 
sarius von Heisterbach 1216—1222 abgeschriebene und mit Bemerkungen 
versehene bekannte Urbar von 793 in Betracht nebst Urkunden, die, 
z.B. über den Hof Rommersheim, bereits seit dem 8. Jahrhundert Aus- 
kunft geben. Schon Lamprecht in seinem Deutschen Wirtschaftaleben 
u.A. vor ihm haben sich literarisch mit ihm befaßt. Doch gibt die 
Monographie Forsts ein darüber hinausgehendes detailliertes und doch 
auch wieder abgerundetes Bild, das höchst dankenswert ist. Von 
den Karten hebe ich namentlich die erste, den Bannforst samt Charos- 
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gau rekonstruierende hervor, von den Exkursen das berichtigte Ver- 
zeichnis der Ábte von Prüm. Die Beilagen bringen eine Anzahl inter- 
essanter Bannforstbeschreibungen. Wer wie der Referent das brauch- 
bare kleine Buch namentlich zu dem Zwecke der Orientierung beim 
Gebrauch des Prümer Urbars und der Prümer Urkunden zu benutzen 
gedenkt, vermißt schmerzlich ein Register. Das Hochgericht Rhaunen 
von Fabricius ermangelt eines solchen allerdings auch. Es ist also 
wohl durch den Plan ausgeschlossen oder für später zu mehreren 
Bünden vorbehalten. 

Die geschichtliche Ortsbeschreibung der Stadt Freiburg, deren erster, 
von Poinsignon bearbeiteter Teil 1891 erschien, wird rechtsgeschicht- 
liches Hülfsmittel erst in Verbindung mit der von der Badischen histo- 
rischen Kommission zu bewerkstelligenden vollständigen Veröffentlichung 
des Freiburger Stadtrechtes werden. Ich glaube auch nur deshalb die 
Rechtshistoriker auf ihren zweiten Teil aufmerksam machen su sollen, 
weil der Bearbeiter Flamm ihm eine Einleitung vorangeschickt hat, 
worin er über die Quellen der Freiburger Häusergeschichte und über 
das sog. Herrschaftsrecht sich verbreitet. Als Quellen kommen zu- 
nüchst die Fertigungsprotokolle in Betracht, die auf Grund von Ori- 
ginalausfertigungen auf einzelnen Zetteln erst hinterher, nicht nach 
dem System der Realfolien und auch nicht nach dem der Personalfolien, 
sondern ganz unübersichtlich in mehr oder weniger chronologischer 
Ordnung angelegt wurden. Zum Eintrag gelangten aber in ülterer 
Zeit bloß die Zwangsverkäufe, die Frönungen; erst seit der Stadtrechts- 
reformation des Zasius, auf deren grundlegende Bedeutung für diese 
Materie aufmerksam gemacht zu haben Flamms Verdienst ist, führte 
jede, auch die freiwillige, rechtegeschüftliche Grundstücksübereignung 
oder -belastung zu einem Eintrag nach vorangegangener gerichtlicher 
Auflassung. Nach Häuservierecken und Straßen angelegt und dem 
heutigen Realfoliensystem angenähert sind die Herrschaftsrechtbücher, 
deren drei ersterhaltene (von verlorenen hört man schon seit 1327) 
Flamm nach scharfsinniger und umsichtiger Untersuchung von 1473 bis 
1504, 1508—1526 und 1527—1572 in Gebrauch sein und auf die Mitte des 
15. Jahrhunderts sich beziehen läßt. Das Herrschafterecht selbst war die 
in der Einleitung zum Stadtrecht von 1120 (Keutgen, Urkunden zur 
städtischen Verfassungsgeschichte, Berlin 1901 8. 117) erwähnte von den 
einzelnen Hofstätten zu entrichtende Abgabe, von der gesagt wird: 
unicuique mercatori haream in constituto foro [ad] domos in proprium 
ius edificandas distribui atque de unaquaque harea solidum publice 
monete mihi et posteris meis pro censu annuatim in festo beati Mar- 
lini persolvendo disposui. Gezahlt wurde die Abgabe von der ganzen 
Altstadt und den Vorstüdten, nicht von der Lehnervorstadt, die ,in 
des Kuniges zinsun gegen Ceringen* (Zähringer Burg) war, auch nicht 
von einem Teil der Schneckenvorstadt vor dem Martinstor (vermutlich 
noch lüngere Zeit herrschaftlicher Eigenbesitz), wohl aber nach einer 
Andeutung von der Wiehre jenseits der Dreisam. Auch das Rat- 
haus und die übrigen städtischen Gebäude zablten Herrschaftsrecht ; 
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frei war die Kirche, doch nicht die spätere Münsterfabrik, nicht der 
Pfarrherr, die Münsterstiftungen und die Klóster. Bedeutend war die 
Abgabe nie; deshalb fanden auch, trotzdem sie schon bald nach dem 
Aussterben der Zühringer unter der Herrschaft der Freiburger Grafen 
als ablósbare Gült erscheint, Ablósungen nur selten statt. Verpfindet 
wurde sie ebendeshalb erst 1375, als es nach dem 1868 erfolgten 
Anfall der Stadt an das Haus Habsburg-Osterreich sonst fast nichts 
mehr zu verpfüuden gab. Und nur weil die Weiterverpfändung durch 
die Pfandherren Schnewlin-Landeck, die allerdings meist an Mitglieder 
dieser Familie erfolgte, zu vielfachen Scherereien führte, trachtete die 
Stadt seit 1537 darnach, das Herrschaftsrecht in eigene Verwaltung 
und Nutzung zu bekommen. 1563 hatte sie Erfolg und erwarb sie 
selbst die Pfandschaft, Wiedereinlósung um 2500 fl. von seiten der 
Herrschaft Osterreich vorbehalten. 1798/4 wurde die Abgabe zum 
letzten Male eingezogen, wie Flamm am Schluß seiner dankens- 
werten Untersuchung feststellt. 

In der an letzter Stelle genannten Scbrift schildert ein aus 
Pfronten im bayrischen Allgäu stammender junger Gelehrter die Ge- 
schicke und die rechtliche Struktur der noch heute in seiner Heimat 
bestehenden gemeinen Mark und der von ihr umschlossenen, im Laufe 
des 19. Jahrhunderts allerdings meist aufgeteilten Dorfallmenden.!) Seine 
Arbeit verleugnet den Charakter einer Erstlingsuntersuchung nicht 
und lehnt sich vielfach an Baumann und Ernst Mayer an. Aber 
man liest sie mit Interesse und Freude an dem Verständnis, das der Ver- 
fasser an der Eigenart der heimischen Wirtschafts- und Dorfverfassung 
hat, und man gewinnt dank der gründlichen Kenntnis, die er von allen 
Einzelheiten, z B. der allgäuischen Egartenwirtschaft oder des Rodungs- 
und Zaunrechtes besitzt, ein anschauliches Bild vom Verhältnis der ge- 
meinen zu der Dorfmark und von der Verwaltung und Nutzung beider. 
Es wäre zu wünschen, daß solche Untersuchungen öfters veranstaltet 
würden. Da, wo die Weistümer anders als für Pfronten noch nicht 
gedruckt sind, könnten sie jungen Leuten zugleich Gelegenheit geben, 
je eine Weisttimergruppe zur Edition vorzubereiten und anderseits das 
Ergebnis ihrer Arbeit für eine Dissertation oder sonstige wissenschaft- 
liche Studie fruchtbar zu machen. Leicht sind solche Untersuchungen 
nicht. Wie die erfolgreiche Bewältigung schwieriger praktischer Rechts- 
fille gründliche Kenntnis des geltenden Rechts sowie eine gewisse 
Selbständigkeit voraussetzt, so erfordert auch die Behandlung eines 
solchen rechtshistorischen Einzelfalles sichere Beherrschung der Rechts- 
geschichte überhaupt und eigenes Denken. Gerade deshalb ist dabei 
für den Anfünger besonders viel zu lernen, ganz abgesehen davon, 
daß auch der bewährte Forscher immer wieder dazu getrieben wird, 


1) Die ,Pfarrgemeinde*, wie die gemeine Mark heißt, umfaßt noch 
heute 18 Dörter, alle Pfronten (z. B. Pfronten-Steinach) zubenannt, und hat 
Wald und Alpen im Flächeninhalt von 3210 ha, während die Dorfschafts- 
wülder und -weiden in ihrem Innern nur 1290 ha umfassen. 
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auf begrenztem und deshalb mit völliger Sicherheit übersehbarem 
Gebiet festen Grund und Boden zu suchen. Für die Privatrechte- 
geschichte kann davon noch eher abgesehen werden. Aber Liebe und 
Arbeit des Verfassungshistorikers sind, zumal für das Mittelalter und 
die Neuzeit, mit Notwendigkeit zwischen allgemeiner und örtlicher 


Forschu teilt. 
"E 8° Ulrich Stuta. 


Hans v. Voltelini, Die ältesten Statuten von Trient, 1878. 
8° Wien, Carl Gerold 1902 (Separatabdruck aus dem 
Archiv für österreichische Geschichte ΧΟΠ S. 83#.). 


Im 26. Band des Archivs für österreichische Geschichtsquellen hatte 
Tomaschek Statuten der Stadt und des Bistums Trient in einer deut- 
schen Fassung veröffentlicht, die seither der Gegenstand lebhafter Erörte- 
rungen waren insbesondere durch die Trienter Gelehrten Bartolomeo 
Malfatti (Degli idiomi parlati anticamente nel Trentino, Giornale di 
filologia romanza Nr. 2) und Desiderio Reich (Del più antico Statuto 
della città di Trento, Gymnasialprogramm 1888/9 und Nuovi contributi 
per lo Statuto di Trento ecc., Trento 1892). Schon in seinem Beitrag 
„Zur Geschichte des ehelichen Güterrechtes im Tirol“ Festgaben für 
Büdinger (S.— A. S. 4 N. 3) und in seinen Südtiroler Notariatsinbrevia- 
turen I (Acta Tirol. II Innsbruck 1899) S XXXIII N. 5 hatte Voltelini 
angedeutet, daB auch er im Gegensatz zu Tomaschek die von diesem 
publizierte Fassung nicht für das Original sondern für eine Übersetsung 
halte. Hiefür erbringt er nunmehr in der vorliegenden Abhandlung 
den — sagen wir es gleich — völlig durchscblagenden Beweis, indem 
er zugleich die Entstehungsgeschichte des leider verlorenen Originals 
aufzuhellen sucht, wobei er die Forschung ein erhebliches Stück über 
den von den Trienter Gelehrten erreichten Stand hinaus fördert. 


1463 gab der bischöflich tridentinische Hauptmann des Schlosses 
Nomi (&m rechten Etschufer unterhalb Calicano) Heinrich Stang dem 
Famulus Heinrich Langenbach den Auftrag, die Statuten, von denen 
Voltelini jetzt noch eine zweite Handschrift zum Vergleich heranzieht, 
für ihn abzuschreiben, sodaß also auch das Tomascheksche Exemplar 
nicht im Novo Castro und im 14. Jahrhundert entstand, wie Tomaschek 
infolge irriger Lesung und verfehlter Ergänzung der Jahrzahl 63 an- 
nahm. Aus einer Trienter Urkunde von 1275, wonach dem Volk zu 
Trient ein capitulum der Statuten literaliter οὗ vulgariter vorgelesen 
worden war, darf, abgesehen davon, daß die Beziehung zu den Statuten 
sehr fraglich ist, weder mit Tomascbek auf einen deutschen Urtext 
geschlossen werden noch etwa auf einen italienischen. Der Urtext 
kann nur lateinisch gewesen sein. Als eine rohe, plumpe Übersetzung 
aus dem Lateinischen entpuppen sich denn auch die deutschen Trienter 
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Statuten, sowie man sie, was Voltelim zuerst tut, mit den Statuten 
zusammenhält, die 1425 für das venesianisch gewordene Rovereto in 
Gestalt einer Neuredaktion der alien Trienter Statuten hergestellt 
wurden. Voltelini hat eine solche Fülle von Beweisen für die übrigens 
auch schon von Malfatti, wenn schon lange nicht so klipp und klar 
dargetane Übersetzung aus dem Latein erbracht, daß man ihn un- 
nötiger Häufung zeihen müßte, hätte er nicht die Gelegenheit benutzt, 
zahlreiche Bemerkungen von sachlichem Wert anzubringen. Oder be- 
darf ea noch vieler Beweise, wenn der Verfasser der deutechen Redaktion 
aus dem Verbot: Holz zu führen ab Aquaviva superius versus Tridentum 
macht „auf den rinnenden wassern ob Trient*, oder wenn durch ihn 
der Satz: Quod in appellatione masculi etjam foeminae contineantur 
d.h. unter der Bezeichnung Mann sollen die Weiber mitverstanden 
werden (als ob es farblos Mensch hieße) wird zu: „Das das geding 
des weibs und mans sol gehalten werden“? Aber aus was für einem 
Statut wurde diese deutsche Fassung übersetzt? Cresseri, Gar, Mal- 
fatti meinten aus einem verlorenen des 18. oder 14. Jahrhunderts, Reich 
läßt sie aus einer Kompilation der ältesten erbältenen lateinischen 
Trienter Statuten, der sog. Alexandrinischen von 1425, entstanden sein, 
und hält ein übrigens ganz willkürlich angenommenes ültestes Statuto 
nero für verloren. Demgegenüber weist Voltelini, eben indem er die 
Statuten von Rovereto zu Ehren bringt, völlig überzeugend nach, daß 
die deutsche und die Roveretaner Fassung mittelbar auf einen Arche- 
iypus zurückgehen, dem die Fassung von Rovereto sehr nahe steht. 
Und dies Ergebnis bestätigt einerseits das älteste Statut der Trienter 
Sindici, d. h. der von Fall zu Fall ernannten Gemeindesachwalter, mit 
denen sich die Kommune Trient begnügen mufte, nachdem sie unter 
Friedrich Barbarossa die Konsulatsverfassung eingebüBt hatte; das 
Statut der Syndiker enthält nämlich mehrere Bestimmungen der Trienter 
Statuten, keine, die nicht in der deutschen Fassung und derjenigen 
von Rovereto sich fünden, eine ganze Anzahl, die enge an die Rovere- 
taner sich anlehnen. Anderseits lehrt auch die gelegentliche Erwüh- 
nung in anderen Quellen, daB es im 14. Jahrhundert keinen anderen 
Text der Trienter Statuten gab als den im wesentlichen im Statut von 
Rovereto erhaltenen. Deutsche und Roveretaner Fassung zerfallen aber 
in zwei Teile, in die sog. alten und die neuen Statuten. Die letztern 
ergingen nach Angabe der Publikationsformel unter Bischof Nikolaus, 
wahrscheinlich zwischen 1840 und 1843; sie stellen sich als ein besonders 
für den Zivilprozeß höchst wichtiges Gesetz dar (Vereinfachung der 
Ladung, Arrestprozeß, schriftliches und summarisches Verfahren), Die 
älteren Statuten läßt Voltelini mit großer Wahrscheinlichkeit nach 
1290, genauer zu Anfang des 14. Jahrhunderts entstehen, aber auf Grund 
älterer Rechtsaufreichnungen und Gesetze. 

Mit den späteren Umgestaltungen der Stetuten von Trient be- 
faßt sich der Schluß der Untersuchung Voltelinis, Nachdem Bischof 
Georg den Trientern am 28. Februar 1407 nach siegreichen Aufstand 
gegen seine Beamten ein wichtiges Privileg hatte erteilen müssen, das 
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ihnen unter anderm das Recht der freien Ratswabl zubilligte und einen 
gleichfalls gewühlten Bürgermeister, nachdem dann aber das Amt des 
letzteren wieder beseitigt worden war, indes die Wahl des bischöflichen 
Vikars, des erstinstanzlichen Richters in Zivil- und Strafsachen, den Bür- 
gern blieb, machte sich das Bedürfnis nach einer Neuredaktion geltend, 
die 1425 vom Bischof Alexander von Massovien bestätigt wurde (Alexan- 
drinische Statuten) Während das frühere Statut nur die Vicentiner 
Statuten benutzt hatte, macht sich in dieser Neuredaktion, deren In- 
halt Voltelini eingehend bespricht, auch der Einfluß derjenigen von 
Verona und gewisser z.Z. allerdings noch nicht nachweisbarer lom- 
bardischer Quellen bemerkbar. Doch blieb man dabei nicht stehen. 
Die Handwerker und die Deutschen drängten auf Mitbeteiligung an 
dem bis dahin lediglich den Geschlechtern zustehenden Regiment. 
Es wurden heftige Klagen laut, die nebst älteren Urkunden z. T. im 
Anhang abgedruckt sind. Doch hat Bischof Ulrich III. der Bruder des 
Landsknechtführers Georg von Frundsberg, in den Zusätzen zu den 
Alexandrinischen Statuten, die mit diesen zusammen die sog. Udal- 
ricianischen von 1491 bildeten, weder eine Ratserweiterung und die 
direkte Ratswahl durch die Nationen bezw. Gemeinden noch den 
Bürgermeister bewilligt, vielmehr auf die Verschärfung der über den 
Rat geübten Kontrolle sich beschränkt. Die Maßregel erwies sich 
politisch und gesetzgeberisch als Halbheit; schon 24 Jahre später 
unter Bischof Bernhard v. Cles wurden die stark erweiterten, vom 
Bauernkrieg mit beeinflußten Cles’schen Statuten von 1527 durch die 
Konsuln selbst zusammengestellt; sie galten bis zur Säkularisation 
von 1808. Eine Vergleichstabelle zwischen den Trienter, Roveretaner 
und Syndiker Statuten einerseits und den Alexandrinischen, Roveretaner, 
Uldalricianischen und Cles'schen anderseits beschließt Voltelinis 
Abhandlung, die für die Quellen-, aber auch für die materielle Rechts- 
geschichte Südtirols und Oberitaliens überaus lehrreich und ergiebig ist. 


Ulrich Stutz. 


Paul Viollet, Histoire des institutions politiques et ad- 
ministratives de la France, 3 vol. VIII et 468, 470, 601 p. 
Paris, Larose et Forcel 1890—1903. 


Selten genug kommt der Berichterstatter in den Fall, die Voll- 
endung größerer, zusammenfassender Darstellungen anzeigen zu können. 
Mit um so lebhafterer Freude begrüßt er den Abschluß dieser Ge- 
schichte der Verfassung und Verwaltung Frankreichs im Mittelalter, 
die der vielverdiente Bibliotbekar der Pariser Juristenfakultät und 
Professor für bürgerliches und kirchliches Recht an der Ecole des 
chartes vor mehr als anderthalb Jabrzehnten begonnen und seit 1890 
mit seltener Regelmäßigkeit und einer bis zur letzten Seite durch- 
geführten Gleichmäßigkeit veröffentlicht hat. Das Buch hat längst 
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seinen festen Platz in der Literatur, und sein Charakter ist bekannt. 
Niemand von uns greift zu ihm, um ein juristisch scharf gefaßtes 
und konstruiertes Bild seines Gegenstands zu suchen; die historisch- 
politische Betrachtung, die schlichte Feststellung dessen, was ohne 
eigentlich rechtshistorische Bearbeitung aus den Quellen sich ergibt, 
steht bei ihm im Vordergrund. Und niemand erwartet von diesem 
Buche blendende, neue Ergebnisse; zweifellos fördert es nicht selten 
Einzelfragen, aber im ganzen ist es zu vorsichtig und nüchtern, um 
neue Gedanken in die Diskussion zu werfen und machtvoll durchzu- 
kümpfen. Auch im neuesten Band, der die wichtigen Materien des 
Städte- und Zunftwesens, der Reichs- und Provinzialstände, des könig- 
lichen Beamtentums und der Parlamente, der Rechnungshófe und des 
Finanzwesens behandelt, tut es dies nicht. Fast móchte man meinen, 
die seltene Belesenheit des Verfassers auch in der ausländischen Literatur 
sel die Ursache; die Bibliographien, die er gibt, verraten in der Tat 
überall den kundigen Bibliothekar, die zahlreichen Noten den sorg- 
fültigen Leser. Jedoch trotz alledem ist Viollet im Gegensatz zu ge- 
wissen Andern, die gerade über französische Verfassungsgeschichte 
dickleibige Kompilationen geschrieben haben, durchaus selbstündig; 
er kennt die Quellen aus eigener Anschauung, und man kann sich auf 
ihn verlassen. In einer gewissen üngetlichen Zurückhaltung, die lieber 
mit einem Zuwenig, das handgreiflich ist, sich begnügt, als die volle, 
durch juristische Bearbeitung der Quellen zu erreichende Wirklichkeit, 
selbst auf die Gefahr eines gelegentlichen Irrtums hin, anzustreben, darin 
liegt eben die Eigenart von Viollet. Le style c'est l'homme; Viollets 
Sprache ist nicht anders: einfach und prüzis, fast jeden Schmucks 
und jedes ktihnen, hinreiGenden Schwungs bar. Doch hin und wieder 
wird der Mensch über den Schriftsteller Meister; entweder es fällt 
eine die Gegenwart scharf treffende Seitenbemerkung ab, oder es bricht 
ein gewisser trockener Humor durch wie z.B. anläßlich der Fest- 
stellung, daß die mittelalterlichen Gilden gleich den römischen 
Kollegien gemeinschaftliche Gelage gekannt hätten, wozu Viollet 
meint: Festoyer est tout aussi romain que germanique. Gerade so 
auch in der Sache; man täusche sich nicht: Viollet ist viel kenntnis- 
reicher und unbefangener als mancher Andere, aber eine subjektiv 
einseitige Auffassung wird über ihn doch öfter Herr, als es den An- 
schein hat. Man lese z.B. folgende Stelle: Le régime représentatif 
est-il donc une création du moyen-Age? Il me sera permis d'hésiter. 
Sans doute on n'a signalé pour la France aucun texte qui, durant la 
période mérovingienne ou carolingienne, suppose une organisation re- 
présentative; mais il ne faut pas oublier que les Saxons pratiquaient 
ce système dès les temps barbares (Viollet denkt an die bekannte 
Stelle aus Hucbalds Vita Lebuini von dem alljührlichen generale con- 
cilium secus flumen Wiseram et locum Marklo) et qu'il n'était nullement 
inconnu des Gallo-Romains. Entre les temps barbares ou la période 
gallo-romaine et la date des premiers témoignages très précis que 
nous sommes en mesure de faire valoir, bien des faits du móme genre 
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ont pu se produire sans que les annalistes aient daigné nous en in- 
former. Man sieht, hier meldete sich bei unserem Historiker eine zum 
mindesten hóchst subjektive Meinung an. Die Quellenlage ist su klar 
und Viollet zu vorsichtig, um sich in Widerspruch mit ihr zu setzen. 
Aber dem Leser wird, was der Autor selbst su sagen sich scheut, auf 
die Zunge gelegt, in der sicheren Erwartung, er werde kühner sein. 
Immerhin sind das Ausnahmen. Im allgemeinen ist eher zuviel Zurtick- 
haltung geübt, und wird der Rechtshistoriker zu kurz kommen. Doch 
hat ein solches Buch auch viel für sich. Viollet ist durch seine vor- 
sichtige Art vor manchen Verirrungen bewahrt geblieben, die mehr als 
einer seiner Zeitgenossen und zwar nicht nur in Frankreich durch- 
gemacht hat, und wer weiß, ob man nicht in Zukunft öfter zu ihm 
greifen wird als zu der einen oder andern franzósischen Verfassungs- 
geschichte seiner Zeit? Jedenfalls können Anfänger sich bei ihm einen 
Grundstock gesicherten Wissens erwerben, und verhilft er dem gereiften, 
aber anders gerichteten Forscher gelegentlich zu erwtinschter Selbst- 
ernüchterung. Schade, daß das Buch so gering ausgestattet ist. 
Ulrich Stutz. 


Robert Caillemer, docteur en droit et chargó de cours 
à la faculté de droit de Lyon. Études sur les sue- 
cessions au moyen-áge. I Origines et développement 
de l'exécution testamentaire (époque franque et moyen- 
âge) 740 p. 8°. II Confiscation et administration des suc- 
cessions par les pouvoirs publics au moyen-áge 196 p. 8° 
Lyon, Α. Rey 1901. 


Wenige privatrechtliche Materien sind im letzten Jahrzehnt 
monographisch so gefürdert worden wie die Geschichte der Treuhand. 
Alfred Sehultze machte 1895 mit der letztwilligen "Treuhand des 
Langobardenrechts und deren Umbildung zur Testamentsvollstreckung 
den grundlegenden Anfang. Fünf Jahre darauf erschien das Konstanzer 
Salmannenrecht von Konrad Beyerle, welcher ein bis dahin so gut 
wie unbebrutes Anwendungsgebiet der Treuhand auf Grund reichen, 
ungedruckten Quellenmaterials plötzlich ins hellste Licht rückte und 
die Lehre von der Treuhünderschaft überhaupt da und dort bereicherte 
und vertiefte. Zu ihnen gesellt sich nunmehr als Dritter Robert 
Caillemer. Während er Beyerles Werk offenbar nur noch für die 
‚Anmerkungen seiner umfangreichen Untersuchung benützen konnte, hat 
er Schultzes Buch voll auf sich wirken lassen, und fußt er wesentlich 
auf ihm. Aber er hat das Untersuchungsgebiet bedeutend erweitert, 
r&umlich, indem er das ganze Abendland — das englische Recht nicht 
ausgeschlossen — in den Bereich seiner Arbeit zog, und zeitlich, indem 
er diese bis zum Schluß des Mittelalters, ja darüber hinaus, mitunter 
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sogar bis ins 17. und 18. Jahrhundert erstreckte. Dadureh und durch 
eine erneute, gründliche Diskussion aller einschlügigen Fragen, deren 
behagliche Breite dank ihrer Klarheit und Eleganz keineswegs er- 
müdend wirkt, ist es dem Verfasser gelungen, auf einem Gebiet, auf 
dem die Grundlagen durch die Früheren schon gelegt waren, im 
einzelnen manch wertvolle neue Beobachtung zu machen, und das 
Ganze so abzurunden, daß wer in Zukunft über die Geschichte der 
letstwilligen Treuhand und der Testamentsvollstreckung in ihrer ge- 
samten Entwicklung sich orientieren will, zuerst zu dem Buch von 
Caillemer zu greifen haben wird. Um so mehr, als auch Methode und 
Darstellung vorzüglich sind, und der Verfasser nicht nur eine Belesen- 
heit und Zuverlässigkeit bekundet, die Staunen erregt!) — die massen- 
haften deutschen Zitate und Quellenbelege sind selten korrekt! — 
sondern auch das Quellenmaterial in einer Vollständigkeit und mit 
einer Sicherheit beherrseht wie wohl niemand vor ihm. Man würde 
vielleicht da und dort etwas mehr konstruktive Schürfe wünschen, 
man wird an mehr als einer Stelle anderer Ansicht sein — ich be- 
greife z. B. den Eifer nicht ganz, mit dem er gegen Hübners Unter- 
scheidung der donationes post obitum und der donationes retento usu- 
fructu sich wendet, die ja praktisch, was weder Hübner verkannt hat, 
noch ich verkenne, zu demselben Ergebnis führen, aber eben ihrer 
Struktur nach verschieden sind, weshalb auch die verschiedene Be- 
zeichnung — aber die Nützliehkeit und Verdienstlichkeit dieser Neu- 
bearbeitung läßt sich nicht bestreiten. Ich lasse deshalb einen kurzen 
Abriß des Inhalts folgen, bitte aber den Leser zu berücksichtigen, 
daB gerade das dabei ausfallen wird, was den Beiz des Buches aus- 
macht, die bunten Farben, die der Verfasser in Gestalt trefflich aus- 
gesuchter Quellenbelege aufzutragen verstanden hat, und die sorgsame 
Aufdeckung der landschaftlichen Nuancen. 

Ausgehend von der Beobachtung, daß der code civil,. auf den in 
dieser Beziehung das der Testamentsvollstreckung nicht wohlwollende 
römische Recht eingewirkt hat, bloß noch einen Schatten des auch 
im altfranzösischen Recht einst so verbreiteten Instituts aufweist, so- 
daß die französische Praxis sich mit Universallegaten helfen muß, daß 
dagegen andere, mehr deutsch- und modernrechtlich gerichtete Ko- 
difikationen wie s. B. unser BGB. es voll ausgebildet aufnahmen, 
handelt er zuerst vom Ursprung der Einrichtung, römische Abkunft 
gänzlich, germanische nur bedingt, d. h. unter Anerkennung des Zu- 
sammenbangs mit der Affatomie ablehnend. Dann geht er daran, die 
Zwecke zu untersuchen, zu denen man Vollstrecker verwendete u. s. 
zunächst in der testamentlosen Zeit, d.h. vom 8. bis 12. Jahrhundert, 


1) Nur das ungefähr gleichzeitig mit Beyerles Werk erschienene 
Buch von Wolf von Glanwell, Die letztwilligen Verfügungen nach ge- 
meinem kirchlichen Recht, Paderborn 1900, hat er übersehen, in dem als 
Kommentar zu c. 17 X, de testamentis, 3,26 B. 192 eine Darstellung des 
kanonischen Testamentsvollstreckungsrechts versteckt ist. 
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Caillemer findet sie in der Verfügung pro anima im weitesten Sinne 
mit ihren verschiedenen Spielarten und dem Bedürfnis freien, nicht 
durch Unwiderruflichkeit gehemmten Waltens, in der Freilassung von 
Knechten, und für die Treuhand unter lebenden in der größeren Ge- 
wührschaft bei Schenkungen und Grundstücksgeschäften. Im Laufe 
des 12. Jahrhunderts kommt das vorher nur in den westgotischen 
Gebieten in Geltung gebliebene Testament wieder auf!) gerade mit 
in Anknüpfung an die letztwillige Treuhand. Zunächst werden dadurch 
nur die Aufgaben der Vollstrecker vermehrt; Liquidation des Nach- 
lasses, Auslegung des letzten Willens, Aufrechterhaltung desselben 
gegen Vermächtnisnehmer und besonders gegen die Erben, Verteidigung 
des Testaments gegen Dritte, wobei noch andere behülflich sind, 
Zeugen, die den Vollstreckern sich annähern, defensores, adiutores testa- 
menti, dann die Vormundschaft über die Kinder und die Witwe; das 
alles sind Zwecke, um derentwillen man Testamentsvollstrecker bestellt. 
Ihre Namen in früherer und spüterer Zeit und für ihre verschiedenen 
Verwendungen, wie elemosynarii, wadiarii, fideiussores, spondarii, 
manumissores, erogatores, fideicommissarii, executores, Salmannen, 
manufideles, manutercii, testamentarii, Seelgerüter erfahren im {ο]- 
genden eine gründliche Besprechung. Die Dogmatik der letstwilligen 
Treuband leitet Caillemer ein mit einem Abschnitt über die Gewere 
des Treuhünders; auf dem Wege der Deduktion aus den Grundgedanken 
vornehmlich des deutschen Rechts und auf dem der Induktion aus dem 
Quellenmaterial und den darin bezeugten einzelnen Ausstrahlungen 
des Treuhandrechtes wird die sachenrechtliche Grundlage nacbgewiesen 
und die Mandatstheorie energisch widerlegt. Dann kommen die 
Äußerungen dieser Treuhündergewere sur Darstellung, der Besitz, die 
allerdings oft fehlende Nutzung, die Gewührschaft. Anhangsweise stellt 
übrigens Caillemer fest, daB als missi oder nuntii gelegentlich auch un- 
gewerte, den Vollstreckern nahe kommende Hülfspersonen begegnen. Das 
Aufkommen des Testaments ändert an der rechtlichen Natur der letzt- 
willigen Treuhand zunüchst so gut wie nichts; der Testamentsvollstrecker 
ist in alter Weise représentant-successeur. Nicht einmal die Kanonisten 
und Romanisten, die seit dem 18. Jahrhundert anfangen, die römische 
FideikommiBlehre auf die Testamentsvollstreckung anzuwenden, ver- 
mögen zu verhindern, daß der Vollstrecker nach wie vor ein inter- 
médiaire de transmission bleibt, ein propriétaire intérimaire. In der 
durch die Urkunden bezeugten Praxis behauptete sich die Treuband- 
gewere noch mit weit größerem Erfolg; auch im 19. Jahrhundert er- 
scheint der Vollstrecker als ausschließlicher Inhaber der Gewere. Bei 
der Testamentserbfolge dauert es sehr lange, bis unter dem Einfluß des 
römischen Rechts wirkliche Universalerben den Vollstrecker zurück- 
drüngen. Was aber die natürliche Erbfolge anlangt, so wird erst zu 


1) Caillemer berichtigt in manchen Punkten die Untersuchung von 
Henri Auffroy, L'évolution du testament en France, des origines au 18* 
siècle. Paris 1899. 
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Ende des Mittelalters im contumiären Recht den Erben die Möglich- 
keit gegeben, unter gewissen Bedingungen den Vollstrecker von jeder 
Gewere auszuschlieBen, wührend in Deutschland allein das rezipierte 
rômische Recht der Testamentevollstreckung einigen Abbruch zu tun 
vermag, und in England ihre Machtfülle sich geradezu steigert. Vom 
Erwerb der Treuhandgewere handelt das besonders interessante folgende 
Kapitel, wieder die Zeit vor und nach dem Aufkommen des Testaments 
auseinanderbaltend. Zunächst wird für jene die Bezeichnung des Akts 
als traditio festgestellt, hierauf die symbolische Investitur, die, je 
nachdem, eine sofortige oder durch den Tod des Bestellers suspensiv 
bedingte Gewere gibt, wührend die resignatio oder Auflassung im 
engern Sinne fehlt; auch des Erfordernisses der Offentlichkeit gedenkt 
der Verfasser. Die Bestellung ist unwiderruflich. In Italien, Kata- 
lonien und Septimanien gab es aber auch bloß schriftlich oder mtünd- 
lich bestellte Vollstrecker; dort scheint ο.6 Liutprandi (719) den Aus- 
gangspunkt gebildet zu haben, hier das westgotische, vom römischen 
übrigens sehr verschiedene Testamentsrecht. Anderswo dagegen be- 
gegnen Vollstrecker, die nicht durch traditio bestellt sind nur, 
soweit es sich um Personen handelt, die ohnedies die Gewere des be- 
ireffenden Gutes haben, also Kinder des Verstorbenen und dessen 
überlebender Ehegatte, denen sich dann freilich, wenn &uch nur zur 
Verbeistándung des allein sachenrechtlich t&tig werdenden Einen, 
Freunde, Priester und andere Vertrauenspersonen zugesellen, die 
weniger zur Ausführung einer donatio als einer destinatio des Ver- 
storbenen beitragen. Ich muß gestehen, daß gerade diese Ausführungen 
mir deshalb besonderen Eindruck gemacht haben, weil ich mich wieder- 
holt vergeblich bemüht habe, über solche besonders in den Urkunden 
von Cluny massenhaft wiederkebrende Fälle mir Klarheit zu schaffen; die 
Auslegung von Caillemer, daß es sich nicht sowohl um Erbenlaub oder 
aus Gemeinderschaft allein zu erklärende Vorgänge handelt, daß viel- 
mehr die letztwillige Treuhand hineinspielt, leuchtet mir sehr ein. Aber 
auch neben dem wiederaufkommenden Testament bleibt die traditio 
lange in Übung; erst nach und nach bürgert sich die Bestellung in einem 
einseitigen und widerruflichen letzten Willen ein. Das Recht des Treu- 
händers an dem ihm anvertrauten Gute stellt sich dar als Eigentum 
nach Maßgabe der lex traditionis; gegenüber der Formel des resolutiv 
bedingten Eigentums zieht Caillemer die Annahme eines eigenartigen 
altdeutschen Eigens vor. Die Heuslersche Munttheorie entbült nach 
ihm viel Wahres, zumal wenn man die mittelalterliche Munt über 
Tote (mit Wergeldberechtigung des Muntwalts) in Betracht zieht, 
kann aber gegen das deutlich bezeugte Eigen doch nicht aufkommen. 
Die Vererblichkeit der Treuhänderschaft, auf dem Festland meist 
abgelehnt, bricht in England durch. Die Treuhündergemeinschaft 
wird von Caillemer unter ungenügend motivierter Ablehnung der 
Gesamthandsform erórtert. Dagegen findet sich in dem Abschnitt über 
das Objekt und die Dauer des treuhünderischen Rechts ein sehr ge- 
lungener Paragraph, der den Zusammenhang des kirchlichen annus 
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gratiae mit der letztwilligen Treuhänderschaft dartut. Die Stellung 
des Treuhünders zu den Forderungen und Schulden ist eingehend be- 
handelt, auch nach englischem Recht. Bei Erörterung der verschiede- 
nen Vollmachten nimmt besonders die Testamentsvollstreckung mit 
Zuweisung des Überschusses an den Vollstrecker einen breiten Raum 
ein, woran sich passend die Besprechung des namentlich im spanischen 
Recht sehr beliebten kommissarischen Testaments reiht; bei ibm wird 
dem Vollstrecker die Verfügung über den ganzen Nachlaß ohne jede 
bestimmte Weisung eingeräumt. War bisher nur von den Rechten 
des Testamentsvollstreckers die Rede, so geht Caillemer im weiteren 
zu dessen Pflichten über, unter denen er mehr privatrechtliche von 
mehr öffentlichen scheidet, welch letztere die Testamentsvollstreckung 
zu einer Art officium machen. In ersterer Beziehung liegt die Sache 
im Prinzip einfach; bricht der Treuhänder seine Verpflichtung, die 
nach Caillemer ebensowohl aus Realkontrakt wie aus fides facta 
entsprungen sein kann, so füllt die Eigengewere dahin, wozu freilich zu 
‚bemerken ist, daß den Quellen eine Haftung des Vollstreckers gegenüber 
den Erben zwar nicht fremd, aber auch nicht gerade geläufig ist. Eine 
wirksamere Überwachung ergab sich aus dem Amtscharakter der Testa- 
mentsvollstreckung. Er hätte eigentlich einen Zwang zur Annahme 
involviert, und ein solcher wird in den Quellen auch bisweilen statuiert; 
gewöhnlich ist jedoch nur ausgesprochen, daß man von der einmal 
übernommenen Vollstreckerschaft nicht mehr zurücktreten könne. All. 
gemein wird vom Volistrecker die Errichtung eines Inventars gefordert; 
das Gewohnheitsrecht heischt von ihm außerdem die publicatio und 
prolatio testamenti, die Kanonisten fordern Sicherheitsleistung und 
Eid. Der executor ad arbitrium, der Vollstrecker mit der Verpflichtung 
den Überschuß zu verteilen, oder derjenige, der die vom Erblasser male 
ablata zurückerstatten soll, sie alle unterliegen besonders strenger 
Überwachung. Aber auch sonst ist der Vollstrecker streng kontroliert. 
Nach den coutumes, nicht nach der Theorie kann er einen procurator 
ad agendum bestellen, Nachlaggüter veräußern oder erwerben. Ins- 
besondere hat er zum Schluß Rechenschaft über seine Amtsführung 
au geben. Im Prinzip ist seine Mühwaltung unentgeltlich, tatsächlich 
wird er meist dafür belohnt. Es folgt ein Abschnitt über die gesetz- 
lichen und obrigkeitlich gegebenen Volletrecker und hierauf eine 
Schilderung des Wettbewerbs der geistlichen Obrigkeit (Bischof) und 
der weltlichen um die Aufsicht und die Gerichtsbarkeit. Damit endet 
das durch Vorstehendes in seinem Gedankengang nur notdürftig 
skizzierte Buch. 

Mit dem Eingreifen der öffentlichen Gewalt ins Erbrecht be- 
schäftigt sich auch die zweitgenannte Studie des Verfassers. Sie ist 
in derselben Weise und mit dem gleichen, erschöpfenden Quellen- 
apparat gearbeitet wie die erste. Zunüchst wird die Einziehung des 
Nachlasses der Wucherer behandelt, wobei namentlich auch das 
schweizerische Recht in Ergünzung von Huber, Geschichte des 
achweiserischen Privatrechts S. 554 eingehende Berücksichtigung er- 
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führt. Dann ist vom Nachla8 der desperati, besonders der Selbst- 
mürder die Rede. Die Verwaltung und Verteilung des erblosen Gute 
beschäftigt des fernern den Verfasser und dabei insbesondere die 
Frage, ob die Nachfolge des Königs oder der Gemeinde eine Erb- 
folge gewesen sei; prinzipiell gibt er das nicht zu, praktisch stellt er 
es dagegen nicht in Abrede. Das Bastard- und das Fremdenrecht 
machten den Beschluß. 


Beide Arbeiten sind französische Thesen bester Art und lehren, 
zu wie schönen Erfolgen es führt, wenn deutsche und französische 
Forschung vorurteilsfrei einander in die Hände arbeiten. Ein dritter 
Teil ,L'église et la suocession ab intestat“ steht vom Verfasser zu er- 
warten. Nach einem so viel versprechenden Anfang können wir nur 
wünschen, dem gelehrten Autor noch recht oft zu begegnen.!) 


Ulrich Stutz. 


Joannes Karasconyi et Samuelis Borovszky, Regi- 
strum Varadinense examinum ferri candentis ordine 
chronologico digestum descripta effigie editionis a! 1550 
illustratum, 1903. 


Schon Patetta, Le ordalie Torino 1890 S. 475 f. und vor ihm 
u. À. Dareste haben die Rechtshistoriker aufmerksam gemacht auf 
das interessante Register, das sich einst im Besitz des Domkapitels 
von GroBwardein (lat. Ritus) in Ungarn befand und Kunde von zahl- 
reichen Füllen gibt, in denen in den ersten Jahrzehnten des 13. Jahr- 
hunderts das Gottesurteil des heißen Eisens zur Anwendung gelangte. 
Das zu Ende des 11. Jahrhunderts entstandene decretum Colomanni 
ο. 22 bestimmt nämlich (Endlicher, Rerum Hungaricarum monumenta 
Arpadiana, Sangalli 1849 S. 363): Judicium ferri et aque in aliqua 
ecclesia fieri interdicimus nisi in sede episcopali et maioribus pre- 
posituris nec non Posonii et Nitrie. So wurden denn von den Diözesan- 
gerichten die Parteien zur Eisenprobe auch nach Wardein geschickt. 
Dort führte man über die einzelnen Fülle ein Protokoll, das natürlich 
in erster Linie für die Geschichte des ungarischen Stände-, Zivil-, 
Straf- und ProzeBrechts von gróBter Wichtigkeit ist, aber auch 
manches Interessante über das Gottesurteil des heißen Eisens als solches 
ergibt, wofür ich auf Patetta verweise. Hier möchte ich bloß auf die 
‘ebenso schöne wie brauchbare neue Ausgabe aufmerksam machen, die 
es soeben erfahren hat. Seit der ersten, sehr selten gewordenen Aus- 
gabe, die, da eine Handschrift des Denkmals nicht erhalten ist, selbst 
den Wert einer solchen hat, war das Register wiederholt ediert worden, 


1) Eben veröffentlicht er in den Mélanges Ch. Appleton, Lyon, Rey 
1908 Quelques observations sur l’histoire du douaire des enfants, worin er 
die Regel: Nul n'est héritier et douarier behandelt. 
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für den deutschen Leser am nächstliegenden im Anhang von Endlichers 
oben erwähnten Rerum Hungaricarum monumenta (S. 6404), jedoch 
stets mehr oder weniger mangelhaft und ohne gentigenden Apparat. 
Da die Monumenta historiae Hungariae und andere neuere Publikationen 
die Identifizierung der zahlreichen Orte- und Personennamen und die 
genauere Datierung ermöglichten, entschloß sich das Großwardeiner 
Domkapitel, dem Franz I. s. Z. nicht umsonst einige stalla litteraria, 
von denen gegenwärtig einen der bekannte ungarische Akademiker 
und Historiker Weihbischof Wilhelm Fraknói inne hat, gestiftet zu 
haben scheint, in sehr dankenswerter Weise, eine den Anforderungen 
unserer Zeit entsprechende neue Áusgabe zu veranstalten. Sie wurde 
von den beiden obengenannten Gelehrten besorgt und bringt zunüchst ein 
Faksimile der editio princeps von 1550. Dann stellt sie in 2 Kolumnen 
die weltlichen und kirchlichen Würdentrüger nebeneinander, wie sie 
in den übrigen Dokumenten und im Wardeiner Register vorkommen. 
Es folgt lateinisch und magyarisch eine Abhandlung, in welcher auf 
Grund dieser Feststellungen und unter Benutzung der Anhaltspunkte, 
die das Register selbst gibt, die Unordnung, welche die Erstausgabe 
aufweist, zu beseitigen und mit Glück der Urtext, wie ihn der Kapitels- 
notar s. Z. Eintrag für Eintrag niedergeschrieben hatte, zu rekonstruieren 
unternommen wird. Dabei ergibt sich das tiberraschende und den 
Rekonstruktionsversuch auch sachlich rechtfertigende Ergebnis, daß 
in dem wiederhergestellten Urregister von Jahr zu Jahr die Straf- 
sachen, besonders solche, in denen es zum Gottesurteil kommt, mehr 
zurticktreten und Zivilsachen sowie Akte der freiwilligen Gerichtabarkeit 
in den Vordergrund treten, sodaß zuletzt nur noch von Freilassungen 
und Schenkungen, insbesondere aber von Immobiliargeschüften die 
Rede ist. Aus dem Ordalregister erwüchst, zumal nach Erlaß von 
ο. 21 decreti Andreae II ai 1231 (Endlicher a. a. O. S. 491 f) ein Ge- 
schüfts- und Grundprotokol. Welch anderes Aussehen durch solche 
Rekonstruktion das Register erhült, lehren übersichtlich zwei Tabellen, 
die eine in der Ordnung der editio princeps, aber unter Beigabe der 
erschlossenen Daten der einzelnen Eintrüge, die andere diese rein 
chronologisch ordnend und nun alte und neue Nummern nebeneinander 
stellend. Es folgt die Rekonstruktion selbst mit dem Vorwort der 
ersten Ausgabe. Die Liturgie für die Benediktion des Eisens, vom 
ersten Herausgeber an den SchluB gesetzt, geht jetzt voran. Die in 
chronologischer Folge erscheinenden Einträge stammen aus den Jahren 
1208 bis 1235, im ganzen 889 Nummern, und sind von den Heraus- 
gebern mit geographischen und sprachlichen Bemerkungen versehen. 
Den Beschluß machen eine kurze Übersicht über die früheren Aus- 
gaben und ein ausführliches Personen-, Orts- und Sachregister. Die 
Ausstattung entspricht der Wichtigkeit der Quelle. 


Ulrich Stutz. 
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Concilium Basiliense. Studien und Quellen zur Ge- 
schichte des Konzils von Basel, herausgegeben mit 
Unterstützung der historischen und antiquarischen Ge- 
sellschaft von Basel von Johannes Haller. Bd. IV. 
Protokolle des Konzils von 1436, Basel, Helbing und 
Lichtenhahn (ehemals Reich) 1903 XII und 421 8. in 4°. 


Von dieser wichtigen Publikation, deren drei erste Bünde in 
dieser Ztschr. XVII 1896 S. 159f. und XXI 1900 S. 349 angezeigt wur- 
den, ist soeben der vierte Band erschienen. Er umfaßt nur ein Jahr, 
das aber besonders wichtig ist, weil in dasselbe die Zuspitzung des 
Konfliktes mit der Kurie und die Verhandlungen über die Verlegung 
des Konzils samt der darüber entscheidenden Abstimmung fallen. Mit 
diesem Jahr 1486 bórt auch die Reinschrift des Manuals von Notar 
Bruneti auf. Erst im Februar 1488 setzt wieder ein freilich nur im Ent- 
wurf vorhandenes Manuale des Notars Huglin ein; es wird in der Fort- 
setzung folgen, jedoch nicht von Haller herausgegeben, der mit dem 
vorliegenden Band seine Arbeit an dem Werke abschließt. In der 
Vorrede verteidigt er die Bezeichnung Protokoll gegenüber den Ein- 
wendungen, die Merkle in seiner Einleitung zu der neuen Ausgabe des 
Tridentinums dagegen erhoben hat. Haller scheint mir im Recht zu 
sein. Doch wäre zu wünschen, daß derartige polemische Auseinander- 
setzungen nicht in den Ausgaben selbst verewigt, sondern an anderer 
Stelle vorgenommen würden, wo sie ihren Dienst auch tun, nachher 
aber in Bälde erwünschter Vergessenbeit anheim fallen. 


Ulrich Stutz. 


Dr. Herbert Meyer, Neuere Satzung von Fahrnis und 
Schiffen. 8°. (XIII und 142 8.) Jena 1902, Gustav 
Fischer. 


Die vorbezeichnete Schrift, auf Grund deren ihr Verfasser die 
venia legendi von der Breslauer Juristenfakultät erlangt hat, stellt 
sich zur Hauptaufgabe die Bekämpfung der trotz mehrfacher Anzweife- 
lung herrschenden Meinung, daß eine Verpfündung beweglicher Sachen 
ohne Übertragung der Gewere dem deutschen Rechte des Mittelalters 
fremd geblieben sei. Im wesentlichen ist diese Aufgabe als gelóst zu be- 
zeichnen. In sorgfältiger, eine Reihe räumlich getrennter Rechtsgebiete, 
zumal das lübische und das schweizerische, zusammenfassender Dar- 
stellung zeigt der Verfasser, daß die Fahrnishypothek — Hypothek in 
dem von Amira Nordgerm. ObIR. II 234 Anm. 4 damit verbundenen 
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Sinne verstanden — in den letzten Jahrhunderten des Mittelalters 
keine ungewöhnliche Erscheinung des deutschen Rechts gewesen ist. 
Das Schiffspfandrecht, für welches auch die herrschende Ansicht eine 
Durchbrechung der Regel von jeher annahm, erscheint, vom Stand- 
punkte des Verfassers betrachtet, nur als eine Abart und Unterart der 
neueren Satzung von Fahrnis überhaupt. Es bedarf zu seiner Erklärung 
nicht des Zurückgehens auf eine Betrachtung der Schiffe als Liegen- 
schaften; darin stimmen wir dem Verfasser zu, wenn wir auch im 
Hinblick auf andere Quellenzeugnisse seine Ablehnung dieser Betrach- 
tung für das ültere Recht (S. 23)!) nicht für begründet erachten 
können. Die Bodmerei, die im Mittelalter innerhalb des Schiffs- 
pfandrechts geringere Besonderheiten aufwies, als dies heutzutage der 
Fall ist, hat der Verfasser (S. 90Η.) ohne Not von der Betrachtung 
ausgeschieden. Weder hat wührend des Mittelalters auf sie das roma- 
nische Seedarlehen irgend einen Einfluß ausgeübt, noch ist sie — was 
&uch für die Untersuchung des Verfassers belanglos würe — in den 
Mittelmeerländern, sei es im Mittelalter oder in der Neuzeit, aus 
dem antiken Seedarlehen herausgebildet worden (vgl. Pappenheim 
Ztech. f. d. ges. Handelsrecht XL 378ff.). 


Daß die Fahrnishypothek des germanischen Rechts erst ein 
Ergebnis späterer Entwickelung ist, nimmt auch der Verfasser an. Für 
ihre ältesten Spuren weist er (S. 5Η.) auf die einschlägigen Vorschriften 
der isländischen Graugans hin, die v. Amira zuerst eingehend erörtert 
hat. Es bedeutet aber einen Widerspruch, wenn der Verfasser (S. 10) 
auch in dem umstrittenen?) c. 50 der norwegischen Gulapingslèg die 
Fahrnishypothek bezeugt sieht, da die von ihm vermutete Entlehnung 
aus dem isländischen Rechte selbstredend nicht in Frage kommen 
würde. Indessen ist vorab nicht zuzugeben, daß der Verfasser seine 
Auslegung des c.50 gegenüber den von Amira geltend gemachten 
Erwägungen als zutreffend erwiesen hätte. Von vornherein ist un- 
wahrscheinlich, daß die Stelle, die zunächst unzweifelhaft von einem 
Faustpfand spricht, stillschweigend und unter Verwendung derselben 
Worte (taka ved) zum hypothekarischen Versatz übergehen sollte. 
Sodann enthält die Übersetzung des entscheidenden Passus beim Ver- 
fasser einen Irrtum. Die Worte des Textes lauten: 


1) Der bekannten Vorschrift des Hamburger Stadtrechts von 1270 
113, nach der man ,erve unde scepe" vor dem ganzen Rat verpfänden 
soll, will der Verfasser (8. 24) nur entnehmen, daß erve und scepe rechtlich 
verschiedene Dinge sind. Das Gegenteil hat aber auch (wenigstens seit 
einer Reihe von Jahrzehnten) niemand behauptet, sondern man hat nur 
die rechtliche Gleichbehandlung von Schiffen und Grundstücken auf eine 
übrigens sehr nabeliegende (vgL Pappenheim in Schriften d. Vereins 
f. Bocialpol. CIII 2 8.136) Vorstellung von ihrer tatsächlichen Ahnlich- 
keit zurückgeführt. — 3 Vgl. einerseits Aschehoug Norsk Tidskr. f. 
Vidensk. og Litt. 1854 8. 225, Keyser Efterladte Skrifter II 1 8. 856, 
auch Hertzberg Glossar zu N. g. L. s. v. ved nr. 2, andererseits Aubert 
Kontraktspantets historiske Udvikling 8.54, v. Amira a. a. O. 8. 227, 231. 
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nü selr harm ved i brott ódrum | nun veräußert er das Pfand fort 

manne. bá skal sá hava vátta til | an einen andern Mann; dann soll 

vedrs sins er ved átte á fyrstum | der Zeugen haben zu seinem Pfand, 

XII mánadom. ef hann er innan | welcher das Pfand hatte, in den 

fylkis ... ersten 12 Monaten, wenn er inner- 
halb des fylki ist ... 


Der Verfasser übersetzt: „da soll er die Zeugen zu seinem Pfande 
haben, nachdem er das Pfand hatte“ usw. Er betrachtet demzufolge 
den Pfandgläubiger als Kläger, somit den Verpfänder als Veräußerer 
und Besitzer des Pfandes. Nach der Ausdrucksweise der Quellen ist 
aber unter dem, der das Pfand „hatte“, der Eigentümer zu verstehen, 
woraus dann folgt, daß als Veräußerer und Besitzer des Pfandes der 
Pfandgläubiger zu denken ist.!) 

Unter den Zeugnissen des deutschen Rechts für die Fahrnis- 
hypothek stehen nach Alter und Zahl diejenigen der lübischen und von 
ihnen beeinflu&ten Quellen an erster Stelle (S. 28, 94). Ihrer Betrach- 
tung ist der Hauptteil unserer Schrift (S. 290—94) gewidmet. Der 
Verfasser hat das Material besonders auch der Stadt- und Urkunden- 
bücher, soweit es durch Druck zugänglich geworden ist, sehr sorgfältig 
benutzt und führt die Ergebnisse seiner Forschungen dem Leser an- 
schaulich und wohl begründet vor. Wir verdanken ihm unzweifelhaft 
einen erheblichen Fortschritt über die Aufstellungen auch solcher 
Schriftsteller hinaus, die, wie namentlich Pauli, in der Hauptsache 
die von Meyer vertretene Ansicht schon früher verteidigt haben. 
So hat er gegen Planck überzeugend dargetan (8.42ff.), daß die in 
den Quellen ganz gewöhnliche (S.811f) Angabe des Ortes, wo sich 
die zu neuerer Satzung verpfündete Fahrnis befindet, nicht als Be- 
sitzübertragung zu betrachten ist, gegen Pauli (S.44ff), daß hier von 
einer besonders gearteten, ,vereinbarten Were*, die dem Glüubiger ein- 
geräumt wurde, nicht die Rede sein kann. In Wahrheit diente jene An- 
gabe nur dazu, das Pfand erkennbar zu machen (S. 85). Es scheinen aber 
im Wege einer Entwickelung, wie sie sich hinsichtlich der Identifizie- 
rung auch im älteren Intertiationsverfahren erkennen läßt (s. Brunner 
Rechtsgeschichte II 500), die Bezeichnung des Auf bewshrungeortes und 
das Verbleiben des Pfandes an ihm eine materielle Bedeutung für den 
Fortbestand des Pfandrechts erlangt zu haben. Meyer findet sogar 
(S. 41) in dem vielumstrittenen Art. 146 des Cod.II bei Hach den 
Rechtssatz ausgesprochen, daß die Fahrnishypothek nur so lange be- 
stehen bleibe?), als sich die Pfandsache an dem Orte befinde, wo sie 
dem Gläubiger bei Abschluß der Verpfändung gewiesen wurde, und 


1) Daß für die Frage der Fahrnishypothek ο. 41 Gbl. nicht in Be- 
tracht kommt, bemerkt v. Amira a. a. O. 11 227 Anm. 4 mit Recht gegen 
Brandt Forelæsninger I 232; vgl. auch schon Aubert a. a. O. 8. 50. 
Uber die Kuhleihe neuerdings die lehrreichen Mitteilungen in A. Tarangers 
Bonderetsstudier i Sætersdalen og Vestenfjelds (Særattryk af Aftenposten 
— Kristiania 1902) 8. 28 bes. 8.7. — ?) Anderwärts (S. 36, 42) spricht 
der Verfasser nur von einer Unmöglichkeit der Geltendmachung. 
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er erblickt im Art. 147 nur eine Ánwendung desselben Rechtssatzee 
auf Schiffe. Indessen dürfte dies doch zu weit gehen. Art. 146 sagt, 
es sei nicht weddeschat, d. h. das Pfandrecht erlósche, wenn der 
Gläubiger die Verbringung der Sache von ihrem ursprünglichen Orte 
erlaube. Damit ist doch nicht gesagt, daß durch jede auch nicht 
genehmigte Entfernung das Pfandrecht untergehe. Und was den 
Art. 147 anbetrifit, so liegt bei ihm die Sache doch nicht so einfach, 
wie der Verfasser meint. Es heißt dort: „Set iement deme anderen 
sin schep unde seghelet dar na anderswor mit deme schepe unde vor- 
koft dat schep, so ne eset nen weddeschat. mer kumpt dat scbep 
an de travene aver, so eset aver weddeschat alse it was eret seghelde.“ 
Nach Meyer (8.42) handelt es sich hier darum, daß das Pfandrecht 
zeitweise mangels Erkennbarkeit des Pfandobjektes nicht geltend ge- 
macht werden könne. Aber daß zur Identifizierung eines verpfündeten 
Schiffes sein Gelangen in die Trave erforderlich oder auch nur ge- 
nügend gewesen würe, kann nicht zugegeben werden. Art. 147 spricht 
nicht davon, da8 das Schiff auf einen bestimmten, etwa den zur Zeit 
der Verpfündung innegehabten Liegeplatz, sondern nur davon, daf 
es wieder auf die Trave gelangt sei. Dadurch allein ist es aber als 
Pfandobjekt nicht erkennbar geworden. Der Verfasser hat sich hier 
dureh die Bedeutung irreführen lassen, die er (S. 88) dem in Ver- 
pfändungsbeurkundungen begegnenden Vermerke zuschreibt, das Schiff 
sei verpfündet worden „sicut in Travena iacet“ u. dgl. Er erblickt 
darin die zur Identifizierung dienende Angabe des Aufbewahrungsorts. 
Aber das wäre doch eine sehr unzulängliche Angabe, deren Verwen- 
dung wir den Lübeckern nicht zutrauen dürfen. Die überwiegende 
Zahl aller in Lübeck auf den Strom verholten Schiffe lag eben auf der 
Trave. Hieraus ergab sich ein Unterscheidungsmerkmal nur den 
Recknitz- und Wakenitzschiffen gegenüber. Im übrigen dienten, worauf 
auch der Verfasser gelegentlich (S. 42 Anm. 4) hinweist, zur Identifi- 
zierung der Schiffe auch in jener Zeit schon ganz andere Merkmale. 
Nun ist aber in der Formel ,sicut in Travena iacet* vor allem das 
Wort ,sicut* zu beachten. Das Schiff soll verpfündet sein „mit seinen 
Zubehörungen, wie es auf der Trave liegt“ oder, wie es in einem an- 
deren Falle heißt, „en kreyerschip up der lastadien, alse dat steit“. 
Es scheint mir daher, daß es sich bei der fraglichen Formel weniger um 
die Angabe des Ortes handelt, wo das Schiff sich befindet, als vielmehr 
um die Erklärung, daß es verpfändet werde, so wie es steht und liegt. 

Als die rechtliche Wirkung der Fahrnishypothek erkennt der Ver- 
fasser eine Verstrickung der Pfandsache, die der durch das Faustpfand 
gegebenen durchaus wesensgleich ist. Die mangelnde Verfolgbarkeit 
dem dritten Besitzer gegenüber führt er mit v. Meibom und Leon- 
hard zutreffend auf den Satz „Hand wahre Hand“ zurück: ihn habe 
der Pfandgläubiger, der das Pfand in der Gewere des Verpfänders 
beließ, ebenso gegen sich wirken lassen müssen, wie der Eigentümer, 
der seine Sache dem Gläubiger zu Faustpfand übergab (vgl. S. 80). 
Die Quellen des lübischen Rechtes ergeben (S. 86ff.), daß auch bei der 
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neueren Satzung von Fahrnis an und für sich Sachhaftung des Pfandes 
Platz greift, der freilich im Wege besonderen ,Gelobens zu dem Pfande“ 
eine persönliche Haftung des Schuldners häufig hinzugefügt wird. Zu- 
weilen erhält der Gläubiger Sicherstellung gegen Ausfall in Gestalt 
einer Generalhypothek am Vermögen des Schuldners oder einer Spezial- 
hypothek an einem Vermögensstücke eines Dritten, der auch wohl 
außerdem für den Ausfall als Bürge zu haften sich verpflichtet. Die 
persönliche Haftung wird hier zur Sicherung der Sachhaftung ver- 
wendet, so wie anderweitig (8. 998) die Sachhaftung des Pfandes zur 
Sicherung der Bürgenhaftung dient. Im Anschluß an früher (Krit. 
Vierteljahresschr. XLII 5194.) Bemerktes sei hervorgehoben, daß in 
allen diesen Fällen die Haftung nicht Haftung für Schuld ist. Das 
gleiche gilt namentlich auch von der Afterbürgschaft. Wenn der 
Bürge nicht schuldet, sondern haftet, so haftet der Afterbürge nicht 
für eine Schuld, sondern für eine Haftung. Die herrschende Lehre, daß 
zwar Schuld obne Haftung, nicht aber auch Haftung ohne Schuld 
möglich sei, erfährt von hier aus mindestens insofern eine weitere 
Anfechtung, als die Schuld, für die der Bürge haftet, zwar den Anlaß zur 
Begründung, aber nicht den Gegenstand auch der Afterbürgschaft bildet. 

Die Spuren der Fahrnishypothek, die sich in nichtlübischen 
deutschen Quellen finden, werden im Anschluß an das lübische Recht 
vom Verfasser verfolgt (S. 94ff.). Zumal die Insütze des Frankfurter 
Rechts erfahren hier (S. 110 f£) nühere Betrachtung. Darauf folgt dann 
die Behandlung des Schweizer Rechts (S. 117ff.), in dem sich die 
Fahrnisverschreibung seit dem Ende des Mittelalters bis zur Gegenwart 
erhalten hat und voraussichtlich durch das Zivilgesetzbuch (Art. 884ff. 
des Vorentwurfs) gemeinrechtliche Geltung erlangen wird. Mit der 
Frage, wieweit die Fahrnishypothek Anspruch auf Verwendung im 
Rechte der Gegenwart erheben kann, beschüftigt sich der Verfasser 
am Schlusse seiner Untersuchung. Er weist zuvörderst (S. 134f.) auf 
das moderne Schiffspfandrecht hin, für dessen Regelung als Unterart 
des Fahrnispfandrechts durch ihn der Nachweis auch der geschicht- 
lichen Berechtigung erbracht worden ist.!) Die Bodmerei läßt er auch 
hier bei Seite, obwohl bei ihr in der ausschließlichen Sachhaftung 
das altdeutsche Recht am reinsten sich erhalten hat.  Dartüber, ob 
auch abgesehen von dem Schiffspfandrecht die Fahrnishypothek sich 
zur Annahme empfehle, spricht der Verfasser sich nicht bestimmt aus. 
Auf Grund einer Betrachtung des Für und Wider, bei der er übrigens 
auch Gierkes Bemerkungen (Entwurf eines BGB.'s S. 388 ff) hätte be- 
rücksichtigen sollen, gelangt er (S. 142) zu einem non liquet. Daß er 
aber doch mit seinen Sympathien auf seite der bejahenden Antwort 
steht, ist erkennbar und begreiflich. 

Kiel. Max Pappenheim. 


1) Mit Rücksicht hierauf bitte er allerdings im Titel seiner Schrift 
die Schiffe der Fabrnis nicht koordinieren, sondern subordinieren sollen. 
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Dr. jur. Emil Goldmann. Die Einführung der deutschen 
Herzogsgeschlechter Kärntens in den slovenischen Stam- 
mesverband. Ein Beitrag zur Rechts- und Kultur- 
geschichte (A. u. d. T.: Untersuchungen zur Deutschen 
Staats- und Rechtsgeschichte, herausgegeben von Dr. 
Otto Gierke, Professor der Rechte an der Universität 
Berlin, 68. Heft) 8 (X und 247 8). Breslau 1903, 
Verlag von M. u. H. Marcus. 


Paul Puntscharts Untersuchung über die „Herzogseinsetzung 
und Huldigung in Kürnten* (vgl. diese Zeitschrift XX. Germ. Abt. S. 307) 
hat zunächst der Kritik zu eingehender Erörterung des ihren Gegen- 
stand bildenden Brauches Anlaß gegeben. Jetzt haben wir uns mit 
einer diesem gewidmeten weiteren Monographie zu beschüftigen, 
welche die viel behandelte Frage unter einem neuen Gesichtspunkte 
betrachtet. Ihr Grundgedanke gelangt in ihren: Titel zu prügnantem 
Ausdruck. Goldmann weist die Bedeutung der Besitzergreifung des 
Kürntner Herzogtums lediglich dem Akte der Besteigung des Herzogs- 
stuhles zu (S. 35f.‘; in der merkwürdigen Fürstenstein-Zeremonie er- 
blickt er eine Umbildung der altslovenischen Stammesweihe (S. 115), 
die dem Zweck ,der feierlichen Aufnahme des stammfremden deutschen 
Herzogs in den slovenischen Stammesverband* (8.241) dient. Am 
Fürstenstein wird der vom König gesandte Landfremde zum Volks- 
genossen gemacht, durch das Besteigen des Herzogsstuhls tritt der neue 
Volksgenosse die Herrschaft an. Das ist die These, welche der Ver- 
fasser der bisher allgemein geltenden Auffasssung gegenüberstellt. 
Denn wie sehr auch immer die Meinungen über die Bedeutung der 
Zeremonie beim Fürstenstein!) auseinander gingen — sie stimmten 
darin überein, daß sie die Übertragung der Herzogsgewalt zum Gegen- 
stande habe. 


Wohl ausgerüstet hat der Verfasser seinen Angriff gegen die 
geltende Lehre unternommen. Durchweg legen seine Ausführungen von 
Scharfsinn und Gründlichkeit Zeugnis ab. Er läßt es sich nicht ver- 
grießen, auch von entlegenster Stelle das Material zur Aufführung 
seines Baus herbeizuschaffen und lieber zu viel als zu wenig zu tun. 
Seine anregend und lebhaft geschriebene Untersuchung bedeutet ver- 
möge der allseitig eindringenden Betrachtung ihres Gegenstandes unter 
allen Umständen eine wesentliche Förderung der Sache. Ihr Haupt- 
ergebnis betreffend ist Referent allerdings der Meinung, daß dasselbe 
nicht geeignet ist, die bisherige Anschauung zu verdrüngen. 


1) Ihr Verlauf ist in dieser Zeitschrift a. a. O. S. 308f. geschildert 
worden. 
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Zwei Argumente macht Goldmann (S.30ff., 8711.) gegen die Ein- 
setzungstheorie geltend, um zuvórderst die Notwendigkeit einer anderen 
Deutung des in Rede stehenden Brauches zu erweisen. Vor allem 
müsse der Umstand befremden daß nach der herrschenden Auffassung 
das kärntnerische Herzogsrecht die feierliche Besitznahme zweier 
Steinobjekte, des Fürstensteins und des Herzogsstuhls, zum rechts- 
giltigen Erwerba der Regierungsgewalt gefordert hätte, während von 
anderen indogermanischen, namentlich auch slavischen, Rechten immer 
nur das solenne Besteigen eines einzigen Steinobjektes für den 
feierlichen Regierungsantritt vorgeschrieben werde. Sodann spreche 
gegen die herrschende Auffassung der Fürstensteinzeremonie, daß der 
Herzog bei ihr gar nicht als Herzog erscheine, sondern als ein schlichter 
Mann aus dem Volke, daß es sich also hier nicht um eine Herzogs- 
einsetzung handeln könne. Ich halte diese letztere Folgerung nicht 
für schlüssig. Denn wenn — gleichviel aus welchem Grunde — der 
Belehnte das Herzogtum als Bauer empfangen soll, wird er in dem 
Rahmen der dazu dienenden Zeremonie füglich nicht im Gewande 
des Herzogs erscheinen können. Daß er darum nicht schon mit ihrer 
Beendigung als Herzog gegolten hätte, ist nicht gesagt. Dagegen 
kann dem ersten der vom Verfasser beigebrachten Argumente die 
Erheblichkeit nicht von vornherein abgesprochen werden. Zwar die 
Trennung des Erwerbes und der Ausübung herzoglicher Gewalt!) 
würde um so weniger Bedenken zu erwecken brauchen, als sie 
durch die zwischen beide eingeschobene, kirchliche Weihe und die 
anschließende Feier herbeigeführt sein könnte. Daß aber nicht 
derselbe Stein, auf dem der werdende Herzog Platz nimmt, dem Herzog 
Gewordenen als Sitz dient, drängt zu dem Schlusse, daß nicht von 
allem Anfang an der Fürstenstein die dem Herzogsstuhl eignende 
Bedeutung als Sitz des obersten Richters gehabt haben kann. 

Mit guten Gründen macht der Verfasser (S. 42 ff.) wahrscheinlich, 
daß der Fürstenstein ursprünglich die Form eines Tisches gehabt 
habe, eine früher mehrfach (s. Puntschart a. a. O. S.16f.) vertretene 
Meinung, die von Puntschart nachdräcklich bekämpft worden war. 
Ist sie begründet, so wird man in dem Fürstenstein mit dem Verfasser 
(S. 69 ff) ein ursprünglich heidnisch-slovenisches Kultobjekt und zwar 
einen Áltar erblicken und ferner für diesen im Hinblick auf den Ort 
seiner Aufstellung und die spütere Art seiner Verwendung die Be- 
deutung eines Kultmittelpunkts der heidnischen Slovenen in Anspruch 
nehmen dürfen (S. 71f.). Darum ist nun freilich nicht gesagt, wie der 
Verfasser (S. 78) meint, „daß der an die Örtlichkeit des Fürstensteins 
gebundene Akt der ,Herzogseinsetzung' ursprünglich eine sakrale 
Zeremonie gewesen sei oder zum mindesten an eine solche angeknüpft 
haben müsse“. Aus der ererbten Wertschätzung der einstigen Kult- 


1) Diese Trennung scheint mir durch Goldmanns Ausführungen 
über die nachträgliche Einfügung des Schwertritus (8. 19 f£, bos. 23) er- 
wiesen zu sein. 
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stätte würde sich ihre Verwendung für die das ganze Land angehende, 
bedeutsame Zeremonie auch ohnedies zur Genüge erklären. Daß aber 
in dieser selbst die Erinnerung an einstige sakrale Riten erhalten ist, 
hat der Verfasser ungeachtet der darauf verwendeten Mühe m. E. nicht 
zu erweisen vermocht. Was er für seine Ánsicht geltend macht, be- 
darf, weil den Kernpunkt seiner Untersuchung bildend, der näheren 
Prüfung. 

In erster Linie beruft er sich (S. 198.) darauf, daß die bei der 
Zeremonie verwendeten Tiere scheckig sein sdllen, und daß die Stute 
ein ,veltphert* sein soll d.h. — wie Sch&nbach!) unter Hinweis 
auch auf die bekannten Stellen des Ssp.'s*) unwiderleglich dargetan 
hat — noch nicht zur Árbeit herangezogen sein darf. Ich habe mit 
dem Verfasser keinen Zweifel daran, daß die besondere Qualifizierung 
der Tiere nach Farbe und Werkheiligkeit *) auf alte Opfervorschriften 
zurückgeht. Aber wenn durch sie voreinst diese Qualifizierung ge- 
schaffen und im Volksbewußtsein festgewurzelt war, so lag es sehr 
nahe, sie auch bei anderer feierlicher, wenngleich nicht religióser, Ver- 
wendung von Tieren für erforderlich zu erklären. Tiere dieser Art 
bilden dann, wie die Vorschriften des Sep.'s über Morgengabe (I 20 
8 1, 24 8 1) und , Wergeld der Tiere* (III 51 $ 1) erkennen lassen, eine 
besondere und besonders geschützte Klasse. So wenig aber diese Vor- 
schriften selbst sakralen Ursprungs sind, so wenig kann ein solcher 
der Zeremonie der Herzogseinsetzung schon um deswillen zugeschrieben 
werden, weil Tiere der bezeichneten Art bei ihr Verwendung finden. 

Es ist nicht mehr ala natürlich, daß unser Verfasser auch das 
Brennrecht der Portendorfer (S. 86 ff.) und das Mahdrecht der Graden- 
ecker (S. 104f£), sowie die von zwei Handschriften des Schwsp.'s er- 
wühnte, dreimalige Umführung des Herzogs um den Fürstenstein 
(S. 95 ff.) als Stützen seiner Meinung verwertet. Das von dem Brenner 
zu entflammende Feuer betrachtet er als ,das ,Überlebsel' eines bei 
der Fürstenstein-Zeremonie einstmals zu sakralen Zwecken verwendeten 
Feuers* (S. 93), die geschichtliche Wurzel des Mahdrechts vermutet er 
(S. 114) in dem auch für die Slaven der Vorzeit zu unterstellenden, in 
genau vorgeschriebener, solenner Form sich vollziehenden Ritus des 
Mähens, Sammelns und Streuens des Opfergrases, und die dreimalige 
Umkreisung des Steins stellt er mit zahlreichen sakralen Brüuchen 
gleicher Art zusammen. Eines nüheren Eingehens auf seine auch hier 
überall scharfsinnigen und lehrreichen Ausführungen können wir uns 
vorerst enthalten. Sie würden, wenn seine Ansicht sonst wahrschein- 
lich gemacht würe, geeignet sein, den Einwendungen zu begegnen, 


1) Mitteilungen des Instit. f. österr. Geschichtsforschung XXI 523 ff. — 
3) Homeyer I 491 v. v. veltperde. Ich finde keinen Grund, mit ibm in 
der alliterierenden Formel des Art. 20 8 1 Buch I ,tünete unde timber unde 
veltgande ve“ den letzteren Ausdruck in einem weiteren Binne. zu verstehen; 
vgl. auch die Erklärung zweier Handschriften ebd. 8. 176 Anm.5. — 
3) Der Ausdruck ist nach Gutalag I 8pr. (s. Müllenhoff Altertumskunde 
IV 230) gebildet. 
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die auf Grund jener nur zum Teil erwiesenen Bräuche gegen sie erhoben 
werden könnten. Hine positive Rolle bei der Deutung der Fürsten- 
stein-Zeremonie können sie aber nicht spielen, da alles, was wir von 
ihnen wissen, zu unbestimmt ist, um irgendwie sichere Schlüsse zu 
gestatten. 

Festeren Boden fühlen wir wieder unter den Füßen, wenn wir 
uns nun mit dem Verfasser (S. 115 ff.) der Frage zuwenden, worin das 
Wesen der von ihm angenommenen, ursprünglich sakralen Handlung 
bestanden habe, deren Fort- oder Umbildung die ,Herzogseinsetzung* 
darstelle. Die Antwort des Verfassers auf diese Frage haben wir im 
allgemeinen schon kennen gelernt (oben S. 438). Mit Recht bemerkt er 
(S. 120), daß das eigentümliche Ritual der „Herzogseinsetzung“ eine 
ganz auBerordentliche Sachlage als gegeben erscheinen lasse Um 
eine solche aber habe es sich gehandelt, wenn ein Stammfremder, ein 
deutscher Reichsbeamter, über die vorwiegend slovenische Bevölkerung 
Kürntens die Herrschaft übernahm. Die Fürstenstein-Zeremonie beruht 
auf dem hiermit gegebenen Gegensatze. Insoweit stimme ich, wie auch 
der Verfasser (S. 244) anerkennt, mit ihm überein. Ich kann mich ihm 
aber in der Folgerung nicht anschließen, daß das Zeremoniell der 
sogenannten Herzogseinsetzung ursprünglich den Zweck gehabt habe, 
den stammfremden deutschen Herrscher in den Volksverband der 
Kärntner Slovenen einzuführen (S. 120). Unzweifelhaft hätte eine von 
diesem Gedanken getragene Zeremonie nach Lage der Sache zur Aus- 
bildung gelangen kónnen. Notwendig aber war das nicht. Môglich 
war es auch, den erwühnten Gegensatz in einem Zeremoniell zum 
Ausdruck zu bringen, welches der Form nach die Belehnung des stamm- 
fremden Herzogs als bloBe Vorstufe behandelte und erst durch die Über- 
tragung der herzoglichen Gewalt seitens des dazu legitimierten Herzogs- 
bauern rechtlich wirksam werden lieB. Ob die eine oder die andere 
Anschauung der Zeremonie beim Fürstenstein zu Grunde lag, läßt sich 
nur aus deren Betrachtung selbst entnehmen. Auf diesem Wege sucht 
denn auch der Verfasser den Nachweis zu erbringen, „daß die Fürsten- 
stein-Zeremonie eine unverkennbare Ähnlichkeit aufweist mit den von 
den indogermanischen Stimmen getibten initiatorischen Bräuchen der 
verschiedensten Art, nämlich mit den Zeremonien der Jünglingsweihe, 
der Freilassungen, mit den bei der Aufnahme in Mysterienverbünde 
und sonstige religióse und politische Genossenschaften gebrüuch- 
lichen Solennitäten, sowie endlich mit jenen Riten, die bei der Ein- 
führung der Braut und sonstiger Neulinge in die Haus- oder Geschlechts- 
genossenschaft üblich waren* (S. 124). 

Àm klarsten tritt nach der Ansicht des Verfassers (S. 130) die 
von ihm angenommene Bedeutung der Zeremonie in dem Ein- 
kleidungsritus zu Tage. Durch die Ablegung der Rittertracht und 
die Anlegung der slovenischen Volkstracht manifestiere der Herzog 
seinen Willen, von nun an ein Slovene zu sein. Daß der Wechsel 
des Gewandes diese Bedeutung haben könnte, ist unbestreitbar; der 
Verfasser stellt (S. 181ff) eine Anzahl solcher Einkleidungsriten zu- 
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sammen. Auch herrscht darüber kein Streit, daß der Herzog als 
Slovene auftreten will Nicht erwiesen ist aber, daß er dies tue, um 
in den Stammesverband aufgenommen, und nicht vielmehr, um als 
Volksgenosse zur Erlangung der Herzogsgewalt geeignet zu erscheinen. 1) 

„Der das Schauspiel der Herzogseinführung beherrschende Grund- 
zug liegt in dem Bestreben des Herzogs, den Zutritt zum Fürstensteine 
zu erlangen“ (S. 146). Die Verhandlung beginnt damit, daß der Herzog 
vom Herzogsbauern die Räumung des Fürstensteins verlangt. Da dieser 
als der Altartisch des Hauptmittelpunktes der heidnischen Slovenen 
betrachtet werlen darf, ist nach dem Verfasser das Verlangen des 
Herzogs zu deuten ,als die Absicht, mit der Stammesgottheit in un- 
mittelbare Beziehung zu treten*. Der zum Erwerbe der Mitgliedschaft 
am Stammesverbande erforderliche Kontakt mit dieser Gottheit werde 
durch die Berührung des ihr geweihten Steines hergestellt, auf dem 
der Herzog sich niedersetzt (dazu S. 149 ff.), nachdem der Herzogsbauer 
ihn geráumt hat. Bei dieser Deutung des ,Sitzritus* bleibt — um 
von anderen Bedenken hier abzusehen — das sehr charakteristische 
R&umen des Steines durch den darauf sitzenden Bauern vollkommen 
unberücksichtigt Wenn der Herzogsbauer, wie Verfasser (S. 101 und 
sonst) meint, an die Stelle eines früheren Priesters getreten ist, läßt 
sich nicht erkennen, warum er dem Herzog den Altar überlassen und 
ibm nicht nur einen Platz auf demselben einräumen mußte, zumal 
da nach der Ansicht des Verfassers (S. 968.) der Fürstenstein in seiner 
ursprünglichen Gestalt ,ein ,gesidel', eine Sitzgelegenheit für mehrere 
Personen, darstellte*. 

Nachdem der Pfalzgraf dem Herzogsbauern das Entgelt für die 
Rüumung des Steins zugesichert hat, gibt der Bauer dem Herzog einen 
leichten Backenstreich, trägt ihm auf, ein guter Richter zu sein, und 
verläßt darnach den Stein. Der Verfasser versteht diesen „Backen- 
streichritus“ in dem Sinne einer solennen Besitzergreifung des den 
Priester ersetzenden Herzogsbauern an dem die Aufnahme in den 
Stammesverband anstrebenden Initianden (S. 171f.). Er betrachtet ihn 
also als „okkupatorisches Rechtssymbol“ (S. 165*. Aber seine eigenen 
Mitteilungen (8. 169 nach Puntschart S. 141) lassen erkennen, daß 
insbesondere auch im slovenischen Rechte das Schlagen nicht nur der 
ersten Ausübung einer beginnenden, sondern auch der letzten Ausübung 
einer endigenden Gewalt als Ausdruck dient. Die letztere Bedeutung 
dürfte ihm aber im vorliegenden Falle zuzuschreiben sein, wo es 
zwischen der Feststellung der Bedingungen für die Räumung des 
Steines und dieser selbst stattfindet. 

Weiterhin sucht der Verfasser (S. 174ff.) zu zeigen, daß der be- 
reits (oben S. 440) erwähnte Feuerritus in Verbindung mit dem 
Wassertrunk, den der Herzog aus einem Bauernhute tut, seine 


1) In diesem Zusammenhange ist auf den vom Verfasser nicht be- 
rücksichtigten Zusatz Jacob Grimms Rechtsaltertümer * I 355 nr. 12 a. 
E. zu verweisen. 
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Einführung in die aquae et ignis communio der Kärntner Slaven zur 
Darstellung gebracht habe. Nach Lage des Quellenmaterials handelt 
es sich hier um eine Vermutung, welche im Anschluß an den Nach- 
weis der Theorie des Verfassers gewagt werden dürfte, welche aber 
für die Erbringung dieses Nachweises nicht ins Gewicht fällt. 


Erst am Schlusse seiner Untersuchung (S. 1998.) wendet sich 
Goldmann der nüheren Betrachtung derjenigen Teile des Verfahrens 
zu, die in der bisherigen Literatur vornehmlich erörtert worden sind, 
des Frageverfahrens und der Rüumung des Steins gegen Ent- 
geltleistung. Es scheint mir, daß dieses Verfahren des Verfassers 
methodologisch keinen Fortschritt bedeutet. Die Berichte der Quellen 
beschäftigen sich eben mit diesen Teilen der Prozedur am eingehendsten, 
und ibre Darstellung ist hier in allem wesentlichen die gleiche. 
Deshalb ist es zweckmäBig, von hier aus an die Deutung der Zere- 
monie heranzutreten und dann erst die nur vereinzelt begegnenden 
Züge, wie den Wassertrunk, oder die nur kurz und undeutlich er- 
wühnten, wie das Brennrecht, ins Auge zu fassen. Der Verfasser ist 
dagegen durch seine voraufgegangenen Ausführungen für die Aus- 
legung eben der den Kern des Verfahrens bildenden Riten auf einen 
ganz bestimmten Weg gewiesen (S. 198, 200). Es kann daher nicht 
überraschen, daß er leicht begreiflichen Abnlichkeiten mit Initiations- 
Solennitüten eine zu große Bedeutung beimißt und darüber charakte- 
ristische Züge der Fürstensteinzeremonie tibersieht oder unterschützt. 
Ein weiterer Nachteil seiner Methode ist, daB durch sie die eigent- 
liche Kritik der bisherigen Deutungsversuche an das Ende der Dar- 
stellung verlegt wird. Der Leser muß bis dahin der Untersuchung 
des Verfassers immer mit dem Vorbehalte folgen, daß jene Kritik sich 
als berechtigt erweisen werde. Und doch versteht sich, daß für die 
Beurteilung der vom Verfasser vorgetragenen Theorie eben die Frage 
von erheblicher Bedeutung ist, ob die Errichtung eines Neubaus durch 
die Beschaffenheit des von der früheren Lehre aufgeführten Gebäudes 
überhaupt geboten ist.!) 


Was nun die Polemik des Verfassers gegen die von Puntschart 
und von mir vertretenen Ansichten anbelangt, so brauche ich auf 
seine Einwendungen gegen die ja auch von mir nicht geteilte Meinung 
Puntscharts hier nicht nochmals einzugeben. Nur ein MiBver- 
ständnis hinsichtlich meiner Stellungnahme ihr gegenüber móchte ich 
beseitigen. Ich habe (a. a. O. 8. 810f.) nur sagen wollen, daß, wenn 
der von Puntschart unterstellte Kampf zwischen einer slavischen 
Bauernschaft und einem Hirtenadel der Supane stattgefunden habe, 
er siegreich geendet haben müsse, da sonst der Formalismus der 


1) Allerdings ist der zweite Abschnitt von Goldmanns Buch (5. 24 ff.) 
der „Kritik der bisher vorgebrachten Lösungsversuche" gewidmet. Daß 
aber die dort gebotenen Ausführungen nicht ausreichen, ist schon oben 
(8. 439) bemerkt und wird eben durch das erneute Eingehen des Verfassers 
auf die gegnerischen Meinungen (S. 293 ff.) von ibm selbst bestätigt. 
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Herzogseinsetzung die überlieferte Gestalt nicht angenommen haben 
würde. Mich darüber zu &uBern, ob jener Kampf erwiesen oder auch 
nur wahrscheinlich gemacht sei, hatte ich um so weniger Veranlassung, 
als ich eine Hindeutung auf einen derartigen Kampf und Sieg der 
Bauernschaft in dem Zeremoniell der Herzogseinsetzung jedenfalls nicht 
zu erblicken vermochte (S. 911). Ich habe daher auch in dem Worte 
»Pauernherzog“ das Wort ,Bauer* nur in demselben Sinne gebraucht, 
den es in dem Worte ,Herzogsbauer* hat. Es sollte damit nur der 
aus der slovenischen, wesentlich bäuerlichen Volksgemeinschaft hervor- 
gegangene im Gegensatz zu dem von außen kommenden, durch die 
Belehnung gesetzten Herzog bezeichnet werden (s. auch Goldmann 
S. 244). Der gróBte Teil der vom Verfasser gegen mich gerichteten 
Ausführungen (S. 19148) trifft mich daher in Wahrheit nicht. Was er 
&ber darüber hinaus vorbringt, dürfte für seinen Zweck kaum ausreichen. 
Er meint (8. 158), „man müßte den alten Slovenen eine geradezu 
raffinierte Allegorisierungstechnik und Allegorisierungsmanie zuschreiben, 
wollte man annehmen, daß sie in einem symbolischen Rechtsakte 
hütten die historische Aufeinanderfolge der Epoche des Bauernherzog- 
tums und des Königsherzogtums darstellen wollen. Das wäre eine 
politische Allegorie, wie sie vielleicht ein späterer reflektierender Ge- 
schichtsschreiber oder ein gelehrter Dichter hätte ersinnen können, 
nie und nimmer aber das kulturell damals verhältnismäßig noch so 
niedrigstehende Volk der Slovenen, bei dem ein so sehr reflektierender 
geschichtlicher Sinn nicht vorausgesetzt werden darf.“ Damit hält der 
Verfasser (S. 198£) meine Deutung der Zeremonie für abgetan. Ich 
kann mich demgegenüber mit dem Hinweise begnügen, daß, wenn die 
Bemerkung Goldmanns begründet wäre, sie ohne Zweifel in noch 
höherem Grade von seiner Theorie der Stammesweihe zu gelten hätte, 
Nachdrücklich Einspruch zu erheben habe ich aber gegen seine Be- 
hauptung (S. 197), ich hätte zur Begründung meiner Hypothese nicht 
viel mehr als bloße Vermutungen vorzubringen vermocht. Wenn der 
Herzogsbauer auf dem Fürstensteine sitzt, der Pfalzgraf den Bauern 
zu dessen Räumung und Abtretung an den als Herzog Legitimierten 
auffordert, der Bauer ein Entgelt für die Räumung fordert und be- 
willigt erhält, darauf dem Herzog aufträgt, ein guter Richter zu sein, 
und unter Mitnahme der zur Gegenleistung gehörenden Tiere den Stein 
räumt, den nun der Herzog besteigt, so drängt sich aus alledem mit 
zwingender Gewalt die Vorstellung auf, daß der Fürstenstein der Sits 
des obersten Richters ist, daß als solcher der Herzogsbauer figuriert !), 
daB der Herzog von ihm die Übertragung von Stein und Gewalt 
fordert und gegen Entgelt erlangt. Es ist nur ein einzelner, wenn 
auch bezeichnender Zug, daß der Bauer mit übergeschlagenen Beinen 
dasitzen soll. Freilich will der Verfasser Jakob Grimms Deutung 


1) Den vom Verfasser (8. 211) unterstellten Gegensatz zwischen 
Bauernherzog und (oberstem) Richter kann ich nicht als vorhanden aner- 
kennen. 
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der Beinverschränkung, der ich mich gegen Puntschart ange- 
schlossen habe, nicht als richtig gelten lassen. Er wendet gegen sie 
einmal ein, daß sich der Beamtencharakter des Herzogsbauers nicht 
erweisen lasse. Aber ich habe (a. a. O. S. 312) mit den Worten, der 
Bauernherzog trage in seiner äußeren Erscheinung das Nachdenken 
über Geschäfte seines , Amtes* zur Schau, ihn selbstverständlich nicht 
als einen „Beamten* bezeichnen wollen. Weiter glaubt der Verfasser, 
es liege für den Bauer ein AnlaB zu nachdenklicher Beschaulichkeit 
nicht vor, seine ungeteilte Aufmerksamkeit müsse vielmehr dem 
herannahenden festlichen Zuge zugewendet gedacht werden. Aber auch 
die Soester Schrae fordert doch die Beinverschrünkung des Richters zu- 
sammen mit dem gründlichen Nachdenken über den zu entscheidenden 
Fall! Der Verfasser versteht die Beinverschrünkung als einen Ab- 
wehrgestus. Was er hierfür (S. 212ff.) geltend macht, ist von sehr 
verschiedenem Werte. Indessen ist die Frage von geringer Be- 
deutung, da die von mir vertretene Deutung der ganzen Zeremonie 
such mit der Ansicht des Verfassers über den Sinn der Beinver- 
schränkung sich vertragen würde. 

Wührend nun in den bezeichneten Teilen des Zeremoniells der 
Gedanke entgeltlicher Übertragung des Fürstensteins deutlich zutage 
tritt, sehen wir uns vergeblich nach irgend einem Bestandteile dieses 
Zeremonielles um, der auf die Idee der Einführung in den Stammesverband 
mit Sicherheit hinwiese. Das Prüfungsverfahren und die Entgeltleistung 
würden freilich bei einer solchen ebensowohl Anwendung finden 
können, wie bei einer Übertragung der Herrschergewalt. Aber gegen 
den Verfasser spricht doch, daß er genötigt ist (S. 218ff., vgl. auch 
S. 41), die überlieferten Fragen, die der Bauer stellt, als das Ergebnis 
einer Umwandlung zu betrachten, wührend die von ihm bekümpfte 
Ansicht eben mit der uns erhaltenen Gestalt der Fragen in vollem 
Einklange steht. Und was die Entgeltleistung anbetrifft, so deutet 
wenigstens die Gewührung der Abgabenfreiheit durch den Herzog an 
den Herzogsbauer darauf hin, daß jener hier als ein nicht die Aufnahme 
in die Stammesgemeinschaft, sondern die Einräumung der Herzogs- 
gewalt Begehrender auftritt. 

Muß nach dem Bemerkten daran festgehalten werden, daß der 
Verfasser das Prüfungs- und zumal das Räumungsverfahren mit seiner 
Theorie nicht in Einklang gebracht hat, so ist andererseits zwei 
Momenten, in denen er eine Bestätigung seiner Ansicht erblicken zu 
dürfen glaubt, jede Bedeutung in dieser Richtung abzusprechen. Das 
ist einmal der Umstand, daß anscheinend ursprünglich die Fürsten- 
stein-Zeremonie nicht bei jedem Regierungswechsel, sondern nur dann 
stattfand. wenn nach dem Aussterben eines Herzogsgeschlechtes der 
deutsche König das heimgefallene Lehen an ein Mitglied eines andern 
Geschlechts von neuem ausgetan hatte. Daß dies die Österreichische 
Reimcbronik sagt, hat Schönbach gezeigt; daß ihre Auffussung dem 
ursprünglichen Sachverhalt entspricht, ist von Goldmann (S. 288f.) 
gegen Puntschart (8. 102f.) und v. Wretschko (Gôtt. gel. Anz. 
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1900 S. 962 Anm. 2) mindestens wahrscheinlich gemacht worden. Daß 
aber die Einsetzung immer nur des Ahnherrn eines Herzogsgeschlechtes 
vom Standpunkte der herrschenden Lehre aus unerklürlich bliebe, 
kann Goldmann (S. 288) schlechterdings nicht zugegeben werden. 
Denn es begreift sich leicht, daß für die in der Fürstenstein-Zeremonie 
enthaltene Reaktion des früheren Landesrechts gegen die Entsendung 
des Herzogs durch den Kónig nach dem Heimfall des Lehens mehr 
Veranlassung gegeben war, als im Falle der bloßen Lehenserneuerung. 
Und nicht anders verhült es sich im Ergebnis mit dem zweiten von 
Goldmann (S. 240f.) zu Gunsten seiner Deutung der Fürstenstein-Zere- 
monje verwerteten Moment, daß die sie begleitenden Erklärungen in 
slovenischer Sprache stattfanden. Das stimmt unleugbar zu der Theorie 
des Verfassers, aber nicht minder auch zu der Annahme, daß es sich 
bei dem Akte um eine formelle Übertragung der Herzogsgewalt nach 
Maßgabe des alten Landesrechts im Gegensatze zu der Belehnung des 
Herzogs durch den Kónig gehandelt babe. 


Nach alledem glaube ich keine Veranlassung zu haben, die früher 
von mir vertretene Ansicht über die Bedeutung der Fürstenstein- 
Zeremonie aufzugeben. Ich kann auch den Beweis dafür nicht als 
erbracht ansehen, daß die Schilderung dieser Zeremonie seitens der 
Quellen auf eine zur Zeit vor deren Entstehung bereits erfolgte Um- 
bildung des Aktes nach seiner eigentlichen Bedeutung hinwiese. Die 
Sonderung der Fürstenstein- und der Herzogstuhls-Zeremonie allein 
reicht für diesen Beweis nicht aus. Das Besteigen des Herzogstuhls 
hätte auch durch den lediglich vom König Belehnten zwecks feierlichen 
Amtsantritts erfolgen können. Dem Rechtstitel der Belehnung will 
die Herzogseinsetzung einen nationalen Rechtstitel der Übertragung 
zur Seite setzen. Sie bedient sich dazu des altgeheiligten Fürstensteins, 
den der Herzogsbauer als formeller Inhaber der obersten Richtergewalt 
einnimmt, um diese durch seine Räumung dem Herzog zu übertragen. 
Es ist wohl möglich, daß diese Anlehnung der Zeremonie an den alten 
Stammesaltar die Verwendung einzelner Riten aus dem heidnischen 
Kult zur Folge gehabt hat (Farbe der Tiere, Umkreisung des Steines). 
Aber keinesfalls kann dies daran etwas ändern, daß in dem Gehalt 
der Fürstenstein-Zeremonie selbst nur der Gedanke der Steinübertragung, 
nicht der der Aufnahme in die Stammesgemeinschaft zum Ausdruck 
gelangt. 


Kiel. Max Pappenheim. 


F. Keutgen, Âmter und Zünfte. Zur Entstehung des Zunft- 
wesens. X und 256 S. Jena, Gustav Fischer, 1903. 
Mit der reifen Gabe, welche uns Keutgen hier beschert, haben 


wir eine bedeutende Leistung auf viel umstrittenem Gebiet zu begrüßen, 
die nach den verschiedensten Richtungen Klarheit zu schaffen imstande 
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ist. Quellenmäßige Forschung, vorsichtiges Urteil, gute Gruppierung 
eines großen Stoffmaterials eignen dem Buche in hohem Maße. 
Der Verfasser hat sich eine doppelte, überaus zeitgemäße Aufgabe ge. 
stellt: die Ansicht vom hofrechtlichen Ursprung der Zünfte mit neuen 
Argumenten auf vertiefter Grundlage zu bekümpfen und selbst für die 
Entstehung der Zünfte eine positive These aufzustellen. Freilich wurde 
der hofrechtliche Ursprung der Zünfte schon seither dank den geist- 
vollen Aufsätzen v. Belows von der Mehrheit der Sachverständigen 
abgelehnt. Gleichwohl war es den wiederholten Versuchen von Rudolf 
Eberstadt (Magisterium und Fraternitas, Schmollers Forschungen 
Bd. XV; Der Ursprung des Zunftwesens und die älteren Handwerkerver- 
bünde des ΜΑ», Leipzig 1900), den gegenteiligen Standpunkt aufs neue 
zu stützen, gelungen, selbst auf Wirtschaftshistoriker von der Bedeutung 
von Jnamas einen gewissen EinfluB zu machen. Man konnte den 
peinlichen Eindruck gewinnen, daß mit der groBenteils ablehnenden 
Kritik, die jene Versuche erfahren haben, die Sache noch nicht ab- 
getan sei, daß auch die herrschende Ansicht noch schwache Punkte 
aufweise, die einer nüheren Begründung mit erweitertem Beweismaterial 
bedurften. Namentlich nach der positiven Seite, welche das Wesen 
der Zunft in der Verbindung freier Einung mit dem Zunftzwang dar- 
zulegen hatte, blieb auch nach den aufklärenden Arbeiten von Belows 
gar manches zu tun. Hier setzt Keutgen ein. Er unternimmt es, in 
elf Kapiteln fünf Probleme zu behandeln: die Stellung des Handwerks 
auf den Grundherrschaften, die Stellung des Handwerks auf dem städti- 
schen Markte, das Verhültnis beider zueinander, den etwaigen Übergang 
hóriger Handwerker von der Fronarbeit zur freien Marktarbeit, die 
Anfünge der Organisation des stüdtischen Handwerks, endlich die 
maßgebenden Vorgänge beim Entstehen der autonomen Handwerker- 
verbände. 

Den hofrechtlichen Ursprung der Zünfte hat Eberstadt nicht 
bewiesen, weil er nicht zu beweisen ist. Durch vielfache Wieder- 
holung des zu beweisenden Satzes wird noch kein Beweis erbracht. 
Kronzeuge für die Hofrechtstheorie ist stets das Capitulare de villis 
Karls d. Gr. gewesen. Ihm wendet sich Keutgen zunächst zu und 
kommt in bemerkenswerten Ausführungen gegenüber Gareis (die 
Landgüterordnung Karls d. Gr. 1895) zu dem m. E. sichern Ergebnis, 
daß in dem Capitulare weder von Handwerksmeistern im technischen 
Sinne, noch viel weniger von hofrechtlichen Handwerkerverbänden die 
Rede ist. An Hand der gleichzeitigen Brevium exempla ad De- 
scribendas Res Ecclesiasticas et Fiscales erweist Keutgen, daß 
von den Bestimmungen des Capitulare, wonach auf den Krongütern 
alle Handwerke vertreten sein sollten, die Wirklichkeit seltsam kon- 
trastierte, daß es eben offenbar vielfach selbst an den notwendigsten 
Handwerkern gebrach. Im zweiten Kapitel geht Keutgen den 
Handwerkern auf den geistlichen Grundherrschaften nach. Die Frage- 
stellung wird dahin präzisiert, ob unter der selbstverständlichen Vor- 
aussetzung des Vcrhandenseins grundherrlicher Handwerker dieselben 
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an Zahl innerhalb der einzelnen Handwerkergattungen so bedeutend 
waren, daß „eine innungsartige Organisation denkbar wäre, auch wo 
sonst von ihr keine Spur zu sehen ist“. Im einzelnen seien nament- 
lich die Sätze hervorgehoben, daß ein rechtlicher Unterschied zwischen 
den als Handwerker tätigen Knechten und den Ackerknechten nicht 
gemacht werden darf, beide gehören zum Hausgesinde ; sodann, daß 
von einer Handwerksorganisation auf den Grundherrschaften noch 
nicht gesprochen werden darf, wenn einem Handwerksmeister ein oder 
einige Gesellen und Lehrlinge zur Seite stehen. An klösterlichen 
Grundherrschaften erörtert Keutgen die überlieferten Verhältnisse 
der hofhörigen Handwerker zu Farfa in Italien, zu Corbie in Frank- 
reich, zu Werden an der Ruhr, zu Saint-Trond bei Lüttich, zu Bödeken 
in Westfalen, zu Reichenau; in dem berühmten Bauriß des Klosters 
St. Gallen, der umfangreiche Werkstellen und Schlafräume für Hand- 
werker vorsieht, erblickt Keutgen eine ideale Zeichnung, beeinflußt 
durch die Regel des hl. Benedikt, wonach alle Klosterbedürfnisse im 
Kloster zu befriedigen sind. Zu den Ausführungen über die Matri- 
cularii des Klosters Corbie wären die Paralleluntersuchungen von H. 
Schaefer, Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittelalter (Stutz, 
Kirchenrechtl. Abhdign. III) S. 90ff. zu vergleichen gewesen, Zu 
Note 86 möchte ich bemerken, daß die Stelle der s. Gebhard-Vita 
über die Zuteilung von hörigen Handwerkern an die von ihm ge- 
gründete Benediktinerabtei Petershausen bei Konstanz auch von 
Keutgen (gleich Hegel, Entstehung des Städtewesens S. 117) nicht 
richtig aufgefaßt wird. Wie die Vita ausdrücklich bemerkt, kann 
von einer völligen Abschichtung der dort genannten bischöflichen Hand- 
werker überhaupt nicht die Rede sein. Es liegt vielmehr nur eine 
Anweisung des Bischofs an sein höriges Handwerkerpersonal 
in der Stadt Konstanz vor, gegen Zehrung die Bedürfnisse des 
Klosters zu befriedigen. Mithin waren diese Handwerker unter die 
bischóflichen Hofhandwerker zu stellen, von denen Keutgen gleich 
hernach handelt. Der Verfasser gelangt n&mlich zur Aufstellung des 
bisher nicht beachteten Gegensatzes zwischen den hofhörigen Hand- 
werkern der Abteien und denen der Bischöfe. Die Abteien verfügten 
in mehr oder minder vollständiger Weise über Handwerker der ver- 
schiedensten Gattungen, jedoch „nie in gentigender Menge, als daß 
sich innungsartige Verbände aus ihnen hätten bilden können“. Die 
Klöster lagen vielfach abseits der Städte. Da aber in den Städten 
die Zünfte entstanden sind, müßte, wie Keutgen mit Recht hervor- 
hebt, gerade über bischöfliches Handwerkspersonal ein erdrückender 
Beweis beigebracht werden. Hier versagen aber die Quellen völlig. 
Selbst in dem zahlreichen Gesinde des Erzbischofs von Köln finden 
sich Handwerker nur in ganz untergeordnetem Maße. Denn hier in 
den Städten standen den Bischöfen wirtschaftlich unabbängige Arbeiter 
— mochten sie persönlich frei oder unfrei sein — von Anfang an 
zur Verfügung. Dafür liefert schon das Edictum Pistense von Karl d. 
Kablen (M. G. Capitularia II 319) vollen Beweis. Da die Städte aus von 
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den Bischòfen gegründeten und gefórderten Marktansiedelungen mit 
freiem Marktverkehr hervorgegangen sind, ist es ganz ausgeschlossen, 
daß die Bischöfe selbst „durch Heransiehen einer großen Hofhandwerks- 
organisation ihre wertvollste Schöpfung im Keime zu ersticken ver- 
sucht haben sollten.“ Die vorhin angedeutete Stellung der Peters- 
hauser Notiz beweist allerdings, daß auch der Bischof von Konstanz 
am Ende des 10. Jahrhunderts ‘coquos et pistores, caupones et fullones, 
sutores et hortulanos, carpentarios et singularum artium magistros' 
besaß. Der Schluß ist zwar offenbar eine rhetorische Floskel. Im 
19. Jahrhundert werden jedenfalls nur noch ‘mesenere, phister und 
ambetliute' des Bischofs von Konstanz genannt (Vgl Meine Grund- 
eigentumsurkunden No. 36a). 

Das dritte Kapitel gilt dem erneuten Nachweise, daß ein Über- 
gang der zum Hausgesinde des Grundherrn zählenden hörigen Hand- 
werker zur Marktarbeit nirgends zu beobachten ist. Scharf scheidet 
Keutgen mit Recht diese Tageschalken von der Masse der Servi 
casati, die nur gemessene Dienste leisten, im übrigen aber freie Herren 
ihrer Zeit und Arbeit sind. Die letzteren, als Hörige persönlich unfrei, 
als Handwerker wirtschaftlich frei, bildeten ein starkes Kontingent 
des städtischen Handwerks, sind aber für die Hofrèchtstheorie nicht 
zu verwerten. Hierher gehören unfreie Bauernsöhne, die in der Stadt 
dem Handwerk nachgehen, ihrem Leibesherrn aber bis zur vollen Aus- 
bildung des Satzes: „Stadtluft macht frei“ ruhig weiter zinsen. Schade, 
daß Keutgen hier nicht besonders auf die wichtige Kategorie der 
Wachszinsigen näher eingetreten ist, Die Hörigen aber, die im vollen 
Tagesdienst der Herren standen, für den Markt arbeiten zu lassen, das 
verbot den Grundherren schon ihr eigenes Interesse. Brachten sie doch 
selbst die von ihrem Hofgesinde erarbeiteten Betriebsüberschüsse, 
namentlich an Wein und Korn, auf den Markt. Schärfer noch tritt die 
Scheidung zwischen Hofhandwerkern und Markthandwerkern in dem 
Kampf hervor, der allenthalben im 11.— 13. Jahrhundert über die 
Steuerfreiheit der Servientes ecclesiae zwischen den erstarkenden 
Bürgerschaften und dem Stadtherrn geführt wird. Ihm ist das vierte 
Kapitel gewidmet. Überall kommt der Satz zum Ausdruck: „Dienst 
im Hause sichert vor den Öffentlichen Verpflichtungen“. Nur das 
wirkliche Hausgesinde und damit die ausschließlich für den Grund- 
herrn arbeitenden Handwerker sind vom Marktgericht und allen dffent- 
lichen Abgaben befreit. Gehen aber Hörige mit Erlaubnis ihres Leibes- 
herrn zum Marktbetrieb über — si volunt esse mercatores — so 
unterliegen sie dem Marktrichter und den Öffentlichen Lasten der 
Mercatores. Im Zusammenhange der Quellenbelege hätte hier der 
Satz 10 des Konstanzer Sühnebriefs zwischen Bischof und Stadt von 
1255 (Meine Urkk. Nr. 36a 8. 44) seine Stelle finden müssen, das Zitat 
in Nr.165 läßt seinen bedeutsamen Inhalt nicht erkennen. Eine feine 
und neue Bemerkung, die sich mir schon lüngst bei meinen Konstanzer 
Forschungen aufgedrüngt hat — ich werde demnächst ausführlich 
darüber handeln —, finde ich auf 8,69 im Anschluß an ein Wormser 
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Reichsurteil von 1182 ausgesprochen: daß nämlich offenbar an zahl- 
reichen Orten Leute sich in die Hürigkeit der geistlichen Grund- und 
Stadtherren begaben, um sich den Öffentlichen Lasten zu entziehen. 
„Das kennzeichnet eine Bewegung in gerade umgekehrter Richtung 
zu der von der hofrechtlichen Theorie angenommenen*. Das fünfte 
Kapitel beschäftigt sich mit den Verhültnissen der Handwerker in 
Straßburg und Trier im besonderen. Der Verf. setzt sich hier vor, zu 
untersuchen, ob die Darstellung der stüdtischen Gewerbeorganisation 
im ältesten Straßburger Stadtrecht und im Liber annalium iurium 
archiepiscopi et ecclesie Trevirensis — Hauptbelege der Hofrechtstheorie 
— den vorstehenden Ergebnissen widersprechen. Ausgangspunkt ist 
ihm der für Straßburg urkundlich belegte Satz, daß die Hofhandwerker 
der Stiftsimmunitäten vom Marktverkehr ausgeschlossen waren, daß 
dagegen die Markthandwerker möglicherweise persönlich unfrei aber 
wirtschaftlich selbständig waren. „Durch förmliches Rechtsgeschäft 
konnte selbstverständlich jeder Grundherr einen oder mehrere seiner 
Hofdiener aus dem Hofverbande entlassen; aber man ist entweder das 
eine oder das andere; ein allmählicher Übergang bleibt ausgeschlossen“. 
Von diesen Unterlagen aus untersucht Keutgen die Rechtsnatur der 
in den beiden genannten Quellen erwähnten Abgaben an den Stadt- 
herrn. Er berührt zunächst das überhaupt beobachtete Streben der 
Stadtherren, die Freiheit der gesamten Bürgerschaft zu mindern ode, 
ihr neue unerhörte Lasten aufzuerlegen. Freilich sprechen mich die 
Argumente nicht an, die Keutgen für die Überbürdung der ganzen 
Speyerer Bürgerschaft mit dem Besthaupt anführt. „In den Bischofs. 
städten saßen die Eingewanderten zweifellos zum großen Teil auf 
Kirchenland“ ist ein Satz, den ich von dieser Seite nicht erwartet hätte. 
Auch für Speyer müssen wir eine freie Marktgründung annehmen. 
Da besteht aber die Hauptschwierigkeit darin, zu erklären, wie die 
größtenteils freie Gemeinde des Marktareals unter das Hauptrecht des 
Bischofs gebracht wurde. Überhaupt muß ich hier einen Punkt be- 
rühren, der in dem Buche nicht genügend hervortritt. Wenn in der 
Frühzeit städtischen Wesens Unfreie des Stadtherrn zum Markte über- 
traten, so bauten sie sich innerhalb des Marktgebietes — auf freier 
Scholle — an und gehörten somit von Hause aus zu den Markt- 
ansiedlern, die ja notorisch dank Keutgens und Belows For- 
schungen eine Menge Handwerker umschlossen und den Kern der Alt- 
bürgerschaft darstellten. Demgegenüber bildeten die Elemente, aus 
denen die Zunftbewegung entstand, eine jüngere und niedere Schicht. 
Es dürfte ja nicht allzuschwer fallen, hier die Brücke zu schlagen. 
Aber bei Keutgen ist die ganze Frage übergangen. Im einzelnen 
hält Keutgen gleich Below und Gothein die Fünftagfron der 
Straßburger Bürgerschaft für nicht hofrechtlich. Der ansprechenden 
Erklärung Belows, sie als Äquivalent für Almendrechte zu fassen, 
schließt sich Keutgen ohne Grund nicht voll an. Die Leistungen, 
welche in Straßburg und Trier die einzelnen Gewerbe zu entrichten 
haben, werden überzeugend als öffentlich-rechtliche Abgaben der freien 
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Markthandwerker zur Hof- und Heersteuer erwiesen. Die Sonderstellung 
der in Hofhôrigkeit befindlichen Münzer findet im Monopolcharakter 
des Münzregals ihre naturgemäße Erklärung. So ist das Ergebnis des 
Keutgenschen Buches in dem ersten negativen Teile, daß „die Er- 
klärung der Zünfte, ihrer Entstehung und ihres Wesens* aus dem 
Hofrecht unmöglich ist, daher „aus dem städtischen Rechte- und Wirt- 
schaftsleben allein herausgefunden werden muß*. 

Es folgt vom 6. Kapitel an der aufbauende Teil der Unter- 
suchung. Den Grund, weshalb die Lehre von dem freien Ursprung 
der Zünfte noch nicht zur allgemeinsten Anerkennung vorgedrungen 
ist, erblickt der Verf. in „einer methodischen Schwäche‘. „Man hat 
auf die Stabilierung eines bestimmten juristischen Prinzips nicht Wert 
genug gelegt, aus dem ihre Entstehung herzuleiten wäre“. „Mit dem 
Prinzip der freien Einung, dem lebhaften Assoziationstrieb hat man es 
immer noch zu leicht genommen, seiner schöpferischen Kraft immer 
noch zuviel zugetraut*. Hier will Keutgen Wandel schaffen. Sein 
Weg ist kurz gesagt der folgende: Die Zünfte sind ihm nicht aus 
freiem Genossenschaftstrieb hervorgegangene Verbände, denen nach- 
träglich obrigkeitliche Genehmigung, Ordnung und Zwangsbefugnisse 
zuteil wurden. Vielmehr knüpft er die Zunftbildung selbst an obrig- 
keitliche Einrichtungen an: aber nicht an solche privater Grundherren, 
sondern an solche, die vom Inhaber der Öffentlichen Gewalt aus- 
gegangen sind. Die Hauptleistung des Buches besteht darin, daß es 
die brauchbaren Ergebnisse der Eberstadtschen Untersuchungen auf 
den richtigen Boden, voın Hofrecht auf den des öffentlichen Rechts 
verpflanzt. Magisterium und Fraternitas sind wirklich Vorläufer des 
ausgebildeten Zunftrechts gewesen, es galt nur, ihnen den rechten Sinn 
zu geben. Es liegt vor allem darin, daß die Magisterien aus dem 
städtischen Gewerberecht hergeleitet werden. Von der Bruderschaft 
wird gleich zu handeln sein. 

Anknüpfend an Sohm, der zuerst in seiner „Entstehung des 
deutschen Stüádtewesens* mit Energie das Gewerberecht aus dem Markt- 
recht herleitete, und im Anschluß an die Arbeit von Küntzel über 
die Verwaltung des Maß- und Gewichtswesens in Deutschland im 
MA. (Schmollers Forschungen Bd. XIII 2) unterwirft Keutgen die 
ganze Frage von der Öffentlichen Fürsorge für rechtes Maß und Ge- 
wicht einer umfassenden und vertieften Prüfung, in der ich mit das 
Hauptverdienst des Buches erblicke. Das Vorbild von Rietschel hin- 
sichtlich der Entwicklung des Marktrechts in seinem vielgerühmten 
Buche wirkte hier unverkennbar befruchtend ein. Die umfassende Be- 
deutung, welche die Hohl- und Gewichtsmaße in den Zeiten natural- 
wirtschaftlicher Güterordnung nicht nur für Handel und Gewerbe 
hatten, führt zu einer gesonderten Betrachtung der Fürsorge für Maß 
und Gewicht auf dem Lande einerseits und auf den städtischen Märkten 
anderseits. Nach vergeblichen Versuchen der Karolinger, bessernd 
und vereinheitlichend einzugreifen, verblieb auf dem Lande das Μαῦ- 
und Gewichtswesen der Fürsorge der Gemeindeorgane überlassen. In 
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den Städten bezw. Mürkten war es Annex des Marktrechts. Nirgends 
ist bisher der Satz so scharf herausgearbeitet, daß die Handhabung 
der Ma8- und Gewichtspolisei zu den Hauptaufgaben der Marktver- 
waltung gehórte und von Hause aus in Händen des ordentlichen Markt- 
richters, des SchultheiB oder Ammans, lag. Zu den Finanseinnahmen 
aus dem Marktrecht gehörten die Abgaben für Benützung der öffent- 
lichen Wage und die Bußen, die bei Benütsung ungenauer Maße 
und Gewichte zu entrichten waren. Bei der Wichtigkeit des MaG- 
und Gewichtswesens in der Stadt ging die Fürsorge darüber freilich 
frühzeitig vom stadtherrlichen Beamten auf den Rat als Bürgeraus- 
schuß über, um von hier in den Zeiten entwickelten Zunftrechta Teil der 
Zunftkompetenzen zu werden. Mit Recht führt Keutgen das ganze 
Detail des städtischen Gewerberechts auf eine verfeinerte und differen- 
. zierte Anwendung der Ma8- und Gewichtepolizei zurück. So ist ihm die 
gewerberechtliche Aufsicht über das Handwerk Ausfluß der Waren- 
8chau, sind ihm die vier Aufgaben der mittelalterlichen Marktordnung: 
Kontrolle von Maß und Gewicht, Preisbestimmung, Warenprüfung, 
Beaufsichtigung der Handwerker. Allerdings besteht der Sats Keutgens 
nicht völlig zu Recht, daß wir „über die emzelnen Vorgänge (sc. des 
Übergangs der Marktpolisei vom stadtherrlichen Marktrichter auf den 
Rat] so gut wie gar nicht unterrichtet sind*. Ich habe echon im Jahre 
1896 eine vorläufige Darstellung der Maß- und Gewichtsaufsicht und 
der Brotschau des Konstanzer Ammans gegeben, welche diesen 
Übergang trefflich illustrierende Belege enthält (Vgl. Meinen Aufsatz 
Zur Verfassungsgeschichte der Stadt Konstanz im 12. und 18. Jahr- 
hundert: Schriften des Vereins für Geschichte des Bodensees Heft 26 
S. 8£). Mit einem weiteren neuen Beispiele werde ich demnächst 
hervortreten. Die Abgaben, welche die Gewerbetreibenden dem stadt- 
herrlichen Richter oder dem Stadtherrn selbst für die Benützung des 
Marktes und der häufig vom Stadtherrn errichteten Marktstände bezw. 
-Bünke zu entrichten hatten, wurden gruppenweise umgelegt und auch 
die Marktkontrolle selbst erfordert ein gruppenweises Zusammenfassen 
der einzelnen Handwerker. Das ist nach Keutgen der wahre Ur- 
sprung der Straßburger, Trierer und Augsburger Ämter. Mit zahlreichen 
Belegen stützt Keutgen den schon bekannten Sats, daß bereits die 
Anlage des Marktes vielfach nach einzelnen Gewerben erfolgte, denen 
die sog. Gewerbestraßen ihren Ursprung verdanken. Den Amtsmeistern, 
die an der Spitze der Handwerksämter stehen, ist das 8. Kapitel ge- 
widmet. Von Haus aus und in einfachen Verhältnissen dauernd unter- 
standen alle Gewerbe hinsichtlich der Kontrolle dem einen stadtherr- 
lichen Marktrichter. In größeren Städten war dafür ein besonderer 
stadtherrlicher Beamter neben dem Schultheiß bestellt, so in Straß- 
burg der Burggraf, in Trier der Kämmerer. „Mit den ihm untergebenen 
Handwerken hielt der marktherrliche Gewerbebeamte in Ausübung 
seiner Funktionen Versammlungen ab, regelmäßig dreimal im Jahr: 
sie sind das ungebotene Ding in Gewerbeangelegenheiten", „ein sehr 
wichtiges Glied in der zünftlerischen Entwicklung“, „hier trat jedes 
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Gewerk zum ersten Male als geschlossene Gemeinschaft auf“, „hier 
übte es unter berrschaftlicher Leitung die Anfänge der Autonomie". 
Das sind wichtige klare Sätze, die einen überzeugenden Eindruck zu- 
zücklassen und einen gaugbaren Weg weisen. Als weitere Entwick- 
lungsstufen stellt Keutgen die Ablösung der einzelnen Wettbußen 
an den atadtherrlichen Beamten durch eine Pauschalsumme fest — der 
Einzug der Bußen wurde damit zu einer inneren Angelegenheit des 
Handwerks — und die Erringung eigener Meister, die aus den Reihen 
des Handwerks selbst gewählt zwischen dieses und den stadtherrlichen 
Aufsichtebeamten traten. Zum Beweise dienen namentlich die Basler 
Urkunden. Nach ihnen wird bis in die Mitte des 13. Jahrhunderts 
der Zunftmeister auf erfolge Präsentation durch die Zunft vom Bischof 
ernannt, seitdem wählt die Zunft selbst den Meister samt einem 
Zunftausschuß. Für die Einführung eines handwerksmäßigen Meisters 
gibt Keutgen die ansprechende Erklärung, daß die verfeinerte Ge- 
werbekontrolle technische Kenntnisse erforderte, welche der den Mini- 
sterialen zugehörige stadtherrliche Gewerbebeamte nicht besitzen konnte. 

Im neunten, „Die Brüderschaft“ überschriebenen Kapitel geht 
Keutgen dem Zusammenhang nach, der zwischen den marktherrlichen 
Handwerkerämtern und den Zünften als freien Einungen hergestellt 
werden muß. Brüderschaften sind dem Verfasser Handwerkerverbände, 
betrachtet unter dem Gesichtspunkt gottesdienstlicher und wohltätiger 
Zwecke. Scharf hält er gegenüber Eberstadt fest, daß immer die 
Gleichheit des Gewerbes das Primum agens ist, an das sich die christ- 
liche Brüderlichkeit anschließt. „Wo es sich um einen ganz neuen 
freien Verein handelt, stehen daher gewerbliche Zwecke stets im 
Vordergrunde, mit denen aber die religiösen und geselligen sofort 
Hand in Hand gehen. Gerade für die in den alten Ämtern der 
Marktordnung zu gewerblichen Zwecken schon vereinigten Handwerker 
jedoch mußte die Übernahme religiöser Zwecke sich als willkommenes 
Hülfsmittel darstellen, aus dem Zustand einer obrigkeitlichen Abteilung 
in den eines freien Vereins hinüber zu gelangen. Die Brüderschaft 
bot hierzu die Form, an der um so mehr lag, je mehr es den aus den 
heterogenstan Elementen, freien und früher unfreien, stadteingesessenen 
und zugewanderten gemischten Amtsmitgliedern an jeder altererbten 
Gemeinschaft, wie die hofrechtliche Theorie sie ibnen andichten 
möchte, gebrach'. Eberstadt gegenüber weist Keutgen nach- 
drücklich darauf hin, daf die Fraternitas als rein privater Verein 
undenkbar ist, daß sie stets der Genehmigung der kirchlichen Obrig- 
keit bedurfte, ebenso wie der Mitwirkung geistlicher Personen und 
des Benntsungsrechis an kirchlichen Gebäuden und Grundstücken. 
Den Basler Zünften wird die Beleuchtung des Kronleuchters im Dome 
vom Bischof in ihren Zunftbriefen als Pflieht auferlegt, als Gegen- 
leistung für die Gewährung von Zunftprivilegien. Der älteste Zunftbrief, 
die Meinzer Weberurkunde von 1099, unterstellt die Weberbruderschaft 
dem Kustos des dortigen s. Stepbansstiftes, dessen Kreuzgang sie 
baulich zu unterhalten haben, woselbst sie ihr Campo santo, ibre ge- 
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meinschaftliche letzte Ruhestätte finden. (Das letztere richtig Eber- 
stadt Magisterium und Fraternitas 8.162, dagegen unriehtig Ders. 
Ursprung des Zunftwesens S. 11 und jetzt Keutgen 8. 174 und: 
N.445 ib) Die Unhaltbarkeit der Annahme Eberstadts, da8 der 
Kölner Bettziechenweberzunft von 1149 eine lange bestehende geistliche 
Bruderschaft dieses Gewerbes vorangegangen sei, wird von Keutgen 
aus der Urkunde von 1149 selbst schlagend erwiesen. Zunft- und 
Bruderschaftsgründung gehen zeitlich hier Hand in Hand. Als 
Ergebnis der bisherigen positiven Untersuchung stellt Keutgen fest, 
daß hinsichtlich der gewerblichen und kirchlichen Einungsbestrebungen 
der Handwerke „der Obrigkeit ein weit größeres Maß der Einwirkung 
zuzuschreiben ist, als man bisher anzunehmen pflegte“. 

Damit eine Zunft im Rechtssinne vorhanden ist, verlangt Keutgen 
außer einem gewerbepolizeilich unter eigenem Meister geeinten bezw. 
als Bruderschaft auftretenden Handwerk eine mehr oder weniger weit- 
gehende Autonomie in Gewerbesachen und den Zunftzwang. Dem 
Verhältnis von Zunftzwang und Einung wendet daher der Verfasser 
im umfangreichsten 10. Kapitel die Aufmerksamkeit zu. Nach einem 
beachtenswerten Exkurs über die Kaufmannsgilden der älteren Zeit 
dient auch hier als Ausgangspunkt der Satz: „Den Zunftrwang liefert 
der Zunft bereits die Marktordnung.“ Schon in der stadtherrlichen 
Markt- und Gewerbeordnung versteht es sich von selbst, daß „jeder 
Händler der &u&eren Ordnung, jeder der gleichen Warenkontrolle, jeder 
denselben Abgaben unterworfen ist“. Mit Recht hebt daher Keutgen 
gegenüber Eberstädt hervor, daß gegenüber dem absolut regel- 
mäßigen Beitrittezwang aller Handwerker eines Gewerbes bei der 
vielfach ungenauen Fassung mittelalterlicher Satzungen darauf nichts 
ankommen kann, „ob in dieser oder jener der älteren Handwerker- 
urkunden der Zunftzwang -enthalten ist oder nicht“. Die zwangsweise 
Zusammenfassung der gleichartigen Handwerker geht über das Ver- 
breitangsgebiet der Zünfte hinaus. Wo, wie in der Landshuter Ord- 
nung von 1256, Innungen ausdrücklich verboten sind, unterliegen den 
gewerberechtlichen Bestimmungen derselben notwendig alle Genossen 
der einzelnen Gewerbe. „Nur deshalb, weil der Zunftzwang nichts als 
ein Erbstück aus der Marktordnung ist, stieß er auf so wenig Unter- 
schied*. So sieht schließlich Keutgen das Wesen der Zünfte nicht 
so sehr in dem Beitrittszwang der Ortsangesessenen, als vielmehr in 
der Ausschließung der auswärtigen Handwerker. Das war das neue, 
der alten auf Freibandel beruhenden Marktordnung stracks zuwider- 
laufende Element, welches in den Quellen als Einung bezeichnet wird. 
In umfassender quellenmäßiger Untersuchung gewinnt der Verfasser 
das m. E. überzeugende Ergebnis, daß die Schließung des städtischen 
Marktes nach außen das Wesen der Innung ausmacht. Darin kommt 
der Zunftzwang im Sinne der selbständig auftretenden und Forderungen 
stellenden Handwerkerschaften zum Ausdruck. Eine treffliche Beleg- 
stellensammlung für den Artikel Innung des Rechtswörterbuchs liegt 
hier vor. Bald bedeutet Innung die anerkannte freie Vereinigung 
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der Handwerker, bald die an die Obrigkeit oder die Zunft für den 
Eintritt in das Handwerk zu entrichtende Gebtihr. Diese Coniurationes 
mit Aussperrungstendenz wurden vielfach von den Stadtherren als dem 
alten Prinzip zuwiderlaufend zunüchst verboten und aufgehoben, um 
alsbald — wie so vielfach — in Nachgiebigkeit gegen die drüngenden 
Tatsachen im Privilegienwege anerkannt zu werden. Das Innungsrecht 
bedeutet danach „die Beseitigung und Zerstörung der allgemeinen 
Marktfreiheit und Handelsfreiheit, wie sie in dem alten marktherrlichen 
System gelegen hatte". Wir können unmöglich auf das reiche Detail 
weiter eintreten, das sich hier auftut; ein letztes Kapitel ist der Er- 
örterung „abschließender Tendenzen“ gewidmet. Das glaube ich aber 
bestimmt, daß uns Keutgens Buch auf dem schwierigen Gebiete der 
ältesten Zunftgeschichte um ein gutes Stück vorwärts gebracht hat. 
Daß ihm am Erfassen der Entwicklungsstadien unter juristischem 
Gesichtspunkt so viel gelegen war, dafür wird ihm die Rechtsgeschichte 
doppelten Dank wissen. 


Breslau. K. Beyerle. 


Die preuBischen Landeskulturgesetze.  Textausgabe. 
Herausgegeben von Nobiling. Münster i.'W. 1901. 
H. Mitsdörffer. 878 Seiten. 8°. 


Die vorliegende Ausgabe der preußischen Landeskulturgesetze 
verfolgt in erster Reihe praktische Zwecke, indem sie die für die 
Auseinandersetzungsbehörden maßgebenden Gesetze, Verordnungen und 
Staatsverträge in absoluter Vollständigkeit umfaßt. Der Herausgeber 
hat aber auch diejenigen Gesetze, die nur noch teilweise in Geltung 
stehen, ohne Kürzung aufgenommen, so daß seine ebenso sorgfältige 
wie reichhaltige Sammlung auch für die Rechts- und Wirtschafts- 
Geschichte ein wichtiges Hülfsmittel bildet. Im einzelnen verweisen 
wir besonders auf die Abschnitte VII (Teilung der Gemeinschaften, 
Separationen, Zusammenlegung der Grundstücke, Ablósung der Servi- 
tuten), VIII (Ablösung der Reallasten und gutsherrlich - bäuerliche 
Regulierung), X (Aufhebung gewerblicher Berechtigungen), XII (An- 
siedelungen und Rentengüter), XIII (Hôferecht und Anerbenrecht), 
XVI (Wassergesetze), XVII (Fischerei XVIII (Waldkultur), XIX (Jagd), 
XX und XXI (Wege- und Straßenanlagen). 

R. Schröder. 


Druckfehler - Berichtigung. 
Es wird gebeten 
in Bd. XXIII 1902 zu lesen: 


8.127 Anm. 1 Z.2 von unten Engel et Serrure statt Engel et 
ital. Serrure; 


8.156 Anm. 3 Z.1 von unten Richthofen in der Ausgabe der 
Mon. Germ. statt Sohm in dieser Ausgabe. 
im vorliegenden Bd. XX1V 
8.62 Z. 13 von unten Adam Smith statt Adam Schmith. 


Germanistische Chronik. 


Von den seit unserem letzten Bericht durch den Tod Abberufenen sei 
an dieser Stelle namentlich gedacht des am 22. November 1902 zu Mün- 
chen verstorbenen Direktors des K. Bayrischen Reichsarchivs v. Oefele, 
des am 23. November 1902 zu Bonn verstorbenen Strafrechtslehrere Her- 
mann Seuffert, sowie des am 10. Februar 1908 zu München ver- 
schiedenen Historikers Karl Adolf Cornelius Ganz besonders 
schwer trifft aber auch unsere Wissenschaft der Verlust von Engel- 
bert Mühlbacher. Geboren am 4. Oktober 1843 veröffentlichte er 
u. a. 1876 seine bekannte Untersuchung über die streitige Papstwahl 
des Jahres 1130, und übernahm er, nachdem der zunächst zum Redakteur 
der Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung 
erwühlte Folts nach dem Druck der ersten Bogen des ersten Bandes 

storben war, alsbald die Herausgabe dieser Zeitechrift. Zu den 

Bünden und ϐ Ergünzungsbünden, die von ihr bisher ausgegeben 
worden sind, hat er manchen wertvollen Beitrag beigesteuert. Vor 
&lem aber verstand er es, für die Zeitschrift und das Institut eine 
groBe Anzahl ülterer und junger Krüfte heranzuziehen, deren Mit- 
arbeit dem Organ des Instituts zu dem hohen Ansehen verhalf, dessen 
es sich mit vollem Recht erfreut. Gerade auf rechtsgeschichtlichem Ge- 
biete haben die Mitteilungen Ausgezeichnetes geleistet, und wir können 
im Interesse unserer Wissenschaft nur wünschen, daB die verwaiste 
österreichische Kollegin wieder einen Leiter bekommt, der auch in 
dieser Beziehung die Mühlbacherschen Überlieferungen aufrechterhült, 
sowie daß der freundliche Austausch zwischen österreichischer und reichs- 
deutscher Wissenschaft, wie er bisher zwischen unsern Zei 
stattfand, für alle Zukunft aufrecht erhalten bleiben möge. Das Haupt- 
werk Mühlbachers, Die Regesten der Karolinger, deren erster Band 
1880 bis 1889 erschien, erlebte schon nach 10 Jahren eine neue Auf- 
lage, wovon der zweite Teil gleich den Karolinger Urkunden, die Mühl- 

her für die Monumenta Germaniae beizusteuern unternommen hatte, 
der Veröffentlichung nahe ist, und nunmehr, nach dem Tod des Ver- 
fassers, nochmals von der unermüdlichen Sammeltütigkeit und der 
Kunst prüziser Formulierung Zeugnis ablegen wird, die den Ver- 
storbenen auszeichneten. Endlich sei aber auch noch der deutschen 
Geschichte unter den Karolingern gedacht, die 1896 erschien. Seltene 
Beberrschung des Stoffs und die Gabe einfacher und doch wirkungs- 
voller Darstellung vereinigten sich, um ein Werk hervorzubringen, da 
Mühlbacher im Kreise der Geschichtschreiber deutscher Vergangenheit 
für immer einen ebrenvollen Platz sichern wi σαι 
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Zum Direktor des bayerischen Reichsarchivs wurde Archivrat 
Baumann ernannt, mit den Funktionen des ersten Sekretürs beim 
PreuBischen Historischen Institut in Rom wurde der o. Professor der 
mittleren und neueren Geschichte in Göttingen Paul Kehr betraut. 


Berufen wurden: o. Professor der mittelalterlichen Geschich te an 
der Universität Heidelberg Schäfer an die Universität Berlin, a. o. 
Professor der mittleren Geschichte in Bonn Hàm pe als o. Professor 
nach Heidelberg, der o. Professor der Kirchengeschichte an der Uni- 
versität Breslau K. Müller in gleicher Eigenschaft nach Tübingen, 
der Privatdozent für Strafrecht in Heidelberg Kohlrausch als a. o. 
Professor nach Königsberg, der Privatdozent der Geschichte an der 
Universität Wien Uhlirz als ο. Professor für österreichische Geschichte 
an die Universität Graz, der o. Professor des Strafrechts an der Uni- 
versität Bern Mittermeier in gleicher Eigenschaft nach Gießen, der 
ο. Professor der Geschichte an der Universität Breslau und Direktor 
des K. Preuß. historischen Instituts in Rom Schulte in gleicher Eigen- 
schaft nach Bonn, o. Professor des öffentlichen Rechts Rehm in 
Erlangen in gleicher Eigenschaft nach Straßburg, a. o. Professor der 
mittleren und neuen Geschichte in Halle Rachfahl als ο. Professor 
nach Königsberg, der Privatdozent an der Universität Wien Erben 
zum o. Professor der historischen Hülfswissenschaften an der Universität 
Innsbruck, der a. o. Professor der Kirchengeschichte an der Universität 
Leipzig Böhmer in gleicher Eigenschaft an die Universität Bonn, 
der o. Professor des Seutschen echts an der Universität Freib 
i./Schw. Zycha in gleicher Eigenschaft an die deutsche Universi 
in Prag, der a. o. Professor an der Universität Leipzig Rieker als o. 
Professor des Öffentlichen Rechts an die Universität Erlangen, der 
ο. Professor des deutschen Rechts und Staatsrechts an der Universität 
Rostock Geffcken für öffentliches Recht an die Handelshochschule 
in Köln, der a. ο. Professor der Kirchengeschichte am Lyceum zu 
Freising Pfeilschifter zum o. Professor desselben Fachs an die 
Universität Freiburg i /Br., der Privatdozent an der Universität Frei- 
burg i/Br. van Calker als o. Professor des Öffentlichen Rechts an die 
Universität Gießen, der a. ο. Professor für deutsches Recht in Bonn 
Hübner als o. Professor für Privatrecht deutschrechtlicher Grundlage, 
bürgerliches Recht, gemein-mecklenburgisches Staats- und Verwaltungs- 
recht nach Rostock, der Privatdozent der Geschichte an der Universität 
Breslau Stein als a. ο. Professor für dasselbe Fach an die Universität 
Göttingen, der ο. Professor der Nationalökonomie an der Universität 
Bonn Gothein nach Heidelberg. 


Befördert wurden: Der a. ο. Professor der Geschichte in Würz- 
burg Chroust zum o. Professor daselbst, die Dozenten an der Handels- 
hochschule in Köln Schumacher und Eckert zu Professoren der 
Staatswissenschaften, der a. ο. Professor der Geschichte an der Uni- 
versität Berlin Hintze zum o. Professor, die a. o. Professoren der 
Geschichte zu Münster Spannagel und Meister zu o. Professoren da- 
selbst, der a. o. Professor Frank] an der deutschen Universität in Prag 
zum ο. Professor für Handels-, Wechsel- und Bergrecht daselbst, der 
a. 0. Professor des deutschen Rechts an der Universität Breslau 
Be Je rle sum o. Professor daselbst, der a. o. Professor für deutsches 
Recht an der Universitàt Bern Gmtir zum o. Professor ebenda, der 
a. o. Professor der Geschichte an der Universität Breslau Kampers 
zum o. Professor daselbst, der a. o. Professor des öffentlichen Rechts 
an der Universität Marburg Schücking zum o. Professor daselbst, 
der a. o. Professor der Nationalökonomie an der technischen Hoch- 
schule in Karlsruhe Zwiedineck-Stidenhorst zum o. Professor da- 
selbst, der Amtsrichter Friese zum Dozenten an der Akademie in Posen. 
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Habilitiert haben sich: Doren an der philos. Fakultät zu Leipzig 
für mittlere und neuere Geschichte, Kog ler für österreichische Reichs- 
eschichte in der juristischen Fakultät zu Innsbruck, Eberstadt für 
ationalükonomie in Berlin, Herbert Meyer in der juristischen 
Fakultät der Universität Breslau für deutsches Recht, Hof- und Staats- 
archivar Schlitter für neuere Geschichte in der philosophischen 
Fakultät der Universität Wien, Gillmann für Kirchenrecht an der 
theologischen Fakultät der Universität München, Bitterauf für 
mittlere und nenere Geschichte und historische Hülfswissenschaften 
an der philosophischen Fakultät der Universität Erlangen. 


Am 14. und 15. November 1902 fand in Karlsruhe die 21. Plenar- 
sitzung der badischen historischen Kommission statt. Von neuen 
Publikationen lagen vor: Oberrheinische Stadtrechte I, Fränkische Rechte, 
6. Heft von Köhne, Regesten der Bischöfe von Konstanz 115,6 von 
Cartellieri, Regesten der Markgrafen von Baden-Hachberg III 1,2 
von Witte, Zeitschrift für Geschichte des Oberrheins N. F. XVII. 
In Vorbereitung: Oberrheinische Stadtrechte I. Frinkische Rechte 
7. Heft von Köhne, II Schwäbische Rechte, Villingen von Roder, 
Gothein, Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwalds in 


Am 8. bis 5. Juni 1903 fand in München die vierundvierzigste 
Plenarversammlung der historischen Kommission bei der bayerischen 
Akademie der Wissenschaften statt. Von neuen Publikationen lagen vor: 
Jahrbücher des deutschen Reichs unter Otto Il. und lII. von Uhlirz 
1. Bd., unter Heinrich IV. und Heinrich V. von Meyer v. Knonau 
4 Bd., Chroniken der deutschen Städte 28 Bd. (Lübeck III) von Kopp. 
mann, Allgemeine Deutsche Biographie, Nachtrüge 47. und 48. Bd. 
1. Lief. In Vorbereitung: Reichstagsakt, ältere Reihe X (Herre), 
Freisinger Traditionen (Bitterauf). 


Nach dem Bericbt der 6. Jahresversammlung der historischen 
Kommission für Hessen und Waldeck stehen zu erwarten die Ver- 
öffentlichung des Fuldaer Urkundenbuchs (Tangl, Stengel), des 
zweiten Bandes der Landtagsakten 1521—1603 (Glagau), Regesten der 
Ban TE It 1. Lieferung (Grotefen d), Friedberger Urkundenbuch erster 

and (Foltz). 


Am 23. und 24. Mai 1908 fand in Erfurt die 29. ordentliche Sitzung 
der historischen Kommission für die Provinz Sachsen und das Hertog- 
tum Anhalt statt. Zu erwarten ist das Erscheinen des Goslarer Urkunden- 
buchs Bd. IV (Bode), das Urkundenbuch des Erzetifts Magdeburg Bd. I 
(Hertel) der Kirchenvisitationsprotokolle des Kurkreises von 1928 bis 
1592 (Pallas). U. St. 


Monumenta Germaniae historica. Vom 21. bis 23. April 1908 
tagte in Berlin die 29. Jahresversammlung der Zentraldirektion. In 
der Abteilung Leges sind die von Herrn fessor Dr. Karl Zeumer 
berausgegebenen Leges Visigothorum mit einem von Herrn Werming- 
hoff hergestellten Hogister erschienen. Zeumer brachte außerdem 
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im 28. Band des Neuen Archivs eine Rekonstruktion des deutschen 
Urtextes des Mainzer Landfriedens von 1235. Freiherr v. 8ch wind 
in Wien begann mit der Herstellung des Textes der Lex Baiuwariorum. 
Herr Professor Dr. Seckel setzte seine Untersuchungen über die Quellen 
des Benedictus fort. Für die Ausgabe der Placita wollte Herr Pro- 
fessor Tangl durch eine Herbstreise in die französischen De ments 
die Sammlung des Materials abschließen, um im Sommer 1904 mit dem 
Drucke beginnen zu können. Allein dieser Plan hat eine unliebsame 
Verzögerung erfabren; denn infolge des betrübenden Verlustes, den 
die Zentraldirektion durch den unerwarteten Tod ihres Mitgliedes, des 
Herausgebers der karolingischen Königsurkunden, Professor Dr. En gel- 
bert Mühlbacher in Wien erlitten hat, wurde Tangl gendligt, 
seine Arbeitskraft zunächst dem Abschluß des ersten Bandes der 
Karolinger Diplome zu widmen und su diesem Zwecke längeren 
Aufenthalt in Wien zu nehmen. Von dem dritten Bande der Con- 
stitutiones et Acta publica, die Herr Dr. Schwalm bearbeitet, wird 
der erste Halbband — in Stärke von etwa 60 Bogen die Zeit Rudolfs 
von Habsburg umfassend — wohl gegen Ende dieses Jahres aus- 
gegeben werden. Der zweite Halbband ıst den Konstitutionen Adolfs 
von Nassau vorbehalten. Mit dem Druck der karolingischen Konsilien 
hofft Herr Dr. Werminghoff deinnächst beginnen zu können. — Von 
den merowingischen Heiligenleben ist der zweite Band erschienen. Mit 
einer neuen Áu von Widukinds Rerum gestarum Saxonicarum libri 
tres ist Herr Dr. Kehr beschüftigt. Zum dritten Bande der Diplomata 
regum et imperatorum Germaniae, der die Urkunden Heinrichs II, der 
Kaiserin Kunigunde und Arduins enthält, ist das SchluBheft (Vorrede 
und Register) a ben worden. — Im 28. Bande des Neuen Archivs 
erklärt Herr Pro r Harry Bresslau, daß er von der Redaktion 
zurückgetreten sei Die Redaktionsgeschäfte hat in Verbindung mit 
einem Redaktionsausschu8 Herr Professor Dr. E. Steinmeyer in 
Erlangen übernommen. 


Berlin, den 8. August 1908. Heinrich Brunner. 


Bericht der Kommission für das Wörterbuch der deutschen 
Rechtssprache, für das Jahr 1902. 


Von Heinrich Brunner. . 


Die Kommission bat in diesem Jahre abermals den Tod eines 
ibrer Mitglieder zu beklagen: am 11. September 1902 starb der Ge- 
heime Oberregierun rat Prof. Dr. Ernst Dümmler, den die philosophisch- 
historische Klasse der Akademie am 5. November 1896 in die Kom- 
mission gewählt hatte. 

An Stelle des am 15. August 1901 verstorbenen Geheimen He- 
gierungsrate Prof. Dr. Karl Weinhold hat die Klasse in ihrer Sitzung 
am 11. Dezember 1909 Herrn Prof Dr. Gustav Boethe in Berlin als 
neues Mitglied in die Kommission gewählt. . 

die Arbeiten des Jahres 1902 erstattete der wissenschaft- 
liche Leiter des Unternehmens Herr Schroeder folgenden Bericht. 


Bericht des Herrn Schroeder. 

Der Archivbestand hat sich seit der letzten, im April 1901 ver- 
anstalteten Aufnahme nahezu verdoppelt, teils durch die zahlreichen 
neuen Zugänge , über die das untenstehende Verzeichnis berichtet, 
teils durch die Einordnung älterer Zettelbestände, namentlich solcher 


Germanistische Chronik. 461 


an hektographischen Zetteln, deren Vervielfältigang und Einreihung 
in das Archiv nur allmäblich vor sich gehen konnte. Da dem Unter- 
zeichneten außer dem juristischen Hülfsarbeiter Dr. Adam Rott seit 
Juli 1901 in der Person des Dr. Gustav Wahl auch ein Deutsch- 
philologe zur Seite stand, so konnte die Verarbeitung der Einläufe und 
e Aufarbeitung der älteren Bestände weit erheblicher als früher ge- 
fördert werden. Es ist dringend zu wünschen, daß Dr. Wahl, obwohl 
er seit seiner Anstellung bei der Universitätsbibliothek in Heidelbe 
in seiner Tätigkeit für Wörterbuch mehr eingeschränkt ist, auc 
fernerhin als ständiger Hülfsarbeiter erhalten bleibe. Unter den Zu- 
Angen sind die von der schweizerischen Kommission unter Prof. Eugen 
uber gelieferten, namentlich die Beiträge aus dem deutschrechtlichen 
Seminar von Prof. Gmür in Bern, wiederum an erster Stelle zu nennen. 
Die Tätigkeit der schweizerischen Kommission hat nunmehr nahezu 
ihr Ziel erreicht; in Zukunft steht von ihr nür noch eine Nachlese in 
Aussicht. Unter ihren neuesten Beiträgen befinden sich auch solche 
aus dem Berner Zivilgesetzbuche von 1824—1827, das wegen vieler 
altertümlicher Ausdrücke berücksichtigt werden mußte, obwohl es über 
die dem Wörterbuche im allgemeinen gesetzte Zeitgrenze des Jahres 
1750 erheblich hinausgreift. Nächst den schweizerischen Beiträgen 
sind namentlich umfangreiche Beiträge der Herren Dr. Franz Behrend, 
Dr. von Bulmerincq, Prof. Greiner, Dr. Heerwagen, Prof. His, Dr. Hopf, 
Rektor Theodor Knapp, Landesbibliothekar Prof. Liesegang, Dr. Luppe, 
Oberlehrer Dr. Scheel, Rechtspraktikant Konrad Sterner und Bürger- 
meister Dr. Weiß hervorzuheben. Eine Hauptaufgabe wird es dem- 
nächst sein, die niederländischen Rechtsquellen für die Zwecke des 
Wörterbuchs auszuziehen. Durch die freundliche Unterstützung der 
Herren Fockema Andrese und Verdam in Leiden ist es gelungen, für 
diese Arbeiten die geeigneten Kräfte in Holland zu gewinnen. Man 
wird sich dabei im wesentlichen auf die Quellen seıt dem 16. Jahr- 
hundert beschränken können, da die älteren Quellen in dem ausge" 
zeichneten Wörterbuche von Verwijs und Verdam bereits vollständig 
verarbeitet sind. Besondere Fürsorge wird ferner den niederdeutschen 
und den österreichischen Rechtsquellen, die bisher mehr im Hinter- 
nd standen haben, zu teil werden. Die Exzerpierung der 
rimmschen Weistümer ist nahezu vollendet, die der österreichischen 
in Angriff genommen. 


Verzeichnis der im Jahre 1902 ausgezogenen Quellen. 
(Die Beiträge der schweizerischen Kommission sind mit einem * bezeichnet.) 


- Aachen, Zeitschrift des Aachen. Gesch. Vereins 1879 ff.: Prof. 
Liesegang. 

Amberger Kanzl. Ordng. v. 1525: M. J. Neudegger, Kanzlei-, 
Rate- und Gerichtsordnung Friedrichs II. des Weisen als Regie- 
render zu Âm , München 1887: Dr. von Möller. 

Apenrader Skra (15. Jh.), Thorsen, Stadtrechte 155 ff., Stadtrecht 
von 1514, ebd. 181ff.: Dr. Luppe. 

Archiv für Unterfranken, Arch. des hist Vereins für Unterfr. 
und Aschaffenburg 1—8. 22. 24— 48: Dr. Weiss in Eberbach a. N. 

*Argovia IV (Fortsetzung), IX (Fortsetzung), XIV: Rechtskandidat 
eller und Furter (Seminar Gmür). 

Augeburg, Chroniken d. deutschen Städte IV und V: Dr. Wahl. 

Bamberg, Fürstlich bamberg. Ratsbücher (Hofgerichts-, Rezess- 
bücher, Protokolle) 1484 — 1512.  Hofkammerrechnungen von 
1501—1510 (Kreisarchiv Bamberg): Dr. Scheel. 

Bamberg, Echtbuch der Stadt B., herausg. von Köberlin, 59. Bericht 
des hist. Vereins zu Bamberg, 1898 (v. J. 1412— 1444): Dr. Scheel. 

*Basel, Urkundenbuch IV: Stud. jur. Schürch (Sem. ür). 
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*B asel, Rechtsquellen I: fortges. von Stud. jur. Schürch (Sem. Gmür). 

Bergisches Landrecht (Lacomblet Archiv I) und Gerichts-Ordnung 
von 1537: Prof. Liesegang 

*Bern, CGB. v. 1824-1827: Cand. iur. Raaflaub (Sem. Gmär). 

*Bern, Mandatensammlung. Druckexemplar im bern. Staatsarchiv: 
Stud. iur. Schürch und Amsler (Sem. Gmür). 

*Bern, Chorgerichtssatzungen (18. Jahrh.): Cand. iur. Raaflaub 


(Sem. Gmür). 
Blankenh. Landrecht (Maurenbrecher II): Prof. Liesegang., 
Boxberg, Oberrh. Stadtr. I S. 1808: roeder und hl 


Bremen, Privileg Friedrichs I 1186: Prof. Frensdorff. 

Bretten, Oberrh Stadtr. I S. 739 ff.: Schroeder und Dr. Wahl. 

Brückner, Sammlung zu einer Beschreibung des Kirchen- u. Schul. 
staates im Herzogt. Gotha, 2 Bde., 1753— 1759: Prof. His. 

"Bu eler, C Compendium des eidg. Rechts, 1696: Stud. iur. Meyer 
ür). 

Bun ge, I Revaler Stadr. II—V: Dr. von Bulmerin 

*Chur, Erbsatzungen der Stadt u. des Hocherichte, 1740: Stud. 
iur. Branger (Sem. Gmür). 

Dortmund, latein. Statuten: Prof. Frensdorff. 

Eger, Stadigesetze aus den Jahren 1352— 1460, her. von Ferd. Khull, 
12. Jahresbericht des 2. Stadtgymnasiums in Graz, 1880 — 1881: 
Dr. von Móller. 

Eichsfelder Urk.-B., bei Wolf, Gesch. des Eichsfeldes: Prof. His. 

Ellissen, Einbeck im 16. Jahrh., S.-A. a. d. Zeitschr. des Harz- 
vereins, 27. Jbg.: Dr. von Möller. 

Eppingen. Oberrh. Stadtr. I S. 805 ff.: Schroeder und Dr. Wahl. 

Erfurter Urkund.-B., her. von Beyer, Gesch. -Quelien der Provinz 
Sacbsen, 2 Bde.: Prof. His. 

Erfurter Weistümer, her. von Kirchhoff, 1870: Prof. His. 

*Fisi, Staats- und Erdbeschreibung der 'helvetischen Eidgenossen- 
schaft, I u. II (1768): Stud. iur. Meyer (Sem. Gmür). 

Falkenauer Stadtr. (Rietsch, Stadtbuch von Falkenau, 1483— 1598, 
Prag 1895): Dr. von Müller. 

Fürstenbergisches Urkund.-B.: Dr. Hopf. 

Gartenrecht i. d. Jacobsfjorden, 16. Jahrh., her. von Bendixen 
n Krohn i. d. Skrifter af Bergens historiske forening Nr. 1, 1895: 

r. Luppe. 

Geldernsches Landr. (Maurenbrecher II): Prof. Liesegang, 

*G eschichtsfre und, Schweizerischer, Bd. 37 und 38: Stud. iur. 
Schnüriger (Sem. Gmür). 

Gesellenbuch i. d. "Jacobefjorden (a. d. Gartenrecht i. d. Jacobs- 
fjorden): Dr. Lup 

Gochsheimer Stadtrecht, Oberrh. Stadtr. S. 751ff.: Schroeder und 

r 

Goslar, Privileg Friedrichs II. von 1219: Prof. Frensdorff. 

Grebel, Alex., Gesch. der Stadt Goar St. Goar 1848, S. 426— 562 
urkundl. Anlagen: Prof. Liesegan 

Grimm, Weistümer Bd. V vollendet: Dr. Kiener. Nahezu vollendet 
Bd. II: Rechtspraktikant Sterner. Bd. VI: Prof. Greiner. In Arbeit 
Bd.I: Dr Heerwagen. 

Günther, Danziger Hochzeits- u. Kleiderordnungen, S.- A. aus der 
Zeitschrift des westpreuB. Gesch.-Vereins, Heft 42: Dr. van Vleuten. 

Heidelsheimer Stadtrecht. Oberrh. Stadtr. I S. 744ff.: Schroeder 
und Dr. Wahl. 

Heiligenstadt, J. Wolf, Geschichte von H., 1800: Prof. His. 

Hesse, Entwicklung der agrarrecht]. Verhültn. im Stift Verden 
(Abhandlungen des staatswissensch. Seminars zu Halle) Bd. 27: 
Dr. Th. Knapp, Tübingen. 
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Hildesheim, Stadtr. von 1249 (Urkund. B. I Nr. 409): Prof. 
Frensdorff. 

Hôniger, Kölner Schreinsurkunden d. 12. Jhs., I und II, Bonn 
1884— 1894: Prof. Liesegang. 

Jena, Urkund.-B. der Stadt J., her. v. Martin, I, Thüring. Gesch.- 
Quellen VI: Prof. His. 

Jülich-Bergisches Landr. (Maurenbrecher I): Prof. Liesegang. 

*Justinger, Berner Chronik: Stud. iur. W. und Hans Lehmann 
(Sem. Gmtir). 

Kieler Erbebuch (1411 — 1604), her. von Reuter, i. d. Mitteil. d. 
Ges. f. Kieler Stadtgeschichte: Dr. Luppe. 

Kieler Rentebuch (1800 — 1487) her. von Reuter, a. a. O.: Dr. 


Luppe. 

K din, er Reformation von 1538 (Maurenbrecher II): Prof. Liesegang. 

*Konrad von Würzburg, der trojanische Krieg, her. von A. von 
Keller, Stuttgart 1858, Bibl. des litt. Vereins Bd. 44: Prof. Singer 
in Bern. 

Kurkölnisches Landr. (Maurenbrecher I): Prof. Liesegang. 

Kurtrierer Landr. (Maurenbrecher II): Prof. Liesegang. 

Lacomblet, Archiv I—V, 1832-1865: Prof. Liesegang. 

Lacomblet, Urkund.-B. für die Gesch. des Niederrheins, I—IV, 
1840— 1858 : Prof. Liesegang. 

Ladenburg, Oberrh. Stadtr- I S. 658 ff.: Schroeder und Dr. Wahl. 

*Leu, Eidgenössisches Stadt- und Landrecht, 

Bd. II. 1728: Stud. iur. Schürch und Steffen, 
» III. 1790: Stud. iur. Schnüriger, 
» IV. 1746: Stud. iur. Emil Gmtr und Alb. Meyer 
(sämtlich Seminar Gmtir). 

*Livenen, Statuten von 1617—1748, Zeitschr. f. schweiz. R. XII: 
Stud. iur. Schürch (Sem. Gmür). 

Lübeck, Privilegien Friedrichs I. von 1188, Friedrichs II. von 
1226, Fragment, Latein. Statut (Hach, Cod. I): Prof. Frensdorft. 

Lüneburg, (Kraut, Das alte Stadtr. von L., 1846): Dr. von Müller. 

Magdeburger Fragen, her. von J. F. Behrend, 1865: Assessor Dr. 
Frz. Behrend. 

*von Moor (Mohr), Die 18 Erbrechte Graubündens, 1831. Erb- 
satzungen der Stadt u. des Hochgerichts Chur, 1740: Erbsatz. 
des Oberen Bundes, 1718: Stud. iur. Branger (Sem. Gmtir). 

*Mutach, Samuel, Substanzlicher Unterricht von Gerichts- und 
Rechtssachen, Bern, 1709: Stud. iur. Hans König. 

Oppenheimer Stadtbuch (Franck, Geschichte d. Reichsstadt O., 
1559): Dr. Koehne. | 

Otfried, Ausgabe von Piper: Dr. À. Rott. 
Rheingräfliches Landr, (Maurenbrecher Il): Prof. Liesegang. 
Sagittarius, Historia Gothana: Prof. His. 
Salm-Dycksches Landr. (Maurenbrecher II): Prof. Liesegang. 

*Sankt Gallen, Urkund.-B. der Abtei, III und IV (unvollendet): 
Stud. iur. Emil Gmür (Sem. Gmür). 

*Sankt Gallen, Der Stadt Erbrecht u. Satzungen, 1721: Stud. iur. 
Emil Gmür (Sem. Gmtr). 

Sauer, Nassauisches Urkund. - B. I 1 —3, Wiesbaden 1885 — 1887: 
Prof. Liesegang. 

Scotti, Sammlg. der Gesetze u. Verordng i. d. Wied - Neuwiedi- 
schen etc. Landesgebieten, Düsseldorf, 1836: Prof. Liesegang. 
Seibertz, Quellen der westfäl. Geschichte, I— 111, 1857 — 1869: 

Prof. Liesegang. 
Soest, Altes Recht des 19. Jahrh., Chroniken der deutschen Stádte 
24: Prof. Frensdorff. 


464 Germanistische Chronik. 


*Solothurner Stadtrecht 1604 (Druck 1717): Stud. iur. Meyer 
(Sem. Gmtir). 
Sponheimer Landr. (Maurenbrecher II): Prof. Liesogane. | 
Stade, Privileg von 1209 (Gengler, Stadtrechte): Prof. Frensdorff. 
Statuten des Dorfes Kunitz bei Jena von 1674, Zeitschr. d. Vereins 
f. thür. Gesch. 6 S. 127 ff : Prof. His. 
Stieda u. Mettig, Schragen der Gilden der Stadt Riga (nunmehr 
vollendet): Dr. von Bulmerincq. 
*Tschudi, Chronikon Helveticum, Ausg. von Iselin: Cand iur. 
Raaflaub (Sem. Gmür). 
*Urı, Landbuch v. U., Zeitschr. f. schweiz. R. XI: Stud. iur. Schürch 
(Sem. Gmtir). 
Urkund.-B. des Klosters Pforte, her. von P. Böhme, I: Prof. His. 
Verzeichnis der Einkünfte der Markgrafen von Meißen, 1378 
(Dreaden, Hpt. Staate-Archiv): Prof. His. 
“Waldkirch, Eidgenössische Bundes- und Staatshistorie, 1757: Stud. 
iur. W. Haller (Sem. Gmür). 
Wendunmuth von H. W. Kirchhof, her. von Oesterley (litt. Verein 
Stuttgart): Dr. Wahl. 
Wetteravia, her. von v. Fichard, I 1828: Dr. Weiß. 
Wiesbaden, Das älteste Gerichtshuch der Stadt W. von 1554, her. 
von Otto: Dr. Weismann. 
Wiesloch, Oberrh. Stadtr. I S. 710ff.: Schroeder und Dr. Wahl. 
Wildenberger Landr. (Maurenbrecher II): Prof. Liesegang. 
Württemb. Gesch. - Quellen III u. IV: Dr. Mehring. 
Württemb. Vierteljahrs-Hefte für Landesgeschichte, Neue Folge I 
bis XI, 1 (1892—1902): Dr. Mehring. . . 
*Zehngerichtenbund, Landsatzungen von 1650, Zeitschrift für 
schweiz. R. XI: Stud. iur. Branger (Sem. Gmür). . 
*Zeller-Werdmiller, Zürcher Stadtbücher I und II: Cand. iur. 
Leemann (Sem. Gmür). . 
*Zellweger, Appenzellisches Urkund.-B. I bis VII: Stud. iur. Hans 
Juchler (Sem. Gmür). . . 
Zentbücher, fränk. Rockinger, Frünkisch-wirzburgische Zentb., 
Münchener Sitz.-Ber., Histor. Klasse, 1872: Dr. Weiß, Eberbach. 
Zeitschr. f. d. Gesch. des Oberrheins, I u. Nene Folge XIII bis 
XV: Dr. Theod. Knapp, Tübingen. 
Zuzenhausen, Oberrh. Stadtr. I S. 725ff.: Schroeder und Dr. 
ahl. 


Zur Frage des Bergregals. 


Eine Replik von Herrn Professor Dr. Α. Arndt 
in Königsberg in Preußen.*) 





Es ist schwer, Ausführungen zu widerlegen, die sich nur aus 
Widersprüchen zusammensetzen. So wird behauptet (oben S. 343), daß 
die Bergbaufreiheit von den Grundeigentümern ausgegangen sei, 
wührend S. 344 (richtig) gesagt wird, daB sie ihren Ausgang vom 
Regal und von dem Regal-(Landes-)herrn genommen habe. So 
soll im Ssp. das Bergregal bestanden haben, welches (richtig) das 
Verfügungsrecht des Regalherrn über die Mineralien und die Bergbau- 
freiheit (den Grundbesitzern gegenüber) bedeute, wührend u. a. ültestes 
Bergrecht S.124 (irrig) ausgeführt wird, daß der Grundherr den 
Orloff zum Bergbau nach dem Ssp. geben müsse. Bald werden die 
Abgaben aus der Steuerhoheit erklürt, bald (richtig) habe es damals 
eine solche gar nicht gegeben und seien die Abgaben Folge des Regals. 
Bald sollen es die Gru ndherren sein, die sich die Erlaubnis zum Berg- 
bau auf ihrem Grundeigentum erteilen lassen, bald (richtig) die 
Landesherren auf ihrem ganzen Herrschaftsgebiet. Bald werden 
Ackerteil und Drittteil an den Urbaren mit dem Rechte des Grund- 
eigentümers auf die Mineralien in Zusammenhang gebracht, bald 
(richtig) zugegeben, daß sie damit nichts zu tun haben und Ersatz für 
Inkonvenienzen (Bauland, Holzbezug) seien usw. Nach der An- 
kündigung (u. a. Ältestes Bergrecht 8.6) soll ein „Arndt gerade ent- 
gegengesetztes Ergebnis“ gewonnen sein, d. h. also doch, Bergbau- 
freiheit käme von den Anrechten der Gemeindegenossen auf Almend 
oder aus dem eigenen Rechte der Finder, bezw. der Herrenlosigkeit 
der Mineralien, und sie wäre nicht jünger und Folge, sondern älter, 
stärker und Beschränkung des Regals, die alten Bergordnungen und 
der Ssp. enthielten keine Spur vom Bergregal, die Abgaben wären 


*) Auf Wunsch des Herrn Professors Arndt, und um die Freiheit der 
Diskussion in keiner Weise zu beschränken, sieht sich die Redaktion ver- 
anlaßt, obenstehender Replik doch noch Aufnahme zu gewähren, trotzdem 
sie eigentlich der Ansicht ist, daß mit den S. 59 ff. und S. 338 ff. abgedruckten 
Ausführungen der beiderseitige Standpunkt hinreichend festgestellt war. 
Nachdem uns Herr Professor Zycha, dem wir diese Replik pflichtgemäß 
mitteilten, erklärt hat, er verzichte auf die Duplik, müssen wir diese Er- 
örterung nunmehr als für unsere Zeitschrift endgültig erledigt erachten. 

Für die Redaktion. U. Stutz. 
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AusfluB der Steuerhoheit, die Verleihungen hätten sich nie auf 
das Herrschaftsgebiet, stets auf das Eigentum erstreckt usw. 
Manchmal scheint es so, als ob dies behauptet werden sollte. Schließ- 
lich werden aber die gerade entgegengesetzten, die Arndtschen Ergeb- 
nisse gewonnen: Bergbaufreiheit jünger und Folge des Regals, im Ssp. 
Bergregal und Bergbaufreiheit, keine Spur mehr von der Almende- 
theorie usw.! 

Nur, weil manchem Leser die technischen und wirtschaftlichen 
Anschauungen fehlen möchten (die Nationalókonomen sind längst mit 
ihrem Urteil fertig, wie dies die Lexissche Schrift über die deutschen 
Universitäten ergibt), soll folgendes kurz konstatiert werden: 

I. Die älteste Zeit des Mittelalters ist wegen der Spärlichkeit 
und Unzuverlässigkeit der Quellen von mir ausgeschieden. 

Il. Während des 10. usw. Jahrhunderts erschienen die Metalle 
(und Salz) als juris imperii mit der Maßgabe, daß die Bewilligung, 
nicht der Grundeigentümer (S. 340), sondern wie bei den übrigen 
Regalien der Landesherr erhält: Territorial- nicht Grundeigen- 
tum-Verleihung. 

IM. Die Finder-Beleihung (Freierklärung) erfolgte von je 
durch den Regal-, nicht den Grundherrn. Verleihungen an und von 
Regalherren erfolgen stets auch auf fremdem Grund und Boden. 

IV. Bergbaufreiheit galt nur, wo, wie und soweit sie in Kraft 
des Regals erklärt war, nie für Salz. 

V. Der Grundeigentümer mußte und muß die Gewinnung der 
unter seinem Areal anstehenden Mineralien sich ohne jedes Entgelt 
gefallen lassen, er darf selbst die auf seinem Areal anstehenden nicht 
(ohne Verleihung) gewinnen. Aber im Ssp., in den schlesischen Gold- 
rechten wie heute galt und gilt der Satz, daß niemand zum Bergbau 
fremdes Oberflächeneigentum okkupieren und ohne Erlaubnis 
auf fremdem Boden Silber oder Gold oder Salz brechen, graben oder 
sonstwie den Grundbesitzer dejizieren kann, weder dort, wo Pflug, Egge 
und Sense gehen, noch heute selbst da. wo das Land wüst liegt. 
Niemand aber wird sagen, daß, um Erde, Lehm, Bäume usw. auf 
fremdem Boden zu brechen oder zu graben, des Grundeigentümers Erlaub- 
nis nótig ist, weil sich dies von selbst versteht. Art. 35 2 Ssp. und die 
Stellen der schlesischen Goldrechte würen ganz überflüssig, wenn man 
nicht damit sagen wollte, daß (selbst) solche Mineralien, die von der 
Verfügung des Grundeigentümers ausgeschlossen sind und an und für 
sich ohne dessen Erlaubnis gewonnen werden dürfen, auf diesem 
Grundeigentum bezw. dort oben, wo Pflug, Egge und Sense gehen, 
bezw. wo diese Gewinnung die Ackernutzung ausschlieBt, nur mit Er- 
laubnis des Grundeigentümers gewonnen werden dürfen.!) 


1) M. a. W. die Erlaubnis des Grundeigentümers war und ist nicht 
nótig, um die Bergwerksminerslien zu gewinnen, sondern nur, um zum 
Zwecke dieser Gewinnung fremdes Oberflücheneigentum be- 
nutzen zu dürfen. 
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VI. Nicht die Grundbesitzer schützten die Bergwerksbetriebe vor 
Gericht, sondern die Landes(regal)herren schützten die in ihrem 
Interesse tätigen meist ortsfremden Bergwerksbetreiber vor den Grund- 
besitzern. 

VII. Daß der Markgraf von Meißen Grund und Boden eintauscht, 
unter dem er Silber graben läßt, spricht nicht für, sondern gegen 
die Zubehörung des Silbers zum Grundeigentum. Gehörte das Silber 
zum Grundeigentnm, so brauchte er solches nicht erst zu erwerben. 

VIII. Wenn nicht in der ältesten, sondern erst in der zweitültesten 
Aufzeichnung des Iglauer Bergrechts die Stelle sich findet: ,quilibet 
mons mensuratus XVI areas de jure obtinebit", so kann daraus nicht 
gefolgert werden, daß die Abtrennung des Bergbaus vom Grund- 
eigentum erst zwischen der ültesten und zweitültesten Aufzeichnung 
erfolgt ist. Will ein Bergwerksbesitzer auch heute noch Baustellen, 
Weideplätze, Raum oder Holz für Schmelzhütten u. dergl. haben, so 
mag und muß er sie freihündig erwerben. Aus dem Fehlen des ge- 
setzlichen Anspruchs auf Baustellen usw. kann daher nicht die Zu- 
behörung des Bergbaus zum Grundeigentum gefolgert werden, andern. 
falls müBte diese Folgerung auch für das heutige Recht zutreffen. 
Es ist ganz klar, daß der Bergbau erst einige Zeit bestanden haben 
mußte, ehe der Böhmenkönig es nötig fand, den Latifundienbesitzern 
die Abtretung von Bau-, Weideland pp. aufzuerlegen. Übrigens handelt 
es sich nur um eine partikulare Vorschrift. 

Daß aber schon in der ältesten Aufzeichnung des Iglauer Berg- 
rechts der Bergbau auch unter fremdem Grund und Boden freigegeben 
war, ergibt sich auBer aus dem oben Angeführten (,ubique in regno 
nostro“) u. a. aus folgenden Stellen: IX 1, in montibus vel stollonibus 
aliquibus“, X 2 „et ubicunque mons vel stollo inventus est, VI 13 
Item ubicunque mons mensurandus fuit". 

IX. Der Bergbau war schon zur Rómerzeit und schon im Mittel- 
alter meist unterirdisch, wenn auch weniger tief Im allge- 
meinen schloß der Bergbau die Ackernutzung nicht aus. 

X. Summa summarum: alle Rechte auf und an den Metallen und 
Salzen, Gewinnungsrecht, Erstfinderrecht, Abgaben führen sich historisch 
nicht auf das Grundeigentum, sondern auf das Regal zurück. q. e. d. 
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